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Die wirtschaftliche Bedeutung 
der kleineren Stadt seit dem 18. Jahrhundert 

Vorträge auf der Tagung der 
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vom 24. bis 26. Mai 2001 in Delmenhorst 

1. 
Kleinstädte am Ende des Alten Reiches 

Fragen und Anmerkungen 
zu Gesellschaft, Wirtschaft , Politi k und Kultur1 

von 

Wilfried Reininghaus 

Niedersächsische Kleinstädt e hatte n i m späte n 18 . Jahrhundert i m wahrste n 
Sinne des Wortes eine schlechte Presse . Das „Hannoversche Magazin " berich-
tete mehrfac h übe r de n „Verfal l de r mehresten Landstädte" . E s prangerte di e 
schlechte Qualitä t de r Produkte ihre r Handwerker an , deren Müssiggang un d 
Bevorzugung von Ackerbau und Gartenarbeit. Armut, Unsauberkeit, schlecht e 
Wege un d zerbröckelnd e Gebäud e seie n di e Folge. 2 Di e zeitgenössisch e Au -
ßenwirkung de r Kleinstädte au f di e Berichterstatte r i n den Intelligenzblätter n 

1 Vortrag auf der Jahrestagung der Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen 
am 24.05. 2001 in Delmenhorst. Den Vortragstext habe ich weitgehend unverändert, ver­
sehen mit den nötigsten Anmerkungen, belassen. In Abstimmung mit dem Veranstalter griff 
der Vortrag Themen und Fragen meiner 1993 gehaltenen Antrittsvorlesung auf: Idylle oder 
Realität? Kleinstädtische Strukturen am Ende des Alten Reiches, in: Westfälische For­
schungen 43 (1993), S. 514-529. Der Vortrag selbst ist in größeren Teilen neu konzipiert. 

2 Zitiert nach Reinhard Oberschelp, Niedersachsen 1760-1820. Wirtschaft, Gesellschaft, 
Kultur im Land Hannover und Nachbargebieten, 2 Bde., Hildesheim 1982, Bd. 1, S. 252-
254. 
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und Journalen war verheerend. Woher die Berichterstatter kamen, ob sie nicht 
nur auf der Durchreise waren und einen flüchtigen Eindruck gewonnen hat­
ten, müssen wir dahingestellt lassen. Jedenfalls haben sie negative Erwartun­
gen produziert, die Fremde dann auch tatsächlich antrafen. Als die preußi­
schen Kommissare 1802 das Hochstift Paderborn in Augenschein nahmen, 
waren sie u. a. über die Misthaufen in den städtischen Durchgangsstraßen er­
schüttert. Es waren genau die Zustände, die ihnen über dieses Land jahrzehn­
telang bei der Lektüre begegnet waren. Hefergehendere Analysen und Diskus­
sionen über den Zustand der Kleinstädte, Analysen auch aus interner Kennt­
nis der Dinge, waren selten. Justus Moser ist eine rühmliche Ausnahme. Sein 
Beitrag über den „Verfall des Handwerks in kleinen Städten" liefert eine Reihe 
von Thesen, die zu diskutieren sich lohnt. Ich komme darauf noch zurück. 
Der Topos „Kleinstadt" in der Literatur zwischen 1780 und 1820 - an Stich­
worten sind zu nennen Wielands Abderiten, Jean Pauls Advokat Siebenkäs, 
Goethes Hermann und Dorothea und Kotzebues „Kleinstädter" - war ur­
sprünglich nicht ganz so unfreundlich besetzt wie in der zeitgenössischen Pu­
blizistik. Die langfristigen Folgen waren jedoch für ein unvoreingenommenes 
Bild ähnlich verhängnisvoll, denn neben dem Eindruck des Verfalls schlich 
sich die Idylle ein, in die man sich zurückziehen konnte, wenn einem die mo­
derne Großstadt zu unwirtlich wurde. Das Leben auf dem Lande und in der 
Kleinstadt wurde zum Fluchtpunkt der Großstadtkritik des beginnenden 20. 
Jahrhunderts. Pikanterweise war es ein Osnabrücker Landsmann Mosers, 
Ludwig Bäte, dessen volkstümliches und in mehreren Auflagen erscheinendes 
„Buch der deutschen Kleinstadt" um 1920 half, die „Bedrängnis der Gegen­
wart" zu verlassen.3 Die politischen Implikationen dieser Sicht der Dinge 
brauche ich nicht eigens zu betonen. 
Geschichtswissenschaftliche Forschungen über Kleinstädte im 18. Jahrhundert 
hatten und haben es unter diesen Umständen schwer. Vorurteile über „Verfall" 
und „Idylle" erleichterten die Annäherung nicht. Die Wirtschafts- und Sozial­
geschichte präferierte zu Zeiten der Jüngeren Historischen Schule der Natio­
nalökonomie, den Sieg der absolutistischen Staates über die Partikularinteres­
sen der Städte und Stände zu feiern. Die mediävistisch dominierte ältere Lan­
desgeschichte richtete ihr Augenmerk auf die hohe Zeit der Städte im Mittelal­
ter und klammerte deshalb die neuzeitliche Entwicklung, angeblich eine Zeit 
des Niedergangs, aus. Unter diesen Voraussetzungen läßt sich leicht nachvoll­
ziehen, warum Historiker in den 1970er Jahren und noch später die For­
schungslage über die frühneuzeitliche Kleinstädte als „trostlos" bezeichneten. 
Zwar erkannte die Städtegeschichte, vertreten vor allem durch Heinz Stoob in 
Münster, daß die Entwicklung nicht in der Reformationszeit abbrach, sondern 

3 Ludwig Bäte / Kurt Meyer-Rothmund (Hrsg.), Das Buch der deutschen Kleinstadt, 8. Aufl., 
Rothenfelde 1921, Zitat 5 f. 
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neue Typen entstanden, Residenz- , Berg- , Exulantenstädte, 4 doc h reproduzier -
te sie nur eine obrigkeitliche , quas i stadtplanerische Perspektive : die des Städ-
tegründers ode r Landesherrn , Ein e Städtegeschicht e vo n innen , vo n unte n 
und unter Respektierung der kleinen Dimensionen war dies nicht. 
Die Wort e „eintönig" , „schmal " ode r „trostlos " dürfe n heut e nich t meh r fü r 
den Stand der Forschung über vorindustrielle Kleinstädt e verwendet werden. 5 

Im Gegenteil : da s Them a stöß t a n viele n Orte n un d i n viele n Regione n au f 
großes Interesse . Die Tagung der Historischen Kommissio n für Niedersachse n 
und Bremen im Jahr 2001 reiht sich ein in eine Kette von Veranstaltungen un d 
Publikationen mit gleicher oder ähnlicher Thematik und Zielrichtung. 6 Disser -
tations-7 un d Habilitationsschriften 8 übe r einzeln e Kleinstädt e ode r Klein -
stadtgruppen liege n vor , Sektione n au f internationale n Konferenze n habe n 
sich de r Kleinstädt e ebens o angenomme n wi e regional e Fachtagungen . Di e 
Kette reiß t nich t ab . Angekündigt is t beispielsweis e fü r diese s Jah r ein Ban d 
über „Gemeindeleben , Dor f un d klein e Stad t i m östliche n Deutschland " i m 
16. bis 18 . Jahrhundert.9 Und auf der Frühjahrstagung de s Instituts für verglei-
chende Städtegeschicht e i n Münste r wir d 200 2 vo n städtische n Netzwerke n 
natürlich unter Einbeziehung von Kleinstädten diskutiert . 
Woher rühr t diese r Wandel sei t de n späte n 1980e r Jahren? Di e Ursachenfor -
schung mu ß (1. ) bei eine m banale n Umstan d einsetzen : be i de r quantitative n 
Dominanz der  Kleinstädt e i n Deutschland , di e nich t meh r z u übersehe n ist . 
Karl Heinrich Kaufhold hat deshalb für Niedersachsen di e allgemein, auch für 
andere Regione n gültig e Forderun g aufgestellt : „Weiter e Untersuchunge n zu r 
... Städtegeschicht e de r frühe n Neuzei t sollte n sic h nich t zuletz t de n Klein -
städten zuwenden , dere n Bedeutun g fü r das deutsche Städtewese n überhaup t 

4 Vg l Hein z Stoo b (Hrsg.) , Forschunge n zu m Städtewese n i n Europa , Bd . 1 , Köl n /  Wie n 
1970, S . 246-284 . 

5 S o noc h Brigitt e Meier , Neuruppi n 170 0 bi s 1830 . Sozialgeschicht e eine r kurmärkische n 
Handwerker- un d Garnisonstadt , Berli n 1993 , S . 11 ; Klau s Vetter , Zwische n Dor f un d 
Stadt. Mediatstädt e de s kurmärkischen Kreise s Lebus . Verfassung, Wirtschaf t un d Sozial -
struktur im 17 . und 18 . Jahrhundert, Weimar 1996 , S . 11 . 

6 Miche l Paul y (Hrsg.) ; Le s petite s ville s e n Lotharingie . Di e kleine n Städt e i n Lothringen , 
Luxemburg 1992 ; Jürgen Treffeisen /  Kur t Andermann (Hrsg,) , Landesherrliches Städtewe -
sen i n Südwestdeutschland , Sigmaringe n 1994 ; Holge r Th . Gra f (Hrsg.) , Klein e Städt e i m 
neuzeitlichen Europa , Berli n 1997 ; Helmu t Flachenecke r /  Rol f Kießlin g (Hrsg.) , Städte -
landschaften i n Altbayern, Franken und Schwaben . Studie n zum Phänomen de r Kleinstäd-
te während de s Spätmittelalter s un d de r Frühen Neuzeit , Münche n 1999 . 

7 Car l A. Hoffmann, Landesherrlich e Städt e und Märkte im 1 7 und 18 . Jahrhundert. Studie n 
zu ihre r ökonomischen , rechtliche n un d soziale n Entwicklun g i n Oberbayern , Münche n 
1997 

8 Katri n Keller , Kleinstädt e i n Sachsen . Wandlunge n eine r Städtelandschaf t zwische n Drei -
ßigjährigem Krie g und Industrialisierung, . Köln/Weimar/Wie n 2001 , 

9 Hrsg . durch T. Rudert und H . Zuckert , Köl n 2001 (Ankündigung) . 
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bisher noch nicht scharf genug herausgearbeitet worden ist".10 (2.) Die qualita­
tive wie quantitative Erweiterung der Geschichtswissenschaften seit den spä­
ten 1960er Jahren kam der frühneuzeitlichen Stadtgeschichte zugute. Es gibt, 
ob als Sammelband oder Monographie, heute kaum noch eine Gemeinde, die 
in den letzten 30 Jahren nicht Gegenstand einer mehr oder minder anspruchs­
vollen, mindestens aber faktenreichen Darstellung geworden ist. Zwar zielen 
diese Ortsgeschichten „nicht primär auf theoretische Erörterungen", wie es 
jüngst zu einem westfälischen Wigbold hieß,11 doch liefern sie, ob sie wollen 
oder nicht, auch Bausteine zu einer Theorie der Geschichte der Kleinstädte 
(und der Dörfer). (3.) Die seit langem geführte Diskussion um die Reichweite 
des Absolutismus-Begriffs ermutigte, nicht jedes Edikt für bare Münze zu hal­
ten und vor Ort die These Fritz Hartwigs zu überprüfen, daß „der preußische 
Absolutismus" vor der Lokalverwaltung „haltgemacht" habe und „die lokale 
Obrigkeit des Stadtrats ... nicht angetastet" habe.12 Die Teüverlagerung der 
Absolutismusforschung von der Zentralen auf die Peripherie kommt deshalb 
inner- und außerhalb Preußens ohne Kleinstadtstudien zum 18. Jahrhundert 
nicht aus. (4.) Ein weiterer, ebenfalls international wirksamer Faktor waren 
und sind Forschungen zur Industrialisierung und ihren Vorbedingungen. Der 
so ungeheuer fruchtbare Ansatz der Proto-Industrialisierung zwang dazu, 
nicht nur die Verlagerung der Produktion von der Stadt auf das Land, sondern 
generell die Rolle von kleineren und größeren Städten bei der Genesis des Ka­
pitalismus zu untersuchen. Es ist kein Zufall, daß die meisten Impulse der jün­
geren Kleinstadtforschimg von England, dem Mutterland der Industriellen Re­
volution, weil Peter Clark und andere die Bedeutung von Städten und Städte­
netzen für den Ausbau des inneren Marktes auf der Insel seit dem 17. Jahrhun­
dert erkannten.13 (5.) Märkte als Standorte des Austausches von Stadt und 
Land waren auch Gegenstand der von Geographen entwickelten Theorie der 
zentralen Orte, die die kleinen Städte nicht ausklammert, sondern sie in funk­
tionale Zusammenhänge einbindet.14 

Trotz der zahlreichen Impulse bleibt die Erforschung der Kleinstädte ein 
schwieriges Feld. Es ist nicht immer leicht, die richtige Strategie einzuschlagen, 

10 Karl Heinrich Kaufhold, Städtische Bevölkerungs- und Sozialgeschichte in der frühen Neu­
zeit, in: Christine van den Heuvel / Manfred von Boetticher (Hrsg.), Geschichte Nieder­
sachsens, Bd. 3/1, Hannover 1998, S. 731-840, 742. 

11 Klaus Gruhn (Hrsg.), Freckenhorst 851-2001. Aspekte einer 1150jährigen Geschichte, 
Freckenhorst 2000, S. 119. 

12 Fritz Härtung, Deutsche Verfassungsgeschichte, 9. Aufl., Stuttgart 1969, S. 115; Heinz 
Schilling, Die Stadt in der frühen Neuzeit, München 1993, S. 78. 

13 Peter Clark (Hrsg,.), The Transformation of English Provincial Towns 1600-1800, Oxford 
1984; ders. (Hrsg.), Small Towns in Early Modem Europe, New York/Paris 1995; Peter 
Borsay, The English Urban Renaissance. Culture and Society in the Provincial Town 1660-
1770, Oxford 1989. 

14 Das beste Beispiel einer auf der Theorie von W. Christaller beruhenden Arbeit: Hans H. 
Blotevogel, Zentrale Orte und Raumbeziehungen in Westfalen vor der Industrialisierung, 
Münster 1975. 
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denn aus der Summe der stadtgeschichtlichen Monographien erwächst nicht 
quasi zwangsläufig ein „Sonderforschungsbereich" Kleinstadtgeschichte. Oder 
anders formuliert und auf Niedersachsen bezogen: Man kann nicht ohne wei­
teres und automatisch Kleinstädte hier in Beziehung setzen zu den exempla­
risch erforschten Kleinstädten anderer Regionen. Es macht wenig Sinn, ohne 
weitere Vorüberlegungen und Erläuterung von Rahmenbedingungen Delmen­
horst neben Trostberg bei Salzburg, Wasungen an der Weira neben Meppen, 
Homberg an der Ohm neben Wildeshausen zu setzen. Ein Königsweg könnte 
sein, Städtegruppen und -landschaften vergleichend zu behandeln. Man muß 
Heinz Schilling zustimmen, wenn er „vergleichende Stadtgeschichte" (,in 
Deutschland bislang nur beschworen, aber kaum betrieben") als „Desiderat" 
bezeichnet und vor allem sozialgeschichtliche Ansätze einfordert.15 Um nicht 
mißverstanden zu werden: wir brauchen weiterhin und noch mehr gehaltvolle 
Einzelstudien über kleine Städte, müssen aber zugleich zwingend ihre Einbet­
tung in größere Zusammenhänge und Netzwerke betreiben. Insbesondere ist 
die Einbindung in Städtelandschaften notwendig, denn je nach Zugehörigkeit 
zu geographischen Großräumen oder landesherrlichen Territorien änderten 
sich die Funktionen der jeweils betrachteten Kleinstädte.16 

Hinzu kommen nicht wenige, sehr hinderliche Quellenprobleme, auf die dem 
Archivar einzugehen erlaubt sein muß. Viele Kleinstädte haben ihre Registra­
turen schlecht konserviert und ein Vakuum hinterlassen, andere verfügen über 
große und deshalb oft ungeordnete Bestände. Die ersatzweise zu benutzenden 
und in der Regel besser erhaltenen Akten der Obrigkeit präsentieren natürlich 
deren Sichtweisen und müssen im Zweifel gegen den Strich gelesen werden. 
Private Aufzeichnungen von Kleinstadtbürgern, ihre Geschäftsbücher und 
Briefe fehlen in den meisten Fällen. Elementare Datensätze, Reihen mit Bevöl­
kerungszahlen, Editionen und Auswertung von Statistiken und Steuerlisten, 
erscheinen nur langsam. Besonders hinzuweisen sind auf einige in gedruckter 
Form vorliegende Statistiken und Topographien, die sich für vergleichende 
Forschungen gut eignen: die Vorbeschreibungen zum Kataster der Landgraf­
schaft Hessen aus den 1740er Jahren, die genaue Ortsschilderungen den 
Lager-, Stück- und Steuerbüchern voranstellen und die in Auswahl ediert 
sind;17 die Dachsbergische Volksbeschreibung im Kurfürstentum Bayern, die 
zwischen 1771 und 1781 entstand;18 die Historischen Tabellen für die preußi­
schen Provinzen, die jetzt für Ostfriesland zwischen 1744 und 1806 vorliegen. 

15 Schillin g (wi e Anm. 12) , S. 77. 
16 Fran z Irsigler, Städtelandschaften un d kleine Städte , in: Flachenecker /  Kießlin g (wie Anm. 

5), S . 13-38 ; Keller (wi e Anm. 8) , S . 21 ff. 
17 Zu r Quell e vgl . Walte r Heinemeyer , Methodisch e Grundlage n de r hessische n Orts - un d 

Heimatgeschichte, in : Zeitschrift fü r hessische Geschicht e 6 8 (1957) , S. 1 1 ff., 20 . 
18 Ausgewerte t bei : Hoffman n (Anm . 5) ; Marku s A . Denzel , Professione n un d Professioni -

sten. Di e Dachsbergisch e Volksbeschreibun g i m Kurfürstentu m Baier n (1771-1781) , Stutt -
gart 1998 . 
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Für die Grafschaft Mark wird punktuell ein komplettes Historisches Taschen­
buch zum Jahr 1804 ediert.19 Die Kleinstadt- wie die Frühneuzeitforschung in 
ihrer Gesamtheit leidet am Erschließungsstand der zeitgenössischen Akten, 
auf die Archivare und Historiker in der Regel weniger Energie als auf früh-
und hochmittelalterliche Urkunden verwendet haben. 
Angesichts dieser nicht einfach zu ignorierenden Beschwernisse ist es um so 
wichtiger, einen Kanon von zentralen Fragen zu formulieren, mit denen sich 
die vergleichende Kleinstadtforschung auseinandersetzen sollte. Ich konzen­
triere mich - auch unter dem Diktat der Zeit - auf einige zentrale Aspekte: die 
Definition der Kleinstädte; sodann wirtschaftliche, demographische, soziale, 
politischen und kulturelle Fragen. 
Zunächst einmal müssen wir uns fortgesetzt um die Definition von Kleinstäd­
ten bemühen. Mindestens zwei Elemente sind genauer zu bestimmen. Zum 
einen ist zu klären, was eine Kleinstadt von der ländlichen Umgebung abhob, 
zum anderen was sie von Mittel- und Großstädten unterschied. Angesichts des 
ja gerade für Neidersachsen typischen fließenden Übergangs zwischen Kirch­
spielorten ohne Stadtrecht und privilegierten, aber gleichwohl agrarisch ausge­
richteten Gemeinwesen mit städtischen Privilegien mag es vielleicht überflüs­
sig sein, darauf zu bestehen, daß kleine Städte andere Rechte als das Land be­
saßen und als ihr Merkmal ein Mindestmaß an Konzentration von Gewerbe, 
Handel, Verwaltung und Kultur zu fordern. Die andauernde Unterscheidung 
zwischen Stadt und Land in der Besteuerung und in der Verwaltung in den 
meisten Territorien des Alten Reiches läßt es geraten sein, mehr als nur die Be­
völkerungszahl zu Definitionszwecken heranzuziehen. Anschauungsmaterial 
liefern die sog. Akzisestädte des 18. Jahrhunderts im preußischen Westfalen, 
deren Erhebung zur Stadt den Zweck hatte, die Warenein- und -ausfuhr besser 
besteuern zu können. Hieraus konnten Urban e Qualitäten erwachsen, wie das 
Beispiel der Akzisestadt Hagen zeigt, die in der Stadterhebung 1741 den Auf­
takt einer Entwicklung sah, die in der Industriegroßstadt des 20. Jahrhunderts 
mündete.20 Insgesamt jedoch nach rechtlichen Kategorien zwischen Flecken, 
Märkten, Wigbolden, Freiheiten oder ähnlichen Begriffen zu differenzieren, 
sollte man sich bei überregional vergleichender Analyse ersparen, denn diese 
regional jeweils anders besetzten Termini lassen sich kaum einen gemeinsa­
men Nenner bringen. 

19 Karl Heinrich Kaufhold / Uwe Wallbaum (Hrsg,), Historische Statistik der preußischen 
Provinz Ostfriesland 1744-1706, Aurich 1988; Wilfried Reininghaus / Jürgen Kloosterhuis 
(Hrsg.), Das Taschenbuch Romberg, Münster 2001. 

20 Vgl. Friedrich-Wilhelm Hemann, Akzisestädte in Westfalen als Beispiel eines frühneuzeitli­
chen Städtetyps, in: Sabine Bartetzko / Andrea Plüss (Hrsg.), 275 Jahre Stadtrechte 1719-
1994: Bünde, Enger und Preußisch-Oldendorf. Bielefeld 1994, S. 7-55; Peter Brandt / 
Beate Hobein (Hrsg.), 1746/1996. Beiträge zur Geschichte der Stadt Hagen, Hagen 1996. 
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Hektor Amman n ha t Kleinstädt e fü r da s Mittelalte r au f 2.00 0 un d wenige r 
Einwohner begrenzt. 21 Ic h halte dies e Festlegun g für ausreichend, wenngleic h 
diese Zahl  wie jede andere willkürlich gesetzt ist. Es erscheint aber nicht sinn-
voll, noch weiter zu klassifizieren bi s hin zu den Zwergstädten mit weniger al s 
200 Einwohnern . Zwa r is t di e Bandbreit e zwische n 20 0 un d 200 0 Einwoh -
nern gewaltig. Doch ist einerseits angesicht s de r Quellenlage ohnehi n jede ge-
naue Zah l fragwürdig, andererseits war die Bevölkerungsgeschichte de r Klein-
städte i n vorindustrielle r Zei t erhebliche n Schwankunge n unterworfen . Wi r 
kennen zwischen 150 0 und 180 0 Fälle permanenten Rückgang s und kurzfristi -
ger, kriegs - un d seuchenbedingte r Schwankunge n ebens o wi e relati v rasche n 
Aufstieg zu r große n Gewerbesiedlung . Elberfeld-Barme n un d Krefel d ware n 
im Rheinland markante Beispiele . 

Dringlicher is t es, endlich Fragen der Stadt- und Gemeindesoziologi e un d de r 
Stadtgeographie aufzugreife n un d danac h z u fragen , welch e Folge n ein e be -
grenzte Einwohnerzah l un d ei n begrenzte r Rau m au f di e innerstädtische n 
Strukturen gehabt haben. Georg Simmel hat in seiner erstmals 190 8 erschiene-
nen „Soziologie " ei n lange s Kapite l übe r „di e quantitativ e Bestimmthei t de r 
Gruppe" aufgenommen und darin ausdrücklich mit stadthistorischem Materia l 
gearbeitet.22 Sein e Thesen aufzugreifen, könnt e weiterführen. Notwendi g ist es 
weiterhin, di e Positio n vo n Kleinstädte n innerhal b eine r Städtelandschaf t z u 
berücksichtigen. E s macht eine n Unterschied , o b ma n wie i n Thüringen ode r 
Württemberg all e sech s bi s ach t Kilomete r au f ein e klein e Stad t tra f ode r o b 
die Landschaf t wi e Niedersachse n westlic h de r Weser weitgehen d städtelee r 
war. De r ein e wi e de r andere Fal l wirkte sic h au f di e Qualitä t de r Stadt-Um -
land-Beziehungen aus . 
Zur Analys e de r ökonomische n Strukture n i n Kleinstädte n ha t Justus Mose r 
jenen schon erwähnten Aufsatz hinterlassen, der wichtige Aufschlüsse liefert. 23 

Moser fragte zunächst, waru m habe n di e große n Städt e de n kleine n s o viele s 
abgenommen. Sein e Antwort fiel  mehrschichtig aus . Ic h fasse zusammen : Ar-
beitsteilung se i nur in großen Städten möglich und erlaubte dort, die Produkti -
on zu verbilligen. Den Kleinstädten fehle e s an einem kaufkräftigen Publikum , 
außerdem diktierte n di e Urbane n Zentre n di e Mod e un d verdrängte n klein e 
lokale Konkurrenten . Günstig e Einkaufsmöglichkeite n fü r Rohstoffe un d „Fa-
brikengeist" (,espri t d e fabrique" ) geb e e s nu r i n Großstädten , w o auc h di e 
Umsetzung technische r Erfindunge n möglic h sei . I m zweite n Tei l seine s Auf -
satzes versuchte Mose r ein Rezept zu finden,  wie di e Kleinstädt e wieder wett-
bewerbsfähig gemach t werden können . Vor allem plädierte e r für einen abge -

21 Hekto r Ammann , Wie gro ß wa r di e mittelalterlich e Stadt ? (1956) , in : Carl Haas e (Hrsg.) , 
Die Stad t des Mittelalters , Bd. 1 , 3. Aufl., Darmstad t 1978 , S. 415-422, 417. 

22 Geor g Simmel , Soziologie . Untersuchunge n übe r di e Forme n de r Vergesellschaftung , 5 . 
AufL, Berlin 1968 , S. 32-100 . 

23 Justu s Moser , Sämtlich e Werke , Bd . 4: Patriotisch e Phantasien , Bd . 1 , Oldenburg / Berli n 
1943, S . 155-177 . 



8 Wilfried Reininghaus 

wogenen Ausgleich zwischen Stadt und Land, zwischen „Ackerbau" und 
„Heiß". Das hätte die Rückführung von Handel und Handwerk in die durch 
Bannmeilen geschützten Städte, die gleichmässige Verteilung der Steuer- und 
Militärlasten, eine Verschlankung der Verwaltung, vor allem ein Ende der klei­
nen Territorialherrschaften bedeutet. 
Mosers Programm war in sich nicht völlig konsistent, doch beschrieb er meh­
rere Phänomene, die von den Forschungen der letzten Jahre bestätigt worden 
sind: die geringe berufliche Differenzierung, die minimale Zahl von Gesellen 
und Lehrlingen in kleinstädtischen Betrieben, die Dominanz der Nahrungs­
mittelhandwerke, die Hilflosigkeit gegenüber der Ausbreitung von Handel und 
Handwerk auf dem Lande. Wer jedoch nur auf Mosers Verfalls-Thesen sieht, 
erkennt nicht die volle Bandbreite der wirtschaftlichen Spielräume von Klein­
städte. Denn inmitten von gewerblich verdichteten Gebieten entfalteten sie ei­
gene Qualitäten. Sie standen nicht nur mit den ländlichen Produzenten in 
Konkurrenz, sondern konnten sie beherrschen oder steuern.24 Die mir beson­
ders vertraute bergisch-märkische Region, textil- und metallgewerblich ge­
prägt, man dafür als Beispiel angeführt werden, kleine Städte wie Remscheid, 
Lennep, Hückeswagen, Schwelm, Lüdenscheid, Plettenberg oder Altena. An­
dere Gewerbelandschaften, vor allem das intensiv untersuchte Schweizer Mit­
telland, zeigen ähnliche Befunde und selbst die Leggeorte des nordwestdeut­
schen Leinengürtels profitierten vom Besuch der ländlichen Leineweber. 
Moser und andere seiner Zeitgenossen werteten die agrarische Betätigung von 
Stadtbewohnern mit einem Malus. Sie unterstellten eine realitätsferne Kon­
zentration auf Handel und Gewerbe, ohne die Bedeutung von Viehbesitz, 
Garten- und Ackerbau sowie der Holzreserven der städtischen Allmende für 
den Haushalt stadtbürgerlicher Familien zu erkennen oder zu würdigen. Gera­
de weil landwirtschaftliche Aktivitäten zum Lebensunterhalt der Bewohner 
der allermeisten Städte unabdingbar nötig waren, vernebelt der Begriff „Ak-
kerbürgerstadt" mehr als das er erklärt.25 Allerdings ist für Kleinstädte zu kon­
statieren, daß die Zahl der mit Landarbeit Beschäftigten hier besonders hoch 
war und daß der soziale Status nicht zuletzt vom Vieh- und Landbesitz ab­
hing. Daß sich sogar eine Kleinstadtlandschaft über eine agrarische Professi­
on, nämlich den Weinbau, definieren konnte, haben soeben Wilhelm Stornier 
und Andreas Otto Weber für Unterfranken überzeugend dargestellt.26 

24 Vgl. Peter Kriedte, Die Stadt im Prozeß der europäischen Proto-Industrialisierung, in: Die 
Alte Stadt 9 (1982), S. 19-51. 

25 Zum Begriff und zur Typologie im 19. Jahrhundert Werner Bockholt, Ackerbürgerstädte in 
Westfalen. Ein Beitrag zur historischen Stadtgeographie, Warendorf 1987; vgl. auch Keller 
(wie Anm. 8), S. 47-51,90-93. 

26 Wilhelm Stornier / Andreas Otto Weber, Weinbau und Weinhandel in Städten und Märk­
ten des Mainvierecks, in: Helmut Bräuer / Elke Schlenkrich (Hrsg.), Die Stadt als Kommu­
nikationsraum. Beiträge zur Stadtgeschichte vom Mittelalter bis ins 20. Jahrhundertz. Fest­
schrift für Karl Czok zum 75. Geburtstag, Leipzig 2001, S. 737-762. 
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Erstaunlich selten sind in Deutschland Arbeiten über die demographischen 
Strukturen der Kleinstädte geschrieben worden. In einigen Monographien ist 
die Demographie sogar völlig ausgeblendet. Es gibt daher, wie Christian Pfister 
betont, „bisher noch kein ausgewogenes und empirisch ausreichend gesättigtes 
Gesamtbild der städtischen Bevölkerungsweise".27 Dabei kommt den Klein­
städten im Rahmen der „räumlichen Varianten generativer Verhaltensweisen" 
eine besondere Funktion zu. Sie müssen sowohl mit der Bewölkerungsweise 
in landwirtschaftlichen Siedlungen wie in Großstädten verglichen werden. Die 
wenigen vorliegenden Arbeiten lassen sich wie folgt zusammenfassen: Unter­
schiede zwischen Stadt und Land sind vor allem bei Empfängnissen und beim 
Heiratsverhalten zu vermuten. Die Erntemonate von August bis Oktober ver­
ursachten auf dem Land Konzeptionsminima, in den folgenden Monaten 
einen Anstieg der Empfängnisse. Dies deckt sich weitgehend mit den Beob­
achtungen aus Oppenheim, wo allerdings das sog. Erntetief bei den Empfäng­
nissen im August und September flacher ausfiel als auf dem Lande. Ähnliche 
Beobachtungen lassen sich beim Heiratsverhalten machen. Die Erntezeit 
wurde als Hochzeitstermin gemieden. 
Mobilität in Kleinstädten ist ambivalent zu sehen. Der Radius der Zuwande­
rung in Kleinstädte fiel vergleichsweise klein aus. Sie nahmen vor allem die 
Bevölkerung der näheren Umgebung in einem Umkreis von rund 25 km Ent­
fernung auf. Die Abwanderung zielte in größere Entfernungen. In welchem 
Maße die Großstädte Bevölkerung aus ihrem Hinterland abzogen, ist in Um­
rissen bekannt. Residenzstädte wie Berlin und München profitierten nicht zu­
letzt vom Zuzug aus Kleinstädten der näheren und weiteren Umgebung. Für 
Westfalen und Niedersachsen müssen wir die Attraktivität von Amsterdam in 
Rechnung stellen, das in großer Zahl Zuwanderer förmlich schluckte.28 Im 
Wanderungsverhalten kam den Kleinstädten offenbar die Funktion einer 
„Schleuse" zwischen Land und Großstadt zu, möglicherweise auch in einer 
Entwicklung über mehrere Generationen hinweg. Alles in allem spricht bei 
der derzeitigen Forschungslage nichts gegen die von Markus Mattmüller für 
die Schweiz vor 1700 vertretene These, daß sich die Kleinstädte demogra­
phisch wie Siedlungen verhielten, die von der Landwirtschaft lebten.29 Dies er­
klärt auch, warum in Niedersachsen insgesamt die kleinstädtische ähnlich wie 
die ländliche Bevölkerung im 18. Jahrhundert langsam, aber stetig wuchs und 
dabei nicht wie die Großstädte auf Zuwanderung angewiesen war. Eine detail-

27 Christia n Pfister , Bevölkerungsgeschicht e un d historisch e Demographi e 1500-1800 , Mün -
chen 1994 , S . 116 . 

28 Vgl . Jan Lucassen. Migran t Labou r in Europe 1600-1900 . The Drif t to the North Sea , Lon -
don 1987 ; Frans Bölsker-Schlicht, Di e Hollandgängerei i m Osnabrücker Land und im Ems-
land. Ei n Beitra g zu r Geschicht e de r Arbeiterwanderung vo m 17 . bis zum 19 . Jahrhundert, 
Sögel 198 7 (=Emsland / Bentheim. Beiträg e zu r neueren Geschichte , Bd . 3). 

29 Marku s Mattmüller , Bevölkerungsgeschicht e de r Schweiz . Tei l I : Die frühe Neuzeit , 1500 -
1700, Bd. 1 , Basel /  Frankfur t 1987 , S. 197 ; vgl. jetzt auch Rol f Gehrmann, Bevölkerungsge -
schichte Norddeutschland s zwische n Aufklärun g und Vormärz , Berlin 2000 , S . 259 ff . 
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lierte Lokalstudie für Homberg an der Ohm hat für die Zeit zwischen 1650 
und 1775 überwiegend einen Geburtenüberschuß festgestellt. Nur in 22 Jah­
ren, meistens in Kriegs- und Seuchenzeiten, sank die Bevölkerungszahl.30 

Zur Messung der Sozialstruktur in kleinen wie großen Städten stehen Schich­
tungsmodelle zur Verfügung, deren heuristischer Wer trotz aller Kritik für 
mich außer Frage steht. Soziale Ungleichheit wird an Kriterien wie Beruf, Ein­
kommen und Vermögen abgelesen, die sich z. B. in unterschiedlichen Steuer­
sätzen niederschlugen. Die ökonomische Ausprägung der Kleinstädte er­
schwert es, exakt Schichtengrenzen festzustellen, denn aus dem verbreiteten 
landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetrieb wurden Einkommen bezogen, die 
nicht in Geld zu messen sind. Deshalb ist die für Bayern bemerkte Tendenz 
sinkender steuerpflichtigen Vermögen und eines Realwertverlustes der Ein­
kommen in Kleinstädten im Laufe des 18. Jahrhunderts noch kein sicheres 
Indiz für einen allgemeinen Niedergang.31 Zwei Trends sind offenbar zu unter­
scheiden. Erstens: In Kleinstädten innerhalb von Gewerbelandschaften wuchs 
die Kluft zwischen Arm und Reich. Überall dort, wo Handel und Export mög­
lich waren, differenzierte sich die Bevölkerung. Im gewerbereichen Sachsen 
wuchs z. B. auch in kleineren Städten der Anteil der sog. Nichtansässigen, 
d. h. jener Stadtbewohner, die keinen Haus- und Grundbesitz ihr eigen nann­
ten.3 2 Als Exkurs sei bemerkt: der Wert von Häusern kann als ein ergänzender 
Indikator für innerstädtische Differenzierungen gelten. Soziale Unterschiede 
spiegelten sich im Wert der Häuser wieder, der in den preußischen Städten seit 
den 1720er Jahren in Hypothekenbüchern festgehalten wurde und Abstufun­
gen in der Sozialstruktur deutlich erkennen lassen. Diese und andere Quellen 
hat sich die volkskundlich ausgerichtete Hausforschung aus der Schule Gün­
ter Wiegelmanns in Münster zunutze gemacht, die in zahlreichen Arbeiten den 
Zusammenhang zwischen „Hausbau und Sozialstruktur" zunutze gemacht 
und so zentrale „Aspekte kleinstädtischen Lebens" herausgearbeitet hat. 3 3 

Zweitens: Kleinstädte außerhalb der Exportgewerberegionen waren häufig ge­
prägt durch eine Angleichung der Lebensverhältnisse auf einem niedrigen Ni­
veau. Oft fällt es überhaupt schwer, bei weniger als 400 Haushalten Schichten­
modelle zu entwerfen. Doch selbst dort, insgesamt bedrückende Verhältnisse 
herrschten wie in den Mediatstädten des Kreises Lebus im Oderbruch, die 

30 Ev a Maria Dickhaut, Homber g a n der Ohm. Untersuchunge n zu r Verfassung, Verwaltung , 
Finanzen un d Demographi e eine r hessische n Territorialstad t (1648-1806) , Marbur g 1993 , 
S. 222-230 . 

31 Hoflman n (wi e Anm. 5), S. 396 f.; ein e gelungene Analyse kleinstädtischer Sozialstrukture n 
bietet jetzt Keller (wie Anm. 8) , S . 120-148 . 

32 Karlhein z Blaschke , Bevölkerungsgeschicht e Sachsen s bi s zu r industrielle n Revolution , 
Weimar 1967 , S. 17 8 f. mi t Anm. 221. 

33 Paraphrase n au s den Uteln de r beiden wichtigsten Arbeiten diese r Schule : Thomas Spohn , 
Aspekte kleinstädtische n Leben s i m 18 . Jahrhundert. Vo m Baue n un d Wohne n i n Unna , 
Bonn 1995 ; Heinric h Stiewe , Hausba u un d Sozialstruktu r eine r niederdeutsche n Klein -
stadt. Blomber g zwische n 145 0 und 1870 , Detmold 1996 . 



Kleinstädte a m End e de s Alten Reiche s 11 

Klaus Vetter gründlich untersuchte, gab es deutliche Unterschiede zwischen 
den Einwohnern. Land, Gärten und Vieh waren auf Acker-, Klein- und Mittel­
bürger ungleichmäßig verteilt.34 

Eine Ober- oder Führungsschicht größeren Umfangs fehlte nicht nur in den 
Kleinstädten des Kreises Lebus, sondern auch anderswo. Sie war oft so 
schmal, daß sie sich eigentlich gar nicht messen läßt. Zu ihr gehörten Pfarrer, 
landesherrliche Beamte und eine manchmal verschwindend kleine ökonomi­
sche Elite. Pfarrer und Beamte waren in Beziehungsnetze eingebunden, die 
über die Kleinstadt hinausgriffen. Durch das Studium besaßen und pflegten sie 
Kontakte, die den lokalen Rahmen überschritten. Sie traten zwar als Agenten 
der landesherrlichen Obrigkeit auf, konnten aber in Konfliktsituationen gera­
ten, die ihre Loyalität auf eine harte Probe stellte. Etwa bei den Tumulten um 
die Aushebung von Soldaten in der Grafschaft Mark stellten sich 1720 die mei­
sten Pfarrer auf die Seite ihrer Gemeinden. Zwei von ihnen wurden dafür vom 
Soldatenkönig drastisch gemaßregelt.35 

Während wir über die Bildungsbürger der kleinen Städte auch dank einer 
guten obrigkeitlichen Überlieferung gut informiert sind, liegen kaum neuere 
Erkenntnisse über das übrige Bürgertum dort vor. Beide Bürgertumsprojekte, 
in Bielefeld und Frankfurt, haben bekanntlich einen großen Bogen um Klein­
städte gemacht. Es blieb der österreichischen Stadtgeschichtsforschung vorbe­
halten, systematisch Fragen zum Kleinstadtbürgertum in der Habsburgermon­
archie aufzurollen.36 Freilich beziehen sich die unlängst veröffentlichten Studi­
en zu 10 Städten in Cisleithanien auf die fünfzig Jahre vor dem Ersten Welt­
krieg, die überall im Zeichen der Industrialisierung standen. Die Befunde gel­
ten einer veränderten Welt und können nicht auf eine ältere Zeit rückproji-
ziert werden, in der noch andere ökonomische Verhältnisse herrschten. 
Damit sind wir bei der Analyse der politischen Strukturen in Kleinstädten an­
gelangt. Welche Spielräume besaßen sie? Diese Frage ist nicht nur aus for­
schungsgeschichtlichen Gründen besonders spannend, denn die wachsende 
Herrschaft des frühneuzeitlichen Staates über die Städte war lange unbestrit­
ten. Die Absolutismus-Kritik hat auch im Bereich der Städte den Eindruck 
eines allmächtigen Staates widerlegt. Luise Schorn-Schutte hat am Beispiel 
der Städte Osnabrück und Göttingen mit dem Modell einer „beauftragten 
Selbstverwaltung" das krasse Gegeneinander von Stadt und Staat abgemildert. 
Heinz Schilling hat diese Überlegungen aufgegriffen und zu bedenken gege-

34 Vette r (wi e Anm . 4) , S . 7 3 ff . 
35 Hierzu : Wilfrie d Reininghaus , Pfarrer , Bürge r un d Obrigkei t i n de r Grafschaf t Mar k i m 

18. Jahrhundert, in : Jahrbuch fü r westfälische Kirchengeschicht e 2001 . 
36 Pete r Urbanitsc h /  Hanne s Stek l (Hrsg.) , Kleinstadtbürgertu m i n de r Habsburgermonar -

chie 1862-1914 , Wie n /  Köl n /  Weima r 200 0 sowi e al s Vorstudi e Hanne s Stek l (Hrsg.) , 
Kleinstadtbürgertum i n Niederösterreich . Horn , Eggenbur g und Ret z um 1900 , Wien 1994 . 
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ben, ob nicht dieses Modell gerade auch für Kleinstädte gilt.37 Für Kleinstädte 
ist zuallererst zu klären, in welchem Maße sie überhaupt eine eigenrechtliche, 
genossenschaftliche Selbstverwaltung betreiben konnten.38 Nicht immer sind 
wir darüber für das 16. bis 18. Jahrhundert eindeutig informiert, manches 
bleibt unbestimmt. Unsere Referenzbeispiele weisen für kleine hessische 
Landstädte das Regiment der Amtleute neben der Tätigkeit der städtischen 
Gremien nach.3 9 Das Muster der brandenburgischen Mediatstädte wurde nach 
1720 auf die Städte in den westlichen Provinzen Preußens übertragen, die 
enger staatlicher Kontrolle unterlagen. Insbesondere darf in finanzieller Hin­
sicht vom „Elend der Kleinstadt" gesprochen werden.40 Die Kleinstädte, nicht 
nur in Preußen, sondern auch in Bayern und Österreich, waren finanziellen 
Belastungen durch ihre Landesherrn, vor allem durch Kriege, ausgesetzt, die 
sie nicht bewältigen konnten. Die zunehmende Verschuldung bot einen will­
kommenen Anlaß, den scheinbaren „Schlendrian" der Kommunen anzupran­
gern und in die Budgetrechte einzugreifen, obwohl die eigentlichen Schuldi­
gen nicht die Städte, sondern die Landes- und Kriegsherrn waren. 
Zu Zeiten, als Magistrate oft nur Vollzugsorgane der Obrigkeit waren, konn­
ten Gremien und Gruppen außerhalb des Rates an Bedeutung gewinnen. 
Stadtviertel, Nachbarschaften und „Gemeinheiten" (als Genossenschaften der 
nicht ratsfähigen Bürger) erfuhren im mittleren Westfalen im 18. Jahrhundert 
eine deutliche Aufwertung, sie konnten Zentrum des sozialen Protests sein. 
Als Orte von Konflikten sind Kleinstädte noch nicht entdeckt worden, deswe­
gen beschränke ich mich auf das Beispiel der Städte im Herzogtum Westfalen, 
wo es zwischen 1783 und 1793 umfangreiche Unruhen und Bürgerkämpfe gab, 
die in einem gewalttätigen Aufstand in Warstein 1789 gipfelten. Städtische 
Verschuldung, Steuerdruck und Unzufriedenheit mit den Ratsoligarchien wa­
ren Themen einer durchaus radikalisierten Bewegung in diesen Städten, in de­
nen selten mehr als 1.500 Einwohner wohnten.41 

37 Luise Wiese-Schorn [^Schom-Schütte], Von der autonomem zur beauftragten Selbstver­
waltung. Die Integration der deutschen Stadt in den Territorialstaat am Beispiel der Verwal­
tungsgeschichte von Osanbrück und Göttingen in der frühen Neuzeit, in: Osnabrücker Mit­
teilungen 82 (1976), S. 29-59; Schilling (wie Anm. 12), S. 79. 

38 Vgl. Peter Johanek, Landesherrliche Städte - kleine Städte. Umrisse eines europäischen 
Phänomens, in: TYeffeisen / Andermann (wie Anm. 5), S. 9-25 sowie weitere Beiträge die­
ses Bandes. 

39 Vgl. Stefan Brakensiek, Fürstendiener - Staatsbeamte - Bürger. Amtsführung und Lebens­
welt der Ortsbeamten in niederhessischen Kleinstädten (1750-1830), Göttingen 1999; 
Dickhaut (wie Anm. 30). 

40 Herbert Knittler, Vom Elend der Kleinstadt. Überlegungen zu Stadthaushalten des frühen 
16. Jahrhunderts, in: Jahrbuch für Landeskunde von Niederösterreich N. F. 62 (1996), Teil 
1, S. 367-387. 

41 Elisabeth Schumacher, Das komische Westfalen im Zeitalter der Aufklärung unter beson­
derer Berücksichtigung der Reformen des letzten Kurfürsten von Köln, Max Franz von 
Österreich, Olpe 1967, S. 69 f. 
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Die nur oberflächlich untersuchten Unruhen im südlichen Westfalen am Ende 
des 18. Jahrhunderts legen mehrere Fragen und weiterführende Untersuchun­
gen nahe. War die Einbindung der Kleinstädte in die Landstände den Aufstän­
den förderlich? Für das Herzogtum Westfalen, das bis 1802 unter Einbezie­
hung der Städte ständisch organisiert war, ist dieser Zusammenhang ohne 
weiteres zu bejahen. Gab es Parallelen in anderen Städtelandschaften? Es 
drängen sich keine unmittelbare Vergleiche auf, wenngleich es natürlich vie­
lerorts gärte und die Französische Revolution nicht nur auf Ablehnung stieß.42 

Zweifellos müssen wir vorsichtig sein mit vorschnellen Rückschlüssen auf re­
volutionäre Gesinnung. Noch immer sollte das Beispiel des angeblichen Jako­
binerklubs zu Soest, zugegeben keine Kleinstadt, warnen.43 Hier wurde 1791 
gegen einen Klub ermittelt, der nicht wegen seiner Nähe zu revolutionären 
französischen Ideen so hieß, sondern wegen des Gasthofs bei der Kirche St. 
Jakob. Fest steht: Die Rezeption der großen weltgeschichtlichen Ereignisse 
nach 1789 im sozialen Raum zwischen Großstadt und Dorf entzieht sich noch 
immer des klaren Zugriffs, selbst wenn wir sicher sein können, daß die Reso­
nanz größer war, als noch vor wenigen Jahrzehnten vermutet wurde. 
Diese Unsicherheiten haben meines Erachtens mit einem anderen Defizit der 
Kleinstadt-Forschung zu tun: der Unsicherheit bei der Beurteilung ihrer kultu­
rellen Potentiale. Bleiben wir noch einen Moment bei den Klubs, den Logen 
und geselligen Vereinigungen, die ja ein Merkmal des aufgeklärten Zeitalters 
gewesen sind. Der augenblickliche Kenntnisstand ist der, daß im Regelfall die 
Verbreitung dieser Vereinigungen zunächst vor den Toren der Kleinstädte Halt 
gemacht haben. Blicken wir auf die „niedersächsische" Aufklärungslandschaft, 
wie sie Ernst Hinrichs entworfen hat, so finden wir zwar einige Lesegesell­
schaften in Landstädten, selbst im kleinen Wunstorf dank einer Entdeckung 
von Carl Haase.44 Zentriert und beherrscht wird diese Landschaft jedoch von 
Göttingen, Oldenburg, Braunschweig und anderen Hauptstädten und Resi­
denzen. Müssen nicht für viele Kleinstädte erhebliche Abstriche gemacht wer­
den an dem so eindrucksvollen neuen Bild von Lebenswelt und Kultur des 
Bürgertums in der frühen Neuzeit, das Bernd Roeck bemerkte?45 Gab es Thea-

42 Vgl . Gerhard Schneider , Kurhannover im Zeichen der Französischen Revolution . Persone n 
und Ereignisse , Bielefeld 1990 ; Uwe Schmidt , Südwestdeutschlan d i m Zeichen de s Franzö-
sischen Revolution , Ul m 1993 ; Haasis (wi e Anm. 43) . 

43 Eduar d Vogeler, Der Jakobinerklub in Soest 1791 , in: Soester Zeitschrift 1881/82 , S. 56-60 ; 
Hellmut G . Haasis , Geb t der Freiheit Flügel . Di e Zei t der deutschen Jakobine r 1789-1805 , 
Bd. 2, Reinbek 1988 , S . 683. 

44 Erns t Hinrichs , Aufklärung i n Niedersachsen . Zentren , Institutionen , Ausprägungen, GÖt -
tingen 1990 ; Carl Haase, De r Bildungshorizont de r norddeutschen Kleinstad t am Ende de s 
18. Jahrhunderts. Zwe i Bücherverzeichniss e de r Lesegesellschafte n i n Wunstor f au s de m 
Jahre 1794 , in: Otto Brunne r u. a. (Hrsg.) , Festschrif t Herman n Aubi n zum 80 . Geburtstag , 
Bd. 2 , Wiesbaden 1965 , S . 511-525 . 

45 Bern d Roeck , Lebenswel t un d Kultu r de s Bürgertum s i n de r frühe n Neuzeit , Münche n 
1991. 
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ter, Konzerte, Kunstsammlungen, aufgeklärte Diskurse nur in großen Reichs­
und Residenzstädten, nicht aber in Kleinstädten? Generalisierende Antworten 
fallen zur Zeit schwer; die Forschungslücken sind evident. Momentan hat es 
den Anschein, als ob Bürger in Kleinstädte weniger am Geist der Aufklärung 
partizipiert hätten, allenfalls die kleine Zahl ihrer Bildungsbürger, ohne daß 
wir wissen, ob und wie sie als Multiplikatoren fungiert haben. Doch es sind 
Differenzen zwischen Kleinstadt und plattem Land auszumachen. Wer die 
jüngst edierten Schulvisitationsprotokolle aus dem Niederstift Münster von 
1783/84 genau liest, stellt fest, daß die Schulen in den wenigen bevölkerungs­
armen Städten und Wigbolden dieser Region sich merklich von denen in 
Kirchspielen und Bauerschaften abhoben.46 Nur in Städten gab es Trivialschu­
len als Vorschulen zum Gymnasium, Hauptschulen mit einigermaßen gut aus­
gebildeten Lehrern und einen regelmäßigem Schulbesuch auch im Sommer. 
Einen Mindeststandard an schulischer Qualität garantierte ein katholisches 
Territorium, wenngleich die Unterschiede zu den protestantischen sächsischen 
Kleinstädten evident sind. 4 7 Hier hatten die Schulen ihren festen Platz in der 
städtischen Gesellschaft seit der Reformation, sie standen am Vorabend des 
Industriezeitalters auf wesentlicher stabilerer Grundlage als im Niederstift 
Münster und verrieten ein Interesse der Kleinstadtbürger an Bildung, das sich 
in einer erstaunlich hohen Frequenz der Universitäten niederschlug. So wird 
abschließend noch einmal deutlich, daß Kleinstädte nicht isoliert zu sehen 
sind, sondern eingebunden waren in territoriale Herrschaftssysteme, regionale 
Verbünde und Netzwerke. 

46 Alwin Hanschmidt (Hrsg.), Elementarschulverhältnisse im Niederstift Münster im 18. Jahr­
hundert. Die Schulvisitationsprotokolle Bernard Overbergs für die Ämter Meppen, Clop­
penburg und Vechta 1783/84, Münster 2000. 

47 Katrin Keller, „... daß wie ieder zeith eine feine lateinische schul gehabt haben". Beobach­
tungen zu Schule und Bildung in sächsischen Kleinstädten des 17. und 18. Jahrhunderts, in: 
Graf (Hrsg., wie Anm. 5), S. 137-168; dies. (Anm. 8), S. 305 ff. 
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„A knife, a fork, a bottle and a cork, thafs the way we spell New York!" - auf 
Deutsch und ohne Reim: „Ein Messer, eine Gabel, eine Flasche und ein Kor­
ken!" - So buchstabierte 1976 schon der jamaikanische DJ und Rapper na­
mens Dillinger New York. Daran anknüpfend will ich mich nun von New 
York aus auf die Spuren der Korkverarbeitung im Nordwesten Deutschlands 
vornehmlich im 18. und 19. Jahrhundert begeben. Übrigens, zum Stichwort 
New York in diesem Kontext: „Auch in den Vereinigten Staaten haben sich, 
vorzüglich in dem industriösen Neu-England, neuerdings einige Korkschnei­
der etablirt. Doch war ihre Zahl im Jahre 1850 noch sehr unbedeutend, und 
ist auch nach dem Zensus von 1860 unbedeutend geblieben," - P.S. Dies än­
derte sich dann aber in den 1870er Jahren. 
Obiges Zitat stammt aus einem Aufsatz des Bremer Stadtbibliothekars und 
Reiseschriftstellers Johann Georg Kohl über „Die Pfropfenschneider bei Del­
menhorst" in dessen 1864 erstmals erschienenen „Nordwestdeutschen Skiz­
zen"} Kohl wollte mit diesen volks- und naturkundlichen literarischen Skiz­
zen zu seinen „Fahrten zu Wasser und zu Lande in den unteren Gegenden der 
Weser, Elbe und Ems" - so der Untertitel - auf die „merkwürdigen Zustände 
und Verhältnisse der Natur und Bevölkerung in diesen Strichen" aufmerksam 

1 J. G. Kohl: Die Pfropfenschneider bei Delmenhorst. In: Nordwestdeutsche Skizzen. Erster 
Teil, (Bremen 1864), Nachdruck Bremen 1976, S. 301-323; vgl. in ders.: Reisen durch das 
weite Land. Nordwestdeutsche Skizzen 1864. Hrsg. von Geert Demarest, Stuttgart 1990. 
S. 157-168; ders. in: Norbert Boese (Hrsg.): Delmenhorst, Ein Lesebuch, Husum 1999. 
S. 104-108; Silke Regin: Johann Georg Kohl. Ethnographische Sprachreflexion im 19. Jahr­
hundert. (Kasseler Studien Band 7). Siegen 2001. 
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machen.2 Dabei hatte er „die großen allgemein zugänglichen Marktplätze der 
Städte" aus seinen „Mitteilungen ausgeschlossen"; er wollte vielmehr „diejeni­
gen Partien des Landes" darstellen, „zu denen die großen Heerstraßen nicht 
führen".3 Auf Kohl und seine „Pfropfenschneider bei Delmenhorst" kommen 
wir noch öfters zurück. 
An der Schwelle zum 18. Jahrhundert stellte der damalige Delmenhorster 
Amtmann Bulling fest, daß vor 1795 dort „eine fast allgemeine Dürftigkeit" ge­
herrscht habe.4 Derselbe schildert dann 1810 die Lage in der ehemaligen klei­
nen Residenz- und jetzigen Ackerbürgerstadt Delmenhorst nunmehr aber als 
überraschend günstig: „Nach meiner festen Überzeugung haben sich im Gan­
zen die Vermögens- Umstände der Einwohner in Delmenhorst in 10 Jahren 
sehr verbessert. Wer die Stadt Delmenhorst im Jahr 1797 gekannt hat, wird zu­
verlässig einräumen müssen, dahs das Äussere derselben sich ungemein geho­
ben hat, und statt der vormals gröhstentheils elenden Wohnungen, sieht man 
doch wenigstens jetzt ordentlich gebaute und reinliche Häuser" Handel und 
Gewerbe hätten zugenommen, ebenso die Fuhrwerke und auch die Kaufleute 
und Handwerker wären zahlreicher geworden: „Delmenhorst ist nach meiner 
festen Überzeugung kein nahrungsloser, sondern ein nahrhafter Ort."5 

Bedeutendster Erwerbszweig für Handwerk und Handel war zuvor im 
18. Jahrhundert in der dänischen Zeit Delmenhorsts die Tuchmacherei ge­
wesen: der Handel mit Delmenhorster l\ichen ging weit über die Grenzen Ol­
denburgs und des nahe gelegenen Handelszentrums Bremen hinaus bis nach 
Holland, in den Norden nach Dänemark und Norwegen und sogar bis nach 
Amerika.6 

1768 kam es in diesem Rahmen zu einer ersten industriellen Initiative in Del­
menhorst: in jenem Jahr wollte der Kaufmann H.D.Osterloh zusammen mit 
drei Genossen eine „Wollfabrik" eröffnen, um zollfrei T\ichwaren nach Däne­
mark und Norwegen auszuführen - das zuständige Kopenhagener Kammer­
kollegium lehnte dieses jedoch ab, gewährte aber Zollerleichterungen zur Ein­
fuhr von feinerer Schafswolle. Als die Grafschaften Oldenburg und Delmen­
horst 1773 wieder vom Königreich Dänemark getrennt wurden, hört der eini­
germaßen ertragreiche „nordische Handel" praktisch auf. Damit verbunden 
war auch der Niedergang der Tuchmacher in Delmenhorst zum Ende des 
18. Jahrhunderts.7 

2 J. G. Kohl 1864, Anm. 1, S. IV. 
3 J. G. Kohl 1864, Anm. 1, S. VI. 
4 Zit. in: Edgar Grundig: Geschichte der Stadt Delmenhorst von ihren Anfangen bis zum Jah­

re 1848. Band II. (Ms. Delmenhorst 1953), S. 623. 
5 Zit. in: E. Grundig 1953, Anm. 4, S. 623. 
6 Vgl. E. Grundig 1953, Anm. 4, S. 585 ff. u. 567. 
7 Vgl. Georg von Lindem: Kleine Chronik der Stadt Delmenhorst, Oldenburg 2/1997, S. 61-

66 u. 70. 
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Quasi parallel zu diesem Niedergang verlief der Aufstieg des korkverarbeiten­
den Handwerks und Gewerbes in und um Delmenhorst: tauchten in den Del­
menhorster Handwerker- und Gewerbeverzeichnissen von 1780 bzw. 1789 
und 1806 noch überhaupt keine Kork- bzw. Pfropfenschneider auf, so waren 
es 1831 schon drei „Selbständige", 1835 vier und 1846 immerhin sechs.8 1863 
nennt Böse dann in seiner „Topographisch-Statistischen Beschreibung" des 
Herzogtums Oldenburg erstmals 2 Korkfabriken mit 13 Arbeitern in der Stadt 
Delmenhorst.9 Grundig hat jedoch für 1861 schon 3 Korkfabriken „mit 28 in 
ihnen arbeitenden Haupt- und 2 Nebenselbständigen, das waren Packer und 
Sortierer, das Schneiden war nach wie vor Hausarbeit", festgestellt.10 

Er schrieb auch, daß die Delmenhorster Korkindustrie „kein Stadtkind", „son­
dern aus den umliegenden Dörfern eingewandert" sei.11 Hauptort des „Prop-
pensniedens" - so der plattdeutsche Ausdruck - wurde um 1750 das alte Dorf 
Hasbergen, an der Dehne gelegen, nördlich von Delmenhorst. Im Oldenburgi­
schen Staatskalender von 1789 wurde erstmals ausführlich über diese „Pfrop-
fenschneiderey zu Hasbergen" berichtet und mitgeteilt, daß ein Friedrich Cor­
des, gebürtig 1731 in Stuhr, der eigentliche Begründer der Korkverarbeitung in 
Hasbergen war, wo er auch 1782 verstorben ist. Dieser Heuerssohn hatte bei 
seinem Stuhrer Nachbarn Friedrich Hoyer „das Pfropfenschneiden zu selbi­
gem, welches er für den Kaufmann Hensch in Bremen trieb, erlernete." Auch 
Friedrich Cordes begann nun für den genannten Bremer Kaufmann zu arbei­
ten, „der ihn ferner in der Pfropfenschneiderey unterrichtete (...). Als er sich 
aber einige Jahre darauf nach Hasbergen wandte, und daselbst eine Stelle 
kaufte, fing er mit seinen Kindern den Kork für eigene Rechnung zu schneiden 
an. Dieses glückte ihm und bewog nach seinem vor einigen Jahren erfolgtem 
Absterben seine 6 Söhne, solche Profession fortzusetzen. Vier Söhne arbeite­
ten in Hasbergen, je einer in Deichhausen und in Iprump.12 Friedrich Cordes 
und seine Söhne wurden die Stammväter der späteren Korkfabrik Cordes und 
Elgaß, die 1874 dann nach Delmenhorst übersiedelte. 

8 Vgl. E. Grundig 1953, Anm. 4, S. 631. 
9 K. G. Böse: Das Herzogthum Oldenburg. Topographisch-statistische Beschreibung dessel­

ben, Oldenburg 1863, S. 475. 
10 E. Grundig 1953, Anm. 4, S. 943. 
11 E. Grundig 1953, Anm. 4, S. 942 ff.; vgl. Franz Poppe: Zwischen Weser und Ems. Land und 

Leute in Oldenburg und Ostfriesland, Oldenburg/Leipzig 1888, S. 151 ff.; Georg von Lin­
dern: Vom Beginn des Korkschneidens in Hasbergen, in: Von Hus un Heimat (Beilage des 
Delmenhorster Kreisblattes), 3. Jg. 1952, Nr. 13, S. 1; Hermann Lübbing: Delmenhorsts 
Aufstieg zur Industriestadt, (Delmenhorster Schriften Band 1), Delmenhorst 1971, S. 7/8; 
Kurt Müsegades: Hasbergen. Ein Jahrtausend Gemeindegeschichte, Delmenhorst 1974, 
S. 321 ff; Zeitschnitte 1371-1996. Ein Festbuch zum 625jährigen Stadtjubiläum von Del­
menhorst, bearbeitet von Werner Garbas, Nils Aschenbeck, Paul Wilhelm Glöckner, Del­
menhorst 1996, S. 48 ff. 

12 Zit. in: K. Müsegades 1974, Anm. 11, S. 321/22. 
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Weitere Korkdynastien in dieser nordwestdeutschen Region waren u.a. die des 
Weinküfers Johann Lürßen aus Brokhuchting, der tun 1750 in der Bywisch mit 
der Korkschneiderei begonnen hatte1 3 - die Korkfinna Lürßen siedelte schon 
1850 nach Delmenhorst über.14 1832 gründete der Landwirtssohn Johann Hin-
rich Tönnjes in Stickgras im Kirchspiel Hasbergen eine weitere Korkprodukti­
onsstätte, aus der erst mit der Eingemeindimg von Stickgras 1933 eine Del­
menhorster Korkfabrik wurde.15 

Um 1835 gab es in Hasbergen als Hochburg der „Proppensnieder" rund 150 
Korkschneider, in Stuhr 100 - in Delmenhorst zu dieser Zeit ja erst 4; 1858 
gab es in Hasbergen immer noch 4 „Korkfabriken" mit 134 Heimarbeitern; 
1897 gab es dann in der Bauerschaft Hasbergen nurmehr 31 hauptberufliche 
und 17 nebenberufliche Korkschneider bzw. -arbeiter; in den umliegenden 
Bauerschaften Deichhausen, Sandhausen, Schohasbergen, Iprump und Stick­
gras waren es insgesamt weitere 52 hauptberufliche und 24 nebenberufliche 
„Proppensnieder".16 Zu dieser Zeit um die Jahrhundertwende muß es in Has­
bergen sogar eine „Korkschneider-Kapelle" gegeben haben, denn im Hasber-
ger Steuerregister von 1897 werden 6 Steuerpflichtige als „Korkschneider und 
Musiker" bezeichnet.17 Von Hasbergen aus breitete sich also im 19. Jahrhun­
dert die Korkschneiderei im ganzen Nordwesten aus, u.a. dann auch nach 
Lohne in Südoldenburg, wo um 1850 die ersten Korkschneider tätig wurden. 
Hauptgrund für die Entwicklung des Korkhandwerks im Nordwesten, wo­
durch der „Großraum Oldenburg f...) auf jeden Fall bis Mitte des 19. Jahrhun­
derts die Hauptregion der Korkverarbeitung in Deutschland" blieb - so die 
Mannheimer Technikhistorikerin Christel Hess in einer auf Südwestdeutsch­
land bezogenen Studie - 1 8 war die historische, wirtschaftliche und topographi­
sche Nähe dieser Region zur früheren Hansestadt Bremen. 
Schon seit dem 13. Jahrhundert blühte in Bremen der Weinhandel; 1342 ver­
abschiedete der Stadtrat eine erste Weinordnung.19 Eingeführt und weiterver­
arbeitet wurden Weine aus Spanien und Portugal, aus Frankreich - insbeson­
dere der sog. „Bordezayn", also der berühmte Bordeaux-Wein, aber auch natür­
lich Wein vom Rhein und der Mosel. Nach dem 30-jährigen Krieg entwickelte 
sich vor allem der Import der spanischen und französischen Weine sehr stark. 

13 K. Müsegades 1974, Anm. 11, S. 322. 
14 E. Grundig 1953, Anm. 4, S. 943. 
15 Vgl. 150 Jahre J. H. Tönnjes 1832-1982. Festschrift, Delmenhorst 1982. 
16 Vgl. K. Müsegades 1974, Anm. 11, S. 326/27. 
17 K. Müsegades 1974, Anm. 11, S. 327. 
18 Christel Hess: Die korkverarbeitende Industrie Südwestdeutschlands und Kataloniens, in: 

Von der Korkeiche zum Pfropfen. Eine ländervergleichende Studie zur Wirtschaftsge­
schichte von Katalonien und Südwestdeutschland, (LTA-Forschung Heft 22/1996, Reihe 
des Landesmuseums für Technik und Arbeit in Mannheim), Mannheim 1996, S. 34. 

19 Vgl. Hartmut Müller: Bremer Weinhandel, in: Hartmut Roder (Hrsg.): Bremen. Handels­
stadt am Fluß, Bremen 1995, S. 232 ff. 
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1673 wurden beispielsweise schon über 1 Million Liter französischer Wein, 
hauptsächlich Rotwein, versteuert. Zur Mitte des 18. Jahrhunderts gab es in 
Bremen rund 50 Weinimporteure. Fast die Hälfte des importierten Weines ver­
brauchten die Bremer Bürger und die der umzu liegenden Städte und Gemein­
den selbst; der Rest wurde wieder exportiert: ins Binnenland nach Mittel- und 
Süddeutschland, nach Skandinavien und in die Ostseeländer und -städte bis 
hinauf nach St. Petersburg. 
Allerdings war noch bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts der Weinhandel fast 
nur mit Fässern über See denkbar. Erst „mit der Entwicklung der Glasfabrika­
tion im 17. Jahrhundert" und dem allmählich immer weiter verbreiteten Ge­
brauch der Glasflasche20 mußte sich auch der Weinhandel umstellen: der Han­
del mit Hilfe von Weinflaschen löste den mit Holzfässern ab. Neben Lübeck -
bekanntes Stichwort: Rotspon - profitierte vor allem auch Bremen davon: um 
1814 gab es hier dann sogar 54 Weinhandlungen.21 Eine davon war im Besitz 
des Vaters von J. G. Kohl, der somit schon frühzeitig mit dem Endprodukt sei­
nes späteren kulturgeschichtlichen und volkskundlichen Interessengegenstan­
des - dem „Pfropfenschneiden" - in Berührung kam: „Der Rohstoff zum Glase 
und zu den Flaschen ist fast in allen Theilen der Welt reichlich vorhanden 
und Glashütten hat man daher diesseits und jenseits des Oceans und überall 
etabliren können. (...) Auch der Wein wird jetzt viel mehr als sonst nicht nur 
in verkorkten Flaschen versandt, große Quantitäten von Wein und Bier ma­
chen sogar in Flaschen die Reise um die Welt. Manche stark moussierende 
Weine und leicht verfliegende Getränke, z. B. der Champagner, die in neuerer 
Zeit eine ungeheure Verbreitung über den ganzen Erdball gefunden haben, 
können nur in mit Korkholz verstöpselten Flaschen versandt werden. Das­
selbe ist mit der Eau de Cologne, dasselbe mit unsem zahllosen Brunnen-
Wassern der Fall, die ebenfalls in neuer Zeit in so großen Quantitäten ver­
sandt werden/"22 Daraus folgert: mit dem verstärkten Aufkommen der Glas­
flaschen seit der Mitte des 18. Jahrhunderts entwickelte sich auch die Kork­
pfropfenschneiderei vor allem im Zusammenhang mit dem Bremer Weinhan­
del hier im Nordwesten immer stärker. 

Eine gewisse Rolle in diesem Kontext im 19. Jh. spielte dabei die in den 1840er 
Jahren in Drielake bei Oldenburg gegründete Glashütte: „Als in den 70er und 
80er Jahren durch Vervollkommnung des Herstellungsverfahrens der Betrieb 
ständig wuchs, musste man sich nach weiteren Absatzmöglichkeiten umsehen. 
Die Ausfuhr ging zunächst nach England, bald aber, als Portugals Weinausfuhr 
nach Südamerika zunahm, boten sich auch dort gute Aussichten für die Belie-

20 Euge n Mittermüller : Di e deutsch e Korkindustrie , (Diss . Universitä t Jena) , Eisenac h 1909 , 
S. 9) . Vgl . Herber t Schwarzwälder : Geschicht e de r Freie n Hansestad t Bremen , Ban d I I 
(1810-1918), Breme n 1995 , S . 72. 

21 Vg l Herber t Schwarzwälder : Geschicht e de r Freie n Hansestad t Bremen , Ban d I I (1810 -
1918), Bremen 1995 , S . 72 . 

22 J . G. Koh l 1864 , Anm. 1 , S. 305/06 ; vgl. S . Regi n 2001 , Anm. 1 , S. 26. 
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ferung mit Haschen."23) Im Jahre 1880 kam es dann zur Gründung der „Ol­
denburg-Portugiesischen Dampfschiffs-Rhederei", deren Dampfer vom klei­
nen Weserhafen Brake aus vor allem nach Portugal in See stachen. 1896 be­
stand die Flotte schon aus neun Schiffen: „In den ersten Jahren, in denen 
Brake allein der Ausgangshafen war, wurden in der Hauptsache Flaschen und 
Reis, in geringen Mengen Stückgut ausgeführt. Als Rückfracht war Korkholz 
vorherrschend, das in der 1883 in Delmenhorst gegründeten Linoleumfabrik 
verarbeitet wurde."2 4 

Was aber ist Kork recht eigentlich?25 Die lateinische, naturkundliche Fachbe­
zeichnimg „Quercus suber" lautet auf deutsch eben „Korkeiche". Die Kork­
eiche ist fast ausschließlich in den mediterranen Zonen von Europa und 
Nordafrika verbreitet. Sie wächst in Portugal, Spanien, in Südwestfrankreich, 
Marokko, Algerien, T\inesien, in Italien, auch auf Elba und Sizilien sowie in 
Dalmatien, da sie ein feuchtwarmes und mildes Klima mit einer Durch­
schnittsjahrestemperatur von + 14° Celsius benötigt. Charakteristische Eigen­
schaften der Korkeiche sind: eine beachtliche Stärke der Korkrinde, die in re­
lativ kurzer Zeit heranwächst und vor allem die Fähigkeit hat, sich immer wie­
der neu zu bilden; bemerkenswert sind auch die physischen, mechanischen 
und chemischen Eigenschaften der Korkrinde: sie besteht aus 45% Suberin, 
dem eigentlichen Korkstoff als Hauptbestandteil, 27% Lignin, 12% Zellulose, 
6% Tannine, 5% Keroine und 5% Mineralien etc. Daraus ergeben sich die her­
vorragenden physikalischen Eigenschaften des Korkes: er hat ein hohes Volu­
mengewicht, er ist resistent gegen das Eindringen von Feuchtigkeit, er ist ela­
stisch und ein schlechter Wärmeleiter, also ein guter Wärme-, Geräusch- und 
Schwingungsisolierstoff, weiter ist Kork verschleissresistent, schwer brennbar 
und nicht faulend. 
Die äußere Rinde der Korkeiche, die bis zu 25 m hoch werden kann, wird im 
Sommer geerntet, d. h. von einem mindestens 25 Jahre alten und ca. 60 cm 
umfänglichen Baum wird die ca. 30 mm dicke Korkrinde abgeschält. Da ein 
Baum bis zu einem Alter von ungefähr 150 Jahren erntefähig ist, können also 
12-16 Korkernten in dieser Zeit eingefahren werden. Schon in Johann Georg 
Krünitz' „Oekonomisch-technologischer Encyklopädie" wird 1788 der weitere 
Erntevorgang detailliert beschrieben: tyAus den langen Stücken Kork werden 
kürzere, von ungefähr 4 bis 5 F(uß), gemacht, der Rand davon mit einem dazu 
gehörigen Messer gleich geschnitten, und hernach die Stücke mit einer Raspel 
überfahren, damit die Oberfläche desto ebener werde. Hierauf werden die 
Stücke in einem Sumpf, Teich, Bach, Fluß oder Graben, in gewissen Haufen 
übereinander gelegt, und mit schweren Steinen beschwert, damit diese Rinde 

23 Vgl. Karl Hoyer: Geschichte der Oldenburg-Portugiesischen Dampfschiffs-Rhederei 1882-
1932. Hamburg 1932. 

24 K. Hoyer 1932, Anm. 23, S. 8. 
25 Im folgenden nach: C. Hess 1996, Anm. 18, S. 27 ff.; E. Mittermüller 1909, Anm. 20, 

S. 12 ff.; J. G. Kohl 1864, Anm. 1, S. 302 ff. 
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platt und in Tafeln gebracht werde, worauf dieselbe aus dem Wasser heraus 
genommen, getrocknet und, wenn sie trocken genug ist, um der Bequemlich­
keit des Transportes Willen, in Ballen gepackt wird/'26 

Der so gewonnene Naturstoff Kork wurde schon in der Antike z. B. als Isolier­
material und auch für Fischereiutensilien verwendet und diente als Rohstoff 
für die Produktion von Holzkohle. Auch die aus Korkrinde gewonnene Ger­
berlohe war seit dem Mittelalter ein begehrtes Nebenprodukt. Um 1700 war es 
dann der fast sagenhafte Benediktinermönch Dom Perignon, Kellermeister des 
französischen Klosters Haut-Villiers in der Champagne, der den Korkpfropfen 
als idealen, atmungsaktiven Verschluß für seine berühmten Schaumweine, den 
Champagner, entdeckte und verwendete.27 

Die Anfänge der systematischen europäischen Korkpfropfenproduktion hegen 
aber wohl im spanischen Katalonien in der Provinz Gerona, wo im Jahre 1730 
in der Küstenstadt Tossa erstmals ein französischer Korkschneider quellenmä­
ßig erwähnt wird.28 Dort entwickelte sich zum Ende des 18. Jahrhunderts ein 
florierendes Korkschneiderhandwerk: 1784 existierten in San Feliu z. B. schon 
50 Werkstätten mit 200 Beschäftigten.29 

Doch - wie schon erwähnt - entwickelte sich fast gleichzeitig - ungefähr ab 
1730 - auch in Hasbergen bei Delmenhorst im oldenburgischen Nordwesten 
Deutschlands eine schnell expandierende Korkpfropfenproduktion: Hasber­
gen wurde so zur „Pionierstätte der deutschen Korkpfropfenindustrie". Weitere 
kleinere deutsche Produktionsstätten wurden erst ab der Mitte des 19. Jahr­
hunderts z. B. in Berlin, Potsdam, Dresden, Dermbach bei Eisenach, in Mainz, 
Mannheim, Frankenthal und Nürtingen in Schwaben gegründet.30 Auch J. G. 
Kohl nahm auf diese historisch-geographische Beziehung zwischen Katalo­
nien und Nordwestdeutschland bezug: „Man sieht daher oft bei den Toren der 
genannten Städte Bremen und Delmenhorst unsere niedersächsischen Bau­
ern, als wenn sie Katalonier wären, mit Korkeichenrinde bepackt und beladen 
hinauswandern oder fahren." An anderer Stelle schildert Kohl nun die hand­
werkliche Arbeit der Delmenhorster bzw. Hasberger Korkpfropfenschneider 
und deren Alltag. Er erwähnt, daß aus der Hansestadt Bremen „einige ge­
schickte und speculative Männer hervorgegangen" wären, „welche der Bevöl­
kerung der Umgegend das Korkschneiden lehrten und diesen Industriezweig 
unter einen Theil der sonst so wenig industriellen Bewohner unserer nieder­
sächsischen Haiden und Marschen einheimisch machten,51 daß es jetzt keine 
Gegend in Deutschland giebt, in welcher so viel Korkrinde verschnitten wird, 

26 Zit. in: C. Hess 1996, Anm. 18, S. 29/30. 
27 Vgl. Albert Klauber: Die Monographie des Korkes. Berlin 1920. S. 27. 
28 Vgl. C. Hess 1996, Anm. 18, S. 32/33. 
29 Vgl. C. Hess 1996, Anm. 18, S. 33. 
30 Vgl. C. Hess 1996, Anm. 18, S. 34ff. 
31 Vgl. Hermann Allmers: Das Marschenbuch. Land- und Volksbilder aus den Marschen der 

Weser und Elbe. (Oldenburg 1858), Nachdruck der 4. Aufl. Leer 1902, Leer 1988. 
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als der Strich von bremischen, oldenburgischen und hannoverschen Dörfern, 
die sich im Süden zwischen den Orten Delmenhorst und Syke um die besagte 
Hansestadt herumlegt Aus diesem Winkel wird jetzt ein großer Theil von 
Deutschland mit Stöpseln aller Art versehen, (...) Die an der Spitze dieser In­
dustrie-Branche stehenden Capitalisten und Entrepreneurs, wie die genannten 
Herren und einige andere, besorgen die Vertheilung des Rohstoffs unter den 
Arbeitern, unter denen es einige giebt, die sich diesem Gewerbe ausschließlich 
widmen, während viele die Ackerwirthschaft als Hauptsache betreiben und 
die Korkschneiderei nur in den Mußestunden, welche jene ihnen läßt, neben­
her cultiviren."52 

Hieraus folgert auch, daß zu jener Zeit in den 1860er Jahren die Korkpfrop­
fenschneiderei in Hasbergen und Delmenhorst sich schon ein ganzes Stück 
weit auf dem Wege vom Handwerk in Heim- und Verlagsarbeit hin zur Klein­
industrie befand. Gab es in Hasbergen 1855 noch 134 Heim- bzw. Hausarbei­
ter im Korkhandwerk, so waren es 1897 nurmehr 48; 3 3 in Delmenhorst dage­
gen gab es schon 1865 insgesamt 527 Korkarbeiter und 6 Korkfabriken, 1875 
wurden dort 482 Berufstätige und 7 Korkfabriken gezählt; 1884 beschäftigte 
dann die Korkfirma Lürßen allein 300 Arbeiter, insgesamt gab es jetzt 9 Kork­
fabriken. Um 1880 arbeiteten rund 1000 Menschen in Delmenhorst und Um­
gebung nunmehr fast ausschließlich in der Korkindustrie und fertigten etwa 
280 Millionen Flaschenkorken an. 3 4 

J.G. Kohl hat 1864 auch sehr ausführlich und detailliert die einzelnen Arbeits­
vorgänge bei der Korkpfropfenproduktion beschrieben und auch die Leistung 
der Korkarbeiter quantifiziert:35 ein fleißiger Arbeiter konnte demnach an ei­
nem einzigen Tage rund 1000 bis 1200 Stück Weinflaschenkorken herstellen, 
im Jahr also rund eine halbe Million Korkpfropfen. Gut 50 Jahre später hatte 
sich diese handwerkliche Produktion auf im Durchschnitt 1500-2000 Korken 
gesteigert - allerdings merkt E. Mittermüller für diese Zeit um 1909 an, daß 
mittlerweile die Tagesleistung der korkverarbeitenden Maschinen bei ca. 
15.000 fertigen Korken lag. 
Als Verdienst nannte Kohl 1864 für einen Werktag einen halben bis zu 2 /3 Ta­
ler.36 E. Grundig bezeichnete seinerseits den Tagesverdienst eines Korkarbei­
ters zum Ende des 18. Jahrhunderts mit rund einem halben Reichstaler als 
„eine ganze Menge Geld."57 Für 1874 bezifferte er den Verdienst mit 2,50 bis 

32 J. G. Kohl 1864, Anm. 1, S. 310-12. 
33 Vgl. K. Müsegades 1974, Anm. 11, S. 326. 
34 Vgl. Edgar Grundig: Geschichte der Stadt Delmenhorst von 1848 bis 1945, Band IV, (Ms. 

Delmenhorst 1960), S. 943/44; K. Müsegades 1974, Anm. 11, S. 325. 
35 Vgl, auch: E. Mittermüller 1909, Anm. 20, S. 14 ff. und 19/20; A. Klauber 1920, Anm. 27, 

S.37ff. 
36 J. G. Kohl 1864, Anm. 1, S. 317. 
37 E. Grundig 1960, Anm. 34, S. 942. 
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3 Mark pro Arbeitstag.38 Für den gesamten Zeitraum von 1850 bis 1905 spricht 
E. Mittermüller von einem Durchschnittsverdienst eines Delmenhorster 
Handkorkschneiders von 2,50 Mark; seit 1905 verdienten diese 2,80 Mark pro 
Tag.39 D.h., daß im korkverarbeitenden Handwerk bzw. der Kleinindustrie 
trotz einer enormen Produktionssteigerung der Verdienst nach der Jahrhun­
dertwende genauso hoch bzw. sogar noch geringer war als in der Zeit zu Be­
ginn des Deutschen Reiches. 
Kohl nennt allerdings weiter die Korkschneiderei „ein ziemlich bequemes und 
der Gesundheit nicht sehr schädliches Gewerbe. Es nimmt nicht viel Raum im 
Hause weg, nur einen kleinen Stubenwinkel für den Korktisch. Es verbreitet 
keinen üblen Geruch, wie die Ledergerberei, keinen die Augen oder die Brust 
afficirenden Staub, wie das Gewerbe des Müllers, keine angreifende Hitze, wie 
das des Eisenschmieds. Die Capital-Auslage für die Geräthe sind nicht so 
groß wie beim Tischler oder Schuster. Es ist auch eine äußerst stille Kunst, die 
keinen solchen Lärm macht, wie die des Webers oder Drechslers. Sie unter­
bricht daher die Geselligkeit und die Gespräche nicht, und die Frau kann dem 
Manne, wenn er bis spät in die Nacht hinein arbeitet und früh Morgens mit 
dem ersten Hahnenschrei wieder anfängt, Gesellschaft leisten. Auch vermag 
der Hausvater vom Korktisch aus sein Haus zu regieren und die Kinder anzu­
leiten."*0 

Im Gegensatz zu dieser sicher allzu idyllisch anmutenden, sehr positiven Dar­
stellung eines Literaten zur Korkarbeit muß festgehalten werden, daß zumin­
dest der - oben versteckt angedeutete - negative Aspekt der weitverbreiteten 
Kinderarbeit gerade auch in diesem Gewerbe hervorgehoben werden muß -
so wie es schon Bernhard Parisius getan hat: „Die Produktion erfolgte zu 
Hause unter Beteiligung von allen arbeitsfähigen Familienmitgliedern, wobei 
oft jeder für sich arbeitete und die Korksorte wählte, mit der er am besten um­
gehen konnte. Während große Korken wegen der dazu erforderlichen Finger­
und Schulterkraft von Männern geschnitten wurden, stellten Frauen und Kin­
der kleine Korken her, sogenannte Medizinkorken. Überliefert ist auch eine 
entwickeltere Form der Arbeitsteilung innerhalb der Familie: Die Kinder über­
nahmen das Teilen der Korkplatten in kleine quadratische Blöckchen, wäh­
rend die älteren das eigentliche Zuschneiden besorgten."*1 

38 Vg l E . Grundig 1960 , Anm. 34 , S . 943 . 
39 E . Mittermüller 1909 , Anm. 20 , S . 51. 
40 J . G. Koh l 1864 , Anm. 1 , S. 317/18 . 
41 Bernhar d Parisius : Vom Grol l de r „kleinen Leute " zum Programm der kleinen Schritte . Ar-

beiterbewegung im Herzogtu m Oldenbur g 1840-1890 . (Oldenburge r Studien Band 27) , Ol-
denburg 1985 , S . 180 ; vgl. zu r Kinderarbei t i n Delmenhors t i m 19 . Jh. auch: Gerhard Kal -
dewei: Di e „Fabrikschule " de r „Jute " in Delmenhors t 1873-1893 . Industriegeschicht e un d 
Museumspädagogik a m Beispie l des Stadtmuseums Delmenhorst auf der Nordwolle, in: Sa-
bine Kir k u.a . (Hrsg.) : Schul e un d Geschichte . Funktione n de r Schul e i n Vergangenhei t 
und Gegenwart . (Festschrif t fü r Rudol f Kec k zu m 65 . Geburtstag) , Ba d Heilbrun n 2000 , 
S. 111-133 . 
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Schon immer war die Korkpfropfenproduktion in Nordwestdeutschland spe­
ziell und allgemein im ganzen deutschen Raum auf den Import des Rohmate­
rials Kork angewiesen. Auch hierzu hat Kohl Charakteristisches ausgesagt: 
„Es sind die ihnen von ihrem Fabrikherrn anvertrauten Rohvorräthe, die sie 
denselben (...) in .homöopathischen oder anderen Sorten von Korken' verwan­
delt zurückzuliefern denken. "42 

Mit den o. g. „Fabrikherrn" sind die Verleger gemeint, die zu Zeiten der Verar­
beitung des Korkes in Handwerksbetrieben in Heimarbeit oder in Kleinfabri­
ken die Lieferung des Rohmaterials und den Vertrieb der Fertigprodukte über­
nahmen. Bis weit in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein war diese 
Art des Gewerbes gegenüber dem kapitalistischen Fabrikbetrieb hier in Del­
menhorst, Bremen und umzu, aber auch noch in ganz Deutschland und selbst 
in Europa nach Wertschöpfung und Beschäftigtenzahl bedeutender. So kenn­
zeichnete Karl Marx (1818-1883) im „Kapital" (1867) diese „sog. moderne 
Hausindustrie" als „auswärtiges Departement der Fabrik" und als weitere 
Ausbeutungssphäre des Kapitals.43 Der Nationalökonom Gustav Schmoller 
(1838-1917) ordnete 1890 die Hausindustrie als ein „historisch neues System 
der Produktion" von sozialen Organisationsformen ein und nannte sie eine 
„typische Untemehmensform", die sich vom althergenbrachten Handwerk 
ebenso abhob wie vom Fabriksystem.44 Entscheidend war dabei das Zusam­
menwirken zweier sozialer Klassen, nämlich der unternehmerischen Verleger 
und der familien- und hauswirtschaftlichen Produzenten. 
Dieser Prozeß wurde von den amerikanischen Historikern Franklin F. Men­
dels und Charles und Richard Tilly mit dem Begriff der „Proto-Industrialisie-
rung" bezeichnet.45 Damit wird die Epoche der „Industrialisierung vor der In­
dustrialisierung" gekennzeichnet „als Herausbildung von ländlichen Regio­
nen, in denen ein großer Teil der Bevölkerung ganz oder in beträchtlichem 
Maße von gewerblicher Massenproduktion für überregionale und internatio­
nale Märkte lebte."46 Jener Prozeß läßt sich auch sehr deutlich an der Etablie­
rung und Entwicklung des korkverarbeitenden Gewerbes um und in Delmen­
horst im deutschen Nordwesten im 19. Jahrhundert verfolgen. 

42 J. G. Kohl: 1864, Anm. 1, S. 312. 
43 Karl Marx: Grundriss der Kritik der politischen Ökonomie. (Neudruck Berlin 1953), 

S. 405ff.; ders.: Das Kapital (1. Buch, 13. Kapitel), Marx-Engels-Werke 23, Berlin 1962, 
S. 485 ff; zit. in: Peter Kriedte/Hans Medick/Jürgen Schlumbohm: Industrialisierung vor 
der Industrialisierung. (Veröff. des Max-Planck-Instituts für Geschichte, Band 53/1977), 
Göttingen 1978. S. 14/15. 

44 Gustav Schmoller: Die geschichtliche Entwicklung der Unternehmung. 5: Hausindustrie, 
in: Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft, Jg. 14/1890, S. 1053-1076. 

45 Franklin F. Mendels: Proto-industrialization: The First Phase of the Industrialization Pro-
cess, in: Journal of Economic History, Jg. 32/1972, S. 241-261; Charles Tilly/Richard Tilly: 
Agenda for European Economic History in the 1970s, in: Journal of Economic History, Jg. 
31/1971, S. 184-198. 

46 P. Kriedte u.a. (Hrsg.) 1978, Anm. 43, S. 26. 
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Die Korkunternehmer - Kohl nannte sie ja auch „Capitalisten und Entrepre-
neurs" - 4 7 hatten also dieselbe Funktion wie z. B. die sprichwörtlichen schlesi-
schen Verleger in der dortigen Textilindustrie, die aber nicht nur dort, sondern 
insgesamt vom Verlagswesen sehr geprägt war.4 8 In Schlesien, in den „Fabrik­
dörfern" Peterswaldau und Langenbielau, kam es dann ja zum berühmt­
berüchtigten „Weberaufstand" 1844 in der Vormärzzeit, der zwar nur einer 
von vielen vergleichbaren Arbeiterunruhen gewesen ist, aber durch die zeitge­
nössische Presse und die künstlerische Verarbeitung in der Literatur - vor al­
lem durch Heinrich Heine und später Gerhard Hauptmann - und in den Gra­
fiken von Käthe Kollwitz zum Symbol der „sozialen Frage" nach Karl Marx 
und zu einem Mythos geworden ist.49 

Bis Ende der 1860er Jahre hat es entsprechende Arbeitsniederlegungen bzw. 
Streiks - geschweige denn vergleichbare revolutionäre Aufstände wie in Schle­
sien - im Nordwesten so gut wie gar nicht gegeben. Die Phase des Übergangs 
von der vorindustriellen zur Industriegesellschaft war dort - wie nach Kocka 
im wesentlichen in ganz Deutschland - noch immer von den ländlich und 
handwerklich geprägten Gesellschaftsschichten geprägt: „Neun von zehn ge­
werblich Beschäftigten arbeiteten im Handwerk oder als verlegte Heimarbei­
ter, nur knapp 10 Prozent gehörten zu Manufakturen, Fabriken oder Bergwer­
ken."50 

Der „Groll der Kleinen Leute" - so Parisius -, in diesem Falle der Delmenhor­
ster Korkschneider, äußerte sich erst während der Phase der beschleunigten 
Industrialisierung auch in der Korkverarbeitung 1873 konkret, als im national­
konservativen Delmenhorster Kreisblatt am 8. April eine Anzeige erschien, 
mit deren Hilfe anonym „Mehrere Korkarbeiter" als Unterzeichner eine Lohn­
forderung erhoben: „In Berücksichtigung der in letzter Zeit eingetretenen be­
deutenden Preissteigerung der Lebensbedürfnisse und der Erhöhung anderer 

47 J . G. Kohl 1864, Anm. 1, S. 312. 
48 Vgl. Claus Veitmann: Arbeiten unter Dampf, In: Mythos Dampf. Technik- und Kulturge­

schichte der Dampfmaschine. (Schriften der Museen der Stadt Delmenhorst, Reihe: Fa­
brikmuseum Nordwolle Band 2, Redaktion: Gerhard Kaldewei), Oldenburg 1998, S. 49/ 
50; P. Kriedte u.a. (Hrsg.) 1978, Anm. 43; Axel Flügel: Kaufleute und Manufakturen in Bie­
lefeld. Sozialer Wandel und wirtschaftliche Entwicklung im proto-industriellen Leinenge­
werbe von 1680 bis 1850. (Studien zur Regionalgeschichte Band 6), Bielefeld 1993; vgl. 
auch: Sabine Barnowski-Fecht: Das Handwerk der Stadt Oldenburg zwischen Zunftbin­
dung und Gewerbefreiheit (1731-1861).(Oldenburger Studien, Band 41), Oldenburg 2001, 
S. 158 ff. 

49 Vgl. Christina von Hodenberg: Aufstand der Weber. Die Revolte von 1844 und ihr Aufstieg 
zum Mythos. Bonn 1997; Walter Wehner: Weberaufstände und Weberelend in der deut­
schen Lyrik des 19. Jahrhunderts. Soziale Problematik und literarische Widerspiegelung, 
München 1981. 

50 Jürgen Kocka: Arbeitsverhältnisse und Arbeiterexistenzen. Grundlagen der Klassenbildung 
im 19. Jh., Bonn 1990, S. 104; zit. in: C. von Hodenberg 1997, Anm. 49, S. 51; vgl. Bernd 
Mütter/ Rober Meyer: Agrarmodernisierung im Herzogtum Oldenburg zwischen Reichs­
gründung und Erstem Weltkrieg, Hannover 1995. 
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Arbeitslöhne werden die Herren Korkfabrikanten es wohl gerechtfertigt finden, 
wenn uns der Wunsch erfüllt, auch unsern Lohn erhöht zu sehen. Wir hoffen 
nun schon seit geraumer Zeit vergeblich, die Herren Fabrikanten möchten aus 
freien Stücken uns einen Lohnaufschlag von 2% Gr.(oschen) pro 1000 Stück 
bewilligen. Wenn in nächster Zeit die Preise nicht erhöht werden, sehen wir 
uns genöthigt, die Arbeit einzustellen."51 Kurze Zeit später, am 18. April 1873, 
erschien eine weitere Anzeige ,,Mehrere(r) Korkarbeiter" im Delmenhorster 
Kreisblatt, in der zu einer „Oeffentliche(n) Versammlung der Korkarbeiter" für 
den 20. des Monats in der Gastwirtschaft Meyer zu Stickgras aufgerufen 
wurde: „Sämmtliche Korkarbeiter müssen am Platze sein." 

Allerdings ging diese erste dokumentierte Korkarbeiter-Erhebung in Delmen­
horst und umzu für diese negativ aus: „Die Korkarbeiter, die diese Bewegung 
leiteten, wurden entlassen und erhielten nirgendwo Arbeit."52 Zwar entstand 
dann noch ein Korkarbeiterverband und sogar eine Kork-Produktionsgenos­
senschaft, doch beides hat wohl nicht lange existiert.53 

Die renitenten Delmenhorster Korkarbeiter hatten also ihr Ziel nicht erreicht 
und auch der seit langem schwelende, immer wieder aufflackernde, dortige 
Konflikt „zwischen den Fabrikarbeitern" - im wesentlichen denen der Jute-
Fabrik - sowie „den Korkschneidem und den sog. Bauern, wozu außer den 
Bauern die Handwerksgesellen gehören/"54 machte sich wiederholt bemerk­
bar: bei einer sonntäglichen Tanzveranstaltung am 12. Januar 1873 im Loge-
mannschen Wirtshause in Delmenhorst hatten sich die „sog. Bauern eingefun­
den, während mehrere Korkschneider (...) unten in demselben Wirthshause 
beim Bier zusammensaßen." Spätabends kam es dann zu einem blutigen Streit 
mit Messern, in dessen Verlauf ein Bauer einen Korkschneider bis draußen 
verfolgte und von diesem mit einem Steinwurf an den Kopf tödlich verletzt 
wurde. In der späteren Schwurgerichtsverhandlung im April 1873 wurde aller­
dings der Korkschneider freigesprochen, „da er in Nothwehr gehandelt hat­
te."55 Zu diesem Vorfall „im Logemannschen Wirthshause" paßt eine Strophe 
des damals vielgesungenen - und in verschiedenen Versionen überlieferten -
„Liedes von der Delmenhorster Industrie", in der es heißt: „Bei Logemann, da 
kehrten wir ein,/ da gibt's viele schöne Mägdelein./ Doch da steckt was da­
hinter;/ denn sie haben kleine Kinder./ Und die heißen gerade so wie sie./ Das 
ist die Delmenhorster Industrie/"56 

Diese hier nur knapp aufgezeigten - im Übergang von der Proto-Industrialisie-
rung zur Großindustrie seit den 1870er Jahren sich noch immer mehr und 

51 Delmenhorster Kreisblatt vom 8. 4.1873. 
52 B. Parisius 1985, Anm. 41, S. 183. 
53 Vgl. Neuer Social-Demokrat vom 2. 5. 1873; zit. in: B. Parisius 1985, Anm. 41, S. 183. 
54 Delmenhorster Kreisblatt vom 22. 4.1873; vgl. B. Parisius 1985, Anm. 41, S. 182. 
55 Delmenhorster Kreisblatt vom 22.4.1873. 
56 Zit. in: Karl Marten Barfuss: „Gastarbeiter" in Nordwestdeutschland 1884-1918, (Veröf­

fentlichungen aus dem Staatsarchiv Bremen, Band 52), Bremen 1986, S. 202. 
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mehr verschärfenden - problematischen Lebensverhältnisse in Delmenhorst, 
die zum Teil unglaublichen Wohnverhältnisse - die 1888 zum Erlaß von „Vor­
schriften für das Halten von Kost- und Quartiergängern in der Stadtgemeinde 
Delmenhorst" durch das Oldenburger Staatsministerium führten - 5 \ die o.e. 
sozialen Spannungen zwischen der alteingesessenen bzw. ländlichen Bevölke­
rung und den vielen in die Industrie Zugewanderten aus fremden Ethnien 
führten zu den damals sprichwörtlich negativen „Delmenhorster Verhältnis­
sen".58 

Bezeichnenderweise gab es dazu im Jahre 1898 eine Stadtratssitzung, in der 
ein Ratsherr einen „Antrag auf Verbesserung des Nachtwesens" stellte: „Wo 
hier in Delmenhorst während der Nacht soviel Unfug getrieben wird, indem 
Firmenschilder abgerissen, Namensschilder zertrümmert, Laternen ausge­
macht, ganz abgesehen von dem ruhestörenden Lärm durch Singen etc., wo 
ruhig des Weges gehende Personen ohne jeglichen Grund angerempelt werden, 
wo an Hauptstraßen eingebrochen wird, wo den letzten Herbst zwei Morde er­
lebt wurden und Messerstechereien an der Tagesordnung sind (...), so werden 
Sie mir zustimmen, daß hier hinsichtlich unserer Nachtwache durchaus un­
haltbare Zustände herrschen und es unsere erste Pflicht ist, hier Änderungen 
zu schaffen, wenn Delmenhorst nicht ganz und gar in Verruf kommen soll. "59 

Diese schlimmen „Delmenhorster Verhältnisse" änderten sich erst ganz all­
mählich, nachdem vor allem die Jute-Fabrik und die Nordwolle den Werks­
wohnungsbau seit dem Ende der 1880er Jahre vorantrieben und zu Beginn des 
Ersten Weltkrieges 1914 dann sehr viele vorher fluktuierende Arbeiter zurück 
in ihre osteuropäische Heimat gingen bzw. zum Kriegsdienst eingezogen wur­
den.60 

Die erfolglose Korkarbeiter-Erhebung im Jahre 1873 fand jedoch in der Groß­
industrie in Delmenhorst in den 1880er Jahren mehrfach Fortsetzung. Zuerst 
streikten 1884 schon bei der Errichtung der Nordwolle eine Reihe von Bau­
handwerkern für mehr Lohn: „Mit lebhaftem Gesänge, jedoch im übrigen in 
aller Ordnung verließen die Streikenden den Arbeitsplatz/"61 

57 Vgl . Sammlun g de r i m Herzogtu m Oldenbur g geltende n Gesetze , Verordnunge n un d Be -
kanntmachungen au s de n Jahre n 181 3 bi s 1903 , Oldenbur g 1905 , S . 911-13; B . Parisiu s 
1985, Anm. 41 , S. 255ff.; K . M. Barfuss 1986 , Anm. 56 , S . 144ff. ; G . Kaldewe i 2000 , Anm . 
41, S . 11 5 ff. 

58 Vg l Kar l Marten Barfuss : Verlauf, Strukture n un d Problem e de r Zuwanderung i n da s Un -
terwesergebiet im Zuge der Industrialisierung. Da s Beispie l Delmenhorst , in : Niedersächsi -
sches Jahrbuch für Landesgeschichte , Ban d 69/1997 , S . 7 8 ff. 

59 Zit . in : Edga r Grundig : Geschicht e de r Stad t Delmenhors t vo n 184 8 bi s 1945 , Ban d III , 
(Ms. Delmenhors t 1960) , S . 386 . 

60 Vgl . K. M. Barfuss 1997 , Anm. 58, S . 83 f. 
61 Zit . in: B. Parisius 1985 , Anm. 41, S. 256 . 
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In der Jute-Fabrik kam es 1888 zu einem kurzen Streik, der wiederum durch 
Entlassung der „Rädelsführer" beendet wurde.6 2 1897 folgten zwei große 
Streiks bei der Jute und der Nordwolle, an denen sich insgesamt 1600 Arbeiter 
beteiligten. Der Streik bei der Jute wurde relativ schnell beigelegt, der bei der 
Nordwolle dauerte rund 5 Wochen. Neben dem zu geringen Lohn wurden 
auch die unzureichenden Arbeitsverhältnisse dort angeprangert: „Wer ein 
Stück Brod essen will, wer einen Schluck Kaffee oder Wasser während der Ar­
beit zu sich nehmen will, muß dieses mit der einen Hand thun und mit der 
anderen die Maschine bedienen."™ 
Auch noch nach der Jahrhundertwende und bis in die 1920er Jahre gab es 
immer wieder Streiks in der Delmenhorster Industrie. In der Korkindustrie 
kam es erst im Jahre 1908 wieder zu einem kleinen Streik bei der Fa. Minne­
mann; ein weiterer, größerer und erfolgreicher Streik von 125 Korkschneidern 
in 11 Delmenhorster Betrieben folgte dann erst 1919.64 

Diese relativ geringe Streikbereitschaft der Korkarbeiter seit den 1870er Jahren 
hatte ihre Ursache selbstverständlich in der Struktur dieses Gewerbes: aus der 
Heimarbeit entwickelte sich ja eine Kleinindustrie mit vielen Betrieben, die 
aber jeweils nur eine relativ geringe Mitarbeiterzahl aufwiesen: in ganz 
Deutschland arbeiten 1875 rund 19 Arbeiter in einem Korkbetrieb, 1882 sind 
es nur noch durchschnittlich 6 bzw. 1895 11 Korkarbeiter; 1875 arbeiten 32% 
aller Korkarbeiter in Firmen mit bis zu 5 Personen, 1882 sind es gar 55% und 
1895 immer noch 24%; im selben Zeitraum von 1875 bsi 1895 sinkt die Zahl 
der deutschen Korkbetriebe, in denen nur bis zu 5 Korkarbeiter beschäftigt 
sind von 537 auf 126 herab; gleichzeitig steigt die Zahl der Betriebe, in denen 
zwischen 11 und 50 Korkschneider arbeiten von 38 auf 54, in denen sogar 
mehr als 50 Beschäftigte sind, von 6 auf 9. Absolut gesehen nahm in diesem 
Zeitraum die Zahl der Großbetriebe mit mehr als 50 Beschäftigten in der deut­
schen Korkindustrie um 7 zu, die Zahl der darin arbeitenden Korkschneider 
tun 846, was rund „80% der gesamten in diesem Zeitraum eingetretenen Zu-
nähme der Personenzahl" bedeutet.65 

Bei der Etablierung der politischen und gewerkschaftlichen Bewegung in Del­
menhorst spielten die Korkarbeiter aus denselben Gründen keine große Rolle. 
Federführend waren auch hier die Zigarrenarbeiter.66 1872 wurde in Delmen­
horst die erste Fahne des „Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins Delmen­
horst" geweiht, nachdem wohl schon 1869 ein Delmenhorster Ableger des 
zuvor 1863 in Leipzig von Ferdinad Lassalle gegründeten ADAV ins Leben ge-

62 E. Grundig 1960, Anm. 34, S. 1017 
63 Zit. in: E. Grundig 1960, Anm. 34, S. 1018. 
64 Vgl. E. Grundig 1960, Anm. 34, S. 1020/21. 
65 E. Mittermüller 1909, Anm. 20, S. 29/30. 
66 Vgl. Dagmar Burgdorf: Blauer Dunst und rote Fahnen - Zigarrenarbeiter organisieren sich, 

in: „Jahrgang 1864 oder nicht von gestern". 125 Jahre SPD, Bremerhaven 1989, S. 10 ff; B. 
Parisius 1985, Anm. 41, S. 183 ff. 



Die Pfropfenschneider bei Delmenhorst 29 

rufen wurde.67 Während der Zeit der Wirksamkeit des „Sozialistengesetzes" 
und damit des Verbotes der Sozialdemokrarischen Partei ab 1878 versteckte 
der politisch aktive Zigarrenarbeiter Wilhelm Hense die Delmenhorster 
ADAV-Fahne und avancierte so zu einem „Helden der Arbeiterklasse".68 Bei 
der Reichstagswahl 1890 - kurz vor Ende des sozialistischen Betätigungsver­
botes - erreichten dann die Sozialdemokraten in der Stadt Delmenhorst mit 
442 Stimmen vor den Nationalliberalen mit 124 trotzdem - oder gerade des­
halb - die höchste Stimmenzahl; bis zur Reichstagswahl 1912 wuchs dieser 
SPD-Stimmenanteil auf 1785 an. 6 9 Die Zigarrenarbeiterbewegung erlag aller­
dings Ende der 1870er Jahre „der Ablehnimg durch die einheimische Bevölke­
rung, der Strukturkrise in der Tabakindustrie und der fehlenden Solidarität 
fremder Zigarrenarbeiter."70 

Ebenfalls in den 1870er Jahren hatte sich ein konservativer „Krankenunter­
stützungsverein der Korkarbeiter in Stadt und Amt Delmenhorst" gebildet, an 
dessen Spitze neben in diesem Sinne vertrauenswürdigen Arbeitern auch Fa­
brikanten standen, die „mit Rath und That zur Seite stehen" wollten - so der 
Hasberger Pfarrer Toel in einem Aufruf vom 26. Januar 1877. Quasi als Kon­
kurrenz sollte nun auch noch eine „Korkarbeiterkrankenkasse" - hier selbst­
verständlich ohne Fabrikantenbeteiligung - des ADAV Delmenhorst gegrün­
det werden, wogegen sich der o.g. Pfarrer heftig wehrte, woraus aber auch 
noch einmal der Gegensatz von Stadt und Land, von Heimat und Fremde auf­
scheint, indem dieser sagt: „Aber könnet Ihr" (d. h. die Hasberger und Del­
menhorster Korkarbeiter) „den aus der Feme hierher gezogenen Arbeitern und 
deren Wortführern mehr Vertrauen schenken als den Fabrikanten und Arbei­
tern, die hier unter Euch aufgewachsen und deren Zuverlässigkeit Ihr so oft 
erfahren habt? Gewiß nichttm Eine solche „Korkarbeiter-Krankenkasse" wur-
da dann tatsächlich erst 1887 ins Leben gerufen. 
Der Oldenburger Heimatschriftsteller und -dichter Franz Poppe, der 1888 
unter dem Titel „Zwischen Ems und Weser. Land und Leute in Oldenburg und 
Ostfriesland" beschrieb und dabei auf den Spuren von Hermann Allmers und 
auch - zum Teil gefährlich nahe! - 7 2 von J. G.. Kohl wanderte, betonte rück­
blickend den „gewissen Corpsgeist", der unter den Hasberger Korkschneidern 
herrschte: „Sie halten sehr auf sich und ihren Anzug. Weil sie an ein durchaus 
selbständiges Leben gewöhnt sind, so herrscht in ihnen, wie in den Schnei­
dern und Cigarrenmachern, ein eigenes Unabhängigkeits- und Freiheitsgefühl, 
das manchmal ausartet. (...) Die wöchentliche Auszahlung des Lohns und die 

67 Vgl. Gerhard Rösener/Jürgen Kulke: 110 Jahre Sozialdemokratie in Delmenhorst 1872-
1982, Delmenhorst 1982, S. 6 ff. 

68 G. Rösener/J. Kulke 1982, Anm. 67, S. 19. 
69 Vgl. E. Grundig 1960, Anm. 59, S. 13 ff. 
70 B. Parisius 1985, Anm. 41, S. 189. 
71 Zit. in: G. Rösener/J. Kulke 1982, Anm. 67, S. 7. 
72 Vgl. H. Allmers 1858, Anm. 31. 
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häufigen Touren nach Delmenhorst sind leider für die Leute eine gefährliche 
Versuchung zu Trunk und Kartenspiel (...) Das Korkschneiden ist im allge­
meinen (jedoch) eine Wohlthat für die betreffende Gegend, sowohl für die ein­
zelnen Arbeiter, die mit keinem andern Erwerbszweige so leicht und sicher ihr 
Brot verdienen können, als auch insbesondere für die Stadt Delmenhorst, wel­
che großen Nutzen von der Korkschneiderei hat"73 

Doch in den 1870er Jahren schon war es zu einer „allmählich einsetzenden 
Wende in dem bisher so günstigen Korkgeschäft" im ganzen Nordwesten ge­
kommen.74 Grundig nennt dafür 4re i Gründe: 1. den Rückgang des Exportes 
nach Amerika, Rußland oder die Niederlande, da dort jeweüs eine eigene 
Korkindustrie aufgebaut und durch entsprechende Schutzzölle gesichert wur­
de; 2. das verstärkte Auftreten Spaniens auf dem deutschen Korkmarkt und 3. 
das Aufkommen der maschinellen Korkverarbeitung.75 In dieser Situation hat­
ten sich im April 1878 die Oldenburger Korkfabrikanten an das Großherzogli­
che Staatsministerium in Oldenburg gewandt und ausführlich dargelegt, „daß 
der Bestand dieser größten Exportindustrie unseres Herzogthumes nur gesi­
chert werden könne, wenn entweder für Deutschland angemessener Schutzzoll 
auf Korke gelegt, oder aber dahin gewirkt werde, daß die Schutzzollschranken 
in den übrigen Ländern fallen, um uns den früher so bedeutenden Export wie­
der zu erschließen" Auch die Korkarbeiter unterstützten diese Initiative der 
Fabrikanten, indem sie eine eigene Petition mit fast 1000 Unterschriften an 
das Ministerium sandten. 
Doch die Oldenburger Staatsregierung teilte auch der Deputation der Stadt 
Delmenhorst im Juli 1879 mit, daß sie „das Prinzip des Freihandels vertrete 
und deshalb zu Gunsten einer einzelnen Industrie nicht gut eine Ausnahme 
machen könne" Daraufhin wandte sich die Delmenhorster Korkdeputation 
direkt an den Großherzog von Oldenburg und schilderte noch einmal die pre­
käre Lage der Korkindustrie: „Es sei weiter eine Thatsache, daß unsere Fabri­
kanten schon seit mehreren Jahren nicht allein die von ihnen fabricirten ferti­
gen Korke" (sprich: vor allem die Flaschenkorken) „sondern auch die von den 
Spaniern angekauften fertigen Korke vertrieben, ein Beweis, daß sie dieselben 
billiger ankaufen, als herstellen könnten. Die Fabrikanten würden immer 
mehr als Großhändler auftreten und die eigene Fabrikation mehr und mehr 
einschränken, wodurch die Erwerbslosigkeit der vielen Korkarbeiter herbei ge­
führt werden müßte/"76 

Zu jener Zeit bot die Korkindustrie in ganz Oldenburg immerhin noch rund 
1000 Arbeitern Beschäftigung und zog einen Gewinn von 600000 bis 800000 

73 F. Poppe 1888, Anm. 11, S. 155/56. 
74 E. Grundig 1960, Anm. 34, S. 944. 
75 E. Grundig 1960, Anm. 34, S. 944/45. 
76 In: Delmenhorster Kreisblatt vom 11. 7. 1879. 
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Mark jährlich ins Land.77 Mittermüller bestimmt den Höhepunkt der deut­
schen Korkproduktion für die Kork-Hausindustrie jedoch schon auf die Zeit 
um 1860, „zu welcher Zeit etwa 1800 Arbeiter in derselben beschäftigt waren, 
davon 5/6 im Amt Delmenhorst" - 7 S also rund 1500 Korkarbeiter. Auch er 
stellt weiter fest, daß die Zahlen der Beschäftigten in dieser Hausindustrie 
„schon seit Jahrzehnten im Rückgang begriffen" "wären.19 

Nach einem erfolgreichen Antrag des Oldenburger Zentrumsabgeordneten 
Graf von Galen beschloß der Reichstag in Berlin am 12. Juli 1879, einen Kork­
schutzzoll von 30 Mark auf 100kg Korkpfropfen einzuführen.80 In Delmen­
horst jubelte man darüber, die Stadtverwaltung ließ flaggen und das Kreisblatt 
berichtete am 15. Juli 1879, daß den „tausend Korkarbeitern (war) eine schwe­
re Sorge vom Herzen genommen" worden war und erwähnte besonders den re­
gionalen Abgeordneten Graf von Galen lobend, „dem wir somit den Fortbe­
stand unserer Korkindustrie in erster Linie zu danken haben/'81 

Doch der Konzentrationsprozeß in der Korkindustrie hielt bis zur Jahrhun­
dertwende fast unvermindert an: 1895 gab es in Amt und Stadt Delmenhorst 
nurmehr 278 Hauptbetriebe und 110 Nebenbetriebe mit insgesamt 555 Kork­
arbeitern.82 Neben der immer stärkeren Bedeutung der Korkproduktion in den 
Kork-Ursprungsländern Spanien und Portugal83 vor allem war daran insbe­
sondere das Aufkommen der modernen „Patentverschlüsse" anstelle des alten 
Korkpfropfens ursächlich für den Niedergang der Korkindustrie im Nord­
westen. In Delmenhorst allein beschäftigten 1906 nurmehr 11 Korkfabriken 
142 Korkarbeiter bzw. jetzt auch -arbeiterinnen.84 

Der kontinuierliche Rückgang der Korkproduktion in Delmenhorst seit den 
1870er Jahren konnte auch nicht durch das verstärkte Aufkommen der neuar­
tigen Linoleumindustrie aufgefangen werden. Für die Produktion von Lin­
oleum in einem langwierigen und komplizierten Arbeitsprozeß war und ist 
Korkmasse neben dem aufbereiteten Leinöl und dem Jutegewebe als Rücken­
material der Hauptrohstoff.85 Zwar wurden allein in Delmenhorst 1882 eine 
erste Linoleumfabrik (die spätere „Hansa-Marke"), 1892 eine zweite (die „An­
ker-Marke") und 1898 eine dritte (die „Schlüssel-Marke") gegründet - die sich 

77 Zahle n in : Delmenhorster Kreisblat t vom 11 . 7. 1879 . 
78 E . Mittermüller 1909 , Anm. 20, S. 54. 
79 E . Mittermüller 1909 , Anm. 20, S. 54; vgl. B. Parisius 1985 , Anm. 41 , S. 186 . 
80 E . Mittermüller 1909 , Anm. 20, S. 33. 
81 Delmenhorste r Kreisblat t vom 15 . 7. 1879 . 
82 E . Mittermüller 1909 , Anm. 20, S. 31. 
83 Vgl . C. Hess 1996 , Anm, 18. 
84 E . Grundig 1960 , Anm. 34, S. 945. 
85 Vgl . Torsten Ziegler: Wachstuch, Fußtapete, Kamptulikon, Korkteppich: Linoleum. Der Be-

ginn des neuen Bodenbelags , in: Gerhard Kaldewe i (Hrsg.) : Linoleum. Geschichte , Design , 
Architektur 1882-2000 , Ostfildern-Rui t 2000 , S . 32-47; E . Mittermülle r 1909 , Anm. 20 , 
S. 48/49 ; A. Klauber 1920 , Anm. 27, S. 151 ff. 



32 Gerhard Kaldewei 

sehr schnell positiv entwickelten und später auch auf den Weltmarkt expan­
dierten - 8 6 doch für die Linoleum-Produktion benötigte man nur Korkabfälle 
- die Korkpfropfen-Produktion profitierte nicht von dem Boom dieser aufstre­
benden Industrie. 
Die Delmenhorster Korkindustrie mußte sich nach und nach umorientieren: 
von der vornehmlichen Korkpfropfenproduktion stellte sie sich auf die Her­
stellung von Preßkork und Korkholz als Isoliermaterialien um, 8 7 nach dem 
Zweiten Weltkrieg auch auf Korkböden, Korkfliesen und Korktapeten.88 Da­
neben diversifzierte sie sich vor allem in Richtung kunststoffverarbeitende In­
dustrie.89 

Schrieb Paul Kollmann noch 1897 rückblickend in seiner „Statistischen Be­
schreibung der Gemeinden des Herzogthums Oldenburg" über „Industrie und 
Handel" in Delmenhorst u. a.: „Nachdem die einst ansehnliche Tuchfabrika­
tion bereits im Anfange des Jahrhunderts aufgehört hatte, empfing das gewer-
befleissige Leben Delmenhorsts neue Anregung durch die Begründung von 
Korkfabriken, deren Entstehung bis 1730 zurückreicht und in welchen die 
Eingesessenen der Stadt wie der umliegenden Ortschaften in hausindustrieller 
Thätigkeit neben der Landwirthschaft in erheblichem Umfange Beschäftigung 
fanden. Gegenwärtig ist neben der Hausarbeit auch Fabrikarbeit eingeführt: 
10" - und erwähnte auch schon die Nordwolle, die Jutefabrik und die Lino­
leumwerke als „Grossbetriebe" - 9 0 so stellte Gustav Rüthning 1906 dann nüch­
tern fest: Die einstmals „führende Stellung in der städtischen Wirtschaft" hatte 
die Delmenhorster Korkindustrie schon vor der Jahrhundertwende verloren. 
In der dritten Auflage seiner kleinen „Landeskunde des Großherzogtums Ol­
denburg" von 1906 schreibt er über die ehemalige Residenz- und Ackerbürger­
stadt weiter kennzeichnend: „Die Stadt Delmenhorst, 20.136 E.(inwohner), ist 
ein aufblühendes Gemeinwesen mit reger gewerblicher Tätigkeit in großen Fa­
brikbetrieben, die meist mit bremischem Kapital ins Leben gerufen sind. Seit 
dem Anfang des vorigen Jahrhunderts wurden nach Aufhören der Tuchfabri­
kation Korkfabriken begründet, deren jetzt 10 größere und eine Reihe kleine­
rer bestehen. Daneben sind folgende Großbetriebe vorhanden: die 188(5)4 er­
richtete Norddeutsche Wollkämmerei und Kammgarnspinnerei mit mehr als 
2000 Arbeitern; die Hanseatische Jute-Spinnerei und -Weberei, die Deutschen 
Linoleumwerke Hansa, die Delmenhorster Linoleumfabrik und die Bremer 
Linoleumwerke-Delmenhorst. Einzig in Europa steht da eine Korksteinfabrik, 
deren Erzeugnisse, aus zerkleinerten Korkabfällen durch hydraulische Pres-

86 Vgl. Gustav Gericke: Das Deutsche Linoleum auf dem Weltmarkte (Reprint von 1912), in: 
G. Kaldewei (Hrsg.) 2000, Anm. 85, S. 116-119. 

87 Vgl. A. Klauber 1920, Anm. 27, S. 96 ff. 
88 Vgl. J. H. Tönnjes 1982, Anm. 15. 
89 E. Grundig 1960, Anm. 34, S. 945. 
90 Paul Kollmann: Statistische Beschreibung der Gemeinden des Herzogthums Oldenburg, 

Oldenburg 1897, S. 361/62. 
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sung hergestellt, vielfach zur Bekleidung von Eisenteilen der Kriegsschiffe ver­
wandt werden." Rüthning nennt weiter noch andere Fabriken, betont die 
„umfangreichen Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiter" und bemerkt, daß 
„die früher blühende Zigarrenindustrie (wird) fast nur kleingewerblich und 
hausindustriell betrieben" wird.91 

Recht eigentlich hat es nur die eineinhalb Jahrzehnte von 1870 bis 1885 ge­
braucht, um „das oldenburgische Landstädtchen in eine Industriestadt zu ver­
wandeln. Statt der drei Türme des Schlosses bestimmten nun die Schornsteine 
der drei Großindustrien die Silhouette der Stadt."92 Solches hat auch schon 
„ein junger Poet in den achtziger Jahren" des 19. Jahrhunderts über „seine Va­
terstadt an der Dehne" in Gedichtform gereimt: 

„Großstadt isfs nun hier geworden: 
Dieses sieht man allerorten, 
Schaut man in der Straß' sich um. 
Viel Fabriken kann man finden, 
Delmenhorstens Weltruf künden: 
Jute, Kork, Linoleum!"93 

Aber trotzdem ist die Schilderung von Johann Georg Kohl am Ende seines 
Aufsatzes über die „Pfropfenschneider bei Delmenhorst" von 1864 nurmehr 
eine zwar nette, aber heute doch historische Reminiszenz aus längst vergange­
nen Zeiten: „Mit einer rothen Staatsperücke von Siegellack versehen paradirt 
er (d. h. der Korkpfropfen) noch ein Mal auf der servirten Tafel, bis die Zecher 
ihn seines Amtes entsetzen, ihn mit der Eisenschlange des Korkziehers durch­
bohren, und das arme, nun dem Staube übergebene Ding, unter den Tisch 
werfen, ohne bei ihren Weinfreunden weiter daran zu denken, wie eifrig Natur 
und Kunst darauf raffinirten, und wie emsig Spanien, Frankreich und 
Deutschland, die Waldbewohner Cataloniens, die Korkeichenpflanzer bei 
Bordeaux, und die armen, viele Winternächte hindurch schnitzenden Kork­
schneider der Grafschaft Delmenhorst daran arbeiteten, um einen solchen 
Stöpsel zu produciren." -94 

91 Gusta v Rüthning : Landeskund e de s Großherzogtum s Oldenburg , Bresla u 1906 , S . 31/32. 
92 Jürge n Peter Ravens : Delmenhorst. Residenz , Landstädtchen , Industriezentru m 1371-1971 , 

Delmenhorst 1971 , S. 62. 
93 Zit . in : Georg von Lindern : Wie Delmenhors t zu r Industriestadt wurde , in: Delmenhorste r 

Heimatjahrbuch 1931 , S. 48. 
94 J . G. Kohl 1864 , Anm. 1 , S. 322/23. 





3. 

von 

Karl Heinrich Kaufhold 

I. 
Kleine niedersächsische Städte und Industrialisierung - paßt das zusammen -
werden manche fragen. Denn einmal gilt Niedersachsen nicht als ein Land, 
das von der Industrialisierung umgeformt und geprägt worden ist. Zum ande­
ren verbindet sich für viele der Begriff der Industrie zumindest für das ausge­
hende 19. und das frühe 20. Jahrhundert mit der großen Stadt, mit weitläufi­
gen Fabrikanlagen und ausgedehnten Arbeitervierteln. Das Rheinisch-Westfä­
lische Industriegebiet, wie manche sagen, die „Ruhrstadt", bietet sich dafür als 
Beispiel an. 
Das ist nicht falsch, und doch ist es nur ein Teil des Geschehens. Die Indu­
strialisierungsforschung, die im vergangenen halben Jahrhundert sehr rege und 
innovativ war1, hat ein Bild geschaffen, das zugleich umfassender und diffe­
renzierter ist und in dem - freilich weniger häufig - auch kleine Städte ebenso 
vorkommen wie spät oder gering industrialisierte Regionen. Begründet ist dies 
in einem grundlegenden Wandel der Fragestellungen. Bezogen sich diese bis in 
die Jahre nach dem 2. Weltkrieg hauptsächlich auf die Industrialisierung eines 
ganzen Landes (etwa die deutsche oder britische Industrialisierung), neben 
dem allenfalls noch einzelne Städte oder räumlich kleine, hochindustrialisierte 

1 Di e Literatur zu diesem Thema ist fast unüberschaubar geworden. Neuere deutschsprachig e 
Veröffentlichungen, all e mit umfangreichen weiteren Literaturangaben: Hubert Kiesewetter, 
Industrielle Revolutio n i n Deutschlan d 1815-1914 , Frankfurt/M . 1989 ; Richar d H . Tilly , 
Vom Zollverei n zu m Industriestaat . Di e wirtschaftliche un d sozial e Entwicklun g Deutsch -
lands 183 4 bis 1914 , München 1990 ; Christoph Buchheim, Industriell e Revolutionen. Lang -
fristige Wirtschaftsentwicklung i n Großbritannien, Europ a und in Übersee, München 1994 ; 
Friedrich-Wilhelm Henning , Handbuc h de r Wirtschafts - un d Sozialgeschicht e Deutsch -
lands, Bd . 2: Deutsch e Wirtschafts - un d Sozialgeschicht e i m 19 . Jahrhundert, Paderbor n 
1996; Hans-Werner Hahn , Di e industriell e Revolutio n i n Deutschland , Münche n 1998 . 

Typen der Industrialisierung kleinerer Städte 
in Niedersachsen 
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Gebiete untersucht wurden, hat sich das in den vergangenen drei Jahrzehnten 
weithin geändert. Im Mittelpunkt steht jetzt die Industrialisierung einzelner 
Regionen, also ein landeshistorisch orientierter Ansatz. Dieser trat mehr und 
mehr nach vorn, und heute geht die herrschende Meinung in der Wirtschafts­
geschichtsforschung dahin, die Industrialisierung habe sich in einzelnen Re­
gionen2 zu unterschiedlichen Zeitpunkten, in unterschiedlicher Geschwindig­
keit und mit unterschiedlichen Ergebnissen vollzogen. Die Betrachtung ganzer 
Staaten trat demgegenüber zurück. Wie die Regionen abzugrenzen seien, war 
und ist Gegenstand lebhafter, meist kontroverser Diskussionen3. Grundsätz­
lich wird gefordert, sie nicht ohne weiteres mit staatlichen Einheiten gleichzu­
setzen, sondern nach ökonomischen Gesichtspunkten abzugrenzen. Bei einer 
von der Wirtschaft her definierten Einheit leuchtet das ein, gibt freilich für den 
konkreten Einzelfall kaum genügend praktisch verwertbare Hinweise. Als 
weitere Schwierigkeit kommt hinzu, daß das statistische Material, mit dem die 
Analysen durchgeführt werden, in der Regel lediglich für durch politische 
Grenzen definierte Gebiete vorliegt. Regionen ökonomisch zu definieren, läßt 
sich also schnell fordern, in der Praxis der Forschung allerdings oft nur schwer 
oder im Grenzfalle gar nicht durchführen. Für die Industrialisierungsfor­
schung stellt sich diese Frage in besonderer Schärfe, weil - wie der Landes­
oder Stadthistoriker aus seiner Arbeit weiß - industrialisierte Gebiete oft 
neben anderen, die in traditionellen Strukturen verbleiben, kleinräumig ne­
beneinander stehen. 
Dieses enge räumliche Nebeneinander, im Extremfall sogar Ineinander führt 
zu der nächsten Frage: Warum industrialisieren sich einige Regionen und an­
dere nicht und, unmittelbar daraus folgernd: Wie unterscheiden sich industria­
lisierte Regionen nach dem Beginn der Industrialisierung, nach ihrer Intensi­
tät, nach der Branchengliederung und nach anderen Gesichtspunkten und 
warum ist das so? 
Wegen der großen Bedeutung des Industrialisierungsprozesses für die neuere 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte sind alle diese Fragen umfassend diskutiert 
worden mit dem Ergebnis einer Vielzahl von Erklärungsansätzen, die auch 
nur zu skizzieren einen eigenen Vortrag erforderte4. Ich gehe darauf hier auch 
nicht ein, sondern frage konkret nach der Entwicklung in Niedersachsen. Die­
ses Land ist in seinen heutigen Grenzen als Region im bisher diskutierten 
Sinne zu groß und zu vielgestaltig und kann allenfalls in einem Vergleich mit 
anderen deutschen Ländern als eine solche angesehen werden. Eine Auftei­
lung ist daher sinnvoll, doch wie soll sie vorgenommen werden? Daß die In­
dustrialisierung in einzelnen Landesteilen - wenn sie überhaupt eintrat - un-

2 Neuester Überblick: Hubert Kiesewetter, Region und Industrie in Europa 1815-1995, Stutt­
gart 2000. 

3 Dazu einführend mit ausführlicher Begriffediskussion: ebd., S. 177-196. 
4 Vgl. dazu beispielhaft die in Anm. 1 zitierte Literatur. 
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terschiedlich verlief, ist für den Landeshistoriker Allgemeinwissen. Gleich­
wohl stößt es aber auf erhebliche Schwierigkeiten, innerhalb des Landes auf 
die Industrialisierung bezogene Regionen zu bilden; hier ist noch viel For­
schungsarbeit zu leisten. 
Dieser Weg soll hier aber auch nicht gegangen werden. Mein Ansatz ist ein an­
derer, in der Forschung weniger geläufiger: Gefragt wird nach der Industriali­
sierung einzelner Städte unter Beschränkung auf die kleineren und nach deren 
Bedeutung für den Industrialisierungsprozeß im Lande. Dabei sollen die ein­
zelnen Städte nicht jeweils für sich betrachtet werden (das geschieht seit lan­
gem und oft in der stadtgeschichtlichen Forschung), vielmehr kommt es auf 
einen Vergleich der Entwicklungen in diesen Städten untereinander an. 
Eine Konzentration auf kleinere Städte ist für Niedersachsen besonders sinn­
voll, ist es doch noch heute ein Land der kleinen Städte. Nahezu uneinge­
schränkt galt das für die Zeit vor dem großen Verstädterungsprozeß, der in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts begann5. An Niedersachsen ging er nicht vorbei, 
doch blieben seine Wirkungen, verglichen mit anderen Ländern, hier eher ge­
ring. In Niedersachsen und Bremen (in den heutigen Grenzen) gab es 1900 
von den 33 Großstädten im Deutschen Reich drei (Hannover, Bremen, Braun­
schweig), von denen lediglich Hannover mehr als 200000 Einwohner hatte6. 
Im Jahr 2000 zählte man in Deutschland auf einem gegenüber 1900 drastisch 
verkleinerten Staatsgebiet 82 Großstädte, von denen 10 in Niedersachsen 
lagen. Drei davon, nämlich Hannover, Bremen und Braunschweig, überschrit­
ten die Zahl von 200000 Einwohnern; Hannover war die einzige Halbmilio-
nenstadt7. Eine Einbeziehung der größeren Mittelstädte ändert das Bild nicht 
entscheidend. Kleine Städte waren und sind also für Niedersachsen ein wichti­
ges Element seiner Bevölkerung. Allein schon unter quantitativen Aspekten 
lohnt es sich also, die kleinen Städte daraufhin zu untersuchen, ob und welche 
Rolle sie in der Industrialisierung des Landes spielten. Zuvor sind freilich 
noch einige methodische Überlegungen anzustellen. 

Grundlegend ist dabei die Frage, welche Orte zu den „kleineren Städten" zu 
rechnen sind. Dabei sollte der Begriff „Stadt" nicht wörtlich genommen wer­
den, denn unter den hier interessierenden Gesichtspunkten der Industrialisie­
rung ist der rechtliche Status nachrangig. Verglichen mit anderen Kriterien, ist 
die Einwohnerzahl am meisten objektiv; daher wird sie hier verwendet. Die 
Bevölkerungsstatistiker ziehen die Grenze zwischen Dorf und Stadt in der 
Regel bei 2000 Einwohnern; dem wird hier gefolgt. Die obere Grenze lege ich 

5 Überblick, mit einem noch vorläufigen, weil rein deskriptiven Begriff der „Städtelandschaf­
ten": Karl Heinrich Kaufhold, Niedersächische Städte und ihre Wirtschaft im 18. Jahrhun­
dert, in: Werner Buchholz / Stefan Kroll (Hrsg.), Quantität und Struktur. Festschrift für Ker-
sten Krüger zum 60. Geburtstag, Rostock 1999, S. 129-145. 

6 Meyers Großes Konversations-Lexikon, 6. Aufl., 4. Bd., Leipzig/Wien 1906, S. 770. 
7 Der Fischer Weltalmanach 2001, Frankfurt/M. 2000, Sp. 195-200. 
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bei 10000 Einwohnern, nicht frei von Willkür, wie solche Grenzen immer. 
Gleiches gut für die Festlegung eines Stichjahres für die Einwohnerzahlen. Es 
darf nicht zu früh liegen, doch auch nicht zu spät, damit es (soweit das bei der 
Vielzahl von Orten überhaupt möglich ist) wenigstens annähernd dem Beginn 
des Industrialisierungsprozesses nahekommt. Ich habe mich für das Jahr 1871 
entschieden, da zu diesem Zeitpunkt die Industrialisierung im Lande bereits in 
Gang gekommen war, doch noch in den Anfangen steckte. Auch spricht ein 
praktischer Grund für die Wahl dieses Jahres: die vollständige Zusammenstel­
lung der Einwohnerzahlen aller Gemeinden in Niedersachsen bei Uelschen8. 
Das Jahr davor, 1848, wie das danach, 1885, sind meiner Ansicht nach nicht so 
gut geeignet, da sie entweder zu früh oder zu spät liegen, um für den Beginn 
der Industrialisierung wenigstens einigermaßen repräsentativ zu sein. 
Im Jahre 1871 gab es 81 Orte, die das so bestimmte Kriterium der „kleineren 
Stadt" erfüllten, fast ausschließlich Städte. Die Mehrzahl von ihnen, nämlich 
60, zählte zwischen 2000 und 5000 Einwohnern, meist zwischen 2000 und 
3000. Im Lande waren sie annähernd gleichmäßig auf die beiden Großgebiete 
Mitte/Süd (etwa südlich des Mittellandkanals und östlich der Weser) und 
Norden/Westen verteilt9. 
Die Frage, ob und in welcher Weise die kleineren Städte an der Industrialisie­
rung beteiligt waren, ließe sich mit der Methode klären, Ort für Ort durchzu­
gehen und die jeweiligen Besonderheiten darzustellen. Abgesehen davon, daß 
der Forschungsstand hier zum Teü erhebliche Hindernisse bereitet, ist das ein 
zeitaufwendiges und ermüdendes Verfahren, denn manches wiederholte sich 
dabei. Entsprechend dem Thema meines Beitrages will ich daher versuchen, 
Typen kleiner Orte, bezogen auf den Verlauf der Industrialisierung in ihnen, 
herauszuarbeiten. Ein VorbUd dafür ist mir nicht bekannt. Zwar hat die For­
schung Städtetypen entwickelt, darunter auch historisch-genetische (z. B. Rö­
merstädte, Residenzstädte)10, doch sind sie meist zu allgemein gehalten, um für 
das hier behandelte Thema zu passen. Die Wirtschaftsgeschichtsforschung 
(und das gut nicht nur für Niedersachsen) beachtete, von Ausnahmen abgese­
hen, die industrielle Entwicklung kleinerer Städte bisher erst wenig. Eine Ty­
pologie dafür gibt es nicht. Das soll und kann hier nicht nachgeholt werden, 
zumal Niedersachsen dafür keine ausreichende empirische Basis böte. Dieser 
Beitrag begnügt sich vielmehr damit, für dieses Land auf der Grundlage des (in 
vielen Punkten noch unzureichenden) Forschungsstandes einen Vorschlag für 

8 Gustav Uelschen, Die Bevölkerung im Wirtschaftsgebiet Niedersachsen 1821-1939, 
Oldenburg 1942. 

9 Nach den Angaben ebd. 
10 Vgl. dazu die Lehr- und Handbücher der Stadtgeographie und Stadtforschung. Die in die­

sen entwickelten Stadttypen orientieren sich meist entweder an der Größe der Städte (Ein­
wohnerzahl) oder an der überwiegenden beruflichen und wirtschaftlichen Tätigkeit ihrer 
Einwohner sowie an der sozialen Struktur der Stadt. 
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eine Typologie kleiner Industriestädte zu machen, der als Diskussionsanre­
gung verstanden werden soll. 
Die Typenlehre und ihre Anwendung, die typologische Methode, sind ein in 
den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften verbreitetes Verfahren, aus einer 
Vielzahl realer Erscheinungen das ihnen Gemeinsame und Wesentliche her­
auszuarbeiten. Typenbildung bedeutet also Reduzierung der vielgestaltigen 
Realität auf einige Grundformen, die als kennzeichnend für bestimmte Er­
scheinungen, hier also für die Industrialisierungsgeschichte eines Ortes, ange­
sehen werden. Es leuchtet ein, daß für eine Erscheinung wie diese mehrere 
Formen von Typenbildungen möglich sind, etwa, wie in der Literatur zu fin­
den, nach Branchen. Hier sollen die Typen davon abweichend nach dem Ab­
lauf (dem Prozeß) der Industrialisierung gegliedert werden. Kriterium ist also 
das Entstehen der Industrie, zunächst und vor allem der industriellen Kerne, 
in den Städten und ihre weitere Entwicklung, wenn möglich mit einem Blick 
auf deren Wirkung auf Stadtwachstum und -entwicklung. Gewählt wird also 
eine auf die Industrialisierung bezogene genetisch orientierte Typenbildung, 
die meiner Ansicht nach am besten der hier gestellten Aufgabe entspricht. 

II. 
Geht man danach von Entstehung und Entwicklung der Industrie aus, bieten 
sich in einem ersten Zugriff zwei Grundtypen an: 
1. Entstehung aus einem vorhandenen Ansatz, vor allem im Gewerbe, heraus, 
dem zumindest am Beginn eine eher allmähliche Entwicklung folgte (gewach­
sener Industriestandort), 
2. Entstehung durch Gründung eines oder mehrerer Industrieunternehmen 
von nicht unerheblicher Größe an einem Ort ohne ältere bedeutendere ge­
werbliche Wirtschaft, wobei der Gründung oft eine rasche Entwicklung folgte 
(gegründeter Industriestandort). 
Diese noch recht einfache Zweiteilung bedarf der näheren Differenzierung. 
Sie wird in den folgenden Ausführungen durch Bildung einiger Typen gewach­
sener und gegründeter Industriestandorte vorgenommen, die als erste Annä­
herung und als Diskussionsvorschlag, nicht als abschließende Behandlung zu 
verstehen sind. Sie werden zum Teil durch Beispiele ergänzt. Eine Zuordnung 
aller hier in Rede stehender kleiner Standorte überstiege den Rahmen dieses 
Beitrages11. 

11 Gleiche s gil t für di e Literaturangabe n z u de n einzelne n Type n und Orten . Si e geben ledig -
lich Hinweis e au f weiterführende Literatur . Im übrigen wird auf die umfangreichen landes -
geschichtlichen Bibliographie n verwiesen , ferne r au f Karl-Hein z Striezel , Verzeichni s nie -
dersächsischer Ortsgeschichten , Hannove r 1988 . 
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Zu 1. Der „vorhandene Ansatz", aus dem Industrie wachsen konnte, wies in 
der historischen Realität verschiedene Formen auf. Die einfachste scheint in 
den stark mit ihrem agrarischen Umland verbundenen kleinen Landstädten 
Niedersachsens besonders verbreitet gewesen zu sein: In ihnen gingen - zu­
mindest anfänglich - kleine Fabriken aus dem Bedarf der Landwirtschaft her­
vor, indem sie entweder deren Produkte abnahmen und verarbeiteten oder 
indem sie für die landwirtschaftliche Produktion die notwendigen Produkti­
onsmittel12 lieferten. Um wenige Beispiele zu nennen: In Kleinstädten und in 
Dörfern wurden landwirtschaftliche Geräte und Landmaschinen gebaut, meist 
in kleinen Stückzahlen, doch in der Regel in guter Qualität. Diese großen 
Werkstätten oder kleinen Fabriken gingen oft aus den Betrieben der Dorf­
schmiede hervor, die neben den Fachkenntnissen auch den Markt abschätzen 
konnten. Bei der Verarbeitung von Agrarprodukten sei an die Zuckerfabriken 
erinnert13 oft in Dörfern angesiedelt, doch auch in einigen kleinen Städten die 
einzige oder die wichtigste Fabrik. Großmühlen, in denen neben oder anstelle 
des Wassers als Antriebskraft der Dampf oder die Elektrizität trat, waren eben­
so wie Spirituosen- oder Stärkefabriken nicht selten. Diese Liste ließe sich 
fortsetzen. Gemeinsam waren ihnen neben ihrer meist engen Verbindung mit 
der Landwirtschaft ihres Raumes ihre allmähliche Entstehung aus kleinen An­
fängen, in der Regel aus Handwerksbetrieben und hier wieder meist aus orts­
ansässigen. 
Die weitere Entwicklung dieser Standorte verlief unterschiedlich. Es konnte 
bei der zuerst gegründeten Fabrik bleiben mit allen Möglichkeiten der Aus­
dehnung oder Schrumpfung bis hin zum Verschwinden (De-Industrialisie-
rung); sie konnte aber auch den Ansatzpunkt bilden für weitere Betriebe aus 
derselben oder aus einer anderen Branche. Wie auch immer - der Typ des aus 
einer Verbindung mit der Landwirtschaft entstandenen Industriestandortes 
war in einem agrarisch geprägten Lande wie Niedersachsen bedeutend, frei­
lich mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht dominierend. 
Als zweiter Typ eines gewachsenen Industriestandortes lassen sich die Orte 
definieren, die bereits bei Beginn der Industrialisierung über einen wichtigen, 
oft auch überörtlich bedeutsamen Wirtschaftszweig verfügten, der dann zum 
Ansatzpunkt der Industrialisierung wurde. Ein besonders eindrucksvolles Bei-

12 Eine zusammenfassende Darstellung fehlt. In den stark verstreuten ortsgeschichtlichen Ar­
beiten finden sich immer wieder Hinweise. Ergiebig sind auch die meist von Helmut Otten-
jann oder von Uwe Meiners hrsgn. Veröffentlichungen des Museumsdorf Cloppenburg, 
Niedersächsisches Freilichtmuseum, besonders in den Reihen „Materialien zur Volkskultur 
nordwestliches Niedersachsen" und „Arbeit und Leben auf dem Lande". 

13 Dazu für das Königreich/die Provinz Hannover: Uwe Wallbaum, Die Rübenzuckerindu­
strie in Hannover. Zur Entstehung und Entwicklung eines landwirtschaftlich gebundenen 
Industriezweigs von den Anfängen bis zum Beginn des Ersten Weltkriegs, Stuttgart 1998. 
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spiel dafür bietet Delmenhorst14, das in vorindustrieller Zeit zusammen mit 
seiner Umgebung Sitz einer bedeutenden Korkschneiderei war. Aus dieser ent­
wickelte sich besonders nach dem Bahnanschluß an der Strecke Bremen-Wil­
helmshaven (1867) eine blühende Linoleumindustrie, mit der die Industriali­
sierung am Ort begann. Allerdings bietet Delmenhorst auch ein Beispiel dafür, 
daß neben die ursprüngliche Wurzel oft schnell auch andere Ansätze treten 
konnten. Hier war es die Wollindustrie, die nach 1870 von Bremen aus ge­
gründet wurde und recht schnell hohe Bedeutung gewann. Delmenhorst, 
lange eine der bedeutendsten Industriestädte Niedersachsens, ist also nicht 
rein einem Typ der Entwicklung zuzurechnen, was zugleich die Grenzen der 
Typenbildung zeigt. Eindeutiger lagen die Verhältnisse bei Werftorten wie Pa­
penburg15 und Leer16, bei denen die Industrialisierung einmal bei den Werften 
selbst, zum anderen bei Zuliefererbetrieben am Ort einsetzte. Ein eindrucks­
volles Beispiel aus dem Binnenland bietet Nordhorn17, in dem die bis an die 
Schwelle der Gegenwart bedeutende Textilindustrie aus seit dem Ende des 
18. Jahrhunderts ansässigem vorindustriellen Textilgewerbe hervorging. 
Eine eigentümliche Entwicklung nahmen die Standorte größerer Bergbau-
und Hüttenunternehmen sowie von Salinen. Hier entwickelte sich nicht, wie 
man annehmen könnte, eine bedeutende Industrie, vielmehr blieb es im allge­
meinen bei den Montan- und Salinenbetrieben. Die Ursachen dafür bedürfen 
der Analyse im Einzelfall. Bei den Oberharzer Bergstädten sind sie klar18: Die 
Bergbehörden legten der Gründung anderer Wirtschaftsbetriebe Schwierigkei­
ten in den Weg, da sie den Abgang von Beschäftigten und Veränderungen im 
Lohngefüge befürchteten. Auch scheinen die Standortbedingungen, besonders 
die Verkehrslage, nicht gerade anziehend auf andere Unternehmen gewirkt zu 
haben. Jedenfalls gab es nach der Stillegung des Bergbaus und einiger Hütten 
im Oberharz kurz vor dem 1. Weltkrieg und in der Weltwirtschaftskrise erheb­
liche Schwierigkeiten, hier Betriebe anzusiedeln. Erst die Aufrüstungspolitik 
der 1930er Jahre führte zum Aufbau von Fabriken, die allerdings mit dem Zu­
sammenbruch des Reichs 1945 wieder verschwanden. 
Dieser Typ war, das dürfte deutlich geworden sein, für die Industrialisierung 
einzelner Regionen und des Landes wichtiger als der erste. Immerhin zählen 
zu ihm, wie schon die wenigen oben genannten Beispiele zeigten, einige der 

14 Hermann Lübbing, Delmenhorsts Aufstieg zur Industriestadt, ein Kapitel Stadtgeschichte 
von 1870-1918, Delmenhorst 1971. 

15 Wolf-Dieter Mohrmann (Hrsg.), Geschichte der Stadt Papenburg, Papenburg 1986. 
16 Harm Wiemann, Abriß der Geschichte der Stadt Leer, Leer 1950. 
17 Heinrich Specht, Stadt- und Wirtschaftsgeschichte von Nordhorn, 2.  Aufl., Oldenburg 

1950; Clemens v. Looz-Corswarem/Michael Schmitt (Hrsg.), Nordhorn - Beiträge zur 
600jährigen Stadtgeschichte, Nordhorn 1979. 

18 Eine neuere Gesamtdarstellung fehlt. Für die Zeit vom 1. Weltkrieg bis 1945 ist eine Mono­
graphie von Claudia Küpper-Eichas/Günther Hein in Vorbereitung; sie erscheint voraus­
sichtlich Bochum 2003. 
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bedeutenderen kleinen Industriestädte des Landes. Ähnliche Geltung kam den 
freilich weniger zahlreichen Städten zu, die bereits vor den Anfängen der In­
dustrialisierung gewerblich breit und differenziert entwickelt waren, so daß die 
Fabriken aus einer entfalteten Gewerbewirtschaft entstehen konnten. Als Bei­
spiele für diesen dritten Typ sei zunächst Einbeck19 genannt, eine Stadt, in der 
seit der Mitte des 19. Jahrhunderts aus einem entfalteten Handwerk heraus 
eine vielseitige, innovative Industrie entstand. Schwerpunkte bildeten Texti­
lien und Papier; später kam die Produktion von Fahrrädern hinzu. Ähnlich 
entwickelte sich Osterode20 mit Textil- und metallverarbeitender Industrie 
sowie mit einer chemischen Fabrik. Hier machte sich die Nähe der Harzberg­
werke fördernd bemerkbar. Einen kleineren, aber regional wichtigen Standort 
bildete Uslar mit Holzverarbeitung (besonders zu Möbeln) und einer Eisen­
hütte21, die bereits im Anfang des 18. Jahrhunderts gegründet worden war. 
Allen drei Orten gemeinsam war eine Verschlechterung der Verkehrslage im 
Eisenbahnzeitalter, denn sie wurden erst spät und dann - mit der Ausnahme 
Uslars - nur an Nebenstrecken an das Bahnnetz angeschlossen. Auf ihre indu­
strielle Entwicklung scheint sich das aber nicht entscheidend nachteilig ausge­
wirkt zu haben; vielmehr vollzog sich die Industrialisierung trotzdem in beein­
druckender Form. Die in der Standortlehre oft betonte Gunst oder Ungunst 
des Bahnanschlusses war also nicht immer entscheidend für die Entwicklung 
eines Ortes zum Standort größerer Fabriken, ein Gesichtspunkt, auf den ich 
noch einmal zurückkommen werde. Vor allem sollte aber die Kraft gewerbli­
cher Traditionen für die industrielle Entwicklung nicht unterschätzt werden. 
Zu 2. Um den Typ eines gegründeten Industriestandortes bei der konkreten 
Analyse einzelner Orte deutlich von gewachsenen Standorten abzugrenzen, 
bedarf es einer sorgfältigen Untersuchung der Industriegeschichte des jeweili­
gen Ortes. Vor allem darf die Gründung eines Industrieunternehmens nicht 
mit der Begründung eines neuen Industriestandortes ohne weiteres gleichge­
setzt werden. Von einem solchen kann nur gesprochen werden, wenn das neu­
gegründete Unternehmen nicht aus der bestehenden Wirtschaft am Orte her­
aus entsteht, sondern als Neubeginn (sozusagen voraussetzungslos) anzuse­
hen ist. Ganz klar ist das bei der Gründung auf der oft zitierten „grünen 
Wiese". Besteht bereits Gewerbe, kann die Abgrenzung zum gewachsenen 
Standort schwierig werden; Grenzfälle und Mischformen wird die Forschung 
akzeptieren müssen. Mit der bei Typenbildung notwendigen Vereinfachung 
läßt sich aber sagen: Ein gegründeter Industriestandort liegt dann vor, wenn 

19 Horst Hülse/Claus Spörer (Bearb.), Geschichte der Stadt Einbeck, 2 Bde., Einbeck 1990/ 
1992. 

20 Heinrich Brinkmann, Das Wirtschaftsleben der Stadt Osterode, in: Festbuch zur 800-Jahr-
feier der Stadt Osterode (Harz), Osterode 1952, S, 64-80; Michael Mende, Bereits vor 
1800... als eigentliche Fabrikstadt zu betrachten: Osterodes Sonderrolle in der Industriali­
sierung Hannovers, in: Nieders. Jb. 66 (1994), S. 105-127. 

21 Gertrud Witt-Krakow, 1000 Jahre Uslar, Uslar 1961. 
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eine Fabrik oder mehrere Fabriken an einem Ort eingerichtet werden, der vor­
her kein oder kein ausgeprägtes Gewerbe mit überörtlicher Bedeutung auf­
wies. Die Wirtschafts- und Sozialstruktur bestehender Orte änderte sich in 
diesen Fällen grundlegend, indem an die Stelle einer agrarisch bestimmten 
Struktur mit kleingewerblichen Elementen eine von der Industrie bestimmte 
trat. 
An dieser Stelle scheint ein knapper, keineswegs vollständiger Blick auf die 
Ansatzpunkte und Motive für Fabrikgründungen in diesen Orten sinnvoll. 
Auslöser für die Gründung war im Regelfalle eine unternehmerische Entschei­
dung, in Ausnahmefällen auch eine staatliche Anordnung. Warum aber wurde 
gerade an diesem Ort und nicht an einem anderen die Fabrik gegründet? 
Selbst auf diese schlichte Frage ist eine klare Antwort schwierig, da Unterneh­
mer ihre Standortentscheidungen selten in den Quellen begründet haben. Der 
Historiker ist hier in der Regel auf eine Art Indizienbeweis angewiesen mit 
allen Chancen und Unsicherheiten eines solchen. Die besonders von Geogra­
phen und Ökonomen entwickelten Standortlehren helfen dabei meist nicht 
entscheidend weiter, denn sie sind zu abstrakt, um unmittelbar auf die Realität 
von Standortentscheidungen angewendet zu werden. Hinweise lassen sich 
ihnen allerdings entnehmen. 
Am besten ist es, das Problem an konkreten Beispielen zu diskutieren und 
dabei zu versuchen, für gegründete Standorte zumindest grobe Typen heraus­
zuarbeiten. Auffällig sind zum Beispiel gemeinsame Züge in der industriellen 
Entwicklung einer Gruppe von anfänglich kleinen Städten im näheren Um­
kreis der beiden großen Nordseehäfen Hamburg und Bremen. Zumindest die 
Fabriken der „ersten Generation" wurden hier von Vertretern der Kaufmann­
schaft der beiden Hafenorte gegründet und ihr Aufbau von diesen finanziert. 
Sie waren hafen- und seeschiffahrtsorientiert in dem Sinne, daß sie überwie­
gend für Bau und Reparatur von Seeschiffen arbeiteten oder importierte Roh­
stoffe verarbeiteten. Als Beispiel für Hamburg seien Harburg22 und das erst im 
Zuge der Industrialisierung entstehende Wilhelmsburg23 genannt. Harburg bil­
det dabei insoweit einen Grenzfall, als es bereits im 18. Jahrhundert neben 
dem Handwerk einige Werften und Manufakturen aufwies. Die Industrialisie­
rung setzte aber an ganz anderen Punkten an und war insoweit völlig neu: 
Maschinenbau sowie vor allem Fabriken für Gummi, die Verarbeitung von 
pflanzlichen und tierischen Fetten sowie Mineralöl bildeten den Kern für die 
industrielle Entwicklung, die von Harburg aus auf Wilhelmsburg übergriff. Um 
Bremen sind besonders zwei Standorte der Wollverarbeitung zu nennen, die 
neu entstanden: das schon oben erwähnte Delmenhorst sowie Blumenthal. 

22 Eric h Verg, Harburge r Geschichte , 900-1980 , Hambur g 1981 . 
23 A . Menge/Albertus Gehrkens , Di e preußische Elbinse l Wilhelmsburg und ihr e industriell e 

Entwicklung, Wilhelmsbur g 1906 ; Erns t Reinstorf , Geschicht e de r Elbinse l Wilhelmsbur g 
bis zur Jetztzeit, Hambur g 1955 . 
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Ebenfalls dem wirtschaftlichen Einfluß Bremens zuzurechnen sind Geeste­
münde2 4 mit seinen bedeutenden Werften sowie Nordenham25 an der Weser­
mündung mit der Herstellung von Seekabeln. Der maritime Bezug dieser In­
dustrien ist unverkennbar, und entsprechend lassen sich diese Industriestand­
orte als Typ einer seefahrts- und seehandelsbezogenen Industrialisierung be­
zeichnen. 
In einer Reihe anderer Städte erhielt die Industrialisierung entscheidende An­
stöße durch den Anschluß an die Eisenbahn. Das entspricht der oben bereits 
angedeuteten , in der wirtschaftshistorischen Literatur nicht selten vertretenen 
Auffassung, eine Eisenbahnverbindimg, besonders an einer Hauptstrecke, för­
dere die Industrialisierung eines Ortes oder einer Region oder begründe sie 
erst. In einer Vielzahl von Fällen trifft das zu, es kann aber nicht als allgemei­
ne Regel gelten. Zum Beispiel stieg bei zwei bedeutenden niedersächsischen 
Bahnknotenpunkten, Lehrte und Kreiensen, die Bevölkerungszahl überdurch­
schnittlich an (Lehrte wurde sogar zur Stadt), doch beide Orte wurden keine 
wichtigeren Industriestandorte. Ein ähnlich negatives Beispiel büdet die von 
1854 bis 1856 erbaute sog. hannoversche Westbahn von Löhne über Osna­
brück und durch das Emsland nach Emden, die nicht zuletzt der wirtschaftli­
chen Erschließung der Bezirke Osnabrück und Aurich dienen sollte, aber die 
daran gesetzten Hoffnungen nicht erfüllte: Die kleinen Städte entlang der 
Strecke industrialisierten sich spät und nur wenig. Auch die industriefördern­
de Kraft der ältesten niedersächsischen Bahnverbindung von Braunschweig 
über Hannover nach Minden blieb, bezogen auf die kleinen Orte, gering. Le­
diglich Peine26 profitierte in stärkerem Maße davon, indem die Verarbeitung 
der südlich von dieser Stadt gefundenen Eisenerze (Salzgitter-Höhenzug, Len­
gede) durch die Hütte in unmittelbarer Nähe (Ilsede)27 und ein Stahlwerk in 
Peine selbst erfolgte. Ob es ohne die nahegelegenen Bodenschätze zu einer 
stärkeren industriellen Entwicklung gekommen wäre, bleibt freilich offen. 
Eine besondere Entwicklung nahm das Dorf Linden28, das sich - erst 1872 an 
die Eisenbahn angeschlossen - schnell zum Industrievorort Hannovers und zu 
einer Stadt entwickelte, die neben anderer Industrie nicht zuletzt eine der be-

24 Georg Behrens, Geschichte der Stadt Geestemünde, Wesermünde 1928; Burchard Scheper, 
Die jüngere Geschichte der Stadt Bremerhaven, Bremerhaven 1977. 

25 Klaus Wiborg, Nordenham, die junge Stadt an der Wesermündung. Ihre wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung, Nordenham 1955. 

26 Theodor Müller u.a., Die Geschichte der Stadt Peine, 3 Bde., Hannover 1972/1975/1982. 
27 Wilhelm Treue, Die Geschichte der Ilseder Hütte, Peine 1960. In mancher Hinsicht ver­

gleichbar sind Gründung und Entwicklung eines Eisenhüttenwerkes, zunächst auf einer na­
hegelegenen Rohstoffbasis, in Georgsmarienhütte bei Osnabrück. Dazu Susanne Meyer, 
Schwerindustrielle Insel und ländliche Lebenswelt: Georgsmarienhütte 1856-1933. Werk 
und Gemeinde, Herkunft, Siedlung und Sozialstruktur an einem ländlichen Industriestand­
ort, Münster 1991. 

28 Walter Buschmann, Linden. Geschichte einer Industriestadt im 19. Jahrhundert, Hildes­
heim 1981. 
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deutenden deutschen Lokomotivfabriken (Egestorff) beherbergte. Hier vollzog 
sich eine in ihrer Art in Niedersachsen im 19. Jahrhundert nahezu einzigartige 
industrielle Entwicklung ohne Anschluß an das Eisenbahnnetz, auch wenn die 
Nähe des Bahnknotenpunktes Hannover sicherlich anregend gewirkt hat. 
Dagegen bildet die in den 1850er Jahren erbaute sog. hannoversche Südbahn 
von Hannover/Hildesheim nach Kassel ein uneingeschränkt positives Bei­
spiel für Industrieförderung durch den Eisenbahnbau. Von kleineren Fabriken 
abgesehen, entstanden entlang dieser Bahnstrecke in den Orten Sarstedt, Elze, 
Alfeld, Freden, Northeim Industriestandorte, von denen Elze29 und Alfeld30 

mit ihrer vielseitigen Industrie besonders zu nennen sind. Münden31 bildete 
einen Grenzfall, weil die Stadt schon vor dem Eisenbahn- und Fabrikzeitalter 
gewerblich nicht unbedeutend war. Ihr wirtschaftlicher Schwerpunkt lag aller­
dings, bedingt durch die gute Verkehrslage, im Handel und Speditionsgewer­
be, so daß die bedeutende Industrialisierung ab der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts als gegründete Industrie, nicht als gewachsene angesehen 
werden kann. Schließlich dürften auch die Städte Gronau und das oben be­
reits erwähnte Einbeck von der Südbahn profitiert haben. Beide lagen zwar 
nicht unmittelbar an ihr, doch waren die nächsten Bahnstationen (Elze, Salz­
derhelden) nicht weit, und beide Orte wurden im letzten Drittel des 19. Jahr­
hunderts an die Südbahn durch Nebenbahnen angeschlossen (Einbeck 1879, 
Gronau 1900). 
Die hier genannten positiven Beispiele lassen sich als Typ einer eisenbahnori­
entierten Industrialisierung bezeichnen. 
Mit Salzgitter und Wolfsburg finden sich in Niedersachsen zwei Beispiele für 
staatlich initiierte Industriestandorte. Beide entstanden „auf der grünen 
Wiese", und beide waren entsprechend dem weitgreifenden Zuschnitt der Pla­
nungen der nationalsozialistischen Zeit als Großwerke und in Verbindimg 
damit als Großstädte von Anfang an geplant. Der Standort Salzgitter32 (Hütte 
und Stahlwerk zur Verarbeitung der umfangreichen, allerdings nicht hochwer­
tigen Eisenerzvorkommen des Harzvorlandes) orientierte sich an diesen Vor­
kommen, wobei die gute Verkehrserschließung des Gebietes durch den nahen 
Mittellandkanal (zu dem ein Stichkanal gebaut wurde) und durch mehrere 
Hauptlinien der Eisenbahn hinzukam. Für den Standort des Völkswagen-Wer-

29 Martin Stöber, Elze 1824 bis 1914. Einblicke in die Stadtgeschichte, Elze 1993. 
30 Martha Scale, Geschichte der Stadt Alfeld in neuer Sicht, Alfeld 1973. 
31 A. Beuermann, Hannoversch-Münden. Das Lebensbild einer Stadt, Göttingen 1951; Jo­

hann Dietrich v. Pezold, Münden im 19. Jahrhundert. Verkehrsverhältnisse - äußeres Er­
scheinungsbild - Bevölkerung, Münden 1980; ders., Die Industrialisierung, Münden 1981. 

32 Wolfgang Benz unter Mitarbeit von Jörg Leuschner, Gudrun Pischke und Astrid Voß 
(Hrsg.), Salzgitter. Geschichte und Gegenwart einer deutschen Stadt 1942-1992, München 
1992; E. Forndran, Die Stadt- und Industriegründungen Wolfsburg und Salzgitter. Ent-
scheidungsprozesse im nationalsozialistischen Herrschaftssystem, Frankfurt/M. 1984. 
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kes (KdF-Wagen)33 waren die gute Verkehrslage am Mittellandkanal sowie an 
der Hauptbahn Hannover-Berlin, ferner die Nähe der Hütte Salzgitter maßge­
bend. In beiden Fällen wird auch die vermeintliche Sicherheit vor Luftangrif­
fen in der Mitte des Reiches eine Rolle gespielt haben. Die Werke und die dazu 
gehörenden Städte lassen sich als Typ einer staatlich angeordneten Groß-In-
dustrialisierung kennzeichnen. 

III. 
Zusammenfassend wurden hier in einer keineswegs vollständigen Übersicht 
sechs Typen der Industrialisierung kleinerer Städte im heutigen Lande Nieder­
sachsen herausgearbeitet: 
Als Typen der Industrialisierung in gewachsenen Standorten solche in enger 
Verbindung mit dem Bedarf (Angebot, Nachfrage) der Landwirtschaft, solche, 
die aus einem wichtigen vorindustriellen Gewerbezweig entstanden und sol­
che, die sich an Standorten mit einer entfalteten vorindustriellen Gewerbe­
struktur bildeten. 
Als Typen gegründeter Standorte wurden angesehen seefahrts- und seehan-
delsbezogene Industriestandorte, eisenbahnorientierte und schließlich staat­
lich angeordnete Standorte der Industrie. 
Zweierlei sei noch einmal hervorgehoben. Einmal sind diese Typen keines­
wegs als abschließende Aufzählung zu verstehen, sondern als ein erster Ein­
stieg in eine bisher wenig beachtete Fragestellung. Gleiches gilt für die eben­
falls beispielhaft genannten Orte. Zum anderen handelt es sich um Typen, die 
durch pointierte Hervorhebung des Wesentlichen gebildet worden sind. Ihre 
„Ränder" sind daher nicht immer trennscharf, und über einige Zuweisungen 
läßt sich durchaus diskutieren. 
Entsprechend dem vorläufigen Charakter dieses Beitrages ist es nicht ange­
bracht, aus ihm weitreichende Folgerungen zu ziehen. Einige generelle Über­
legungen seien aber angeschlossen. Deutlich geworden ist wohl zunächst und 
vor allem die erhebliche Bedeutimg der kleinen Städte (und einiger nicht-städ­
tischer Orte mit städtischen Funktionen) für die Industrialisierung des Landes. 
Das gilt besonders für den Norden und den Westen, wo nur wenige große 
Städte im Sinne der hier benutzten Definition lagen. Doch auch in der Mitte 
und im Süden des Landes waren die kleinen Standorte recht wichtig, beson­
ders im Mittelgebirge und entlang der Leine-Linie. Leider läßt sich diese Aus­
sage noch nicht quantitativ belegen, und mit einem Blick auf die veröffentlich­
ten statistischen Erhebungen vor allem zum Gewerbe scheint es mir auch 
zweifelhaft, ob das zur Zufriedenheit möglich sein wird. Überraschen kann die 

33 Ulfert Herlyn/Wulf Tessin, Faszination Wolfsburg 1938-2000, Opladen 2000. 
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Bedeutung der kleinen Standorte für die Industrialisierung des Landes nicht, 
wenn man an die bedeutende Rolle denkt, die kleine Städte im niedersächsi­
schen Städtewesen spielten. 
Die Industrialisierungsforschung hat in den letzten Jahren, wie einleitend ge­
sagt, durch den Gedanken einer Regionalisierung des Industrialisierungspro­
zesses an Aussagekraft und Tiefenschärfe sehr gewonnen. Es scheint lohnend 
und sinnvoll zu sein, diesen Ansatz dadurch zu differenzieren, daß die Grö­
ßenordnung der Industriestandorte in die Überlegungen stärker als bisher ein­
bezogen wird. Allerdings bringt dabei eine Orientierung allein an der Einwoh­
nerzahl wenig, wie dieser Beitrag hoffentlich zeigte. Vielmehr sollten die so er­
mittelten kleinen Standorte nach Typen gegliedert werden, wobei sich die hier 
verwendeten genetischen Typen als aussagekräftig erwiesen haben. 
Denn Typenbildung ist in der Städteforschung nicht neu; vor allem die Geo­
graphen haben auf diesem Felde Bedeutendes geleistet. Ihre Typen sind aber 
zum großen Teil Strukturtypen (Industriestadt, Verwaltungsstadt, Hochschul­
stadt usw.) und damit tendenziell statisch orientiert. So wertvoll dies etwa für 
strukturvergleichende Untersuchungen sein kann, so wenig befriedigt es den 
Historiker, dessen Fragestellungen in der Regel auf dynamische Entwicklun­
gen gehen. Hier leisten die von mir verwendeten genetischen Typen34 meiner 
Ansicht nach mehr, auch wenn sie durchaus noch verbesserungsfähig sind. 
Denn auch auf diesem Felde will und kann dieser Beitrag nicht mehr als einen 
Anstoß geben. 
Die Aussage, Niedersachsen sei ein in weiten Teilen von kleinen Städten be­
stimmtes Land, gilt also auch für einen erheblichen Teil seiner Industrialisie­
rung. Sie erhält ihren besonderen Akzent dadurch, daß die weitere Entwick­
lung vieler der industrialisierten Kleinstädte bis in das 20. Jahrhundert hinein 
vergleichsweise bescheiden verlief. Nur wenige entwickelten sich bis 1914 zu 
Mittelstädten. Dazu gehörten Geestemünde, Harburg und Linden. Einige an­
dere der hier behandelten Städte überschritten bis 1914 die zu Beginn dieses 
Beitrags gesetzte Grenze für Mittelstädte von 10000 Einwohnern, doch kann 
diese für 1914 wegen des allgemeinen Bevölkerungswachstums kaum noch 
gelten. Die Zeit zwischen den Kriegen war dann durch ein weiteres Wachstum 
der Städte, doch auch durch Eingemeindungen und Zusammenschlüsse ge­
kennzeichnet. Geestemünde, Lehe und einige kleinere Gemeinden schlössen 
sich 1924 zu Wesermünde zusammen, erreichten aber auch unter Einbezug 
Bremerhavens nicht die Großstadtgrenze. Dagegen wurde Harburg, das 1927 
mit Wilhelmsburg zusammenging, Großstadt, bis es 1937 in Groß-Hamburg 
aufging. Linden war schon 1920 von Hannover eingemeindet worden. Die bei-

34 Sie unterscheiden sich von den historisch-genetischen Typen der Geographen. Während 
diese den Status einer Stadt in einer bestimmten Phase ihrer Entwicklung kennzeichnen 
(z. B. Residenzstadt), heben die hier benutzten Typen auf den Prozeß der Entwicklung 
eines Ortes/einer Stadt zum Industriestandort ab. 
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den in nationalsozialistischer Zeit gegründeten Industrieorte Salzgitter und 
Wolfsburg entwickelten sich kriegs- und nachkriegsbedingt (Demontagen in 
Salzgitter) erst ab den 1950er Jahren kräftig und wurden zu Großstädten. 
Zusammenfassend scheint es sinnvoll zu sein, in der Erforschung und Darstel­
lung der Geschichte der Industrialisierung neben der Regionalisierung auch 
die konkreten Standorte mit den Kriterien ihrer Größe und ihrer Entwicklung 
von ihrem vorindustriellen Status zum Industriestandort einzubeziehen. Für 
einzelne Orte ist das nichts Neues, für eine Region oder für ein Land können 
sich daraus neue Aspekte der Industrialisierungsgeschichte ergeben. Methodi­
sche Voraussetzung dafür ist eine TVpenbüdung, wie sie hier versucht wurde. 
Sie kann erweitert und verfeinert werden, und für einen anderen Raum wird 
sie wahrscheinlich an dessen Gegebenheiten anzupassen sein. 



4. 

Landdrosteibezirk Hildesheim 

von 

Peter Aufgebauer 

„Alfeld, zweite Stadt des Fürstentums Hildesheim, in der Nähe der Chaussee 
von Hannover nach Kassel [...] liegt in einer anmutigen Gegend des Leine-
Thaies; auf den vortrefflichen Wiesen südlich vor der Stadt erblickt man schö­
nes Rindvieh. [...] In der Stadt sind 367 Häuser, 2370 Einwohner, deren Er­
werbszweige der Flachs- und Hopfenbau, der Leinwand- und Garnhandel, 
Ackerbau und Viehzucht und städtische Gewerbe sind. In der Stadt sind 2 
Branntweinbrennereien, 1 Ziegelei, 1 Kalkbrennerei; es wohnen daselbst 4 
Lohgerber, 5 Weißgerber, 70 Schuster, 12 Kaufleute; sehr lebhaft sind die 
Märkte und der Verkehr mit der Umgegend, so daß bei der Leichtigkeit der 
Verbindungen nach Norden und Süden dieses Stadt zu den nahrhaftesten des 
Landes gehört [...] auch wählen oft wohlhabende Privatleute Alfeld zum Auf­
enthalt." 
So schildert die im Jahre 1834 erschienene fünfbändige „Beschreibung des Kö­
nigreichs Hannover" von Heinrich Daniel Andreas Sonne1 die Stadt Alfeld an 
der Leine. Das in fast 20-jähriger Bearbeitungszeit entstandene Werk wollte 
für die Hannoverschen Lande, die auf dem Wiener Kongreß 1815 vom Kurfür­
stentum in den Rang eines Königtums erhoben worden waren, „den Grund zu 
einer Landeskunde legen, welche der Staatsdiener, der Geschäftsmann und je­
der gebildete Bürger bedarf, um die Einrichtungen des Landes würdigen und 
dadurch in der Sphäre des Berufs die Wohlfahrt des Landes befördern zu kön-

1 H[einrich] Dfaniel] A[ndreas] SONNE , Beschreibung des Königreichs Hannover. 5. Buch, 
München 1834, S. 8-10 , 

Die kleine Stadt im 19. Jahrhundert 

Beispiele und regionale Besonderheiten 
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nen."2 Das zielt also auf den citoyen, der sich für sein Land und dessen Ein­
richtungen interessiert, und der sich aus seiner Kenntnis des Landes heraus in 
seinem Kompetenzbereich für die Wohlfahrt des Landes einsetzt. 
Alfeld - ein idyllisch gelegenes Landstädtchen von nur weniger als zweiein­
halb tausend Einwohnern, mit guter Verkehrsanbindimg, aber ohne wirt­
schaftliche Besonderheiten. Zu den bemerkenswerten Mitteilungen des Jahres 
1834 gehört noch die folgende: „Die Bauart ist altertümlich, denn die Stadt hat 
das Glück gehabt, von Feuersbrünsten verschont zu bleiben."3 

Mühelos lassen sich dieser knappen Beschreibung aus dem frühen 19. Jahr­
hundert Kategorien eines Vergleichs zwischen den kleinen Städten der Land-
drostei Hildesheim entnehmen: 
Die vortrefflichen Wiesen und das schöne Rindvieh werden zur nüchternen 
Frage nach dem stadtnahen Umland, die Nähe zur Chaussee und die „Leich­
tigkeit der Verbindungen" führen auf die Frage nach der verkehrsgeographi­
schen Anbindung; Flachs, Hopfen, Ackerbau, Branntweinbrennerei und die 
lebhaften Märkte lassen sich unter der wirtschaftlichen Infrastruktur und ihrer 
Entwicklung subsumieren. 
Schließlich eine wichtige Beobachtimg: Die verhältnismäßig geringe Größe 
der Stadt von nur rund 2 400 Einwohnern bedeutet in der zeitgenössischen 
Wahrnehmung keineswegs per se Rückständigkeit oder gar Ärmlichkeit. 
Die Bildung von Landdrosteien im Königreich Hannover zählt zu den verwal­
tungsrechtlichen Konsequenzen des Wiener Kongresses4; das gegenüber dem 
Kurfüstentum jetzt erheblich vergrößerte Königreich, dem das ehemalige geist­
liche Fürstentum Hildesheim, das Emsland und Ostfriesland sowie die ehema­
lige Reichsstadt Goslar zugeschlagen worden waren5, ließ sich nicht mehr 
ohne Mittelbehörden verwalten, wie es sie beispielhaft in Preußen bereits gab.6 

2 Ebd., Vorwort S. VII. 
3 Ebd., S. 9 . 
4 Emst Rudolf HUBER , Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789 , Bd. 1 : Reform und Restau­

ration 178 9 bis 1830 . Stuttgart (u.a.) 1967 , S. 475-582; Reinhard OBERSCHELP , Politische 
Geschichte Niedersachsens 1803-1866 . (= Veröffentlichungen der Niedersächsischen Lan­
desbibliothek Hannover 8) , Hildesheim 1988 , S. 46 ff.; vgl auch DERS ., Niedersächsische 
Texte 1756-182 0 (= Veröffentlichungen der Niedersächsischen Landesbibliothek Hanno­
ver), Hildesheim 1983 , S. 65 ff.; Hans-Georg ASCHOFF, Der Wiener Kongreß und die nord­
deutschen Staaten, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte 71 , 1999 , S. 111 — 
128. Zum größeren Zusammenhang vgl. auch Emst SCHUBERT , Verfassung und Verfas­
sungskämpfe im frühen 19 . Jahrhundert, in: Bernd Ulrich HUCKER, Emst SCHUBERT , Bernd 
WEISBROD (Hrsgg.), Niedersächsische Geschichte. Göttingen 1997 , S. 418 ff. 

5 Grundriß zur deutschen Verwaltungsgeschichte 1815-1945 , Reihe A: Preußen, Bd. 10: 
Hannover, bearb. von Iselin GUNDERMAN N U. Walther HUBATSCH . Marburg/ Lahn 1981 , 
S. 17 3 f. 

6 Grundriß zur deutschen Verwaltungsgeschichte 1815-1945 , Reihe A: Preußen, Bd. 5 : Bran­
denburg, bearb. von Werner Vogel. Marburg/ Lahn, 1975 . 
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Mit dem 15. Mai 1823 wurde die Provinzialregierung in Hannover aufgeho­
ben, und ihre Kompetenzen und Pflichten gingen gleichzeitig auf die drei neu 
konstituierten Landdrosteien in Hannover, Lüneburg und Hildesheim über.7 

Zum Sprengel der Landdrostei Hildesheim wurden die ehemaligen Fürstentü­
mer Hildesheim, Göttingen und Grubenhagen sowie Goslar zusammenge­
faßt,8 also etwa das Gebiet zwischen Hildesheim im Norden und Hannoversch 
Münden im Süden, zwischen dem Harz im Osten und dem Solling im Westen. 
In diesem Sprengel lagen 21 Städte; von ihnen besaßen in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts nur zwei rund 10000 Einwohner oder mehr, nämlich Hil­
desheim mit 12600 und Göttingen mit 9900.9 

Fünf Städte hatten Einwohnerzahlen zwischen 4000 und 9000 Einwohnern: 
Goslar 5500, Einbeck 4900, Münden 4600, Osterode 4400, Duderstadt 4000; 
vier Städte hatten Einwohnerzahlen zwischen 2000 und 4000: Northeim 
3600, Herzberg 3200, Alfeld 2400, Peine 230010; zehn Städte aber, und damit 
die Hälfte der Städte in der Landdrostei, hatten jeweils weniger als 2000 Ein­
wohner. Um diesen letztgenannten iyp der „Stadt" von rund 2000 Einwoh­
nern oder weniger, soll es im folgenden gehen. Bei den meisten von ihnen 
handelt es sich um Siedlungen, die vom jeweiligen Landesherrn im Spätmittel­
alter durch Rechtsverleihungen in diesen Rang erhoben worden sind.11 

Wiederum fünf dieser kleinen Städte unter 2000 Einwohnern lagen im ehema­
ligen geistlichen Fürstentum Hildesheim: Bockenem, Dassel, Elze, Gronau 
und Sarstedt12; im ganzen ehemaligen Fürstentum gab es, die Hauptstadt Hil­
desheim einbeschlossen, insgesamt acht Städte. Keine Stadt außer Hildesheim 
hatte im frühen 19. Jahrhundert mehr als 3000 Einwohner; hier war also der 
prozentuale Anteil kleiner Städte besonders hoch. 

7 Vgl. die Verordnungen betr. die in Wirksamkeit tretenden Landdrosteien vom 18. April 
1823 und betr. die Aufhebung der Provinzialregierungen vom 10. Mai 1823, in: Hannover­
sche Gesetzessammlung 1823, I S. 43 ff., S. 121; Ernst von MEIER , Hannoversche Verfas-
sungs- und Verwaltungsgeschichte 1680-1866, Bd. 2. Leipzig 1899, S. 337 ff., 341 ff. 

8 Übersicht über die Bestände des Niedersächsischen Hauptstaatsarchivs in Hannover, 
Bd. 3: Mittel- und Unterbehörden in den Landdrostei- bzw. Regierungsbezirken Hannover, 
Hildesheim und Lüneburg bis 1945, bearb. von Manfred HAMAN N u. Mitw. von Jörg WALTER 
u. Peter BARDEHLE. 1. Halbbd., Göttingen 1983, S. 112ff.: Landdrostei Hildesheim; Grund­
riß (wie Anm. 5), S. 173ff. 

9 Niedersächsisches Städtebuch, hrsg. von Erich KEYSE R (= Deutsches Städtebuch III/ 1), 
Stuttgart 1952, S. 146 (Art. „Göttingen", § 6a), S. 196 (Art. „Hildesheim", § 6a); zur Ent­
wicklung der Bevölkerungszahlen der niedersächsischen Städte im 19. Jahrhundert: Gustav 
UELSCHEN, Die Bevölkerung in Niedersachsen 1821-1961 (= Veröffentlichungen der Aka­
demie für Raumforschung und Landesplanung 45), Hannover 1966. 

10 Vgl. die entsprechenden Artikel im Nieders. Städtebuch (vorige Anm.). 
11 Hans DÖRRJES , Entstehung und Formenbildung der niedersächsischen Stadt. Eine verglei­

chende Städtetopographie. Stuttgart 1929, S. 135ff.; Gudrun PISCHKE , Die Entstehung der 
niedersächsischen Städte. - Stadtrechtsfiliationen in Niedersachsen (= Studien und Vorar­
beiten zum Historischen Atlas Niedersachsens 28), Hildesheim 1984, S. 28 ff. 

12 Wie Anm. 10. 
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Zwei Erklärungen für diese Feststellung liegen nahe: 
1. Offenbar war die Förderung der Infrastruktur des Landes durch den Lan­
desherrn hier bis ins 19. Jahrhundert vergleichsweise weniger ausgeprägt, weil 
der bischöfliche Landesherr seit dem späten 16. Jahrhundert das Hildesheimer 
Stift nur als „Nebenland" von fern, von Köln her administrierte.13 

2. Die stets wirtschaftlich und politisch dominierende Stellung der Stiftshaupt­
stadt, von der die übrigen Städte durchschnittlich nur 2 bis 4 Meilen entfernt 
waren, setzte deren Wachstum und Entfaltungsmöglichkeiten schon aufgrund 
der geringen Entfernimg enge Grenzen. 
Bockenem, der Mittelpunkt und Hauptmarktort des fruchtbaren Ambergaus,14 

hatte bis ins letzte Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts eine einzige Fabrik, einen 
Betrieb, der Humuhren und Glocken herstellte.15 Mit dem erst verhältnismä­
ßig spät verwirklichten Bahnanschluß durch die Nebenlinie Braunschweig-
Derneburg-Seesen 1887-188916 waren dann die Voraussetzungen für zwei wei­
tere Fabriken, eine Konservenfabrik und eine Zuckerfabrik, geschaffen.17 Im 
Verlauf des gesamten 19. Jahrhunderts wuchs die örtliche Bevölkerung nur um 
bescheidene 16 Prozent an, die Wirtschaftestruktur blieb überwiegend agra­
risch geprägt.18 Zu den Charakteristika des Ortes gehört die Lage an der Lan­
desgrenze zwischen Hannover und Braunschweig; Bockenem war Grenzstadt 
und Zollstation, freilich ohne daß damit zusätzliche Entwicklimgsimpulse für 

13 Johannes GEBAUER , Geschichte der Stadt Hildesheim, Bd. 2. Hildesheim 1924 (Neudruck 
1977), S. 13 ff. Günter vomn LOJEWSKI , Bayerns Weg nach Köln. Geschichte der bayeri­
schen Bistumspolitik in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts ( = Bonner Historische 
Forschungen 21), Bonn 1962, S. 77-91; Manfred HAMANN , Das Staatswesen der Fürstbi­
schöfe von Hildesheim im 18. Jahrhundert, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesge­
schichte 34, 1962, S. 157-193; Hans-Georg ASCHOFF, Der Katholizismus zwischen Refor­
mation und Säkularisation, in: Hans PATZE (Hrsg.), Geschichte Niedersachsens, Bd. HI/2: 
Kirche und Kultur von der Reformation bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts. Hildesheim 
1983, S. 217-259; DERS,, Weihbischöfe in Hildesheim vom späten Mittelalter bis zur Säku­
larisation, in: Friedhelm JÜRGENSMEIE R (Hrsg.), Weihbischöfe und Stifte. Beiträge zu 
reichskirchlichen Funktionsträgern der Frühen Neuzeit (= Beiträge zur Mainzer Kirchen­
geschichte 4). Frankfurt / M. 1995, S. 66-90. 

14 Manfred KLAUBE , Der Ambergau im 19. Jahrhundert und in der Gegenwart. Groß Ilde 
1973; DERS ., Beiträge zur Entwicklung der Siedlungs- und Wirtschaftslandschaft im Amber­
gau bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts (= Schriftenreihe der Stadtbibliothek und des 
Stadtarchivs Hildesheim 15), Hildesheim 1985; DERS ., Der Ambergau. Wirtschafts-, Sozial-
und Politikgeschichte. Hrsg. von der Stadt Bockenem. Clausthal-Zellerfeld 2001. 

15 KLAUBE , Ambergau (1973), S. 53f.; DERS ., Ambergau (2001), S. 51 f. 
16 KLAUBE , Ambergau (1973), S. 35 f.; Manfred KLAUBE , Der Anschluß der Stadt Bockenem an 

das Eisenbahnnetz, in: Alt-Hildesheim 53,1982, S. 45-52. 
17 Die 1895 als Aktiengesellschaft gegründete „Konservenfabrik Ambergau" galt 1914 mit ei­

ner Kapazität von vier Millionen Dosen pro Jahr als der größte deutsche Hersteller; die 
Produktion wurde 1949 eingestellt. Die 1873 gegründete Zuckerrübenfabrik verarbeitete in 
den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts durchschnittlich 200 000 Doppelzentner pro 
Kampagne. Vgl. KLAUBE , Ambergau (1973), S. 54; DERS., Ambergau (2001), S. 56 f. 

18 Vgl. KLAUBE , Ambergau (1973), S. 36ff.; DERS., Ambergau (2001), S. 47 ff., 55. 
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den Ort verbunden gewesen wären.19 Im Jahre 1852 brachte dann die Grün­
dung des Amtes Bockenem mit dem Amtssitz hier am Ort einen gewissen Be­
deutungszuwachs.20 Zum Aspekt des „Städtischen" gehört die seit 1868 durch 
den Kaufmann Hermann Schräder hier verlegte „Provincial-Zeitung", die als 
„unparteiisches Tagblatt" für die Amtsgerichtsbeszirke Bockenem, Salder, Lie­
benburg, Goslar, Lutter, Osterode, Seesen, Gandersheim, Greene, Eschershau­
sen, Lauenstein, Elze, Alfeld und Gronau erschien und bis zum Jahre 1952 be­
stand.21 Der Zeitungsgründer hatte sieben Jahre in Amerika verbracht und 
nach seiner Rückkehr auf dem elterlichen Anwesen, zu dem ein Kolonialwa­
renhandelsgeschäft gehörte, außer Druckerei und Verlag auch eine Weingroß­
handlung, Schokoladenfabrik, Essigfabrik etabliert.22 

Dassel erhielt seinen Bahnanschluß im Jahre 1883, aber verbunden mit dem 
Handicap eines Streckenendpunktes einer Privatbahn, der sogenannten Ilme-
bahn, die von Salzderhelden über Einbeck herankam, und der der Anschluß 
nach Westen fehlte.23 Dassel hatte während des 19. Jahrhunderts einen Bevöl­
kerungszuwachs von nur rund 13 Prozent, einziger größerer Industriebetrieb 
war eine außerhalb der Stadt gelegene Eisenhütte.24 Am Ort wurde von 1888 
bis 1924 der „Anzeiger für die Stadt Dassel und Umgebung", später „Dasseler 
Zeitung" genannt, verlegt.25 Erst mit dem Beginn des 20. Jahrhunderts ging die 
Industrialisierung weiter: Im Jahre 1900 wurde das Portlandzementwerk „Ger­
mania" gegründet, zwei Jahre später entstand ein Sägewerk.26 

Elze hingegen konnte seine Bevölkerungszahl im Verlaufe des Jahrhunderts 
genau verdoppeln, von 1500 auf 3000 Einwohner.27 Die von altersher durch 
ihre Lage an der Kreuzung von Fernstraßen begünstige Siedlung28 war bis in 
das 19. Jahrhundert überwiegend landwirtschaftlich ausgerichtet und profitier­
te dann in besonderem Maße vom Eisenbahnbau und den damit verbundenen 
Wirtschaftschancen; die Bahnlinien Hannover - Elze - Göttingen und Elze -
Nordstemmen - Hildesheim (seit 1853), sowie Elze - Hameln (seit 1875) und 

19 KLAUBE , Ambergau (1973), S. 36. 
20 Das Amt umfaßte neben der Stadt Bockenem das ehemalige Amt Wohldenberg sowie vier 

Orte des Amtes Bilderlahe; Ebd., S. 54. 
21 Ebd., S. 63 f. 
22 Ebd., S. 64. 
23 Hans MIRUS, Chronik der Stadt Dassel. Hildesheim 1981, S. 119. 
24 Die Hütte, am Steinberg bei Markoldendorf gelegen, war 1690 vom Hildesheimer Fürstbi­

schofjobst Edmund von Brabeck als Privatuntemehmen gegründet worden; sie wurde 1849 
eingemeindet. MIRUS, S. 68 f., 117. 

25 MIRUS , S. 119; Erich PLÜMER, Geschichte der Stadt Dassel. Dassel 1965, S. 82. 
26 MIRUS , ebd. 
27 Nieders. Städtebuch (wie Anm. 9), Art. „Elze", § 6e (S. 122). 
28 Kreuzungspunkt der „via regia" Lübeck - Frankfurt mit der Verbindung Rheingebiet - Pa­

derborn - Hameln - Hildesheim; ebd., § 8c; Käthe MrrrELHÄussER, Der Landkreis Alfeld 
(= Die Landkreise in Niedersachsen D 14), Bremen-Horn 1957, S. 146. 
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schließlich Elze - Gronau (seit 1900)29 mit der Folge von Idustrieansiedlungen 
drängten Ackerbau und traditionelles Handwerk in ihrer Bedeutung rasch zu­
rück: Rübenzuckerfabrik (1873), Pappenfabrik (1876), Kraftfutterfabrik (1893), 
Eisengießerei (1898), schließlich Sägewerk, Waggon- und Möbelfabriken, 
Woll- und Baumwollindustrie sowie Blechdosenindustrie prägten im ausge­
henden 19. und beginnenden 20. Jahrhundert den Ort. Bezeichnend ist die Be­
obachtung, daß wegen des starken Fremdenzuzugs an diesem Eisenbahnkno­
tenpunkt die heimische Mundart vor dem Hochdeutschen besonders auffällig 
zurückweiche.30 

Gronau schließlich, durch die erwähnte Nebenlinie über Elze sehr spät erst -
im Jahre 1900 - an das Bahnnetz angeschlossen,31 konnte zunächst unabhän­
gig davon einen vergleichsweise beachtlichen Bevölkerungszuwachs von 
knapp 60 Prozent (von 1 600 auf 2 500 Einwohner) verbuchen, blieb schließ­
lich aber verkehrsgeographisch und, damit verbunden, wirtschaftlich und in­
frastrukturell sichtbar hinter Elze zurück.32 Die Industrialisierung setzte nach 
1860 mit der Errichtung einer Rübenzuckerfabrik (1858) und dem Umbau ei­
ner Öl- und Graupenmühle zur Pappenfabrik (1869) ein, später folgten eine 
Molkerei (1892), die Sanatogenwerke33 (um 1900), im frühen 20. Jahrhundert 
schließüch Wagen- und Karosseriebau.34 

Der enge Zusammenhang zwischen Eisenbahnbau und Industrialisierung liegt 
auf der Hand: „Die Eisenbahn regte, wie wir heute klar sehen, in Deutschland 
die 'industrielle Revolution' entscheidend an, förderte sie und verhalf ihr zum 
endgültigen Durchbruch, das heißt: Sie war die treibende Kraft einer grundle­
genden Umwälzung der ökonomischen Verhältnisse mit weitreichenden sozia­
len, kulturellen und politischen Folgen."35 Aber selbst der statistisch bemer­
kenswerte Bevölkerungszuwachs von rund 100 Prozent im Falle Elzes beläßt 
dem Ort den Charakter einer Kleinstadt. 
Im ehemaligen Fürstentum Göttingen liegen die kleinen Städte mit weniger als 
2 000 Einwohnern, nämlich Dransfeld, Hardegsen, Moringen, Uslar sowie He­
demünden, sämüich entweder am Rande oder außerhalb des Leinetals, das 
seit langem die dominierende Wirtschafts- und Verkehrsregion war. Die sied-

29 Nieders. Städtebuch (wie Anm. 9), Art. „Elze", § 8c; MITTELHÄUSSER , S. 14 8 sowie zu Eisen­
bahnbau und Eisenbahnpolitik allgemein: Karl Heinrich KAUFHOLD , Die Anfänge des Ei­
senbahnbaus in Niedersachsen, in: Dieter BROSIUS und Martin LAST (Hrsgg.), Beiträge zur 
niedersächsischen Landesgeschichte. Zum 65. Geburtstag von Hans Patze (= Veröffentli­
chungen der Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen, Sonderband), Hil­
desheim 1984, S. 364-387 mit der weiteren Lit. 

30 Nieders. Städtebuch (wie Anm. 9), Art. „Elze", § 6a (S. 122); MITTELHÄUSSER (wie Anm. 
28), S. 148. 

31 Nieders. Städtebuch (wie Anm. 9), Art. „Gronau", § 8c (S. 161 f.). 
32 MITTELHÄUSSER , ebd. 
33 Ein Kräftigungsmittel bei Nervenleiden, Schwächezuständen, Bleichsucht. 
34 MITTELHÄUSSER , S. 144 f. 
35 KAUFHOL D (wie Anm. 29), S. 367. 
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lungs- und verkehrsabweisende Lage am oder im Solling und im Leineberg­
land wurde erst im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbau gemildert; und 
zwar zunächst nicht durch einen direkten Anschluß an das Eisenbahnnetz, 
sondern vor allem durch den enormen Bedarf an Bahnschwellen aus Eichen­
holz: Hier ist an den „Schwellenhauer" als einen bis nach dem Ersten Welt­
krieg zeittypischen Beruf zu erinnern - besonders gut bezahlte, aber auch be­
sonders anstrengende Akkordarbeit, nicht zuletzt wegen der teilweisen Natu-
ralentlohnung durch Holzdeputate begehrt.36 

Dransfeld erhielt 1855 Eisenbahnanschluß durch die Strecke Göttingen-Mün-
den37, doch blieben auch in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts Ackerbau 
und Viehzucht die hauptsächlichen Erwerbsquellen; der Grad der Industriali­
sierung blieb insgesamt bescheiden, auf ein Basaltwerk und zeitweiligen 
Braunkohlebergbau (von 1844 bis 1868) beschränkt38, die Bevölkerung wuchs 
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts von rund 1000 auf rund 1400 Ein­
wohner, stagnierte dann in der zweiten Jahrhunderthälfte und wurde zu Be­
ginn des 20. Jahrhunderts rückläufig.39 

Hardegsen am südlichen Ausläufer des Sollings liegt zwar an der Ost-West-
Hauptstrecke der Eisenbahn Nordhausen - Northeim - Altenbeken, die 1878 
fertiggestellt wurde40, eine bemerkenswerte wirtschaftliche Entwicklung hatte 
der Ort im 19. Jahrhundert - eben wegen seiner Randlage - aber nicht zu ver­
zeichnen. Den Charakter eines Amtssitzes, den Hardegsen seit dem Spätmit­
telalter gehabt hatte, verlor der Ort im Jahre 1820 an Moringen; die Bevölke­
rung wuchs im Verlauf des 19. Jahrhunderts um bescheidene 16 Prozent auf 
1400 Einwohner an, und erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts kehrte mit der 
Portland-Zementfabrik (1904) und dem ihr angeschlossenen Baustoffhandel 
die Industrialiserung ein.41 

Moringen im östlichen Sollingvorland, an der Chaussee von Northeim über 
Uslar nach Lauenförde gelegen, erhielt wie Hardegsen im Jahre 1878 Bahnan­
schluß. Im Mittelalter und in der frühen Neuzeit ein befestigter Adelssitz und 
Garnisonsstandort, war Moringen seit der Mitte des 19. Jahrhunderts Sitz ei-

36 „E s rauschen di e Wälder -  e s kommt de r Bodenfelder". Geschicht e de r Solling-Eisenbahn , 
1998; Gerhard BRODHAG E U. Wolfgang SCHÄFER : Waldleben. Lebe n un d Arbeite n i m Sol -
linger Walde. Holzminde n 2000 . 

37 Gottfrie d NOLT E (Hrsg.) , Geschicht e de r Stad t Dransfeld . Kar l Ludewi g schreib t au s de n 
Jahren 1305-1967 . Eschweg e 1967 , S. 24 2 f. 

38 Nieders . Städtebuc h (wi e Anm. 9), Art. „Dransfeld" , §  8a (S . 107) . 
39 UELSCHE N (wie Anm. 9) , S . 68 . 
40 Heinric h EGGELING , Der Landkrei s Northei m ( = Di e Landkreis e i n Niedersachse n D  8) , 

Bremen-Horn 1952 , S . 95; Nieders . Städtebuc h (wi e Anm . 9) , Art , „Hardegsen" , §  8 c 
(S. 180) . 

41 EGGELING , ebd. ; Kar l LECHTE , Di e Geschicht e de r Stad t Hardegsen . Hardegse n 1968 , 
S. 314f. , 369; Erhard KÜHLHORN, Hardegsen, in : DERS. (Hrsg.), Blat t Moringen a m Sollin g 
(= Historisch-Landeskundliche Exkursionskart e von Niedersachsen 2/4) . Hildesheim 1976 , 
S. 89ff . 
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nes Amtsgerichts.42 Die Wirtschaftsstniktur blieb stark ländlich geprägt; für ei­
nen eher bescheidenen Grad von Industrialisierung stehen eine Zigarrenfa­
brik, eine Molkerei, ein Sägewerk.43 Beachtlich ist hier aber der Bevölkerungs­
zuwachs von rund 100 Prozent, dessen deutlich größerer Anteil in die Zeit 
nach dem Bahnanschluß fallt; gleichwohl blieb die Zahl der Einwohner unter 
2600.4 4 

Uslar am südwestlichen Sollingrand, im 15. und 16. Jahrhundert weifische Re­
sidenz, wuchs im Verlaufe des 19. Jahrhunderts von rund 1600 um etwa 40 
Prozent auf rund 2300 Einwohner. Die Industrialisierung setzte mit Eisenham­
mer, Kupferhammer und Stahlhammerwerk im 17. Jahrhundert ein45, im frü­
hen 18. Jahrhundert kam ein Hüttenwerk dazu, außerdem eine Tonpfeifenfa­
brik mit beachtlichem Export bis nach Amerika; seit dem 19. Jahrhundert gab 
es ferner eine bedeutende holzverarbeitende Industrie, die insbesondere von 
dem seit 1878 bestehenden Bahnanschluß profitierte.46 Die wirtschaftliche Be­
deutung des Ortes war beträchtlich größer, als der bescheidene Bevölkerungs-
umfang signalisiert. 
Dieser unvollständige, auf wenige Fakten reduzierte Überblick sollte zweierlei 
nicht vergessen lassen: 
1. Im Rahmen der großen Strukturen der Wirtschaftsentwicklung steht jeweils 
die einzelne Stadt mit eigener Identität als Gemeinwesen und eigenem Schick­
sal. Wie eingangs zitiert, heißt es im Jahre 1834 über Alfeld: „Die Stadt hat das 
Glück gehabt, von Feuersbrünsten verschont zu bleiben".47 Doch zwölf Jahre 
später brennt die halbe Stadt ab 4 8, den Wederaufbau macht zwei Jahre da­
nach erneut eine Feuersbrunst zunichte. Solche Schicksalsschläge relativieren 
die Frage nach Entwicklung und Aufschwung. Auch Bockenem, Dassel, 
Dransfeld, Elze und Hardegsen werden im 19. Jahrhundert von großen Brän-

42 Aus tausend Jahren Moringer Geschichte. Geschichtlicher Abriß zum 800jährigen Beste­
hen der Stadt Moringen. Hrsg. von der Stadt Moringen. Moringen 1947, S. 20, 49; Erhard 
KÜHLHORN, Moringen, in: DERS. (wie Anm. 41), S. 94ff.; Walter OHLMER , Chronik 1000 
Jahre Moringen 983-1983. Hildesheim 1983, S. 216 ff, 276 f. 

43 Aus tausend Jahren Moringer Geschichte, S. 51 f. 
44 Nieders. Städtebuch (wie Anm. 9), Art. „Moringen", § 6e (S. 239); UELSCHE N (wie Anm. 9), 

S.72. 
45 Gertrud WITT , Amt und Festung Uslar. Uslar 1981, S. 340 ff. 
46 Ebd., S. 368f.; Nieders. Städtebuch (wie Anm. 9), Art. „Uslar", § 8a-c (S. 355); EGGELIN G 

(wie Anm. 40), S. 103 f. 
47 SONN E (wie Anm. 1), S. 9. 
48 Paul GRAFF, Geschichte des Kreises Alfeld. Hildesheim u. Leipzig 1928, S. 576: „Und so ist 

auch der Hauptgrund für das Verschwinden vieler alter Häuser der große Brand vom 2.6. 
1846, der [...] fast die halbe Stadt einäscherte; 104 Wohnhäuser lagen in Trümmern, 700 
Menschen waren obdachlos!" 
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den heimgesucht.49 Und in einer kleinen Stadt von eineinhalb- oder zweitau­
send Einwohnern ist ein weggebrannter Straßenzug eine Großkatastrophe. 
2. Was uns als Fortschritt erscheint, wurde von den Zeitgenossen mitunter 
durchaus ambivalent empfunden und mit Skepsis betrachtet. Christian Mah­
renholz, Pastor in Adelebsen, notierte noch im Jahre 1901: „Wenn in Adeleb­
sen seit nunmehr 24 Jahren der Bau einer Eisenbahn von Bodenfelde bzw. Us­
lar nach Göttingen erstrebt wird, weil man dadurch einen Aufschwung des 
wirtschaftlichen Lebens durch Anlage von Fabriken, größere Ausbeutung der 
Steinbrüche und der Wälder und andere Zukunftsmusik zu erreichen hofft, so 
gönne ich der armen Gemeinde mit ihren hohen Kommunallasten jeden Er­
folg und Aufschwung, kann mich aber auf der anderen Seite des Zweifels nicht 
erwehren, ob mit diesem eventuellen Einziehen der industriellen Civilisation 
nicht die stille bürgerliche Zufriedenheit, das harmlose nachbarliche Zusam­
menleben, die einfältige Frömmigkeit, die feste kirchliche Sitte, die die Gedan­
kenwelt des Bürgers bestimmt und ihr die Richtung giebt, ausstirbt. Der 
Tausch wäre nicht zu loben".50 

49 Bockenem: Der „Große Brand" 1847 äscherte 80 Prozent aller Wohn- und Wirtschaftsge­
bäude ein - darunter auch das Rathaus mit dem kommunalen Archiv -, die Beseitigung des 
Schuttes beanspruchte mehrere Jahre; KLAUBE, Ambergau (1973), S. 53; Dassel: 1816 zer­
störte ein Großbrand 16 Häuser, 1848 brannte nahezu das gesamte Stadtviertel zwischen 
heutiger Mühlenstraße und Bahnhofstraße nieder, 1850 zerstörte ein Großbrand die Häu­
serblocks zwischen (heutiger) Bahnhofstraße, Altenroder Straße und südlicher Ringmauer; 
MIRUS, Dassel (wie Anm. 22), S. 116f.; Dransfeld: Im Januar 1834 zerstörte ein Großfeuer 
weite Bereiche der Innenstadt einschließlich Rathaus, Pfarrhäusern, Schule, 1882 gab es er­
neut einen Großbrand; GÖRGES-SPEHR-FUHSE , Vaterländische Geschichte und Denkwür­
digkeiten der Lande Braunschweig und Hannover, Bd. II: Hannover. Braunschweig 1927, 
S. 167; NOLT E (wie Anm. 37), S. 230ff,, 245 f.; Elze: Großbrand im Jahre 1824, der vierte in­
nerhalb von 100 Jahren; MITTELHÄUSSER (wie Anm. 28), S. 147; Hardegsen: Wiederholt -
1866, 1868, 1883, 1885 - kommt es zu Stadtbränden, denen 1883 ein ganzer Straßenzug 
zum Opfer fällt; LECHTE (wie Anm. 41), S. 231 ff., 369. 

50 Gerd ASCHOFF , Gerd BUSSE , Gustav MEIER , Höchste Eisenbahn. Zur Geschichte und Ge­
genwart der Bundesbahn-Nebenstrecke Göttingen-Adelebsen-Bodenfelde. Göttingen o.J. 
[ca. 1987], S. 21. 





Die Oberharzer Bergstädte 

von 

Johannes Laufer 

Die wirtschaftliche Bedeutung kleinerer Städte hing im 19. Jahrhundert wesent­
lich von den vielfältigen Einflüssen von Industrialisierung und Urbanisierung 
ab. Diese allgemeine Aussage soll anhand eines Sonderfalls im folgenden be­
stärkt und um spezielle Aspekte eines typisch vorindustriellen Standorts erwei­
tert werden. Die sieben Bergstädte Clausthal, Zellerfeld, St. Andreasberg, Lau­
tenthal, Altenau, Wildemann und Grund waren elementarer Bestandteil des 
Oberharzer Montanreviers, das 1823 als montanwirtschaftliches Sondergebiet 
des Königreichs Hannover zur Berghauptmannschaft Clausthal zusammenge­
schlossen wurde. Sie bildeten vor allem in rechtlicher, aber auch in ökonomi­
scher und kultureller Hinsicht eine Einheit, die wohl zu Recht als ,Städte-
landschaft eigener Art* charakterisiert werden kann1. Fragen zur Repräsentati­
on der Bergstädte in der hannoverschen Ständeversammlung und der gemein­
samen Artikulation von Interessen gegenüber der Regierung, etwa in Debatten 
über die Besteuerung oder auch die Ablösung der Holz- und Weidegerechts­
ame, sind allerdings für das 19. Jahrhundert noch offen. 
Bergstadt und Bergbau waren funktional eng miteinander verbunden. Deshalb 
standen die Oberharzer Bergstädte seit der Mitte des 19. Jahrhunderts im 
Schatten säkularer Trends von Wachstum und Marktintegration. Im Unter­
schied gerade auch zu vielen kleineren Städten, denen die Einbindung in neue 
Netzwerke von Verkehr, Handel, Gewerbe und Industrie seit der Jahrhundert­
mitte zum Aufschwung verhalf2, fielen die Oberharzer Bergstädte durch ihre 
Abhängigkeit von konjunkturellen und strukturellen Problemen des Bergbaus 
relativ stark im Tempo und Niveau der Urbanität zurück. Gab es also genuine 
Entwicklungshemmnisse für die inmitten der wichtigsten Lagerstätten gelege-

1 KAR L HEINRICH KAUFHOLD , Niedersächsische Städt e un d ihr e Wirtschaf t i m 18 , Jahrhun-
dert, in : Werne r Buchholz/Stefa n Krol l (Hrsg.) , Quantitä t un d Struktur . Festschrif t fü r 
Kersten Krüger zum 60 . Geburtstag , Rostoc k 1999 , S . 129-145 , hier S. 131 , 141. 

2 Vgl . JÜRGEN REULECKE, Geschichte de r Urbanisierung i n Deutschland , 4 . Aufl . Frankfurt / 
Main 1997 , S. 46 ff. 
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nen Bergstädte? Da noch größere Forschungslücken zum Thema bestehen, 
können im folgenden nur Grundzüge aufgezeigt werden3. 

Bergstädte und Montanwesen 
Bis ins frühe 19. Jahrhundert gehörte das Gebiet um die sieben Bergstädte des 
Oberharzes zu den bedeutendsten europäischen Revieren des Erzbergbaus. 
Obwohl die Region im weiteren Verlauf des 19. Jahrhunderts einen massiven 
Bedeutungsverlust erlitt, standen die Bergstädte und der weitaus größte Teil 
der Bevölkerung noch um 1900 in enger Abhängigkeit vom Berg- und Hütten­
wesen. Die Bevölkerungsentwicklung bietet auf den ersten Blick einen guten 
Indikator der Entwicklungsschübe oder -brüche. 
Im Zuge der Ausdehnung des Montanwesens erfuhren die Oberharzer Berg­
städte seit ihrer Entstehung im 16. Jahrhundert mehrere Phasen demogra­
phischen Wachstums - vor allem durch Zuwanderung. Nach der letzten gro­
ßen Blüteperiode des Harzer Süberbergbaus, zur Mitte des 18. Jahrhunderts, 
markierten obrigkeitliche Zuzugs- und Heiratsbeschränkxmgen jedoch eine 
nachhaltige Zäsur: Es folgten Jahrzehnte des Bevölkerungsrückgangs oder der 
Stagnation (teilweise durch erste Auswanderungen)4. In den zwanziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts setzte nach der Überwindimg struktureller Probleme und 
vorübergehender konjunktureller Besserung eine Phase hohen, im Vergleich 
zum Königreich Hannover überdurchschnittlichen Bevölkerungswachstums 
ein, das nahezu ausschließlich durch steigende Geburtenraten zustande kam. 
Mit 30714 Menschen erreichte das Bevölkerungswachstum im Bezirk der 

3 Es liegen nur wenige Untersuchungen über die Oberharzer Bergstädte vor. Hervorzuheben 
ist die siedlungsgeographische Studie von FRIEDRIC H JÄGER , Entwicklung und Wandlung 
der Oberharzer Bergstädte, (Giessener Geographische Schriften, 25) , Clausthal-Zellerfeld 
1972, die wichtige Aspekte wie Demographie, Umlandbeziehungen, gewerbliche oder auch 
kulturelle Entwicklungen berücksichtigt. Über den Einzelfall hinaus wertvoll: WOLFGAN G 
SEELIG, Die wirtschaftliche Stellung Oberharzer Bergmannsfamilien im 18. und 19 . Jahr­
hundert unter besonderer Berücksichtigung der Bergfreiheiten - dargestellt am Beispiel der 
freien Bergstadt Clausthal, Diss. Clausthal 1970 . Umfassender Überblick bei KAR L HEIN -
RICH KAUFHOLD, Die Wirtschaft in der frühen Neuzeit. Gewerbe, Handel und Verkehr, in: 
CHRISTINE VAN DE N HEUVEL/ MANFRED VON BÖTTICHE R (Hrsg.), Geschichte Niedersach­
sens, Bd. 3,1: Politik, Wirtschaft und Gesellschaft der Reformation bis zum Beginn des 
19. Jahrhunderts, Hannover 1998 , S. 351-574. 

4 Umfangreiche Bevölkerungsdaten der Bergstädte bei JÄGER , Entwicklung (wie Anm. 3) , bes. 
S. 11 7 und Anlage 68. Vgl. CHRISTOP H BARTELS , Umschwünge in der Entwicklung des Ober­
harzer Bergbaureviers um 1630,1760 und 182 0 im Vergleich, in: EKKEHARD WESTERMAN N 
(Hrsg.), Vom Bergbau- zum Industrierevier, Stuttgart 1995, S. 151-175 . JOHANNES TRAUGOTT 
GREUER, Die soziale Sicherung der Oberharzer Bergleute und ihrer Familien, in: TECH -
NISCHE UNIVERSITÄ T CLAUSTHAL. Zur Zweihundertjahrfeier 1775-1975 , Bd. 1, Clausthal-
Zellerfeld 1975 , S. 184 f. und KARL DIETSCH; Auswanderungen von Harzer Bergleuten, in: 
Technische Universität, wie oben, S. 234f. Zu den bevölkerungspolitischen Maßnahmen s. 
auch Archiv des Oberbergamts Clausthal-Zellerfeld (OBA): 491 , Nr. 1 und 312, Nr. 3 . 
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Berghauptmannschaft 1852 den Höhepunkt5. Dieses Jahr lag jedoch bereits in­
mitten der großen Auswanderungswelle nach Übersee, durch die fast alle 
Oberharzer Bergstädte einschneidende Verluste erlitten. Die Bevölkerungsbe­
wegung im Oberharzer Montanrevier vollzog mit negativen Wanderungsbilan­
zen und abnehmenden Geburtenraten einen Richtungswechsel, der bis weit 
ins 20. Jahrhundert Stagnation brachte. Im Jahre 1912 lebten im Oberharz nur 
noch 27.871 Menschen; das waren deutlich weniger als 1852. 
Was waren die Ursachen? In ihren eigentümlichen politisch-rechtlichen, so­
zialen und ökonomischen Bezügen zur Bergwerkswirtschaft gerieten die Berg­
städte im 19. Jahrhundert in den Sog der Strukturkrise und des Niedergangs 
des traditionellen Montanwesens. Dieses verlor im Zuge der Industrialisierung 
zunehmend an Bedeutimg gegenüber neuen Montanstandorten in Europa und 
besonders auch in Übersee. Nicht zuletzt aufgrund seiner naturräumlich iso­
lierten, verkehrsungünstigen Lage wurde der Oberharz von der Dynamik 
industriellen Wachstums langfristig abgekoppelt und erlebte kurz vor dem 
Ersten Weltkrieg den Bruch vom vorindustriell bedeutenden Montanrevier 
zum strakturschwachen Notstandsgebiet6. Der Oberharzer Silbererzbergbau 
wurde in den traditionsreichen Revieren bei St. Andreasberg 1912 und auf der 
Clausthaler Hochfläche 1930 eingestellt7. Lediglich einige Metallhütten sowie 
noch ergiebige Bergwerke bei Bad Grund überlebten bis nahe in die Gegen­
wart. Der Oberharz wurde im 20. Jahrhundert zur deindustrialisierten Mon­
tanregion mit entsprechenden ökonomischen, ökologischen und sozialen Fol­
gen. Im Zusammenhang mit diesem Niedergang stand schließlich auch die po­
litische Destabilisierung oder Radikalisierung, die in frühen, überdurchschnitt-

5 Das Wachstum setzte um 1820 auf einem Niveau von knapp 24.000 Bewohnern ein. Zah­
len bei JOHANNE S LAUFER , Bergamtliche Krisenregulierung im Oberharzer Bergbau im 
19. Jahrhundert, in: Scripta Mercaturae 21 (1987), S. 1-51,6; außerdem für die Zeit ab 1871 
Preußische Statistik, Volkszählungen, für 1912: Heft 243, Berlin 1913, S. 232f., 306ff.; vgl. 
auch Franz Kreis, Die Bevölkerungsbewegung des Harzes von 1871 bis 1933, Stuttgart 
1938. Die Werte für die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts werden in der Regel zu hoch, also 
falsch wiedergegeben. Die Zahlen für das Amt Elbingerode, das 1843 bis 1867 zur Berg­
hauptmannschaft hinzugezählt wurde, sind als Resultat von Gebietsveränderungen zu be­
handeln. Die jüngste Quellenedition von KARL HEINRIC H KAUFHOLD/ MARKUS A. DENZE L 
(Hrsg.), Historische Statistik des Kurfürstentums/ Königreichs Hannover. (Historische Sta­
tistik von Deutschland, Bd. 23), St. Katharinen 1998, S. 7,58 f. hilft hier leider nicht weiter. 

6 Knapper Überblick zur Entwicklung bei JOHANNE S LAUFER, Wirtschaft und Gesellschaft im 
Oberharz im ausgehenden 19. Jahrhundert. Eine Skizze, in: Oberharzer Museums- und Ge­
schichtsverein (Hrsg), Photographieren im Bergwerk um 1900, Clausthal-Zellerfeld 1998, 
S. 21-35. Zur zeitgenössischen Wahrnehmung dieser Entwicklung KAR L FIEKE , Zur wirt­
schaftlichen NoÜage im Oberharz. Oder: Wie kann und sollte der Bevölkerung des Ober­
harzes für das allmähliche Versiegen ihrer bisherigen natürlichen und Haupterwerbsquelle, 
den fiskalischen Bergbau und Hüttenbetrieb, Ersatz gegeben werden? Wernigerode 1912. 

7 Das Harzer Eisenhüttenwesen war nach einem vorausgegangenen Konjunkturaufschwung 
bereits im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts stark geschrumpft. 
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liehen Wahlerfolgen der NSDAP bei den Reichstagswahlen vom September 
1930 und Juli 1932 - mit 24 bzw. 50% der Stimmen - Niederschlag fand8. 
Im relativ gering überformten Siedlungsbild der Bergstädte lassen sich bis heu­
te stadtwirtschaftliche Defizite ablesen. Nur wenigen degradierten' Bergstäd­
ten wie St. Andreasberg, Grund oder Altenau verhalf der Harztourismus, der 
im ausgehenden 19. Jahrhundert mit der wachsenden Zahl Erholung suchen­
der Stadtbewohner aufblühte, zu Ausgleich oder sogar neuer Prosperität9. Bis 
weit ins 20. Jahrhundert prägte noch der Bergbau die wirtschaftliche Mono­
struktur der Region. 
Ausgehend von den administrativen und betrieblichen Institutionen des Berg­
baus wurde der Oberharz stark von akademischen Bildungs- oder Studienrei­
senden frequentiert. Besonders die Bergakademie und Bergschule, die 1775 
bzw. 1810 in Clausthal errichtet wurden, trugen zur Attraktivität des Harzes 
bei10. Neben dem Naturerlebnis zog seit dem 18. Jahrhundert das fast mode­
hafte Interesse am Berg- und Hüttenwesen nicht nur internationale Montan­
fachleute oder Aspiranten im Staatsdienst, sondern auch Studenten und bil­
dungsbeflissene Touristen verstärkt in den Oberharz11. Fast legendären Cha­
rakter hatten die ,Befahrungen' der Gruben Dorothea und Caroline aufgrund 
ihrer außerordentlich reichen Silbererzvorkommen und der fortschrittlichen 
Bergwerkstechnik12. 
Die Bergstädte verdankten ihre Entstehung als besonderer Stadttypus der Frü­
hen Neuzeit dem territorialstaatlichen Zugriff auf den Bergbau, also vor allem 
dem fiskalischen Interesse am Silber. Mit den sogenannten Bergfreiheiten des 
16. Jahrhunderts gaben die weifischen Landesherren die Initialzündung zur 
Ausbeutung der Erzvorkommen und städtischen Besiedlung des Oberharzes 
durch mittel- und osteuropäische Zuwanderen Den Bewohnern der Bergstädte 
wurden Privilegien wie fortszinsfreies Bau- und Brennholz, Waldweide, Befrei­
ung von den landesüblichen Steuern und Abgaben, Gewerbefreiheit, freie 
Brauerei, Freizügigkeit sowie eigene Berg- und Stadtgerichte gewährt, die den 

8 Für die Angaben dankt der Verf. CLAUDIA KÜPPER-EICHAS, Hannover. 
9 Vgl. Das Wirtschaftsleben des Harzgebietes. Herausgegeben von der Vereinigung für 

staatswissenschaftliche Fortbildung. Berlin 1911 , bes. die Artikel von STEGEMANN , S. 16 ff. 
und THOMS, S. 84 ff.; im übrigen JÄGER, Entwicklung (wie Anm. 3) , S. 118 f. 

10 Vom Harz kam 1786 ein wesentlicher Anstoß zur Gründung einer internationalen Societät 
für Bergbaukunde im ungarischen Slzkleno (Glashütte). Vgl. zu Bergakademie und Berg­
schule die Beiträge von HAN S BUROSE , HAN S EMI L KOLB , HAN S LÜER T und DIETRIC H 
HOFFMANN, in: Technische Universität Clausthal (wie Anm. 4) . 

11 Unter den Prominenten war im Herbst 182 4 auch Heinrich Heine, der in der Harzreise 
über seinen Aufenthalt in Clausthal und die von dort unternommene Grubenbefahrung 
kurz berichtet. Vgl. GOTTHAR D FRÜHSORGE , Goethes Harzreisen im Spiegel der euro­
päischen Reiseliteratur des späten 18 . Jahrhunderts, in: CHRISTIAN JURANEK (Hrsg.), Aben­
teuer, Natur, Spekulation. Goethe und der Harz. Halle a.S. 1999, S. 225-236 , bes. 232 f.; 
außerdem LAUFER , Wirtschaft und Gesellschaft (wie Anm. 6) , S. 2 1 u. 31. 

12 Die »Fremdenbücher' dieser Gruben im OBA listen viele prominente Besucher auf. 
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naturräumlich bedingten Schwierigkeiten der Lebensverhältnisse und den ar-
beitsmarkt- und ordnungspolitischen Erfordernissen der Montanwirtschaft 
Rechnung tragen sollten13. Nach Maßgabe der Bergordnungen waren die Berg­
städte durch Grubenanteile, sogenannte Freikuxe, unmittelbar an den Erträgen 
des Bergbaus beteiligt. Vor Einführung des preußischen Bergrechts im Jahre 
1867 bildeten diese Einkünfte noch die wichtigste Quelle der kommunalen 
Einnahmen14. 
Die Entwicklung der Oberharzer Bergstädte vollzog sich unter den Bedingun­
gen des Direktionsbergbaus, also einer umfassenden Zuständigkeit der landes­
herrlichen Bergverwaltung. Sie trug über die unmittelbar betrieblichen Belan­
ge hinaus dafür Sorge, daß die natürlichen Ressourcen und die regionale oder 
bergstädtische Wirtschaft primär dem Nutzen der Montanwirtschaft dienten. 
In der bis 1867 bestehenden Doppelfunktion des Berghauptmanns, der sowohl 
die Berghauptmannschaft, also die Provinzial- oder Regierungsbehörde, als 
auch das Berg- und Forstamt leitete, bündelten sich verschiedene Kompeten­
zen der Landesverwaltung und Fiskalpolitik, der Unternehmensleitung des 
Montanwesens sowie der Kommunalpolitik. Die Räte oder Magistrate der 
Bergstädte besaßen aufgrund der multifunktionalen und engen personalen 
Verflechtung mit der Bergwerksadministration faktisch auch hinsichtlich der 
bergfreiheitlichen Privilegien wenig Handlungsspielraum15. 
Unter diesen Bedingungen waren wesentliche Sonderrechte der Bevölkerung 
wie die Steuer-, Niederlassungs- und Gewerbefreiheit schon im 18. Jahrhun­
dert reglementiert, außer Kraft gesetzt oder auf die unmittelbar im Bergbau 
Beschäftigten beschränkt. Die Rolle der Bergverwaltung erschien hierbei am­
bivalent. Recht erfolgreich widersetzte sie sich einerseits den zunehmenden 
zentralstaatlichen Vorstößen zur Beseitigung alter Privilegien in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, wenn sie, wie etwa bei den Steuerexemtionen für 
Bergarbeiter, negative Auswirkungen auf die bestehende Arbeits- und Sozial­
ordnung prognostizierte16. Andererseits behinderte sie durch eine restriktive 
Bevölkerungs- und Zuwanderungspolitik zum Teil noch bis 1867 die beruflich­
soziale Mobilität der bergstädtischen Bevölkerung. Handel, Gewerbe und In-

13 Vgl. EKKEHARD HENSCHKE , Landesherrschaft und Bergbauwirtschaft. Zur Wirtschafts- und 
Verwaltungsgeschichte des Oberharzer Bergbaugebietes im 16. und 17. Jahrhundert. Berlin 
1974, S. 38 f. und SEELIG, Wirtschaftliche Stellung (wie Anm. 3), bes. S. 34-38 und Anlage I. 

14 Vgl. die Kämmerei-Rechnungen im Stadtarchiv Clausthal-Zellerfeld. 
15 Vgl. HANS MORICH , Kleine Chronik der Oberharzer Bergstädte und ihres Erzbergbaus, 

3. Aufl., überarbeitet von HERBERT DENNERT, Clausthal-Zellerfeld 1954, S. 59f. Der Berg­
hauptmann bekleidete nicht nur zugleich den Posten des Landdrosts, sondern öfter auch 
den eines Geheimen Rats oder Ministers in der Regierung. Auf den Ratsstellen saßen vor­
wiegend Bergbeamte. Mit den Bürgervorsteherkollegien zeigte sich in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts eine Tendenz zur Eigenständigkeit. Vgl. auch HERBERT LOMMATZSCH , Der 
Oberharz im Spiegel der Jahrhunderte, Clausthal-Zellerfeld 1966, S. 18 sowie KAUFHOLD , 
Wirtschaft (wie Anm. 3), S. 393 ff. 

16 NHStA Hann. 74 Zellerfeld, Nr. 481, 482 u. 489. 
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dustrieansiedlung unterlagen im Wege der Konzessionierungspraxis den Prä­
missen bergwerkswirtschaftlicher Steuerung17. 
Prominente Harzreisende, die die sogenannten freien Bergstädte des Oberhar­
zes wohl eher en passent besuchten, nahmen es noch um 1800 als Besonder­
heit wahr, daß die Städte ohne Mauern und Tore, von allen Seiten offen und 
frei zugänglich waren18. Im Zeitgeist der Aufklärung und des Frühliberalismus 
mag das Attribut bergstädtischer Freiheit idealistische Vorstellungen geweckt 
haben. So notierte auch Goethe anläßlich seiner ersten Harzreise am 7. De­
zember 1777 in seinem Tagebuch: „Heimweh. Nach Clausthal. Seltsame Emp­
findung aus der Reichsstadt [Goslar, J.L.], die in und mit ihren Privilegien ver­
modert, hierherauf zu kommen wo von unterirdischem Segen die Bergstädte 
fröhlich nachwachsen".19 Aber trotz des recht hohen Ansehens, das die Ober­
harzer Montanwirtschaft in ökonomisch-technischer Hinsicht unter Fachleu­
ten genoss, ließ sich auch Kritik vernehmen, daß die staatliche Bergverwaltung 
für soziale Immobilität und wirtschaftliche Stagnation verantwortlich sei2 0. 

Sozioökonomisches Profil und Marktfunktion 
Die sieben freien Bergstädte bildeten die vorherrschende Siedlungsform im 
Oberharz. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts lebten zwischen 83 und 86% der 
etwa 30000 Bewohner des Oberharzes in den Bergstädten21. Die soziale 
Schichtung der Bergstädte war durch eine für die vor- und frühindustrielle 
Zeit außergewöhnlich hohe Konzentration von Lohnarbeitern der Bergwerke 
und Hütten oder anderer mit der Montanwirtschaft verbundener Gewerbe ge-

17 Vgl. LAUFER , Krisenregulierung (wie Anm. 5), 31 ff. sowie DERS ., Wirtschaft und Gesell­
schaft (wie Anm. 6), S. 23 und 31. 

18 So u.a. CHRISTIA N WILHELM JACOB GATTERER , Anleitung den Harz mit Nutzen zu bereisen, 
Bd. 5: Beschreibung des Harzes 1. Abteilung, Nürnberg 1792, S. 160; vgl. auch Beschrei­
bung einer Reise über den Harz im Jahre 1761, in: JOHAN N BERNOULLI (Hrsg), Sammlung 
kurzer Reisebeschreibungen und anderer zur Erweiterung der Länder- und Menschen­
kenntnis dienenden Nachrichten, Bd. 5, Berlin 1782, S. 153-222, hier S. 161. 

19 Zitiert nach HELMU T RADDAY , Der Bergbau im Oberharz zur Zeit Goethes, in: JURANEK , 
Abenteuer (wie Anm. 11), S. 253-271, hier S. 262. 

20 Vgl. zum 18. Jahrhundert WOLFHARD WEBER , Innovationen im frühindustriellen deutschen 
Bergbau und Hüttenwesen. Friedrich Anton v. Heynitz, Göttingen 1976, S. 83 ff., 98 ff., 
112 ff. Zum frühen 19. Jahrhundert: JOHANNES LAUFER , Aufbruch oder Krise? Bergwerks­
wirtschaft, soziale Verhältnisse und bergamtliche Nachhaltigkeitspolitik im Oberharzer 
Montanrevier um 1800, in: Niedersächsisches Jahrhbuch für Landesgeschichte 72 (2000), 
S. 207-231, bes. 214 f., 217. Bes. auch ANONYMUS, Der Harz und dessen Industrie, in: Miner­
va 205 (1843), S. 88-116, S. 103 ff. sowie GEWERBE-VEREIN FÜ R DA S KÖNIGREIC H HANNO -
VER (Hrsg.), Denkschrift über die Gewerbeverhältnisse Hannovers beim Eintritt in den 
Preußischen Staat, Hannover 1867. 

21 Zahlen für 1845/46 in: OBA 376, Nr. 58; vgl. auch KAUFHOLD / DENZEL , Historische Sta­
tistik (wie Anm. 5), S. 60. 
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kennzeichnet. Demgegenüber gab es eine relativ schmale Mittel- oder Ober­
schicht, die sich weitgehend aus Beamten der Bergverwaltung sowie Hand­
werkern, Kaufleuten, Ärzten oder auch Fuhrunternehmern rekrutierte. Mit 60 
oder zum Teil fast 70 Prozent der Hausbesitzer repräsentierten die Berg- und 
Hüttenarbeiter (ermittelt für Clausthal, Zellerfeld und St. Andreasberg von 
1820 bis um 1870) auch die Mehrheit der bergstädtischen Bürger. Kaufleute, 
Handwerker und sonstige professionelle Gewerbetreibende stellten hingegen 
nicht einmal ein Viertel der Bürgerschaft22. Die Dominanz der Arbeiterschaft 
trat in der Gesamtheit der Einwohnerschaft noch weitaus stärker hervor. 
Die sektorale Verteilung der Erwerbstätigen in den Bergstädten dokumentiert 
die herausragende Bedeutung der Montanwirtschaft einerseits und Struktur­
defizite der »normalen' Gewerbe andererseits. So beschäftigte das produzieren­
de Gewerbe, also vor allem das Handwerk, nur 10 bis 18 % der Erwerbstäti­
gen, der tertiäre Sektor, also Handel, Verkehr, Gesundheitswesen und andere 
Dienstleistungen, nur 7 bis 11%. Demgegenüber fanden in der Montanwirt­
schaft insgesamt noch bis Ende des 19. Jahrhunderts knapp 70 bis 80% der er­
werbstätigen Bevölkerung Beschäftigung23. Dieser Befund korreliert außerdem 
mit der nachweislich starken Abhängigkeit des Oberharzes von Güterimpor­
ten aus dem Umland. 
Im unmittelbaren Umland der Bergstädte lagen nur vereinzelte Siedlungen oder 
Orte wie Buntenbock und Lerbach mit maximal 1200 Bewohnern, die vor al­
lem in Beziehung zur Forstwirtschaft, Köhlerei, zum Eisensteinbergbau, zu den 
Metall- oder Eisenhütten sowie dem wichtigen Fuhrwesen standen. Landwirt­
schaft oder bäuerliche Betriebe existierten wegen der ungünstigen klimatisch­
geographischen Bedingungen nicht. Nur die Kuhviehhaltung besaß in Verbin­
dung mit Waldweide und Wiesenwirtschaft größere Bedeutung als nebenge­
werbliche Subsistenz, Abgesehen von den staatlichen Forsten mangelte es an 
wichtigen natürlichen Ressourcen. Zur Versorgung der bevölkerungsreichen 
Bergstädte wurden deshalb in großem Umfang Lebensmittel und insbesondere 
Brotgetreide vorwiegend aus den agrarischen Überschußgebieten um Nordhau­
sen und Halberstadt, Hildesheim und Braunschweig, bei Mißernten auch 
darüber hinaus, zum Beispiel aus Hamburg, zugeführt. An dem enormen 

22 Vgl. JOHANNES LAUFER , Elemente des Sozialprofils der Oberharzer Berg- und Hüttenleute 
im 19 . Jahrhundert: Haus- und Grundbesitz als Basis berufsständischer Arbeiterexistenz, 
in: HANS-JÜRGE N GERHARD , KAR L HEINRIC H KAUFHOL D UND EKKEHAR D WESTERMAN N 
(Hrsg.), Europäische Montanregion, S. 213-233, hier bes. S. 220f. und statistische Erhe­
bungen u.a. aus NHStA Hann. 74 Zellerfeld, Nr. 171. 

23 Hier nur eine grobe Wiedergabe der Proportionen, In der Bergstadt Grund gab es eine ab­
weichende Entwicklung bei relativ starkem Gewerbe mit überlokalem Absatz. Differenzier­
te Angaben mit zahlreichen Abbildungen für alle Bergstädte und unterschiedliche Jahre bei 
JÄGER, Entwicklung (wie Anm. 3) , S. 8 0 ff. und Anlagen. Vgl. auch die amtliche Statistik der 
Verteilung der Erwerbstätigkeit für 186 1 in: ZUR STATISTIK des Königreichs Hannover, Bd. 9 
(1863), S. 4 6 f. Zum Oberharz (Kreis Zellerfeld) nach 187 1 vgl. KREIS, Bevölkerungsbewe­
gung (wie Anm. 5), S. 110. 
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logistischen und finanziellen Aufwand der Getreideversorgung beteiligten sich 
bergamtliche und staatliche Instanzen bis zum Ende des 19. Jahrhunderts durch 
Ankauf und Magazinierung24. Seit Beginn des 18. Jahrhunderts unterhielt die 
Bergverwaltung zur Versorgung der 4000 bis 5 000 Arbeiter und ihrer Angehö­
rigen Kornmagazine in den Städten Osterode und Goslar - vorübergehend 
auch in Herzberg -, also direkt in den für den Oberharz wichtigsten Getreide­
märkten am Saum des Harzes. Auch gewerbliche Güter kamen in großem Um­
fang aus dem näheren und weiteren Harzumland, wo das ländliche und städti­
sche Gewerbe teüweise auf die Nachfrage des Harzes spezialisiert war25. 
Die hohe Abhängigkeit des Bergbaus und der Bergstädte vom Umland, erfor­
derte besondere Anstrengungen zur verkehrstechnischen Erschließung des 
Oberharzes. Die wichtigsten Oberharzer Bergstädte waren zwar durch den 
Ausbau des Straßennetzes und die Chaussierung der Hauptstraßen besonders 
seit Beginn des 19. Jahrhunderts, also vor der Eisenbahnzeit, recht gut an das 
überregionale Streckennetz angebunden. In der Regel behinderten aber die 
saisonalen Witterungseinflüsse den zunehmenden Post-, Personen- und 
Frachtverkehr der Pferdefuhrwerke und Kutschen ganz erheblich26. Eindeutig 
benachteiligt wurde die Region aber in der zweiten Jahrhunderthälfte durch 
die späte und unzureichende Ausführung der Eisenbahnanschlüsse. Nach lan­
ger Vorgeschichte führte 1877/78 schließlich die erste Eisenbahnlinie durch 
das Innerstetal über Lautenthal nach Clausthal und Zellerfeld (zunächst nur 
bis zur Silberhütte) hinauf. Aufgrund seiner gegenüber Clausthal und Zeller­
feld eher isolierten Lage stand das 22 Kilometer entfernte St. Andreasberg in 
spezifischen Austauschbeziehungen mit den Harzrandstädten Lauterberg und 
Herzberg, von wo aus seit 1884 eine Bahnverbindung zur Andreasberger Sil­
berhütte in Betrieb genommen wurde. 
Fragt man nach der wirtschaftlichen Bedeutung der Oberharzer Bergstädte, 
drängt sich also der spezifische Zusammenhang mit der Montanwirtschaft im­
mer wieder in den Vordergrund. Daraus folgt die grundsätzliche Frage, welche 
Grundlagen die Bergstädte mit ihren einseitig auf das Montanwesen ausge­
richteten Funktionen als Belegschaftssiedlungen, Versorgtmgs- und Verwal-

24 Zur Kornbeschaffung vgl. LOMMATZSCH , Der Oberharz (wie Anm. 15) , S. 73 f.; speziell dazu 
UDO OBAL , Zwischen Montanrevier, Agrarlandschaft und Metropole - Die Versorgungs­
funktion der Harzrandstädte für den Westharzer Bergbau im 18 . und frühen 19 . Jahrhun­
dert, in: HANS-JÜRGE N GERHARD, KARL HEINRIC H KAUFHOLD UND EKKEHAR D WESTER -
MANN (Hrsg.), Europäische Montanregion Harz. Bochum 2001, S. 235-250, bes. S . 237 ff. 
Außerdem Archiv der Preußag Metall AG, Goslar (PAG): Oberharzer Berg- und Hütten­
werke XII 3, f 1, Nr. 4, Vol. 1 . 

25 Vgl. bes. LIESEL WITTE , Die Kulturlandschaft des Osteroder Harzes und seines südwest­
lichen Vorlandes seit dem 17 . Jahrhundert, Diss, phil. Göttingen 1964 , S . 15 5 u. pass. 

26 Vgl. FRIEDRIC H LUDWIG CHRISTIAN JUGLER , Die Bergwerksverwaltung des Hannoverschen 
Oberharzes seit 1837, in: Archiv für Mineralogie, Geognosie, Bergbau und Hüttenkunde, 26 
(1854), S . 115-198 , hier 174 ff. und die Wegekarte Tafel XIV und MORICH, Kleine Chronik 
(wie Anm. 15) , S. 9 5 f. 
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tungszentren für eine dauerhafte Urban e Entwicklung überhaupt besaßen27. 
Doch was heißt die Bergstädte? Trotz der verbindenden Elemente bestanden 
im einzelnen markante Unterschiede hinsichtlich Einwohnerzahl und Sied­
lungsgröße, Infrastruktur und Standortbedingungen oder auch der sozialen 
und wirtschaftlichen Struktur. 
Clausthal rangierte mit über 9500 Einwohnern (um 1850) deutlich vor Zeller­
feld und St. Andreasberg, die nur rund 5000 und 4400 Einwohner zählten. 
Als Residualgrößen erscheinen demgegenüber Lautenthal, Altenau, Grund 
und Wildemann, die in absteigender Folge etwa 2200, 1900, 1500 und 1300 
Einwohner aufwiesen28. Ihnen fehlte ein ausgeprägtes urbanes Profil, wie es in 
Zellerfeld, Andreasberg und Clausthal im Siedlungsbild, der Infrastruktur und 
vor allem i n typischen öffentlichen Bauten oder Einrichtungen wie Rathaus, 
Gericht oder Amtshaus, mehreren Schulen und Schultypen, Brauhaus, 
Fleischscharren, Schützenhaus, Kranken- und Waisenhaus oder auch der 
staatlichen Münze zum Ausdruck kam2 9. 
Als wichtigster Marktort, Sitz der obersten Bergbehörde und Provinzialverwal-
tung (bis 1864) sowie der Bergakademie hatte sich Clausthal zum Verwaltungs­
mittelpunkt und wirtschaftlichen Zentrum des Oberharzes etabliert. Über 
Clausthal liefen die wichtigsten Verkehrswege, die den Oberharz mit Osterode 
und Goslar und dem weiteren Umland verbanden. Fremde oder Besucher nah­
men zumeist Clausthal als größte Bergstadt wahr. Das lag vielleicht auch an der 
exponierten Stellung der dortigen Gastronomie vor dem Aufkommen des Kur-
und Fremdenverkehrs. Schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts bestand mit 10 
Gasthöfen, die 34 Zimmer und 24 Kammern - auch für Reisende „von Stande" 
oder „Honoratiores" - bereithielten, ein sehr breites Angebot30. Clausthal be­
legte zwar noch 1861 mit 9052 Einwohnern den neunten Rang unter den größ­
ten Städten des Königreichs Hannover hinter Göttingen, Harburg und Emden, 
die jeweils gut 12000 Einwohner zählten31. Dennoch dürfte die Bergstadt auch 
für die Zeitgenossen kaum dem Bild einer mittleren Stadt entsprochen haben. 
Zellerfeld und St. Andreasberg galten schon nach Kriterien der vorindustriel­
len Zeit als kleinere Städte. Mit der Urbanisierung änderte sich dann im letzten 
Drittel des 19. Jahrhunderts der Maßstab grundlegend32. 

27 Vgl . KLAU S GERTEIS, Die deutsche n Städt e in der Frühen Neuzeit , Darmstad t 1986 , S . 3 1 f. 
28 Verläßlich e Einwohnerzahle n u.a . bei JÄGER, Entwicklung (wi e Anm. 3), Anlage 63-68, Vgl. 

außerdem ZU R STATISTI K de s Königreich s Hannover , Bd . 2,2 (1852) ; LOMMATZSCH , De r 
Oberharz (wi e Anm. 18) . 

29 Vgl . daz u die Stadtplän e ode r Ortsbeschreibungen de s 19 . Jahrhunderts. 
30 Stadtarchi v Clausthal-Zellerfel d (StAClZ ) 724 / 2 . 
31 ZU R STATISTIK des Königreich s Hannover , Bd . 9  (1863) , S . 24. 185 5 lag Clausthal noc h mi t 

nur 8.654 Einwohner n a n achter Stelle : ZUR STATISTIK, Bd. 5  (1857) , S . 30 . 
32 Zu r Größeneinteilun g vgl . E . KEYSER , Niedersächsische s Städtebuch , 1952 , nac h KAR L 

HEINRICH KAUFHOLD , Städtische Bevölkerungs - un d Sozialgeschicht e i n de r frühen Neu -
zeit, in : VA N DE N HEUVEL / VO N BOETTICHER , Geschicht e Niedersachsen s (wi e Anm . 3) , 
S. 739 . 
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Die zentralörtlich exponierte Position Clausthals spiegelte sich vor allem auch 
in den dort institutionalisierten Wochen- und Monatsmärkten wider. Schon 
Ende des 18. Jahrhunderts suchten zwischen 75 und 120 Kaufleute, Händler 
und Handwerker diese Märkte auf und präsentierten vis a vis vom Sitz der 
obersten Bergbehörde ein reichhaltiges Warenangebot. Es reichte von Lebens­
mitteln oder sogenannten Viktualien über Galanteriewaren und diverse Krä­
merwaren für den täglichen Bedarf bis zu Artikeln des gehobenen Konsums. 
So boten bis zu 40 Händler Lebensmittel an: Mehl und Reis, diverse Sorten 
Wurst und Gemüse, Käse, Fisch sowie Kaffee oder auch Zucker. Nicht einmal 
die Hälfte der amtlich registrierten Anbieter kam aus dem Oberharz33. 

Wochenmarkt in  Clausthal  um  190Ö* 4. Im  Hintergrund  das Oberbergamtsgebäude. 

Der Besuch der Clausthaler Märkte scheint für auswärtige Händler trotz der 
beschwerlichen Anreise vermutlich wegen des begrenzten Angebots der loka­
len Gewerbebetriebe und eines relativ hohen Preisniveaus recht lukrativ gewe-

33 StACl Z 891/2 . 
34 Bildnachweis : Fotoplattensammlun g ,Zirkler-Sandberg ' de s Oberharze r Bergwerksmu -

seums Clausthal-Zellerfeld, Nr . 578. 
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sen zu sein. Fremde Händler hatten sich insbesondere auf den Vertrieb höher­
wertiger Nahrungsmittel und sogenannter Galanteriewaren spezialisiert. 
Damit die Lebenshaltungskosten und das niedrige Niveau der Bergarbeiter­
löhne nicht zu weit auseinanderdrifteten, begünstigte die Bergbehörde als 
letztinstanzliche Gewerbe- und Marktaufsicht generell den Wettbewerb und 
ein breites Angebot auf den Wochenmärkten35. Versuche ortsansässiger Kauf­
leute und Handwerker, Verbote oder Marktbeschränkungen gegen ortsfremde 
Konkurrenten zu erwirken, blieben deshalb zumeist erfolglos36. Stattdessen 
griffen die Behörden bis um die Jahrhundertmitte gerade gegen heimische An­
bieter mit Taxpreisen und anderen Marktvorschriften durch, wenn sich Klagen 
über Qualität und Preise, insbesondere für wichtige Nahrungsmittel wie Brot 
oder Branntwein, häuften. Für die Angehörigen der Arbeiterschaft hatten je­
doch die großen Clausthaler Märkte eine doppelte Bedeutung. Sie deckten 
dort nicht nur einen wesentlichen Teil ihres Konsums, sondern traten auch 
selbst als Anbieter auf, soweit ihnen der Marktzugang ermöglicht wurde37. 

Verbreitung und Struktu r des städtischen Gewerbe s 
Handwerk und Handel bildeten die traditionellen Säulen der bergstädtischen 
Wirtschaft. Deren Verhältnisse unterlagen (im Widerspruch zu den Bergfrei­
heiten) allerdings umfänglichen Regulierungen der Bergbehörde, insbesondere 
Niederlassungsbeschränkungen und marktpolizeilichen Vorschriften. Inwie­
weit daneben auch die Konkurrenz importierter Waren die lokalen Gewerbe 
beeinträchtigten, ist schwer zu beurteilen. Der Polizeidirektion in Clausthal 
gab das vielfältige Warenangebot zumindest 1846 Anlaß zu der Befürchtung, 
daß die Wochenmärkte und Hausierer „die Konsumenten ... zu unnützen 
Ausgaben" verleiteten und die Entwicklung der lokalen Gewerbe hemmten38. 
Die amtliche Gewerbestatistik von 1861 weist für die Bergstädte des Oberhar­
zes eine durchschnittliche Gewerbedichte von 46,7 Beschäftigten in Hand­
werk und Gewerbe auf 1.000 Einwohner nach. Gegenüber einem Durch­
schnitt von 119,8 in den Städten und Flecken des gesamten Königreichs Han-

35 StACIZ , 722/2 , (L V c , Nr . 1) . Stichprobenhaft e Vergleich e fü r di e Jahr e 1845-185 5 mi t 
Städten wi e Duderstadt , Göttinge n ode r auc h Hannove r zeigen , da ß di e Preis e au f de m 
Clausthaler Wochenmarkt längs t nicht die Spitze bildeten. So waren die Preise für verschie-
dene Sorte n Fleisc h zeitweis e niedrige r al s z . B, i n Hannover . Vgl . daz u di e Angabe n be i 
HANS-JÜRGEN GERHARD/KAR L HEINRIC H KAUFHOLD (Hrsg.), Preise i m vor- und frühindu -
striellen Deutschland . Grundnahrungsmittel , Göttinge n 1990 . 

36 StACI Z 891/2 . 
37 OB A 313 , Nr. 7. Die Arbeiter hatten allerdings kaum Erfolg , wenn sie wie in den 1840e r Jah-

ren die Bergbehörde daru m ersuchten, di e Hohe de r Standgebühren ode r andere Vorschrif -
ten z u ihre n Gunste n z u ändern . 

38 NHSt A Hann . 7 4 Zellerfeld, Nr . 15 . 
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nover war das Defizit enorm39. Wenngleich die Werte für den Harz unter zu­
sätzlicher Berücksichtigung der stark verbreiteten handwerklichen oder auch 
kleinhändlerischen Nebengewerbe von Bergarbeitern und ihren Familien de 
facto wohl deutlich nach oben zu korrigieren wären40, bliebe der Anteil des 
Gewerbes noch weit unter dem Landesdurchschnitt. 
Ein Blick auf die berufliche Struktur des Gewerbes erlaubt eine differenzier­
tere Beurteilung der schwachen gewerblichen Durchdringung der Bergstädte. 
Wie allgemein üblich bestand auch in den Bergstädten ein Übergewicht typi­
scher Berufe des Grundbedarfs, also Bäcker, Fleischer, Zimmerleute, Maurer, 
Schneider, Schuhmacher, Tischler, Schmiede, Rademacher. Charakteristisch 
für jede der sieben Bergstädte war die Existenz eines Brauhauses unter Lei­
tung eines kommunalen Braumeisters, wodurch die traditionellen Reihebrau­
zeiten der berechtigten Bürger bereits um 1800 abgelöst waren41. Außerdem 
gab es in unmittelbarer Peripherie der Bergstädte mehrere Getreidemühlen 
(1861: 23 Mühlen mit insgesamt 64 Müllern und Gehilfen). 
Die eindeutig am stärksten verbreiteten Gewerbezweige waren - abgesehen 
von Handel und Fuhrwesen - das Bekleidungs-, Nahrungsmittel- und Bau­
handwerk. Darüber hinaus waren noch die Metall- und Holzverarbeitung, 
darunter besonders solche Berufe auffälliger vertreten, die in mehr oder weni­
ger engem Bezug zum Montanwesen standen. Die Nagel-, Blank- und Klein­
schmiede verarbeiteten Roheisen oder Halbwaren der Harzer Eisenhütten. 
Büttner, Sattler oder auch Seiler versorgten die Bergwerke und Hütten mit Be­
triebsausrüstungen. Dennoch waren auch diese Gewerbe im überregional­
städtischen Vergleich überraschend unterdurchschnittlich entwickelt42. 

39 Berechnet nach: ZUR STATISTIK des Königreichs Hannover, Heft 10 : Gewerbestatistik 1861 , 
Hannover 1864 , S. 2 8 f. Nach KLAUS ASSMANN, Zustand und Entwicklung des städtischen 
Handwerks in der ersten Hälfte des 19 . Jahrhunderts, Göttingen 1971 , S. 110, gilt für die 
Mitte des 19 . Jahrhunderts allgemein ein Referenzwert von 10 0 bis 12 0 Beschäftigten in 
Handwerk oder Gewerbe auf 1.00 0 Einwohner als Indikator für einen „normalen" Versor­
gungsgrad einer Stadt und ihres Umlandes. Im Unterschied zur Gewerbedichte (präzise: 
Beschäftigtenbesatz) gibt die oft in der Literatur genannte Betriebsdichte nur die Zahl der 
Selbständigen oder Meister in Handwerk und Gewerbe an: Sie berechnet sich auf 22, 3 
(Oberharz) bzw. 55,9 (Königreich) je 1000 Einwohner. Vgl. die weniger stark divergieren­
den Werte bei KAUFHOLD / DENZEL, Historische Statistik (wie Anm. 5) , S. 66 , die zusätzlich 
einige Berufsgruppen aus der gesonderten Tabelle der Handels- und Transportgewerbe be­
rücksichtigen. Die dort fehlende Stadt-Land-Differenzierung führt jedoch bei einem Ver­
gleich zu Ungenauigkeiten. 

40 Zu den recht bedeutenden Nebentätigkeiten der Arbeiter vgl. SEELIG , Wirtschaftliche Stel­
lung (wie Anm. 3) , S. 134 f. sowie JOHANN FRIEDRIC H LUDWIG HAUSMANN , Über den gegen­
wärtigen Zustand und die Wichtigkeit des hannoverschen Harzes, Göttingen 1832 , S. 58. 

41 Statistische Angaben für 186 1 in: NHStA Hann. 84, Nr. 40 4 und HAUSMAN N (wie oben), 
S. 76 . 

42 Genauere Angaben zur beruflichen Verteilung bei JÄGER, Entwicklung (wie Anm. 3), bes. 
Tabellen im Anhang; Berufs- und Gewerbezählungen für verschiedene Jahre u.a. in: 
NHStA Hann. 84, Nr. 34 , 50, 53, 401-404, 407 sowie StACIZ 051/ 14 . 
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Abgesehen von dem recht vielseitigen Metallhandwerk, das Harzer Eisen - in 
allerdings sehr begrenztem Umfang - für den überregionalen Absatz verarbei­
tete, gab es kaum städtische Gewerbe, die von wirtschaftlichen Wechselbezie­
hungen zum Montanwesen unmittelbar profitierten. Das läßt sich darauf 
zurückführen, daß die Montanbetriebe ihren Bedarf an Spezialmaterial, Ma­
schinen, Werkzeugen und dergleichen teils importierten, teils von eigenen, 
spezialisierten Handwerkern der Gruben- und Hüttenbelegschaften oder auch 
beim bergwerkseigenen Bauhof in Clausthal anfertigen ließen. Typische Be­
rufsgruppen wie die Bergschmiede, Bergzimmerleute oder auch die Bergfuhr­
leute waren aufgrund ihrer besonderen Funktion teilweise arbeitsrechtlich in 
das Montanunternehmen integriert43. Von den Bergwerken und Hütten kamen 
auch deshalb keine nennenswerten Impulse für exportorientierte Gewerbe, da 
deren Produkte überwiegend als Rohmetalle oder Halbfabrikate (bis um 1870) 
aufgrund des landesherrlichen Absatzmonopols von staatlichen oder halb­
staatlichen Vertriebsorganisationen wie der Bergwarenhandlung und den Ei­
senfaktoreien direkt vermarktet wurden44. Außerdem gab es prohibitive Bin­
nenzölle auf Harzer Holz- und Metallwaren, die mögliche Wettbewerbsvortei­
le der Harzer Handwerker aufgrund eines vergünstigten Holz- und Eisenbe­
zugs gegenüber den Inlandsproduzenten unterbinden sollten45. 
Ein kontrastreicheres Bild könnte der Blick auf die einzelnen Bergstädte bie­
ten, wozu hier allerdings kaum Raum ist. Sonst wäre auch die sehr dünne Ge­
werbedichte der vier kleinen Bergstädte genauer zu analysieren. Mit Spezial­
berufen wie Uhrmacher, Kürschner, Hutmacher, Färber, Buchbinder, Gold­
schmied oder Zinngießer verfügten eigentlich nur Clausthal und Zellerfeld, 
das in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts deutlich aufholte, über ein diffe-
renzierteres Gewerbeangebot46. Doch selbst diese beiden Städte mit zentra­
lörtlichen Funktionen erreichten nur in wenigen Zweigen gewerblicher Pro­
duktion und Dienstleistung, vor allem bei Nahrung und Genuss sowie Metall­
verarbeitung eine Betriebsdichte, die etwa an die kleinerer Städte wie Alfeld, 
Einbeck, Northeim oder auch Osterode noch heranreichte47. Den Grad mittle-

43 Vgl . OBA 1687 , Nr. 3 sowie MICHAEL MENDE, Bergmaschinenbau am Ausgang seines ,Holz-
zeitalters*. Der Bauhof i n Clausthal i n de r Mitte des 19 . Jahrhunderts, in : Der Anschnitt 3 8 
(1987), S . 119-123 . 

44 Silbe r wurde i n der staatlichen Münz e vermünzt. Zu m Bergwarenhande l vgl . MARTIN STÖ-
BER, Die Königlic h Hannoversch e Berghandlun g un d ih r Hande l i n de r erste n Hälft e de s 
19. Jahrhunderts, in: KARL HEINRICH KAUFHOLD/ MARKUS A. DENZE L (Hrsg.), Der Hande l 
im Kurfürstentum / Königreic h Hannove r (1780-1850) , Stuttgar t 2000, S . 213-248 . 

45 Vgl . FRIEDRIC H HEINRICH CONRAD OSTMANN, Über di e Arten von Gewerben , welch e sic h 
neben de m Bergbaue für den Oberhar z eignen , in: Hannoversches Magazin , 3 . bis 5. Stüc k 
(10.1. bis 17.1. ) 1824 , S . 17-40 , hie r S. 27. 

46 Angabe n hie r und zu m folgenden wi e Anmerkung 42 . 
47 Di e Relationen sind noch genau zu ermitteln. Vgl. HARTMUT WIESE, Industrie und Stadtent -

wicklung ausgewählte r Kleinstädt e Südniedersachsens . Alfeld , Einbec k un d Northeim , 
Göttingen 1978 , S . 45 ; JÖRG LEUSCHNER (Hrsg.), Osterode . Weifensit z un d Bürgerstad t i m 
Wandel de r Jahrhunderte, Hildeshei m 1993 , S. 275 f. 
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rer Städte wie Göttingen oder Stade erreichten sie - ausgenommen das Fuhr­
wesen - in keiner Berufsgruppe. Die Gewerbe- oder Beschäftigtendichte (Be­
schäftigte je 1000 Einwohner) betrug 1820/25 in Clausthal 69,5 und sank auf 
63,1 im Jahre 1861, während sie in Zellerfeld von 50,9 auf 73,1 anstieg. Auch 
wenn Werte von 100 bis 120 seit Beginn des 19. Jahrhunderts den ,normalen' 
Versorgungsgrad48 in deutschen Städten kennzeichneten, widerspricht dies 
nicht der besonderen regionalen Bedeutung von Clausthal und dem benach­
barten Zellerfeld. Sie war unter anderem in dem beachtlichen Nachfragepo­
tential von zusammen mehr als 13000 Einwohnern dieser Nachbarstädte be­
gründet. Darüber hinaus profitierten Handwerk und produzierendes Gewerbe 
ebenso wie die hier niedergelassenen Kaulleute oder Händler von der Nach­
frage aus kleineren Bergstädten und peripheren Ortschaften des Oberharzes. 
Als Gesamteindruck bleibt zunächst festzuhalten: Traditionelle Kleingewerbe 
der Grundversorgung prägten die Gewerbestruktur der Bergstädte. In allen 
Gewerbezweigen - ausgenommen das TYansportgewerbe - lag die Gewerbe­
dichte der Oberharzer Bergstädte deutlich unter dem Durchschnitt der hanno­
verschen Städte. Die Kleingewerbe oder Handwerksbetriebe in den Bergstäd­
ten übernahmen zwar einen essentiellen Beitrag zur lokalen oder regionalen 
Versorgung mit Massenwaren des alltäglichen Konsums, doch ihre Leistungs­
fähigkeit war begrenzt, die Struktur einseitig. „Selbst die gewöhnlichen Hand­
werkswaren werden größtentheils ... aus der Umgebung zugeführt, meist aus 
den Städten und Flecken am nördlichen und südlichen Rande, aus Goslar, 
Osterode, Herzberg, Lauterberg u.s.w."49. Gewerbe, die für den überlokalen 
und überregionalen Absatz produzierten, bildeten eine Ausnahme. Damit fehl­
ten nicht nur mögliche industrialisierungsfördernde Faktoren, sondern auch 
Einkommensquellen außerhalb des Bergbaus. 

Strukturprägende Markteinflüss e de r Arbeiterbevölkerun g 
Im folgenden interessiert die Frage, inwieweit Kaufkraftdefizite oder die Ar­
mutsbedrohung des größtens Teils der Bevölkerung die Entwicklung des berg­
städtischen Gewerbes grundlegend hemmte. 
Die permanent niedrigen Löhne der Bergarbeiter reichten selbst nach Auffas­
sung von Bergbeamten nur unter ,normalen Bedingungen* für lebensnotwen­
dige Ausgaben50. Für einkommenselastisch nachgefragte Güter kamen die Ar­
beiter bis um 1860 im allgemeinen wohl kaum als Käuferschicht in Betracht, 
zumal der allgemeine Preisauftrieb bei Getreide und Kartoffeln in den schwe-

48 ASSMANN , Zustand (wie Anm. 39) . 
49 WILHEL M LEHZEN , Hannovers Staatshaushalt, Bd. 1: Die Einnahmen, Hannover 1853 , 

S. 99. Vgl. außerdem NHStA Hann. 84, Nr. 401. 
50 Vgl. OBA 524, Nr. 38 oder auch 1875 , Nr. 4. 
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ren Mangel- und Hungerkrisen der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts gerade 
für Lohnarbeiter dramatische Kaufkraftverluste brachte 5 1. Für die Krisenjahre 
ist die Teuerung zusätzlich zu den überdurchschnittlich hohen Lebenshal­
tungskosten im Oberharz, die auch in »normalen Jahren* durch den hohen 
Grad der Versorgung aus dem Umland und den Transportaufwand bestimmt 
wurden, in Rechnung zu stellen52. Zwar bestanden seit Ende des 17. Jahrhun­
derts staatliche Institutionen, die dem größten Teil der Bergarbeiter den exklu­
siven Bezug von Magazinkorn in Teuerungskrisen garantierten. Unter den 
Vorzeichen des gegen Mitte des 19. Jahrhunderts noch einmal verschärften 
Pauperismus wirkten die Maßnahmen lediglich als ein notwendiger Beitrag 
zur Existenzsicherung der Arbeiterschaft. 
Wegen des niedrigen Lohnniveaus waren die Berg- und Hüttenarbeiter und 
deren Angehörige tradtionell bestrebt, das Familieneinkommen durch diverse 
Nebentätigkeiten aufzubessern. Besonders als Hausbesitzer nutzten sie die 
Gelegenheit zur Einrichtung einer kleinen Hinterhof-Werkstatt53. Bei abneh­
menden Berufs- und Einkommensperspektiven im Bergbau versuchten Arbei­
ter in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, im Nebenberuf oder im Falle von 
Arbeitsunfähigkeit zunehmend auch „bürgerliche Gewerbe" zu betreiben. Da­
durch wurden sie zu Konkurrenten der konzessions- und steuerpflichtigen 
Handwerksmeister oder Selbständigen. Das Spektrum geeigneter handwerk­
licher Nebentätigkeiten war zwar begrenzt, reichte aber vom Schankwirt oder 
Schuhmacher bis hin zum Schreiner oder auch Schlosser. Um 1850 häuften 
sich Klagen darüber, daß durch die Nebengewerbe der Arbeiter „zum Theil der 
nothdürftige Verdienst manches Gewerbetreibenden und Handwerkers in 
empfindlicher Weise geschmählert wird"54. Die Zunfthandwerker brachten 
wiederholt Beschwerden gegen die „Pfuscherei ... in fast allen Handwerken" 

51 Vgl. allgemein WILHELM ABEL, Massenarmut und Hungerkrisen im vorindustriellen Euro­
pa. Hamburg 1974. Zu Preisen und Teuerungsfolgen im Harz vgl. Seelig, Wirtschaftliche 
Stellung (wie Anm. 3), S. 27 ff. sowie HERBER T LOMMATZSCH , Lebensverhältnisse und 
soziale Bestrebungen der Bevölkerung in den Oberharzer Bergstädten, in: TECHNISCH E 
UNIVERSITÄT (wie Anm. 4), S. 197-212, hier S. 202. 

52 Preisvergleiche mit anderen Städten oder Regionen, die die besondere Betroffenheit des 
Harzes von Teuerungen verläßlich dokumentieren, fehlen bislang. Ein Preisvergleich der 
bedeutenden Getreidemärkte Hannover, Braunschweig, Nordhausen mit Osterode und 
Goslar dokumentiert noch für die 1850er Jahre Spitzenwerte auf den beiden harznahen 
Märkten, zu denen noch die Transportkosten kamen. Das Preisgefälle spiegelte sich auch in 
den Brotpreisen wider. Dazu PAG, Oberbergamt XII 3 a, Nr. 2, Vol. 1 und Oberharzer 
Berg- und Hüttenwerke XII 3 f 1, Nr. 14, Vol. 1. 

53 Ein schönes Fallbeispiel bei ULRICH REIFF, Bergmännischer Nebenerwerb in einer ehema­
ligen Hinterhauswerkstatt in der Bergstadt Clausthal, in: BIRGIT SCHLEGEL (Hrsg.), Altes 
Handwerk und Gewerbe in Südniedersachsen. Duderstadt 1998, S. 160-177. Ausführlich 
SEELIG, Wirtschaftliche Stellung (wie Anm, 3), S. 120 ff. 

54 NACHRICHTE N über die im Königreich Hannover bestehenden Fabriken und fabrikähn­
lichen Anlagen, in: Mitteilungen des Gewerbevereins für das Königreich Hannover, 68/69 
(1852), Sp. 351, s. auch OBA 313, Nr. 11. 
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bis zu den Gerichten vor. Doch hatten sie kaum Erfolg damit, weil die Berg­
behörden ihr Interesse geltend machten, „unsere Arbeiter in einem mäßigen 
Nebengewerbe bei ihrem kärglichen Lohn nicht gestört zu sehen"55. 1857 er­
mittelte die Bergbehörde in fünf der sieben Bergstädte immerhin fast 100 Berg­
arbeiter in 16 konzessionspflichtigen Gewerben, darunter Uhrmacher, Maler 
und Tapezierer, Tischler oder auch Schirmmacher. Die Wettbewerbsfähigkeit 
und die Marktanteile dieser Nischenproduzenten sollten indessen nicht über­
bewertet werden. Sie boten in den schweren Konjunkturkrisen, die das lokale 
Handwerk seit dem Vormärz erfaßten, gewiß Zündstoff für Konflikte. 
Zumeist verlegte sich die Arbeiterbevölkerung jedoch auf besondere, zum lo­
kalen Gewerbe nicht in Konkurrenz tretende nebengewerbliche Aktivitäten 
für überregionale Märkte wie Stricken und Häkeln, Kerzenziehen, Zündhöl­
zer- und Zigarrenfertigung oder auch Vogelzucht. Daneben hatte die Garten-
und Viehwirtschaft größere subsistenzielle Bedeutung. Auf diese Nebentätig­
keiten gründeten sich wiederum verschiedene Formen des Klein- und Zwi­
schenhandels. 
Die sogenannte Landgängerei oder der Wander- und Hökerhandel etablierten 
sich als wichtiges Element zur Versorgung des Oberharzes. Diese Formen des 
Kleinhandels waren eine Domäne der Arbeiterfrauen, Witwen und Töchter, 
zumal ihnen eine Beschäftigung beim Bergbau in der Regel nicht gestattet 
wurde56. Im Klischee von den Oberharzer Kiepenfrauen tradierte sich die Er­
innerung an diese verbreitete Tätigkeit, die gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
durch strukturelle Veränderungen in Handel und Verkehr - nicht zuletzt 
durch die Eisenbahn - verdrängt wurde. Die Rolle der Kiepenfrauen und ihre 
wichtigen Transferleistungen zwischen dem Oberharz und dem Umland be­
dürfen noch der näheren Erforschung. Offenbar handelte es sich um eine spe­
zifische Form des Zwischenhandels. Auf ihrem Weg ins Umland verkauften 
die Harzer Frauen zunächst hausgewerbliche Produkte des Harzes wie Mager­
käse, Klöppel- und Strickwaren oder auch Waldfrüchte auf Wochen- und 
Krammärkten bis nach Hannover. Im Gegenzug kauften sie bei auswärtigen 
Kaufleuten, vor allem in Goslar und Osterode, insbesondere Textilien und 
Kleidung sowie höherwertige Nahrungsmittel wie Gemüse, Fisch oder Wurst 
usw. - teilweise in Kommission - auf57. Die Arbeiterfrauen nutzen gewiß auch 
das niedrigere Preisniveau außerhalb des Harzes zum Einkauf für den häus­
lichen Eigenbedarf. Zweifellos spielten die Kiepenfrauen eine wichtige Ver­
mittlerrolle für die Austauschbeziehungen zwischen den Bergstädten und dem 
Umland. Über diese Handelstätigkeit hinaus schleppten sie auch Getreide aus 
den Magazinen oder Betriebsmaterial wie Schießpulver in den Harz hinauf. 

55 Hier und zum folgenden OBA 313, Nr. 11. 
56 Vgl. SEELIG, (wie Anm. 3), S. 147 f.; LÄUFER , Krisenregulierung (wie Anm. 5), S. 27. 
57 NHStA Hann. 72 Zellerfeld, Nr. 103 und 182. Vgl. HAUSMANN, Zustand (wie Anm. 40), 

S. 72 f. 
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Auch wegen ihrer großen Bedeutung für das Einkommen der Arbeiterhaus­
halte blieben sie von allgemein üblichen Restriktionen gegenüber biegenden 
Händlern* oder Hausierern weitgehend verschont und übten ihr Gewerbe zum 
Teil sogar hauptberuflich als konzessionierte Kleinhändler mit lokalem Ge­
schäft oder mit Absatz bis in Handelszentren wie Braunschweig, Hamburg 
und Leipzig aus5 8. 
Grundsätzlich ist anzunehmen, daß die Entwicklung von Handel und Gewer­
be durch die Armut und Kaufkraftschwäche der zahlenmäßig starken berg­
städtischen Unterschichten maßgeblich begrenzt wurde. Allerdings darf des­
halb nicht die Bedeutung des Unterschichtenkonsums für das lokale Gewerbe 
minimiert werden. Auch in der Zeit des Pauperismus übten die Arbeiter nicht 
permanent Abstinenz. Außer Krisen und Notlagen gab es Phasen, in denen 
eine leichte Ausdehnung des Konsums über das existenzielle Maß hinaus statt­
fand59. Das bislang wenig erforschte Phänomen des Unterschichtenkredits 
oder des Borgens scheint die Marktteilnahme der Arbeiter auch in Notzeiten 
gesichert zu haben60. In den Bergstädten bestanden recht günstige Kapital­
marktverhältnisse. Arbeiter oder ihre Familienangehörigen ließen bei Kaufleu-
ten und Handwerkern innerhalb wie außerhalb des Harzes Schulden an­
schreiben. Oftmals verpfändeten sie dafür entweder ihren Lohn oder Haus­
und Grundbesitz. Die zeitgenössisch verbreitete Kritik am „übertriebenen Lu­
xuskonsum" der Unterschichten findet hier einen realistischen Bezug. Indes 
kann der Hinweis auf das Borgen oder Schuldenmachen die Skepsis hinsicht­
lich der Nachfrageeffekte des Konsums der Bergarbeiter nicht völlig ausräu­
men. Das offenbar verbreitete Anschreiben oder Borgen der Arbeiter verweist 
jedoch nicht nur auf deren prekäre materielle Lage, sondern auch auf die Ab­
hängigkeit der Handwerker und Händler von der Nachfrage der Unterschich­
ten61. Der Gläubiger ging immerhin kein geringes Risiko ein, auch wenn die 
„herrschaftlichen Arbeiter" des Harzer Bergbaus ein relativ hohes Maß an Er­
werbssicherheit besaßen. 

58 Vgl . JÄGER, Entwicklung (wi e Anm. 3), S. 94; Seelig, Wirtschaftliche Stellung , S. 117f . sowi e 
StACIZ 721 / 1. 

59 Hinweis e au f die Lebenshaltun g bieten u.a . zahlreich e Inserat e über private Verkäufe ode r 
Zwangsversteigerungen i n den zweima l wöchentlic h erschiene n Öffentliche n Anzeige n fü r 
den Harz . Zu m Luxusvorwur f u.a . Artike l i n Harzfreun d 1830 , Nr . 15 . 

60 Vgl . allgemei n KA I DETLE V SIEVERS, Schuldenmachen kleine r Leute . Beispiel e au s Schles -
wig-Holstein für die Zeit vom 17 . bis 20. Jahrhundert, in: Zs, der Gesellschaft fü r schleswig -
holsteinische Geschicht e 12 2 (1997) , S . 27-51. Zu m Arbeiterkredi t i m Harz : LAUFER , Ele -
mente (wi e Anm. 22) , S . 224ff . 

61 Z u sozialen Netzwerke n vo n Kleinhändler n un d Kunde n i n städtische n Wohnviertel n vgl . 
allgemein HEINZ-GERHAR D HAUPT / GEOFFRE Y CROSSICK , Di e Kleinbürger . Ein e euro -
päische Sozialgeschicht e de s 19 . Jahrhunderts, München 1998 , S . 15 5 ff., 24 5 f. 
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Defizite und Widersprüche bergamtlicher 
Gewerbeförderung 
Die Strukturschwäche der bergstädtischen Wirtschaft hatte verschiedene Ur­
sachen. Besonders starken Einfluß nahm die Bergverwaltung auf Ausmaß und 
Richtung der wirtschaftlichen Entwicklung des Oberharzes im 19. Jahrhun­
dert. Bis zur Durchsetzung der liberalen Gewerbeordnung 1869, faktisch aber 
noch darüber hinaus regelten extrem restriktive Grundsätze die Niederlassung 
von Handwerks- und Gewerbebetrieben oder auch Fabriken. Die Bergbehör­
den vergaben Gewerbekonzessionen in der Regel strikt nach Grundbedarfs­
überlegungen, wobei das Prinzip galt, die natürlichen Ressourcen, vor allem 
Wasser und Holz, aber auch die Arbeitskräfte zuerst der Montanwirtschaft zu 
sichern. Infolgedessen wurde die gewerbliche Massenproduktion für überre­
gionale Märkte weitestgehend blockiert und blieb bis zum Ende des 19. Jahr­
hunderts eine Randerscheinung. 
Als sich die Anzeichen für den Niedergang des Erzbergbaus im Harz um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts verdichteten, gab es zwar auch Bemühungen um 
den Aufbau einer protoindustriellen Textilproduktion nach Vorbüd des säch­
sischen Erzgebirges62. Doch abgesehen von den innovativen Ansätzen der so­
genannten Industrieschulen für die städtische Armenfürsorge schlugen diese 
Initiativen weitgehend fehl, während in vielen strukturschwachen Regionen 
das heimindustrielle Textilgewerbe als Basis der Unterschichtenexistenz vor­
übergehend aufblühte. Nur sehr vereinzelt arbeiteten in den Bergstädten We­
ber und Spinner für externe Manufakturunternehmer oder Verleger, ohne daß 
davon nachhaltige Arbeitsmarkt- oder Industrialisierungsimpulse ausgingen63. 
In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts stellten leitende Bergbeamte immer 
wieder Überlegungen an, wie alternativ zum Montanwesen Arbeitsplätze im 
lokalen Gewerbe oder auch in neuen Zweigen geschaffen werden könnten. 
Das dramatisch verschärfte Problem des Pauperismus, also die Frage ausrei­
chender Erwerbsmöglichkeiten der wachsenden Bevölkerung, setzte die Berg­
behörden seit den 1840er Jahren verstärkt unter Druck. Unter Vermittlung der 
hannoverschen Regierung wurden schließlich Unternehmer aus dem Rhein­
land, aus Westfalen und Hannover als Investoren umworben. Die Realisierung 
frühindustrieller Gründungen scheiterte jedoch zumeist an den ungünstigen 
Standortbedingungen und der Tatsache, daß die Unternehmer, die gegen die 
Zusicherung von Arbeitsplätzen weitreichende finanzielle und wichtige mate-

62 OBA 312, Nr. 3; vgl. FRIEDRICH WILHEM HEINRICH V. TREBRA , Entwürfe für Polizey am 
Harze, in: Annalen der Braunschweig-Lüneburgischen Churlande 7 (1793), S. 193-256. 

63 Vgl. Über die Häselersche Zeugmanufaktur zu Clausthal und Herzberg, in: HANDLUNGS -
ZEITUNG ODE R WÖCHENTLICH E NACHRICHTE N von Handel, Manufakturwesen, Künsten 
und neuen Erfindungen 38 (1796), S. 302 f. SEELIG , Wirtschaftliche Stellung (wie Anm. 3), 
S. 116f., NHStA Hann. 84, Nr. 404: Fabrikentabelle von 1861. 
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rielle Zugeständnisse erwarteten, enttäuscht wurden64. Die Bergbehörde ver­
fuhr nach dem Prinzip, die natürlichen Ressourcen, insbesondere die Holzre­
serven und die Wassergefälle, solange wie nötig dem Bergwerks- und Hütten­
betrieb zu reservieren65. Hinzu kam die Sorge, daß die Entstehung eines Fa­
brikproletariats negative soziale Folgen für die Arbeiterverhältnisse im Mon­
tanrevier bringen würde. 
Als wesentliche Ursache der Schwierigkeiten erkannte der Berghauptmann 
1854 im Fehlen eines „qualifizierten und gesunden Handwerkerstandes" im 
Oberharz: Denn „sein Handwerkerstand ist, wenige Ausnahmen abgerechnet, 
schlecht ausgebildet und hat sich dessen Betrieb von jeher darauf beschränkt, 
nur die hiesige Bevölkerung zu versorgen"66. Statt einer durchgreifenden För­
derung der Gewerbe- und Industrieansiedlung, wie es seit 1848/49 von ver­
schiedenen Reformkräften, darunter auch dem hannoverschen Innenminister 
Stüve, gefordert wurde, hielt die Bergbehörde jedoch auch weiterhin an ihren 
restriktiven Grundsätzen fest67. 
Lediglich in St. Andreasberg, wo mit der beschleunigten Erschöpfung der 
Lagerstätte eine akute Notlage hereinbrach, sahen sich Berg- und Kommunal­
verwaltung im Interesse der Beschäftigungsförderung zu weitreichenden Zuge­
ständnissen oder Privilegien für Investoren genötigt. Sogar staatliche Lohnzu­
schüsse für anzulernende ehemalige Bergarbeiter gehörten zum Vertragsreper-
toir der Fabrikgründungen68. Vor allem in den 1860er Jahren gründeten früh-
industrielle Unternehmer Zigarren-, Kisten- und Möbelfabriken, in denen 
etwa 400 Menschen, überwiegend Frauen und Kinder, Arbeit fanden. Trotz er­
heblicher Krisenanfälligkeit überlebten einige dieser subventionierten Unter­
nehmen noch bis Ende des 19. Jahrhunderts, bevor der Fremdenverkehr eine 
neue Nische eröffnete. Daneben etablierten sich spezifisch lokale Nebenge­
werbe wie die Vogelzucht anstelle der stark verdrängten traditionellen Spit­
zenklöppelei69. 
In Clausthal und Zellerfeld kamen die Ansätze zur Gewerbeförderung letzt­
lich kaum über die ärmliche heimgewerbliche Produktion von Zündhölzern, 
Zigarren und Strickwaren für meist auswärtige Verleger hinaus. Die starren 
Vorgaben der Behörden schlössen eine Koexistenz von privaten Fabriken und 
staatlicher Montanwirtschaft aus. Insoweit beherrschte die einseitig auf das 

64 Gesuch um Anlage einer Baumwollspinnerei in: OBA 312, Nr. 16. 
65 Preisschrift des Zellerfelder Zehntners Heinrich Ostmann, in: Archiv der Akademie der 

Wissenschaften zu Göttingen Sc. 196, Fasz. 100 A. Vgl. die leicht veränderte Publikation 
von 1824, Welche Arten (wie Anm. 45), S. 27 und 32 ff. 

66 Zitat nach HANS-WERNE R NIEMANN , Die Geschichte des Bergbaus in St. Andreasberg, 
Clausthal-Zellerfeld 1991, S. 105. 

67 Vgl. NHStA Hann. 84 Nr. 409 und OBA 313, Nr. 9. 
68 NHStA Hann. Nr. 745-747. 
69 Vgl. JÄGER , Entwicklung (wie Anm. 3), S. Ulf. Aufstellung von 1882 in PA Goslar: Ober­

harzer Berg- und Hüttenwerke VIII K 1, Nr. 14, Vol. 1. 
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Montanwesen ausgerichtete gewerbliche Monostruktur auch den Arbeits­
markt und behinderte eine rechtzeitige Anpassung der Menschen und der 
Wirtschaft der Bergstädte an die Struktvirveränderungen, die der fortschreiten­
de Rückgang des Bergbaus im späten 19. Jahrhundert erforderte. 

Symptome de s Niedergangs 
Vom Montanwesen und der Forstwirtschaft gingen lediglich auf die Harzrand­
gemeinden spürbare Industrialisierungsimpulse aus 7 0. Während in und um die 
Kleinstädte Herzberg, Lauterberg, Osterode, Seesen und Goslar mit Harlinge­
rode gewerblich-industrielles Wachstum mit den Schwerpunkten Holz, Papier, 
Metall und Textil einsetzte und darüber hinaus im Harzvorland bei Vienen­
burg, Salzgitter oder auch Helmstedt neue montanindustrielle Standorte des 
Kali und Salz-, Eisen-, Manganerz- und Braunkohlebergbaus entstanden, war­
fen gravierende Standortnachteile die Bergstädte im zentralen Oberharz dau­
erhaft zurück. Als der Oberharz in den späten 1870er Jahren an das Eisen­
bahnnetz angeschlossen wurde, verstärkten sich in den alten Bergstädten die 
Pull-Effekte neuer Gewerbe- und Industriestandorte und die Push-Effekte des 
Niedergangs der traditionellen Montanreviere. Allein die Zwergstädte Grund 
und Wildemann, zeitweise auch Lautenthal, profitierten ein wenig von ihrer 
Nähe zum Harzrand und ergiebigen Aufschlüssen der angrenzenden Erzlager­
stätten. 
Die Defizite der Wirtschaftsstruktur und die Strukturkrise des Bergbaus spie­
gelten sich seit der Jahrhundertmitte in den Bevölkerungsverlusten der Berg­
städte wider. Mit Ausnahme von Grund und Wildemann schrumpften die Ein­
wohnerzahlen der Bergstädte bis um 1900 absolut, aber vor allem auch in Re­
lation zum allgemeinen Städtewachstum. Darin kam insbesondere der Bedeu­
tungsverlust der größeren Bergstädte oder traditionellen Zentren des Monten-
reviers zum Ausdruck. Nach überdurchschnittlichen Wachstumsraten erlitt 
Clausthal - nicht zuletzt auch nach zwei katastrophalen Bränden - zur Mitte 
des 19. Jahrhunderts hohe Wanderungsverluste. Im Jahre 1867 waren diese 
Verluste (mit 9311 Einwohnern) nahezu ausgeglichen, bevor die demographi­
sche Wende voll durchschlug. Das atypische Verlaufsmuster des demographi­
schen Prozesses in Clausthal wird im Vergleich mit Goslar deutlich71. Goslars 
Einwohnerzahl stieg von 1821 bis 1871 langsam aber stetig von 5482 auf 8922 
Menschen. 1874 konnte Goslar mit 9800 Menschen Clausthal erstmals seit 
dem 17. Jahrhundert überrunden, und bis 1910 verdoppelte sich die Bevölke­
rung fast auf 18909. Clausthal zählte in diesem Jahr nur 8268 Einwohner und 
war damit auf das Niveau der 1820er Jahre zurückgefallen. Das aus dieser Per-

70 Vgl. LEHZEN , Staatshaushalt (wie Anm. 49), S. 99. 
71 LAUFER , Wirtschaft und Gesellschaft (wie Anm. 6), S. 31. 
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spektive treffende Etikett der kleineren Stadt blieb auch nach der Vereinigung 
von Clausthal und Zellerfeld im Jahre 1924 - bei einer Zahl von gegenwärtig 
etwa 15000 Einwohnern -- haften. 
Fällt die Bilanz also ausschließlich negativ aus? Über der kommerziell-ge­
werblichen Entwicklung, die hier im Mittelpunkt stand, sollten nicht die Fort­
schritte bei typischen kommunalen Dienstleistungen oder auch sozio-kulturel-
len Institutionen von Städten vernachlässigt bleiben, die teilweise auch die 
kleinen Bergstädte erzielten. Zu berücksichtigen wären öffentliche und private 
Einrichtungen zur Armenfürsorge, Seuchenprophylaxe, Krankenpflege, Zivil­
verwaltung und Festkultur, aber auch Sparkassen, Versicherungsvereine, Ba­
deanstalten oder auch das Vereinswesen in den Bergstädten. Hier besaßen die 
Bergstädte zum Teil schon frühzeitig ein beachtliches Entwicklungsniveau. Mit 
Verzögerung folgten dagegen, seit den 1880er Jahren in Clausthal und Zeller­
feld, Investitionen in die moderne Wasser- und Gasversorgung sowie Elektrizi­
tät. War dies bereits symptomatisch für die spezifischen Standortprobleme und 
die heraufziehende finanzielle Misere der Bergstädte? 
Am Schluß fällt ein flüchtiger Blick auf die gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
der Bergstädte. Als Konsumzentren, die maßgeblich vom Umland alimentiert 
wurden, besaßen sie bis gegen Ende des 19. Jahrhunderts eine außerordentlich 
große Bedeutung für zahlreiche Dörfer und Städte am Fuße des Harzes. Die 
wechselseitigen Beziehungen zwischen der Montanregion oder den Bergstäd­
ten und ihrem Umland und besonders die Verhältnisse der Waren-, Kapital-
und Arbeitsmärkte, umreißen ein weites Forschungsfeld. Doch widmet sich 
ein vielversprechendes Forschungsvorhaben diesem Gegenstand. Allerdings 
bleiben noch viele Fragen offen, wie die nach der Rolle der Bergstädte als Ver­
mittlungsinstanz für Arbeitskräfte und Informationen72. Tatsache ist, daß sich 
hier die lange vorherrschende Richtung der Austauschbeziehungen um die 
Mitte des 19. Jahrhunderts zum Nachteil der Bergstädte umkehrte. 

72 Erst e Ergebnisse z u den Austauschbeziehungen zwische n Har z und Umland bei UDO OBAL, 
(wie Anm. 24) . Vgl. im übrigen HAUSMANN , Zustand (wi e Anm. 40), S. 52 und bes. 408, der 
vom „geistige n Gewinn " des Berg - und Hüttenwesen s (nich t de r Bergstädte!) fü r den Staa t 
spricht. 





Landdrostei Lüneburg 

von 

Hans-Jürgen Vogtherr 

Im Hauptstaatsarchiv Hannover findet sich eine Beschreibung des Amtes 
Winsen an der Luhe aus dem Jahre 1755, dort wird u.a. auch der Rechtsstatus 
von Bardowick geschildert. Das machte dem Verfasser offensichtlich einige 
Mühe: „Die Einwohner zu Bardowieck werden in gewißen Fällen auch noch 
als Bürger betrachtet, sind daher mit Infanterie, als ein Flecken, beleget, und 
haben Rath Leute, aber keinen Bürgermeister; hingegen in anderen Fällen 
haben sie kein Stadt- noch Fleckensrecht, sind zu Herren-Diensten, gleich den 
Bauren verbunden, und empfinden in der Maaße noch die Folgen von ihrer 
weit entfernten Väter Empörung und darauf erfolgte Zerstörung."1 Die Defini­
tionsschwierigkeiten, in denen wir uns heute hinsichtlich der Statusunter­
schiede von städtischen Siedlungen in der Geschichte befinden, sind demnach 
nicht nur eine crux unserer Zeit. Der Schreiber von 1755 hatte uns gegenüber 
allerdings den großen Vorteil, ohne Zögern mit der Unbotmäßigkeit Bardo­
wicks in früher Zeit, wie er es sah, den Grund für diese juristische Unüber­
sichtlichkeit angeben zu können. 
Zu Beginn des dritten Jahrzehnts des 19. Jahrhunderts führen in der Landdro­
stei Lüneburg 15 Siedlungen die Bezeichnung „Stadt", und wir betreten damit 
den verwaltungsgeschichtlichen Weg einer Beschreibung verschiedener städti­
scher Rechtsformen, um einer Definition der Kleinstädte näherzukommen, zie­
hen aber die jeweiligen Bevölkerungszahlen mit heran, um Gruppen bilden zu 
können.2 Die 15 „Städte" lassen sich zu drei Gruppen zusammenfassen: 
1 NHStA Hannover, Hann 74 Winsen / L. 15, S. 83. 
2 Der Text stützt sich zunächst auf die üblicherweise heranzuziehenden statistischen Quellen 

wie Ubbelohdes Statistisches Repertorium von 1823 und Ringklibs Statistisches Handbuch, 
die nicht im einzelnen nachgewiesen werden. Hinzu kommt: Kaufhold, Karl Heinrich, und 
Denzel, Markus A., Historische Statistik des Kurfürstentums/Königreichs Hannover = 
Quellen und Forschungen zur historischen Statistik von Deutschland, Bd. 23, St. Kathari­
nen 1998. Als einführende Literatur wurde herangezogen: Kaufhold, Karl Heinrich, Städti­
sche Bevölkerungs- und Sozialgeschichte in der frühen Neuzeit, in: Patze, Geschichte Nie­
dersachsens, Bd. 3,1, Politik, Wirtschaft und Gesellschaft von der Reformation bis zum Be­
ginn des 19. Jahrhunderts = Veröffentlichungen der Historischen Kommission für Nieder­
sachsen und Bremen, Bd. 36, Hannover 1998, S. 733-842. Für weiterführende Daten über 
die Klein- und Minderstädte in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts erwies sich der Bestand 
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1. Lüneburg und Uelzen haben in der Regelung ihrer Gemeindeangelegenhei­
ten und in der Gerichtsbarkeit volle Selbständigkeit, Celle und Harburg 
unterstehen lediglich in der Kriminalgerichtsbarkeit dem Amt, sind aber 
sonst unabhängig. Diese Städtegruppe wird im Folgenden nicht weiter im 
Blick stehen, weü Lüneburg bereits als Mittelstadt anzusehen ist und die 
anderen drei Städte bald in ihren Bevölkerungszahlen dem Kleinstadt­
schema entwachsen. 

2. Fünf weitere Städte, nämlich Hitzacker, Dannenberg, Lüchow, Walsrode 
und Soltau, haben denselben Rechtsstatus wie Harburg oder Celle, sie 
unterstehen nur in der Kriminalgerichtsbarkeit dem Amt, üben aber die 
bürgerliche Gerichtsbarkeit selbst aus. Sie unterscheiden sich jedoch von 
den vorgenannten Städten durch ihre geringeren Bevölkerungszahlen, die 
von 843 Einwohnern in Hitzacker bis z. B. 1491 in Walsrode reichen. 
Städte dieser beiden Gruppen werden in der Zeit unter den Begriffen 
„schriftsässig" oder „kanzleisässig" geführt. 

3. Die restlichen sechs Städte, nämlich Winsen/ L., Wustrow im Wendland, Wit­
tingen, Gifhorn, Burgdorf und Rethem, können schließlich zusammengefaßt 
werden, weü in allen entscheidenden Rechtsfragen das Amt ihre Obrigkeit ist, 
allenfalls Winsen/ L. genießt hier noch einen geringfügigen Sonderstatus. Es 
sind „amtssässige", unselbständige Städte. In den Bevölkerungszahlen unter­
scheiden sie sich nicht von den Städten der zweiten Gruppe. 

Neben diesen durch die Bezeichnung „Stadt" herausgehobenen sozialen Ge­
bilden stehen in der Landdrostei Lüneburg 16 Flecken mit unterschiedlichen 
einzelnen minderstädtischen Elementen in ihrer Verfassung, ihrer sozialen 
Struktur oder wirtschaftlichen Bedeutung, vor allem für ihr Umland. Der „Be­
deutungsüberschuß", den Flecken vor den Landgemeinden haben, zeigt sich in 
ihrer häufig anzutreffenden Magistratsverfassung mit Bürgermeistern und Rat­
oder Viertelsmännern oder in ihrem häufig zu beobachtenden Charakter als 
Verwaltungsmittelpunkt, er hängt vor allem mit dem Bürgerrecht ihrer Be­
wohner zusammen, das das Privileg der gewerblichen Tätigkeit bietet für 
Handwerksberufe, die im umgebenden Land theoretisch nicht ausgeübt wer­
den dürfen - ein Vorrecht der Fleckenbewohner, das so lange als möglich 
gegen aufkommende wirtschaftsliberale Denkweisen verteidigt wird. Flecken 
sind daher vor allem durch hohe Anteile an gewerblichen Berufen gekenn­
zeichnet, deren Träger sich zu Gilden zusammenschließen können. Auffällig 
sind in den Flecken der Landdrostei Lüneburg die hohen Zahlen von Schu­
stern, Schneidern oder Zimmerern, die häufig in einem eklatanten Mißver­
hältnis zu den Einwohnerzahlen der Flecken stehen. Die Ämter schließen auf 
Antrag der Flecken gelegentlich bei Überschreitung bestimmter Zahlen die 

Hann 80, Lüneburg I im Niedersächsischen Hauptstaatsarchiv Hannover mit seinen jähr­
lichen Berichten über die Verwaltung der Klein- und Minderstädte im Berichtsraum als hilf­
reich. 
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Gilden. Als Erklärung für das Phänomen der hohen Meisterzahlen in den drei 
angeführten Berufen wird darauf hingewiesen, daß bei der Neueinrichtung 
eines solchen Betriebes die geringsten Investitionen erforderlich sind, bei 
Schustern und Schneidern ist die Arbeit in der Wohnstube möglich. Den 
hohen Zahlen in diesen Berufen entspricht die verbreitete Armut, aber auch 
die übliche Tagelöhnerei innerhalb dieser Kreise. Flecken sind Marktorte, die 
von den Handwerkern, die im eigenen Wohnort ihre Produkte nicht absetzen 
können, auch von weither aufgesucht werden: Wittinger Schuster sind z. B. 
stets auf Märkten im Wendland anzutreffen. Die Fleckenmärkte sind zudem 
zeitlich vernetzt, eine Beobachtung, die Käthe Mittelhäußer belegt hat.3 

Wo ist hier die Grenze zwischen Flecken und kleiner Stadt? In der sozialen 
und gewerblichen Struktur besteht kaum ein Unterschied etwa zwischen 
Wustrow als Stadt und Bergen an der Dumme als Flecken. Auch die Bevölke­
rungszahl hilft bei einer Abgrenzung nicht weiter: Die Stadt Wustrow hat 1821 
nur 645 Einwohner, Bergen als Flecken aber 822. Der größte Flecken ist zu 
der Zeit Bardowick mit 1332 Einwohnern, damit könnte er gut in der dritten 
Gruppe der Städte stehen. Hitzacker als kanzleisässige Stadt steht mit nur 843 
Einwohnern rechtlich sogar zwei Stufen höher. Die Einwohnerzahl muß also 
als Unterscheidungskriterium zwischen Flecken und Stadt ausscheiden. Ent­
scheidend dürfte eher die Ausprägung städtischer Elemente sein, die der ein­
zelne Flecken zeigt. 
Stüves Entwurf der Städteordnung aus dem Jahre 1851 wendet sich vor allem 
an die leistungsfähigen Städte, die in der Lage sein sollten, als selbständige 
Stadt einen selbstbewußten Part gegenüber staatlichen Behörden zu spielen.4 

Die Kandidaten für eine Annahme der Städteordnung sollten mindestens 
1500 Einwohner haben und wirtschaftlich in der Lage sein, rechtskundiges 
Personal zu besolden. Das engte den Kreis sofort ein. Neun Städte nahmen die 
Städteordnung an: Neben den vier großen Städten Harburg, Lüneburg, Uelzen 
und Celle, deren wirtschaftlicher Aufstieg sich schon ankündigte, waren es die 
Kleinstädte Winsen/L., Dannenberg, Lüchow, Gifhorn und Burgdorf. Gifhorn 
und Burgdorf waren bisher amtssässige Städte, die nun unter die selbständigen 
Städte aufstiegen, wenngleich unter Bedenken des Innenministeriums hin­
sichtlich ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Hitzacker hatte seinen Cha­
rakter als selbständige Stadt schon 1848 aufgeben müssen, sein Bedeutungs­
verlust als einer reinen Handwerkerstadt, die sich kaum noch von einem Flek-
ken unterschied, zwang zu dieser Regelung, während Walsrode und Soltau aus 

3 Mittelhäußer , Käthe , Flecke n al s ländlich e Zentralort e i n de r Zei t vo n 165 0 bi s 1850 , in : 
Beiträge zur niedersächsischen Landesgeschichte , hrsg . von Dieter Brosius und Martin Las t 
= Veröffentlichunge n de r Historische n Kommissio n fü r Niedersachse n un d Bremen , Son -
derband, Hildeshei m 1984 , S . 263-284, hier : S. 271 f. 

4 Z u Fragen der hannoverschen Städteordnun g wurde als sehr informativ herangezogen: Sie -
bert, Elisabeth , Di e hannoversch e Städteordnun g vo n 1851/5 8 un d di e Städt e i m König -
reich Hannover , Phil . Diss . (Ms.) , Hannover 1975 . 
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wirtschaftlichen Gründen auf die Annahme der Städteordnung verzichteten: 
Im Falle Soltaus war das ein schwer verständliches Ergebnis innerer Ausein­
andersetzungen, hatte doch die im 19. Jahrhundert so erfolgreiche Industriali­
sierung der Stadt 1836 bereits begonnen, eine Entwicklung, die um 1885 mit 
vielen internationalen Verbindungen ihren Höhepunkt finden sollte. Alle 
Städte, die die Städteordnung angenommen hatten, überschritten die mit 
1.500 Einwohnern gesetzte Mindesteinwohnerzahl. 
Die Städte, die außerhalb der Städteordnung geblieben waren, hatten Befürch­
tungen hinsichtlich ihres Status, denn sie wurden nun als Teil der 22 Landge­
meinden geführt, und dies wurde besonders von den abgestiegenen Städten als 
Statusminderung betrachtet. Der Ausgleich wurde damit gefunden, daß sie die 
Bezeichnimg „Stadt" weiterhin zu tragen berechtigt waren, sie also zu einer 
„Tltularstadt" wurden. Der traditionellen Rolle der einzelnen Stadt wurde da­
durch Rechnimg getragen, daß sie zwar alle nach der Landgemeindeordnung 
einzelnen Ämtern unterstellt wurden, sich in ihrer ständischen Vertretung aber 
unterschiedlich eingeordnet sahen: Die drei abgestiegenen Städte Hitzacker, 
Soltau und Walsrode fanden sich in der ständischen Vertretung im Wahlver­
band der Städte, sogar zusammen mit den beiden Flecken Bevensen und Fal­
lersleben, die damit ihre gestiegene Bedeutung ausgedrückt sahen. Rethem, 
Wittingen und Wustrow mußten sich als Städte dem Wahlverband der Land­
gemeinden anschließen, und dies zusammen mit den übrigen Flecken. -
Schnackenburg, das nach 1856 die Bezeichnung „Stadt" tragen durfte, ist in der 
Literatur einmal als das einzige Beispiel einer Stadterhebung im 19. Jahrhun­
dert in der Landdrostei Lüneburg bezeichnet worden. Das stimmt in dieser 
Form nicht. Wirtschaftliche oder demographische Gründe, Schnackenburg hö-
herzustufen, lagen nicht vor, im Gegenteil, die Fakten hätten eher gegen eine 
Erhöhung gesprochen. Die 1856 verliehene Bezeichnung erinnert vielmehr an 
den alten Titel Schnackenburgs als „Städtlein" in historischer Zeit, und der Ver­
waltungsakt von 1856 will Rücksicht nehmen auf die historische „Eigentüm­
lichkeit" Schnackenburgs, wie Stüve dies in seiner Amtszeit ausgedrückt hätte. 
In der ständischen Vertretung hatte sich Schnackenburg denn auch dem Wahl­
verband der Landgemeinden anzuschließen. 

Diese Vorgänge um die Einführung der Städteordnung machen deutlich, daß 
sich das Selbstverständnis der Kleinstädte zum entscheidenden Teil aus ihrer 
Geschichte, aus der Tradition speiste. Die kleinen Städte befürchteten, wenn 
ihre Rolle als Stadt in Frage stand, einen Bruch in ihrer historischen Tradition. 
Diese Bedenken akzeptierte auch die Regierung, wie ihr Entgegenkommen zeigt, 
mit dem sie durch eine aufgewertete Stellung in der ständischen Vertretung oder 
durch die Zuweisung von Amtsgerichten an abgestiegene Städte den traditio­
nellen Charakter dieser Städte zu wahren suchte. Und dies muß dann auch ein 
wesentlicher Teü der Definition einer Kleinstadt sein: Eine Kleinstadt versteht 
sich als Ergebnis einer geschichtlichen Entwicklung, auch jenseits von eigentlich 
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zwingenden wirtschaftlichen oder sozialen Daten der jeweiligen Gegenwart. In 
diesem ihren Selbstverständnis unterscheidet sie sich vom Flecken, mit dem sie 
sonst mehr Gemeinsamkeiten hat als mit Mittel- oder gar Großstädten. 

Einzelentwicklungen der Klein- und Minderstädte können hier nicht verfolgt 
werden. Ihre Entwicklung im 19. Jahrhundert kann anhand der Bevölkerungs­
zahlen wegen methodischer Bedenken nur angedeutet werden, dies aber im 
Zusammenhang einerseits mit den Mittelstädten, aber auch mit den Flecken. 
Die beigegebenen Skizzen versuchen, die Abweichungen vom Durchschnitts­
wert der Bevölkerungszunahme in der Landdrostei in den Gemeinden deut­
lich zu machen, die hier in Rede stehen. Die Forschungslage ist allerdings so 
schlecht, daß nirgends die genaueren Ursachen für die demographischen Ver­
änderungen benannt werden können.5 Einzig für Clenze6 hat Ulrich Schröder 
75% des Bevölkerungszuwachses in der 1. Hälfte des Jahrhunderts auf einen 
Geburtenüberschuß zurückgeführt, die restlichen 25% auf Zuwanderung. Was 
sich hinter diesen mehr geschätzten Zahlen an Ursachen verbirgt, bleibt aber 
auch hier dunkel. 
- Zu den größeren Städten: Die beherrschende Stellung Harburgs in der 

Bevölkerungszunahme steigerte sich im Lauf des 19. Jahrhunderts aus 
bekannten Gründen. In der 2. Hälfte des Jahrhunderts wird neben der 
zunehmenden Industrialisierung zudem die Bedeutung der seit 1847 beste­
henden Eisenbahnlinie von Harburg nach Celle und Burgdorf an steigen­
den Bevölkerungszahlen der Orte längs der Trasse evident. Der Anstieg der 
Bevölkerungszahlen Celles in der 2. Hälfte des Jahrhunderts geht vor allem 
auf die Eingemeindungen der Vorstädte zurück. 

- Wenn es in der 1. Hälfte des Jahrhunderts im Wendland noch einen, aller­
dings unterdurchschnittlichen, Bevölkerungszuwachs gab, dann wegen der 
noch positiven wirtschaftlichen Auswirkungen der Leineweberei (Bergen 
hatte 1850 z. B. 53 zünftige Leineweber). Ihre Bedeutung nahm in der 2. 
Hafte, besonders nach 1875, schnell ab, wie sich in den sinkenden Bevölke­
rungszahlen zeigt, 

- Die Grenzorte wie Wustrow, Gartow, Schnackenburg oder Bleckede, aber 
auch Lüchow klagen in der Berichtszeit über ein strenges preußisches Zoll­
regiment, das den Handel schwer behindere, aber auch über den hannover­
schen Importzoll. Früher habe man gut vom Schmuggel gelebt, heißt es 
manchmal, dies sei nun nicht mehr möglich. In Schnackenburg, das vor allem 
vom Handel über die Grenzen gelebt hatte, wanderten von 1848 bis 1857 ins­
gesamt 73 Personen nach Amerika aus, entsprechend ca. 10% der Einwohner. 
Warum sich dieselbe Grenzlage etwa in Wittingen oder Brome nicht entspre­
chend auswirkte, ist bei der gegenwärtigen Forschungslage nicht erklärbar. 

5 Di e vorhandene n Ortsgeschichte n schweige n i m allgemeinen z u diesen Fragen . 
6 Schröder , Ulrich , Die Sozialgeschicht e de s Fleckens Clenze , Lünebur g 1990 . 
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- Die Orte an der Jeetzel lebten z.T. auch von der Warenvermittlung zwi­
schen Hamburg und Salzwedel über die Elbe. 1847 fuhr der erste Dampfer 
auf der Elbe, 1880 hörte die Jeetzel-Schiffahrt gänzlich auf. Dies berührte 
die vier Jeetzel-Orte negativ, besonders Hitzacker, das den Bau der Jeetzel-
Kähne besorgt hatte. 

- Das starke Absinken der Heideorte um das Walsroder Dreieck führen die 
Gemeinden in der 1. Hälfte des Jahrhunderts in erster Linie auf eine zuneh­
mende Abseitigkeit der Verkehrslage zurück. Einen Sonderfall bietet das 
Dorf Fallingbostel, das stets Verwaltungszentrum war und mit der ersten 
ländlichen Sparkasse aus dem Jahr 1838, die die Ablösung erleichterte, spä­
ter auch als Sitz eines Amtsgerichts zentrale Funktionen wahrnahm, aber 
im Berichtsraum keine Statuserhöhimg verbuchen konnte. 

- In Bezug auf Minderheiten bieten sich zunächst nur Zahlen zur jüdischen 
Bevölkerung. Städte und Minderstädte können als Zentralitätsaufgabe ab 
1844 auch Synagogen für die umwohnenden Bürger jüdischen Glaubens 
aufnehmen. Eine stärkere jüdische Bevölkerung findet sich um 1825 in 
Bleckede mit über 50 Personen. Jüdische Leinwand-Händler halten in Ber­
gen in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts die Verbindung mit Hamburg. 

- Orte wie Bodenteich, Burgdorf, Lüchow oder Rethem, um nur wenige Bei­
spiele zu nennen, erleiden im 19. Jahrhundert Großbrände. Die Forschung 
müßte klären, welche Folgen diese Brände hatten: Es mußten übrigens 
durchaus nicht immer negative Folgen sein. Ebenso müßten, nicht nur für 
diese Orte, die Auswirkungen der Seuchenzüge eingeordnet werden. 

Die erhobenen Daten machen deutlich, daß sich die Bevölkerungszunahme 
im Lauf des 19. Jahrhunderts auf die größeren Städte konzentriert und beson­
ders auf Kosten der abseitig gelegenen Gebiete des Wendlandes und einzelner 
Bereiche der Heide vor sich geht. Der Ausbau der Eisenbahnlinien im Osten 
der Landdrostei nach 1870 bringt keine nennenswerte industrielle Belebung 
der Klein- und Minderstädte, sie dient allerdings dem Landhandel. 
1849 schrieb der für Wittingen zuständige Amtmann an die Landdrostei inner­
halb seines jährlich abzugebenden Berichts über das Städtchen: „Gerne hätten 
wir in Erfüllung der verehrlichen Aufgabe über Wittingen recht viel Wichtiges 
und Interessantes gesagt - aber leider sind die friedlichen und einfachen, sich 
gleich bleibenden Verhältnisse des kleinen Landstädtchens dazu nicht geeig­
net. - Hier gilt die alte Beamten-Regel, - daß diejenigen Amtseinwohner die 
besten sind, von denen man am wenigsten hört."7 Diese Einschätzung stimmte 
sicher nicht. Diese Fassade verdeckt eine Entwicklung, die so beschaulich 
denn doch nicht war, davon zeugt allein schon die Bevölkerungsstatistik. Die 
näheren Zusammenhänge zwischen demographischen und wirtschaftshisto­
rischen Veränderungen bedürfen jedoch der Aufklärung, denn die gegenwärtig 
vorliegende Literatur zu einzelnen Klein- und Minderstädten läßt den interes­
sierten Leser noch weithin im Stich. 

7 NHStA Hannover, Hann 80 Lüneburg I, Nr. 1840, Bericht 1849 für 1848. 
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Im ehemaligen Regierungsbezirk Aurich gibt es zur Zeit neun Städte: Neben 
Aurich sind das Emden, Leer, Weener, Norden Wittmund, und Esens auf dem 
Festland sowie die Inselstädte Borkum und Norderney. Großstädte gibt es in 
OFL nicht. In dieser Darstellung soll die Entwicklung Emdens ausgeklammert 
werden, weil es seit dem 16. Jahrhundert die ostfriesische „Großstadt" war 
und auch heute noch mit über 50000 Einwohnern als Stadt mittlerer Größe 
gelten kann. Auch die Inselstädte Borkum und Norderney werden nicht in die 
Betrachtung mit einbezogen, da es sich um relativ junge Orte ohne städtische 
Tradition und um Orte in einer Ausnahmesituation in Bezug auf die vom Tou­
rismus abhängige wirtschaftliche Struktur, die geographische Lage und die 
Verkehrsanbindung handelt. Deshalb konzentriere ich mich hier auf die Orte 
Aurich, Leer, Weener, Norden Wittmund, und Esens. 
Unter den sechs in Frage kommenden Städten befinden sich drei, die eingangs 
des 19. Jahrhunderts noch „Flecken" waren. Leer erhielt die Stadtrechte 1823 
und Weener und Wittmund sogar erst 1929. Diese drei Orte setzten sich aber 
deutlich durch ihre Bevölkerungszahl von den übrigen Flecken ab und waren 
im 19. Jahrhundert alle auch Amtssitz, erfüllten also administrative Zentral­
funktionen. 
Grundsätzliche Voraussetzungen für Stadtgründungen und städtische Ent­
wicklung in Ostfriesland bildet einerseits die Tatsache, daß diese Region durch 
die fruchtbaren Marschen ein landwirtschaftliches Überschussgebiet war, an­
dererseits aber zugleich ein Land ohne natürliche Rohstoffvorkommen - abge­
sehen von Torf, Schill und Klei1. Ein weiterer bestimmender Grundfaktor ist 
die isolierte Lage der Region. Früher abgetrennt durch einen Moorgürtel und 
im wesentlichen nur über das Wasser erreichbar, bildeten die Flüsse Ems, 
Leda und Jümme die wichtigsten Anbindungen an das Hinterland, das aber -

1 So wird in Ostfriesland der Marschenton genannt, der den Rohstoff für eine traditionsrei­
che Küstenziegelindustrie lieferte. 
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verglichen mit dem durch Weser, Elbe und Rhein erschlossenen Bereich - sehr 
begrenzt und wirtschaftlich unterentwickelt war.2 

Für alle hier beschriebenen Kleinstädte Ostfrieslands gilt, dass sie auf der ho­
hen Geest etwa sechs bis zehn m über dem Meerspiegel liegen, also bei Sturm­
fluten weitgehend geschützt waren. Außerdem sind sie durch alte, regional be­
deutende Wege miteinander verbunden. Das zentral auf der ostfriesischen 
Geest gelegene Aurich bildet den Kernpunkt dieses Wegenetzes. 
Die anderen fünf Orte ragen auf Geestzungen jeweils inselartig in ausgedehnte 
See- und Flussmarschen hinein, so dass sie einerseits über eine Wasseranbin-
dung - von allerdings sehr unterschiedlicher Qualität - verfügten und anderer­
seits die Nahtstelle zwischen der Marschen- und der Geestwirtschaft bilden 
konnten. 
Leer ist der einzige dieser sechs Orte, der am Kreuzungspunkt überregional 
bedeutender Wege liegt: einerseits am Zusammenfluss von Leda und Ems, an­
dererseits am Kreuzungspunkt der Wege von Hamburg nach Amsterdam und 
vom Münsterland an die Emsmündung. Seit 1834 wurde Ostfriesland mit dem 
Bau der ersten Chaussee an das innerdeutsche Straßennetz angeschlossen und 
seit 1856 an das deutsche Eisenbahnnetz.3 

Mit der Ausnahme Weeners haben sich in Ostfriesland nur diejenigen mittelal­
terlichen Flecken zu Städten entwickelt, die zuvor Häuptlingssitze waren, des­
halb auch als Steinhäuser bezeichnete „Burgen" besaßen und die sich daran 
anschließend zu Amtssitzen und Kreisstädten entwickelten. Letzteres gilt mit 
der Ausnahme von Esens, das heute zum Kreis Wittmund gehört. 
In der frühen Neuzeit erlangten - neben Emden - in Ostfriesland nur Norden, 
Aurich, Esens und Wittmund den formalen Status von Städten, wobei sich für 
Norden aber kein Datum einer Stadtrechtsverleihung feststellen lässt. Esens 
erhielt die Stadtrechte zwischen 1537 und 1540, Aurich 1539 und Wittmund 
1567.4 Im Falle Wittmunds gerieten diese Rechte aber wieder in Vergessenheit, 
so dass es in den nachfolgenden Jahrhunderten als Flecken geführt wurde. 

2 Vgl. Bernd Kappelhoff, See- und Küstenschiffahrt zwischen Ems und Elbe im 18. und 
19. Jahrhundert, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte 70/1998, S. 93-128, 
hier S. 98. 

3 Vgl. Heiko Leerhoff, Von der Stadterhebung 1823 bis zur Gebietsreform, in: Leer. Gestern 
heute morgen, hrsgg v. d. Stadt Leer, Leer 1973, S. 80-81. 

4 Vgl. Hajo van Lengen, Stadtbildung in Ostfriesland im Mittelalter und in der frühen Neu­
zeit, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte Band 52, Hildesheim 1980, 
S. 39-57, hier S,. 55-56. Die älteste Stadt Ostfrieslands ist Emden, das 1442 die Stadtbil­
dung mit der Wahl von vier Bürgermeistern formal abschloss. Vgl. Van Lengen, Geschichte 
Emdens, S. 112. Josef König, Verwaltungsgeschichte Ostfrieslands bis zum Aussterben sei­
nes Könighauses (Veröffentlichungen der niedersächsischen Archiwerwaltung, 2), GÖttin-
gen 1955, S. 372. 



Die ostfriesischen Kleinstädt e 91 

Für alle hier erwähnten Städte gilt, dass von städtischer Autonomie keine 
Rede sein kann. Der Landesherr hatte das Ernennungsrecht für die Mitglieder 
des Rates inne, und die Amtleute hatten die Aufsicht über Justiz und Verwal­
tung.5 Die verzögerte Stadtentwicklung in Ostfriesland sieht Hajo van Lengen 
als logische Folge der Tatsache, dass die Friesen im Mittelalter frei waren und 
damit ein wesentliches Motiv der Stadtgründung in Ostfriesland nicht gegeben 
war.6 Hinzu kommt aber sicherlich auch, dass die durch unklare Machtver­
hältnisse motivierte, späte Herausbildung der Ämterstrukturen verhindert 
wurde,7 dass sich die Burgorte schon früher zu zentralen, herrschaftlichen In­
teressen dienenden Verwaltungsorten entwickeln konnten. Deutlich ist außer­
dem, dass den ostfriesischen Städten ein ausreichend großes und wirtschaft­
lich potentes, entwickeltes und aufnahmefähiges Hinterland fehlte, um über 
den Status der Kleinstadt hinauszuwachsen. 
Die Grundvoraussetzungen sicherten den ostfriesischen Kleinstädten dennoch 
bis weit in das 19. Jahrhundert hinein einen mäßigen Wohlstand.8 Dies gilt 
auch im Vergleich zu Städten vergleichbarer Größe im Königreich Hannover. 
Die ostfriesischen Kleinstädte fungierten für ihr direktes Hinterland als Han­
dels-, Gewerbe- und Verwaltungszentren mit einer jeweils relativ gleichförmi­
gen, parallel existierenden Wirtschaftsstruktur. In allen hier angesprochenen 
Orten existierten mindestens seit der frühen Neuzeit regional bedeutende 
Kram- und Viehmärkte, die im 19, Jahrhundert auch ein überregionales Publi­
kum anzuziehen vermochten. Es gab den Amtssitz, das Amtsgericht, eine ge­
ordnete Armenverwaltung und eine Lateinschule.9 

Hochwertige landwirtschaftliche Ausfuhrprodukte machten einen überregio­
nalen Warenaustausch erschwinglich und lohnend. Die Möglichkeit des Was­
sertransports ermöglichte den Kleinstädten - wenn auch in unterschiedlichem 
Maß - die Anbindung sowohl an die regional bedeutenderen Häfen Emden 
und Leer als auch an die großen Handelsmetropolen Amsterdam, London, 
Bremen und Hamburg. Regelmäßige Handelsbeziehungen gab es auch in die 

5 König , Verwaltungsgeschichte , S . 355 . 
6 Haj o van Lengen , Stadtbildung , S . 57. 
7 Vgl . zur Entwicklung de r Ämter: König, Verwaltungsgeschichte, S . 161-162 . 
8 Wen n man di e in den ostfriesischen Kleinstädte n aufgebrachte n direkte n Steuer n al s Maß -

stab für den Wohlstand de r Bürger nimmt, dan n waren die ostfriesische n Kleinstädt e noc h 
1848/1849 nich t schlechte r ode r soga r besser gestell t al s viele ander e Kleinstädt e de s Kö -
nigreichs in vergleichbarer Größe . Vgl. Statisti k de s Königreichs Hannover (StKH) , Heft 2 , 
2. Abt . Zur Agrarsituation, Hannove r 1852 , S. 9-16, 28-29 . 

9 Fridric h Arends geh t in seine r „Erdbeschreibung " Ostfriesland s au s de m Jahr 182 4 auf di e 
Zahl un d Bedeutun g alle r Märkt e i n Ostfriesland s Städte n un d Flecke n ein . Vgl . Fridric h 
Arends, Erdbeschreibun g de s Fürstentum s Ostfrieslan d un d de s Harlinger Landes , Emde n 
1824, S . 8 5 (Aurich) , S . 203 (Leer) , 23 6 (Weener) , S . 379 (Norden) , S . 453 (Esens) , 49 7 
(Wittmund). 
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Ostsee.10 Die fehlende Metropole in unmittelbarer Nachbarschaft geriet den 
Kleinstädten dabei eher zum Vorteil als zum Nachteil, denn die isolierte Lage 
sicherte jeweils einer relativ breitgestreuten Kaufmann- und Handwerker­
schaft ein einträgliches Auskommen mit dem Handel der regionalen Produkte. 
Die kleinen ostfriesischen Märkte waren nicht interessant genug für die zen­
tralen Handelsplätze und mussten von regionalen Händlern mit den notwen­
digen Gütern versorgt werden.11 

Hauptausfuhrprodukte der Region waren landwirtschaftliche Güter: Bohnen, 
Buchweizen, Gerste Hafer, Roggen, Weizen, Rapp- und Leinsamen, Leinku­
chen, Käse, Butter, Vieh und - als einziges industrielles Produkt und ideal als 
Schiffsballast geeignet - Backsteine und Dachziegel.12 Die Liste der Einfuhrgü­
ter ist lang und kann hier nicht ausgebreitet werden. Sie betrifft im Grunde 
alle gängigen Konsum und Luxuswaren, sodann auch Baustoffe und Rohpro­
dukte zur Weiterverarbeitung.13 

Die Bevölkerungsentwicklung der Kleinstädte entsprach dieser positiven Aus­
gangssituation zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Der größte der hier behandel­
ten Orte im Jahr 1800 war der Flecken Leer mit 4774 Einwohnern. Darauf 
folgten Norden (3439), Weener (2120), Aurich (2000), Esens (1581) und Witt­
mund als kleinster Amtssitz mit 1488 Einwohnern. Nachdem seit der Mitte 
des 18. Jahrhunderts zunächst eine Stagnation in der Bevölkerungsentwick­
lung bei allen Kleinstädten zu verzeichnen war, ergab sich seit dem Beginn des 
19. Jahrhunderts und hier insbesondere in den ersten Jahrzehnten eine ausge­
sprochene Steigerung der Einwohnerzahl. Ab etwa 1850 setzte aber - mit der 
Ausnahme des weiterhin stark anwachsenden Ortes Leer - zunächst eine 
Phase der Stagnation und danach ein stark verlangsamtes Wachstum ein. Zum 
Ende des 19. Jahrhunderts hatte Leer seine Einwohnerzahl um beinahe 240 
Prozent auf 12301 Einwohner gesteigert, Aurich hatte seine Einwohnerzahl 
auf 6013 Einwohner verdreifacht. In Weener betrug die Steigerung ca. 80 Pro­
zent, in Norden ca. 50 Prozent in Wittmund nur etwa 40 Prozent und in Esens 
sogar nur um 35 Prozent.14 Diese Zahlen lassen auf eine sehr unterschiedliche 

10 Esens und Wittmund aber auch Norden und Weener hatten im 19. Jahrhundert sehr mit der 
mangelhaften Qualität ihrer Wasseranbindung zu kämpfen. Gute Voraussetzungen booten 
sich nur in Leer. Vgl. Fr. von Reden, Das Königreich Hannover statistisch beschrieben, zu­
nächst in Beziehung auf Landwirtschaft, Gewerbe und Handel, Bd. 2, Hannover 1839, 
S. 232-233 (Norden), 236-237 (Weener), 238-239 (Wittmund, Carolinensiel). 

11 Vgl. Kappelhoff, See- und Küstenschiffahrt, S. 97-98; Bern Kappelhoff, Der Handel in den 
Küstenregionen des Königreichs Hannover, in: Karl Heinrich Kaufhold, Markus A. Denzel 
(Hrsg.), Der Handel im Kurfürstentum/Königreich Hannover (1780-1850). Gegenstand 
und Methode, Stuttgart 2000, S. 181-212, hier S. 183-184. 

12 Vgl. Ostfriesisches Amtsblatt (AB), Nr. 73 v. 19.6. 1848. 
13 Vgl. AB Nr. 73 v. 19.6. 1848. Eine ausführlichere Beschreibung der Ausfuhrprodukte findet 

sich bei Fr. von Reden, Das Königreich Hannover, S. 215-219. 
14 Zur Einwohnerentwicklung vgl.: Thomas Schuler (Hg.), Die Bevölkerung der niedersächsi­

schen Städte in der Vormoderne. Ein Quellen und Datenhandbuch. Bd. 1: Das nördliche 
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wirtschaftliche Entwicklung im Verlauf des 19. Jahrhunderts schließen. Ergän­
zend lässt sich feststellen, dass es in den Orten mit der geringsten Bevölke­
rungszunahme auch die schwächsten Impulse für eine Industrialisierung gab. 
Die Küstenstädte Esens und Wittmund aber auch das stärker entwickelte Nor­
den brachten keine guten Voraussetzungen etwa für den konjunkturfördern­
den Schiffbau mit, ebenso wenig für die Ansiedlung anderer großer Industrien. 
Wirtschaftliche Perspektiven ergaben sich aber in Ostfriesland vor allem in der 
Nahrungsmittelindustrie auf der Basis der Landwirtschaft.15 

Das Beispiel Leer macht deutlich, daß der Faktor der Straßen- und Bahnan-
bindung in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu einer Umbewertung des 
Standortes führte. Während Leer seit der Mitte des 19. Jahrhunderts zu einem 
überregionalen Verkehrsknotenpunkt heramvuchs, wurden die Küstenstädte 
erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts an das Verkehrsnetz angeschlossen. Erst 
der Bau von Straßen und Eisenbahnen brachte die Küstenorte also wirklich in 
eine periphere Lage, indem die Wasserverbindungen und damit auch die klei­
neren Häfen entwertet wurden. Hinzu kam die Umstellung von der Segel- auf 
die Dampfschifffahrt, der die Küstenorte weder in Bezug auf die Tiefe der Was­
serwege und Häfen noch auf das erforderliche wirtschaftliche Potential ge­
wachsen waren. Außerdem konnte der relative Wohlstand Ostfrieslands nur 
solange gesichert bleiben, wie landwirtschaftliche Produkte einen hohen Stel­
lenwert als Handelsgüter innehatten. Durch die Öffnung der Märkte, die ver­
größerte internationale Konkurrenz und die Einführung des Kunstdüngers 
entwickelten sich die Preise für landwirtschaftliche Produkte zugunsten der in­
dustriellen Entwicklung negativ, und der wesentliche Standortvorteil der 
fruchtbaren Marschen ging teilweise verloren. Die Entwertung der Landwirt­
schaft als Marktträger entwertete auch die Rolle der Kleinstädte in ihrer Mitt­
lerfunktion zwischen den landwirtschaftlich orientierten Regionen und den 
großen Märkten. Rohstoffarmut und abseitige Lage wirken sich jetzt beson­
ders negativ aus, weil sich für die Städte keine Entwicklungsalternativen 
boten. 

Als Ergebnis dieser Entwicklung steht am Ende des 19. Jahrhunderts ein Aus­
einanderdriften der wirtschaftlichen Entwicklung der ostfriesischen Kleinstäd­
te. Nur Leer und Emden waren - relativ gesehen - besser in der Lage, sich den 
Erfordernissen der Industrialisierung anzupassen.16 Dagegen litten insbeson-

Niedersachsen, S. 69,177,253,325; Karl Heinrich Kaufhold und Uwe Wallbaum (Hg.), His­
torische Statistik der preußischen Provinz Ostfriesland 1744-1806 (Quellen zur Geschichte 
Ostfrieslands, 6), Aurich 1998, S. 39. 

15 Vgl. z. B. die Beschreibung der wirtschaftlichen Entwicklung Weeners durch Lübbers, Das 
gewerbliche Leben, Handel und Industrie, Schifffahrt und Fischerei, in: Benno Siebs, Das 
Rheiderland. Beiträge zur Heimatkunde des Kreises Weener, Kiel 1930, S. 90-97. 

16 Doch wurden zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Hoffnungen auf eine überproportionale 
Steigerung des Hafenumsatzes durch eine gezielte staatliche Förderung Emdens bei gleich­
zeitiger Ignorierung der Interessen Leers enttäuscht. Mit der raschen Entwicklung Emdens 
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dere Norden, Wittmund und Esens - aber auch Weener - unter den veränder­
ten Bedingungen. Weener unterlag der Konkurrenz des direkten Nachbarn 
Leer und fiel in seine alte Bedeutungslosigkeit zurück, zumal es 1932 auch den 
Kreissitz an die Nachbarstadt verlor. Aurich, das sich während des 19. Jahr­
hunderts noch besser entwickelt hatte als die meisten anderen ostfriesischen 
Orte, konnte zwar weiterhin darauf bauen, wichtigstes Verwaltungszentrum 
Ostfrieslands zu sein, verpasste aber den Anschluss an die industrielle Ent­
wicklung und kam über ein auf sein landwirtschaftliches Umfeld orientiertes 
Kleingewerbe nicht hinaus. 
Seit 1950 gab es in Ostfriesland bei starker Abnahme der Bedeutung der Land­
wirtschaft einen starken Strukturwandel zu einer Industrie- und Dienstleis­
tungsgesellschaft, wobei die Steigerung im produzierenden Gewerbe allerdings 
sehr viel schwächer ausfiel als in anderen Regionen. 1951 wurde der Regie­
rungsbezirk Aurich zum Sanierungsgebiet erklärt.17 Die Arbeitslosigkeit lag 
hier im Durchschnitt immer höher als im Bund. Es wurde deshalb ein Indus­
trialisierungsprogramm zur Förderung ausgesuchter Industriebetriebe aufge­
legt und der Regierungsbezirk Aurich 1965 als Bundesausbaugebiet eingestuft. 
Ostfriesland konnte in den Jahren des Wirtschaftswunders mit einem niedri­
gen Lohnniveau und guten Fördermöglichkeiten werben. Deshalb gelang auch 
hier ein verhaltener Anschluss an das „Wirtschaftswunder". Insgesamt blieb 
der Erfolg jedoch begrenzt. Nach der leichten Erholung in den sechziger Jah­
ren, stürzte Ostfriesland zu Beginn der siebziger Jahre in eine tiefe Strukturkri­
se. Die ostfriesischen Landkreise werden zu „sozialen Notstandsgebieten". 
1972 steht der Landkreis Norden bei den Aufwendungen für Sozialhilfe an der 
Spitze im Land Niedersachsen.18 Bei Ausbruch der Wirtschaftskrise gab es 
einen hohen Anteil kleiner Handwerksbetriebe und von Betrieben aus dem 
Baugewerbe sowie der Lebensmittelverarbeitung. Herausragender Arbeitgeber 
Ostfrieslands wurde aber das VW-Werk in Emden. Die sich 1981 verstärkende 
Rezession traf vor allem die Werftindustrie in Emden und Leer, die Büroma­
schinenhersteller in Leer und Norden, die Textilindustrie Aurich und das Bau­
gewerbe in ganz Ostfriesland. Die Arbeitslosenquote, die 1952 im Arbeitsamts­
bezirk Emden noch bei 23,9% gelegen hatte und dann bis 1966 auf 3,1% gefal­
len war, stieg bis hier 1985 wieder 19,9%.19 Daraus entwickelte sich eine starke 
Abhängigkeit von nationalen Förderprogrammen, die bis heute gegeben ist. 

in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts konnte Leer nicht mithalten. Vgl. Heinrich 
Schmidt, Politische Geschichte Ostfrieslands (Ostfriesland im Schutze des Deiches, 5), 
Leer 1975, S. 449-451. 

17 Ewald Meinen, Die Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung Aurichs 1950-1970, Ms. 
Aurich 1985, S. 66. 

18 Ihno Alberts, Der Landkreis Norden in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, in: OFL 1/ 
1974, S. 3. 

19 Industrie- und Handelskammer für Ostfriesland (Hg.), Statistisches Handbuch 1994. Die 
wirtschaftliche Entwicklung, Aurich 1994, S. 36. 
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Die Kleinstädte Ostfrieslands haben immer unter der peripheren Lage der Pro­
vinz gelitten. Die abseitige Lage, der Mangel an Rohstoffen und die schlechten 
Entwicklungsvoraussetzungen für Handwerk und Gewerbe wurden aber über 
Jahrhunderte hinweg aufgewogen durch die vergleichsweise gute Wasseran-
bindung und die damit gegebenen Möglichkeiten des Seehandels und den rela­
tiv hohen Wert landwirtschaftlicher Handelsgüter. Es gab ein Netz von in 
Lage, Funktion, Anbindung, Größe und wirtschaftlicher Potenz relativ gleich­
wertigen Städten. Die Anbindung der Region an das nationale Straßen- und 
Schienennetz führte zu einer größeren inneren Differenzierung der Bedeutung 
und wirtschaftlichen Potenz der Städte - nicht alle konnten in gleicher Weise 
von diesen Entwicklungen profitieren -, und die allgemeine Abwertung der 
Bedeutung der landwirtschaftlichen Produktion brachte die gesamte Region 
dauerhaft ins wirtschaftliche Abseits, weil Handwerk und produzierendes Ge­
werbe nicht in gleicher Weise an Bedeutung gewinnen konnten. Heute hängt 
das wirtschaftliche Wohlergehen der Region von zwei Großbetrieben in Pa­
penburg und Emden ab. 





Nur bedingt eine Frage der Einwohnerzahl... 

Führung und Nachrangigkeit kleiner Städte des 
heutigen Niedersachsen in der Wollwarenproduktion 

des 18. und frühen 19. Jahrhunderts 

von 

Michael Mende 

Verbreitete Klagen über einen allgemeinen Verfall 
der Gewerbe 
Zunächst eher noch versteckt in topographisch-statistischen Landesbeschrei­
bungen, dann auch offen in eigenen Denkschriften und Pamphleten, mehrten 
sich seit ungefähr Mitte der 1820er Jahre die Stimmen, die einen Verfall der Ge­
werbe beklagten. Diese Klage galt nicht zuletzt dem Zustand der wollverarbei­
tenden Gewerbe, vor allem der Tuch- und Woilzeugproduktion, weniger der 
Strumpfwirkerei oder Hutmacherei. Dabei bezog sie sich nicht allein auf die Si­
tuation in den damaligen Einzelstaaten Hannover, Braunschweig und Olden­
burg, sondern zugleich auch auf die unmittelbar benachbarten und für diese Ge­
werbe in mehrerlei Hinsicht wichtigen Hansestädte Hamburg und Bremen so­
wie das inzwischen preußische Obereichsfeld. Gerade von dort wiederum wa­
ren zu jener Zeit bezeichnenderweise besonders bittere Klagen zu vernehmen, 
deren Echo bis in die Preisschrift Ferdinand Oesterleys hallen sollte, die sich 
ausführlich mit den „Ursachen des Verfalls der Wollenweberei im Königreiche 
Hannover und Mitteln" beschäftigte, „um dasselbe wieder zu heben" und 
schließlich 1836, über mehrere Hefte des hannoverschen Magazins verteilt, ver­
öffentlicht wurde. 
Gleich zu Beginn seiner Schrift unterstrich Oesterley, dass es außer „... der 
Leinenweberei ... vielleicht kein Gewerbe" gäbe, „welches im Königreiche 
Hannover an manchen Orten früher so blühete und jetzt so gesunken ist wie 
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das der Wollenweberei."1 Allerdings hatte er bei seinen Vorarbeiten in dieser 
Hinsicht durchaus Unterschiede in der Entwicklung an den einzelnen Produk­
tionsorten bemerkt. Anders als in Göttingen, dessen Situation Oesterley als 
Stadtsyndikus besondere Aufmerksamkeit schenkte, schien sie beispielsweise 
im sehr viel kleineren Osterode mittlerweile wdeder in einem günstigeren 
Licht. Dominierten in seiner Heimatstadt handwerkliche Produzenten, so 
fand sich das Gewerbe in Osterode von Fabrikanten bestimmt.2 In ihnen sollte 
nicht allein Oesterley deshalb auch die Gewährsleute des Wandels sehen. 
Mussten sich die Göttinger Meister weitgehend damit begnügen, den in seiner 
Auf nahmebereitschaft sichtlich begrenzten Markt der Stadt und ihrer näheren 
Umgebung mit „leichten Friesen" und schlichten Landtüchern zu beliefern, so 
vermochten die Osteroder Fabrikanten die Messen in Braunschweig oder 
Frankfurt zu beziehen, um ihre Erzeugnisse von dort über auswärtige Groß­
händler in den Export gelangen zu lassen. Die Konkurrenz sächsischer oder 
rheinischer, selbst englischer oder belgischer Anbieter brauchten sie auf sol­
chen gleichsam internationalen Marktplätzen offenkundig nicht zu scheuen. 
„Den von hannoverschen Fabricanten verfertigten Gegenständen kann man 
im allgemeinen,... nicht den Vorwurf machen, daß ihre Fabricate schlecht sei­
en (sie) sind nicht nur so gut wie die des Auslandes, sondern zum Theil bei 
weitem besser."3 Das dieserart gelobte Erzeugnis forderte indes zu seiner Her­
stellung ebenso wie zu seinem weitgespannten Absatz eine ausreichende Kapi­
taldecke, die zugleich vorhanden sein musste, wollte man in den Genuss der 
schon durch ihren Umfang lukrativen Aufträge des Militärs gelangen. 
An ihr mangelte es jedoch nicht nur den Wöllverarbeitern in Göttingen, denen 
es schon deshalb kaum möglich war, über den Einkauf der Wolle in großen 
Mengen außer vorteilhafteren Preisen über zumindest entsprechende Sortie­
rung und Mischung auch ausgeglichene Qualitäten zu erzielen. Von ihnen 
wiederum hingen mit der Gleichmäßigkeit des Gespinstes schließlich die Tex­
tur, Griff und Farbe der fertigen Ware ab. Der vielfach beklagte Verfall der 
Wollgewerbe zeigte sich somit absolut im Rückgang der Zahl an Betrieben wde 
ebenso relativ darin, dass ihr Warenangebot in seiner Qualität mehr und mehr 
hinter den Erwartungen zurückgeblieben war. Da die relativ gesunkene Quali­
tät zudem kaum noch mit Preisvorteilen kompensiert zu werden vermochte, 
blieb die Ware, zumal bei deutlich verbesserten Verkehrsverhältnissen, zuneh­
mend unverkäuflich. Von der damit heraufziehenden Gefährdung der wirt­
schaftlichen Existenz waren indes nicht allein in Göttingen und anderen Or­
ten Hannovers die selbständigen und vorerst noch durchweg in Gilden oder 
Ämtern gebundenen Meister weitaus stärker betroffen als die konzessionierten 

1 Ferdinand OESTERLEY: Von den Ursachen des Verfalls der Wollenweberei im Königrei­
che Hannover und den Mitteln, um dasselbe wieder zu heben. Gekrönte Preisschrift; in: 
Hannoversches Magazin 45(1836)9, S. 65-72, hier S. 66 

2 ebenda, Heft 34, S. 267-274, hier S. 271 
3 ebenda, Heft 24, S. 187-194, hier S. 191 
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oder, wie beispielsweise in Osterode, wenigstens formal weiterhin der ein­
schlägigen Zunft angehörenden Fabrikanten. 
In Braunschweig und Oldenburg, dort allerdings eher nur in bescheidenem 
Maße, hatten sich die Verhältnisse bis dahin in durchaus vergleichbaren Bah­
nen entwickelt. So waren die „Professionisten", wie die Handwerker damals 
genannt wurden, in Braunschweig in den 1820er Jahren zwar „nicht mehr ei­
nem so strengen Gildezwange wie vormals unterworfen", doch „der eigentli­
chen Manufakturen" gab es „selbst in den größeren Städten wenige."4 Von der 
dort „ursprünglich sehr verbreitet" gewesenen Tuchmacherei war nach dem 
nicht zuletzt modebedingten Wechsel zu Baumwollstoffen bereits am Schluss 
des 18. Jahrhunderts nur noch wenig übrig geblieben.5 Die zu jener Zeit „einzi­
ge Tuchmanufaktur des Landes, die Krausische" in der Hauptstadt, die auch 
feinere Qualitäten aus Importwollen zu produzieren in der Lage war und zu­
dem das Militär belieferte6, war offenbar schon wenig später eingegangen, 
ohne einen Nachfolger zu finden. Übereinstimmend wird kurz vor 1820 und 
1830 festgestellt, dass es in Braunschweig Unternehmen dieser Art seither je­
denfalls in der Tuchherstellung nicht mehr gäbe. In der Hauptstadt hätten sich 
lediglich fünf „Wollenwaaren-Manufacturen" halten können. Eine weitere 
fand sich zunächst noch in Helmstedt.7 Daneben gab es weiterhin, wenngleich 
ebenfalls nur in bescheidenem Rahmen, eine Reihe von selbständig arbeiten­
den Einzelmeistern, von denen 24 Tuchweber mit je einem Tuchbereiter und 
Tuchscherer in der Stadt Braunschweig die größte Gruppe stellten, während 
die der Hersteller meist wohl nur schlichter, kaum appretierter und lediglich 
für den jeweiligen lokalen Markt gedachter Wollzeuge sehr viel kleiner, dafür 
aber auch in Landstädten wie Gandersheim, Stadtoldendorf oder Seesen ver­
treten war.8 

In Oldenburg hatten diese Gewerbe nirgendwo die Verbreitung finden können 
wie in Braunschweig oder mehr noch im Süden Hannovers. Lediglich in Del­
menhorst und Wildeshausen hatte es ein Tuch- oder Wandmacheramt gege­
ben. Beide waren indes ebenso wie das jüngere Raschmacheramt Delmen-

4 Car l VENTURINI: Das Herzogthu m Braunschwei g in seiner gegenwärtigen Beschaffenhei t 
dargestellt un d beschrieben ; Helmsted t 1829 2, S . 35f . 

5 Geor g HASSE L un d Kar l BEGE: Geographisch-statistisch e Beschreibun g de r Fürstenthü -
mer Wolfenbüttel un d Blankenburg . Erste r Band, welcher di e Statistik de r beiden Fürsten -
thümer un d di e Topographi e de s Wolfenbütteische n Bezirk s enthält ; Braunschwei g 1802 , 
S. 19 9 

6 ebend a 
7 Geor g HASSEL : Neuest e Kund e de s Königreich s Hannover , de s Herzogthum s Braun -

schweig un d de s Herzogthum s Oldenburg . Nac h ihre m jetzige n Zustand e au s de n beste n 
Quellen .. . dargestellt . Weima r 181 9 ( = Neueste Länder - und Völkerkunde, Ban d 20) , 
S. 447 ; VENTURINI a . a . O . 182 9 (wi e Anm. 4) , S . 3 6 

8 ebenda , S . 44 7 bzw . S . 3 7 
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horsts in den 1820er Jahren nicht mehr vorhanden.9 Hingegen vermochte sich 
wenigstens in Wildeshausen die 1815 durch einen Oldenburger Kaufmann ein­
gerichtete Tuchfabrik, in der auf zunächst acht Stühlen Pylaken, ein „beliebter 
derber Kleiderstoff für die ärmere Bevölkerung" und gelegentlich Uniformtuch 
hergestellt werden sollten, wenn auch unter Schwierigkeiten, bis 1860 zu be­
haupten.10 Andererseits war die Verarbeitung der für T\iche und tuchartig ap­
pretierten Zeuge kaum geeigneten Wolle der auf der Geest gehaltenen Heid-
schnucken zu Strümpfen, Socken oder Handschuhen im Oldenburgischen im­
mer in sehr viel ausgedehnterem Umfang betrieben worden. Wie bis zuletzt 
die Tuchmachern in Delmenhorst war auch dieses ländliche Nebengewerbe 
großenteils auf Bremen ausgerichtet. Wurde allerdings die Strickware noch 
über die Jahrhundertmitte hinaus von spezialisierten, in südoldenburgischen 
Landstädten oder Flecken ansässigen Händlern unmittelbar bei den Produ­
zenten fertig aufgekauft, um von ihnen in den Export vor allem in die Nieder­
lande, aber auch in die Vereinigten Staaten gebracht zu werden, so lieferten 
die Delmenhorster Tuchmacher im Wesentlichen nur Rohware nach Bremen. 
Sie vertraten damit lediglich eine von mehreren Fertigungsstufen, die Tuch zu 
durchlaufen hat, ehe es in den Versand gehen kann. Die abschließenden Ope­
rationen des Färbens und der Appretur, vor allem des je nach gewünschter 
Qualität mehrfach zu wiederholenden Rauhens und Scherens, wurden in Bre­
men vorgenommen. In diesem Abhängigkeitsverhältnis blieben letztlich auch 
die zeitweilig bis zu 270 Tuchmacher der ab etwa Mitte des 18. Jahrhunderts 
„Fabrique" genannten Scharmbecker Gilde, nachdem es ihnen trotz mehrfa­
cher, auch durch die Landesherrschaft unterstützter Versuche nicht gelungen 
war, auf Dauer eine eigene Färberei zu unterhalten. So mussten bis kurz vor 
1820, als es endlich gelungen war, eine der Bremer Färbereien zur Errichtung 
einer Filiale in Scharmbeck zu bewegen und zudem seit 1811 unter der Leitung 
des Vorstehers der dortigen Tiichmacherkorporation eine Tuchfabrik mit eige­
ner Walkmühle und Färberei ihren Betrieb aufgenommen hatte, selbst die für 
die hannoversche Armee bestimmten Uniformtuche und Futterstoffe vor ihrer 
Ablieferung erst eigens nach Bremen geschafft werden.11 

Andererseits war die um 1820 errungene Unabhängigkeit, die bis etwa 1840 
noch durch die Einrichtung drei weiterer Färbereien gesichert wurde12, nicht 

9 Ludwig KOHLI: Handbuch einer historisch-geographischen Beschreibung des Herzog­
thums Oldenburg sammt der Erbherrschaft Jever und der beiden Fürstenthümer Lübeck 
und Birkenfeld. Zweiter Theil; Bremen 1824, S. 180; Hermann LUEBBING und Wolfgang 
JÄKEL: Geschichte der Stadt Wildeshausen; Oldenburg 1970, S. 69; Werner GARBAS, Nils 
ASCHENBECK und Paul Wilhelm GLÖCKNER: 1371-1996. Zeitschnitte. Ein Festbuch 
zum 625jährigen Stadtjubiläum von Delmenhorst; Delmenhorst 1996, S. 29 

10 KOHLI a. a. O. 1824 (wie Anm. 9), Erster Theil, S. 176; LUEBBING und JÄKEL a. a. O. 
1970 (wie Anm. 9), S. 116 

11 Johann SEGELKEN: Osterholz-Scharmbecker Heimatbuch; Osterholz-Scharmbeck 1938 
(19874), S. 247 und 258 

12 ebenda, S. 261 
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zuletzt ein Ergebnis des Verfalls der Tuchmacherei und Wollwarenproduktion 
in Bremen, aber auch in Hamburg, das zuvor ebenfalls Ziel von Lieferungen 
Scharmbecker Rohtuche gewesen war. Während der Verfall der Wollverarbei­
tung in diesen beiden Städten bereits gegen Ende des vorausgegangenen Jahr­
hunderts eingesetzt hatte und auch durch die 1811 unter französischer Herr­
schaft eingeführte Gewerbefreiheit nur befördert wurde1 3, sollte in Scharm­
beck selbst zwei Jahrzehnte später neben der eigentlichen Tuchfabrik immer 
noch die Korporation mit nun sogar 130 Meistern bestehen.14 Damit behaup­
teten dieser Marktflecken in der Wollverarbeitung des damaligen Königreichs 
Hannover hinter Osterode den zweiten Rang, den er schon in den 1780er Jah­
ren belegt hatte.15 Vergleichbare Verhältnisse einer Koexistenz von Fabrikan­
ten und Tuchmachermeistern herrschten, wenngleich in zahlenmäßig geringe­
rem Umfang, gegen Ende der 1830er Jahre in zwei weiteren Marktflecken, in 
Bramsche und Diepholz. Hier fertigten zwei Fabrikanten und 27 Meister auf 
offenbar eigene Rechnung mit mehr als hundert Gesellen und Lehrlingen 
meist einfache Tuche und tuchartig appretierte Zeuge, während in Bramsche 
neben einem Fabrikanten noch 75 Meister tätig waren, von denen allerdings 
nur zehn wirklich selbständig wirtschafteten. Alle übrigen fanden sich mittler­
weile in die Rolle von Zulieferern entweder der ortsansässigen oder einer un­
mittelbar vor Osnabrück gelegenen Fabrik, wenn nicht gar in die Stellung von 
deren Lohnarbeitern versetzt.16 

In Bezug auf diese Marktflecken war damit eine Situation beschrieben, die die 
Zeitgenossen in größeren Städten, die wie Osnabrück, Göttingen, Lüneburg 
oder Hameln, aber auch Braunschweig oder Bremen seit dem 14. und 15. Jahr­
hundert als Zentren der Tuchherstellung galten, mitunter bereits in der ersten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts beschäftigt hatte. Im Mittelpunkt ihrer Besorgnis 
stand nicht der sich vor allem im Rückgang des Absatzes zeigende Verfall der 
wollverarbeitenden Gewerbe allein, sondern mehr noch das spannungsgelade­
ne Verhältnis der Ämter und Gilden zu den vermehrt auftretenden Fabrikan­
ten. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich allerdings, dass mit den Fabrikanten 
eigentlich nur alte Bekannte in neuem Kleid auf der Bühne erschienen. In vie­
len Fällen waren es Kaufleute, oft als Gewandschneider selbst Mitglieder einer 
Gilde, oder aber die Spezialisten für die abschließenden Operationen, die Fär­
berei und Appretur, also Färber, Tuchbereiter oder Tuschscherer. Es waren 

13 Elisabeth HÖFINGHOFF: Die bremischen Textilgewerbe vom 16. bis zur Mitte des 
19. Jahrhunderts; Bremen 1933 (= Veröffentlichungen aus dem Staatsarchiv der freien Han­
sestadt Bremen, Heft 9), S. 85 f.; Günter OLLENSCHLÄGER: Die Industrialisierung Ham­
burgs. Eine wirtschaftsgeographische Städtestudie; Köln 1940 (= wirtsch. u. sozialwiss. 
Diss. Univ. Köln), S. 163 

14 Friedrich von REDEN: Das Königreich Hannover statistisch beschrieben, zunächst in Be­
ziehung auf Landwirthschaft, Gewerbe und Handel. Erste Abtheilung. Bodenbeschaffen­
heit, Vegetation, Landwirthschaft, Gewerbthätigkeit; Hannover 1839, S. 383 

15 SEGELKEN a. a. O. 1938 (wie Anm. 11), S. 255 
16 von REDEN a. a. O. 1839 (wie Anm. 14), S. 381 und 383 
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demzufolge einerseits die Spannungen zwischen Produktion und Handel, da­
mit zugleich deren finanziellen Basis, andererseits die Spannungen in den 
Tuchmachergilden selbst, zwischen den Webern und denen, die deren Erzeug­
nis erst in die fertige Handelsware verwandelten. Wie der kurze Blick auf die 
beiden Hansestädte in ihrem Verhältnis zu Scharmbeck gezeigt hat, konnten 
diese Spannungen politische Grenzen überspringen. Für Hamburg, das Roh­
tuch in der Form von Weiß- oder Grautuch zur abschließenden Verarbeitung 
aus der Lausitz, Sachsen und selbst aus England17 bezog, galt dies mehr noch 
als für Bremen. Meist jedoch hatten sich diese Spannungen innerhalb der je­
weiligen Stadtmauern aufgebaut. Hierbei war es wiederum nicht unerheblich, 
ob den Webern wie beispielsweise in Braunschweig18 mit dem Tuchschnitt 
auch die Verkaufsrechte an ihrem Produkt und damit die Kontrolle über die 
abschließenden Veredelungsoperationen zustanden oder nicht, ein Anrecht, 
das den jüngeren Zünften - Ämtern oder Gilden - der Zeug- und Raschma­
cher im Allgemeinen von Anbeginn eingeräumt worden war. Ein weiteres Mo­
ment dieser Spannungen konnte schließlich im Verhältnis zwischen der Stadt 
und ihrer ländlichen Umgebung hegen, in die häufig die Hilfsgewerbe der 
Spinnerei und deren Vorbereitung verlagert waren und in der sich nicht zu­
letzt auch vielfach die wichtigste Bezugsquelle des zu verarbeitenden Roh­
stoffs, nämlich der Schafwolle befand. 
Hinter dem in den 1820er und frühen 1830er Jahren beklagten „Verfall der 
Wollenweberei" standen somit mehrere Ursachen. Von besonders akuter Wir­
kung schien den Zeitgenossen die zunehmende Einführung von Maschinen19, 
die allerdings die Weberei selbst ebenso wie die Kämmerei einstweilen auch 
andernorts, selbst in England oder Frankreich kaum berühren sollte. Doch 
reichte sie aus, gebieterisch auf die Notwendigkeit erleichterten Absatzes hin­
zuweisen, sollten die gewonnenen Produktionsvorteile den erhofften wirt­
schaftlichen Nutzen einbringen. Außer Maßnahmen zur Gewerbeförderung, 
unter anderem in Gestalt von Aufträgen des Militärs20, forderte mancher in 
seiner Klageschrift von der Obrigkeit, entweder die Ware der ausländischen 
Konkurrenz wenigstens mit einer kompensierenden Importabgabe zu belegen 

17 Britta ZUCKERMANN: Die Tuchindustrie im Bezirk Cottbus von 1870 bis 1967; Cottbus 
1981 (= Geschichte und Gegenwart des Bezirkes Cottbus - Niederlausitzer Studien, Son­
derheft, S. 1-176), S. 9; Reinhard FRITZSCHE: Werdau und seine Industrie. Im Auftrage 
des Werdauer Industrievereins bearbeitet; Werdau 1936, S. 16; Julia de Lacy MANN: The 
Cloth Industry in the West of England, from 1640 to 1880; Oxford 1971 (Gloucester 19872), 
S. XIII 

18 Bernhard VOLLMER: Die Wollweberei und der Gewandschnitt in der Stadt Braunschweig 
bis zum Jahre 1671; Wolfenbüttel 1913 (= Quellen und Forschungen zur Braunschweigi­
schen Geschichte, Band V), S. 10 f. 

19 OESTERLEY a. a. O. 1836 (wie Anm. 1), Heft 22, S. 171-178, hier S. 174 
20 Georg Friedrich KÖNIG: Anklage des Ministeriums Münster vor der öffentlichen Mei­

nung; in: Sachsenzeitung 2(1831)24, S. 171-174, hier S. 173; demgegenüber OESTERLEY 
a. a. O. 1836 (wie Anm. 1), Heft 34, S. 272 
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oder trotz aller politischen Vorbehalte gegen preußische Dominanz dessen 
Zollverein beizutreten.21 Unter Verweis auf die Gewerbefreiheit in Preußen er­
schien ihnen der in Hannover seit 1814 wieder aufgespannte Schutzschirm 
hergebrachter Zunftbestimmungen und Bannrechte inzwischen allzu sehr 
durchlöchert. Wenigstens sollten sie zugunsten größerer Freizügigkeit und ge­
meinschaftlicher Einrichtung und Wollmagazinen oder mechanischen Spinne­
rein aufgegeben werden.22 Noch grundsätzlicher allerdings schien im Hinblick 
auf die zukünftige Entwicklung die Frage nach dem Verhältnis zwischen Stadt 
und Landgemeinden zu sein. Sie implizierte nicht bloß die Frage nach den 
Aufgaben, die Städte unterschiedlicher Größe untereinander und gegenüber 
den Landgebieten wahrzunehmen hätten, sondern vor allem in Hannover die 
nach ihrem Charakter und ihrer eigentlichen Bestimmung gegenüber der Au­
ßenwelt. Sollte Hannover, etwa wie Oldenburg, im Wesentlichen ein Agrar­
staat bleiben und Lieferant von Rohstoffen, nicht zuletzt der zu jener Zeit in 
England sehr geschätzten Wolle seiner Schafe sein, oder vielmehr seine dazu 
durchaus vorhandenen Voraussetzungen mobilisieren, um seine Wollwaren­
produktion auszubauen und ihr zugleich dauerhaft Konkurrenzfähigkeit zu si­
chern? 

Wegen allgemein geringe r Manufaktu r 
nur wenige un d kleine Städt e 
In seiner „Einleitung zu einer gründlichen Kenntniß des Königreichs Hanno­
ver" bemerkte Heinrich Daniel Andreas Sonne 1829, dass es in weiten Teilen 
des heutigen Niedersachsen „überhaupt nur wenige und kleine Städte" gäbe, 
von denen außer der Hauptstadt selbst nur eine gute Handvoll wirklich „städ­
tischen Charakter" besäßen.23 Wesentliches Kriterium, einem Ort diese Eigen­
schaft zuzuerkennen, war für ihn der Einfluss, den dort jeweils Handel und 
Gewerbe, insbesondere in Form von „Fabriken" ausübten und mit dem sie 
sein Ansehen zu prägen vermochten. 
Noch kurz nach Mitte des 19. Jahrhunderts waren es von den insgesamt 1,85 
Millionen Einwohnern des damaligen Königreichs erst 26%, die in Städten 
lebten. Im Herzogtum Oldenburg, also ohne die mit ihm das Großherzogtum 
bildenden Landesteile Lübeck und Birkenfeld, wurde diese nicht allzu hohe 
Marke mit nur 9% von insgesamt 0,26 Millionen Einwohnern, die sich auf 
sechs kleine Städte und sieben Marktflecken verteilten, sogar noch unter-

21 ebenda , S . 17 2 f. bzw . Hef t 36 , S . 28 8 
22 ebend a 1831 , Heft 22 , S. 15 7 f., hie r S. 158 ; beziehungsweise 1836 , Heft 35 , S. 275-282, hie r 

S. 28 0 f. 
23 Heinric h Danie l Andrea s SONNE : Einleitun g z u eine r gründlichen Kenntni ß de s Königs -

reichs Hannover ; Münche n 1829 , S . 6 9 
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schritten. Demgegenüber wohnte von der zu jener Zeit nur wenig, nämlich um 
25.000 Häupter reicheren Bevölkerung des Herzogtums Braunschweig bereits 
fast ein Drittel in den dort vorhandenen 16 Städten. Zudem drängte sie sich 
auf einer gegenüber der oldenburgischen um ein Drittel kleineren Landesflä­
che. Allein die Hauptstadt war damals mit 38.400 Einwohnern viermal größer 
als die Stadt Oldenburg und repräsentierte damit gut 14% der braunschweigi-
schen Bevölkerung. Wolfenbüttel als die nächst größere Stadt sollte mit etwa 
9.000 Einwohnern dann allerdings nur noch wenig mehr als 3% von ihr ver­
treten. Alle übrigen Städte wiesen weit weniger Bewohner auf und waren oft 
nur ihrem Status nach von Marktflecken zu unterscheiden.24 Überdies fanden 
sie sich auf den nördlichen Landesteil östlich der Hauptstadt konzentriert. In 
den übrigen Teilen lagen sie hingegen eher nur einzeln verstreut. 
In Hannover stellte die Hauptstadt 1850 mit ungefähr 37.000 Einwohnern ge­
rade 2% der Landesbevölkerung.25 Hinsichtlich seiner Bevölkerungsdichte 
rangierte das Königreich unter den deutschen Einzelstaaten auch erst an 25. 
Stelle zwischen Waldeck und Oldenburg, während Braunschweig zwischen 
den thüringischen Kleinstaaten Sachsen-Weimar und Schwarzburg-Rudolstadt 
auf dem 16. Platz zu finden war. Schaumburg-Lippe als der kleinste, jedoch 
am dichtesten bevölkerte Staat im heutigen Niedersachsen nahm den zwi­
schen Württemberg und Kurhessen gelegenen 10. Platz ein.26 Nicht von unge­
fähr wiesen die an Braunschweig und Schaumburg-Lippe grenzenden Gebiete 
Hannovers eine höhere Dichte der Bevölkerung auf als die, die um Oldenburg 
herum lagen. Mit über einhundert Einwohnern im Quadratkilometer in Gru­
benhagen übertraf sie Lüneburg, die Herzogtümer Bremen und Verden oder 
Diepholz um mehr als das Dreifache. Selbst Osnabrück und Göttingen mit 
etwa 75 oder Hildesheim mit 90 und Calenberg mit 70 Einwohnern je Qua­
dratkilometer waren deutlich schwächer besiedelt.27 

Nach allgemein verbreitetem Urteil durch die unmittelbare Nachbarschaft 
Hamburgs und Bremens bedingt, die allein mit ihren gut 172.000 beziehungs­
weise 60.000 Einwohnern einen starken wirtschaftlichen Einfluss ausübten, 
wies Hannover neben seiner Hauptstadt nur noch sieben weitere Städte auf, 
die nach damaligen Begriffen als bereits „groß" galten, sobald innerhalb ihrer 
Mauern ständig mehr als 10.000 Menschen lebten. Von ihnen wurden Hildes­
heim, Osnabrück und Emden als „Handelsstädte", Lüneburg nach spürbarem 
Rückgang seines Speditionshandels infolge der seit 1847 nach Harburg bis un­
mittelbar an den Hafenkai führenden Eisenbahn, zusammen mit Celle als in 
erster Linie durch übergeordnete Verwaltungsbehörden oder Gerichte gepräg-

24 Georg von VIEBAHN: Statistik des zollvereinten und nördlichen Deutschlands. Erster 
Theil: Landeskunde; Berlin 1858, S. 407; und Zweiter Theil: Bevölkerung, Bergbau, Boden­
kultur; Berlin 1862, S. 159 

25 ebenda, S. 159 
26 ebenda, S. 171 
27 umgerechnet nach VIEBAHN a. a. O. 1858 (wie Anm. 24), S. 402 
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te „Beamtenstädte" angesehen, während Göttingen vor allem die „Universi­
tätsstadt" des Landes war. Zusammen repräsentierten sie gerade 7,5% der han­
noverschen Bevölkerung.28 Das Gros der älteren, vornehmlich durch ihre Ge­
werbe geprägten Städte wie Hameln und Einbeck, Osterode, das wegen der 
Vielzahl seiner „Industrieanstalten" schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts als 
„Fabrikstadt" hervorgehoben worden war, aber auch Northeim, Duderstadt 
oder Münden, Uelzen, Stade oder Leer und mittlerweile ebenso Harburg, wä­
ren nach den zeitgenössischen Kategorien, beispielsweise der preußischen 
Städteordnung, mit ihren 3.500 bis knapp 10.000 Einwohnern allesamt nur als 
Städte „mittlerer Größe" eingestuft worden. 
Zu ihnen hätten auch noch die vom Bergbau geprägten Städte Goslar, Claus­
thal und Zellerfeld gezählt. Demgegenüber galten im Verständnis der Zeitge­
nossen Mitte des 19. Jahrhunderts, ohne dass ausdrücklich ein Minimum zu­
grunde gelegt gewesen wäre, Städte mit weniger als 2.500 Einwohnern als 
„klein" und bestenfalls von marginaler „städtischer Bedeutung". Die wiederum 
hatte sich in ihrer Bebauung ebenso niederzuschlagen wie in ihrer politischen 
Stellung. Verlieh in landläufiger Sicht erst die überwiegende Beschäftigung ih­
rer Einwohner mit Gewerbe und Handel einem Ort „städtisches Aussehen" in 
Gestalt „zusammenhängend bebaute(r) aneinanderstoßende(r) Straßen" mit 
einer Vielzahl „mehrstöckige(r), zur Aufnahme verschiedener Haushaltungen 
geeignete(r) Gebäude", so erreichte er den „Rang wirklicher Städte" nur dann, 
wenn er mit der „städtische(n) Gemeindeverfassung" auch über Magistrat und 
Kämmerei-Vermögen verfügte.29 In Hannover wurden damals in dieser Hin­
sicht die 44 unmittelbar selbständigen Städte von den 94 amtssässigen Klein­
städten und zusammen 60 ebenfalls der Verwaltung eines Amtes unterstehen­
den Flecken, Vorstädten und Hafenorten unterschieden.30 Hiervon waren ne­
ben den Städten auch die mit Magistraten versehenen größeren Flecken wie­
derum in der Kammer vertreten, „so daß bei diesen ... kaum noch eine wirkli­
che Verschiedenheit gegen die Städte vorhanden ist .."31 Der politische Status 
blieb daher immer entscheidend, so dass zwar nach einem über längere Zeit 
anhaltenden „schwunghafte (n) Gange der Gewerbe" durchaus mancher 
„Landort" in die „Klasse der Städte" aufzurücken vermochte, dazu aber aus­
drücklich landesherrschaftlicher Zustimmung bedurfte.32 

Innerhalb der Grenzen Hannovers gebrach es indes gerade den größeren 
Städten an gewerblichem Aufschwung. Gegen Ende der 1820er Jahre hatte 
Sonne nur eine „geringe Blüthe des Gewerbefleißes" bemerken können. Selbst 
in Osterode hielt er „Handel und Fabriken (als) zu unbedeutend, um städti­
sche Bildung und Einfluss" zu geben. Überhaupt hatte er „eigentliche Kaufleu-

28 VIEBAH N a . a . O . 186 2 (wi e Anm. 24) , S . 15 9 
29 VIEBHAH N a . a . O . 185 8 (wi e Anm. 24) , S . 39 1 
30 VIEBAH N a , a . O . 186 2 (wi e Anm. 24) , S . 123 , Anm. 3 
31 ebenda , S . 14 5 
32 ebenda , S . 13 8 ff. 
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te", die in ihrer Stadt den Ton anzugeben und bestimmenden Einfluss auszu­
üben mochten, nur noch in Münden, Emden, Osnabrück und Lüneburg ange­
troffen, während ihm demgegenüber „selbst in der Haupts tadtnur wenige 
Kaufleute" begegnet wären, die er als „merchants im Sinne der Engländer" 
hätte ansehen mögen. Den dortigen „Leinwand- und Speditionshandel" hielt 
er zwar für durchaus „ansehnlich", doch schien ihm wie in den meisten ande­
ren Städten des Königreichs die Geschäftswelt auch hier eher durch „Krämer 
(shop-keeper und tradesmen)"33 beherrscht. Noch drastischer äußerte sich we­
nig später Georg Friedrich König in seiner Kampfschrift „Anklage des Ministe­
riums Münster vor der öffentlichen Meinung", wenn er die hannoverschen Zu­
stände exemplifizierend über Münden schrieb, dass ihm diese, im Lande füh­
rende Handelsstadt bei seinem Besuch 1797 noch als „blühendes kleines Car-
thago ... (voller) Segel und Werften" erschienen wäre, jetzt dagegen nur noch 
einem „verarmten Lagerplatz" oder gar einer „tunesische(n) Oede" gliche.34 

Allerdings hatte König Münden auf dem Höhepunkt seiner Prosperität erlebt, 
die mit der Kontinentalsperre 1808 abrupt enden sollte. Die Stadt vermittelte 
vor allem den Handel zwischen Bremen, als dessen Binnenhafen und „Toch­
ter"3 5 sie galt, und den oberhalb gelegenen, über die Fulda und Werra erreich­
baren Gebieten Hessens und Thüringens. Über die Straße reichte der Einzugs­
bereich ihres Handels, zu dessen Artikeln unter anderem Alaun und eine Rei­
he exotischer Pflanzenfarbstoffe sowie auf dem Weg weserabwärts Waid, Tu­
che und andere Wollwaren gehörten, sogar anschließend bis zum Vogtland 
oder vor die Tore Nürnbergs und Frankfurts. Nach 1815 litt sie jedoch am Ver­
lust ihres Stapels und des Umladezwangs, zudem an den verschärften Kontrol­
len, die nun an den nahe gelegenen preußischen und kurhessischen Grenzen 
zur Regel werden sollten. Dass nicht zuletzt Hannover wenig Neigung zeigte, 
die Schiffbarkeit der Weser zu verbessern, unterstrich nur die Schwierigkeit 
der Lage.36 Da für „Manufakturen ... in Münden zu allen Zeiten der Tagelohn 
zu hoch gewesen" und eine Strumpf-, Hut- und Mützenfabrik schon zuvor ge­
scheitert war37, verhießen auch Bemühungen um Industrie nur wenig Hoff­
nung auf einen nahen Ausweg. 
Noch eindeutiger als Hannover galt zu dieser Zeit indes Oldenburg als Agrar­
land. Seine wenigen Städte zählten mitunter kaum eintausend Einwohner. 
Zwar besaß es nach allgemeiner Ansicht für den Handel „eine vortreffliche 
Lage" an Weser und Jade, doch nur in Varel einen „eigentlichen Häven".38 Mit 

33 SONNE a. a. O. 1829, (wie Anm. 23), S. 69 
34 KÖNIG a. a. O. 1931 (wie Anm. 20), S. 173 
35 SONNE a. a. 0.1829 (wie Anm. 23), S. 66; ders.: Beschreibung des Königreichs Hannover. 

Fünftes Buch. Topographie des Königreichs Hannover; München 1834, S. 588 
36 Friedrich RAUERS: Geschichte des Bremer Binnenhandels im 19. Jahrhundert namentlich 

unter den alten Verkehrsformen und im Übergang, Bremen 1913, S. 11, 30 f. und 43 
37 SONNE a. a. O. 1834 (wie Anm. 35), S. 591 f. 
38 HASSEL a. a. O. 1819 (wie Anm. 7), S. 519 
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gut 2.600 Einwohnern gehörte Varel bereits zu den größeren Orten des Her­
zogtums, vorerst jedoch nur im Range eines Marktfleckens. Die nahe gelegene 
Friesische Wehde um Zetel versorgte sich über Varel mit der benötigten Baum­
wolle für ihre bereits seit langem betriebene Halbleinenweberei, deren Erzeug­
nisse zum Teil von dort auch wiederum ausgeführt wurden.39 Einige Betriebe 
dieses Gewerbes waren um 1830 sogar schon der Kategorie der „eigentlichen 
Fabriken und Manufacturen" zugeordnet, die in Oldenburg vorläufig sonst nur 
„hie und da" zu finden sein sollten.40 Die vielerorts verbreitete Flachsspinnerei 
und Leinenweberei sowie vornehmlich auf der Geest die Verarbeitung der 
Wolle von Landschafen und Heidschnucken zu groben Tüchern, Zeugen für 
Frauenröcke oder zu Strümpfen und mit Flachsgarn für die Kette zu Beider-
wand, wurde nahezu ausschließlich als Heimindustrie im häuslichen Nebener­
werb der unterbäuerlichen Landbevölkerung betrieben. Sofern die Erzeug­
nisse nicht zur Deckung des eigenen Bedarfs dienten, gingen sie unter Vermitt­
lung einheimischer und darauf spezialisierter Kaufleute über Bremen oder Os­
nabrück meist in den Außenhandel.41 Allerdings sollte sich spätestens zur Mit­
te des 19. Jahrhunderts ein Ende dieser Produktionen abzeichnen. Die Olden­
burger, die es sich zu leisten vermochten, kleideten sich auch weiterhin lieber 
in die über Bremen oder Hamburg aus Frankreich oder England bezogenen 
Stoffe.42 

In einiger Hinsicht erschien Oldenburg zu Beginn des 19. Jahrhunderts man­
chen Beobachtern wie ein verkleinertes Abbild vor allem der nördlichen Teile 
Hannovers. In beiden Fällen hätten die Lage an der Nordseeküste mit ihren 
Flussmündungen und überhaupt die dortige Landesnatur zwar „Fabriken und 
Handlung" begünstigt, doch sollte mit nur wenigen, auf einzelne Orte konzen­
trierten Ausnahmen sowohl in Oldenburg wie weiten Teilen Hannovers, im 
benachbarten Schaumburg-Lippe, aber ebenso in Braunschweig die Flachsver­
arbeitung die „einzige große Manufactur" bleiben, ohne die manche Gegenden 
sogar „öde und menschenleer" geblieben wären.43 Allerdings zeichnete sich 
bereits im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts selbst in diesem „wichtigsten In­
dustriezweig" ein Rückgang des Absatzes und besonders in Hannover zugleich 
der Rückzug auf die schlichteren Qualitäten ab. War der eine den unsicheren 
Verhältnissen auf wichtigen lateinamerikanischen Exportmärkten oder, we­
nigsten in den 1820er Jahren vorübergehend erhöhten Einfuhrzöllen in den 

39 Ems t HINRICHS , Rosemari e KRÄME R un d Christop h REINDERS : Di e Wirtschaf t de s 
Landes Oldenburg in vorindustrieller Zeit . Ein e regionalgeschichtliche Dokumentatio n fü r 
die Zeit von 170 0 bis 1850 ; Oldenburg 1988 , S. 29 4 

40 ebenda , HASSE L a . a . O . 181 9 (wie Anm. 7) , S. 53 6 
41 ebenda , S . 51 7 
42 KOHL I a . a . O . 182 4 (wi e Anm. 10) , S. 18 3 f. 
43 HASSE L a . a . O . 181 9 (wi e Anm . 7) , S . 84 ; vgl . i n diese m Zusammenhan g rückblicken d 

auch Kar l Heinrich KAUFHOLD : Gewerb e un d ländliche Nebentätigkeite n i m Gebie t de s 
heutigen Niedersachsen um 1800 ; in: Archiv für Sozialgeschichte Hef t 23,1983, S. 163-218 , 
hier S. 19 7 
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Niederlanden, den Vereinigten Staaten und anderen traditionellen Abneh­
mern geschuldet, so der andere spätestens seit dem Ende der 1830er Jahre der 
feineren und gleichmäßigeren Qualität nicht zuletzt britischer Maschinengar­
ne. 4 4 Doch betraf beides in vergleichsweise nur geringem Maße die Städte, 
denn nur in wenigen Fällen wie Osterode, Melle, Lüneburg oder Hannover 
fand „diese Manufaktur" zu jener Zeit in „Fabrikgebäuden und Arbeitssälen" 
statt. Sie behielt vielmehr größtenteils weiterhin „ihren Sitz in den Wohnun­
gen des Landmanns."45 In dieser Hinsicht glich sie der in der Lüneburger Hei­
de, der Stader Geest, im südlichen Oldenburg und Hümmling verbreiteten 
Strickerei, deren Produkte in beträchtlichem Umfang durch Hamburger 
Händler aufgekauft wurden und als „Hamburger Strümpfe" in den Versand 
gingen.46 Die ländliche Strumpfstrickerei vor allem in den Hamburg unmittel­
bar benachbarten Gegenden Hannovers hatte dazu bereits zuvor, seit etwa 
dem letzten Drittel des 18. Jahrhunderts die Stelle der bis dahin „bedeutenden 
Hamburger Strumpfmanufaktur" übernommen, in der die Strumpfhändler 
norddeutsche Landwolle in der Stadt sortieren und kämmen ließen, um sie 
dann zum Spinnen in die umhegenden Landgebiete und zum Stricken von da 
aus zurück nach Hamburg zu holen.47 

In den südlichen Landesteilen Hannovers und in dem um seine Hauptstadt 
gelegenen nördlichen Landesteü Braunschweigs zeigte sich indes schon seit 
etwa der Mitte des 18. Jahrhunderts ein Bild, das von dem oldenburgischer 
Verhältnisse abwich. Wenngleich „viele, die den prächtigen Namen von Fabri­
ken führ(t)en," ihn kaum verdienten, weil sie „zum Theil nur Werkstätten ge­
wöhnlicher Handwerker" darstellten, so gab es im Unterschied zu Oldenburg 
durchaus auch „Fabrikanstalten im Großen"48, die vielfach sogar die kritische 
Zeit während und nach der Kontinentalsperre überdauern sollten. In der 
Tuch- und Woilzeugproduktion waren sie vor allem an den Orten etabliert 
worden, in denen beide bereits seit dem Mittelalter beziehungsweise der Frü­
hen Neuzeit eine führende Rolle gespielt und sich über den Dreißigjährigen 
Krieg zu retten vermocht hatten. In Hannover waren dies bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts vor allem Göttingen und Osterode, in geringerem Umfang 
zudem Uelzen und Hameln, sowie offenbar nur vorübergehend Celle, im da­
mals noch eigenständigen Osnabrück Bramsche und schließlich in Braun­
schweig vor allem die Hauptstadt selbst und außerdem noch Wolfenbüttel, 
Helmstedt und Gandersheim, zeitweilig auch Holzminden und ein paar weite-

44 REDEN a. a. O. 1839 (wie Anm. 16), S. 330; ders.: Der Leinwand- und Gamhandel Nord­
deutschlands; Hannover 1838, S. 61 und 122; Hans SCHMIDT: Vom Leinen zur Seide. Die 
Geschichte der Firma C. A. Delius & Söhne und ihrer Vorgängerinnen und das Wirken ih­
rer Inhaber für die Entwicklung Bielefelds 1722-1925; Lemgo 1926, S. 215 

45 REDEN a. a. O. 1839 (wie Anm. 16), S. 330 
46 Irena TURNAU: History of Knitting before Mass Production; Warschau 1991, S. 35 
47 OLLENSCHÄGER a. a. 0.1940 (wie Anm. 13), S. 163 f. 
48 HASSEL a. a. O. 1819 (wie Anm. 7), S. 83 
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re Orte.49 In Braunschweig und Wolfenbüttel war die Initiative, die üblichen 
Zunftgrenzen zu überschreiten und zum Manufaktur- oder Fabrikbetrieb 
überzugehen, wie in Göttingen, Hameln und Bramsche zunächst von der je­
weiligen Landesherrschaft ausgegangen. 
Den Anfang machte das noch herzogliche Regierungskollegium in Hannover 
1690 mit der Ansiedlung von mehr als einhundert hugenottischen Manufaktu-
risten in Hameln, unter ihnen vor allem Strumpfwirker, Tuchmacher und Fär­
ber, ihnen folgte 1704 die Organisation der nun schon kurfürstlichen „Fabrik" 
in Göttingen. Beide Maßnahmen dienten in erster Linie dazu, aus heimischer 
Wolle Uniformtuche für die Armee herzustellen, aus Hameln sollten außer­
dem Artikel geliefert werden, die gleichermaßen den Ansprüchen von Hofbe­
diensteten wie exportorientierter Kaufleute in den Hansestädten oder auf den 
Braunschweiger und Frankfurter Messen genügten.50 In Göttingen sollten auf 
diese Weise überdies die Mitglieder der seit dem 15. Jahrhundert bestehenden 
Tuchmachergilde gesicherte Beschäftigung erhalten. Vergleichbare Absichten 
wurden in den 1740er Jahren zunächst mit der herrschaftlichen Tuchmanufak­
tur in Braunschweig verfolgt, die sich indes schon bald als wirtschaftlicher 
Fehlschlag erweisen sollte.51 Wie in Göttingen, wo die „Churfürstliche Fabri-
que" seit den 1720er Jahren dauerhaft in private Hände übergehen sollte, tra­
ten, wenngleich seitens der Landesherrschaft durch entsprechende Verord­
nungen und oft zudem finanzielle Vorschüsse gefördert, fortan durchweg nur 
noch Privatleute als Gründer und Betreiber solcher Unternehmen auf. In 
Osterode, wo einzelne der eingesessenen, aber auch zugewanderte Zeugma­
cher seit den 1760er Jahren in die Rolle von Fabrikanten schlüpften, sollte dies 

49 Hans-Peter AUS DEM WINCKEL: Die Anfänge der Großindustrie in der Provinz Hanno­
ver; Leipzig 1925 (=phil. Diss. Univ. Leipzig), S. 118; Hermann SCHRÖTER: Handel, Ge­
werbe und Industrie im Landdrosteibezirk Osnabrück 1815-1866; in: Osnabrücker Mittei­
lungen 68(1959), S. 309-358, hier bes. S. 348f.; Konrad MACHENS: Die Tuchmacherei 
des Osnabrücker Landes im 17. und 18. Jahrhundert. Ein Überblick; in: ebenda 69(1960), 
S. 48-61; Joachim RUNGE: Justus Mosers Gewerbetheorie und Gewerbepolitik im Fürst­
bistum Osnabrück in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts; Berlin 1966, insbes. S. 92 f.; 
Heinz Walter MATTERN: Die braunschweigische Industrie unter Herzog Karl I; Leipzig 
1923 (= phil. Diss. Univ. Leipzig), S. 101 und 108 ff.; Peter ALBRECHT: Die Förderung des 
Landesausbaues im Herzogtum Braunschweig-Wolfenbüttel im Spiegel der Verwaltungsak­
ten des 18. Jahrhunderts (1671-1806), Braunschweig 1980 (= Braunschweiger Werkstücke, 
Band 58), S. 475 ff. und 514ff. 

50 Thomas KLINGEBIEL: Weserfranzosen. Studien zur Geschichte der Hugenottengemein­
schaft in Hameln (1670-1757); Göttingen 1992 (= Studien zur Kirchengeschichte Nieder­
sachsens, Band 32), S. 26 und 60f.; Diether KOCH: Das Göttinger Honoratiorentum vom 
17. bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts. Eine sozialgeschichtliche Untersuchung mit besonde­
rer Berücksichtigung der ersten Göttinger Unternehmer; Göttingen 1958 (= Veröffentli­
chungen der Historischen Kommission für Niedersachsen, XXIV, Untersuchungen zur 
Ständegeschichte Niedersachsens, Heft 1), S. 62 f. 

51 ALBRECHT a. a. O. 1980 (wie Anm. 49), S. 518 
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schon von Anbeginn so sein.52 Gegen Ende des Jahrhunderts schließlich wies 
diese Stadt nicht allein die größte Zahl von ihnen auf. Vielmehr sollten einzel­
ne unter ihnen ebenso wie zwei der Göttinger Fabrikaten auch dazu überge­
hen, Betriebe auf dem noch mainzischen Obereichsfeld, in Blankenburg, Kas­
sel und nicht zuletzt in Wolfenbüttel gewissermaßen als Filialbetriebe zu über­
nehmen oder neu einzurichten.53 

Nach de n Forderunge n de s Bedürfnisse s 
oder des Geschmacks einzurichte n 
Diese Periode der Expansion zumindest einzelner Wollwarenfabrikanten be­
gann Mitte der 1780er Jahre 5 4 und hielt in Osterode zunächst bis zum Beginn 
der 1820er Jahre an. „Seit 1820" jedoch „drohte das Sinken der Fabriken der 
St.(adt) große Verluste, viele Arbeiter wurden entlassen, andere waren durch 
Spinnmaschinen brodlos geworden ... Allein die dasigen Fabrikanten besaßen 
die Einsicht, ihre Fabrikate nach den veränderten Forderungen des Bedürfnis­
ses oder des Geschmacks einzurichten; dieß allein reichte hin - besonders bei 
der Leichtigkeit(,) aus den ansehnlichen Schäfereien der Aemter im Süden des 
Königreichs Wolle zu beziehen - die Erhaltung der Fabriken zu sichern, so 
dass in einigen Jahren die drohende Nahrungslosigkeit wieder verschwand 
und Osterode den Rang der ersten Fabrikstadt des Königreichs behauptete."55 

Während es Osterode gelungen war, seine Führungsposition nicht nur im hi­
storischen Sinne zu behaupten, sondern sie in der Folgezeit noch auszubauen, 
bevor sie gegen Mitte des Jahrhunderts endgültig an die mittlerweile durch Ei­
senbahnverbindungen begünstigte Hauptstadt mit ihren Vororten abgegeben 
werden musste, hatte die Wollverarbeitung anderswo den Rückzug antreten 
müssen oder sich nur mit Mühe zu konsolidieren vermocht. Das galt beispiels­
weise für Einbeck, wo Patje zu Beginn der 1790er Jahre noch dreißig „für sich 
arbeitende Fabrikanten" angetroffen hatte und sich vier Jahrzehnte später nur 
noch eine frisch gegründete Tuchfabrik befinden sollte.56 In Hameln dagegen 

52 Michael MENDE: Göttingen und Osterode: Unterschiedliche Wege zur Industrialisierung 
der Wollgewerbe; in: Nds. Jb. F. Landesgeschichte 71(1999), S. 129-148, hier bes. 157 f. und 
160 ff. 

53 KOCH a. a. O. 1958 (wie Anm. 50), zu Grätzel S. 128 und 149, zu Scharff S. 154 und 163; 
MATTERN a. a. O. 1923 (wie Anm. 49), S. 101 f.; Ottfried DASCHER: Das Textilgewerbe 
in Hessen-Kassel vom 16. bis 19. Jahrhundert; Marburg 1968 (= Veröffentlichungen der Hi­
storischen Kommission für Hessen und Waldeck, Band 28, S. 58 f. und 188 f. 

54 SONNE a.a.O 1934 (wie Anm. 35), S. 692 
55 ebenda, S. 684 
56 AUS DEM WINCKEL a. a. O. 1925 (wie Anm. 49), S. 118 und 135 
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hatte „die Industrie der Fabriken ... 1808 auf (gehört)"57, nachdem kurz zuvor 
bereits die zuletzt vor allem mit Baumwollspinnerei beschäftigte „Sozietäts-
Manufaktur" aufgeben musste. 1769 zur Fabrikation von Stoffen aus Wolle 
und Baumwolle ins Leben gerufen, hatte sie die Nachfolge der Familienunter­
nehmen hugenottischer „marchands-manufacturiers" und der aus ihnen her­
vorgegangenen „Tuchfabriken" angetreten, die um die gemeinschaftlich betrie­
bene Appretur „au foulon", in der bei der Walkmühle vor den Mauern der 
Stadt liegenden Siedlung, organisiert worden waren.5 8 Allerdings war die 
Hoffnung auf einen Neubeginn dennoch bis 1823 aufrechterhalten worden, 
ehe man schließlich resignieren und die verbliebenen Maschinen meistbietend 
nach Sachsen verkaufen sollte.59 Bevor 1831 eine neue Fabrik für „englische 
Zeuge" und leichtere Tuche im Vorort Marienthal ihre Pforten öffnete, friste­
ten in Hameln nur noch zwei Zeugmacher ihre bescheidene Existenz. 
Wie Uelzen für das Fürstentum Lüneburg, Scharmbeck für die Herzogtümer 
Bremen und Verden, oder Göttingen für den Süden Hannovers, war Hameln 
bereits zu Beginn des 18. Jahrhunderts die Aufgabe zugewiesen, die Armee mit 
Tuchen und wollenen Futterstoffen für die Uniformierung ihrer in den betref­
fenden Gebieten stationierten Regimenter zu versorgen. Die Erledigung dieser 
Aufträge sollte fortan in mehrfacher Hinsicht eine wesentliche Stütze des Be­
triebs bleiben. Mehr noch als für das 19. galt dies für das 18. Jahrhundert, in 
dessen Verlauf Hannover im Verhältnis zur Zahl seiner Einwohner umfangrei­
che Truppen unterhielt, die es außerdem in beachtlichen Kontingenten gegen 
Subsidien auf die Schauplätze der „peaceful wars" entsandte, in die Großbri­
tannien laufend verwickelt war.60 Im regelmäßigen Abstand von zwei bis 
höchstens vier Jahren waren für je nach Lage etwa 16.000 bis knapp 24.000 
Mann 6 1 Uniformstücke zu ersetzen, zu denen Mäntel, Röcke und Hosen, au­
ßerdem noch wollene Strümpfe sowie Hüte gehörten. In Preußen, wo de jure 
eine jährliche, de facto indes eine nur anderthalb bis zweijährige Montierung 
vorgesehen war, wurden hierbei allein für jeden einzelnen der bis zu 60.000 
Röcke zweieinhalb Ellen beziehungsweise 1,67 m Tuch veranschlagt.62 

57 Franz Georg Ferdinand SCHLÄGER: Über die Industrie der Stadt Hameln im Jahre 1824; 
Hameln 1985 (= Veröffentlichungen aus dem Stadtarchiv Hameln, zusammengestellt von 
Manfred BORSCH), s. S. 

58 KLINGEBIEL a. a. O. 1992 (wie Anm. 50), S. 239 f. 
59 SCHLÄGER a. a. O. 1824 (BORSCH 1985, wie Anm. 57), o. S. 
60 Waldemar R. RÖHRBEIN und Alheidis von ROHR: Hannover im Glanz und Schatten des 

britischen Weltreiches. Die Auswirkungen der Personalunion auf Hannover von 1714 bis 
1837; Hannover 19772, S. 25 ff. 

61 Reinhard OBERSCHELP: Niedersachsen 1760-1820. Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur im 
Land Hannoverund Nachbargebieten. Band 1; Hildesheim 1982 (= Veröffentlichungen der 
Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen XXXV, Quellen und Untersu­
chungen zur allgemeinen Geschichte Niedersachsens in der Neuzeit, Band 4.1) S. 323 ff. 
und 352 

62 Gisela KRAUSE: Altpreußische Militärbekleidungswirtschaft. Materialien und Formen, 
Planung und Fertigung, Wirtschaft und Verwaltung; Osnabrück 1983 (= Das Altpreußische 
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Eine Berechnung dieser Art nahm in der zweiten Hälfte der 1760er Jahre auch 
die für die Herzogtümer Bremen und Verden zuständige Regierungsbehörde in 
Stade für den zivilen Bedarf vor. Bei damals etwa 51.000 Einwohnern im Alter 
von über 14 Jahren setzte sie in dreijährigem Wechsel für jeweils 15.000 von 
ihnen pro Kopf ungefähr gut zwei Meter Tuch an. Mit ihrer Kapazität von da­
mals 130 bis 140 Stühlen für insgesamt 1.200 Stück zu jeweUs knapp 26m Län­
ge und zudem einer vergleichbaren Menge an leichtem, weit weniger Wolle 
enthaltenden Futtertuch wäre die „Fabrique" der Scharmbecker GUde gerade 
in der Lage gewesen, ihn zu etwa zwei Dritteln zu decken.63 Lieferungen an 
die in Bremen und Verden stationierten Infanterieregimenter waren hierbei 
nicht berücksichtigt. Allerdings waren die Bestellungen zu jener Zeit kurz 
nach dem Ende des Siebenjährigen Kriegs im Zuge einer allgemeinen Trup­
penreduktion zurückgegangen. Größere Mengen wurden vorübergehend über 
Bremer oder Hamburger Lakenhändler abzusetzen gesucht, doch sollten noch 
bis 1770 beträchtliche Bestände vor allem rot gefärbter Uniformtuche im Lager 
zurückbleiben.64 Vor diesem Hintergrund erscheinen die Berechnungen der 
Stader Beamten vor allem dazu gedient zu haben, den Gedanken zurückzu­
weisen, den Webern der Scharmbecker Korporation langfristige Beschäftigung 
mit Zwangsmaßnahmen zu sichern. Anstatt die Konsumenten dazu anzuhal­
ten, sich ausschließlich in heimisches Fabrikat zu kleiden und es außerdem 
über eine Einfuhrabgabe durch einen vorteilhafteren Preis gegen auswärtige 
Konkurrenz zu schützen, bevorzugten sie ebenso wie der Osterholzer Amt­
mann Zuschüsse aus der Staatskasse, um günstig etwa fünfzig Tonnen Wolle 
einkaufen zu können, die alljährlich benötigt wurden, dazu ein Lagerhaus an­
zulegen und endlich mit einer eigenen Färberei der Abhängigkeit von Bremen 
zu entkommen. 
Nachdem im Laufe des 17. Jahrhunderts mit dem Wechsel von angeworbenen 
Truppen zu stehenden Heeren die Bekleidung „uniformiert" worden war, wer­
den das Hich des Obermaterials und die dünnen Wollstoffe des Futters, vor al­
lem für dessen Aufschläge an Kragen und Ärmelplatten zugleich zu Trägern 
der Kennfarben, die die einzelnen Mächte und ihre Formationen voneinander 
unterscheiden ließen. Bei den Aufträgen der Beschaffungsstellen des Militärs, 
die mitunter auf mehr als tausend Monturen lauten konnten, hatte der Liefe­
rant deshalb nicht zuletzt die Gleichmäßigkeit in der ihm auf einer Musterkar­
te vorgegebenen Färbung zu gewährleisten.65 Dies setzte allerdings nicht allein 
eine auf entsprechender Erfahrung beruhende Sorgfalt in der Färberei selbst 
voraus, sondern ebenso, dass die Wolle vor ihrer Verarbeitung gründlich gewa-

Heer. Erscheinungsbild und Wesen 1713-1807, Teil VII, Band 1) S. 286, Anm. 1093; Klaus 
Peter MERTA: Das Heerwesen in Brandenburg und Preußen von 1640 bis 1806. Die Uni­
formierung; Berlin 20012, S. 48 

63 SEGELKEN a. a. O. 1938 (wie Anm. 11), S. 243 und 248 ff. 
64 ebenda 
65 KRAUSE a. a. O. 1983 (wie Anm. 62), S. 106 und 109 
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sehen und von allen Schmutzresten befreit, gut sortiert und bis zur Vorlage an 
die Spinnerei einigermaßen homogen gemischt war. Um sich hierzu mit Wolle 
in ausreichender Qualität und Menge eindecken zu können, bedurften die 
Produzenten besonders dann, wenn die Marktpreise nach wenig ergiebiger 
Schur oder durch verlockende Barkäufe von Bremer Exporthändlern auf 
kaum erreichbare Höhe gesteigert worden waren, zunächst finanzieller Vor­
schüsse seitens der auftraggebenden Instanzen. 
Hierbei hing deren Umfang von der geforderten Qualität der zu liefernden 
Ware ab. So benötigten die Tuche für die Kavallerie zu ihrer Herstellung be­
reits mehr Wolle zudem gleichmäßigerer Feinheit als die, die für die Infanterie 
vorgesehen waren. Deren Mannschaften mussten sich in der Regel mit ge­
wöhnlichen, derben Landtüchern begnügen. Reichte zu ihrer Herstellung die 
fast immer in der näheren Umgebung erhältliche, aber häufig grobe Landwol­
le, so waren zu den im Allgemeinen der Feintuchqualität entsprechenden Stof­
fen für die Monturen der Offiziere nur Wollen zu verwenden, die mitunter erst 
über Bremen und Amsterdam aus Spanien eingeführt werden mussten.66 Erst 
mit feinen, stark gekräuselten Wollen wie denen der Merinoschafe ließ sich 
die Verbindung von vergleichsweise geringem Gewicht und zugleich den Ei­
genschaften guter Wärmeisolation und Elastizität erreichen, die Feintuch zu­
sammen mit einem besonders dichten und gegen Abrieb resistenten Flor aus­
zeichnete. 
Um ihn hervorzubringen, bedurfte es zwar einer sorgfältigen Appretur mit 
mehrfach wiederholtem Rauhen und Scheren des gewalkten Rohtuchs, doch 
zuvor nicht weniger des in möglichst gleichmäßiger Feinheit gesponnenen 
Garns, das dann, bei wesentlich dichter als in Landtüchern aneinanderliegen­
den Fäden von Kette und Einschlag, ebenso gleichmäßig verwebt sein musste. 
Nur unter diesen Voraussetzungen ließ sich das Erzeugnis auch frei von Flek-
ken oder anderen Abweichungen einfärben und lohnte es sich erst, mit ihm 
auf einen der zentralen Messeplätze wie Braunschweig oder mehr noch Frank­
furt und Leipzig zu fahren, um es dort mit Aussicht auf einen Verkaufserfolg 
feilzubieten. Dort ließ sich zwar wie mit den Stoffen für die Monturen der Of­
fiziere ein bisweilen doppelt so hoher Preis und entsprechender Gewinn erzie­
len als für das schlichte Tuch der Mannschaftsuniformen oder zum Landab­
satz, doch blieb dies mit ebenso vermehrten Risiken verbunden. Sie lauerten 
in ungenügender Appretur und mehr noch mangelhafter Färbung. Auf den 
Messen konnte sich zudem herausstellen, dass ein sich abzeichnender Wech­
sel in der Mode nicht rechtzeitig genug beachtet worden war. In beiden Fällen 
wurde die Ware zurückgewiesen und blieb selbst unter günstigen Umständen 
nur noch weit unter ihrem Wert verkäuflich. 

66 Johan n BECKMANN : Anleitung zu r Technologie, ode r Kentniß der Handwerke, Fabrike n 
und Manufacture n Göttinge n 1780 , S. 38ff . 
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Die Aufträge, die die Beschaffungsstellen der hannoverschen Armee in regel­
mäßigen Abständen zu vergeben hatten, sicherten einerseits besonders in 
Scharmbeck und Uelzen, aber auch nicht zuletzt in Göttingen die Beschäfti­
gung oder trugen doch wenigstens dazu bei, konjunkturell bedingte Einbrüche 
in ihrer Wirkung zu mildern. Den Produzenten verschafften die mit ihnen ge­
wöhnlich verbundenen Vorschüsse eine oft entscheidende Grundlage ihrer 
Kalkulation. Beide erwiesen sich auf längere Sicht als Mittel der Gewerbeför­
derung und stellten in ihrer Verteilung, die zwar örtlich auf einzelne Schwer­
punkte konzentriert blieb, dabei jedoch offenkundig gleichermaßen alle Lan­
desteile bedachte, gewissermaßen frühe Beispiele von Strukturpolitik dar. Von 
ihr profitierten indes die Fabrikanten, die sämtliche Stufen des Herstellungs­
ablaufs vom Wolleinkauf bis zur Färberei und Appretur kontrollierten oder 
großenteils sogar schon gegen Lohnarbeit im eigenen Haus erledigen ließen, 
weit mehr, als die zwar vorerst noch auf eigene Rechnung arbeitenden, doch 
bereits weitgehend auf die Rolle des Zulieferers von Rohware beschränkten 
Alleinmeister des Tuch- oder Zeugmacherhandwerks. Maßnahmen wie die 
insbesondere im damaligen Fürstbistum Osnabrück unter der Regierung Justus 
Mosers während der 1770er Jahre eingerichteten Wollmagazine, die mit einer 
Darlehnskasse und einer gemeinschaftlichen Färberei sowie einem Lager für 
die verkaufsfähige Fertigware verbunden wurden, vermochten das ihnen dro­
hende Schicksal, zu lohnabhängigen Heimarbeitern der Fabrikaten abzustei­
gen, letztlich nur in Bramsche abzuwenden.67 Doch wie in Scharmbeck muss­
ten sie sich dazu auf die Herstellung vornehmlich einfacher Qualitäten verle­
gen, die sich zu niedrigen Preisen in der nächsten Umgebung absetzen ließen. 
Obwohl Göttingen und mehr noch Braunschweig mit seiner jährlich zweimal 
stattfindenden Messe als „Begegnungsort des mittel- und norddeutschen Han­
dels"68 Orte ganz andern Zuschnitts waren als Scharmbeck oder Bramsche, 
sollte die Entwicklung auch dort nach vergleichbarem Muster ablaufen. In 
Braunschweig existierten zwar noch bis zum Ende des 18. Jahrhunderts neben 
mehreren einzeln arbeitenden Meistern des Tuch- oder Raschmacherhand­
werks einige Fabriken für bessere Tuche und Wollzeuge wie Kamlott, Serge de 
Berry und Chalongs, doch standen sie über die Messe unter starkem Konkur­
renzdruck auswärtiger Anbieter. Vorerst, bis zu ihrem Konkurs 1799 6 9, blieb 
die Krausische Tuchfabrik hier das größte Unternehmen ihrer Art und „von 
Wichtigkeit".70 Statt der Produkte heimischer Anbieter bevorzugte man bei 
ausreichender Kaufkraft englische oder „die bessern und wohlfeilem Zeuge 
der Holländer und Niederländer4*, während andererseits die in Braunschweig 
damit umso weniger nachgefragte Wolle aus eigener Produktion, die zwi-

67 MACHENS a. a. O. 1960 (wie Anm. 49), S. 56 ff. und 61 
68 SONNE a. a. O. 1829 (wie Anm. 23), S. 68 
69 ALBRECHT a. a. O. 1980 (wie Anm. 49), S. 510, Anm. 200 
70 Philip Christian RIBBENTROP: Beschreibung der Stadt Braunschweig. Zweiter Band; 

Braunschweig 1791, S. 142 
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schenzeitlich nicht nur beträchtlich gesteigert, sondern über die begonnene 
Einkreuzung spanischer Merinoschafe auch in ihrer Qualität verbessert wur­
de, nun entweder roh oder als Garn, „welches größtentheils in den Armenan­
stalten gesponnen wird", in den Export gehen sollte.71 Eine der Garnhandlun­
gen beteiligte sich darüber hinaus an einer Tuchfabrik in Verviers und vertrat 
deren Erzeugnis auf der Messe.72 

Die Braunschweiger Armenarbeitsanstalten, die neben einem „Zucht- und 
Werkhaus" eine „Spinn- oder Industrieschule" unterhielten, waren gegen Mit­
te der 1770er Jahre ins Leben gerufen und sogleich der Leitung einiger Textil-
kaufleute unterstellt worden. Zunächst der Flachsspinnerei gewidmet, wurde 
schon bald die Wollspinnerei zum eigentlichen Betätigungsfeld.73 Hier wurde 
heimische Wolle auch sortiert, gewaschen und gekämmt oder gestrichen, ehe 
sie versponnen wurde. Diese Anstalten nahmen für Braunschweig somit die 
Funktion wahr, die andernorts die Wollmagazine ausfüllten. „Den hiesigen 
Tuchmachern, wenn es ihnen an eigener Arbeit feiet (!), wird Wolle zur Verfer­
tigung ordinairer Tücher, Boye und Futterwande gegeben, und die verfertigten 
Waaren gegen Bezahlung des Arbeitslohns, zum Gebrauche für die Armen 
oder zum Verkauf auf ..." das eigene „Lager genommen"74, mit dem sie nicht 
zuletzt auf den Messen in der Eigenschaft einer „Wollenwaaren-Manufactur"75 

auftraten. 
Während die Braunschweiger Einrichtung noch in den 1820er Jahren als „In­
dustrie-Anstalt"76 fortbestand, hatte die 1784 in Göttingen eröffnete Industrie­
schule bereits drei Jahre später ihre Ansätze zur Einführung der Kammgarn­
spinnerei längst aufgeben müssen. Den Anlass, damit Kinder zu beschäftigen, 
hatten auch hier die Absatzschwierigkeiten der noch auf eigene Rechnung ar­
beitenden Meister des Tuch- und Zeugmacherhandwerks gegeben, die zu­
gleich den ihnen gegen Lohn zuarbeitenden einheimischen Wollspinnern bin­
nen kurzem die Grundlage ihrer Existenz zu entziehen drohten. Das 1770 in 
Göttingen eingerichtete Wollmagazin vermochte die Gefahr augenscheinlich 
nicht abzuwenden. Die Vorstellung der städtischen Armenpflege, den Spin­
nern und dem Gewerbe insgesamt dadurch zu helfen, dass man die „Wollenar­
beiter" im damals sowohl in Göttingen selbst wie in Hannover überhaupt 
größten Unternehmen, der Grätzelschen Fabrik, unterbrachte und die Indu­
strieschule zur Ausbildung zukünftiger Kammgarnspinner nutzte, sollte letzt­
lich jedoch fehlschlagen. Weder vermochte Grätzel etwas mit den beschäfti­
gungslosen Wollarbeitern anzufangen, noch sollte es, im Unterschied zur 
Baumwollspinnerei, die in den 1790er Jahren auf Nachfrage eines Osteroder 

71 ebenda, S. 118 f. 
72 HASSEL und BEGE a. a. O. 1802 (wie Anm. 5), S. 330 
73 RIBBENTROP a. a. O. 1791 (wie Anm. 70), S. 231 
74 ebenda, S. 232 f. 
75 ebenda 
76 VENTURINI a. a. O. 1829 (wie Anm. 4), S. 63 
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Fabrikanten eingeführt wurde, offenbar jemals gelingen, die Unterweisung von 
Kindern in der Kammgarnspinnerei zum erhofften Ergebnis zu bringen.77 

Grätzel konnte und wollte auf die zuverlässigen, auf seine Bedürfnisse einge­
stellten Wollkämmer und Kammgarnspinner in den Dörfern des Obereichsfel-
des ebenso wenig verzichten wie die Zeugfabrikanten in Osterode, Mühlhau­
sen oder Langensalza. Als unter anderem wichtigster Hersteller der „Göttinger 
Zeuge", die auf den Messen von Braunschweig und Frankfurt bereits eine Art 
Markenartikel darstellten und unter dieser Bezeichnimg andernorts auch 
nachgeahmt wurden78, sah er darin keinerlei Vorteil. 

Fabrikate und Fabrikate, Fabrikanten und Fabriken 
Bei den „Göttinger Zeugen" handelte es sich um einen ungewalkten, gegen 
Regen jedoch dichten Wollstoff aus fest gezwirntem und dadurch wasserab­
weisendem Garn, den Grätzel bereits in den 1730er Jahren herstellen ließ. Als 
„Göttinger Barakan" bezeichnet, wurde seine „Manufaktur" unter anderem ab 
1737 in Marburg aufgenommen und dort nach einigen Unterbrechungen er­
neut ab 1767 fortgesetzt.79 Indes hatte Grätzel selbst diesen Zeug ebenfalls nur 
nachgeahmt. Ursprünglich aus Kamelhaar gewebt, war er unter den Namen 
„Baraquan" und später „Percan" aus Marokko, besonders Fes, nach Nord­
westeuropa gelangt, wo „Percan de Brüssel" bald als seine feinste Sorte be­
kannt werden sollte.80 Gleich den ihm eng verwandten „Camelotten"81, die ge­
gen Ende des 18. Jahrhunderts in Mode kamen, wurde er, je nachdem, wel­
chen Feinheitsgrad die verwendete Wolle besaß, oder ob Seide beigemischt 
war, in unterschiedlicher Qualität angeboten. Wie die „Göttinger Zeuge" war 
seit den späten 1780er Jahren Osteroder „Golgas" zu einem „Marken-Fabri­
kat" geworden. Auch hierbei handelte es sich um ein Imitat. Vorbild dieser, 
mittels Schablonen aus Kupferblech bedruckten - oder besser: mit Farbstoff 
durchtränkten - Wollzeuge waren die „Türkischen" beziehungsweise „Engli-

77 Fritz TROST: Die Göttingische Industrieschule; Berlin 1930 (= Arbeiten aus dem For­
schungsinstitut für Fürsorgewesen in Frankfurt a. M.; Heft 4), S. 61 f. 

78 Almanach für Kaufleute auf das Jahr 1784; Leipzig 1784; S. 23; MATTERN a. a. O. 1923 
(wie Anm. 49), S. 109; Walter HÖTTEMANN: Die Göttinger Tuchindustrie in Vergangen­
heit und Gegenwart; Göttingen 1931 (= wirtschaftswiss. Diss. Univ. Göttingen), S. 59; DA-
SCHER a. a. O. 1968 (wie Anm. 53), S. 186 f. 

79 ebenda 
80 Johann HÜBNER (Hg.): Curieuses und Reales Natur-Kunst Berg-Gewerck- und Hand-

lungs-Lexicon ..., Leipzig 1736, Sp. 228 und 1534; Roland de la PLATIERE (J- C. HARRE­
PETER): Kunst des Wollenzeugfabrikanten...; Nürnberg und Leipzig 1782 (= Schauplatz 
der Künste und Handwerker..., Band 15), S. 98 und 118; Herman van der WEE: Consump-
tie van textiel en industriele ontwikkeling in de Steden van de Nederlanden tijdens de late 
Middeleeuwen en de Nieuwe Tijd: aanzet tot een werkhypothese; in: Bijdragen tot de Ge-
schiedenis (Antwerpen) 81(1998), S. 339-350, hier : 345 

81 BECKMANN a. a. O. 178 (wie Anm. 66), S. 74 f. 
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sehen Flanelle", deren Produktion, vermittelt über Hamburg, zuvor bereits in 
Sachsen aufgenommen worden war.82 Als leichter und meist geblümter Stoff, 
der vor allem für Frauenkleider Verwendung fand, war er zugleich ein Substi­
tut bedruckter Baumwollgewebe, der Kattundrucke. 
Die Imitation von Tuchen und tuchartigen Zeugen nicht zuletzt anatolischer, 
persischer oder gar indischer Herkunft, die auch weiterhin über die Levante­
häfen, Venedig oder Genua, Marseille oder spanische Häfen nach Nordwest­
europa gelangten, hatte in Flandern und Brabant bereits im späten 14. Jahr­
hundert eingesetzt. Über die Emigration im Zuge des Achtzigjährigen Krieges 
wurde die Herstellung seit dem letzten Drittel des 16. Jahrhunderts großenteils 
besonders nach Norwich und Colchester wie ebenso nach Hamburg, Bremen 
und Braunschweig verlagert.83 Von dort und mehr noch über das Obereichs-
feld fand sie gegen Ende des 17. Jahrhunderts schließlich ihren Weg auch nach 
Göttingen und insbesondere Osterode.84 

Die Substitution heimischer Tuche durch leichtere und zugleich billigere Woll­
stoffe war in Flandern durch mehrere Umstände veranlasst worden. Einerseits 
waren traditionell wichtige Abnehmer flämischer Feintuche wie England und 
Italien im Laufe des 14. Jahrhunderts dazu übergegangen, diese Ware nicht 
nur selbst herzustellen, sondern außerdem noch zu exportieren. Andererseits 
verlegten die „Tuchhandelsunternehmer" der damals großstädtischen Zentren 
in Flandern, dem Artois und Hennegau die Fertigung der groben Tuche und 
der leichteren Zeuge in kleinere Städte und ländliche Gebiete Brabants, Lüt­
tichs und des Rheinlands. Lediglich die kostspielige und risikoreiche Fertigung 
der höchsten Ansprüchen genügenden Tuche wie beispielsweise die der 

82 ebenda, S. 106; nach Christoph Wilhelm Jacob GATTERER: Beschreibung des Harzes. 
Zweyter Theil; Nürnberg 1792: (— Anleitung den Harz und andere Bergwerke mit Nuzen zu 
bereisen. Fünfte Theil), S. 65 ff., in Osterode seit 1786 mit Druckern aus Mühlhausen bei 
Greve aufgenommen; Johann Carl Gottfried JACOBSSON: Schauplatz der Preußischen 
Zeugmanufacturen ... Vierter Band: Berlin 1776, S. 571 ff.; ders.: Technologisches Worter­
buch oder alphabetische Erklärung aller nützlichen mechanischen Künste, Manufakturen, 
Fabriken und Handwerke ...; Band 2; Berlin 1782, S. 139; Rudolf FORBERGER: Die Ma­
nufaktur in Sachsen vom Ende des 16. bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts; Berlin 1958, 
160ff.; FRITZSCHE a. a. O. 1936 (wie Anm. 17), S. 23 

83 D. C. COLEMAN: An Innovation and its Diffusion: the „New Draperies"; in: Economic 
History Review 22(1969)3, S. 417-429, hier S. 418, 422 und bes. 426ff.; van der WEE 
a. a. O. 1998 (wie Anm. 80), S. 347; OLLENSCHLÄGER a. a. O. 1940 (wie Anm. 13), 
S. 158f.; HÖFINGHOFF a.a.O. 1933 (wie Anm. 13), S.87f. und 184ff.; VOLLMER 
a. a. O. 1913 (wie Anm. 18), S. 106f. und 112 

84 Karl Paul HAENDLY: Das kurmainzische Fürstentum Eichsfeld im Ablauf seiner Ge­
schichte, seine Wirtschaft und seine Menschen 897 bis1933; Duderstadt 1996, S. 116 f. und 
124ff.; Rudolf KNABE: Zur Entwicklung der Mühlhäuser Textilindustrie; Kiel 1921 (= 
staatswiss. Diss. Univ. Kiel), S.29ff.; Hermann GUTBIER: Beiträge zur Geschichte der 
Tuchmacherinnung zu Langensalza; Langensalza 1897, S. 11 ff. und 32 ff.; Arthur WART­
MANN: Zur Wirtschaftsgeschichte der Stadt Langensalza; Jena 1923 (— staatswiss. Diss. 
Univ. Jena), S. 58 f. 



118 Michael Mende 

Schaerlaken, die teurer Importwollen aus Spanien und besonders qualifizier­
ter Kräfte bedurfte und deshalb nur schwer nachzuahmen war, wurde an den 
alten Standorten belassen. Sonst wurde die „Oude Draperie" durch die 
„Nieuwe Draperie" ersetzt, die entweder weiterhin die traditionellen schweren 
Tuche in wenngleich schlichter Qualität aus der weit billigeren, aber gröberen 
Landwolle zum Teil auch ungefärbt als „Grautuch" hervorbrachte, oder aber 
als „Nieuwe Lichte Draperie" dazu überging, der steigenden Nachfrage zu 
leichteren Wollstoffen Rechnung zu tragen, deren Produktion sich besser an 
die Unterschiede in der Kaufkraft, die wechselnde Vielfalt der Verwendungs­
zwecke oder mit der Mode wechselnde Präferenzen anpassen Heß.85 

Ttotz einer bis zum 19. Jahrhundert wachsenden Fülle an Varianten, mit de­
nen örtlich voneinander abweichende Produktionsbedingungen und im Laufe 
der Zeit wechselnde Absatzverhältnisse zu berücksichtein gesucht wurden, 
blieben die Erzeugnisse der zur Neuen Draperie zählenden Zeugmacher 
durchweg drei Grundkategorien zuzuordnen: die glatten, mit fest gezwirnten 
Kammgarnen aus langfaseriger Wolle nach dem Muster englischer „worsteds" 
gewebten Rasche; die in Wolle nachgeahmten, ursprünglich seidenen Atlasse, 
Samte und Damaste; sowie schließlich die wollenen Imitate der ursprünglich 
aus Ziegen- oder Kamelhaargarnen bestehenden Gewebe wie beispielsweise 
„Grobgrün". Die Zeuge der Neuen Leichten Draperie waren demgegenüber 
meist Mischgewebe, deren Kettgarn wie bei Barakan zunächst aus Flachs, bei 
Barchent aus Baumwolle oder bei Kamelott aus Seide bestehen konnte, wäh­
rend die Schafwolle vorerst auf das Schussgarn für den Einschlag beschränkt 
blieb.86 Je nach gewünschter Appretur beziehungsweise Beschaffenheit der 
Oberfläche des Gewebes, die durch Walke oder Wäsche sowie anschließendes 
leichtes oder mehrfach wiederholtes Rauhen und Scheren hervorzubringen 
war, wurde dazu entweder weiches, „wolliges" Streichgarn, das härtere und 
glattere Kammgarn, oder aber das aus kurzfaseriger Streichwolle und langfase­
riger Kammwolle gesponnene Sayettgarn verwandt.87 

Anders als die Tuchmacher, denen mit Ausnahme Braunschweigs in den Städ­
ten des heutigen Niedersachsens wie in Bremen und Hamburg die unmittelba­
re Vermarktung ihrer Erzeugnisse immer verwehrt blieb, stand den jüngeren 
Gilden oder Ämtern der Zeugmacher in der Regel auch das Recht auf den ei­
genen Handel zu. Sie vermochten damit im Prinzip selbständiger zu agieren 
als die Tuchmacher, die sich gegenüber den Viehhändlern oder Gewand­
schneidern bald in die Position abhängiger Zulieferer gedrängt sahen. Mit der 
Vermarktung übernahm der Handel nicht nur den Verkauf selbst, sondern zu­
dem auch die Organisation aller Arbeiten, die aus dem gewalkten Rohtuch 

85 Herman van der WEE: Structural Changes and Specialization in the Industry of the Sout­
hern Netherlands, 1100-1600; in: Economic History Review 28(1975)2, S. 203-221, hier 
S. 205; ders. a. a. O. 1998 (wie Anm. 80), S. 342 f. 

86 ebenda, S. 345 
87 JACOBSSON, Schauplatz ... Zweyter Band; a. a. O. 1774 (wie Anm. 82), S. 311 
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erst das marktgängige Tuch machten. Je höher dessen Qualität ausfiel, desto 
mehr nahm der Handel an Bedeutung zu. Einerseits wuchs mit ihr der Radius 
des Absatzgebiets, andererseits der Bedarf an Kapital, das über einen Zeitraum 
von zwei Jahren oder mehr unter anderem in Wolleinkäufen vorzuschießen 
war. Mit dem Aktionsradius des Handels wuchsen gleichermaßen die Gewinn­
aussichten und Verlustrisiken wie der Zwang zu Spezialisierung und Arbeits­
teilung. Färber und Tuchbereiter wurden trotz ihrer Zugehörigkeit zu eigenen 
Zunftorganisationen faktisch bald zu Hilfskräften, die allerdings wegen ihrer 
besonderen Fähigkeiten gesucht blieben und mitunter eigens angeworben wer­
den mussten. Wo sich dagegen die Tuchmacher außerstande zeigten, in der 
Vorfertigung die erwartete Qualität zu liefern, bezog der Gewandschnitt Roh­
ware von außerhalb, in Bremen zum Beispiel aus England, Holland oder 
Schlesien88, und verwies die heimischen Produzenten auf den weniger einträg­
lichen lokalen Markt mit seiner zwar meist durchaus zahlreichen, doch nur 
mäßig kaufkräftigen Kundschaft. 
Mit ihrem Vorrecht des Eigenhandels befanden sich die Zeugmacher somit in 
einer vergleichsweise günstigen Position. Sie behielten dadurch vom Einkauf 
der Wolle an meist alle Stufen der Produktentstehung in ihrer Hand und ka­
men dadurch in den uneingeschränkten Genuss der mit ihr verbundenen 
Wertschöpfung. Schließlich konnten sie auch aufgrund einer größeren Offen­
heit der ihnen in den Gildereglements jeweils zugestandenen „Fabrikatur"89 

im Wesentlichen so flexibel auf Veränderungen in der Nachfrage reagieren wie 
der Tuchhandel. Ohne durch entgegenstehende Ansprüche oder Vorschriften 
gehindert zu sein, vermochten sie daher auch die Herstellung aus der Mode 
geratener Zeuge aufzugeben und sich stattdessen neuartigen, seit dem frühen 
18. Jahrhundert vor allem aus England kommenden Wollstoffen zuzuwen­
den.9 0 Hierbei erfreuten sich die Zeugmacher in kleineren Städten wie Ostero­
de oder auf den Dörfern des benachbarten Obereichsfelds allerdings weiter ge­
steckter Spielräume als ihre Zunftgenossen in Braunschweig oder Hamburg, 
die sich in stärkerem Maße als dort auf einzelne Stoffarten wie Sayen, Rasch, 
„Salaunen" beziehungsweise „Chalong" oder TViep eingeschränkt sahen. Zwar 
durften sie auf verschiedene Verwendungszwecke, etwa Kleider und Futter, 
Decken oder Polsterbezüge arbeiten, doch waren sie zumindest in Braun­
schweig gehalten, ihre Zeuge zum Färben und zur Appretur den in einer eige­
nen Gilde organisierten Färbern und Zeugdruckern zu überlassen.91 

88 HÖFINGHOFF a. a. O. 1933 (wie Anm. 13), S. 117 
89 HASSEL und BEGE a. a. O. 1802 (wie Anm. 5), S. 185 
90 HÖFINGHOFF a. a. O. 1933 (wie Anm. 13), S. 198; John SMAIL: Merchants, Markets 

and Manufacture. The English Wool Textile Industry in the Eighteenth Century; London 
und New York 1999, S. 138 und 149 

91 F. FUHSE: Handwerksaltertümer. Braunschweig 1935 (—Werkstücke aus Museum, Archiv 
und Bibliothek der Stadt Braunschweig, Band 7), S. 22 und 167 ff. 
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In Bremen färbten die Meister des Raschmacheramtes wie die Zeugmacher in 
Osterode hingegen entweder selbst oder ließen dies durch ihre Gesellen erle­
digen, denen dann häufig auch die Weberei und die abschließende Appretur 
oblagen. Während die Lehrjimgen vor allem für die dazu erforderlichen Vor­
bereitungsarbeiten eingesetzt wurden, wurde die Spinnerei vorwiegend an 
Frauen vergeben, die sie jeweils etwa zu sechst pro Webstuhl im Akkord als 
Heimarbeiterinnen im Nebenerwerb verrichteten. Da von der Güte der Garne, 
ihrer Festigkeit, Feinheit und Gleichmäßigkeit der Wert des Gewebes und zu­
gleich dessen Ruf als „Marken-Fabrikat" abhing, achteten die Zeugmacher wie 
übrigens ebenso der Tuchhandel auf eine gründliche Schulung der Spinnerin­
nen. Je höher hierbei die Ansprüche lagen und je kostspieliger die zu verarbei­
tenden Wollen waren, desto intensiver fiel die Kontrolle aus, der deshalb nicht 
weniger auch die vorbereitenden Arbeiten unterworfen wurden. Mehr noch als 
den Kratzern in der Streichgarnspinnerei wurde hierbei den Kämmern beson­
dere Aufmerksamkeit zuteil. Nicht von ungefähr wurden sie von den Rasch­
machern in Bremen zwar zwecks steter Aufeicht als Lohnarbeiter im eigenen 
Hause beschäftigt, gehörten jedoch selbst, ohne allerdings jemals Meister wer­
den zu können, als Gesellen dem Raschmacheramt an. 9 2 Weil es im sehr viel 
kleineren Osterode selbst an Kämmern mangelte, unterhielten vor allem die 
Zeugmacher, die seit den 1760er Jahren als „Fabrikanten" und damit faktisch als 
Unternehmer auftraten, in manchen Dörfern des Obereichsfeldes feste Grup­
pen dieser unentbehrlichen Kräfte.93 Nachdem dies ab 1815 schließlich nur 
noch in eingeengtem Rahmen möglich sein sollte, mussten sie entweder saison­
weise über die Grenze geholt oder bei größeren Entfernungen wie etwa nach 
Helmstedt, als Vorarbeiter fest eingestellt werden.94 

In keinem Fall, weder in Bremen, noch in Osterode oder einzelnen Orten des 
Eichsfeldes, etwa in Groß Bartloff als dem für die „WollenManufakturen"95 

über das gesamte 18. Jahrhundert hinweg wichtigsten Ort, gelang es selbst in 
ihrer Spezialisierung überdurchschnittlich qualifizierten Hilfskräften wie den 
Kämmern oder Walkern, zu Fabrikanten und damit zu Unternehmern aufzu­
steigen. Entscheidend blieb immer das Privüeg zum Handel, das Recht, das 
fertige Erzeugnis selbst auf den Markt bringen oder an den herrschaftlichen 
Auftraggeber verkaufen zu dürfen. Nicht ohne Grund wurden bereits in den 
1730er Jahren unter „Manufacturen", aber auch unter „Fabric" gleichermaßen 
„solche Kauffmanns-Waaren, die aus ... Seide, Wolle, und anderen dergleichen 

92 Elisabeth HÖFINGHOFF: Die bremischen Textilgewerbe Berlin 1933 (= phil Diss. 
Univ. Berlin, gedr. Kurzfassung), S. 17 f. 

93 HAENDLY a. a. 0.1996 (wie Anm. 84), S. 139ff. 
94 Ludwig Hampe 1785-1960; Helmstedt 1960 (= Firmenfestschrift), o. S. 
95 August Ludwig SCHLÖZER: Valentin Degenhard, Hessischer Dragoner, und Stifter der 

WollenManufacturen auf dem Eichsfelde, seit 1680; in: ders, (Hg.): Briefwechsel raeist hi­
storischen und politischen Inhalts. Dritter Theil, Heft XIII-XVIII; Göttingen 1778, S. 20-27, 
hier insbes. S. 23 ff. 
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Materialien zubereitet werden" wie „die Verfertigung solcher Waren selbst" 
verstanden.96 Unabhängig davon, wer sie betrieb, wurde in diesem Sinne zu­
nächst vor allem deren Organisation, weniger die dazu benutzten Gebäude als 
„Fabrik" oder „Manufaktur" bezeichnet. Es gab demzufolge zugleich die Woll­
manufaktur oder Fabrik als Gewerbe einer bestimmten Stadt und als einzelnes 
Unternehmen innerhalb ihrer Mauern. Es konnte also der zur Versorgung der 
in seiner Region stationierten Regimenter „angewiesene"97 Ort, doch auch das 
Warenzeichen gemeint sein, das die Güte des Fabrikats zu garantieren ver­
sprach. Wenn es wie in Göttingen Färber wie Grätzel und Scharff sowie 
Funcke als Tuchbereiter schaffen sollten, sich als Unternehmer zu etablieren, 
dann nicht zuletzt durch ihre ausschlaggebende Stellung am Ende der Kette 
von Produktion und Wertschöpfung. Letztlich galt als Manufaktur oder Fabrik 
jede „einigermaßen große Veranstaltung" mit „mehrern oft unzünftigern Ar­
beitern".98 Zu deren „Verlag und Aufsicht" waren die Betreiber als „Fabriken­
unternehmer"99 von den Restriktionen der Zunftbestimmungen entweder in 
aller Form durch die Landesherrschaft befreit oder hatten sich ihrer wie in 
Osterode unter der Hand trotz weiterhin formaler Zunftzugehörigkeit faktisch 
großenteils sogar selbst entledigt. 
Solche Voraussetzungen erlaubten den Fabrikanten, den Kreis der von ihnen 
gegen Lohn beschäftigten Arbeitskräfte erheblich zu erweitern, dementspre­
chend die Zahl der unter ihrer Regie betriebenen Webstühle zu erhöhen. 
Nicht von ungefähr stieg vor diesem Hintergrund auch die Zahl derjenigen, 
die zunächst vor allem in Braunschweig und nach 1815 vermehrt in Hannover 
beantragen sollten, sich als T\ich- oder Wollzeugfabrikant niederlassen zu dür­
fen und die dazu förderlichen Freiheiten eingeräumt zu bekommen.100 Doch 
um das Geschäft auf Dauer erfolgreich ausdehnen zu können und dazu seit 

96 HÜBNER a. a. 0.1736 (wie Anm. 80), Sp. 1258 und 725; JACOBSSON, Technologisches 
Worterbuch ... Dritter Theil; a. a. O. 1783 (wie Anm. 82), S. 19 

97 KRAUSE a. a. O. 1983 (wie Anm. 62), S. 156 
98 JACOBSSON, Technologisches Wörterbuch ... Erster Theil; a. a. O. 1781 (wie Anm. 82), 

S. 629; hierbei war die „Größe" des Fabrikbetriebs selbst noch in den 1920er Jahren ein 
sehr relativer Begriff, wie ein Blick auf Forst zeigt, wo bei gut 37.000 Einwohnern allein 
14.000 Beschäftigte in insgesamt 280 „Betriebe(n)... für die Tuchfabrikation" tätig waren. 
Von ihnen waren wiederum die meisten nur sehr kleine Familienunternehmen mit zwei 
bis drei Beschäftigten, die sich für einzelne Abschnitte der Tuchherstellung als Lohn­
betrieb in gemieteten Räumen eingerichtet hatten. Erwin STEIN (Hg.): Forst (Lausitz); 
Berlin 1927 (= Monographien deutscher Städte, Band XXIV), S. 196 f. 

99 ebenda, S. 627 
100 MATTERN a. a. O. 1923 (wie Anm. 49), S. 99 und 105 f.; Nds.HStA Hannover, Bestand 

Hann. 80 Hildesheim F, Wollwarenfabriken: Gesuche, unter anderem von Fabrikanten aus 
dem Obereichsfeld (1844), auf hannoverschem Gebiet die Einrichtung einer Tuch- oder 
Wollwarenfabrik zu gestatten (Akten 110 ff., ab 1816); hierzu werden als Standorte 1816 
Hannover, 1817 und 1818 Hildesheim, 1818 Herzberg, 1823 Rhumspringe, 1823 Lam­
springe, 1825 Peine, 1830 Einbeck, 1844 Duderstadt und Lindau, 1848 und 1849 Göttin­
gen, Weende oder auch Salzgitter genannt. 
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den 1780er Jahren mehr und mehr dazu überzugehen, zunächst in der Spinne­
reivorbereitung und Appretur mechanische Hilfsmittel und Maschinen einzu­
setzen, waren die Fabrikanten allerdings auch auf einen steten Kapitalfluss an­
gewiesen. Die kurz vor der Jahrhundertwende aufkommende Tendenz, sich 
Spinnmaschinen zuzulegen, um trotz gesteigerter Stückzahl die Gleichmäßig­
keit der Erzeugnisse zu gewährleisten, und die sich damit bald darauf abzeich­
nende Notwendigkeit, zu diesem Zweck auch Gebäude errichten zu müssen, 
die mit weiterer Betriebsfläche überdies die Möglichkeit zum Anschluss an 
eine Wasserkraft boten, sollten den Geldbedarf noch beträchtlich erhöhen. Zu 
dessen Deckimg hatten die Fabrikanten über einen kontinuierlichen Warenab­
satz hinaus deshalb belastbare Netzwerke zu organisieren, die ebenso auf ver­
wandtschaftlichen Beziehungen beruhen konnten wie auf langjährigen 
Freundschaften, sei es mit Angehörigen des Landadels, die sich der Schafzucht 
widmeten, oder sei es nicht zuletzt mit Beamten und Offizieren, die über lu­
krative, weil mit hohen Vorschüssen verbundene Aufträge entscheiden.101 

In ihrer Sicherungsfunktion wiesen diese informellen Netzwerke durchaus 
Ähnlichkeit mit den hergebrachten Korporationen der Sozietäten, Gilden 
oder Ämter auf, in deren Rahmen sie häufig auch entstanden waren. Anders 
als diese öffentlichen Einrichtungen, deren Wirksamkeit an eng gezogenen po­
litischen Grenzen endete und zumeist auf den jeweüs einzelnen Ort be­
schränkt blieb, mussten die Beziehungsnetze der Fabrikanten von vornherein 
weiter gespannt werden. Für die Umwandlung ihrer Unternehmen zum Indu­
striebetrieb stellten Stadtmauern in jeder Hinsicht Hindernisse dar, die es zu 
durchbrechen und langfristig abzutragen galt. Die jeweilige Stadt blieb zwar 
vorerst die Plattform, von der aus ein Fabrikant seine wirtschaftlichen Aktivi­
täten zu entfalten vermochte, doch waren sie, je kostspieliger die Fertigung 
und je wertvoller das daraus hervorgebrachte Produkt ausfiel, in desto größere 
Ferne zu richten. Umso dringlicher wurde es somit, stets die unmittelbare 
Kontrolle über die Einhaltung der Qualität zu bewahren und rechtzeitig even­
tuelle Quellen innerbetrieblicher Verluste verstopfen zu können.1 0 2 Zu diesem 
Zwecke waren indes die wesentlichen Vorgänge unter ein gemeinsames Fa­
brikdach zu bringen. Allerdings sollten die Städte mit ihrer meist sehr dichten 
Bebauung etwa seit Ende der 1820er Jahre dazu immer weniger ausreichenden 
Platz bieten. Wie schon zuvor für Walkmühlen und die Spannrahmen der 
Tlichbereiter konnte hierzu nur die Verlagerung des Betriebs in die Vorstadt 
oder eines der umliegenden Dörfer Abhilfe schaffen - vorausgesetzt, es fehlte 

101 Charles WILSON: The Entrepreneur in the Industrial Revolution in Britain; in: Explorati­
o n to Entrepreneurial History 7(1955)3, S. 129-145, hier S. 141; KOCH a. a. 0.1958 (wie 
Anm. 50), S. 111 ff. 

102 Maxine BERG: The Age of Manufacturers. Industry, innovation and work in Britain, 
1700-1820; London 1985, S. 222 
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dort weder an geeigneten Arbeitskräften und hinreichenden Verkehrsverbin­
dungen, noch an leicht zugänglicher Antriebsenergie.103 

Diese Faktoren fanden sich jedoch in der Regel nur an den traditionellen 
Standorten wie Osterode oder Göttingen beisammen, von denen dann auch 
die meisten Betriebsverlagerungen oder Neugründungen ausgingen. Aber 
selbst hier blieb die Lage der Industrie prekär. Trotz des im Vergleich zu den 
Zentren in Sachsen, der Lausitz oder dem Rheinland mäßigem Tempo ihres 
Wachstums, blieb das heutige Niedersachsen ein schwieriges Absatzfeld. Klei­
ne Ackerbürgerstädte oder Marktflecken mit sehr begrenzter Kaufkraft über­
wogen bei weitem die Zahl der Städte, deren Einwohnerschaft gleichermaßen 
groß genug und bereit war, ein zumal dem Modewechsel unterworfenes Wa­
renangebot aufzunehmen, um damit offiziellen Status oder Wohlstand zu re­
präsentieren. Hinzu kam, dass vor allem in Oldenburg und einigen Gebieten 
Hannovers die Kleinstädte und Flecken verstreut und voneinander nahezu 
isoliert lagen. Mangels ganzjährig befahrbarer Straßenverbindungen war ihr 
Wirkungsradius als Markt ziemlich begrenzt und noch bis in die 1820er Jahre 
versorgte sich die Landbevölkerung sogar in manchen Gegenden des damali­
gen Herzogtums Braunschweig in gewohnter Weise mit den benötigten Woll­
stoffen aus eigener Produktion.104 Das Netz von Absatzbeziehungen war in­
nerhalb der Zollgrenzen des heutigen Niedersachsen demzufolge nicht nur 
sehr weitmaschig, sondern auch zu wenig aufnahmefähig geblieben, um einer 
Wollstoffindustrie größerer Ausdehnung und Dichte die Existenz zu sichern. 
Sofern sie verkehrgünstig und an Fließgewässern geringer Härte lagen, ver­
mochten sich andererseits kleine Städte und Flecken dennoch als mitunter 
aussichtsreiche Standorte zu erweisen. Dort, wo es wie in Osterode, wenn­
gleich wiederum weniger eindeutig als beispielsweise im sächsischen Werdau 
oder dem bis 1815 in der sächsischen, dann preußischen Niederlausitz gelege­
nen Forst gelang, eine größere Zahl an Betrieben zu konzentrieren, vermoch­
ten sie sich sogar zu einem führenden Zentrum105 zu entwickeln. Je dichter das 

103 Michae l MENDE : Bereits vor 180 0 .. . als eigentliche Fabrikstad t zu betrachten: Osterode s 
Sonderrolle in der Industrialisierung Hannovers ; in: Nds. Jb. f. Landesgeschicht e 66(1994) , 
S. 105-128 , hie r S. 10 9 

104 Christop h Loui s Albert PATJE: Kurzer Abriß des Fabriken- , Gewerbe - und HandlungsZu -
stands i n de n ChurBraunschweig-Lüneburgische n Lande n .. ; Göttinge n 1796 , S . 1 0 un d 
21 f.; VENTURIN I a . a . O . 182 9 (wi e Anm. 4) , S. 34f . 

105 HAENDL Y a . a. O . 199 6 (wi e Anm . 84) , S . 135ff. ; di e Wollindustri e de r Niederlausit z 
erstreckte sich auf insgesamt acht Städte; STEIN a . a . O . 192 7 (wi e Anm. 98), S. 19 7 f.; vgl . 
zu diese m Zusammenhan g auc h allgemei n di e Einleitun g z u Dietric h EßELIN G un d 
Wolfgang MAGE R (Hg.) : Protoindustri e i n de r Region . Europäisch e Gewerbelandschaf -
ten vo m 16 . bis zum 19 . Jahrhundert; Bielefel d 1997 , S . 9-56 , hie r S . 24f. un d 33ff. ; Mar -
kus A . DENZEL : Di e Vernetzun g vo n Märkte n un d Gewerbestandorte n i n de r vorindu-
striellen Zei t nac h de r Theorie de r zentrale n Orte ; sowi e Jürge n G . NAGE L un d Marti n 
SCHMIDT: Raumstrukture n de r rheinischen Frühindustrialisierung . Neu e Methode n zu r 
Nutzung serielle r Quelle n i n Verbindun g mi t zeitgenössische n Karten ; beide in : Dietric h 
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industrielle Netzwerk räumlich um einen solchen Knoten herum geknüpft 
war, desto reißfester sollte es sich unter den Bedingungen der hier schon in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts faktisch zunehmenden Gewerbefreiheit ge­
genüber den Belastungen erweisen, die von jähen Ausschlägen der Rohstoff­
preise, überraschendem Wechsel der Mode oder einer abflauenden Konjunk­
tur ausgehen konnten und nun nicht mehr wie noch im Jahrhundert zuvor, 
durch gezielte Eingriffe oder gar Zuwendungen der Landesherrschaft abgefan­
gen wurden.106 

EßELING (Hg.): Historisch-thematische Kartographie. Konzepte, Methoden, Anwendun­
gen; Bielefeld 1999, S. 60-81 bzw. S. 110-125 

106 Nds. HStA, Hann. 80 Hildesheim F (wie Anm. 100), 109 (Eingriffe des Färbers Eberwein 
in das Grätzelsche Privilegium, 1822; Pro Memonia des Kriegsministeriums, 1837); 115 
(Gesuche um Bewilligung von Darlehen 1826 und 1833) 



Von Straßen und Menschen 
Wanderungsbewegungen au s dem Weser-Ems-Raum nach 

Stralsund bis zur Mitte des 14 . Jahrhunderts* 

von 

Karin von der Beeke 

Schlägt man in Zedlers „Grossem vollständigen Universal-Lexicon aller Wis­
senschafften und Künste" von 1740 den Begriff Stralsund nach, so erfährt 
man:,flach einiger Vorgeben soll diese Stadt 145 oder 156 von Sunno II, der 
Francken Könige, seyn erbauet, und anfänglich Sunnonia, oder Sunda seyn 
genennet worden. Andre aber wollen mit mehrer Gewissheit behaupten, daß 
Jaromar, Fürst von Rügen, der Urheber dieser Stadt gewesen sey, und 1209 mit 
deren Bebauung den Anfang gemacht habe. Doch da er von den dahmaligen 
beyden Fürsten in Pommern an seinem vorhabenden Baue verhindert worden 
...so brachte erst nach 21 Jahren des Jaromars Sohn Wizlaw I.... den Bau zu 
Ende. ...Da nun die Stadt fertig war: so wurde sie von ihrem Erbauer mit 
Sachsen besetzet."1 Diese Unsicherheit über die Ursprünge Stralsunds ist über­
wunden. Historiker und Archäologen haben die Gründung durch Sunno II. in 
das Reich der Legenden verwiesen und die Anfänge der Stadtgeschichte weit­
gehend erhellt. So ist auch die Vorstellung, der Fürst von Rügen habe den neu­
en Bewohnern Stralsunds eine von ihm bereits fertig errichtete Stadt zur Ver­
fügung gestellt, zurechtgerückt worden. Es waren nämlich vor allem die Be­
wohner der neuen Ostseestadt selbst, die entscheidende Impulse für Aufbau 
und Blüte gaben. Unter dieser Einwohnerschaft findet sich eine außergewöhn­
lich große Gruppe aus der Weser-Ems-Region: Sie zu identifizieren und ihre 
Berührung mit der mittelalterlichen deutschen Ostsiedlung zu beleuchten, ist 
Ziel dieser Ausführungen.2 Im Gegensatz zu vorliegenden Arbeiten wird der 

* Mein Dank gilt zwei Personen: HD Dr. Thomas Behrmann für unermüdliche Diskussions­
bereitschaft und fortwährendes Interesse sowie Michael Tieke für die Anfertigung der Karte. 

1 Siehe Johann Heinrich ZEDLER , Grosses vollständiges Universal-Lexicon aller Wissen­
schafften und Künste, Bd. 40, Leipzig und Halle 1744, Sp. 646f. 

2 Im wesentlichen bezieht sich der folgende Text auf den Bereich des späteren Niederstiftes 
Münster. Außer acht gelassen wurden die Gebiete der Grafschaft Hoya, des Hochstiftes 
Minden und die Region südlich von Osnabrück. Auch Ostfriesland findet keine ausführ-
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Schwerpunkt nicht auf einfachen Zuordnungen anhand der Herkunftsnamen 
liegen.3 Vielmehr geht es im wesentlichen darum, die westniedersächsische 
Zuwanderergruppe in ihrer Gesamtheit im historischen Kontext zu betrachten 
und ihre Stellung in Stralsund nachzuvollziehen. 
Anders als der Ostseeraum war das Weser-Ems-Gebiet in Mittelalter und frü­
her Neuzeit politisch, wirtschaftlich und kulturell ohne größere Bedeutung. 
Die Ursachen dafür sind vor allem in der naturräumlichen Gliederung zu su­
chen: Das nordwestdeutsche Tiefland war von großen Hochmooren durchzo­
gen, die Böden zumeist karg und die Bevölkerungsdichte gering, was sich 
hemmend auf die Siedlungs- und Herrschaftsbildung auswirkte.4 So sind kaum 
Städtegründungen zu verzeichnen, der Landstrich wurde vielmehr - abgese­
hen von Bremen und Osnabrück - durch kleine Siedlungen und wenige unbe­
deutende Städte bzw. Minderstädte geprägt. Eines der dominierenden Struk-
turmerkmale des hohen und späten Mittelalters, das Städtewachstum, war 
demnach nur in kleinsten Ansätzen zu beobachten. Und doch befand sich die 
Region nicht fernab vom Geschehen oder in einer ausgesprochenen Randlage, 
denn neben der Schiffahrt auf den Binnenflüssen waren es vor allem die Han­
delsstraßen, die den Raum zum Durchgangsgebiet für den aufblühenden Fern­
handel werden ließen.5 Insbesondere der Aufstieg Flanderns zur dominieren­
den Wirtschaftsregion in Nordwesteuropa ließ im Spätmittelalter den Verkehr 
im Weser-Ems-Raum anwachsen und gab damit neue Impulse.6 Im Zuge die­
ser Entwicklung erlangte die Flämische Straße eine herausragende Rolle im 
Verkehrsgefüge der Region. Sie führte von ihrem Ausgangspunkt, dem mittel­
alterlichen „Weltmarkt" Brügge, über Holland nach Hamburg und von dort 
weiter nach Lübeck, der Drehscheibe des Ost- und Nordseehandels.7 Im We-

lichere Betrachtung. Allerdings ist aus diesem Landstrich keine größere Wanderungsbewe­
gung zu verzeichnen. 

3 Siehe etwa: Hugo NÜSKE, Die Greifswalder Familiennamen des 13. und 14. Jahrhunderts, 
Greifswald 1929, Almut REIMPELL , Die Lübecker Personennamen unter besonderer Be­
rücksichtigung der Familiennamenbildung bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts, Lübeck 1929, 
Helene BROCKMÜLLER , Die Rostocker Personennamen bis 1304, Rostock 1933 und Erwin 
ASSMANN, Die Stettiner Bevölkerung des ersten Jahrhunderts nach der Stadtrechtsverlei­
hung (1243-1352), in: Zeitschrift für Ostforschung 2, 1953, S. 230-263. 

4 Vgl. dazu die Darstellung von Hildegard Drrr, Naturräume und Kulturlandschaften West­
falens. Ihre Inwertsetzung seit dem Mittelalter, in: Der Raum Westfalen, Band VI,2, hrsg. 
von Franz Petri und Alfred Hartlieb von Walthor, Münster 1996, S. 1-326, und Wolfgang 
BOCKHORST, Geschichte des Niederstifts Münster bis 1400, Münster 1985 (= Veröffent­
lichungen der Historischen Kommission für Westfalen XXII, Bd. 17), S. 132. 

5 Die Bedeutung des Landtransports wird gemeinhin geringer geschätzt als die Warenbeför­
derung über Wasserwege. Jedoch hat sich auch auf den Handelsstraßen ein umfangreicher 
Warenverkehr abgespielt, zumal die Beförderung von leichteren Handelsgütern oft schnel­
ler als auf dem Seeweg vonstatten ging. Siehe Philippe DOLLINGER, Die Hanse, 4., erweiter­
te Auflage, Stuttgart 1989, S. 294. 

6 Drrr (wie Anm. 4). S. 109. 
7 Dazu grundlegend Friedrich BRUN S und Hugo WECZERKA , Hansische Handelsstraßen, 

Textband, Köln und Graz 1967 (= Quellen und Darstellungen zur Hansischen Geschichte, 
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ser-Ems-Raum verlief sie von Nordhorn über Lingen, Haselünne, Löningen, 
Cloppenburg, Wildeshausen und Delmenhorst nach Bremen (siehe Karte). 
Des weiteren verband ein ebenfalls stark frequentierter Handelsweg, die Frie­
sische Straße, Münster über die Wegstationen Rheine, Hesepe, Meppen, Ha­
ren und Lathen entlang der Ems mit dem friesischen Emden. Bereits seit dem 
9. Jahrhundert hatte dieser Emsweg für den Warenaustausch zwischen Fries­
land und Westfalen/Rheinland eine große Bedeutung.8 Andere wichtige Ver­
kehrsverbindungen waren die Straßen von Bremen über Osnabrück nach 
Münster, von Osnabrück nach Oldenburg und von Bremen über Oldenburg 
nach Emden.9 Es sind allerdings nur vereinzelte schriftliche Hinweise, die sich 
insbesondere über die Flämische Straße erhalten haben: 
Nüchterne Beschreibungen, wie das Brügger Itinerar (um 1360/80), das die 
wichtigsten Wegstationen zwischen Lingen und Stade verzeichnet; oder wie 
das Danziger Kontorbuch des Kaufmannes Jakob Stove, der 1560 vier hansi­
sche Straßenzüge mit Entfernungsangaben notiert, darunter die Wege von 
Groningen bzw. Amsterdam nach Danzig, die im Weser-Ems-Gebiet auf der 
Flämischen Straße verliefen.10 

Kostenabrechnungen hansischer Gesandter und Auflistungen von Zolleinnah­
men; so brachte etwa der Zoll im Rechnungsjahr 1474/75 dem Amt Cloppen­
burg immerhin 46 Mark und fünf Schilling ein.11 

Beschzoerdebriefe, mittels derer sich die Heimatstädte geschädigter Kaufleute 
über zu Unrecht erfolgte Zollabgaben oder Arrestierungen beklagten.12 

N.F., Bd. 13), S. 364-367 . Noch heute verläuft auf dieser TYasse mit der B 213 eine der 
meistfrequentierten Bundesstraßen Deutschlands. 

8 Ebd., S, 385 ff., und Carl-Hans HAUPTMEYER, Niedersächsische Wirtschafts - und Sozialge­
schichte im hohen und späten Mittelalter, in: Geschichte Niedersachsens, Bd. 2.1, Hanno­
ver 1997 , S. 1176. Diese Ems-Route wurde seit dem 9. Jh. wichtigste Verbindungslinie zum 
friesischen Teil des Bistums Münster. An ihrem Verlauf erlangte etwa Meppen bereits 94 6 
ein Marktprivileg - früher also als Bremen. 

9 Siehe BRUNS/WECZERKA (wie Anm. 7) , S. 391-400 . 
10 Vgl. Herbert und Inge SCHWARZWÄLDER , Reisen und Reisende in Nordwestdeutschland, 

Bd. 1 , Hildesheim 1987 , S. 92, und Eduard SCHULTE , Das Danziger Kontorbuch des Jakob 
Stove aus Münster, in: Hansische Geschichtsblätter 62 , 1937 , S. 57-60 . 

11 Hermann LÜBBING, AUS dem Cloppenburger Rechnungsbuch von 1474/75, in: Oldenburger 
Jahrbuch des Vereins für Landesgeschichte und Altertumskunde 37 , 1933 , S. 71 f. 

12 Siehe etwa Hanserecesse, II. Abtheilung, 2. Band, bearb. von Goswin VON DER ROPP, Leip­
zig 1878 , Nr. 150-180,296 : Im Oktober 143 7 wurden der Danziger Bürgermeister Heinrich 
Vorrath und der Sekretär des Brügger Hansekontors Magister Johannes Swin auf der Rück­
reise aus Flandern bei Cloppenburg überfallen und in Gefangenschaft genommen. Die In­
itiative dazu ging vom Bischof von Münster aus, der sich mit Hamburg und Lübeck in einer 
Auseinandersetzung um Emden befand und die Inhaftierung von Vorrath und Swin als 
Druckmittel gegen die Hansestädte einsetzte. Im Verlauf des Konflikts drohte der Rat Dan-
zigs dem Bischof von Münster mit der Einstellung des Verkehrs auf der Flämischen Straße, 
falls die vor Cloppenburg festgenommenen Kaufleute ihrer Stadt nicht freigelassen würden. 
Als sich schließlich sogar der Hochmeister des Deutschen Ordens und der englische König 
für Heinrich Vorrath einsetzten, gab der Bischof von Münster nach und entließ seine Gei-
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Reiseberichte und Chronikeinträge, die Risiken und Unsicherheiten aufzeigen, 
wie die Aufzeichnungen der Gesandten der Stadt Kampen. Sie besuchten 1517 
den Hansetag in Lübeck und wurden auf der Rückreise vor Cloppenburg von 
40 Reitern bedrängt, denen sie jedoch entkamen.13 Ein weiteres Beispiel ist der 
Bericht des Chronisten Klinghammer über einen Kölner Weinhändler, der im 
Jahr 1575 von Hamburg an von Straßenräubern verfolgt wurde, die schließlich 
kurz vor Löningen zuschlugen und dem Unglücklichen die stattliche Summe 
von 10000 Gulden abnahmen.14 

Durch diese Nachrichten, die sehr nachdrücklich die Funktion der Flämischen 
Straße als überregionalen Handelsweg hervorheben, wird ein Bild von den 
Gefahren vermittelt, mit denen beim Warentransport zu rechnen war. Um die 
Vorteile der Landverbindungen gewährleisten zu können, unternahmen die 
Landesherren größere Anstrengungen, da die zu entrichtenden Zölle ihre Kas­
sen füllten. Dies bekam vor allen anderen Graf Gerd von Oldenburg zu spü­
ren, der als „Straßenschinder" die Region von seiner Burg Delmenhorst aus 
unsicher machte und dem die Nachwelt daher die deutlichsten Hinweise zur 
Bedeutung des mittelalterlichen Landtransports auf der Flämischen Straße zu 
verdanken hat.15 Lukrativstes Ziel seiner Übergriffe waren die auf dem Han­
delsweg verkehrenden Kaufleute, die seine Burg passieren mußten und für de­
ren Reichtum er tiefe Verachtung hegte.16 So klagt der Schreiber der Lübecker 
Ratschronik 1471/72: „he rovede uppe syner [der Flämischen] Straten unde 
nam den kopluden ere gud fegen ere, jegen Got unde fegen recht... unde ach-
tede des nicht, oft se weren uth Brabant, Zelant, Hollant, uth Poitzen edder 
uth anderen landen"17 Zweifelsohne nahm der umfangreiche und von Fern­
händlern verschiedener Länder getragene Verkehr durch dieses Verhalten des 
adeligen Wegelagerers großen Schaden. Da also die Zustände unhaltbar wur­
den, setzte Heinrich von Schwarzenburg, Administrator des Erzstiftes Bremen 
und Bischof von Münster, 1482, nach mehreren erfolglosen Versuchen, durch 
die Eroberung der Burg Delmenhorst und die daraus resultierende Abdankung 

sein, die sich mehr als ein halbes Jahr in t1 groter moiie und not" (HR 11,2, Nr. 160) befanden 
aus der Gefangenschaft. Dies sei als Beispiel dafür genannt, daß sich auch große Politik auf 
und neben der Straße abspielen konnte. 

13 SCHWARZWÄLDE R (wie Anm. 10), S. 103 f. 
14 Landesbibliothek Oldenburg, Gm 1126, Bl. 143r. 
15 Heinrich SCHMID, Gerhard, in: Hans Friedl u.a. (Hrsg.), Biographisches Handbuch zur Ge­

schichte des Landes Oldenburg, Oldenburg 1992, S. 233-237, Edgar GRUNDIG, Geschichte 
der Stadt Delmenhorst von ihren Anfängen bis zum Jahre 1848, Band I, Delmenhorst 1953, 
S. 13 ff. und Gerhard KALDEWEI , „On the Road"- Zur Kulturgeschichte des Reisens im 
Nordwesten, in: Oldenburger Jahrbuch 98,1998, S. 1-22. 

16 Siehe SCHMID (wie Anm. 15), S. 234. Allerdings war sein Verhalten nicht allein durch Geld­
gier und Ablehnung, sondern auch durch das seit 1453 stark belastete Verhältnis zu Lübeck 
motiviert, was ihn freilich nicht davon abhielt, Nicht-Lübecker auszuplündern. 

17 Siehe Die Ratschronik von 1438-1482, in: Die Chroniken der niedersächsischen Städte, 
Lübeck 5.1, Leipzig 1911 (= Die Chroniken der deutschen Städte vom 14.-16. Jahrhundert, 
Bd. 31), S. 86 und 107 
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des Grafen dem jahrzehntelangen Treiben ein Ende - sicher ganz zur Freude 
aller Reisenden.18 

Wie wichtig sowohl die Flämische als auch die Friesische Straße für den We­
ser-Ems-Raum waren, läßt sich - abgesehen von Zollrechnungen - demnach 
nur noch indirekt ableiten. Impulse für das Städtewachstum sind kaum zu ver­
zeichnen, dennoch wird sich am Verlauf dieser Verkehrswege, vor allem in 
den Marktorten, Handel abgespielt haben, und es werden Nachrichten und 
Innovationen (z. B. zur Nutzung der Wasserkraft) in die Region getragen wor­
den sein. Groß wird aber auch die Anziehungskraft gewesen sein, die durch­
ziehende Kaufleute auf die Bewohner ausübten, und eben diese Kaufleute 
werden vom Leben in den neugegründeten Ostseestädten und den sich dort 
bietenden Möglichkeiten berichtet haben. An dieser Stelle offenbart sich, daß 
die großen Handelsstraßen in einem weiteren Zusammenhang einige Bedeu­
tung erreichten: Sie wurden zum Ausgangspunkt für Wanderungsbewegungen 
aus Nordwestdeutschland in den expandierenden Ostseeraum.19 Außerge­
wöhnlich deutlich ist dies in Stralsund zu beobachten, wo sich auffallend viele 
Personenverbände aus dem Weser-Ems-Raum niederließen. 
Im 1234 zur Stadt erhobenem Stralsund trafen diese Zuwanderer auf völlig 
neue Perspektiven und Gegebenheiten.20 Vor allem der direkte Zugang zur 
Ostsee ermöglichte den Eintritt in den lukrativen weil riskanten See- und 
Fernhandel. Dank dieser verkehrsgünstigen Lage entwickelte sich Stralsund 
außerordentlich rasch. Zunächst entstand nach 1230 gruppiert um den Markt 
der älteste Stadtkern, 1256 wird die Neustadt urkundlich erwähnt, die seit 
1261 durch eine gemeinsame Befestigung mit der Altstadt verbunden wurde.21 

18 Gerhard SCHMIDT , Grafschaft Oldenburg und oldenburgisches Friesland in Mittelalter und 
Reformationszeit, in: Albrecht Eckhardt (Hrsg.), Geschichte des Landes Oldenburg, Olden­
burg 1987, S. 130 f. Für seinen Gegenspieler Hermann von Schwarzenburg war der Ausgang 
der Auseinandersetzung ein doppelter Erfolg, hatte er doch die Störungen des Handelsver­
kehrs abgestellt und mit der Eroberung der Burg Delmenhorst den gesamten Verlauf der 
Flämischen Straße bis Bremen in das Gebiet des Bistums Münsters eingegliedert. 

19 Durch eine Auswertung der Herkunftsnamen im Rigischen Schuldbuch hat Paul Johansen 
bereits die Impulse des Hellweges für die Ostsiedlung herausgestellt, waren es doch vor al­
lem Westfalen aus Orten entlang dieser Handelsstraße, die den Weg nach Livland fanden. 
Siehe Paul JOHANSEN, Westfälische Wesenszüge in der Geschichte und Kultur Alt-Livlands, 
in: Der Raum Westfalen, Bd. 4.1, hrsg. von Hermann Aubin, Franz Petri und Herbert 
Schienger, Münster 1958, S. 274. 

20 Zu Fragen der Stralsunder Stadtgeschichte siehe Konrad FRITZE, Zur Gründung Stralsunds, 
in: Die Stadt im westlichen Ostseeraum, hrsg. von Erich Hoffmann und Frank Lubowitz, 
Frankfurt 1995, S. 133-144, DERS ., Entstehung, Aufstieg und Blüte der Hansestadt Stral­
sund, in: Geschichte der Stadt Stralsund, hrsg. von Herbert Ewe, 2. Aufl., Weimar 1985, 
S. 9-102, DERS., Die Hansestadt Stralsund. Die beiden ersten Jahrhunderte ihrer Geschich­
te, Schwerin 1960. Gegründet wurde Stralsund mit Rostocker Unterstützung. Konrad Fritze 
vermutet daher, daß von den Vitten Rostocker Kaufleute die Stadtentwicklung ausging. 

21 Vgl. Konrad FRITZE , Entstehung, Aufstieg und Blüte der Hansestadt Stralsund (wie Anm. 
20), S. 14ff. Bezeichnenderweise konnte auch der Versuch der Lübecker, die Handelskon-



130 Karin von der Beeke 

Schon kurz nach der Stadtrechtsverleihung war es also nötig geworden, ein 
neues Siedlungsareal zu schaffen. Um 1300 hatte das Stadtgebiet dann die 
Ausdehnung erreicht, die es bis ins 19. Jahrhundert beibehalten sollte.22 Damit 
unterschied sich Stralsund deutlich von den Herkunftsorten der Neubürger 
aus dem Weser-Ems-Gebiet, die nur durch kräftige Unterstützung des Landes­
herren eine bestenfalls bescheidene Größe erreichten. Forciert wurde der Auf­
schwung in Stralsund vor allem durch den blühenden Handel, der rasch weit 
über die Grenzen des Fürstentums Rügen hinausreichte.23 Und bereits gegen 
Ende des 13. und zu Beginn des 14. Jahrhunderts waren die Stralsunder Kauf­
leute erfolgreiche Zwischenhändler, deren Aktivitäten sich im Laufe der Zeit 
von Novgorod bis Spanien erstreckten.24 

Nicht unerheblich an Aufbau und Blüte Stralsunds beteiligt waren unter ande­
ren auch die Auswanderer aus der Weser-Ems-Region. Sie lassen sich durch 
ihre von den Herkunftsorten abgeleiteten Familiennamen identifizieren, wur­
de es doch seit dem 13. Jahrhundert üblich, neben dem Vornamen zur besse­
ren Unterscheidung einen Familiennamen zu führen, der sich aus einem signi­
fikanten Merkmal, wie etwa dem Herkunftsort, bildete.25 So finden sich Perso­
nen aus den Ursprungsorten Dörpen, Meppen, Steinbild, Hilten, Lathen, Lin­
gen, Haren, Nordhorn, Bentheim, Haselünne, Schüttorf, Dehland, Diepholz, 
Löningen, Wildeshausen, Goldenstedt, Vechta, Bant, Apen, Berne und Druch­
horn in Stralsund. 
Eine herausragende Stellung innerhalb dieser westniedersächsischen Zuwan­
derergruppe nehmen die Personenverbände aus dem Emsland und der Graf­

kurrentin durch einen 1249 erfolgten Angriff zu schwächen, den Aufschwung nicht aufhal­
ten. 

22 Ebd. 
23 Siehe auch hierzu die in Anm. 20 genannte Literatur. 
24 Bereits früh ist eine starke Ausrichtung auf den England- und Skandinavienhandel zu be­

obachten; von großer Wichtigkeit waren daneben die Handelsbeziehungen zu Flandern. 
25 Zur Bedeutung der Herkunftsnamen siehe Adolf BACH , Deutsche Namenkunde, Band 1.2, 

3., unveränd. Auflage, Heidelberg 1978, §531 sowie Gerhard Bauer, Deutsche Namenkun­
de, 2. Auflage, Berlin 1998, S. 53 f., 147-153. Eine Auswertung der Stralsunder Bürgerna­
men unternimmt Hans BAH LOW, Die Stralsunder Bürgernamen um 1300, in: Baltische Stu­
dien, N.F. 36,1934, S. 1-59. Seine Ergebnisse sind eine nützliche Hilfe bei der Zuweisung 
der Herkunftsorte. Allerdings sind die Schlüsse, die er aus seinen Untersuchungen zieht, 
fragwürdig, leugnet er doch den Anteil der slawischen Bevölkerung am Aufbau Stralsunds. 
Keineswegs soll hier der Eindruck vermittelt werden, die Mitglieder der angesprochenen 
Personenverbände seien stets direkt aus ihrem Ursprungsort nach Stralsund gezogen. Viel­
mehr muß man davon ausgehen, daß die Wanderungsbewegung sich über mehrere Zwi­
schenstationen (z. B. Lübeck) erstreckt haben könnte. Siehe dazu Emst Günther KRÜGER, 
Die Bevölkerungsverschiebung aus den altdeutschen Städten über Lübeck in die Städte des 
Ostseegebiets, in: Zeitschrift des Vereins für Lübeckische Geschichte und Altertumskunde 
27, 1934, S. 101-158 und 263-313. Krüger weist allerdings für keine der angesprochenen 
Familien eine Verbindung nach Lübeck auf. 
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schaft Bentheim ein.26 Sie sind in größerer Zahl vor 1300 in Stralsund ansäs­
sig, gehören also zur ältesten Einwohnerschicht und erreichen durch ihre er­
folgreichen Handelsgeschäfte häufig eine exponierte Stellung.27 

Schon vor 1278 treffen wir auf die Familie der Dörpen (Dörpen).28 Mit Her­
bord, Johannes, Thidemann/Thideric und Wicbold lassen sich bereits in die­
ser Frühphase vier Mitglieder ermitteln.29 Als erster Dörpen begegnet uns Her­
bord (vor 1278-1281) in der städtischen Überlieferung: Er bildet gemeinsam 
mit Johannes de Linghen 1280/81 eine Handelsgesellschaft, deren Ziel Flan­
dern ist, daneben gestaltet er als Ratsmitglied aktiv die Geschicke seiner Stadt 
mit.30 Ebenfalls als Kaufmann tätig sein dürfte Johannes de Dörpen (vor 1278), 
die Ehrenbezeichnung dominus deutet auf eine Ratszugehörigkeit.31 Außeror­
dentlich fromm und um sein Seelenheil besorgt, stiftet er zur Beleuchtung der 
Hl. Geist-Kirche eine ewige Rente in Höhe von einer Mark.32 Doch genügt 
ihm dies allein wohl nicht, wenig später weist er sein Vermögen seiner Frau 
Riquina und den Kindern (seines Bruders?) Wicbolds zu und bricht zu einer 
Pilgerreise auf.33 Sein weiteres Schicksal liegt im dunkeln. Bemerkenswert er­
folgreich als Kaufmann ist Thidemann/Thideric de Dörpen (vor 1278-1314). 

26 Zu ihnen zählen die Personengruppen Dörpen (Dörpen), Meppen, Stenebille (Steinbild), 
Hilten, Loten (Lathen), Linghe (Lingen), Haren, Northorne (Nordhorn), Benthem (Bent­
heim), Haselünne (Haselünne) und Schuttorp (Schüttorf). 

27 Untersuchungen zur Geschichte Stralsunds werden durch die außerordentlich günstige 
Quellenlage erleichtert, setzt doch die städtische Überlieferung ab etwa 1270 in großem Um­
fang ein. Diese Ausführungen beruhen auf folgenden edierten Quellen: Das Älteste Stral­
sundische Stadtbuch 1270-1310, hrsg. von F. FABRICIUS, Berlin 1872, (im folgenden: 1. Stadt­
buch), Das zweite Stralsundische Stadtbuch 1310-1342, bearb. von Robert EBELING , Stral­
sund 1903, (im folgenden: 2. Stadtbuch), Das Älteste Stralsunder Bürgerbuch 1319-1348, 
bearb. von Robert EBELING, Stettin 1926, (im folgenden: Bürgerbuch), Der Stralsunder Li-
ber memorialis, Teil 1: 1320-1410, bearb. von Horst-Diether SCHROEDER , Schwerin 1964, 
(im folgenden: Liber memorialis), und Pommersches Urkundenbuch, Bd. 2-11, Stettin bzw. 
Köln und Wien 1881-1990, (im folgenden: PUB). Die Beschränkung auf die Zeit bis 1350 re­
sultiert vor allem aus der sich danach verschlechternden Editionssituation, aber auch dar­
aus, daß durch das Auftreten der Pest nach 1350 veränderte Bedingungen herrschten. 

28 Der Name Dörpen weist auf den Herkunftsort Dörpen/ Emsland. Vgl. BAHLO W (wie Anm. 
25), S. 23, und Hermann OESTERLEY , Historisch-geographisches Wörterbuch des deutschen 
Mittelalters, Gotha 1883, S. 129, Die Jahresangaben in Klammern bezeichnen das Auftreten 
in den Quellen. 

29 Herbord: 1. Stadtbuch, 1.33, Johannes: 1. Stadtbuch, L73, Thidemann/Thideric: 1. Stadt­
buch, 1.83, Wicbold: i. Stadtbuch, 1.143. Die Dörpen stellen einen der ältesten und zahlen­
mäßig stärksten Personenverbände Stralsunds. Dies läßt darauf schließen, daß sie schon 
seit einer oder mehreren Generationen in der Stadt ansässig waren und damit tatsächlich 
zur frühesten Einwohnerschicht der Stadt zählen könnten. Insgesamt finden sich bis 1350 
mindestens 25 Mitglieder des Personenverbandes in den stralsundischen Quellen. Un­
sicherheiten ergeben sich aus möglichen Doppelungen von Vornamen. Auffällig ist, daß bis 
1326 kein Dörpen Mitglied der Gewandschneiderkompagnie ist. 

30 1. Stadtbuch, 111.63 (1280/81) und III.103 (1280). 
31 1. Stadtbuch, 1.73 und 86 (bis 1279). 
32 1. Stadtbuch, 1.86 (bis 1279). 
33 1. Stadtbuch, 1.117, 117a, 309 (bis 1279). 
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Die Herkunftsorte Stralsunder Bürger aus dem Weser-Ems-Raum im 13. und 14. Jahrhundert 

Bereits um 1278 betreibt er Handel nach England, häufig tritt er zudem als Dar-
lehnsgeber oder -nehmer auf.34 Früh ermöglichen ihm seine Handelsgewinne 
den Besitz eines Steinhauses (erwähnt 1291) und mehrerer Immobilien, später 
die Bewidmung von Altären (1304 bzw. 1306) und schließlich 1311/12 den Kauf 

34 1. Stadtbuch, 1.83 (bis 1278), als Beispiele für Schuldverschreibungen: 1. Stadtbuch, VI.112, 
120. 
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des Gutes Ganschwitz und der Dörfer Buchenhagen und Neuenpleen.35 För­
derlich ist ihm der erworbene Reichtum und das damit verbundene Ansehen si­
cher bei seiner Arbeit im Stadtrat - seit etwa 1285 als Ratsmitglied nachweisbar, 
wird er in den Jahren 1305 und 1308 als Bürgermeister geführt.36 1308, auf dem 
Höhepunkt seines Einflusses, reist er als Gesandter seiner Stadt an den Hof des 
norwegischen Königs Hakon V., wo die stralsundischen Privilegien bestätigen 
werden.37 In seinem Testament vergibt er Legate in Höhe von 46 Mark an alle 
geistlichen Institutionen der Stadt, Renten im Wert von 51 Mark pro Jahr, sowie 
weitere Geldbeträge in Höhe von 369 Mark und Grundbesitz in Konradshagen 
und Scharpitz.38 Für alle übrigen Güter setzt er seine Söhne Bernard und Tlde-
ric als Erben ein.3 9 Gleichfalls als Fernhändler tätig ist Wicbold de Dörpen (vor 
1278-1301). Eines seiner Handelsziele ist Flandern, so schuldet er 1293 gemein­
sam mit seinem Ratskollegen Thideric Scherf einem Simon Brüning in Gent 26 
Mark, als Handelsgüter Wicbolds werden Tuche und Getreide genannt.40 Ähn­
lich seinen Namensvettern ist auch Wicbold de Dörpen spätestens seit 1283 
Mitglied des Rates, er bekleidet außerdem seit etwa 1285 das Amt des Kämme­
rers.41 Noch nicht lange in Stralsund ansässig gewesen sein wird dagegen Od-
brecht de Dörpen (1281), der um 1281 seinen Besitz in Dörpen gemeinsam mit 
seiner Frau und seinen Kindern an Bernard de Walechin verkauft.42 Darüber 
hinaus gehören zwei Mitglieder der Familie dem geistlichen Stand an: Johannes 
(1327-1344), der Priester an der St. Nikolai-Kirche ist, und Thideric (1324-
1330), Propst des Nonnenklosters von Bergen.43 Wie Rang und Einfluß der er-

35 1. Stadtbuch, IV.195 (1291), PUB IV, Nr. 2137 (1304: Er stiftet den Altar gemeinsam mit 
zwei weiteren Ratsmitgliedern.), PUB IV, Nr. 2300 (1306: dotiert mit einer jährlichen Rente 
von 20 Mark.), PUB V, Nr. 2694 (1311: Die Kaufsumme wird nicht erwähnt.) und Nr. 2710 
(1312: Thideric kauft diese Dörfer gemeinsam mit seinem Ratskollegen Gerwin Semlow für 
1160 Mark wendisch von Fürst Wizlaw III. von Rügen.). 

36 1. Stadtbuch, III.395 (etwa 1285), PUB IV, Nr. 2227 (1305) und Nr. 2396 (1308). 
37 Hansisches Urkundenbuch, Bd. 2, bearb. von Konstantin HÖHLBAUM , Halle 1879, Nr. 129 

(1308). 
38 PUB VI, Nr. 4105 (1311-1314). Tideric verstirbt spätestens 1314. 
39 Ebd. 
40 1. Stadtbuch, IV.98 (1293), VI.8 und VI.16 (beide 1288). 
41 1. Stadtbuch, 11.225 (1283); III.389, 392 (1285); seine exponierte Stellung innerhalb der 

Stadtgemeinde betont auch er durch den Besitz eines Steinhauses: 1. Stadtbuch, IV.56 
(1289). 

42 1. Stadtbuch, 111.80. Bernard de Walechin scheint mit den Dorpens verwandtschaftlich ver­
bunden zu sein. 1305 nämlich verzichtet ein Bernard de Walchenem auf weitere Erbansprü­
che an (seine Tante?) Ricke de Dörpen, da diese seine beiden Töchter ausgestattet hat 
(V.278). Der Name Walchechin/Walchnem deutet auf den Ort Walchum / Emsl. (siehe Kar­
te) hin. Vgl. Ernst FÖRSTEMANN , Altdeutsches Namenbuch, 2. Band: Ortsnamen, 2. Teil, 
Nachdruck der 3. Auflage, Hildesheim und München 1967, Sp. 1214. Bernard taucht nicht 
wieder in den Quellen auf, er könnte demnach tatsächlich in Walchum, Dörpen oder Um­
gebung ansässig sein. Er wäre folglich kein Bewohner Stralsunds. Somit wäre hier ein Fall 
von direkter Rückverbindung in den Weser-Ems-Raum zu konstatieren. 

43 Johannes: PUB VII, Nr. 4318 (1327), PUB X, Nr. 5399 (1336), PUB XI, Nr. 6332 (1344). Er 
könnte ein Sohn Wicbold de Dorpens sein. Siehe 2. Stadtbuch, Nr. 116 (1311). Thideric: 
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sten Dörpen vermuten lassen, gehören auch die folgenden Generationen zur 
Oberschicht der Stadt. So z. B. die Söhne Thiderics de Dörpen, Bernard (1304-
1335) und Thideric (1304-1340), beide Mitglieder des Rates, wobei Bernard so­
gar das Amt des Bürgermeisters bekleidet; oder Johannes de Dörpen, ebenfalls 
Bürgermeister Stralsunds und als Tuchhändler bezeugt.44 Gering ist dagegen die 
Zahl derjenigen Dörpen, die im Zeitraum von 1319-1348 den Bürgereid leisten, 
d. h. neu in die Bürgergemeinde aufgenommen werden. Mit Albert de Dörpen 
1324, dem Johannes de Dörpen als Bürge zur Seite steht, und erneut einem Al­
bert de Dörpen 1338, beläuft sie sich lediglich auf zwei.45 Schon in der Frühzeit 
Stralsunds erreichen die Dörpen demnach eine exponierte Stellung innerhalb 
Stralsunds - überwiegend im Fernhandel tätig, haben sie nicht zuletzt durch 
ihre Ratsmitgliedschaft durchweg eine herausragende Position und zählen so­
mit zum Meliorat. 
Auch der Familie der Meppen gelingt es, sich erfolgreich in Stralsund zu eta­
blieren.46 Vergleichbar dem Lebensweg des Thideric de Dörpen ist der des Jo­
hannes de Meppen (1278 bis etwa 1324). Desgleichen als Fernhändler tätig und 
in diesem Metier außerordentlich erfolgreich, vermittelt allein der Besitz einer 

PUB VII, Nr. 4595 (1330). Zudem stiftet Sweder de Dörpen (1294-1305) bereits im Jahr 
1304 eine Vikarie zu Ehren des HI. Thomas in der St. Nikolaikirche. Siehe PUB IV, 
Nr. 2179. Sie wird zunächst von dem Wester Eycko versehen und ist mit einer Rente von 21 
Mark dotiert. Nach seinem Tod sollen (seine Neffen?) Bernard und Thideric de Dörpen die 
Aufsicht über die Vikarie übernehmen. 

44 Bernard: Ratsmitgüed seit 1316 siehe PUB V, Nr. 3004, Bürgermeister 1325/26 und 1329 
siehe PUB VI, Nr. 3821,3906 und PUB VII, Nr. 4135, 4472. Thideric: Oldermann siehe 2. 
Stadtbuch, Nr. 353 (1328-1334); Ratsmitglied seit 1331 siehe PUB VIII, Nr. 4935; Johan­
nes: Liber memorialis, Nr. 392 (1328-30), Bürgermeister 1339 siehe PUB X, Nr. 5757. 

45 Bürgerbuch, Nr. 482 (1324) und 2087 (1338). Während man 1324 aufgrund des Bürgen ein 
Verwandtschaftsverhältnis vermuten kann, ist dies 1338 völlig ungewiß, hier fungiert Bernt 
Verden als Bürge. 

46 Der Name Meppen weist auf Meppen/ Emsland als Herkunftsort. Siehe BAHLO W (wie 
Anm. 25), S. 22. Insgesamt lassen sich bis 1350 mindestens 24 Träger des Namens de Mep­
pen in Stralsund nachweisen. Zu den ältesten Einwohnern zählen die Brüder Gerhard und 
Heinrich de Meppen, die Brüder Johannes und Hermann, der Femhändler Albert de Mep­
pen (1281), sowie Hence de Meppen (1277/78), Jordanus de Meppen (1284) und Boydeke de 
Meppen (1287). Da sich so früh zahlreiche Meppen in Stralsund finden, kann man auch 
hier davon ausgehen, daß die Familie zumindest seit mehreren Jahren hier ansässig ist. 
Gleichzeitig sind in der Mitte des 13. Jahrhunderts aber auch in Lübeck, Wismar und Ro­
stock Träger des Namens Meppen nachweisbar. In Lübeck wird 1259 ein Johannes de Mep­
pen als Neubürger aufgenommen, für ihn bürgt Heinrich de Meppen. Siehe Codex Diplo-
maticus Lubecensis, Lübeckisches Urkundenbuch, lste Abtheilung: Urkundebuch der 
Stadt Lübeck, 2. Theil, Lübeck 1858, Nr. 33. In Wismar ist mit Wicbold (um 1258), Albert 
(um 1260), Everhard und Johannes (beide um 1272) ebenfalls ein großer Personenverband 
ansässig. Siehe Friedrich TECHEN , Das älteste Wismarsche Stadtbuch von etwa 1250 bis 
1272, Wismar 1912, Nr. 322,89,982 und 918. Und auch in Rostock ist um 1257 ein Meppen 
greifbar. Siehe Hildegard THIERFELDER (Hrsg.), Das älteste Rostocker Stadtbuch, Göttin­
gen 1967, Nr. 76. Es ist daher vorstellbar, daß die Wanderungsbewegung der Stralsunder 
Meppen über Lübeck, Wismar oder Rostock verlief und daß folglich der Aufbruch aus Mep­
pen schon vor mehreren Generationen erfolgt ist. 



Von Straßen und Menschen 135 

eigenen Kogge eine Vorstellung von seiner Finanzkraft.47 Eben diese Kogge 
sorgt denn auch für einige Mißstimmungen. 1303 nämlich beklagen die aufge­
brachten Oldermänner der Hanse in Boston gegenüber Rostock, daß das Schiff 
des Johannes de Meppen Lynn angelaufen habe, obgleich ein Verbot der Han­
delsfahrt dorthin bestand.48 So zeigt sich, daß Johannes schon früh ausgedehn­
ten Englandhandel betreibt, der ihm zu großem Wohlstand verhilft. Es ist ihm 
nämlich möglich, neben seinem umfangreichen Grundbesitz in Stralsund (u.a. 
ein Steinhaus), 1311 gemeinsam mit seinem Bruder das Dorf Luppat von Fürst 
Wizlaw III. von Rügen zu erwerben; zudem legt er Geld in Renten an. 4 9 Im Rat 
seiner Stadt tut Johannes sich bald hervor, 1298 wird er als Vertreter Stralsunds 
zum Schatzmeister des norwegischen Königs nach Tönsberg geschickt, um von 
ihm noch ausstehendes Geld zu empfangen.50 Sein Bruder Hermann de Mep­
pen (1288-1332) ist ebenfalls im Fernhandel tätig, er wird als Mitglied der Ge­
wandschneiderkompagnie geführt und bekleidet zusätzlich 1313 das Amt eines 
Oldermannes.51 Auch er erregt durch sein Handeln Aufsehen und Verärgerung: 
1319 verlangt der englische König Edward II. Schadensersatz für die Summe 
von 906 Mark Sterling, die englischen Kaufleuten bei ihrem Aufenthalt in Stral­
sund von Hermann de Meppen und dem Stettiner Johann Scheele abgenom­
men wurde.52 Gemeinsam mit der Familie des Johannes de Meppen erhält er 
1311 das Dorf Luppat, 1324 stattet er mit der Witwe und den Kindern des Jo­
hannes eine Vikarie mit einer Rente von 20 Mark aus, die jedoch 1332 wieder 
abgetreten wird.53 Außerdem wird ihm und Kopekin von Rode 1314 insgesamt 
noch 550 Mark rückständiges Geld von Fürst Wizlaw III. von Rügen für das 
Dorf Zitterpenningshagen ausgehändigt, das den beiden gehört haben muß. 5 4 

Seit 1278 in Stralsund nachweisbar ist Heinrich de Meppen (f um 1289). Er ge­
hört dem Rat seiner Stadt an, betreibt Fernhandel und verfügt über ein eigenes 
Schiff.55 Zwei im Ältesten Stadtbuch festgehaltene Regelungen seines Erbes be-

47 PUB II, Nr. 2105 (1303). 
48 Ebd. Offen bleibt, ob Johannes de Meppen - um des größeren Profits willen - absichtlich 

das Verbot mißachtet oder ob es ihm lediglich nicht bekannt ist. 
49 PUB V, Nr. 2661 (1311), 2. Stadtbuch, Nr. 611 (1322: Steinhaus in der Langenstraße). Als 

Beispiel für den Besitz seien weiterhin angeführt: 1. Stadtbuch, 1.348 (bis 1278: Eckhaus 
nah dem Triebseetor), 1. Stadtbuch, VIII. 211 und 213 (1311: V* Hufe in Voigdehagen und 6 
Äcker), und PUB VIII, Nr. 5262. 

50 PUB III, Nr. 1863. 
51 1. Stadtbuch, IX.136 (1281-1326), und PUB V, Nr. 2810 (1313), sowie 2. Stadtbuch, 

Nr. 3628 (1313). 
52 PUB VII, Nr. 4764. Die Ursachen dieser Tat Hermanns bleiben im dunkeln, Gründe für die 

Beschlagnahme des Geldes werden nicht genannt. Möglicherweise ist Hermann von den 
englischen Kaufleuten geschädigt worden, und will sich auf diese Weise Recht verschaffen. 
Doch auch Hermann bleibt von Übergriffen nicht verschont. Ihm werden während der 
Auseinandersetzung Stralunds mit dem Fürsten von Rügen vier Pferde aus seinem Haus ge­
stohlen und dem gegnerischen Lager zugeführt. Siehe PUB VII, Nr. 4753 (1314-1317). 

53 PUB V, Nr. 2661 (1311), PUB VI, Nr. 3793 (1324), PUB VIII, Nr. 4978 (1332). 
54 PUB V, Nr. 2882 (1314). 
55 1. Stadtbuch, IIL225 (1283) und PUB II, Nr. 1367 (1286). 
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zeugen seinen Reichtum. Weist er zunächst 1284/85 seinen Kindern aus erster 
Ehe 400 Mark aus seinen Handeisgewinnen, sowie umfangreichen Grundbe­
sitz, darunter ein Steinhaus und Besitz außerhalb der Stadt in Ludershagen, 
Elmhorst und Reinkenhagen, zu, so sollen diese nach einer Verfügung von 1290 
insgesamt 900 Mark erhalten.56 Mit Thideric zählen die Meppen einen Priester 
zu ihrer Familie, er profitiert von einer Vikarie des Johann de Beke, dem er da­
für Gebetsleistungen schuldet.57 Zudem werden 1326 Heinrich Meppen bzw. 
1328 Hermarm Meppen in die Bürgergemeinde Stralsunds aufgenommen.58 

Auch die Mitglieder des Personenverbandes Meppen betreiben überwiegend 
und oft außerordentlich erfolgreich Fernhandel und erreichen früh den Zugang 
zum Meliorat, jedoch läßt ihre Bedeutung seit den 1320er Jahren nach. 
Zu einer der ältesten Familien Stralsunds zählen des weiteren die Stenebille 
(Steinbild/Ems), die ebenfalls schon in der frühesten Überlieferung nachweis­
bar sind.59 Bereits im Zeitraum von etwa 1270 bis 1278 finden sich Thideric 
und Johannes de Stenebille, neben ihnen trifft man auf den vor 1282 verstor­
benen Wering de Stenebille und dessen Söhne Wering und Heinrich, sowie 
Kerstin Stenebille, die als Schuldnerin bzw. Gläubigerin 1293 in Erscheinimg 
tritt.60 1292 bildet der nunmehr erwachsene Wering de Stenebille gemeinsam 
mit Wicbold de Dörpen und drei weiteren Kaufleuten eine Handelsgesell­
schaft, sie leihen sich gemeinsam 186 Mark, dies ist gleichzeitig der letzte Hin­
weis auf die Familie in Stralsund.61 

Wie die Stenebille stammen wahrscheinlich auch die Lot(h)en ursprünglich aus 
dem Emsland.62 Neben Everhard de Loten (etwa 1281), einem der ersten Mit­
glieder der Gewandschneiderkompagnie, findet sich ebenso Hinceke de Loten 
in dieser Vereinigung, ein weiterer Everhard de Loten ist zudem 1328 Older-
mann der Gewandschneider.63 Dies lässt die Schlußfolgerung zu, daß die Loten 
im lukrativen Fernhandel tätig sind. Noch im 13. Jahrhundert wird Hermann de 
Loten in den Stadtbüchern erwähnt - 1290 setzt man ihn als Testamentsvoll-

56 1. Stadtbuch, III.312 (1284/85) und IV.115 (1290). 
57 PUB VI, Nr. 3602 (1322). 
58 Bürgerbuch, Nr. 690 und 795. 
59 Stenebille weist auf das an der Ems zwischen Dörpen und Lathen gelegene Dorf Steinbild 

hin. Siehe BAH LOW (wie Anm. 25), S. 23. 
60 1. Stadtbuch, 1.13 (Besitz des Johannes als Ortsangabe) und 1.31 (Thideric als Provisor). 

Kerstin: 1. Stadtbuch, IV.317 und 342. Wering hat seiner Frau Schulden bei Johannes de 
Hilten hinterlassen, die diese 1280 bis 1282 auslöst. 1. Stadtbuch, III.120. Auch der Name 
de Hilten deutet auf eine Herkunft aus dem Weser-Ems-Gebiet (Grafschaft Bentheim, siehe 
Karte). Vgl. OESTERLEY (wie Anm. 28), S. 285. Er findet sich jedoch kein zweites Mal in den 
Quellen. 

61 1. Stadtbuch, VI.90. 
62 Vgl. FÖRSTEMANN (wie Anm. 42), Sp. 1564 f. Sowie Hermann ABELS , Die Ortsnamen des 

Emslandes, Paderborn 1927, S. 55. Insgesamt finden sich bis 1350 mindestens 14 Loten in 
den stralsundischen Stadtbüchern. 

63 1. Stadtbuch, IX.13 (1281 bzw. kurz danach) und IX.163 (1281-1326), sowie Liber memo­
rialis, Nr. 353 (1328), 
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Strecker Johannes de Lünnes ein. 6 4 Vermutlich als erstem aus seinem Personen-
verband gelingt spätestens 1313 Heinrich Loten der Sprung in den Rat, schon 
1317 übernimmt er zusätzlich das Amt des Provisors des Hl. Geist-Spitals und 
ist damit unter anderem für die umfangreichen Finanzen der Einrichtung mit­
verantwortlich.65 Ein weiterer Heinrich de Loten, möglicherweise sein Sohn, 
tut es ihm nach, ist ebenfalls Ratsmitglied, 1332 Provisor der Beginen beim Do­
minikanerkloster und 1336 und 1341 Provisor des Hl.Geist-Spitals.66 In den 
1320er Jahren erlangen außerdem Heinrich und Ludeke de Loten das Bürger­
recht der Stadt.67 Zumindest zu Heinrich kann man eine verwandtschaftliche 
Beziehung in Erwägung ziehen, da für ihn Everhard de Loten bürgt. 
Mit Johannes de Linghe (Lingen) ist 1280/81 das erste Mitglied dieser Perso­
nengruppe in Stralsund nachweisbar. Eine Reise nach Riga veranlaßt ihn, sei­
ne wirtschaftlichen Verhältnisse zu ordnen. Um Rechtssicherheit zu schaffen, 
lässt er seine Handelsgesellschaft mit Herbort de Dörpen im Stadtbuch fixie­
ren - gemeinsam besitzen sie 35 Tonnen Teer und 37 Tonnen Pottasche in 
Flandern.68 Zudem bestimmt Johannes seinen Vater zu seinem Erben, falls er 
auf seiner Reise das Leben verlieren sollte.69 So spiegelt sich im kleinen die 
Welt des „hansischen" Kaufmanns in diesem Eintrag wieder: Die Hauptroute 
des Handels von Novgorod (oder wie hier Riga) nach Brügge; der Austausch 
von Ostwaren, wie z. B. eben Pottasche und Teer, gegen die Produkte der 
flandrischen Metropole Brügge (v.a. Tuche), der das Rückgrat des hansischen 
Handels ausmachte; die Gründung von Handelsgesellschaften, um die Gefah­
ren zu mindern und das dennoch hohe Risiko, Schaden an Leib und Gut zu 
nehmen, das den Kaufmann begleitete, aber eben auch die hohen Gewinn­
spannen rechtfertigte.70 Johannes de Linghe kehrt von seiner Riga-Fahrt wohl-

64 1. Stadtbuch, IV.113 (1290). 
65 PUB V, Nr. 2810 (1313), PUB VI, Nr. 3536 (1321) und PUB V, Nr. 3148 (1317). 
66 Liber memorialis, Nr. 352 (1328 als erstes nachweisbares Jahr seiner Ratsmitgliedschaft), 

PUB X, Nr. 5432 (1336) und Liber memorialis, Nr. 414 (1341), sowie PUB VIII, Nr. 5001 
(1332). Eine genaue Abgrenzung der beiden Heinrich de Loten voneinander ist schwierig. 
1330 regelt Heinrich de Loten die Versorgung seiner Mutter und seines Bruders Gottfried 
durch Renten. Zu diesem Zeitpunkt ist sein Vater, der Heinrich sen. sein könnte, wohl be­
reits verstorben. (Siehe 2. Stadtbuch, Nr. 903.). Dies würde auch erklären, warum zwischen 
1322 und 1328 kein Heinrich de Loten als Ratsmann auftaucht. 

67 Bürgerbuch, Nr. 110 (1320) und 485 (1325: Für Ludeke bürgen Kürschner, auch er könnte 
daher dieser Berufsgruppe angehören.). 

68 1. Stadtbuch, 111.63. Der Name Linghe weist auf Lingen/Ems als Herkunftsort. Siehe 
BAHLOW (wie Anm. 25), S. 23. Insgesamt finden sich bis 1350 mindestens 12 Lingen in der 
städtischen Überlieferung. 

69 Ebd. Der als Erbe erwähnte Vater könnte das erste Mitglied der Familie in Stralsund sein. 
So kann man auch hier annehmen, daß die Lingen schon einige Zeit in Stralsund ansässig 
sind. 

70 Schon 1280 allerdings beginnt sich die kaufmännische Schriftlichkeit und damit auch die 
Koordination vom heimischen Kontor aus durchzusetzen, so daß der Fernhandelskauf­
mann nicht mehr so häufig selbst reist, um seine Güter zu begleiten. Siehe Thorsten ÄFF-
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behalten zurück und begegnet uns 1282 als Zeuge eines Rechtsaktes und 
1284/85 als Käufer eines kleinen Schiffes erneut.71 Zu Ende des 12. und Be­
ginn des 13. Jahrhunderts finden sich weiterhin Arnold und Gerhard de Ling­
he in Stralsund.72 Ihre berufliche Tätigkeit lässt sich nicht aufdecken, auch sie 
könnten aber Kaufleute sein. Heinrich de Linghe (vermutlich der Sohn Ger­
hards) ist wohl der erste seiner Familie, der Zugang zum Stralsunder Rat er­
hält. Hier wird er rasch mit den negativen Seiten dieses Amtes konfrontiert.73 

1328 gerät Stralsund in einen Streit über die Zugehörigkeit zum Bistum 
Schwerin, infolgedessen der Rat, dem Heinrich seit spätestens 1328 angehörte, 
1329 mit einem Kirchenbann belegt wird.74 Zudem erwerben mit Bernard und 
Tideman de Linghe 1334 bzw. 1341 zwei weitere Träger dieses Namens das 
Stralsunder Bürgerrecht.75 Daß sie jedoch mit der bereits alteingesessenen Fa­
milie de Linghe verwandtschaftlich verbunden sind, ist eher unwahrschein­
lich, da diese sonst wohl als Bürgen fungiert hätten. 
Seit 1294/95 ist die Familie Haren in Stralsund nachweisbar.76 In einem dieser 
beiden Jahre nämlich wählt der Gewandschneider Ludolf seinen Schwager 
Gottschalk de Haren, der ebenfalls Tuchhändler sein könnte, zu seinem Testa­
mentsvollstrecker.77 Darüber hinaus wird Thideke de Haren als Mitglied der 
Gewandschneiderkompagnie geführt.78 Der vermutlich 1316 verstorbene Lu-

LERBACH, Der berufliche Alltag eines spätmittelalterlichen Hansekaufmanns, Frankfurt u.a. 
1993, S. 29 ff. 

71 1. Stadtbuch, III.175 und III.317. 
72 Zu Arnold siehe 1, Stadtbuch, IV.537 (1298/99). Hier wird eine hohe Geldanleihe Arnolds 

über 150 Mark verzeichnet, möglicherweise ein Hinweis auf Fernhandel. Zu Gerhard siehe 
1. Stadtbuch, V.197(1304) und 2. Stadtbuch, Nr. 189, 190 und 191(1313). Im Jahr 1313 wer­
den jedoch nur noch seine Witwe Hebele und seine Kinder Alheyde, Heinrich und Katerine 
erwähnt. Verwandtschaftliche Beziehungen zu Johannes de Linghe lassen sich nicht nach­
weisen, sind aber zumindest nicht unwahrscheinlich. 

73 PUB VII, Nr. 4424 und 4454. 
74 Ebd. 1334 wird seine Witwe Mechtild genannt. Seiner Schwester Lamme vermacht er 125 

Mark, ein Hinweis auf seine günstige finanzielle Lage. Aus seiner Zugehörigkeit zum Rat 
läßt sich schließen, daß auch er Kaufmann war. Siehe 2. Stadtbuch, Nr. 2870 und Liber me­
morialis, Nr. 354. 

75 Bürgerbuch, Nr. 1521 und 2364. Bürge Tideman de Lingens ist mit Bernd Schuttorp (siehe 
unten) ebenfalls ein Neubürger aus dem Weser-Ems-Gebiet, der von dort direkt nach Stral­
sund gekommen ist. Ähnliches kann man daher vielleicht auch für Tideman vermuten. 

76 Hier bestehen Unsicherheiten bei der Identifizierung von Haren/Ems als Herkunftsort, 
denkbar wären ebenfalls Haaren/Westf. oder Haaren/Rheinland. Aufgrund der großen An­
zahl von Familien aus dem Weser-Ems-Gebiet in Stralsund ist es jedoch nicht unwahr­
scheinlich, daß auch die Familie Haren ihren Ursprung im Emsland hat. Zu dieser Ein­
schätzung kommt auch BAHLOW (wie Anm. 25), S. 23. Zudem sind einige „regionale" Ver­
bindungen zu verzeichnen, so taucht Arnold de Haren im Testament des Thideric Meppen 
auf (PUB XI, Nr. 6010) und für den Neubürger Willekin de Haren bürgt Bernard de Dörpen 
(Bürgerbuch, Nr. 660). 

77 1. Stadtbuch, IV.370. 
78 1. Stadtbuch, IX. 139 (1281-1326). Insgesamt sind bis 1350 mindestens 20 Träger des Na­

mens de Haren nachweisbar. Auch in Bremen findet sich seit spätestens 1255 ein großer 
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dolf de Haren verfügt über ein größeres Vermögen, seine Kinder treten in den 
Jahren 1316 bis 1319 als Geldgeber auf und verleihen insgesamt 500 Mark.79 

Die Brüder Sibernus, Gottschalk und Ludekin de Haren scheinen ebenfalls als 
Kaufleute tätig zu sein, sie besitzen ein Schlachthaus und mehrere Buden in 
Stralsund.80 Allein drei Mitglieder der Familie Haren gehören dem geistüchen 
Stand an: die Töchter des Gottschalk Haren, Kunna und Tilsa, als Nonnen im 
Kloster Krummin (Usedom) und deren Neffe Arnold de Haren als Priester in 
Stralsund.81 Das Testament Johannes de Harens aus dem November 1343 wirft 
ein Schlaglicht auf das Leben des Fernhändlers. An erster Stelle um sein See­
lenheil besorgt, vermacht er den Franziskanern 3 Mark und bestimmt ihr Klo­
ster zu seiner Grablege, als Haupterben setzt er seine Frau und seinen Sohn 
ein.82 Weiterhin verweist er auf seine Handelsgüter, nämlich 24 Last Hering in 
Stettin, weitere 16 Tonnen Hering in einer Handelsgesellschaft mit Hermann 
Klapor, in seinem Haus lagerndes Getreide und Holz im Wert von 100 Mark, 
sowie Bier.83 Johannes de Haren handelt augenscheinlich überwiegend mit 
Massenprodukten, die große Menge an Heringen erklärt sich daraus, daß ge­
rade die Heringssaison zu Ende gegangen war.84 Ähnlich den vorausgegangen 
Personenverbänden verzeichnen die Haren eine Reihe von Neubürgern glei­
chen Namens in ihren Reihen, nämlich 1321 Hermann, 1326 Willekin, 1333 

Personenverband gleichen Namens, der maßgeblich die Geschicke der Stadt mitbestimmt 
und viele Ratsleute stellt (Siehe Bremisches Urkundenbuch, hrsg. von Dietrich R. EHMCK , 
Bd. 1, Bremen 1873, Nr. 265-525.). Ähnliches gilt für Rostock, wo ebenfalls bereits seit 
1265 ein de Haren zu finden ist (Siehe Das älteste Rostocker Stadtbuch, wie Anm. 46). 
Möglicherweise sind daher die Mitglieder der Familie Haren über die Zwischenstation Bre­
men oder Rostock nach Stralsund gelangt. 

79 2. Stadtbuch, Nr. 266 (1314), 267 (1314), 268 (1314), 1770 (1316), 1743 (1314). 1319 wird zu­
dem Heneke de Haren zum Provisor der Kinder (seines Bruders?) Ludeke de Haren be­
stellt, die im gleichen Jahr 100 Mark verleihen: Bürgerbuch, Nr. 46 und 2. Stadtbuch, 
Nr. 450 (1319). 

80 Sibernus: 2. Stadtbuch, Nr. 3073 (1336), 3074 (1336), 3172 (1337), 3289 (1339). Ludeke: 2. 
Stadtbuch, Nr. 3073 (1336), 1585 (1341), 3543 (1341). Gottschalk: 2. Stadtbuch, Nr. 3073 
(1336), 3074 (1336). 

81 2. Stadtbuch, Nr. 2639, PUB VIII, Nr. 4857 (1331) und PUB X, Nr. 5719 (1339). Das Testa­
ment des Arnold de Haren von 1339 ermöglicht einen Blick auf sein Vermögen: Er vergibt 
insgesamt Legate von etwa 60 Mark (größtenteils an geistliche Institutionen, aber z. B. 
auch 2 Mark an seine Tanten Kunna und Tilsa), vier Fässer Bier an die Armen der Hospi­
täler St. Jürgen und Hl. Geist und, um sein Seelenheil zu sichern, eine Rente von 20 Mark 
an einen Priester. Außerdem verweist er auf rund 150 Mark, die ihm verschiedene Personen 
noch schulden, und auf Getreideerträge von 48 Drömt. Zu seiner Grablege wählt er die St. 
Gertruden-Kapelle. Die Nonne Tilsa erhält von ihrem Bruder Sibernus 30 Mark mit der 
Auflage, Fürbitte für ihn zu leisten. Siehe Ralf LUSIARDI , Stiftung und städtische Gesell­
schaft. Religiöse und soziale Aspekte des Stiftungsverhaltens im spätmittelalterlichen Stral­
sund, Berlin 2000, S. 62. 

82 PUB XI, Nr. 6204. 
83 Ebd. 
84 Hering war eine begehrte Fastenspeise, große Mengen davon wurden von Mitte August bis 

Oktober vor Schonen gefangen. Auch Stralsund besaß auf Schonen sogenannte Vitten, 
Holzbauten, in denen der Hering verarbeitet, gelagert und gehandelt wurde. 
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Conrad und 1342 Henneke de Haren, für keinen von ihnen bürgt allerdings 
ein anderer Haren.85 Auch die Haren begegnen uns noch nach 1350 in der 
stralsundischen Überlieferung, es gelingt ihnen nach diesem Zeitpunkt, Zutritt 
zum Rat zu erhalten. 
Weitaus weniger glücklich als bei den vorgenannten Familien verläuft demge­
genüber der Versuch Lammike de Northomes (Nordhorn), in Stralsund Fuß zu 
fassen: Er wird im Juli 1279 verfestet, nachdem er Hence Vlessenbart eine Ver­
letzimg zugefügt hatte, weitere Träger dieses Namens lassen sich nicht ausma­
chen. 8 6 

Erst seit dem 14. Jahrhundert sind Personen mit den Herkunftsnamen Bent­
heim, Haselünne, und Schüttorf in Stralsund zu finden. Den Anfang macht ein 
nicht näher bezeichneter Benthem (Bentheim), der 1318 als Grundstücksver­
käufer auftritt.87 Ihm folgt Hermann de Haselünne (Haselünne), der 1324 das 
Stralsunder Bürgerrecht erhält, er ist weiterhin in den Quellen nicht greifbar.88 

Vermutlich im Jahr 1336 oder unwesentlich früher läßt sich Bernard Schuttorp 
(Schüttorf) in Stralsund nieder. Wahrscheinlich ist er direkt aus seinem Hei­
matort Schüttorf oder Hesepe (bei Nordhorn) nach Stralsund gezogen, 1336 
nämlich läßt er im Stralsunder Stadtbuch die Einigung mit seinem Bruder über 
das gemeinsame Erbe schriftlich fixieren.89 Danach erhält sein zurückgebliebe­
ner Bruder Gerhard den Besitz in Hesepe, während Bernhard die übrigen, 
nicht näher bezeichneten Güter empfängt.90 Mit diesem Vermögen ausgestat­
tet, leistet er 1338 den Bürgereid und läßt somit endgültig seinen Herkunftsort, 
wo er vielleicht aus einer gut situierten bäuerlichen Familie stammte, hinter 
sich.91 1340 verpfändet er gemeinsam mit seinem Schwager, dem Gewand­
schneider Johannes Mercel, für 100 Mark die Hälfte des gemeinsamen Besit-

85 Bürgerbuch, Nr. 126, 660 (sein Bürge ist Bernard de Dörpen), 1402 (Conrad de Haren ver­
fügt über ein größeres Vermögen, bereits 1338 ist er in der Lage ein Steinhaus zu errichten. 
Siehe 2. Stadtbuch, Nr. 3236), 2642. 

86 1. Stadtbuch, VII.16. Der Name Northorne läßt eine Zuordnung zu Nordhorn zu. Siehe 
FÖRSTE MANN (wie Anm. 42), Sp. 417. An diesem Beispiel zeigt sich, daß oft nur Erfolg oder 
Mißerfolg eines Einzelnen maßgeblich für die Rolle einer Familie in der Stadt ist. 

87 2. Stadtbuch, Nr. 1836. Er oder andere Benthem sind in den Quellen nicht zu finden, so ist 
eine Zugehörigkeit zur Fernhändlerschicht eher unwahrscheinlich. Vorstellbar ist daher, 
daß Benthem als Krämer oder Handwerker tätig ist. Zur Zuordnung zu Bentheim siehe OE-
STERLEY (wie Anm. 28), S. 52. 

88 Bürgerbuch, Nr. 427. Daneben tragen weitere Personen den Namen de Lünne, der nach 
Haselünne ebensogut aber auch nach (Plant-)Lünne (Emsl.) oder Lüne weisen kann. Na­
mentlich nachweisbar sind Johannes, der um 1290 zu einer Pilgerfahrt ins Hl. Land auf­
bricht und vorher sein Testament macht, ab Provisor setzt er Hermann Loten ein (1. Stadt­
buch, IV. 113), und Hermann, der zwischen 1325-1329 verschiedene Rechtsakte schriftlich 
fixieren läßt (2. Stadtbuch, Nr. 722, 2323, 2426, 2542). Möglicherweise bezeichnet sich 
Hermann daher bewußt als Haselünne, um sich von dieser Personengruppe abzugrenzen. 

89 2. Stadtbuch, Nr. 3651. 
90 Ebd. 
91 Bürgerbuch, Nr. 2058. 
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zes.9 2 Mercel ist spätestens seit 1326 in der Stralsunder Überlieferung anzutref­
fen, Bernard Schuttorp hat demnach in Stralsund geheiratet und scheint ge­
meinsam mit seinem Schwager Handel zu treiben.93 

Ein anderes Bild bietet sich bei den Zuwanderern aus dem südöstlichen Weser-
Ems-Gebiet (um Cloppenburg, Vechta, Wildeshausen und Diepholz). Sie sind 
zumeist erst seit dem 14. Jahrhundert in Stralsund anzutreffen und erreichen 
nur selten den Rang der Personenverbände aus dem Emsland. Einzig Pelgrim 
Delende (Dehland) und die zur Schicht der Fernhändler gehörende Gruppe der 
Defholt (Diepholz) sind vor 1300 in Stralsund ansässig.94 Während Pelegrim 
Delende nur einmal 1280/82 in den Quellen faßbar wird, bietet sich bei den 
Defholt ein anderes Bild.95 In der Zeit von 1281-1326 sind allein sechs von ih­
nen als Mitglieder der Gewandschneiderkompagnie verzeichnet (Nicolaus, 
Borgart, Albert, Hermann, Henneke und Johannes, der Bruder Hermanns).96 

Nicolaus de Defholt (1292-1320), der erste in der Überlieferung greifbare An­
gehörige der Personengruppe, ist Mitglied des Stralsunder Rates (1296) und be­
treibt Zwischenhandel.97 Darauf verweist neben der Zugehörigkeit zur Ge­
wandschneiderkompagnie die Lieferung von zwei Last Korn an einen weiteren 
Stralsunder und das gemeinsame Darlehen von 60 Mark mit Hermann de Mep­
pen, das auf eine Handelsgesellschaft hindeutet.98 Er verfügt vermutlich über 
ein ansehnliches Vermögen und tritt immer wieder als Geldgeber in Erschei­
nung, der höchste Betrag, den er verleiht, beläuft sich auf 500 Mark.99 Darüber 
hinaus kauft er 1304 eine Rente in der Nikolaikirche und bestimmt diese zu sei­
ner Grabstätte.100 Weniger erfolgreich scheint dagegen Hermann Defholt zu 
sein, er taucht in den Jahren 1304-1324 überwiegend als Schuldner oder als 
Verkäufer von Grundstücken in den Stadtbüchern auf.101 Seinen Wohnsitz hat 
er in der Schmiedestraße, diesen überläßt seine Witwe Tibba 1332 seinen Kin-

92 2. Stadtbuch, Nr. 1467 und 1. Stadtbuch, IX.218. 
93 1. Stadtbuch, IX.218. Bernard Schuttorp bleibt bis nach 1350 der einzige Träger dieses 

Namens. 1341 fungiert er als Bürge für Tideman de Lingen. (Bürgerbuch, Nr. 2364). 
94 Vgl. BAHLO W (wie Anm. 25), S. 23. 
95 1. Stadtbuch, 111.62. 
96 1. Stadtbuch, IX.155, 15, 23, 37, 99 und 102. Jedoch tauchen nur Nicolaus und Hermann 

auch in weiteren Quellen auf. Insgesamt lassen sich bis 1350 mindestens 11 Defholt in der 
städtischen Überlieferung nachweisen. 

97 PUB III, Nr. 1755 (1296). 
98 1. Stadtbuch, VI.68 (6. 4. 1292) und VI.121 (1294-1297). 
99 1. Stadtbuch, Nr. V.13. (10.12. 1300). 

100 1. Stadtbuch, V.235. 
101 1. Stadtbuch, V.213 (1304), 2. Stadtbuch, Nr. 2106 (1322), 2269 (1324), 2270 (1324), 1884 

(1319). Hermann ist wahrscheinlich, anders als Nicolaus, nicht Mitglied des Stadtrates. 
Verwandtschaftliche Beziehungen zu ihm lassen sich nicht nachweisen, sind aber nicht 
unwahrscheinlich. Der ebenfalls als Gewandschneider geführte Johannes Defholt ist sein 
Bruder. (1. Stadtbuch, 1X102). 
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dem Wigbold und Hermann.102 Die exponierte Stellung des Ratsmitgliedes Ni­
kolaus Defholt erreicht bis 1350 wohl kein weiterer Träger dieses Namens. 
Erst seit Anfang bis Mitte des 14. Jahrhunderts sind die Personengruppen Lö­
ningen, Wildeshausen, Goldenstedt und Vechta in Stralsund nachweisbar. Sie 
gehören damit wohl nicht zur ältesten Einwohnerschicht, sondern haben sich 
vermutlich erst nach 1300 in Stralsund niedergelassen. 
1312 begegnet uns mit Hermann de Loninghen (Löningen) der erste Träger die­
ses Namens in Stralsund.103 Auch er ist durch seine Mitgliedschaft in der Ge­
wandschneiderkompagnie als Fernhändler zu identifizieren.104 Vier Rentenge­
schäfte der Jahre 1317/18 verdeutlichen die günstige finanzielle Situation Lo-
ninghens. So erhält das St. Jürgen-Hospital 1317 insgesamt mehr als 100 Mark 
und die St. Nikolai-Kirche den Betrag von 100 Mark gegen die Zahlung jährli­
cher Renten, zudem überläßt er 1318 dem Rat 80 Mark gegen einen jährlichen 
Ertrag von 10 Mark.105 Hermann hat folglich in den Vorjahren mit seiner Tätig­
keit als Fernhändler ein beachtliches Vermögen erwirtschaftet, das er nun fest in 
Leibrenten anlegt. Sein Besitz, den er in den Jahren 1321 und 1322 um zwei 
Buden vergrößert, liegt im ältesten Teil der Stadt in der Semelowstraße, die Rat­
haus und St. Nikolai-Kirche mit dem Hafen verbindet.1061323 muß der Rat eine 
Auseinandersetzung zwischen ihm und seinem Bruder Rolav, der ebenfalls als 
Fernhändler tätig ist, schlichten.107 Seine Frau Elisabeth und sein Sohn Her­
mann kaufen 1325 eine weitere Bude in der Semelowstraße, zu diesem Zeit­
punkt könnte Hermann sen. also schon verstorben sein.1 0 8 Auch sein Sohn 
scheint Fernhändler gewesen zu sein, er vergrößert 1334 den Besitz in der Se­
melowstraße um eine weitere Bude, durch ein Darlehen von 150 Mark deckt er 
1336 seinen erhöhten Geldbedarf, im gleichen Jahr tritt er mit Benekinus de 
Dörpen als Bürge auf.109 Neben Hermann und Rolav findet sich mit Lambertus 
und seinen Söhnen Johannes und Lemmekinus in den Jahren 1328-30 eine wei­
tere Familie de Loninghen in den Quellen.110 Sie werden als Kürschner bezeich­
net, kommen also mit Fernhandel vorwiegend in Richtimg Osten in Berührung. 
Seit 1324 erhalten mit Heinrich (1324), Hermann (1330), Ecbert (1333) und 

102 2. Stadtbuch, Nr. 2780 (1332). 
103 Siehe 2. Stadtbuch, Nr. 124 (1312): In diesem Jahr verleiht er 50 Mark an einen Krämer. 

Auch hier ist eine sehr sichere Zuordnung zu Löningen/Cloppenburg möglich. Vgl. FÖR -
STEMANN (wie Anm. 42), Sp. 131. 

104 1. Stadtbuch, LX.215. 
105 2. Stadtbuch, Nr. 343, 344, 345, 350 und 1835 (1318). 
106 2. Stadtbuch, Nr. 2041 (1321), 2087 (1322). 
107 2. Stadtbuch, Nr. 2195 (1323). Hermann schuldet demnach seinem Bruder 60 Mark. Die 

Ursache ihrer Auseinandersetzung wird nicht genannt, vielleicht ist eine gemeinsame 
Handelsgesellschaft Auslöser des Streits. 

108 2. Stadtbuch, Nr. 2195 (1323) und 2331 (1325). 
109 2. Stadtbuch, Nr. 1082 (1334), 1198 (1336). Und Liber memorialis, Nr. 371 (1336). 
110 Liber memorialis, Nr. 397 und 398. 
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Gert (1338) weitere de Loninghen das Bürgerrecht der Stadt.111 Ihnen allen 
steht mit Hermann de Loninghe bzw. seinem gleichnamigen Sohn ein Namens­
vetter zur Seite, zu dem es vielleicht eine familiäre Verbindung gibt. Jedoch ge­
lingt es den Loninghen nicht, Zugang zum Rat der Stadt zu erhalten. 
1313 begegnet uns mit Winand de Wildeshusen (Wildeshausen), der die Hälfte 
eines Besitzes in der Frankenstraße kauft, der erste Vertreter dieses Namens in 
Stralsund.112 Gut zwanzig Jahre später setzt eine Einbürgerungwelle ein, von 
1330 bis 1347 werden fünf Träger des Namens Wüdeshusen in die Bürgerge­
meinde aufgenommen: 1330 ein Wüdeshusen, der Kürschner sein könnte, 
1339 Lubbeke de Wildeshusen, 1340 Sander Wüdeshusen, 1344 Arnold Wü­
deshusen und 1347 Hermann Wildeshusen.113 Unklar bleibt, ob eine ver­
wandtschaftliche Beziehung zwischen ihnen besteht und welchen beruflichen 
Tätigkeiten die Wildeshusen nachgehen. 
Im Jahr 1327 wird Arnold Goldenstede (Goldenstedt) in die Bürgergemeinde 
aufgenommen.114 Es gelingt ihm, sich außerordentlich schnell zu etablieren. 
Schon 1342 ist er der einzige Vertreter Stralsunds bei den Verhandlungen zwi­
schen den wendischen Städten, dem dänischen König und den Grafen von 
Holstein in Lübeck.115 Aus dieser Ratszugehörigkeit Goldenstedes läßt sich 
schließen, daß er über ein größeres Vermögen verfügen kann, eine Tätigkeit 
als Kaufmann ist somit in Erwägung zu ziehen. Als Bürge steht Arnold 1340 
auch dem Neu-Stralsunder Gert Goldenstede zur Seite, mit dem er verwandt 
sein könnte.116 Neben ihm erlangt als dritter Hermann Goldenstede 1341 das 
Stralsunder Bürgerrecht, familiäre Verbindungen zu Arnold oder Gert Gol­
denstede sind nicht nachweisbar.117 

111 Bürgerbuch, Nr. 472 (1324), 1064 (1330), 1425 (1333), 2056 (1338). Anders ist dies bei 
Thideke de Löningen, der 1342 das Bürgerrecht erhält (Bürgerbuch, Nr. 472). Insgesamt 
sind bis 1350 mindestens elf Personen mit dem Namen de Loninghen nachweisbar. 

112 2. Stadtbuch, Nr. 1720. Bereits 1303 findet sich ein Albert de Wildeshusen in der Stralsun­
der Überlieferung. Es ist allerdings unsicher, ob er wirklich in Stralsund ansässig ist. Siehe 
1. Stadtbuch, V.142. Zur Zuordnung zu Wildeshausen siehe FÖRSTEMANN (wie Anm. 42), 
Sp. 1323, und BAHLO W (wie Anm. 25), S. 24. 

113 Bürgerbuch, Nr. 996 (1330: seine Bürgen werden allgemein als Kürschner bezeichnet), 
2157 (1339), 2229 (1340), 2843 (1344), 3312 (1347). 

114 Bürgerbuch, Nr. 788. Im Fall Goldenstede ist die Bestimmung des Herkunftsortes proble­
matisch, neben Goldenstedt/Vechta kommt auch Goldenstätt/Schwerin in Betracht. 
Siehe Ernst FÖRSTEMANN , Altdeutsches Namenbuch, 2. Band: Ortsnamen, 1. Teil, Nach­
druck der 3. Auflage, Hildesheim und München 1967, Sp. 1080. Aufgrund der engen Bezie­
hung zu weiteren Personen aus dem Weser-Ems-Raum ist jedoch die Zuordnung zu Gol­
denstedt/Vechta durchaus wahrscheinlich. So steht er in der Folgezeit anderen Neubür­
gern als Bürge zur Seite, darunter 1330 Simon de Brema, 1344 Arnold Wildeshusen und 
1348 Ghereke de Vechte. Bürgerbuch, Nr. 2464 (1330), Nr, 2843 (1344), Nr. 3428 (1348). 

115 PUB XI, Nr. 6066. 
116 Bürgerbuch, Nr. 2238. Er kauft 1340/41 Besitz in der Schmiede- und in der Badenstraße 

nahe dem Alten Markt. Siehe 2. Stadtbuch, Nr. 3349 (1340) und 3472 (1341). 
117 Bürgerbuch, Nr. 2464. 
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1330 begegnet uns mit Johannes de Veychte (Vechta) der erste Bürger dieses 
Namens in Stralsund, nach dem Erhalt des Bürgerrechtes 1330 kauft er 1331/ 
32 Besitz in der Altstadt nah dem Frankentor.118 Ihm folgt 1338 Henneke de 
Vechte, der 1339 im Testament des Zimmermanns Helmich mit einer Axt be­
dacht wird, er könnte daher gleichfalls in diesem Handwerk tätig sein.1191348 
erlangt schließlich Ghereke de Vechte das Stralsunder Bürgerrecht; als Bürge 
steht ihm dabei Arnold Goldenstede zur Seite.120 Ob zwischen den drei de 
Vechte ein Verwandtschaftsverhältnis besteht, muß unklar bleiben. 
Neben den bereits vorgestellten Auswanderergruppen finden sich auch aus 
dem Gebiet um Oldenburg (Apen, Bant und Berne) und aus dem nördlichen 
Osnabrücker Land (Druchhorn) Personen in Stralsund, sie erreichen jedoch 
nicht annähernd Bedeutung oder Präsenz der vorhergehenden Gruppen.121 

Die Lebenswege der Zuwanderer und ihrer Nachkommen sind vielfaltig. Sie 
reichen vom sehr vermögenden Kaufmann, der in der Lage war, sich vom Ge­
winn seiner Handelsgeschäfte ganze Dörfer zu kaufen, im Rat der Stadt poli­
tisch tätig und als deren Gesandter an der großen Politik beteiligt war (Mep­
pen, Dörpen), über den gut situierten Kaufmann ohne Zugang zum Rat (z. B. 
Loninghen); den Handwerker, der in der Stadt neue Beschäftigungsfelder fand 
(Vechte, Bant), bis hin zum Verfesteten, dem der Aufenthalt in Stralsund un­
tersagt war (Northorne). In den meisten Fällen gelang vermutlich der Aufstieg 
und die Verbesserung der eigenen wirtschaftlichen Situation. Diese Möglich­
keit der vertikalen Mobilität war maßgeblich für die Wanderungsbewegung, 

118 Bürgerbuch, Nr. 925 und 2. Stadtbuch, Nr. 2725, 2726, 2751. Auch in Lübeck und in Bre­
men finden sich schon 1289 bzw. 1298 Träger des Namens Vechta, eine Verbindung zu 
den in Stralsund ansässigen Vechta läßt sich jedoch nicht nachweisen. Siehe Lübeckisches 
Urkundenbuch, Bd. 2, Nr. 1090 (wie Anm. 46), und Bremisches Urkundenbuch (wie 
Anm. 78). Zur Zuordnung zu Vechta siehe FÖRSTEMANN (wie Anm. 114), Sp. 858 f. 

119 Bürgerbuch, Nr. 2049 und PUB X, Nr. 5796. 
120 Bürgerbuch, Nr. 3428. Zu Arnold Gholdenstedt siehe oben. 
121 Bant: Nachweisbar sind 2 Personen im Zeitraum von 1307 bis 1342, eine von ihnen, Johan­

nes Bant, ist als Bäcker identifizierbar. 1. Stadtbuch, V.367 und VI.309. Apen: Mit dem 
Schuldner Hermann de Apen ist lediglich 1282 ein Träger dieses Namens faßbar. 1. Stadt­
buch, III.186. Berne: Hier begegnet uns 1340/41 Thidekin Berne. Er heiratet die Witwe des 
Stralsunder Bürgers Nienborch und verkauft bzw. verpfändet Grundstücke in der Langen-
und Heiliggeiststraße. 2. Stadtbuch, Nr. 1455, 3509-3511. Druchhorn: Greifbar ist allein 
Cristine, Witwe des Winand Drogehom, die in der Zeit von 1317 bis 1334 Rentengeschäfte 
schriftlich fixieren läßt. Sie besitzt u.a. Einkünfte aus dem städtischen Zoll. 2. Stadtbuch, 
Nr. 1786, 2439, 2873, 2856. Zu den Herkunftsnamen BAHLO W (wie Anm. 25). S. 24 und 
FÖRSTEMANN (wie Anm. 114), Sp. 404 und 749 sowie Geschichtliches Ortsverzeichnis von 
Niedersachsen, Bd. 3: Geschichtliches Ortsverzeichnis des ehemaligen Fürstbistums Osna­
brück, von Günther WREDE, Hildesheim 1980, S. 133 f. Erwartungsgemäß sind auch Träger 
der Namen Bremen, und Osnabrück nachweisbar. Diese hier vorzustellen ist jedoch nicht 
sinnvoll, kommen sie doch bereits aus einer entwickelten Stadt. Im Falle der Personengrup­
pen Oldenburg, Damme und Visbeke ist dagegen eine Zuordnung zu hypothetisch, da eine 
genaue Trennung von Orten gleichen bzw. ähnlichen Namens unmöglich ist. 
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die sich kontinuierlich bis 1350 nachweisen lässt, verantwortlich.122 Die Aus­
strahlungskraft der neuartigen städtischen Gesellschaft blieb also ungebro­
chen. Vermutlich entwickelte sich durch den Erfolg der ersten Zuwanderer 
eine Eigendynamik, die Stralsund besonders attraktiv erscheinen ließ, zumal 
durchaus noch Rückverbindungen in die alte Heimat bestanden (vgl. Dörpen, 
Schuttorp). Immens indes waren die Unterschiede der beiden Regionen: Aus 
dem unbedeutenden Weser-Ems-Gebiet mit stark begrenzten Entwicklungs­
möglichkeiten gelangten die Zuwanderer in den sich rasant entfaltenden, wirt­
schaftlich pulsierenden Ostseeraum.123 Daher verwundert es nicht, daß viele 
der Neu-Stralsunder sich dem Handel zuwandten, jener Erwerbsform, die gro­
ße Gewinne versprach.124 Dennoch muß man vor allem im Fall der ins Melio-
rat vorgedrungenen Familien davon ausgehen, daß diese sich schon im Her­
kunftsgebiet in einer gehobenen Stellung befanden.125 Gerade Personenver­
bände wie die der Dörpen oder Meppen, die über umfangreiche Vermögen 
verfügten, werden schon in ihrer Ursprungsregion einen größeren Besitz ihr 
Eigen genannt haben, der ihnen das Grundkapital für ihre Handelstätigkeit 
bot, und sie werden bereits hier mit Handel konfrontiert gewesen sein.126 Dar­
über hinaus schuf die gemeinsame Herkunft Verbundenheit und Gemein­
schaft: Häufig bildeten die genannten Familien Handelsgesellschaften mitein­
ander oder standen sich bei der Leistung des Bürgereides zur Seite, war doch 
in diesen Situationen Vertrauen eine wichtige Größe.127 So bilden sich inner­
halb und zwischen den ursprünglich aus dem Weser-Ems-Raum stammenden 
Personenverbänden vielfältige Netzwerke und Verflechtungen aus. 

122 Siehe zu diesem Komplex allgemein Charles HIGOUNET, Die deutsche Ostsiedlung im Mit­
telalter, Berlin 1986, sowie in bezug auf Pommern Hans ROTH E (Hrsg.), Ostdeutsche 
Geschichts- und Kulturlandschaften, Teil III: Pommern, Köln und Wien 1988. 

123 Trotz aller Unterschiede profitierten beide Regionen wechselseitig voneinander: Der 
Weser-Ems-Raum von den durchziehenden Kaufleuten und der Ostseeraum von den 
zuströmenden Kräften, die den Aufbau vorantrieben und die negative Bevölkerungsbilanz 
der Städte ausglichen. 

124 Als Kaufleute sicher identifizierbar sind Mitglieder der Familien Dörpen, Meppen, Loten, 
Defholt, Linghe, Haren und Loninghen. 

125 Zu den ratsfähigen Familien/Personen zählen die Dörpen, Meppen, Loten, Linghe, Def­
holt und Goldenstede. 

126 Aussagen über die Stellung im Herkunftsgebiet zu machen ist äußerst schwierig. Es wird 
sich wohl um ein Spektrum aus der Umgebung der Ministerialen/Burgmannen bis hin 
zur bäuerlichen Bevölkerung handeln. 

127 Als Beispiele für Handelsgesellschaften seien genannt: 1292 Wicbold de Dörpen und 
Wering de Stenebille (1. Stadtbuch, VI.90), 1294-1297 Heinrich Meppen und Thideric 
Dörpen (1. Stadtbuch, VI.112), 1297 Nicolaus de Defholte und Hermann de Meppen (1. 
Stadtbuch, VI.121), 1336 Benekin de Dörpen und Hermann Loninghen (Liber memoria­
lis, Nr. 371). Beispiele für den Bürgereid: 1326 Bernard de Dörpen als Bürge für Willekin 
de Haren (Bürgerbuch, Nr. 660); 1341 Bernard Scuttorp als Bürge für Tideman de Lingen 
(Nr. 1326); Arnold de Gholdenstede 1344 für Arnold Wildeshusen (Nr. 2843) und 1348 
für Ghereke de Vechte (Nr. 3428). 
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Die Herkunftsnamen der Auswanderer zeigen zudem eine deutliche Schwer­
punktbildung auf. Die stärkste Bevölkerungsverschiebung aus der Weser-Ems-
Region ist aus den Gebieten entlang der Friesischen und der Flämischen Stra­
ße zu verzeichnen, auch die weiteren Neubürger Stralsunds stammen zinneist 
noch aus dem näheren Einzugsgebiet der beiden Straßen.128 Besondere Bedeu­
tung erlangten dabei die Personenverbände aus dem Emsland. Sie zählten fast 
ausnahmslos zur ältesten Einwohnerschicht und waren häufig im Rat der 
Stadt zu finden - dieser Umstand erklärt sich vermutlich vor allem aus der 
jahrhundertelangen Mittlerposition des Emslandes zwischen friesischem und 
westfälisch/rheinischem Warenaustausch.129 Die sich aufdrängende Frage, 
warum ausgerechnet in Stralsund eine im Vergleich zu anderen Ostseestädten 
so starke Zuwanderung aus dem Weser-Ems-Gebiet zu verzeichnen ist, läßt 
sich allerdings wohl nicht eindeutig beantworten.130 

,Straße" so vermerkt Zedlers „Universal-Lexikon" 1740, „ist ein gemeiner ledi­
ger Raum, darüber man von einem Ort zum andern kommen kann"m Für die 
neuen Bewohner Stralsunds hatte der Begriff „Straße" eine viel tiefergehende 
Bedeutung. Waren es doch offensichtlich die Handelsstraßen ihres Herkunfts­
gebietes, die den Impuls für die Wanderungsbewegung nicht nur von Ort zu 
Ort, sondern von einer Region in eine andere weit entfernte gaben und ihnen 
damit völlig neue Möglichkeiten eröffneten. 

128 Siehe Karte: Von den acht größeren Wegstationen der Flämischen Straße sind bis 135 0 
sechs, ab 138 6 mit dem Auftreten von Tlderic Delmenhorst (Liber memorialis, Nr. 776.) 
sogar sieben, durch Bewohner in Stralsund vertreten. Ähnliches gilt für die Friesische 
Straße, an deren Verlauf eine besonders hohe Auswanderung zu verzeichnen ist. Vechta 
und Diepholz liegen zudem an den wichtigen Verbindungsstraßen von Bremen nach Osna­
brück. 

129 Dies bedeutete vor allem in den Marktorten Meppen, Haren und Haselünne eine stetige 
Konfrontation mit Handel. Zusätzlich setzten seit dem 13 . Jahrhundert vor allem im Ems­
land die Bemühungen der Bischöfe von Münster ein, eine starke landesherrschaftliche 
Position aufzubauen. Möglicherweise erklärt sich auch aus dieser Entwicklung der starke 
und früh einsetzende Zuzug der emsländischen Gruppe. 

130 Zwar ist der niedersächsische Einfluß in Pommern nicht gering, doch erklärt dies nicht 
die Sondersituation in Stralsund. In Erwägung zu ziehen ist, daß sich durch die besonders 
günstige Stralsunder Quellensituation Verzerrungen im Vergleich zu anderen Städten 
ergeben. Einschränkend ist auch anzuführen, daß die beschriebene Personengruppe im 
Vergleich etwa zu der westfälischen relativ klein ist. Als Vergleich für weitere „Hanse­
städte" dienen die in Anm. 3 genannten Untersuchungen, sowie: Friedrich TECHEN , Die 
Gründung Wismars, in: Hansische Geschichtsblätter 31,1903, S. 132 f., Erich KEYSER, Die 
Bevölkerung Danzigs und ihre Herkunft im 13 . und 14 . Jahrhundert, Lübeck 1924 , 
(=Pfingstblätter des Hansischen Geschichtsvereins, Bd. 15), S. 3 0 und 31, JOHANSEN (wie 
Anm. 19) , S. 288-293, sowie Olof AHLERS (Hrsg.), Civilitates. Lübecker Neubürgerlisten 
1317-1356, Lübeck 1967 , Bremisches Urkundenbuch (wie Anm. 78), und Hamburgisches 
Urkundenbuch, 1 . und 2 . Band, hrsg. von Johann LAPPENBER G bzw. Anton HAGEDORN, 
Hamburg 1907 bzw. 1911. 

131 ZEDLE R (wie Anm. 1) , Sp. 714 . 



Sophie von Hannover -
ein Fürstinnenleben im Barock 

von 

Britta Hegeler 

„Es gibt kaum eine andere, die den barocken Idealtyp einer Fürstin vollende­
ter verkörpert als Sophie",1 beurteilte der niedersächsische Landeshistoriker 
Georg Schnath die jüngste Tochter des „Winterkönigs" von Böhmen, des Kur­
fürsten Friedrichs V von der Pfalz und seiner Frau Elisabeth Stuart. Im Ge­
gensatz zu ihrer berühmten Nichte „Liselotte" von der Pfalz sei die 1630 gebo­
rene Sophie, die 1658 mit dem weifischen Herzog Ernst August verheiratet 
und als dessen Gattin 1692 Kurfürstin von Hannover wurde, wie ein „kühles 
Marmorbild", „ganz und gar große Weltdame, majestätisch und beherrscht bis 
in die kleinste Bewegung, stolz und heiter zugleich im sicheren Besitz der gan­
zen Bildung ihrer Zeit" - „vollendet im Sinne ihrer Zeit und ihres Standes".2 

Sie habe als junges Mädchen die Haltung einer Prinzessin gehabt,3 sagt Sophie 
von sich selbst in ihren „Memoiren", die sie 1680/81 im Alter von fünfzig Jah­
ren verfaßte. Diese in einer Abschrift von Gottfried Wilhelm Leibniz vollstän­
dig erhaltene und 1879 von Adolf Köcher edierte Autobiographie gilt als eine 
der ersten Selbstdarstellungen einer Frau aus deutschen höfischen Kreisen, die 
unter dem Einfluß der in Frankreich aufgekommenen Mode der Memoiren­
schreibung entstanden und in der am barocken Hof üblichen französischen 
Sprache verfaßt ist.4 Sophie betont mehrfach, daß sie ihre Lebenserinnerun­
gen nur zu ihrer eigenen Unterhaltung schreibe; nach Köchers Annahme wa­
ren sie zu ihren Lebzeiten tatsächlich niemandem als dem Vertrauten Leibniz 
bekannt, der die Abschrift in den Jahren zwischen 1690 und 1705 angefertigt 

1 Schnath, Georg: Kurfürstin Sophie von Hannover und ihr Kreis. In: Hannoversche Ge­
schichtsblätter N.F. 1930/31, S. 129-139; S. 138. 

2 Ebd. 
3 „le port d'une princesse", Köcher, Alfred (Hg.): Memoiren der Herzogin Sophie, nachmals 

Kurfürstin von Hannover. Leipzig 1879 (Publicationen aus den K. Preußischen Staatsarchi­
ven 4), S. 39; (im folgenden zur Unterscheidung von Köchers Vorbemerkungen: „Mem."). 

4 Vgl. Klaiber, Theodor: Die deutsche Selbstbiographie. Beschreibungen des eigenen Lebens, 
Memoiren, Tagebücher. Stuttgart 1921, S. 32 und Beyer-Fröhlich, Marianne (Hg.): Selbst­
zeugnisse aus dem Dreißigjährigen Krieg und dem Barock. Darmstadt 1970 (Reihe Deut­
sche Selbstzeugnisse Bd. 6), S. 12. 
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haben muß.5 Dennoch gibt es verschiedene Anhaltspunkte dafür, daß Sophie 
bei der Niederschrift ihrer Memoiren Rücksicht auf eine mögliche Leserschaft 
genommen hat - so die eingefügten Brief- und Urkundenabschriften, Erklä­
rungen, inhaltliche Akzentuierung und Darstellung von Aspekten ihres Le­
bens, die Sophie in einem positiven Licht erscheinen lassen und ihre Hand­
lungen rechtfertigen, ihre tadellose Haltung demonstrieren und Zweifel an ih­
rer Perfektion ausschließen sollen sowie nicht zuletzt die (in Auftrag gegebe­
ne?) Überarbeitung durch Leibniz. 
Die Memoiren Sophies von Hannover stellen ein hervorragendes Selbstzeug­
nis über das Leben einer hochadligen Dame an den Höfen des 17. Jahrhun­
derts dar und können neben Informationen über das alltägliche Leben und 
seine materiellen Bedingungen vor allem einen Einblick in Einstellungen, Ge­
fühle, Haltungen und Denkweisen vermitteln, die die Lebensrealität Sophies 
ausmachten. Die Quelle bietet eine chronologische Darstellung der ersten 
fünfzig Lebensjahre, wobei manche Lebensphasen ausführlich und detailreich, 
andere nur oberflächlich behandelt werden. Im Mittelpunkt stehen Sophies 
persönliches Schicksal, ihre Erlebnisse und deren Beurteilung, Hoffnungen 
und Enttäuschungen sowie Betrachtungen über die höfischen Kreise, mit de­
nen sie in Kontakt kommt; politische Begebenheiten und Weltereignisse wer­
den nur beiläufig und im Zusammenhang mit Geschehnissen, die sie selbst be­
treffen, erwähnt. Sophie beherrscht die „höfische Kunst der Menschenbeob­
achtung"6; ihr scharfer Blick richtet sich nicht nur auf die anderen, sondern sie 
beobachtet auch sich selbst immer in ihrer Beziehung zu anderen Menschen 
aus höfischen Kreisen und im Bewußtsein der gesellschaftlichen Wirkung ih­
res Auftretens. Häufig klingen Familien- und Standesbewußtsein durch die 
Beobachtungen, Spott und Witz gehen oft auf Kosten anderer, jedoch finden 
sich auch kritische Töne und Selbstironie, wenn es um die Erfüllung gesell­
schaftlicher Rollen geht. Nach Norbert Elias entsprechen höfische Memoiren 
meist einer verhinderten Konversation, in der sich das Subjekt durch Spre­
chen und Handeln selbst darstellt, und bewahren daher unmittelbar die Le­
benshaltung der Schreibenden auf.7 Auch Sophie schreibt in einer Situation 
des doppelten Kommunikationsentzugs: Ihr ältester Bruder, der pfälzische 
Kurfürst Karl Ludwig, mit dem sie einen regen Briefwechsel geführt hatte, war 
gerade gestorben, ihr Gatte Ernst August verbrachte wie so oft einige Monate 
des Jahres ohne sie in Venedig. Dieser Krisensituation ist es zu verdanken, daß 
dieses „außergewöhnliche autobiographische Dokument"8 entstand.9 Sophie 

5 Köcher (wie Anm. 3), S. 3. 
6 Elias, Norbert: Die höfische Gesellschaft. Untersuchungen zur Soziologie des Königtums 

und der höfischen Aristokratie. Darmstadt 8. Aufl. 1997, S. 159. 
7 Elias (wie Anm. 6), S. 160f. 
8 Daniel, Ute: Zwischen Zentrum und Peripherie der Hofgesellschaft: Zur biographischen 

Struktur eines Fürstinnenlebens der Frühen Neuzeit am Beispiel der Kurfürstin Sophie von 
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entwickelte die Form der ihr bekannten französischen Memoiren ihrer Zeit 
bereits weiter: Im Gegensatz zu den meisten Memoiren, die im 17. und 
18. Jahrhundert im Umkreis der Höfe entstanden, stellt Sophies Text mehr als 
einen Augenzeugenbericht, eine „Abrechnung" oder eine apologetische Schrift 
dar; innerhalb der Tradition ist er äußerst persönlich, weshalb Niggl ihm den 
Charakter eines „Selbstzeugnisses" zuschreibt und damit als eine der ersten 
deutschen Autobiographien einordnet, die diese Bezeichnung zu Recht tra­
gen.10 Sicher war auch Sophie bei der Abfassung ihres Textes den Konventio­
nen unterworfen und orientierte sich an Regeln und literarischen Vorbildern. 
Der besondere Wert der Quelle besteht aber gerade in ihrer neuartigen und 
persönlichen Nutzung der autobiographischen Form. 
Neben der Autobiographie ist ein großer Teil von Sophies Briefwechsel erhal­
ten und teilweise ediert. Ergänzend zu den Memoiren können ihr umfang­
reicher Briefwechsel mit ihrem Bruder Karl Ludwig (mit dem sie ein enges 
Vertrauensverhältnis verband), Sophies Briefe an ihre Oberhofmeisterin Anna 
Katharina von Harting und einzelne Briefe an andere Geschwister, ihre 
Mutter, deren Gefolgsmann Lord Craven, an eine Tante sowie den hannovera-
nischen Minister von dem Bussche herangezogen werden. Außerdem lassen 
sich die an Sophie gerichteten Briefe ihres Gatten Ernst August und der aus 
Frankreich schreibenden Nichte Liselotte aus der Zeit bis 1680 für die Unter­
suchung verwenden. Einzelne Informationen geben überdies die Briefe Elisa-

Hannover. In: L'homme. Zeitschrift für feministische Geschichtswissenschaft, Bd. 8, H.2, 
1990, S. 208-218; S. 210. 

9 Von der Art der Selbstzeugnisse, die unentbehrlich für die frühneuzeitliche Sozialge­
schichte sind - in erster Linie für die Erschließung von „Haltungen, Einstellungen, Gefüh-
le[n] aller Art..,, die einerseits gesellschaftliche Strukturen widerspiegeln, sie andererseits 
mitprägen und ähnlich wie diese dem historischen Wandel unterworfen sind." Straten-
werth, Heide: Selbstzeugnisse als Quellen zur Sozialgeschichte des 16. Jahrhunderts. In: 
Festgabe für Ernst Walter Zeeden. Hrsg. v. Horst Rabe u.a. Münster 1976 (Reformationsge­
schichtliche Texte und Studien, Supplement-Bd. 2), S. 29. 

10 Niggl, Günter: Geschichte der deutschen Autobiographie im 18. Jahrhundert. Theoretische 
Grundlegung und literarische Entfaltung. Stuttgart 1977, S. 59 f. Zur Einordnung der litera­
rischen Gattung und Näheres zu den Quellen vgl. meine Examensarbeit „Autobiographien 
und Selbstzeugnisse i n der Frühen Neuzeit: das Beispiel Sophie von Hannover" (1630-
1680). Grundsätzlich besteht das Problem, daß die Definitionen für die autobiographischen 
Gattungen, wie Magdalene Heuser bemerkt, vorwiegend anhand von Texten erstellt wur­
den, die von männlichen Schreibern stammen. Sie kritisiert daher, daß die Lebensbeschrei­
bungen von Frauen einseitig an solchen Maßstäben gemessen werden, die ihnen gar nicht 
gerecht werden können. Die grundsätzlich anderen, durch die Geschlechterrolle bedingten 
Ausgangspositionen der schreibenden Frauen (Bildungschancen, Bewegungsspielräume, 
Lebensziele und -Orientierungen) und damit die Perspektiven der Wahrnehmung sowie die 
„Möglichkeiten der Inanspruchnahme vorgeprägter literarischer Darstellungsmuster", die 
sich von denen der Männer gleicher Zeit und gleichen Standes unterscheiden, seien von der 
Autobiographik-Forschung bisher weitgehend unberücksichtigt geblieben. Heuser, Magda­
lene (Hg.): Autobiographien von Frauen. Beiträge zu ihrer Geschichte. Tübingen 1996 (Un­
tersuchungen zur deutschen Literaturgeschichte Band 85), S. 3 f. 
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beth Stuarts an ihren Sohn Karl Ludwig und dessen Briefe an seine zweite Ge­
mahlin Luise von Degenfeld.11 

Es liegt also ein reiches literarisches Quellenmaterial an Selbstzeugnissen So­
phies vor, wobei Ute Daniel darauf hinweist, daß dies bisher kaum für die Er­
forschung der Hofgesellschaften genutzt wurde.12 

Sophies Selbsteinschätzung und Beurteilung aus der Rückschau sowie ihre 
Selbstdarstellung in den Memoiren können, soweit möglich gemessen an den 
in der Forschungsliteratur ermittelten Maßstäben und Idealen der Zeit, über 
ihre Handlungsspielräume innerhalb des durch Stand, Geschlecht, Hofgesell­
schaft und materielle Bedingungen vorgegebenen Rahmens Aufschluß geben. 
Nach einem Überblick über den Inhalt der Autobiographie soll hier zunächst 
auf Sophies Kindheit und Ausbildung eingegangen werden, durch die sie auf 
ihre spätere gesellschaftliche Position vorbereitet wurde. Drei Bereiche von 
Sophies Leben werden dann näher vorgestellt: erstens ihre Rolle als Ehefrau, 
zweitens als Mutter und drittens als Fürstin mit einem Lebensstil, der ihrem 
Stand entsprechend zu Repräsentation, demonstrativem Luxus und genauer 
Beachtung von Zeremoniell und Etikette verpflichtete. 

Inhalt 
Nach einer kurzen Erläuterung, aus welchem Grund Sophie ihre Lebens­
erinnerungen verfaßt hat, beginnt sie diese mit ihrer Geburt als zwölftes Kind 
ihrer Eltern, Kurfürst Friedrich V. von der Pfalz und Elisabeth Stuart, am 
14. Oktober 1630 in Den Haag. Dort befanden sich die Eltern nach der kurzen 
Regierungszeit Friedrichs als „Winterkönig" von Böhmen und der Flucht nach 
der Niederlage am Weißen Berge im November 1620 mit den übrigen Kindern 
seit April 1621 im Exü. Sophie folgt in der Darstellung weitgehend dem Ver­
lauf ihres Lebens, verschiedene Szenen werden aneinandergereiht, ohne Ab­
schnitte oder Kapitel zu markieren. Inhaltlich lassen sich die Memoiren aber 
deutlich in drei TeUe untergliedern, die den großen Veränderungen in ihrem 
Leben entsprechen.13 Im ersten Abschnitt berichtet sie von ihrer Kindheit und 

11 Das umfangreiche Korpus an Briefen konnte hier nur ergänzend zu den Memoiren heran­
gezogen und nicht erschöpfend untersucht werden. Aus der Zeit nach 1680 erhaltene Briefe 
(z. B. ein umfangreicher Briefwechsel mit G.W. Leibniz und Briefe an die Kinder ihres Bru­
ders Karl Ludwig) wurden hier nicht berücksichtigt. 

12 Daniel (wie Anm. 8), S. 210. Vgl. auch Rohr, Alheidis von (Hg.): Sophie Kurfürstin von 
Hannover (1630-1714). Begleitheft zur Ausstellung. Historisches Museum am Hohen Ufer, 
Hannover 1980, S. 16; Kroll, Maria: Sophie. Electress of Hanover. A personal portrait. Lon­
don 1973, S. 17 f. Konkret am Beispiel Sophie von Hannovers untersucht Ute Daniel (wie 
Anm. 8) in ihrem kurzen Aufsatz die geschlechtsspezifischen Machtstrukturen der Hofge­
sellschaft unter der Zielsetzung, „die Fürstin als weibliche Zentralperson im telefonischen 
Gefüge der frühneuzeitlichen Hofgesellschaft zu situieren." 

13 Vgl. Köcher (wie Anm. 3), S. 11. 
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Jugend, zunächst in Leiden, wo sie gemeinsam mit ihren Geschwistern erzo­
gen wurde, dann nach dem Tod ihres jüngsten Bruders Gustav seit Anfang 
1641 am Hof ihrer Mutter (Friedrich V. war bereits 1632 gestorben) in Den 
Haag. Dort hielten sich auch ihre drei älteren Schwestern Elisabeth, Louise 
Hollandine und Henriette Marie auf, und Sophie lernte erstmals das gesellige 
Hofleben kennen. Sie berichtet von ihren Streichen und den vielen Abwechs­
lungen, von dem Bemühen, als Jüngste am Hof mitzuhalten, von ihren Freun­
dinnen und schließlich vom regen Hofklatsch, der sie auch bald selbst betref­
fen sollte, als ihre Mutter und Lord Craven das von vielen Intrigen begleitete 
und schließlich gescheiterte Projekt einer Eheschließung zwischen der sieb­
zehnjährigen Sophie und dem wenig älteren Prinzen von Wales, dem späteren 
Karl IL von England, planten. 
Der zweite Teil der Memoiren beginnt mit ihrer Rheinreise nach Heidelberg 
im Jahr 1650, wohin ihr dreizehn Jahre älterer Bruder Karl Ludwrig seit Okto­
ber 1649 als Kurfürst zurückgekehrt war und sich dort 1650 mit Charlotte von 
Hessen-Kassel vermählt hatte. Im Bericht über ihren achtjährigen Aufenthalt 
in Heidelberg nimmt die Schilderung des unglücklichen Verhältnisses zwi­
schen Karl Ludwig und seiner launischen Gattin breiten Raum ein. Es kam 
schließlich zur Scheidung der Ehe und Karl Ludwigs neuer Verbindung mit 
Charlottes Hofdame Luise von Degenfeld 1656. Außerdem berichtet Sophie 
über eine Reise nach Stuttgart und den Besuch des Reichstages in Regensburg 
1652/53. Verschiedene Kandidaten wurden für Sophies Verheiratung in Be­
tracht gezogen. Nachdem zunächst Adolf Johann, Pfalzgraf von Zweibrücken, 
eine vorläufige Zusage erhalten hatte, bewarb sich Herzog Georg Wilhelm von 
Braunschweig-Lüneburg um Sophies Hand, und sie ging mit ihm, der die weit 
bessere Partie darstellte, eine geheime Verlobung ein. Georg Wilhelm über­
legte es sich während eines Aufenthalts zusammen mit seinem jüngsten Bru­
der Ernst August in Venedig jedoch anders. Da er es vorzog, unverheiratet zu 
bleiben, trat er die Braut mitsamt den Erbrechten für seine Staaten an Ernst 
August ab, und so verlobte Sophie sich mit diesem. Zu ihrem Heiratsvertrag 
gehört ein ausdrücklicher Heiratsverzicht Georg Wilhelms, dessen Wortlaut 
Sophie in die Memoiren einfügt. Im Oktober 1658 fand die Hochzeit zwischen 
ihr und Ernst August in Heidelberg statt. 
Mit ihrer Reise nach Hannover, wo das Paar bis 1661 eine Wohnung im Leine­
schloß, der Residenz Georg Wilhelms, bezog, beginnt der dritte und ausführ­
lichste Teil ihrer Memoiren. Sie berichtet darin über ihr Eheglück, ausführlich 
dann aber auch über die angespannte Situation, die durch das enge Zusam­
menleben des Ehepaares mit Georg Wilhelm entstand. Ausführlich steUt So­
phie dar, wie Georg Wilhelm inzwischen seine Entscheidung bereute und da­
durch Ernst Augusts Eifersucht erweckte. Den Winter über alleingelassen, da 
die Herzöge diese Jahreszeit lieber in Italien verbrachten, freute Sophie sich, 
daß Karl Ludwig seine siebenjährige Tochter Liselotte zu ihr an den hannove-
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ranischen Hof schickte, mit der sie dann auch eine Reise zu ihrer Mutter nach 
Holland unternahm. 1660 wurde Sophies erster Sohn Georg Ludwig geboren. 
Kurz nach der Geburt ihres zweiten Sohnes Friedrich August trat Ernst Au­
gust 1661 die Nachfolge des Bischofs von Osnabrück an, und sie bezogen ihre 
neue Residenz in Iburg. 1664/65 folgte Sophie nach einer Fehlgeburt in Hei­
delberg ihrem Gemahl auf seinen Wunsch nach Italien. Der Bericht über diese 
Reise, die sie unter anderem nach Verona, Vicenza, Venedig, Parma, Loreto, 
Rom, Siena, Florenz, Bologna und Mailand führte, ist außergewöhnlich lang 
und detailliert.14 Kurz erwähnt Sophie den Erbfolgestreit, der zwischen den 
drei Weifenbrüdern nach dem Tod des ältesten Bruders entbrannte, aber zu ih­
rer Zufriedenheit endete. Georg Wilhelm residierte ab 1665 als Regent des 
Fürstentums Lüneburg in Celle; wieder ausführlicher berichtet Sophie über 
seine Verbindimg mit der Hofdame Eleonore d'Olbreuse, die er zunächst in ei­
ner Gewissensehe zur Frau nahm. Zunehmend verärgerte Berichte über deren 
ehrgeizige Bemühungen, sich nicht mit dem Titel „Dame de Harbourg" zufrie­
denzugeben, sondern eine Standeserhöhung als rechtmäßige Gattin Georg 
Wilhelms und damit eine Legitimation ihrer Nachkommen zu erreichen, 
durchziehen den letzten Teil von Sophies Memoiren. Durch die Geburt und 
mögliche Verheiratung von Eleonores Tochter Sophie Dorothea sah sie die 
Erbansprüche ihrer eigenen Kinder gefährdet. Bei einem Zusammentreffen 
mit Ernst Augusts Schwester, Königin Sophie Amalie von Dänemark, in 
Glückstadt vermittelte Sophie die Heirat der dänischen Prinzessin Wilhelmine 
Ernestine mit Karl Ludwigs einzigem Sohn Karl. Sophie berichtet kurz über 
die Geburten ihrer Kinder Maximilian Wilhelm, Sophie Charlotte, Karl Phil­
ipp und Christian Heinrich - letzterer wurde in Heidelberg kurz vor der 
Hochzeit zwischen Karl und Wilhelmine Ernestine geboren. Im selben Jahr, 
1671, fand die Heirat ihrer Nichte Liselotte mit Philipp L, Herzog von Orleans, 
dem Bruder Ludwigs XIV, statt. Der Sieg der braunschweigischen über die 
französischen Truppen an der Konzer Brücke 1675 findet Erwähnung, da 
nicht nur Ernst August und Georg Wilhelm, sondern auch Sophies Ältester, 
der fünfzehnjährige Georg Ludwig daran beteiligt war. 1679 reiste Sophie in 
Begleitung ihrer Tochter nach Frankreich, um ihre Schwester Louise Hollan-
dine, die zum katholischen Glauben übergetreten und Äbtissin in Maubuisson 
war, und vor allem ihre Nichte Liselotte zu besuchen. Sie wohnte der Hoch­
zeitsfeier von „Mademoiselle"15 mit dem spanischen König bei und wurde 
Ludwig XIV. und seiner Gemahlin vorgestellt. Sophies Schilderung ihrer Ein­
drücke von der französischen Hofgesellschaft und ihren Divertissements, dem 
Prunk der Schlösser, Gärten und Festlichkeiten und dem Wiedersehen mit Li­
selotte und Louise nehmen noch einmal ähnlich viel Raum ein wie der Bericht 
über die italienische Reise. Nach ihrer Rückkehr besuchte Sophie ihre tod­
kranke Schwester Elisabeth in Herford, wurde aber von deren Sterbebett 

14 Er macht etwa ein Sechstel des Gesamttextes aus. 
15 Der Tochter des Herzogs von Orleans aus erster Ehe, Marie-Louise von Orleans. 
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durch den Tod ihres Schwagers Johann Friedrich abberufen. Ernst August folg­
te diesem als Herzog von Hannover, so daß sie von Osnabrück wieder in das 
Leineschloß übersiedelten. Der Bericht über eine abenteuerliche, aber ange­
nehme Reise zur dänischen Königin nach Nykobing fällt relativ kurz aus. Die 
Memoiren enden mit den Ereignissen, die der Anlaß zu ihrer Niederschrift 
waren, nämlich dem Tod von Sophies Bruder Karl Ludwig am 28. August 1680 
und ihre durch die Abwesenheit ihres Gatten verstärkte Trauer darüber. 

Kindheit und Ausbildun g 
Von Anfang an betont Sophie ihre königliche Abstammung, auf die sie sehr 
stolz war: „j'estois le 12me fruit du mariage du roy mon pere et de la reine ma 
mere".16 Indem sie die Bedeutungslosigkeit ihrer Geburt hervorhebt - tatsäch­
lich war für ihre Eltern die Geburt der fünften Tochter in den politisch und fi­
nanziell bedrückenden Zeiten, in denen sie sich befanden, eher eine Bela­
stung17 - bereitet die Fünfzigjährige den Weg für eine (Selbst-)Deutung ihres 
Lebens, die sich treffend in der von Alfred Dove verwendeten Bezeichnung 
Sophies als „ein Aschenbrödel der Geschichte" ausdrücken läßt.18 Zu ihrer 
Mutter den Vater lernte sie nicht kennen - hatte Sophie zeitlebens ein 
distanziertes Verhältnis, obwohl sie ihr regelmäßig Briefe schrieb.19 So berich­
tet sie 1680, achtzehn Jahre nach dem Tod der Mutter, mit bitterem Unterton: 

„Je n'estois pas plustost en estat de pouvoir estre transportee que la reine 
ma mere m'envoya ä Leide, qui n'est que trois heures de la Haye, oü Sa 
Majeste fit älever tous ses enfans iloignies d'elle, cor la veue de ses gue-
nons et de ses chiens luy estoit plus agräable que la nostre."20 

Es war zwar in hochadligen Familien üblich, daß die Erziehung der Kinder, 
besonders der Söhne, nicht Aufgabe der Mutter war. In der Regel wurden die 
kleinen Kinder zuerst der Amme, dann dem Kindermädchen bzw. einer Gou­
vernante und den Hauslehrern überlassen, während die „Dame des Hauses" in 
höfischen Adelskreisen sich ihren gesellschaftlichen Verpflichtungen widme­
te.2 1 Doch die Winterkönigin konnte nach Sophies Darstellung mit ihren Kin-

16 Mem., S. 33. 
17 Vgl. Knoop, Mathilde: Kurfürstin Sophie von Hannover. Hildesheim 1964 (Niedersächsi­

sche Biographien 1. Veröffentlichungen der Historischen Kommission für Niedersachsen 
XXXII), S. 6 und Kroll (wie Anm. 12), S. 30. 

18 Dove, Alfred: Die Kinder des Winterkönigs. In: Ders.: Ausgewählte Schriftchen vornehm­
lich historischen Inhalts. Leipzig 1898, S. 62-82; S. 73. 

19 Vgl. Weiß, John Gustav (Hg.): Neuentdeckte Briefe der Herzogin Sophie von Braun­
schweig, nachmals Kurfürstin von Hannover. In: Niedersächsisches Jahrbuch 11, 1934, 
S. 105-130; S. 108. 

20 Mem., S. 34. 
21 Vgl. Möbius, Helga: Die Frau im Barock. Leipzig 1982; S. 34; Arndt, Johannes: Möglichkei­

ten und Grenzen weiblicher Selbstbehauptung gegenüber männlicher Dominanz im 
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dem besonders wenig anfangen; erst in der Pubertät wurden die Töchter zur 
Vollendung der Ausbildung an ihren Hof geholt, während die Söhne auf Kava-
iierstour gingen, um sich an fremden Höfen weiterzubilden.22 Bis dahin wur­
den alle Kinder gemeinsam im „Prinsenhof" in Leiden erzogen.23 Sophies 
Gouvernante, Madame de Ples, war bereits die Gouvernante ihres Vaters ge­
wesen, „on peut juger par lä Paage qu'elle puovoit avoir."24 Deren beide Töch­
ter, die noch älter erschienen als sie, standen ihr in ihrer Aufgabe bei.2 5 

Mit einer fröhlichen Kindheit im heutigen Verständnis haben Sophies erste 
Lebensjahre wenig zu tun. Der Leidener Hof sei nach deutscher Art gewesen, 
berichtet sie - der Tagesablauf war ebenso streng geregelt wie die Verbeugun­
gen.26 Von klein auf wurden die Kinder an das anstrengende Hofleben ge­
wöhnt - um sieben Uhr morgens mußte Sophie aufstehen, in der Bibel lesen 
und Moralverse lernen, nach dem Ankleiden kam ab halb neun Uhr ein Leh­
rer nach dem anderen zu ihr, von zehn bis elf war Tanzstunde, danach das 
„Diner"; nach einer kurzen Ruhepause ging der Unterricht von zwei bis sechs 
Uhr abends weiter, dann gab es Abendessen, und nach Bibellektüre und Gebet 
wurde Sophie um halb neun Uhr ins Bett geschickt.27 Fürstentöchter genossen 
eine sehr viel umfassendere Ausbildung als Frauen weniger hohen Standes.28 

Die Erziehung von Mädchen leitete sich im Verständnis der Frühen Neuzeit 
aus ihren späteren Aufgaben her und war in diesem Sinne anwendungsbezo-

Reichsgrafenstand des 17 und 18. Jahrhunderts. In: Vierteljahreschrift für Sozial- und Wirt­
schaftsgeschichte 77, Heft 2,1990, S. 153-174; S. 159; Hufton, in Duby, Georges/Perrot, Mi­
chelle (Hgg.): Geschichte der Frauen. Bd. 3: Frühe Neuzeit. Hrsg. v. Arlette Farge und Na­
talie Zemon Davis. Frankfurt a.M./New York 1994, S. 50. „Die Beziehung zur Mutter bleibt 
auf der Ebene pflichtgemäßer Höflichkeitsbesuche." Möbius, S. 34. Die Mutter hatte ande­
rerseits - so wird es zumindest für Frankreich von Liselotte beklagt - auch kein gesetzlich 
fundiertes Mitspracherecht in Erziehungsfragen; vgl. Fürstenwald, in Buck, August u.a. 
(Hg.): Europäische Hofkultur im 16. und 17. Jahrhundert. Vorträge und Referate gehalten 
anläßlich des Kongresses des Wolfenbütteler Arbeitskreises für Renaissanceforschung und 
des Internationalen Arbeitskreises für Barockliteratur in der Herzog August Bibliothek 
Wolfenbüttel vom 4. bis 8. September 1979. Bände MII, Hamburg 1981 (Wolfenbütteler Ar­
beiten zur Barockforschung Bd. 8, 9, 10), Bd. III, S. 471. 

22 „Je diray seulement qu'ä mesure que mes freres et mes soeurs devenoient grands, la reine les 
retiroit de Leiden, les princes pour les faire voyager, et les princesses pour estre aupres d'el-
le." Mem., S. 35. Vgl. auch Wunder, Heide: „Er ist die Sonn*, sie ist der Mond". Frauen in 
der Frühen Neuzeit. München 1992, S. 208 und Knoop (wie Anm. 17), S. 6. 

23 Vgl. Knoop (wie Anm. 17), S. 6. 
24 Mem., S. 34. 
25 Über die alten Gouvernanten macht sich Sophie in den Memoiren lustig; „Leur intention 

estoit aussi droite devant Dieu que devant les hommes; je crois qu'elles pleurent ä Tun et 
n'ont jamais inqui&e* les autres, car leur extärieur estoit horrible fort propre ä inspirer de la 
terreur aux petits enfans." Mem., S. 34. Dennoch habe sie diese „pär coustume et par reco-
naissance" geliebt. Mem., S. 36. 

26 „Nous avions ä Leide une cour tout-ä-fait ä l'allemande. Toutes les heures estoient rägl̂ es 
aussi bien que nos revärences." Mem., S. 34. 

27 Vgl. Mem., S. 34 f. 
28 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 208. 
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gen - „... [des Mädchens] Bildung im Sinne menschlicher Selbstverwirkli­
chung liegt außerhalb des Bewußtseins der Gesellschaft".29 Für hochgestellte 
Frauen war Bildung von Bedeutung, sie „wurden darauf vorbereitet, dem spä­
teren Ehemann angemessen repräsentierend zur Seite zu stehen, ihn bei der 
Ausübung seiner höfischen Pflichten zu unterstützen"30. Die hochadlige Dame 
mußte befähigt sein, dem Hof als geistiges Zentrum vorzustehen, sie mußte 
sich im gesellschaftlichen Leben behaupten können, gesellige Konversation 
und Regeln der Etikette beherrschen, zudem mußte sie dem Schönheits- und 
Tugendideal ihrer Zeit entsprechen. 
Sophie berichtet, sie sei in großer Frömmigkeit nach den Lehren Calvins erzo­
gen worden. Sie habe den Heidelberger Katechismus auf deutsch auswendig 
gelernt - allerdings ohne ihn zu verstehen.31 Mittwochs und sonntags wurden 
zwei Geistliche oder Professoren zum Diner eingeladen.32 Bemerkenswert ist, 
daß Sophie und ihre Schwestern zunächst offenbar beinahe die gleiche Ausbil­
dung genossen wie ihre Brüder; Sophie erinnert z. B. Karl Ludwig an einen 
gemeinsamen Lehrer,33 und ihre Schwester Elisabeth erhielt hier eine so ge­
lehrte Ausbildung, daß man sie, die später in regem Gedankenaustausch mit 
Anna Maria von Schurmann und Rene Descartes stand, auch „die Griechin" 
nannte.3 4 

In ihren Memoiren zeichnet Sophie ein trübes Bild von ihrer Ausbildung: Von 
den Vierzeilern Pibracs, die ihre Gouvernante sie lehrte, seien ihr vor allem 
die Grimassen in Erinnerung, die die Erzieherin zog, wenn sie sich während 
des Sprechens die Zähne putzte.35 Die Unterrichtsstunden waren bei der fünf-
bis zehnjährigen Sophie wenig beliebt36 („... oü je me vis encor attaquee par 
mes precepteurs"37). Rückblickend urteilt Sophie, daß die auferlegten Mühen 
zumindest ihre Begabung und ihren Ehrgeiz gefördert hätten - wirkliches In-

29 Möbius (wie Anm. 21), S. 106. 
30 Wunder (wie Anm. 22), S. 212. 
31 „sans le comprendre", Mem., S. 34. 
32 Vgl. Mem., S. 34. Leiden war Sitz einer der besten Universitäten des Landes; vgl. Dove (wie 

Anm. 18), S. 66. 
33 Sophie an Karl Ludwig, 5. 6. 1669; Bodemann, Eduard (Hg.): Briefwechsel der Herzogin 

Sophie von Hannover mit ihrem Bruder, dem Kurfürsten Karl Ludwig von der Pfalz. Leip­
zig 1885 (Publicationen aus den K. Preußischen Staatsarchiven 26), S. 138. „Dr. Altin" oder 
Alting war Theologe und bereits der Lehrer ihres Vaters gewesen; vgl. Knoop (wie Anm. 
17), S. 9. 

34 Vgl Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 95 und Knoop (wie Anm. 17), S. 8 und 15. 
35 Vgl. Mem., S. 34. Gui Seigneur de Pibrac (1529-1584) schrieb „Cinquante quatrains", kur­

ze, für die Jugend bestimmte Moralsätze, die große Verbreitung fanden. Vgl. Geerds, Robert 
(Hg.): Die Mutter der Könige von Preußen und England. Memoiren und Briefe der Kurfür­
stin Sophie von Hannover. München/Leipzig 1913, S. 13. 

36 „... oü il falloit essuier de voir venir regulierement un pr^cepteur apres Pautre, qui m'occu-
poient jusqu'ä dix, si ce n'estoit que le bon Dieu leur envoyoit un catarre pour me soulager." 
Mem., S. 34. 

37 Mem., S. 35. 
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teresse am Unterrichtsstoff war dagegen bei ihr offenbar wenig vorhanden. 
Man habe geglaubt, daß sie sehr gelehrt werden würde, da sie schnell lernte; 
sie habe aber dabei kein anderes Ziel gehabt als nicht mehr die Mühe des Ler­
nens zu haben, nachdem sie gelernt hatte, was sie wissen sollte.38 Dementspre­
chend berichtet sie auch nichts über den Inhalt der Stunden.39 Durch die 
Anekdote über die Tante, der die Kinder vorgeführt wurden und die auf eng­
lisch eine abschätzige Bemerkung über Sophie machte, mit dem Nachsatz, sie 
hoffe, daß Sophie kein Englisch verstehe, erfahrt man, daß sie die Sprache 
bereits gut beherrschte: „Mais je ne l'entendois que trop bien pour me 
chagriner".40 Nur das Kommen des Tanzlehrers war bei Sophie beliebt. Der 
Tanzunterricht diente auch dem Erlernen richtiger Haltung, anmutiger Bewe­
gung und angemessener Umgangsformen.41 An ein strenges Zeremoniell wur­
den die Kinder von Anfang an gewöhnt: Das Diner wurde immer „ä une table 
fort longue en cer&nonie"42 eingenommen, und Sophie mußte vor dem Essen 
verschieden tiefe Referenzen vor den Geschwistern und deren Kavalieren so­
wie vor ihren Gouvernanten machen, die sich ihrerseits auch vor ihr verbeu­
gen mußten - genau geregelt war auch das Übergeben der Handschuhe an die 
Damen und das Händewaschen in einem herbeigebrachten Becken. Mit der 
Verbeugung nach dem Tischgebet und einer letzten, bevor sie sich setzte, zählt 
Sophie insgesamt neun Referenzen.43 Zwar stellt sie diese strengen Regeln teil­
weise als lächerlich, zum Teil als Belastung dar,4 4 doch scheint auch ein ge­
wisser Stolz über ihre tapfere und erfolgreiche Absolvierung dieser standesge­
mäßen Erziehung vorhanden zu sein. 

Jedenfalls habe sie sich sehr gefreut, als das Leben am Leidener Hof ein Ende 
hatte. Nach dem Tod des kleinen Bruders habe man es „pas ä propos" gefun-

38 „... et Ton croyoit que je deviendrois fort s^avante, parce que j'apprenois assez viste; mais je 
n'avois autre but en cela qu'ä ne plus estudier, quand je scaurois ce qu'on vouloit que je de-
vois scavoir, que je n'aurois plus la peine d'apprendre." Ebd. In der älteren Rezeption wird 
Sophie gern mit ihrer Schwester Elisabeth verglichen: Elisabeth sei gelehrter gewesen, So­
phie aber geistreicher. Z.B. Feder, Johann G.H.: Sophie Churfürstin von Hannover im Um-
riss. Hannover 1810, S. 7 und Schmidt, Hermann: Die Kurfürstin Sophie von Hannover. 
Mit einem Anhang: Die bildende Kunst in Hannover zur Zeit der Kurfürstin Sophie von Al­
brecht Haupt. Hannover 1903 (Veröffentlichungen zur niedersächsischen Geschichte Heft 
5), S. 21. 

39 Nach Knoop, die als Quelle den Bericht Johann Heinrich Sterns zitiert, der als Erzieher ei­
nes Knabens aus verwandter Familie den Leidener Hof besuchte, umfaßten die „Lektio­
nen" für die Mädchen wahrscheinlich Sprachen, Geschichte, Geographie, Zeichnen und 
Malen, Lautenspiel und Tanzen sowie Nadelarbeiten, während für die Knaben außerdem 
Mathematik und „körperliche Ertüchtigung" hinzukamen. Knoop (wie Anm. 17), S. 9. 

40 Mem., S. 35. 
41 Vgl. Möbius (wie Anm. 21), S. 105. 
42 Mem., S. 34. 
43 „... ce qui en fait neuf bien compte'es." Mem., S. 35. 
44 „Tout estoit si regle qu'on sc.avoit tous les jours de la semaine ce que Ton mangeroit, comme 

dans un couvent." Ebd. 
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den, sie dort allein zu lassen45 - vermutlich wäre es vor allem zu kostspielig ge­
wesen, den Hof für eine einzige Tochter zu unterhalten46 - und Sophie siedelte 
an den Hof der Mutter in Den Haag über. 
Von dieser Zeit berichtet sie in den Memoiren mit viel mehr Begeisterung,47 

und vor allem stellt sie dar, wie sie es dank ihrer Lustigkeit und ihres Witzes 
geschafft habe, sich gegenüber ihren drei älteren Schwestern, „bien mieux fai-
tes que moy et plus accomplies", am Hof zu behaupten.48 Mit ihrer bereitwillig 
übernommenen Rolle als „enfant terrible" gelang es ihr sogar, die Aufmerk­
samkeit der Königin auf sich zu ziehen.49 Sophie erzählt von ihren teilweise 
recht derben Streichen und ihrer Angewohnheit, andere zu verspotten, wor­
über sich „les gens d'esprit" amüsiert, die weniger Geistreichen sich vor ihr ge­
fürchtet hätten.50 Aber sie charakterisiert sich auch als schlagfertig und bereit, 
über sich selbst zu lachen, so z. B. als ihr in Gegenwart vieler Leute ein 
scherzhafter Brief übergeben wurde, in dem sie im Namen von Elisabeths 
Affen zu deren Königin gewählt wurde: Sie habe ihre Haltung bewahrt und 
mitgelacht.51 Als weitere Charaktereigenschaft betont Sophie ihren Ehrgeiz: 
Als ihre Schwestern sie beim Theaterspiel (es sollte zur Unterhaltung der Mut­
ter die „Medea" von CorneUle aufgeführt werden) nicht teilnehmen lassen 
wollten, da sie ihr nicht zutrauten, die Verse behalten zu können, lernte die 
elfjährige Sophie aus Trotz die gesamte Komödie auswendig, obwohl sie nichts 
von dem verstand, was sie sagte.52 

In dieser Zeit am Hof der Mutter und unter dem Einfluß der Schwestern wur­
de Sophies Ausbildung vollendet, vor allem, was das Verhalten bei Hofe, ihr 
Benehmen und ihre Manieren betrifft.53 Sophie war bemüht, vor dem kriti­
schen Urteil der Mutter zu bestehen.54 Der Hof der Winterkönigin war Treff­
punkt von Diplomaten, Gelehrten und Künstlern, zudem waren Besuche von 

45 Mem., S. 36. 
46 Vgl. Knoop (wie Anm. 17), S. 11. 
47 „Je croyois jouir des joyes du paradis en voyant tant de varie'te' et tant de monde et de ne 

plus voir mes pr^cepteurs." Mem., S. 36. 
48 Ebd. Die Schwestern sind Elisabeth (1618-1680), Louise Hollandine (1622-1709) und Hen­

riette Marie (1626-1651). Die vierte Tochter Königin Elisabeths, Charlotte (geb. 1628), war 
bereits kurz nach Sophies Geburt 1630 wieder gestorben. 

49 Vgl. Mem., S. 36; vgl. Kroll (wie Anm. 12), S. 35. 
50 Vgl. Mem., S. 36. 
51 „Cette lettre me fut pre'sente'e en pr&ence de beaucoup de monde pour voir la contenance 

que je ferois. Mais je la trouvois trop jolie pour m'en fächer et j'en riois comme les autres." 
Mem., S. 37. 

52 „... Cela me piqua si fort d'honneur, que j'apprenois toute la come'die par coeur, quoyque je 
n'avois besoin de scavoir que le roolle de N6rine, qu'on me permit de repre*senter.... Car je 
ne comprenois rien de tout ce que je disois et que ma jeunesse rendoit tol6rable, car je 
n'avois qu'onze ans." Mem., S. 37. 

53 „... prirent tant de soin de ma conduite et de toutes mes manieres que ma fa^on de vivre 
m'attiroit plus de louange que ma beauteV* Mem., S. 40. 

54 Vgl, Mem., S. 36. Vgl. dazu auch Knoop (wie Anm. 17), S. 19. 
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Verwandten und ausländischen Fürsten an der Tagesordnung,55 so daß es dort 
viele Gelegenheiten zur gesellschaftlichen Bewährung, zur Übung in den Spra­
chen und zu gelehrten Gesprächen gab. Sophies Muttersprachen waren 
deutsch und französisch, außerdem hatte sie Kenntnisse in englisch, hollän­
disch, Latein und italienisch. In ihren Briefen jongliert sie oft mit Phrasen aus 
verschiedenen Sprachen, um sich präziser oder witziger auszudrücken, z. B.: 
„...et G[eorge] Gfuillaume] voiagera to and fro pour faire ses affaires ici; ... 
Pour les estats du peis stringono le spalli, et je confesse, qu'on n'est gaire 
[=gu£re] politique envers eux; ein Mensch sein Wiell ist sein Himmelreich, 
c'est tout ce que je puis dire pour le defendre.. ."56. 

Wichtiger als eine „gelehrte", d. h. humanistische Büdung wurde für adlige 
Töchter die Beschäftigung mit den „schönen Künsten" angesehen.57 Unterricht 
im Malen und Zeichnen erhielten die Schwestern bei Gerard van Honthorst, 
dessen Bruder Willem auch die Porträts der pfälzischen und oranischen Kin­
der anfertigte.58 Sophie bewunderte die Begabung ihrer Schwester Louise Hol­
landine im Malen.59 Sie selbst war vermutlich eher musikalisch begabt: An 
späterer Stelle berichtet sie vom Gitarrenspiel und davon, daß sie Gesangs­
unterricht nahm.60 

Sophie wuchs von Anfang an im grundlegenden Bewußtsein der Überlegen­
heit ihres Standes und ihrer Ausbildung auf. Ihre Idealvorstellungen von 
Schönheit und Benehmen entsprechen den Normen ihrer Zeit und ihres Stan­
des; dabei spielte für Sophie bei der Beurteilung anderer sowie für ihre Selbst­
einschätzung stets die Wirkung nach außen die größte Rolle. Die Erfüllung der 
Ansprüche und damit das äußerliche Sich-Abheben von sozial niedrigerste­
henden Personen bereitete Sophie die größte Befriedigung, ohne daß die Maß­
stäbe grundsätzlich hinterfragt oder individuell modifiziert wurden. Besonde­
ren Wert hatten für Sophie offenbar eine tadellose Haltung, hervorragende 

55 Vgl. Knoop (wie Anm. 17), S. 13 und Pillorget, Rene': Die Kinder Friedrichs V. von der Pfalz 
in Frankreich: Philipp, Eduard und Luise-Hollandine, Äbtissin von Maubuisson. In: Zeit­
schrift für bayerische Landesgeschichte 44,1981, S. 257-268; S. 257. 

56 Sophie an Karl Ludwig, 17/27.6. 1659; Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 8. 
57 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 210. Die in Baldassare Castigliones „Libro del Cortegiano" 

(erschienen 1528, aber noch im 17. Jahrhundert vielrezepiertes Brevier über Benehmen und 
Lebensgefühl von Damen und Herren bei Hofe) beschriebene perfekte höfische Dame be­
sitzt Kenntnisse in der Literatur, der Musik und der Malerei; Castiglione, Baldesar: Das 
Buch vom Hofmann. Übersetzt, eingeleitet und erläutert von Fritz Baumgart. Bremen 
[i960]; HI/9, S. 252. 

58 Gerard (1590(?)-1656) und Willem (1594(?)-1666) van Honthorst, holländ. Maler. Vgl. 
Knoop (wie Anm. 17), S. 17; Dove (wie Anm. 18), S. 67; Rohr, Alheidis von: Bildnisse der 
Sophie von der Pfalz und des Kurfürsten Emst August von Hannover. In: Niederdeutsche 
Beiträge zur Kunstgeschichte Bd. 20,1981, S. 127-150; S. 127. Ganz am Rande erwähnt So­
phie ihre Kenntnis der Gemälde van Dycks; Mem., S. 38. 

59 „Elle s'appliqua entierement ä la peinture, et son inclination estoit si forte, qu'elle faisoit 
ressembler les gens sans les voir." Mem., S. 39. 

60 Mem., S. 50 und 51. 
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Manieren und große Selbstbeherrschung; Eleganz im Verhalten und in der 
Konversation konnten für sie mangelnde äußere Schönheit als Kennzeichen 
von Adel aufwiegen. Einen Eindruck von der starken gegenseitigen Kontrolle, 
der die höfische Gesellschaft ausgesetzt war, gibt Sophie einerseits mit ihren 
eigenen spitzfindigen Bemerkungen, andererseits mit ihren Beobachtungen 
des Hoflebens und -klatsches. Die gesellschaftliche Existenz einer Dame hing 
entscheidend von ihrem guten Ruf ab, und dieser war eben beständig durch 
den blühenden Hofklatsch gefährdet. 
Sophies demonstrative Überlegenheit erstreckt sich auch auf den religiösen 
Bereich; sehr spöttisch äußert sie sich mehrfach über Menschen, deren Glau­
bensauffassung weniger pragmatisch war als ihre eigene. Für Sophie scheint 
die Gesellschaft der „Erdengötter", zu denen sie sich selbst aufgrund ihrer ho­
hen Abstammung zählte, von weit größerem Interesse als kirchliche Lehren 
gewesen zu sein. 

Ehefrau 
Sophies Akzeptanz der gesellschaftlichen Realität zeigt sich auch in der Ein­
schätzung ihrer eigenen Lebenschancen. Dabei wird in der Darstellung nur in­
direkt deutlich, wie beschränkt ihre Möglichkeiten waren, selbst aktiv an der 
Gestaltung ihrer Zukunft mitzuwirken. Grundsätzlich bestand nur die Alter­
native: Ehe oder geistlicher Stand. Unverheiratet in lebenslanger Abhängigkeit 
bei Verwandten zu leben, erschien in keiner Weise erstrebenswert; die stan­
desgemäße Ehe garantierte der Frau die größtmögliche Freiheit.61 Die Heirats­
chancen adliger Töchter waren dabei allerdings insgesamt niedriger als für 
Frauen niederer Schichten, da die zu zahlende Mitgift oft finanziell belasten­
der für die Familie war als die lebenslange Versorgung der Tochter.62 

Sophie sah ihren Vorteil in ihrer hohen Geburt und hoffte daher auf eine an­
gemessene Versorgung durch eine ebenbürtige Eheschließung trotz der finan-

61 Vgl. Anderson, Bonnie S./Zinsser, Judith R: Eine eigene Geschichte. Frauen in Europa. 
2 Bände, Zürich 1993; Bd. 2, S. 40 und Möbius (wie Anm. 21), S. 34. Dennoch bedeutete 
auch die Ehe für die Frau eine Einschränkung der persönlichen Freiheit - das „Joch der 
Ehe" konnten aber nur die wenigsten Frauen in herausragender Stellung umgehen, so z. B. 
Sophies Zeitgenossin Christine von Schweden, die sich standhaft weigerte zu heiraten; vgl. 
Friese, in Buck u.a. (Hg.) (wie Anm. 21), Bd. III, S. 477. Die Lebensweise dieser Dame, die 
1654 die schwedische Krone niederlegte und zum Katholizismus konvertierte, war Sophie 
einerseits suspekt („la Reyne vagabonde", Sophie an Karl Ludwig, 4.4725. 3. 1660; Bode­
mann 1885 (wie Anm. 33), S. 28), andererseits war sie sehr neugierig, die Schwedin ken­
nenzulernen, vgl. Mem., S. 82 und Sophie an Karl Ludwig, 1.11. 1664 und 27.9. 1667; Bo­
demann 1885 (wie Anm. 33), S. 79 und 125 f. Während ihres Rombesuchs stellt sie fest: „La 
pauvre Reyne Christine, qui parle tant contre le mariage, est plus esclave de son amant 
qu'aucune femme mariee le peut estre"; Sophie an Karl Ludwig, 14.11. 1664; ebd., S. 80f. 

62 Vgl. Hufton, in Duby/Perrot (Hgg.) (wie Anm. 21), S. 40 und Arndt (wie Anm. 21), S. 156. 
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ziellen Misere ihres Hauses. Neben der Versorgung spielte bei der Eheschlie­
ßung auch der politisch-dynastische Aspekt eine große Rolle; zur Wahrung der 
auf Abstammung basierenden Vorrechte hatte sich beim Adel ein „System ge­
schlossener Heiratskreise"63 entwickelt. Sophie betont ihren „Wert" in dieser 
Hinsicht in den Memoiren: Es habe niemand von höherer Geburt zur Wahl 
gestanden als sie.64 

Äußerliche Attraktivität war bei der Wahl des Bräutigams in diesen Kreisen 
kein Kriterium. Den Heiratskandidaten, der nach verschiedenen vergeblichen 
Projekten endlich für Sophie gefunden wurde, nämlich den verwitweten Adolf 
Johann, Pfalzgraf von Zweibrücken,65 beschreibt sie respektlos: Er habe eine 
akzeptable Figur gehabt, aber ein sehr häßliches Gesicht und ein Kinn wie ei­
nen Schuhanzieher!66 Wenn sie auch die Entscheidung ihrem Bruder zu über­
lassen hatte, war sie doch sehr froh, als sich Georg Wilhelm von Hannover als 
weiterer Bewerber einfand, der nicht nur eine bessere Partie darstellte, son­
dern Sophie auch weit angenehmer war.67 Es gelingt Sophie, die folgenden für 
sie und ihre Familie unangenehmen, romanhaft anmutenden Verwicklungen 
in den Memoiren so darzustellen, daß vor allem ihre Haltung und Beherr­
schung, ihr Gleichmut und Gehorsam dem Bruder gegenüber zur Geltung ge­
bracht sind. Als Georg Wilhelm über die Vergnügungen mit einer Kurtisane in 
Venedig, die ihn in einen für die Heirat sehr ungeeigneten Zustand („un estat 
fort malpropre pour le mariage") versetzt hatte, die Braut vergaß und seinen 
Heiratsentschluß bereute,68 war Karl Ludwig beunruhigt.69 Sophie behauptet 
hingegen von sich, eine Haltung eingenommen zu haben, die wie eine allge­
meine Devise in allen kritischen Lebenslagen klingt: „mais moy j'estois trop 

63 Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 26. Vgl. auch Möbius (wie Anm. 21), S. 34. 
64 „... que pour lors il n'y en avoit point ä choisir d'une plus grande naissance que moy" (zu­

mindest von ihrer Religion), Mem., S. 40. 
65 Adolf Johann, 1629-1689; Bruder König Karls X. Gustav von Schweden, enger Verbünde­

ter des Pfälzer Kurfürsten; vgl. Geerds (wie Anm. 37), S. 40 und Knoop (wie Anm. 17), 
S. 49. 

66 „II avoit assez bonne mine et la taille raisonnable, mais le visage fort de'sagre'able et le men-
ton ä chaussepied." Mem., S. 52. 

67 Ihre Erleichterung über den neuen Antrag stellt sie rückblickend in einer beinahe romanti­
schen Szene dar: „II [Georg Wilhelm] s'attacha d'abord ä moy, me questionna sur mon pre-
tendu mariage et me disoit mille choses obligeantes, auxquelles pour dire la ve'rite' je ne re-
pondis pas trop mal. Enfin il lächa le grand mot et me demanda, si je voudrois bien permet-
tre qu'il me demandoit ä Felecteur. Je ne rgpondis pas en h^roine de roman, car je n'hesitois 
gueres ä dire qu'ouy. Car il me plaisoit beaucoup d'avantage que le prince Adolphe, pour le-
quel j'avois une aversion que je n'aurois pu vaincre que par une force de vertu." Mem., 
S. 53. 

68 „II ne me voyoit plus, le libertinage de Venise avoit des charmes insurmontables pour luy." 
Mem., S. 55. 

69 „Ses lettres se trouverent plus froides, il n'arrivoit pas luy-m£me selon qu'il en estoit conve-
nu, ce qui inquilta Pelecteur." Mem., S. 55. 
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fiere pour en estre touchee."70 Der Plan des Brauttausches, den die Hannove­
raner Herzöge inzwischen entworfen hatten, - Ernst August sollte die Braut 
seines Bruders mitsamt dessen Erbrechten übernehmen - war bereits zum 
Hofklatsch geworden.71 Der fast achtundzwanzigjährigen Sophie blieb keine 
Wahl, wollte sie ihre und die Ehre ihrer Familie wahren; dies war vielleicht 
auch ihre letzte Chance auf eine ansehnliche Verheiratung, und so gab sie ih­
ren Konsens zu dem Tauschangebot.72 Rückblickend betont sie ihren Gleich­
mut in der Angelegenheit: 

Je luy [Karl Ludwig] repliquay que je n'avois jamais eu de Vamour que 
pour un hon establissement, et si je le pouvois trouver avec le cadet, je 
n'aurois aucune peine ä quitter Vun pour Vautre; que je ferois avec plaisir 
tout ce qu'ü trouveroit bon pour mon avantage, et que je m'en remettois 
entierement ä luy que je considerois comme mon pere."73 

Das Schicksal der „verkauften Braut"74 hat vor allem in der älteren Rezeption 
Empörung über die damaligen Sitten hervorgerufen; durch ein „unwürdiges, 
schnödes Geschäft" sei eine „Neigungsheirat" in eine „regelrechte, wenn auch 
gute Versorgung" verwandelt worden.75 Diesen Äußerungen liegt jedoch ein 
für die Zeit falsches Verständnis von den Erwartungen zugrunde, die an eine 
Ehe gestellt wurden. Der drohende Ehrverlust durch eine Absage wog für So­
phie vermutlich schwerer als die Aussicht, aus egoistischen Interessen geheira­
tet zu werden (Ernst August stieg mit diesem Handel vom apanagierten Prin­
zen zum Erben des Fürstentums auf); schließlich hatte sie selbst ein ebenso 

70 Ebd. „.. .womit sie wohl eher beschrieb, in welcher Haltung sie die Situation zu ertragen 
und zu meistern beschlossen hatte." UtermÖhlen, in Paas, Sigrun (Hg.): Liselotte von der 
Pfalz. Madame am Hof des Sonnenkönigs. Ausstellung der Stadt Heidelberg zur 800-Jahr-
Feier, 21. Sept. 1996 bis 26. Jan. 1997 im Heidelberger Schloß. Heidelberg 1996, S. 55. 

71 Sophies Mutter Elisabeth schreibt beunruhigt darüber, daß die Verhandlungen kein Ge­
heimnis mehr seien; Elisabeth Stuart an Karl Ludwig, 13./23.5.[1658]. Wendland, Anna 
(Hg.): Briefe der Elisabeth Stuart, Königin von Böhmen, an ihren Sohn, den Kurfürsten 
Carl Ludwig von der Pfalz. 1650-1662. Tübingen 1902 (Bibliothek des Litterarischen Ver­
eins in Stuttgart CCXXVIII); S. 91. Vgl. auch Sophie an Karl Ludwig, 3.6724.5.1658 (wie 
Anm. 33), S. 5. 

72 „Gewiß sah sie deutlich, was sie im Interesse der Familie tun mußte und im eigenen Inter­
esse erhoffen konnte." Utermöhlen, in Paas (Hg.) (wie Anm. 70), S. 55. 

73 Mem., S. 59. 
74 Knoop (wie Anm. 17), S. 52. 
75 Fester, Richard: Kurfürstin Sophie von Hannover. Hamburg 1893, S. 8. „Daß solche Verab­

redungen getroffen werden konnten, ist uns unbegreiflich, aber die Sittlichkeit jener Zeit ist 
doch wohl eine andere gewesen." Schmidt (wie Anm. 38), S. 8. „Doch die große Liebe en­
dete mit einer schweren Enttäuschung. Der Leichtlebige erwies sich der reinen Braut un­
würdig und gab sie auf." Wendland, Anna (Hg.): Briefe des Kurfürsten Ernst August von 
Hannover an seine Gemahlin, die Kurfürstin Sophie. In: Niedersächsisches Jahrbuch für 
Landesgeschichte 7, 1930, S. 206-264; Vorwort, S. 208. Vgl. auch Wendland, Anna: Die 
Heidelberger Beziehungen der Kurfürstin Sophie von Hannover. In: Neue Heidelberger 
Jahrbücher. N.F. 1930, S. 49-74; S. 59 f. 
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großes Eigeninteresse an der vorteilhaften Heirat.76 Wenn Sophie bei dem 
Handel nicht so - aus heutiger Sicht befremdlich - ungerührt blieb, wie sie es 
zu vermitteln versucht, dann wohl eher aus Gründen des Stolzes und aus Sor­
ge um ihre Zukunft. Immerhin hat sie es nicht versäumt, in ihre Memoiren die 
Episode von Ernst Augusts früherem Besuch am Heidelberger Hof einzubau­
en, bei dem er sie durch sein schönes Aussehen, seine Geschicklichkeit beim 
Tanz und Gitarrenspiel beeindruckt habe.77 Wichtig war ihr wohl vor allem, 
ihrer Familie nicht mehr zur Last zu fallen und den unangenehmen Verhält­
nissen zu entkommen; Vernunftgründe führten zur Heirat mit Ernst August. 
In ihren Memoiren schreibt Sophie, sie sei sehr froh gewesen, den Bräutigam 
liebenswert („aimable") zu finden, da sie entschlossen war, ihn zu lieben.78 In 
Anbetracht fehlender Möglichkeiten, ihr Leben außerhalb der durch ihre spe­
zielle familiäre und gesellschaftliche Situation vorgegebenen Art zu gestalten, 
scheint Sophie sich in einer ,Überlebensstrategie' professionalisiert zu haben, 
die darin bestand, sich möglichst unbeschadet „dem Leben anzupassen".79 In 
ihren ersten Ehejahren fiel ihr der gute Vorsatz wohl weniger schwer als spä­
ter. Sie erinnert sich, daß die Empfindungen der Eheleute füreinander stärker 
als erwartet waren: 

„Quelques jours apris le duc retourna en poste ä Hanover de la mime 
moniere qu'il estoit parti, si non que son coeur se sentoit pour moy d'une 
autre mani&re qu'il s'estoit imagine. Le mien alloit aussi bien plus loin que 
Vestime que son merite m'avoit toujours donne pour luy, car je sentois 
pour luy tout ce qu'une sinc&re passion pouvoit inspirer/m 

Natürlich konnten auch Ehen, die nach materiellen und politischen Gesichts­
punkten geschlossen wurden, „glücklich" verlaufen. Als Ausdruck ehelicher 
Liebe, die erst durch das Zusammenleben entstand, wurden üblicherweise Zu­
friedenheit, Einigkeit und Friedlichkeit bewertet.81 Mit bemerkenswerter Aus­
drucksfähigkeit beschreibt Sophie die erste Zeit ihrer Ehe, eine „Phase intensi-

76 „... for his motives in marrying her had been no less self-interested than her own. She was 
mature enough to face facts, and to enter married life determined to give satisfaction, in re­
turn for an establishment of the sort to which her rank and her upbringing qualified her." 
Kroll (wie Anm. 12), S. 84. 

77 „En ce temps-lä [1651 oder 52] M. le duc Erneste Auguste de Bronsuic et Lunebourg passa 
par Heidelberg ä son retour de Venise. Je l'avois vu fort jeune en Hollande, son bei air avoit 
beaucoup augmente', il plaisoit ä tout le monde. Mais comme il estoit le cadet de trois freres, 
on ne le regarda point comme un prince bon ä marier. Nous jouämes de la guitarre ensem-
ble, oü il fit voir les plus belles mains du monde, et ä la danse il fit aussi des merveilles." 
Mem., S. 50. 

78 „parce que j'estois r^solue de Paimer." Mem., S. 61. 
79 Vgl. den Brief Sophies an Elisabeth Stuart vom 9.2. 1657; Weiß (wie Anm. 19), S. 113. 
80 Mem., S. 62. „Had she liked him less, she would still have professed to idolise him, and was 

perfectly prepared to find him indifferent towards her,..." Kroll (wie Anm. 12), S. 84. 
81 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 82 f. 
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ver Verliebtheit"82, die der Fünfzigjährigen offenbar als ein Höhepunkt ihres 
Lebens in Erinnerung war.83 Mit der Formulierung „... il se trouva pour moy 
d'une maniere ä m'imaginer qu'il m'aimeroit toute sa vie" vermittelt sie indi­
rekt, daß sie bei der Niederschrift des Textes nicht mehr in diesem Glauben 
war.84 Daß dagegen die Beschreibung ihres Glücks gleich nach der Eheschlie­
ßung ihren damaligen Gefühlen entsprach, läßt sich durch einen Vergleich der 
Memoiren mit ihren Briefen bestätigen. An ihren Bruder schreibt sie am 6. Fe­
bruar 1659: „... j'ay le miracle de ce siecle: d'aimer mon mari".85 Daß die Lei­
denschaft ihres Gatten für sie allerdings nicht die für den venezianischen Kar­
neval vermindert hatte, versuchte sie - in der neuen Umgebung schon nach 
kurzer Zeit allein gelassen - mit der üblichen Haltung zu tragen.86 

Der neue soziale Status, den Sophie durch ihre Eheschließung erlangt hatte, 
trug zu ihrer anfänglichen Zufriedenheit mit der neuen Rolle bei.87 Daß die 
Ehefrau sich ihrem Mann unterzuordnen hatte und ihre vornehmste Aufgabe 
darin bestand, dem Gatten zu gefallen, war eine unbestrittene Grundannahme 
der Zeit, theoretisch durch biblische Argumente (das Weib sei vom Manne 
und um des Mannes willen geschaffen) fundiert;88 nur so war das Fortbestehen 
bewährter sozialer Strukturen garantiert. Die von Natur aus untergeordnete 
Stellung der Frau bedingte, daß ihr Verhältnis zur Gesellschaft durch den so-

82 Daniel (wie Anm. 8), S. 212. 
83 „Je me souviens avec plaisir de la joie que nous eümes de nous poss^der en liberte*, apres 

que tous les princes et princesses furent partis, et de la passion que M. le duc fit paroistre 
pour moy. II avoit cru avant de m'e'pouser que je lui serois indifferente, ne m'ayant e'pouse' 
que par inte'rest, mais il se trouva pour moy d'une maniere ä m'imaginer qu'il m'aimeroit 
toute sa vie; et moy j'en estois si idolätre que je me croyois perdue, quand je ne le voyois 
pas. Nous estions toujours ensemble, et mes bonnes amies ne me virent plus que le soir et le 
matin,..." Mem., S. 64. 

84 Vgl, Köcher (wie Anm. 3), S. 6. 
85 Sophie an Karl Ludwig, 6. 2. 1659; Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 9. 
86 Ihre Überlegungen, die sie im Gedankenaustausch mit Karl Ludwig anstellt, führen sie zu 

dem genügsamen Ergebnis: „... on ne s^auroit pretendre, quand on s'aille dans un autre 
sang que Pinclination puisse estre tout ä fait conforme au nostre, la coutume et la nourriture 
Paiant forme' d'une autre maniere et Pon se doit contenter, quand la personne qu'on aime 
nous traite bien selon son jugement et nous demontres son amitie de la maniere qu'il la 
croit raisonnable. On ne me laisse manquer de rien et je vis avec assez de splandeur pour la 
femme d'un cadet, oü la douariere d'Orenge n'a plus de train ny de carrosse que moy." So­
phie an Karl Ludwig, 24./14.11. 1659; ebd. S. 21. 

87 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 76. An Karl Ludwig schreibt Sophie am 19./8.1. 1659: „... ä 
present je ne suis plus la vieille fille, je n'ay plus de pense'es funestes et ne medite qu'ä vous 
estre en quelque facon utile, pour vous tesmoigner ma reconnaissance des bontes que vous 
avez tousjour eu pour moy." Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 9. 

88 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 59; Anderson/Zinsser (wie Anm. 61), Bd. 2, S. 41 f.; Möbius 
(wie Anm, 21), S. 51. Zedier führt dieses Argument und das, daß der Mann mehr Verstand 
als die Frau besitze, als Begründung dafür an, daß die Frau sich freiwillig unter die Herr­
schaft des Mannes begeben solle; Zedier, Johann Heinrich: Großes Vollständiges Universal-
Lexicon. Halle und Leipzig 1734 (ND Graz 1984), Bd. 8, Sp. 367-369. Zur Begründung, 
warum die Frau das „schwächere Geschlecht" sei, vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 197. 
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zialen Status ihres Ehemannes bestimmt war.8 9 Im Vordergrund der Betrach­
tung stand immer ihre soziale Rolle - nicht die Frau als Individuum - und es 
wurde erwartet, daß sie sich gemäß dieser Rolle verhielt. Die Ehefrau, die ih­
ren Mann „liebte", hatte sich ihm unterzuordnen und ihm Gehorsam zu lei­
sten; nur innerhalb dieses Abhängigkeitsverhältnisses gab es für sie Möglich­
keiten, eine eigene Identität zu entwickeln.90 Sophie stellt in den Memoiren 
ihr Bemühen um vollkommenen Gehorsam ihrem Gatten gegenüber dar. Sie 
folgte seinen Befehlen, wenn er Zeit und Ort ihrer Zusammentreffen bestimm­
te, und bemühte sich darum, nichts zu tun, was er tadelnswert finden könnte.91 

Wollte sie auf eine Reise gehen, mußte Sophie die Genehmigung Ernst Au­
gusts einholen, selbst wenn dieser sich gerade in Italien aufhielt.92 Um die Er­
laubnis für ihre Reise nach Frankreich zu erhalten (bis kurz zuvor noch 
Kriegsgegner der Herzöge), mußte sie einige Überredungskünste aufwenden.93 

Der Ehemann bestimmte, wo sie sich aufzuhalten hatte, und hatte keinen Wi­
derspruch zu erwarten: „dan was der mann wil, das wü die frauw auch."9 4 In 
den Memoiren vermerkt Sophie ihre Untröstlichkeit darüber, daß es ihr nicht 
möglich gewesen war, die beiden Herzöge mitten im Winter in der Post­
kutsche nach Italien zu begleiten.95 In den ersten Ehejahren scheint dies eines 

89 „Attorno a $€ [Puomo] ha un nucleo familiäre che da lui dipende, donne, figli, servi, schiavi, 
ed il cui Status sociale e direttamente determinato dallo Status delTuomo. II rapporto della 
donna con la societä passa dunque attraverso Puomo." Battisti, Saccaro Giuseppa: La don-
na, le donne nel Cortegiano. In: La Corte e il „Cortegiano" I - la scena del testo. Hrsg. v. 
Carlo Ossola. Rom 1980 (Centro Studi „Europa delle CortPVBiblioteca del Cinquecento 8), 
S. 219-249; S. 221. „Als eheliches Kind wurde ein Mädchen, gleich welcher sozialen Her­
kunft, definiert durch sein Verhältnis zu einem Mann." Hufton, in Duby/Perrot (Hgg.) (wie 
Anm. 21), S. 27. 

90 Vgl. Anderson/Zinsser (wie Anm. 61), Bd. 2, S. 42. 
91 Vgl, z. B. Mem., S. 65 und „Je ne manquay pas de suivre ses ordres fort ponctuellement en 

partant de lä." Mem., S. 70. Über die Vermeidung eines näheren Kontakts mit der (zu der 
Zeit noch nicht anerkannten) Luise von Degenfeld: „Je me d f̂endis pourtant ensuite d'un 
commerce plus grand, parce que Pelectrice en pourroit faire d u bruit, et que M. le duc y 
pourroit peut-estre trouver ä redire." Mem., S. 69. 

92 Brieflich gestattete er ihr, selbst über die Länge ihres Aufenthaltes in der Pfalz zu entschei­
den; der Rückreise der Gemahlin über Holland stimmte er zu. Emst August an Sophie, aus 
Venedig, 22.10. [1671] und 15.1. [1672]; Wendland 1930 (wie Anm. 75), S. 229 und 238. Es 
kam auch vor, daß Ernst August gegen ihren Wunsch entschied: „Ich habe vermeint, inmit-
tels wieder nach Osnabruc zu gehen, aber der Herzug will es nicht haben, sundem begert, 
ich solle ihn wiederum alhir erwarten." Sophie an A.K. von Harting, 25.11. 1678; Bode­
mann, Eduard (Hg.): Briefe der Herzogin, späteren Kurfürstin Sophie von Hannover an 
ihre Oberhofmeisterin A.K. v. Hariing, geb. von Uffeln. In: Zeitschrift des Historischen Ver­
eins für Niedersachsen 1895, S. 1-91; S. 50. Vgl. dazu Daniel (wie Anm. 8), S. 213. Reisen 
von Frauen in der Frühen Neuzeit dienten üblicherweise Besuchen an Höfen von Verwand­
ten; vgl. Arndt (wie Anm. 21), S. 157. 

93 Vgl. Mem, S. 111. 
94 Sophie an A.K. von Hariing, 8.8.1664; Bodemann 1895 (wie Anm. 92), S. 18. Vgl auch: „... 

der mann ghet noch vor, da I.L. [Emst August] gern sein, mus ich auch gern sein." Sophie 
an A.K. von Hariing, 12. 9. 1664, ebd., S. 19. 

95 Mem, S. 65, 
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ihrer Probleme gewesen zu sein: Georg Wilhelm und Ernst August verbrach­
ten regelmäßig mehrere Monate des Jahres in Venedig, während Sophie es 
vorgezogen hätte, wenn ihr Mann an seinem Hof geblieben wäre.96 Schließlich 
nahm sie die beschwerliche Reise auf sich und begab sich - weniger aus ei­
genem Antrieb, sondern um dem Gatten zu Willen zu sein - nach Italien. Dort 
mußte Sophie miterleben, wie Ernst August sich mit verschiedenen Damen 
recht offen amüsierte. Wenn sie darüber auch relativ ungerührt berichtet,97 

muß es sie doch verletzt haben, daß ihr Gemahl sich nicht einmal die Mühe 
machte, sie bei ihrer Ankunft in Rom zu empfangen, sondern es vorzog, sich 
bei Madame Colonna aufzuhalten 9 8 Sophie weigerte sich trotz des Drängens 
beider Herzöge, noch einmal mit nach Italien zu reisen; unter anderem fiihrt 
sie als Grund, warum sie sich dort nicht wohl gefühlt habe, die anderen Sitten 
an. 9 9 Ließ sie sich anfangs noch durch Ernst Augusts Briefe beeindrucken, 
durchschaute sie doch bald, daß es ihm damit wohl nicht immer so ernst 
war.100 Waren die Moralvorstellungen an deutschen Höfen auch weniger 
locker als in Italien oder am französischen Königshof,101 mußte Sophie doch 
auch hier akzeptieren, daß ihr Gatte sich mit anderen Frauen einließ: „M. le 
duc, qui ne pouvoit estre oisif, et dont l'humeur galante ne permit pas qu'il fut 
sans amourette, s'amusa d'en conter ä la Manseliere."102 Über diese Dame be­
richtet sie ausführlich, denn sie lobt an ihr die Kraft der Tugend, die sie davon 

96 Sophie schreibt an Karl Ludwig: „Au retour de ses [Ernst Augusts] nopses, comme son 
frere s'informoit, s'il estoit content, il dit: que tout luy plaisoit, qu'il n'avoit que cette seulle 
aprehension, que je ne voudrois aller avec luy ä Venise; maintenant il m'escrit les plus 
obligentes lettres du monde et dit, que tout dependera de moy, mais qu'il ne peut estre 
heureux, quand je ne suis point avec luy.... II ne depant que de luy de pouvoir estre Statt­
halter, mais bien loing de le vouloir estre icy, il pretant l'estre ä Venise ..." 17./27. 6. 1659; 
Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 15. Vgl. dazu Knoop (wie Anm. 17), S. 57. 

97 „... je crois qu'il n'y avoit que M. le duc qui profitoit de ses galanteries et qui s'attachoit au 
solide." Mem., S. 75; vgl. auch Mem, S. 73 und 76. 

98 Vgl. Mem, S. 80. 
99 „Les manieres d'Italie ne s'accomoderent non plus ä mon humeur que l'air ä mon temp6-

rament." Mem, S. 75. „On peut s'imaginer, comme une Allemande comme moy se trouva 
d^paisee dans un pays oü l'on ne pense qu'ä faire l'amour, et oü les dames se croiroient 
d£shonnore's, si elles n'ont des galans." Mem, S. 76. Mehrfach schrieb sie aus Italien an 
Frau von Hariing, wie gern sie zurückfahren würde, doch Ernst August wünsche es nicht. 
Sophie an A.K. von Hariing, 11. 7, 8. 8, 12. 9, 31.10, 27.12. 1664 und 6. 2. 1665; Bode­
mann 1895 (wie Anm. 92), S. 15 f, 17, 19, 21 f, 25, 27. 

100 Am 6.2. 1659 schreibt sie an Karl Ludwig: „Si je pouvois m'imaginer, qu'il ne m'aimoit 
point, j'en serois peutestre bien tost gueri, mais quand il me dit des belies choses par lettres 
encore qu'il est absent, j'y demeure prise et ne s^aurois lacher." Bodemann 1885 (wie Anm. 
33), S. 10. Am 29./19.12. 1659 bemerkt sie gegenüber Karl Ludwig bereits, die Herzöge 
hätten es mit der Rückreise aus Italien immer weniger eilig als bei der Hinreise; ebd., S. 22. 

101 Vgl. Fürstenwald, in Buck u.a. (Hg.) (wie Anm. 21), Bd. III, S. 469; Grieco, in Duby/Perrot 
(Hgg.) (wie Anm. 21), S. 99. 

102 Mem, S. 95. 
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abhielt, auf Ernst Augusts Werbung einzugehen.103 Nach außen hin habe 
Sophie sich den Anschein gegeben, als wüßte sie von nichts.1 0 4 Mit Gelassen­
heit nahm Sophie die Liebschaften ihres Gatten hin, die nichts an seiner Liebe 
für seine Ehefrau änderten, wie er ständig beteuerte. Sie war nicht nur darüber 
informiert, denn Ernst August berichtete in seinen Briefen mit Offenheit über 
die schönen Damen, die er in Italien traf; er bedankte sich bei ihr auch aus­
drücklich für eine „permission", die sie ihm erteilte: 

je vous remersie bien fort de la permission que maves donne et vous pou-
ves croire, que s'il estoit en mon pouvoir de faire une maitresse delle ou 
dune auter, que cela ne pourroit faire aucufn] tort en pouvoir que vous 
aves et que vous aüres sur moy jusques a la mort,...tel0S 

In keinem Brief versäumt Ernst August, seiner „csaire moitie"1 0 6 wortreich sei­
ne Zuneigung und seine Sehnsucht nach ihr zu versichern.107 Selbst im Winter 
1681, als er sie mit ihrer Trauer allein in Hannover gelassen hatte, schreibt er 
ihr aus der Gesellschaft der Marquise Palleotti, die fünfzigjährige Sophie wür­
de ihm mehr gefallen als alle anderen: „Enfin je vous jure, [soyez sure] que la 
fame de 50 ans [me] plait et me charme plus que tout le reste et que je laimere 
toute."108 Was Sophie darauf antwortete, ist leider nicht zu erschließen; doch 
bedankt Ernst August sich mehrfach für die Zeichen ihrer Zuneigung.109 

Offenbar unterschied Sophie zwischen den bedeutungslosen sinnlichen Aben­
teuern ihres Gatten, die an seiner achtungsvollen Einstellung ihr gegenüber 
nichts änderten, und solchen, die ihre Machtposition bedrohten, indem sie ih-

103 „La pauvre fille ne pouvoit resister aux charmes de M. le duc, son coeur en fut epris, mais 
sa sagesse l'empecha d'aller au crime." Mem, S. 95. „Je m'en souviendray toujours comme 
d'une personne extraordinaire dont Tarne estoit tres belle et le corps fort incommode." 
Mem, S. 96. 

104 „Je parois longtemps ce discours, comme si je ne comprenois pas ce qu'elle vouloit dire." 
Mem, S. 95. Nach deren Abreise bleibt Sophie mit der Manseliere in Briefkontakt, ebenso 
wie Emst August: „M. le duc en fit autant en secret, ce que je fis semblant d'ignorer, parce 
qu'il m'en fit mystere." Mem, S. 96. 

105 Emst August an Sophie, 8.12. [1671]; Wendland 1930 (wie Anm. 75), S. 234. Vgl. dazu 
Wendland, Vorwort zu den Briefen, ebd, S. 213; Knoop (wie Anm. 17), S. 76. 

106 Ernst August an Sophie, 22.12. [1679]; Wendland 1930 (wie Anm. 75), S. 244. 
107 Z.B.: „Vous vous trompes fort quand vous croies que je suis satisfait quand je ne vous vois 

pas, je vous assure tout affait du contraire, et que si j'avois tous les plaisir a souhait que je 
ne serois neamoins pas satisfait sens estre en mesme temps avec vous. (...) croies moy que 
toute fasson vous este lunique maitresse de mon coeur et que je vous ayme encore milles 
fois plus que [je] ne vous dis, vous auries ... pas imaginer Pinpatience la quelle j'ay este 
aven que de recevoir vostre le[ttre] [eile arri]ve hier a midi... rendue qu ... croiois que... 
et que vous ne mescrivies pas, je nen ay pas dormi toute la nuit et je vous [as]sure que j'ai-
merois mieu mourir que de perdre ma chaire Sophie." Emst August an Sophie, 
22.10.[1671]; Wendland 1930 (wie Anm. 75), S. 229. 

108 Emst August an Sophie, [1681] (zwischen den Briefen vom 3.1. und 8.3.[1681]); ebd, 
S. 248. 

109 Z.B. „Je vous rens un million de grace pour toutes les marques daffection, que vous me 
donnes,..." Emst August an Sophie, 11.12. [1671]; ebd, S. 231. 
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ren direkten Zugang zu und ihren Einfluß auf den Herzog verminderten.110 So 
war es im Fall der Manseliere: Sophie schreibt, wie froh sie über deren Abreise 
gewesen sei, „car j'apprehendois qu'une fille que M. le duc pouvoit estimer, 
prendoit trop d'empire sur son coeur et diminueroit les bontes qu'il avoit pour 
moy."111 Über diejenigen Beziehungen ihres Gatten, die ihrem Rang auch in 
der Öffentlichkeit abträglich waren, schweigt Sophie in ihren Memoiren. So 
ist z. B. nichts über die Existenz von Ernst Augusts natürlicher Tochter Laura 
de Montecalvo (d. h. Calenberg) zu erfahren,112 und auch Clara Elisabeth von 
Platen, Ehefrau von Ernst Augusts Kammerrat, seit mindestens 1675 aner­
kannte Mätresse des Herzogs und Mutter seiner Tochter Sophie Charlotte 
(geb. 1675/6, gleichnamig mit Sophies 1668 geborener Tochter),113 wird mit 
keinem Wort erwähnt. Die Mätresse hatte nach Einschätzung von Zeitge­
nossen um 1680 bereits größeren Einfluß auf den Herzog als Sophie.114 Eine 
derartige Entwicklung, durch die die Ehefrau von ihrer Position als „fürstliche 
Zentralperson" verdrängt und zur „mehr oder weniger gut ausgestatteten Be­
wohnerin der höfischen Peripherie" wurde, ist nach Daniel „fast schon als 
Normalkatastrophe" für die Fürstin am frühneuzeitlichen Hof anzusehen.115 

Aber auch in ihren Briefen erwähnt Sophie (zumindest bis 1680) die Mätresse 
ihres Mannes nicht. Über die Eifersuchtsszenen ihrer Schwägerin Charlotte 
hatte sie gelacht, und sie selbst hütete sich davor, sich lächerlich zu machen.116 

Zudem hatte sie miterlebt, welche Folgen ein solches Verhalten haben konnte 
- der Ehemann hatte immerhin die Verfügungsgewalt über seine Gattin, z.B. 
also das Recht, sie an einen anderen Ort zu verbannen, und das protestanti­
sche Eherecht sah auch die Ehescheidung vor,117 wie Karl Ludwig sie kraft sei­
ner eigenen geistlichen und weltlichen Gerichtsbarkeit für seine Ehe aus-

110 Vgl Daniel (wie Anm. 8), S. 214. 
111 Mem, S. 96. 
112 Diese Tochter einer Italienerin heiratete 1684 in Hannover den Hoflunker Hans von Stu­

benvoll; mehr scheint über sie nicht bekannt zu sein. Vgl Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 32. 
113 Vgl. Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 32 und 99; Knoop (wie Anm. 17), S. 77f.; Kroll (wie 

Anm. 12), S. 165. 
114 Ein französischer Botschafter notierte, die Mätresse habe „beaucoup de pouvoir sur Pesprit 

de ce prince", während er über Sophie urteilt, sie habe „aucun credit sur Pesprit de son 
mari". Nach Kroll (wie Anm. 12), S. 116; vgl. auch Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 99 und 
Knoop (wie Anm. 17), S. 123. 

115 Daniel (wie Anm. 8), S. 214. 
116 Ausführlich schildert sie in den Memoiren die dramatischen Szenen, die Charlotte ihrem 

untreuen Gatten gemacht hatte; Mem, S. 57f. „Je ne pouvois m'empecher de rire ..." 
Mem, S. 58. Kluge verheiratete Frauen störten sich nicht an der Untreue ihrer Männer, 
„weil Klagen eine Frau lächerlicher macht, als die Kränkung, die sie dazu veranlaßte." 
Grieco, in Duby/Perrot (Hgg.) (wie Anm. 21), S. 98. 

117 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 70; Möbius (wie Anm. 21), S. 54. So wurde z. B. die Frau 
von Sophies ältestem Sohn Georg Ludwig, Sophie Dorothea (Tochter von Georg Wilhelm 
und Eleonore), 1694 wegen ihrer Affäre mit dem Grafen KÖnigsmarck von ihrem Mann 
geschieden und bis zu ihrem Lebensende 1726 nach Schloß Ahlden verbannt. 
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sprach.118 Eine Scheidung bedeutete vor allem einen Ehrverlust, für die Frau 
außerdem den Verlust ihrer sozialen Position und ihrer Versorgung; es blieb 
ihr nur die Rückkehr zur Familie ihrer Eltern oder der Eintritt in eine geist­
liche Stiftung. Deshalb waren Ehescheidungen im Adel insgesamt selten; die 
„beiderseitigen materiellen Interessen und die Pflicht zur legitimen Fortpflan­
zung [veranlaßten] wenigstens zur Aufrechterhaltung des äußeren An­
scheins"119, was besonders der Frau oft ein hohes Maß an Selbstverleugnung 
abverlangte. Das Schicksal ihrer Schwägerin Charlotte wird Sophie vor Augen 
gestanden haben, wenn sie sich stets um das korrekteste Verhalten bemühte 
und sich angewöhnte, über vieles hinwegzusehen - oder es sogar ins Positive 
zu verkehren. 
Wurde Ehebruch bei Männern, besonders in der höfischen Welt, gesellschaft­
lich toleriert, galt er für die hochadiige Dame als schweres Verbrechen. Einer­
seits wurden Frauen als sexuelles Eigentum ihrer Ehegatten angesehen, ande­
rerseits war insbesondere für den Adel die unbezweifelbare Legitimität der 
Nachkommen von größter Bedeutung.120 Die Ehemänner wachten daher meist 
eifersüchtig über ihre Treue, was die Damen geduldig über sich ergehen lassen 
mußten. 
Ausführlich berichtet Sophie in den Memoiren von den Schwierigkeiten, 
welche die „Ste trinite" (wie sie das Zusammenleben von Ernst August, Georg 
Wilhelm und ihr in den ersten Ehejahren in Hannover bezeichnete)121 mit 
sich brachte. Georg Wilhelm habe schon bald bereut, die Braut an seinen Bru­
der abgetreten zu haben, was er ihr eines Tages gestanden habe.1 2 2 Sie habe 
dies Gespräch kurz abgebrochen, als ob sie nichts gehört hätte. Wie eine tu­
gendhafte Dame auf Liebesbeteuerungen reagieren solle, wird ausführlich in 
Castigliones „Cortegiano" diskutiert; das richtige Benehmen sei im allgemei­
nen, die Geständnisse zu überhören oder die Unterhaltung höflich auf einen 
anderen Gegenstand zu lenken.123 Letzteres mißlang Sophie einmal, als Georg 
Wilhelm ihr auf die Frage, ob er es bedaure, nicht in Italien zu sein, antworte­
te, seit sie in Hannover sei, wünsche er an keinem anderen Ort zu sein. Um 
das Kompliment abzuwenden, habe sie lachend mit dem Sprichwort geant­
wortet: „Wenn man nicht hat, was man liebt, muß man lieben, was mem 
hat." 1 2 4 Ernst August, der nur den letzten Satz des Gespräches gehört hatte, 

118 Vgl. Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 29 und Goetze, in Paas (Hg.) (wie Anm. 70), S. 4L 
119 Arndt (wie Anm. 21), S. 158. 
120 Vgl. Grieco, in Duby/Perrot (Hgg.) (wie Anm. 21), S. 98; Anderson/Zinsser (wie Anm. 61), 

Bd. 2, S. 43; Battisti (wie Anm. 89), S. 229. 
121 Sophie an Karl Ludwig, 18./28.11.1658; Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 6. 
122 „... il ne put s'empScher de me dire un jour qu'il estoit bien fache' de m'avoir laissäe ä son 

frere." Mem, S. 66. 
123 Castiglione (wie Anm. 57), 111/54, S. 303. (Diese Verhaltensmaßregeln gelten allgemein für 

unverheiratete wie für verheiratete Damen.) Vgl. auch Battisti (wie Anm. 89), S. 239. 
124 „quand on n'a pas ce que l'on aime, il faut aimer ce que Ton a." Mem, S. 64. 



Sophie von Hannover - ein Fürstinnenleben im Barock 169 

bezog diese Äußerung auf sich selbst; er habe sich nur schwer davon überzeu­
gen lassen, daß es um Venedig gegangen sei. Da Sophie aber mit dem Lieb­
lingsbruder ihres Gatten ein enges freundschaftliches Verhältnis verband, ent­
stand bald eine angespannte Situation, zumal Ernst August die Gefühle seines 
Bruders erriet.125 Selbst in dieser Situation gelang es Sophie, der mißlichen 
Lage etwas Positives abzugewinnen: Die Eifersucht Ernst Augusts nahm sie als 
Beweis seiner großen Leidenschaft für sie;1 2 6 sie habe sich bemüht, ihn durch 
ihr tadelloses Verhalten von ihrer Gegenliebe zu überzeugen. Es habe ihr so­
gar Freude bereitet zu sehen, wie er sie bewachte; die größte Befriedigung der 
Welt sei es gewesen, wenn sie sich während seines Mittagsschlafs ihm gegen­
über auf einen Stuhl setzen mußte, auf den er rechts und links von ihr seine 
Beine legte, damit sie ihm nicht entschlüpfen könnte, was oft stundenlang 
dauerte und eine andere, die ihn weniger geliebt hätte als sie, gelangweüt ha­
ben würde.127 Wenn sie davon auch mit humoristischem Ton erzählt, wird 
doch deutlich, wie belastend und ihre Verhaltensfreiheit einschränkend die Si­
tuation gewesen sein muß. Um Ernst August jeden Anlaß für Verdächtigungen 
zu nehmen, sei sie Georg Wilhelm jahrelang aus dem Weg gegangen und habe 
ihn niemals angesehen, da ihr Gatte ihr sonst vorgeworfen hätte, sie würde 
ihm süße Blicke zuwerfen.128 Sophie stellt es so dar, als habe sie nur aus Liebe 
zu ihrem Ehemann versucht, durch ihr Benehmen seine blinde Eifersucht zu 
besiegen; tatsächlich war sie aber auch dazu gezwungen, denn sie stand in sei­
ner Macht und hatte keine Möglichkeit, der Situation zu entgehen. 

125 „Cependant M. le duc, qui connossoit mieux son frere que moy, d^couvrit aisement ses 
pense*es, et comme les bonnes fortunes qu'il avoit eues luy-meme, luy donnoient me'chante 
opinion des femmes, il appreTienda que je ne pourrois resister ä une personne dans laquelle 
il croyoit voir de fort bonnes qualites,..." Mem., S. 66. 

126 „Cependant une personne qui auroit est̂  d'une autre humeur que moy, auroit fort mal 
pass6 son temps avec les deux jaloux; mais Tun m'estoit si eher que toutes les reproches 
qu'il me faisoit, sans que je les avois meritees, me parurent des douceurs. Car j'estois per-
suade'e que ses contretemps d&riverent de la forte passion qu'il avoit pour moy." Mem, 
S. 70. 

127 „afin que je ne pourrois luy gehapper, ce qui dura des heures entieres et auroit ennuye' une 
autre qui Tauroit moins aime' que moy." Mem, S. 66. 

128 „car je m'estois accoustum6e d'en d&ourner tout-ä-fait les yeux; sans cela M. le duc me 
reprochoit que je luy faisois les doux yeux. Je peux dire en verite' que j'ay estd des annees de 
sorte qu'il me mena de ma chambre ä la table, sans que j'en aye vu que son ombre." Mem, 
S. 67. „... on retourna ä Hanover, oü j'estois obligee ä vivre ä l'ordinaire, c'est ä dire ä regier 
meme tous mes regards pour plaire ä M. le duc, ce que je fis avec plaisir pour luy donner 
cette preuve de rattachement que j'avois pour luy." Mem, S. 69. 
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Mutter 
Zentrale und selbstverständliche Aufgabe der hochadligen Ehefrau war das 
Hervorbringen legitimer Nachkommen und insbesondere eines Stamjrnhalters. 
Nach dem Erbrecht im Reich war das Erbe den männlichen Nachkommen 
vorbehalten,129 deshalb war die Geburt von Knaben erwünschter als die von 
Mädchen. Letztere waren nicht nur nutzlos für die Erbfolge, sondern waren 
auch „künftige Versorgungsfälle und teure Mitgiftanwärterinnen".130 Solange 
die Pflicht, einen Stammhalter zu gebären, noch nicht erfüllt war, stand die 
Ehefrau des Regenten, auch wenn die Eheleute weniger Zuneigung zueinan­
der empfanden als Sophie und Ernst August, im Mittelpunkt des fürstlichen 
Interesses; die erste Zeit der Ehe war daher diejenige, in der die Frau den 
größten Einfluß auf ihren Gatten und somit am Hof hatte, so daß sich hierin 
ihre zentrale höfische Position entscheidend von der derjenigen Personen am 
Hof unterschied, die ihre Macht ebenfalls aus dem Zugang zum Herrscher be­
zogen, nämlich den Günstlingen und Mätressen.131 War die Geburt eines zwei­
ten Sohnes wegen der hohen Kindersterblichkeit noch von ähnlicher Wichtig­
keit,1 3 2 bot die erfüllte Pflicht dann aber keinen Schutz mehr gegen den Ab­
stieg aus der höfischen Zentralposition - wie Sophie es am Beispiel ihrer 
Schwägerin Charlotte beobachtet hatte.133 Kinderlosigkeit galt als Makel, Un­
fruchtbarkeit war ebenso wie Ehebruch und „Verweigerung des ehelichen 
Werkes"134 ein rechtmäßiger Scheidungsgrund.135 

Sophie sorgte sich nur kurze Zeit, daß sie möglicherweise nicht schwanger 
würde. Aus Den Haag schreibt sie im November 1659 an ihren Bruder, sie 

129 Daher versichert Georg Wilhelm in seinem Eheverzichtsvertrag, er werde so lange nicht 
heiraten, wie die Ehe zwischen Sophie und Emst August bestehe oder auch nach ihrem 
Tod männliche Erben vorhanden seien; Mem, S. 60. Vgl. dazu Arndt (wie Anm. 21), 
S. 158; Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 39; Anderson/Zinsser (wie Anm. 61), Bd. 2, S. 52 f. 

130 Arndt (wie Anm. 21), S. 158. 
131 Vgl. Daniel (wie Anm. 8), S. 211-213. 
132 Vgl. Anderson/Zinsser (wie Anm. 61), Bd. 2, S. 54; nach Wunder erreichten nur etwa die 

Hälfte der lebend geborenen Kinder das fünfzehnte Lebensjahr; die Überlebenschancen 
waren für adlige Kinder allerdings besser als für Kinder niederer Schichten, da sie von den 
Lebensumständen der Eltern, guter Ernährung und aufmerksamer Pflege abhängig waren; 
Wunder (wie Anm. 22), S. 34-36. 

133 Vgl. Daniel (wie Anm. 8), S. 213; Knoop (wie Anm. 17), S. 41; Goetze, in Paas (Hg.) (wie 
Anm. 70), S. 41. 

134 So der Ausdruck Martin Luthers, nach Wunder (wie Anm. 22), S. 70. 
135 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 70 und 162; Dülmen, Richard van: Kultur und Alltag in der 

Frühen Neuzeit. Erster Band: Das Haus und seine Menschen 16.-18. Jahrhundert. Mün­
chen 1990, S. 178f.; „Kinderlosigkeit wurde als Unglück betrachtet", Arndt (wie Anm. 21), 
S. 158. Daß Charlotte sich ihrem Mann nach der dritten Geburt verweigerte, wurde von 
diesem neben den „unüberwindlichen Gegensätzen" als Scheidungsgrund angegeben; vgl. 
Wunder (wie Anm. 22), S. 214. Sophie berichtet von den Votivgaben in Loreto, die z. B. 
die Mutter Ludwigs XIV. zum Dank für die Geburt ihres Sohnes gemacht hatte; Mem, 
S. 78. 
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schone sich nach der Reise, „pour persuader ä Hanover, que je prens grand 
soin de leur faire un Prince, car Dieu merci je me porte fort bien et s'il faut 
estre malade pour estre grosse, je ne le suis point."136 Über die Geburt des er­
sten Sohnes berichtet Sophie in den Memoiren ausführlicher als über die 
nachfolgenden; im achten Monat ihrer Schwangerschaft reiste sie zurück nach 
Hannover, und die Strapazen der Reise bei der damaligen Beschaffenheit der 
Straßen und Fahrzeuge waren vermutlich mit schuld, daß sie durch eine 
schwere Geburt in Lebensgefahr schwebte.137 Der Risiken von Schwanger­
schaft und Geburt waren sich Frauen aller Stände bewußt; das medizinische 
Wissen im Bereich der Frauenheilkunde war begrenzt, für Geburten waren 
Hebammen („weise Frauen") zuständig.138 Sophie stellt die Überwindung der 
Gefahr als Verdienst Ernst Augusts dar: „Le duc en parut touche, sa tendresse 
pour moy me donna de la force et me fit si bien surmonter mon mal que je mis 
un fils au monde."139 Durch die große Freude ihres Gatten und aller Unterta­
nen über die Geburt des Erben fühlte sie sich für die schwere Niederkunft 
offenbar bestens belohnt.140 

Aus Rücksicht auf ihre zweite Schwangerschaft wurde für die Reise von Hei­
delberg nach Hannover immerhin ein Boot als Transportmittel gewählt.141 Im 
übrigen scheint das Gebären von Kindern jedoch eher als Nebensache ange­
sehen worden zu sein. Sophie folgte bereits zwei Wochen nach der Geburt 
Friedrich Augusts dem Wunsch ihres Gatten, das Kindbett zu verlassen und in 
seinem Zimmer zu schlafen. Sie behauptet, dies mit der größten Freude getan 

136 Sophie an Karl Ludwig, 17./7.11. 1659; Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 19f. 
137 „... mes couches, qui estoient si rüdes pour moy que je me trouvay trois jours et trois nuits 

dans des continuelles douleurs. On craignit que moy ou l'enfant devoient mourir." Mem, 
S. 68. An ihre Tante, Pfalzgräfin Juliane Magdalene von Zweibrücken schreibt Sophie am 
5./15.1. 1660: „... weis aber nicht, wie es ablauffen wirdt undt wie ich widrum (die bösse 
weg halber) nach Hanover werde kommen,..." Hauck, Karl (Hg.): Die Briefe der Kinder 
des Winterkönigs. Heidelberg 1908 (Neue Heidelberger Jahrbücher Bd. XV), S. 160. An 
dieselbe am 9.7/29. 6.1660: „es ist mir aber ser schwer worden, dan ich drey dagen undt 3 
nachten in kindts nötten bin gewessen, das man auch nicht hatt gedagt, das ich thar von 
würde kommen." Ebd, S. 165. Vgl. dazu Knoop (wie Anm. 17), S. 59. 

138 Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 141 und 159; Anderson/Zinsser (wie Anm. 61), Bd. 2, S. 55. 
Sophie schreibt über ihre Hebamme an Frau von Hariing: sie solle schon die „dame von 
Embeck" bestellen; „Ich meine zwar, daß ich noch 5 wochgen habe, aber die Vorsichtigkeit 
ist die mutter der weissheit." Sophie an A.K. von Hariing, 5. 8. 1661 (Sophies zweiter 
Sohn, Friedrich August, wurde am 3.10. 1661 geboren); Bodemann 1895 (wie Anm. 92), 
S. 5 f. Ging Sophie während einer Schwangerschaft auf Reisen, nahm sie ihre Hebamme 
mit: „... et descendimes ensuite le Rhin pour retourner chez nous par Hollande, ce qui 
estoit un voyage fort agr£able, et ma sage femme suivoit partout de peur d'accident." Mem, 
S. 97. 

139 Mem, S. 68. 
140 „M. le duc en temoigna bien de la joie, et tous les sujets en firent autant" Mem, S. 68. Vgl. 

Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 39. 
141 Vgl. Mem, S. 69. 
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zu haben, wenn es auch ihrer Gesundheit sehr geschadet habe.1 4 2 Daß sie da­
nach fünf Jahre lang keine lebenden Kinder mehr zur Welt bringen konnte, 
vermerkt die fünfzigjährige Sophie entschuldigend in ihren Memoiren,143 da­
bei hatte sie danach doch noch vier Söhne und eine Tochter geboren.144 Ob­
wohl sie schwanger war, folgte sie den Herzögen 1664 auf die Italienreise und 
„erledigte" unterwegs in Heidelberg eine Fehlgeburt, reiste aber so schnell wie 
möglich weiter.145 An Frau von Hariing schreibt sie aus Venedig von ihrem 
Wunsch nach einem weiteren Sohn.1 4 6 Gerade in einer Zeit, in der sie sich ge­
genüber anderen Damen zurückgesetzt fühlte, hätte sie wohl gern ihr Prestige 
erhöht, denn: „Eine Aristokratin und die Königin verdankten ihr Ansehen 
nicht nur ihrer Eleganz und vollkommenem Verhalten, sondern auch der An­
zahl und dem Geschlecht ihrer Kinder."147 Eine weitere schwere Fehlgeburt 
mit Zwillingen im April 1665 erwähnt Sophie nicht einmal in der Autobio­
graphie;145 sich nach der wiederholten Fehlgeburt ihrer „ehelichen Pflicht" zu 
entziehen, stand aber offenbar für sie nicht zur Frage. Sophie muß über eine 
ausgezeichnete Gesundheit verfügt haben, da sie auch die folgenden, zum TeU 
schweren Geburten149 gut überstand und schließlich das hohe Alter von fast 
84 Jahren erreichte. Schwangerschaften waren für sie eine Pflichtaufgabe, eher 

142 „pour coucher dans la sienne [chambre] ... quoy que cela nuisit beaucoup ä ma sante." 
Mem, S. 70. 

143 „Car j'y pris froid, et ce mal me mit dans un estat de mauvaise sante' que j'estois fort long-
temps sans mettre des enfans vivans au monde." Mem, S. 70. 

144 Vgl. Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 39. 
145 Vgl. Mem, S. 72. 
146 „Ich werde wol kein ander brudergen mitbringen, bin schon zu alt tharzu, sunsten wolte 

ich gern mein bestes thun,..." Sophie an A.K. von Hariing, 11.7. 1664; Bodemann 1895 
(wie Anm. 92), S. 16. 

147 Anderson/Zinsser (wie Anm. 61), Bd. 2, S. 52. Sophie ließ sich daher auch von der franzö­
sischen Königin erzählen, wie viele Kinder sie habe (obwohl sie das sicher bereits wußte); 
Mem, S. 123. 

148 Der einzige Hinweis darauf in den Memoiren ist ihre Ohnmacht „cause" par un ressenti-
ment de grossesse" Anfang des Jahres in Mailand; Mem. S. 87. An Karl Ludwig schreibt 
Sophie am 22.4.1665: „Je ne vous avois pas plus tost escrit la semaine pass€e que je suis 
devenu fort malade et que je me suis blessie d'un fils qu'on a pü connoitre et d'un qui estoit 
desja gaste". Cela me fache beaucoup, comme vous pouvez croire, principalement puisque 
cela me fait aprehender ... que j'auray souvant de l'incommodite" sans avoir des enfants 
vivants pour me consoller de la paine." Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 88. 

149 Über die Zwillingsgeburt, bei der nur einer der Söhne, Maximilian Wilhelm, überlebte, 
schreibt sie in den Memoiren: „... et moy [accoucha] trois mois apres de jumeaux, dont le 
dernier estoit mort avant que de naistre et me fit tant souffrir qu'on croioit que j'irois le 
meme chemin." Mem, S. 93. An Juliane Magdalene von Zweibrücken schreibt sie darüber 
am 28.1.1667: „der Allerhöchste hart mich dissmal mitt zwe söhne auf einmal gesegent, es 
hatt ihm aber beliebt mit mir zu deillen undt das ehne zu sich zu nemmen, das andere aber 
ihm sey lob ist frisch undt gesundt, gross undt starck, von ansehen waren sie gans geleichg, 
hette ich sie alle beyden mögen behalten were meine früd vollkommen gewessen, doch was 
Gott wiel, ist alzeitz am besten undt wan man es recht bedenckt, so ist das todte kindt 
gelücklichger als dass lebendige." Hauck (wie Anm. 137), S. 208. 
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lästige „Krankheiten"150, aber kaum ein Grund dafür, sich besonders zu verhal­
ten - weniger verwunderlich, wenn man bedenkt, daß für adlige Damen 
Schwangerschaften beinahe Dauerzustand waren: Sophies Mutter Elisabeth 
hatte z. B. in 18 Jahren 13 Kinder zur Welt gebracht, Sophie selbst brachte es 
in 14 Jahren immerhin auf neun Schwangerschaften.151 „Auch adlige Damen 
bekamen offenbar ihre Kinder nicht selten unterwegs auf offener Strecke."152 

So berichtet Sophie z.B. von der Niederkunft einer Hofdame im Reise­
wagen,153 und sie selbst schaffte es nur knapp, zur Entbindung von ihrem 
Sohn Christian Heinrich in Heidelberg anzukommen.154 Die Anteilnahme ih­
res Bruders erwartete sie anscheinend ebensowenig wie die ihres Gatten, von 
dessen Besorgnis sie lediglich bei der ersten Geburt berichtet; Karl Ludwig 
hielt die Hochschwangere eine Stunde lang stehend im Gespräch fest, und 
Sophie berichtet mit Stolz, daß sie ihm auch abends noch zwei Stunden zuge­
hört habe, obwohl ihr die Gesellschaft der Hebamme lieber gewesen wäre -
anscheinend wagte sie aber nicht oder hielt es für würdelos, ihm das zu sagen, 
und so betont die Memoirenschreiberin nochmals ihre tadellose Haltung.155 

Vier Wochen nach der Niederkunft reiste Sophie schon wieder nach Straß­
burg. Aus ihren Briefen an Frau von Harting geht allerdings hervor, daß sie die 
Schwangerschaften schüeßlich als Belastung empfand.156 So erwähnt sie auch 
in den Memoiren nicht einmal mehr die Geburt ihres jüngsten Sohnes Ernst 
August 1674. 
Sophie hatte im Gegensatz zu ihrer Mutter sehr viel Interesse an den Kindern, 
wie sich vor allem in ihren Briefen zeigt. Ihrer Tante gesteht sie: „... dan ich 

150 Vgl. z. B. Mem, S. 77 und 100; „... que j'avois franchi le meehant pas.", Mem, S. 100. 
151 Davon zweimal mit Zwillingen; vgl. Knoop (wie Anm. 17), S. 64. Die kurzen Abstände 

zwischen den Schwangerschaften erklären sich daraus, daß der Zusammenhang zwischen 
Stillen und Verringerung der Fruchtbarkeit bekannt war und adlige Frauen deshalb 
gewöhnlich ihre Kinder von Säugammen stillen ließen, um selbst schnell wieder empfäng­
nisbereit zu sein. Vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 38 und Grieco, in Duby/Perrot (Hgg.) 
(wie Anm. 21), S. 48. 

152 Daniel (wie Anm. 8), S. 213. 
153 „Comme nous voulümes poursuivre nostre voyage pour Rome, Mad. Lente se blessa et fut 

contrainte de faire ses couches en carosse, et on luy fit un lit." Mem, S. 77. 
154 Kurz vor Heidelberg ließ sie sich, Frau Hariing und ihre Hebamme in aller Eile in das 

Schloß bringen, ohne den offiziellen Empfang abwarten zu können, „car je me devois pr6-
parer ä faire une sortie au lieu d'une entre"e,..." Mem, S. 100. 

155 „... et M. re"lecteur ne me crut point malade. II me parla une heure de suite sans me faire 
asseoir.... Apres le soup6 il me parla encor plus de deux heures de suite devant mon lit, et 
je n'ay jamais este' si aise que cette fois de perdre sa compagnie, car celle de ma sage femme 
m'estoit plus ngcessaire." Als der Kurfürst sie morgens kurz nach ihrer Entbindung (von 
der er nichts wußte) fragte, wann sie mit ihm zum Empfang der Prinzessin abfahren wolle, 
„Je luy fis dire que j'avois eu d'autres affaires." Mem, S. 100. Vgl. dazu Daniel (wie Anm. 
8), S. 213 f. 

156 „Ich bin gottlob gans gesundt undt nicht schwanger, bin so geblieben, wie ihr mich verlas­
sen habet; die hebamm meint ja, ich werde nun kein kinder mer kriegen, ..." Sophie an 
A.K. von Hariing, 8.4. 1676; Bodemann 1895 (wie Anm. 92), S. 48. 
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gans ein kinder narr bin"157. In jedem Brief aus Italien an Frau von Hariing er­
kundigt sie sich nach den Söhnen und gesteht ihre Sehnsucht nach den Kin­
dern. Große Sorgen machte sie sich, als sie erfuhr, daß diese an den Blattern 
erkrankt waren, zumal ihr Mißtrauen gegenüber den Medizinern groß war.1 5 8 

Bedenkt man, daß selbst der einzige Arzt, der Sophies Vertrauen besaß („Dr. 
Tac"), ihr empfahl, den Kindern gegen Würmer in Wasser aufgekochtes und 
mit Wein vermischtes Quecksilber zu trinken zu geben,159 möchte man ihr ei­
genes hohes Alter auf dieses Mißtrauen zurückführen. 
Sophie kümmerte sich auch um die Ausbildung der Kinder, kaufte Kleider für 
sie und schickte von ihren Reisen Geschenke.160 Anscheinend liebte sie es 
auch, mit den Kindern zu spielen,161 und häufig machte sie sich über sie Ge­
danken, wie z. B. in einem Brief an Karl Ludwdg: 

„Les enfants ne sont que des coups d'hazard; ce n'est pas leur faute ny la 
nostre, s'ils ne reussisent pas comme Von voudroit; on ne les en aime pas 
moins et j'aime chaqu'un des miens dans leur espece. S'il venoit un second 
deluge, je les sauverois avec autant de soin que le bon Dieu les bestes qu'il 
mit dans Varche Noey de peur d'en perdre la race."162 

Insofern verwundert es, daß Sophie in den Memoiren nur relativ wenig über 
die Kinder berichtet. Sie erwähnt zwar die meisten Geburten, bemerkt auch 

157 Sophie an Juliane Magdalene von Zweibrücken, 28. 1. 1667; Hauck (wie Anm. 137), 
S. 208. Liselotte schreibt an Sophie: „Ich dörffte E.L. nicht so lang von dißen kint entrete-
nieren, wan ich nicht wüßte, daß E.L. die kinder lieben ...", 10. 10. 1673; Bodemann, Edu­
ard (Hg.): Aus den Briefen der Herzogin Elisabeth Charlotte von Orleans (Liselotte) an die 
Kurfürstin Sophie von Hannover. Ein Beitrag zur Kulturgeschichte des 17. und 18. Jahr­
hunderts. Bd. 1, Hannover 1891, S. 3. 

158 Vgl. Sophie an A.K. von Hariing, 13.12. 1664; Bodemann 1895 (wie Anm. 92), S. 24. 
Infektionskrankheiten wie Blattern (= Pocken) stellten das größte Risiko für das Leben 
von Kindern dar; vgl. Wunder (wie Anm. 22), S. 38 f. und Anderson/Zinsser (wie Anm. 
61), Bd. 2, S. 54. Zum Tod ihres kleinen Bruders Gustav bemerkt Sophie im Rückblick: 
„Cela fait fre"mir, quand on y pense, et fait voir Pignorance des me'decins, dont il en avoit eu 
en quantite tout le cours de sa vie." Mem., S. 36. An Frau von Hariing schreibt sie am 16.1. 
1665: „Wozu ist dockter Schwartz sein bitter wein gutt vor Louis, da er nun wiederum wol 
ist? man mus ihn an kein quacksalverey gewonen." Bodemann 1895 (wie Anm. 92), S. 26. 

159 Vgl. die genaue Rezeptur in Sophies Brief an A.K. von Hariing, 1. 8.1664; Bodemann 1895 
(wie Anm. 92), S. 17. 

160 Nur selten nahm auch Emst August brieflich Anteil an der Ausbildung der Kinder, obwohl 
er die Entscheidungsgewalt über deren Aufenthaltsort hatte; z. B. gewährt Emst August im 
Brief vom 25.12. [1671] seiner Gattin Dispositionsfreiheit hinsichtlich des Aufenthaltes 
ihrer Kinder; Wendland 1930 (wie Anm. 75), S. 236 f. 

161 Aus Rom schreibt sie am 31.10. 1664 an A.K. von Hariing: „... daß ich noch inpatienter 
werde, wiederum bey ihnen [den Kindern] zu sein, dan ich lieber mit ihnen wolte spülen, 
als alhir die statuen besehen." Bodemann 1895 (wie Anm. 92), S. 21. Am 6.2. 1665: „Es 
verlangt mich schrecklich nach die kinder undt wolte ihre commedien liber sehen als die 
operen von Venedig." Ebd, S. 27. 

162 Sophie an Karl Ludwig, 19. 9. 1675; Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 249 f. 



Sophie von Hannover - ein Fürstinnenleben im Barock 175 

kurz, sie habe in Italien Sehnsucht nach ihren Söhnen gehabt,163 erwähnt die 
Kinder dann aber nicht weiter - mit zwei Ausnahmen: Georg Ludwig und So­
phie Charlotte. Der Erstgeborene wurde zunächst besonders umsorgt, und 
Sophie drückt auch ihr zärtliches Gefühl für ihn aus. 1 6 4 Er spielte eine Rolle in 
ihrer Sorge um die Erbfolge, und den Brief Ernst Augusts, in dem er über die 
gewonnene Schlacht an der Konzer Brücke berichtet, fügt sie vor allem aus 
Stolz über den Ältesten abschriftlich ein, denn unter anderem schreibt der 
Herzog: „Vostre Benjamin (c'est ainsi que M. le duc appelloit mon fils aisne) 
ne m'a pas quitte d'un pas, et je puis dire qu'il est digne fils de sa mere."165 

Während die Söhne im Alter von zehn Jahren einem Hofmeister zur Erzie­
hung unterstellt wurden,166 blieb ihre einzige Tochter Sophie Charlotte („Fige-
lotte") bis zu ihrer Heirat in Sophies unmittelbarer Umgebung, so daß sie ein­
ander besonders nah standen. Sie habe sich über die Geburt der Tochter ge­
freut, schreibt sie, da sie zu jener Zeit ja bereits drei Söhne hatte.167 Voller 
Stolz berichtet sie davon, daß Ludwig XIV. die Schönheit Sophie Charlottes 
gelobt habe.168 

Mit abnehmendem Interesse ihres Gatten an ihr hätte Sophie sich vermutlich 
über die Aufgabe, eine weitere Tochter zu erziehen, gefreut; so schreibt sie, sie 
habe sich 1671 noch eine Tochter gewünscht.169 Andererseits bemerkt sie ein­
mal gegenüber Karl Ludwig, die adligen Töchter in Deutschland seien bekla­
genswert („malheureux"), da sie üblicherweise an den ersten „qui les deman-
de" verheiratet würden; ihre Schlußfolgerung läßt sich ohne weiteres auch auf 
sie selbst beziehen (wenn sie auch dem Bruder beteuert, sie habe dank ihm 
mehr Glück gehabt: „par les bontes de Mr. mon papa je suis ce que je suis"): 
Die Männer in Deutschland hätten einen großen Vorteil gegenüber ihrem Ge­
schlecht - „Je rans grace ä Dieu, que je n'ay qu'une fille, car les hommes ont 
un grand advantage sur nostre sexse en Allemagne."170 

Sophie hatte in den Augen ihrer Zeit mit der Geburt von sechs Söhnen und ei­
ner Tochter ihre Pflicht ausgezeichnet erfüllt, den Fortbestand der Familie zu 
garantieren, was sicher zu ihrem gesellschaftlichen Ansehen beitrug und wor­
auf sie auch stolz war. In einer an A.Ph. von dem Bussche berichteten Episode 
spiegelt sich ihr Überlegenheitsgefühl: „Je disois par discour que j'avois assez 
de fils pour en pouvoir donner a tous ceux qui en menque: au Roy d'Engleter-

163 „Car j'avois la plus grande impatience du monde de revoir mes deux fils." Mem, S. 83. 
164 „J'estois bien aise dans l'absence de M. le duc d'avoir cet objet pour satisfaire ä ma ten-

dresse." Mem, S. 68. 
165 Mem, S. 104. 
166 Vgl. Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 40. 
167 „car j'avois dejä trois fils en ce temps-la." Mem, S. 96. 
168 „II voulut aussi louer ma fille qu'il disoit trouver belle, et qu'il avoit ouy dire qu'elle avoit 

beaucoup d'esprit." Mem, S. 122. 
169 Vgl. Mem, S.98f. 
170 Sophie an Karl Ludwig, 8. 11. 1675; Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S, 256f. Vgl. dazu 

Knoop (wie Anm. 17), S. 65. 
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re, a Mr. l'Electeur Palatin, au Dophin et au Prince d'Orenge."171 Mit der selte­
nen Erwähnung der Kinder in den Memoiren zeigt Sophie einerseits, daß die­
se Leistungen für sie selbstverständlich und „nicht der Rede wert"1 7 2 waren; 
andererseits wollte sie wohl nicht das Bild von sich entstehen lassen, eine 
„Kindemärrin" zu sein, da dies nicht mit dem Ideal der vornehmen Haltung 
einer adligen Dame vereinbar war, denn die Vorstellung von der „Hausfrau", 
die sich um die Kinder kümmerte, wurde eher mit niederen Schichten in Ver­
bindung gebracht.173 

Fürstin 
Sophie sah sich selbst als Mitglied der regierenden europäischen Aristokratie, 
innerhalb der sie eine bestimmte, durch ihre Zugehörigkeit zum Pfälzer, dann 
zum weifischen Herrscherhaus bedingte Rolle zu erfüllen hatte. Das (Selbst-) 
Verständnis der Fürsten in der Frühen Neuzeit als „Götter auf Erden"174 be­
gründete nicht nur ihren uneingeschränkten Machtanspruch, es bedeutete au­
ßerdem, daß um die Person des Fürsten und seine Familie ein Herrscherkult 
betrieben wurde, der zwar an den kleineren deutschen Höfen nicht so ausge­
prägt war wie am Hof des Sonnenkönigs, der aber doch dem französischen 
Vorbild nachfolgte.175 Die Höfe als Schauplatz dieses Kultes wurden auch in 
Deutschland zunehmend „Zentren politischer Entscheidungen, wirtschaftli­
cher Initiativen und des kulturellen Lebens".176 Mit der wachsenden Aufmerk­
samkeit, die sich dadurch auf die Höfe richtete, wurde auch der Zwang zur 
ständigen öffentlichen Repräsentation des Hauses immer größer.177 Damit 
stand auch die Ehefrau des Regenten mehr und mehr im Licht der Öffentlich­
keit, und ihre Aufgabe verlagerte sich von der Aufsicht über die Haushaltung 

171 Sophie an A.Ph. von dem Bussche, 13./23.10. 1680; Bodemann Eduard (Hg.): Briefe an 
den kurhannoverschen Minister Albr. Phil, von dem Bussche von der Herzogin (Kurfür­
stin) Sophie, der Erbprinzeß Sophie Dorothee (Herzogin von Ahlden), der Aebtissin von 
Herford: Elisabeth von der Pfalz, Leibniz und der Frau von Hariing, aus den Jahren 1677-
1697. In: Zeitschrift des Historischen Vereins für Niedersachsen, Jg. 1882, S. 129-214; 
S. 143. 

172 Daniel (wie Anm. 8), S. 213. 
173 Vgl. Möbius (wie Anm. 21), S. 34. 
174 Vgl. dazu Berns, in Berns, Jörg Jochen u.a. (Hg.): Erdengötter. Fürst und Hofstaat in der 

Frühen Neuzeit im Spiegel von Marburger Bibliotheks- und Archivbeständen. Marburg 
1997; S. XIII; Müller, Rainer A.: Der Fürstenhof in der Frühen Neuzeit. München 1995 
(Enzyklopädie Deutscher Geschichte Bd. 33), S. 8. 

175 Vgl. Müller (wie Anm. 174), S. 9 und 15-17; Baumgart, in Buck u.a. (Hg.) (wie Anm. 21), 
Bd. I, S. 31 f. 

176 Vierhaus, Rudolf: Höfe und Höfische Gesellschaft in Deutschland im 17. und 18. Jahrhun­
dert. In: Kultur und Gesellschaft in Deutschland von der Reformation bis zur Gegenwart. 
Hrsg. v. Klaus Bohnen u.a. Kopenhagen/München 1981 (Kopenhagener Kolloquien zur 
Deutschen Literatur Bd. 4), S. 36-56; S. 43. 

177 Vgl. Elias (wie Anm. 6), S. 99f.; Baumgart, in Buck u.a. (Hg.) (wie Anm. 21), Bd. I, S. 33f. 
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zunehmend auf die Pflicht der Repräsentation.178 Beständig waren die „Erden­
götter" damit beschäftigt zu beweisen, daß sie sich im Unterschied zu „Nor­
malsterblichen" weder mit Geldsorgen noch mit Arbeit belasten mußten. De­
monstrativer Müßiggang und Konsum waren daher als Ausdruck des sozialen 
Rangs verpflichtend und hatten zugleich gesellschaftliche wie politische Be­
deutung.179 Die Distanz zu den Untertanen drückte der höfische Mensch in al­
len Lebensbereichen aus, sei es durch äußere Kennzeichen wie reiche Klei­
dung und Schmuck, fürstliches Wohnen, großartige Gärten, komfortable 
Transportmittel, aufwendige Reisen und teure Speisen oder durch „Freizeitbe­
schäftigungen" wie Spiel, Tanz, Musik, Theater, Jagd und prachtvolle Feste. 
Dabei haben diese Komponenten des höfischen Lebens ein „eigentümliches 
Doppelgesicht"180: Sie haben einerseits die Funktion von Vergnügen, Entspan­
nung und Unterhaltung, zugleich aber sind sie „Instrument der Karriere und 
Selbstbehauptung", „als Pflicht erlebte Erfüllung gesellschaftlicher Forderun­
gen und Zwänge"181. Diese Ambivalenz läßt sich aus vielen Bemerkungen ab­
lesen, die Sophie oft am Rande über Statussymbole, höfische Divertissements 
und Moden der Selbstdarstellung macht. 
Auf den Lebensstandard, an den sie von Kind an gewöhnt war, hätte Sophie 
wohl schwerlich verzichten können. Es war für sie eine Selbstverständlichkeit, 
Bedienstete zu haben,182 das jeweils bequemste Reisemittel zu wählen183 oder 
Konfitüren zu essen - Süßspeisen galten als ausgesprochene Statussymbole, da 
Zucker sehr teuer war.184 Der Konsum von Luxusgütern diente dazu, den hohen 
sozialen Status ständig öffentlich unter Beweis zu stellen; der Zwang zur Reprä­
sentation verpflichtete die Angehörigen des Hochadels zur kostspieligen 
Lebenshaltung, zum „Statuskonsum".185 Die demonstrative Verschwendung als 

178 „Sie war nicht in erster Linie Haus-Frau einer vielköpfigen Haushaltung, sondern sie 
nahm mittelbar, vor allem repräsentierend, an den Staatsgeschäften teil." Müller (wie 
Anm. 174), S. 69. Vgl. auch Möbius (wie Anm. 21), S. 35. 

179 Vgl. Elias (wie Anm. 6), S. 98f.; Vierhaus (wie Anm. 176), S. 46f. 
180 Elias (wie Anm. 6), S. 84. 
181 Ebd. 
182 Die Elfjährige hatte ein „vieille fille, nommee Galen, pour me servir", und bald auch zwei 

Hofdamen; vgl. Mem., S. 39. 
183 „... j'appre'hendois la fatigue dans le carosse. Cest pour cela que je demanday ä messieurs 

les estats une patache pour monter le Rhin, oü j'estois fort ä mon aise, ..." Mem, S. 44. 
184 Vgl. Mem, S. 39. Vgl. dazu Sandgruber, Roman: Leben und Lebensstandard im Zeitalter 

des Barock - Quellen und Ergebnisse. In: Pickl, Othmar/Feigl, Helmut: Methoden und 
Probleme der Alltagsforschung im Zeitalter des Barock. Wien 1992, S. 171-189; S. 178. 

185 Vgl. Elias (wie Anm. 6), S. 99. „In Gesellschaften, in denen dieses andere Ethos, das des 
Statuskonsums (statusconsumption ethos) vorherrscht, hängt allein schon die bloße 
Sicherung der vorhandenen gesellschaftlichen Position einer Familie und noch weit mehr 
die Erhöhung des gesellschaftlichen Ansehens, der gesellschaftliche Erfolg, davon ab, daß 
man die Kosten seiner Haushaltung, seinen Verbrauch, seine Ausgaben überhaupt, in 
erster Linie von dem gesellschaftlichen Rang, von dem Status oder Prestige, das man 
besitzt oder anstrebt, abhängig macht. Jemand der nicht seinem Rang gemäß auftreten 
kann, verliert den Respekt seiner Gesellschaft." Ebd, S. 103. 
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„unentbehrliches Instrument der sozialen Selbstbehauptung"186 hatte also einen 
anderen Zweck als „persönliche Eitelkeit oder Großmannssucht"187 und fiel 
manchem Fürstenhaus wegen der hohen finanziellen Aufwendungen nicht 
leicht.188 

Sophie führte auf Reisen eine eigene Küche mit, die Hofköche übernahmen 
gewöhnlich die Essenszubereitung in den Gasthöfen oder „appartements", die 
ihr von adligen Gastgebern zur Verfügung gestellt wurden;189 besonders zuvor­
kommende Gastgeber luden auf ihre Kosten zum Mahl. Sophie erwähnt mehr­
fach, daß ihr Süßspeisen und Wild zum Geschenk gemacht wurden.190 Das Ver­
schenken von Luxusgütern war selbstverständlich ebenso ein demonstrativer 
Akt der Statusrepräsentation. Deshalb war Ludwig XIV. verstimmt, als er 
erfuhr, daß der Schmuck, den er Sophie bei ihrer Abreise „pour monstrer sa 
magnificence"191 überreichen Heß, von schlechter Qualität war. Der Prestige­
wert von Geschenken war bedeutender als der Gebrauchswert. Als Ernst 
August seiner Gattin zwei venezianische Maskenanzüge nach Iburg schickte, 
mit denen sie dort wenig anfangen konnte, betont er im begleitenden Brief: 
„Tout cela me coute pres de 60 escus, cest une marque de liberalite, que je suis 
bien aise de vous donner."192 Auch wenn Sophie über Schmuck spricht, spielt 
weniger die Machart als der finanzielle Wert eine Rolle.193 Sie kannte sich gut 
mit Juwelen aus, was an ihrer genauen Beurteilung der Schmuckstücke, die der 
Herzog von Orleans ihr zeigte, zu erkennen ist.194 Sie nahm auch gern das 
Angebot des Herzogs an, ihre eigenen Schmuckstücke der Mode entsprechend 
umarbeiten zu lassen. Daß sie aber dessen Modebegeisterung im Grunde 
lächerlich fand, läßt sich aus ihrem ironischen Bericht darüber ablesen, wie sie 
ihm abends half, seine Juwelen in Ordnung zu bringen: „... et je luy accomoday 
une attache pour son chapeau, dont il parut fort content. Apres avoir fait un 

186 Ebd, S. 98. 
187 Baumgart, in Buck (Hg.) (wie Anm. 21), Bd. I, S. 30. Zur Diskussion über die verschiede­

nen Deutungen des demonstrativen Konsums vgl. Bauer, Volker: Die höfische Gesellschaft 
in Deutschland von der Mitte des 17. bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts. Tübingen 1993 
(Frühe Neuzeit Bd. 12), S. 10 f. 

188 Karl Ludwigs zwangsweise Sparpolitik stand im Widerspruch zum Anspruch auf eine 
repräsentative Hofhaltung. Vgl. dazu Goetze, in Paas (Hg.) (wie Anm. 70), S. 40 f. Vgl. 
auch Elias (wie Anm. 6), S. 99 f. 

189 Vgl. Mem, S. 78, 86,132,137. 
190 Mem, S. 85, 113; „Les magistrats me pr£senterent des confitures fort bonnes, et leur 

harangue n'estoit pas moins doucereuse." S. 131. 
191 Mem, S. 127. 
192 Emst August an Sophie, [1671] (Brief Nr. 15); Wendland 1930 (wie Anm. 75), S. 233. Vgl. 

dazu Wendland, Einleitung zu den Briefen Emst Augusts, ebd. S. 214. 
193 Vgl. Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 51. Aus Venedig bittet Sophie Frau von Hariing, nach 

guten Perlen zu sehen, „sie müssen aber aufs wenigste 7 karatt wiegen, dan die ich schon 
habe, wiegen 5 1/8." Sophie an A.K. von Hariing, 1.8. 1664; Bodemann 1895 (wie Anm. 
92), S. 17. Am 6./16.3. 1671 schreibt sie ihr von Perlen, die sie 7000 Reichstaler gekostet 
haben, weshalb sie zunächst fasten müsse, „bis wir wieder gelt kriegen." Ebd, S. 37. 

194 Vgl. Mem, S. 116. 
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ouvrage de cette consequence je pouvois dormir en repos et je me retiray pour 
m'aller coucher."195 Dennoch wußte sie um die Bedeutung angemessenen 
Schmucks zu Repräsentationszwecken ebenso Bescheid wie um den der Klei­
dung. Daher freute sie sich über das Geschenk des Herzogs von Orleans an ihre 
Tochter, zwölf modische Diamantknöpfe,196 und war ihm für seine Modebera­
tung dankbar, denn sie hatte befürchtet, am französischen Hof, der für ganz 
Europa tonangebend in Modefragen war, unangemessen aufzutreten.197 Auch 
sonst war es Sophie unangenehm, unpassend gekleidet zu sein.198 Über des Her­
zogs Eitelkeit macht sie sich jedoch lustig,199 und während der Hochzeitsfeier 
„Mademoiselles" habe sie die Königin bedauert: „Je trouvay la reine fort gen^e 
dans son adjustement, car eile avoit une juppe d'une broderie plus pesante que 
celle qu'on met sur les housses des chevaux, quoy qu'il faisoit extremement 
chaud."200 Mit Hilfe von Accessoires und besonders durch die Mode, mehrere 
Schichten Röcke aus teuren Stoffen sichtbar übereinander zu tragen, war auch 
die Kleidung der Dame vorwiegend Statussymbol; durch die ausladenden und 
oft sehr schweren Kleider, in denen Arbeit unmöglich war, distanzierten sich die 
Damen der Oberschicht zudem demonstrativ von denen niederer Schichten.201 

Daß die Ehepartner separate Räume bewohnten, wurde in der barocken 
Schloßarchitektur berücksichtigt und trug den Repräsentationspflichten der 
fürstlichen Ehefrau Rechnung; sie verfügte über einen eigenen Hofstaat.202 So­
phies zahlreiche Bedienstete finden in den Memoiren kaum Erwähnung, sie 
wirkten sozusagen „hinter den Kulissen";203 selbst die adligen „Frauenzim-

195 Mem, S. 119. 
196 Vgl. Mem, S. 127 
197 „J'avois eu quelque apprShension de me monstrer ä une cour fran^oise." Mem, S. 116. „... 

il [Monsieur] vouloit bien en consulter luy-mSme sur les Stoffes qu'il nous falloit pour nous 
monstrer ..." Mem, S. 117. 

198 Vgl. z. B. Mem, S. 84; „Nous estions en habit de campagne pour entrer dans un couvent 
sans estre vus, et nous estions bien surpris d'apprendre que M. le duc d'Orle'ans et sa 
femme comme aussi Mademoiselle y estoient avec toute leur cour." Mem, S. 114. 

199 „... Monsieur aussi avec un bonnet de nuit, attache' un ruban couleur du feu, ... II estoit 
fort honteux de se monstrer en cet estat devant moy et toumoit toujours la töte de l'autre 
coste,..." Mem, S. 119. 

200 Mem, S. 120. 
201 Vgl. Möbius (wie Anm. 21), S. 178-184 und 195; Loetz, in Paas (Hg.) (wie Anm. 70), 

S. 193 f. 
202 Vgl. Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 57; Arndt (wie Anm. 21), S. 157; Müller (wie Anm. 174), 

S. 68 f. Dies ließ beiden Ehepartnern einen Freiraum und war insbesondere für Paare, die 
nicht miteinander harmonierten, von Vorteil, da sie einander bis auf offizielle Anlässe 
weitgehend aus dem Weg gehen konnten; vgl. Elias (wie Anm. 6), S. 81 f. Elias' Hinweis 
auf den gleichartigen Aufbau der Appartements sollte jedoch nicht als Hinweis auf eine 
völlige Gleichstellung von Mann und Frau mißverstanden werden. Vgl. Becker-Cantarino, 
in Buck u.a. (Hg.) (wie Anm. 21), Bd. III, S. 443 f. 

203 „Die höfischen Menschen selbst reden nicht sehr viel von diesen Händen, die sie tragen 
[dem Dienstpersonal]. Die Domestiquen leben gewissermaßen hinter den Kulissen, vor 
denen das große Spiel des höfischen Lebens abläuft;" Elias (wie Anm. 6), S. 74. 
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mer", die die Herzogin standig umgaben, - am Hannoveraner Hof lebten zu 
Sophies Zeit etwa 30 adlige Hofdamen2 0 4 - werden nur selten und im Zusam­
menhang mit bestimmten Begebenheiten erwähnt, so z. B. während der Rei­
sen, wobei die Hofdamen (im Unterschied zu den „fiües", den Kammermäd­
chen) zuweilen auch namentlich genannt werden.2 0 5 Hier wird von den Hof­
damen und Bediensteten aber auch nur in ihrer Funktion, nämlich als Teil ei­
nes repräsentativen Hofstaates, gesprochen.206 

Über ihren ersten wirklich eigenen Haushalt im Iburger Schloß war Sophie 
sehr zufrieden.207 Auch auf Reisen legte sie Wert auf eine standesgemäße Un­
terbringung und bemängelt nachträglich mehrfach schlechte Gasthöfe, wäh­
rend sie sich z. B. positiv über den Palast äußert, in dem sie in Rom sehr ange­
nehm untergebracht war.2 0 8 Das Logis in Fontainebleau fand sie hingegen sehr 
schlecht, da sie nur zwei kleine Zimmer für ihre Tochter und sich, die zwei 
Damen und alle ihre Kammerfrauen zur Verfügung hatte. 2 0 9 In Venedig hatte 
Ernst August ständig ein eigenes Palais gemietet, in dem außer ihrem Hofstaat 
auch noch alle Leute Herzog Johann Friedrichs Platz fanden.210 Die Größe des 
Gefolges, das Sophie auf ihrer Italienreise mit sich führte, betrug immerhin 
fast 200 Personen.211 Auch wenn sie offiziell „inkognito" reiste, war die stan­
desgemäße Ausstattung unerläßlich; auf den Gepäckwagen wurden nicht nur 
die Kleider, sondern auch Reisemöbel mitgeführt.212 Kutschen gehörten eben­
falls zu den Luxusgütern der höfischen Gesellschaft, und der Stand einer Per­
son zeigte sich auch an dem Verkehrsmittel, das sie benutzte; Sophie berichtet, 
ihre Damen seien in Kutschen, die Herren von Stand zu Pferde und die übri-

204 Vgl. Rohr, Alheidis von: Sophie Kurfürstin von Hannover (1630-1714). Standesbewußt 
und lebensklug. In: Sophie & Co. Bedeutende Frauen Hannovers. Biographische Portraits. 
Hrsg. v. Hiltrud Schroeder. Hannover 1990, S. 29-43; S. 41. 

205 Z.B. „Mad. Lente, Mlles Keppel, La Motthe et Alefeld,..." Mem., S. 73. Vgl. auch Mem, 
S. 84. 

206 Vgl. Mem, S. 73 und „Je n'avois avec moy que Mad. de Hariing et des femmes de chambre, 
... Pour des gens ordinaires j'en avois bonne quantite' et j'avois trois carosses, ce qui passa 
pour un fort grand train en France." Mem, S. 111. 

207 „... en approchant d'Ibourg, sa [Ernst Augusts] nouvelle r&idence, que je trouvay fort 
agreable et le chasteau si proprement meuble' que j'en estois fort satisfaite." Mem, S. 71. 

208 „Le grand-duc de Toscane nous presta un de ses palais, oü nous estions tres-bien logeV 
Mem, S. 80. Über diese Wohnung schreibt sie auch an A.K. von Harting am 7.11. 1664: 
„alhir blinkt alles von golt undt marmel, schöner als man es beschreiben kann." Bodemann 
1895 (wie Anm. 92), S. 23. 

209 Vgl. Mem, S. 117 f. 
210 „M. son frere le duc Jean Frideric estoit fort galant aussi, il estoit löge dans nostre palais 

avec tous ses gens au de'pens de M. le duc." Mem, S. 75. 
211 Vgl. Mem, S. 80. 
212 Vgl. Sophie an A.K. von Hariing, 19.2.1665 und 25.11. 1665; Bodemann 1895 (wie Anm. 

92), S. 27 und 30. „so wolle sie mir doch meine taffei mitschicken, da ich mich bey pflege 
zu Ideiden, die man so zusammen legt." 15.1. 1674; ebd, S. 42. Vgl. dazu Rohr 1980 (wie 
Anm. 12), S. 74. 
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gen Bediensteten auf Lastwagen gereist.213 Ais sie selbst einmal mit Ernst Au­
gust in der Postkutsche reiste, um schneller als mit ihrem großen Gefolge vor­
anzukommen, hoffte sie, bei der Ankunft nicht gesehen zu werden; der Postil-
lon habe sie für ein leichtes Mädchen gehalten.214 

Reisen und Hoffeste waren die Gelegenheiten, bei denen sich der Adel gegen­
seitig von seinem Leben im Luxus überzeugen konnte; dazu gehörten festliche 
Empfänge, und üblicherweise war Sophie sehr zufrieden mit den Ehrungen, 
die ihr bei den feierlichen Einzügen bereitet wurden.2 1 5 Daß der Herzog von 
Württemberg die Prozession bei ihrer Ankunft in Stuttgart vor Begeisterung 
gleich mehrfach durch die Straßen führen ließ, fand sie allerdings übertrieben: 

„La procession ä nostre entree estoit si grande que M. le duc de Wurtem-
berg prit plaisir de la faire passer deux ou trois fois par les ruest quoy qu'il 
estoit fort tard et qu'on syen trouva ennuye aussi bien que d'un fort grand 
et fort long repas qui dura jusqu'ä minuiVai6 

Die Bestandteile der höfischen Unterhaltung ähnelten einander an allen Höfen 
Europas, und Sophie zählt sie oft ohne nähere Beschreibungen oder Wertun­
gen auf, z. B.: „... oü la comedie, le jeu, le bal et les festins servirent tour ä tour 
ä nous divertir."217 Viel Begeisterung brachte sie offenbar nicht für diese Veran­
staltungen auf; interessanter als die Komödie, die in Frankreich aufgeführt 
wurde, fand sie es, die Hofgesellschaft zu beobachten: „Je trouvay tant de gens 
ä considerer que je ne prenois pas garde aux comediens."218 Sophie fand meist 
nicht aus eigenem Antrieb Gefallen an Unterhaltungen wie Jagd, Spiel und 
Tanz, doch gewann sie daraus Befriedigung, die an sie gerichteten Erwartungen 
einwandfrei zu erfüllen.219 Über den Tanz, der ihr zu Ehren in Mailand beson­
ders häufig veranstaltet wurde, schreibt sie: „Et comme la danse est un des 
divertissements qu'elles [die Mailänderinnen] aiment le mieux, elles voulurent 
sans cesse m'en donner le plaisir, et Ton dansa tous les soirs, dont j'estois bien 

213 „Toutes mes filles et femmes alloient en quatre carosses, les hommes de qualite' ä cheval et 
le reste en chariots." Mem, S. 73. Vgl. dazu Sandgruber (wie Anm. 184), S. 175. 

214 „... M. le duc me dit: „nous pouvons laisser suivre les autres, comme elles pourront, et si 
vous voules, nous irons en poste*. J'en estois ravie, je me mis dans une chaise roulante, 
vestue en justaucorps et en perruque,... Le postillon se mit ä rire croyant que j'estois une 
buona robba. J'arrivay par bonheur ä Milan, sans qu'on le s£eut, car j'avois la plus grande 
peur du monde qu'on m'auroit vue dans cette 6quippage,..." Mem, S. 87. 

215 Vgl. z. B. Mem, S. 63; 86. Vgl. dazu Rohr 1980 (wie Anm. 12), S. 78. Selbst Beerdigungs­
feiern dienten zur Machtdemonstration; vgl. Laß/Schmidt, in Berns u.a. (Hg.) (wie Anm. 
174), S. 325. Sophie berichtet, wie ihr Gatte seinen Bruder Johann Friedrich „avec beau­
coup de magnificence et d'eclat" beerdigen ließ; Mem, S. 134 f. 

216 Mem, S. 49. Vgl. zum Festzug Alewyn, Richard: Das große Welttheater. Die Epoche der 
höfischen Feste. München ND der zweiten, erweiterten Auflage 1989 (BsR 389), S. 23-26 
und Müller (wie Anm. 174), S. 56 f. 

217 Mem, S. 93. Vgl. dazu Müller (wie Anm. 174), S. 54-58. 
218 Mem, S. 119. 
219 „Comme c'est une personne de grand me'rite que cette princesse, et que j'aime et honnore 

beaucoup, je fis avec plaisir tout ce que je pouvois pour luy plaire." Mem, S. 136. 
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fatiguee."220 Anstrengend fand sie die ständige Gesellschaft der Mailänder 
Damen, und im Rückblick urteilt die Fünfzigjährige, man habe ihre Bereitwil­
ligkeit („complaisance") bewundern müssen, daß sie die „Vergnügungen", zu 
denen sie dort verpflichtet war - vierzehn Tage und Nächte hintereinander 
Tanz - klaglos ertragen habe;2 2 1 all dies geschah zu ihrer Ehre, doch Frau von 
Hariing gesteht sie: „Alhir thut man nichts als tantzen, ich bin es so mütt (ob 
mir schon alle ehr geschieht), daß ich die Maiersche lieber wollte merger erzel-
len hören."222 Die tagelangen Divertissements waren oft kräftezehrende 
Mühe,2 2 3 und Sophie lobt sehr den Florentiner Hof, weil man es dort verstand, 
die Unterhaltung mit Bequemlichkeit zu verbinden.224 Als besonders beschwer­
lich beurteilt sie hingegen das französische Hofleben. Das Gedränge und die 
Hitze im Theater fand sie unerträglich - „... et je trouvois que les plaisirs de la 
cour de France sont meles de beaucoup d'incommodite."225 Die Ambivalenz 
der höfischen „Vergnügungen" wird auch an Sophies Beurteilung des beobach­
teten „grand bal" sehr deutlich.226 Nach ihrer Abreise vom französischen 
Königshof war Sophie erleichtert, sich in Maubuisson erholen zu können, und 
urteilt über sich selbst: „... je voyois bien que j'estois plus propre pour le cou-
vent que pour cette cour oü l'on se donne de la peine pour se divertir."227 

Ebenso wie demonstrativer Luxus diente das Zeremoniell zur Verdeutlichung 
des sozialen Abstands zu der nicht-höfischen Bevölkerung und zur Selbstdar­
stellung der höfischen Gesellschaft.228 Sophie beschreibt recht trocken die vie­
len Zeremonien, die sie am französischen Hof beobachtet hatte, z. B. bei der 
Unterzeichnung von Mademoiselles Heiratsvertrag: „... et tout cela se fit avec 
plusieurs reverences, ce qui estoit la beaute de la ceremonie."229 So viel Begei­
sterung dafür wie Monsieur konnte Sophie nicht aufbringen.230 Sie verzichtet 
darauf, die Hochzeitszeremonie im Detail zu schildern - sie wolle dies dem 
„Mercure galant" überlassen und lieber von der Lächerlichkeit der ganzen 

220 Mem., S. 77. 
221 Mem, S. 87. Sophie ging es zu diesem Zeitpunkt zudem wegen ihrer Schwangerschaft 

schlecht, sie hatte von einer Ohnmacht kurz zuvor berichtet; Mem, S. 87. 
222 Sophie an A.K. von Hariing, 19.2. 1665; Bodemann 1895 (wie Anm. 92), S. 27. 
223 Vgl. Möbius (wie Anm. 21), S. 35; Alewyn (wie Anm. 216), S. 16. 
224 „le divertissement avec la commodite'" Mem, S. 85. Sie fand diesen Hof daher „le lieu le 

plus agräable que j'avois vu en Italie"; ebd. 
225 Mem, S. 119. Vgl. auch: „... dans l'appartement de la reine d'Espagne, oü la foule estoit si 

grande qu'on pensa y etouffer. C'est une incommodite' qu'on trouve agreable en ce pays-
lä." Mem, S. 127. 

226 Vgl. Mem, S. 124. 
227 Mem, S. 125. 
228 Vgl. Elias (wie Anm. 6), S. 154. 
229 Mem, S. 118. 
230 „Je voulois retourner dans ma chambre, comme j'avois tout considere, mais Monsieur me 

dit qu'il falloit encor voir la fin, ce qui fit dire ä un homme fort bien fait que je ne connois-
sois point: ,Monsieur croit que tout le monde aime autant la ceremonie comme luy*." 
Mem, S. 118. 
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Veranstaltung berichten!231 Mit Genuß schildert Sophie die anderen Hoch­
zeitsgäste und insbesondere den König, der seine Mätresse mit mehr Andacht 
betrachtete als den Altar und der, wenn er sich während der Zeremonie lang­
weilte, den Mund öffnete und die Augen schloß.232 

Zeremoniell und Regeln der Etikette spielten aber nicht nur an Festtagen eine 
Rolle, sondern sie durchdrangen alle Bereiche des höfischen Lebens.233 Bis ins 
Detail regelten sie das Verhalten der höfischen Menschen zueinander. Am 
Hannoveraner Hof gab es allerdings keine so strengen Zwänge wie in Frank­
reich,2 3 4 doch war Sophie äußerst bemüht, sich auch dort korrekt zu verhal­
ten. 2 3 5 Liselotte hatte der Tante von ihrer Befürchtung geschrieben, daß diese 
bei ihrem Besuch am französischen Hof nicht ihrem Stand angemessen ehren­
voll empfangen würde.2 3 6 Sie empfahl ihr daher, inkognito zu reisen, um das 
strenge Reglement zu umgehen. Das Inkognito gewährte Sophie Bewegungs­
freiheit, es bedeutete aber nicht, daß man nicht wußte, um wen es sich bei der 
Reisenden handelte. In Frankreich, wo Sophie beim Besuch im Palais Royal 
ihr Inkognito durch das Tragen einer schwarzen Schärpe deutlich machte,237 

wußte jedermann um ihre Identität: „J'estois si incognito qu'on cria tout haut: 
,place pour madame d'Osnabruc!"'238 Äußerlich wurde es jedoch gewahrt, was 
sich daran zeigte, daß Sophie im Theater ein Platz auf einer weit vom König 
entfernten Tribüne angewiesen wurde. 
Die Sichtbarmachung der Hierarchie diente zugleich ihrer Festigung sowie 
auch der Selbstvergewisserung des höfischen Menschen in seiner Position. Die 
Inszenierungen der Feste, die Ritualisierung des Verhaltens und die Konstruk-

231 „Je laisse au Mercure galant ä de'crire le detail de cette cerernonie, ... Je diray seulement 
Penvie de rire et qu'il avoit de la peine ä s'en empecher." Mem, S. 119. 

232 „Pour le roy il regarda Madlle de Fontange avec plus de deVotion que l'autel, eile estoit 
dans une tribune en haut de son coste, ce qui luy fit souvent hausser la teste." Mem, S. 119. 
„Je pris garde, quand le roy s'ennuya pendant la ce're'monie, il ouvroit la bouche et fermoit 
les yeux." Mem, S. 120. 

233 Vgl. Heitmann, in Berns u.a. (Hg.) (wie Anm. 174), S. 54. 
234 Vgl. Meißner, in Paas (Hg.) (wie Anm. 70), S. 46. 
235 Vgl. z. B. Mem, S. 115; 122. Vgl. dazu Van der Cruysse, Dirk: La Cour de Louis XIV vue 

par une princesse allemande (1679): Images des „Memoires" de Sophie de Hanovre. In: 
Ouvertüre et Dialogue. Melanges offerts ä Wolfgang Leiner. Hrsg. v. Ulrich Döring u.a. 
Tübingen 1988, S. 769-781; S. 773. 

236 „... so will ich E.L. teütsch herauß bekenen, daß man hir gantz stinckhoffärtig ist undt so 
hoch hinauß undt nirgendts ahn will, daß es nicht zu erdencken noch zu sagen ist. Dero-
wegen sehe ich woll, daß es unmöglich ist, E.L. in ihrem rechten standt zu sehen, denn 
mein herr bildt sich ein, daß kein vergleichen mitt ihm undt einigem Churfürsten zu 
machen seye; ich habe auch unter der handt außgeforscht, ob man E.L. keinen fauteull 
geben würde, wenn ich sie sehen solte, aber davon will man gar nichts hören." Liselotte an 
Sophie, 3. 2. 1679; Bodemann 1891 (wie Anm. 157), S. 27. 

237 Vgl. Mem, S. 115. 
238 Mem., S. 118. Ebenso schreibt Sophie ironisch von ihrem „Inkognito" beim Zusammen­

treffen mit Ernst August in Italien: „Mon train a est€ incomparablement plus grand, Ton 
n'a gueres vu d'incognito si eclatant." Mem, S. 72. 
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tion einer kulturellen „Symbolwelt"239, in der jedes Detail - wie der Sitzplatz 
im Theater oder der Vortritt auf einer Treppe - bestimmend für das Prestige 
des einzelnen war, läßt das höfische Leben als ein großes Schauspiel erschei­
nen. 2 4 0 Die Verbindung von sozialer Existenz und persönlicher Identität mach­
te die Teilnahme an diesem Spektakel für die der höfischen Gesellschaft zuge­
hörigen Menschen notwendig; deshalb übernahmen und perfektionierten sie 
das Zeichensystem des Zeremoniells, obwohl alle Beteiligten es als eine mehr 
oder weniger große Last empfanden.241 Sophie berichtet mehrfach von den 
Schwierigkeiten, die die Regeln der Etikette mit sich brachten, ohne aber de­
ren Sinn jemals in Frage zu stellen. Mit ihrer Nichte Liselotte hatte sie im vor­
aus Verabredungen getroffen, um bei ihrem Besuch in Paris die Frage des Vor­
tritts zu vermeiden.242 Problematisch für Reisende waren die unterschiedlichen 
Hof- und ZeremonieUordnungen an den verschiedenen deutschen und auslän­
dischen Höfen.243 Wie die unterschiedliche Etikette den gesellschaftlichen 
Umgang erschwerte, erfuhr Sophie besonders bei ihrem Italienaufenthalt. In 
Rom empfing Sophie auf Anraten ihres Gatten keine Besucher, um Zeremo­
nien jeder Art zu vermeiden, so daß sie vom gesellschaftlichen Verkehr weitge­
hend ausgeschlossen blieb.2 4 4 Durch die lästige Etikette so stark einge­
schränkt, war Sophie des Aufenthalts in Rom bald müde, und sie urteüt: „Dis 
ist ein lant vor menner undt nicht vor ehrliche weiber. Wan ich hier wolte 
wonnen, müste ich auch eine courtisane werden, dan die andere weiber sein 
gans ausgeschlossen."245 

239 Vierhaus 1981 (wie Anm. 176), S. 51. 
240 „... eines Spektakels, in dem Leben und Fest ohne eigentliche Grenzen verliefen und das 

Theater beides in illusionärer Verschmelzung zu neuer Wirklichkeit erhob." Müller (wie 
Anm. 174), S. 72. Vgl. auch ebd, S. 55; Alewyn (wie Anm. 216), S. 14; Vierhaus betont die 
Funktion „als politisches Instrument der Beeindruckung und Beeinflussung, als Mittel, die 
Phantasie der Menschen zu beschäftigen und ihren Ehrgeiz ebenso anzustacheln wie zu 
befriedigen"; Vierhaus 1981 (wie Anm. 176), S. 47. 

241 „Man trug die Etikette widerwillig, aber man konnte sie von innen her nicht durchbrechen; 
... weil die soziale Existenz der in sie verstrickten Menschen selbst an sie gebunden war." 
Elias (wie Anm. 6), S. 133. Vgl. auch ebd, S. 152. Zum „semiotischen Charakter" des früh­
neuzeitlichen Zeremoniells vgl. Bauer (wie Anm. 187), S. 21 f. 

242 „Nous estions convenus pour eviter le pas, que Madame se rendroit d'abord dans Pappar-
tement de ses enfans, et que j'irois chez Monsieur, oü eile me reviendroit trouver, et qu'on 
se mettroit sans facon dans son carosse." Mem, S. 115. 

243 Vgl. Sophies Schilderung der Sitten am Darmstädter Hof; Mem, S. 62 f. Vgl. dazu Heit­
mann, in Berns u.a. (Hg.) (wie Anm. 174), S. 46f. 

244 „... que je ne recevrois aucune visite chez moy pour Eviter toutes sortes de ceremonie." 
Mem, S. 80. 

245 Sophie an A.K. von Hariing, 7.11. 1664; Bodemann 1895 (wie Anm. 92), S. 23. Am glei­
chen Tag schreibt sie an Karl Ludwig: „J'ay este' au cour, oü je n'ay veu qu'une vieille 
Princesse, soeur du Pape, et deux belles courtisanes; on ne voit point d'autre femme, et 
pour estre icy, le demier parti seroit le meilleur ä prendre, car les autres n'ont aucun diver-
tissement,... Rome et Venise ne sont pas des lieux pour des honnetes femmes, qui aiment 
une societe' honnette." Bodemann 1885 (wie Anm. 33), S. 80. 
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Andererseits bereitete es Sophie auch Genugtuung, ihre Standesvorrechte de­
monstrativ zu nutzen, was sich z. B. zeigt, wenn sie betont, sie habe es vermie­
den, der Madame Colonna die Hand zu geben,246 und Szenen wie diese schil­
dert: „... je ne pouvois me dispenser en descendant et en remontant les degres 
chez moy, de marcher devant eile [Mad. Colonna] malgre mon incognito, 
.. ," 2 4 7 Genau berichtet sie darüber, von wem sie wie empfangen wurde, und 
auch, wem sie selbst durch vom Zeremoniell vorgeschriebene Akte Ehre er­
wies.2 4 8 Als außerordentlich liebenswürdig empfand sie, daß die dänische Kö­
nigin mit den Gästen Lose zog, um den Platz an der königlichen Tafel zu be­
stimmen,249 und auch die Bemühungen Liselottes und Monsieurs, damit sie 
sich keinesfalls zurückgesetzt fühlte, beschreibt sie ausführlich.250 Welche Be­
deutung das Zeremoniell für Sophies Ehrgefühl hatte, läßt sich an zwei Sze­
nen besonders deutlich erkennen: Als junge Frau in Regensburg war sie ge­
meinsam mit ihrer Schwägerin Charlotte und ihrer Schwester Elisabeth bei 
der Kaiserin zur Audienz geladen, die ihnen die Ehre erwiesen hatte, sie an 
der Treppe zu empfangen, ihnen die Hand zu reichen und der Kurfürstin ei­
nen Armstuhl, den Prinzessinnen Stühle mit Rückenlehnen anzubieten.251 Die 
höfische Etikette sah eine genaue „Sitzhierarchie" vor, die einem Besucher je 
nach seinem sozialen Status ein bestimmtes Sitzmöbel (Fauteuil, Chaise ä dos 
oder Tabouret) zuwies, soweit er sich überhaupt in Gegenwart des Ranghöhe­
ren setzen durfte.252 Als Sophie Jahrzehnte später bei der Königin von Frank­
reich empfangen wurde und sich dort auf ein Taburett setzen sollte, lehnte sie 
dies ab und zog sich mit einer Entschuldigung und einer tiefen Verbeugung zu­
rück. Als Monsieur sie deshalb zur Rede stellte, antwortete sie ihm selbstbe­
wußt: Sie habe es nicht gewagt, ein Taburett bei der Königin von Frankreich 
anzunehmen, nachdem die Kaiserin ihr die Ehre erwiesen habe, ihr einen 
Lehnstuhl anzubieten. Er habe erwidert, jedes Land habe seine Sitten, und er 

246 „... quoy qu'elle pr£tendoit la main chez moy, dont j'avois toujours evite la rencontre." 
Mem, S. 81. 

247 Ebd. 
248 Z.B. „Ce prince [Leopold] me donna d'abord la visite, je sortis un pas devant la porte de 

ma chambre pour le recevoir." Mem, S. 84. 
249 „Le reine estoit si obligeante pour nous que S. Mt6 vouloit elle-merne tirer des billets avec 

nous pour le rang qu'on tiendroit ä la table du roy." Mem, S. 94. Zum Tafelzeremoniell vgl. 
Heitmann, in Berns u.a. (Hg.) (wie Anm. 174), S. 52f. 

250 Meistens ging es dabei um die Wahl des Sitzmöbels, den Vortritt oder die Sitzordnung an 
der Tafel oder im Wagen. Vgl. z. B. Mem, S. 115; 121; 125; 126. 

251 „... et Mad. Pe*lectrice [eut audience] de l'impSratrice, qui luy fit l'honneur de la recevoir au 
degre au travers de plusieurs antichambres, et nous donna la main ä l'allemande. Nous la 
suivismes jusque dans sa chambre d'audiance, oü eile prit sa place sur un fauteuil qui estoit 
devant une table sur un grand dais. On donna vis-ä-vis d'elle un fauteuil aussi ä Mad. 
l'̂ lectrice et des chaises ä dos ä ma soeur et ä moy." Mem, S. 51. 

252 Zur „Soziologie des Stehens und Sitzens" vgl. Müller (wie Anm. 174), S. 74; Geerds (wie 
Anm. 37), S. 141. 
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dürfe es dem König gar nicht sagen, daß sie das Taburett nicht habe annehmen 
wollen. Sie habe geantwortet, daß ihr das wenig Sorge bereite.253 

Die ausführliche Beschreibung solcher Aspekte des höfischen Lebens in So­
phies Autobiographie macht deutlich, daß sie aus derartigen Erlebnissen einen 
erheblichen Selbstwert bezog, der, wie Daniel feststellt, mehr umfaßte als 
„Prestige"; offenbar nahm Sophie sich selbst als „handlungskompetent und 
einflußreich auf dem Niveau des europäischen Hoflebens"254 wahr und scheint 
sich somit durch ihre Rolle in der höfischen sozialen Praxis als Teilhaberin an 
der Macht empfunden zu haben.2 5 5 

Bilanz 
Sophies Selbstbewußtsein war untrennbar mit ihrer gesellschaftlichen Stellung 
und dementsprechend mit der vollkommenen Erfüllung der von der höfischen 
Gesellschaft an sie gerichteten und von ihr verinnerlichten Erwartungen ver­
bunden. Ihre Einstellung zu den von ihr vertretenen Idealen sowie den berich­
teten Ereignissen erscheint jedoch oft ambivalent. Beurteilt sie z. B. ihre Erzie­
hung am Leidener Hof als beschwerlich und ihre Gouvernanten als lächerlich, 
macht sie in der relativ kurzen Schilderung ihrer Kindheit doch zugleich deut­
lich, wie sie von Anfang an im grundsätzlichen Bewußtsein der Überlegenheit 
ihres Standes und ihrer Ausbildung aufgewachsen ist. 
Durch ihren Stand war Sophie gegenüber Frauen niedriger sozialer Schichten 
außer durch ihren besseren Zugang zu Bildungsmöglichkeiten auch durch die 
luxuriösen Lebensbedingungen privilegiert. Ihre kritischen Bemerkungen über 
die Beschwerlichkeiten, die die Statusdemonstration mit sich brachte, sind 
nicht als grundsätzliche Hinterfragung von Sinn und Zweck der Ritualisierung 
des höfischen Verhaltens zu verstehen, sondern sind zugleich Ausdruck ihres 
Stolzes auf diese exklusive Lebensweise, der sie sich trotz aller Mühen und 
auch, wenn sie im Grunde offenbar wenig Interesse für manche Aspekte des 
höfischen Lebens aufbrachte, in tadelloser Weise anpaßte. 

253 „Je luy dis que je n'avois ose accepter d'un tabouret aupres de la reine de France, puisque 
l'imperatrice me faisoit Phonneur de me donner chaire ä dos. II re'pliqua que chaque pays 
avoit sa costume, et qu'il ne falloit pas dire au roy que je n'avois pas voulu accepter d'un 
tabouret. Je disois que je n'en estois point en peine." Mem, S. 124. Ebenso selbstbewußt 
sei sie gewesen, als die Königin von ihr erwartete, daß sie ihr bei der Verabschiedung vom 
Hof das Kleid küssen würde: „La reine se tourna aussi vers moy, et comme il y avoit une 
chaise entre eux, eile prit sa robbe avec sa main pour me la präsenter, mais je n'en estois 
pas friande, et je me contentay de luy faire une grande reve>ence." Mem, S. 124; vgl. auch 
S. 123. 

254 Daniel (wie Anm. 8), S. 212. 
255 Vgl. Daniel (wie Anm. 8), S. 211 f. 



Sophie von Hannove r -  ei n Fürstinnenleben i m Barock 187 

Sophie genoß erkennbar den Respekt, der ihr als fürstlicher Ehefrau und da­
mit Repräsentantin eines bedeutenden Herrscherhauses entgegengebracht 
wurde. Die Sicherheit, die ihr der Ehestand bot, wußte sie trotz der Zwänge 
und der Verpflichtungen, die dieser mit sich brachte, zu schätzen; sehr deut­
lich wird dies z. B., wenn sie vermerkt, sie habe es zum Glück nicht nötig ge­
habt, sich bei den einflußreichen Mitgliedern der französischen Hofgesell­
schaft einzuschmeicheln: „J'applaudis ma fortune en moy-meme de me trouver 
dans un estat bien plus heureux au-dessus de tout cela."256 Negative Aspekte 
ihres Lebens zu übergehen oder ins Positive zu verkehren, scheint nicht nur 
eine Methode in ihren Memoiren, sondern eine grundsätzliche Lebensstrate­
gie Sophies gewesen zu sein. Die von ihr voll akzeptierte Gesellschaftsord­
nung bedingte auch ihre grundsätzliche Abhängigkeit von ihrem Ehemann. 
Anstatt dieses hierarchische Verhältnis zu kritisieren, gewann Sophie offenbar 
besonders in der ersten, von ihr als glücklich beurteilten Zeit ihrer Ehe Befrie­
digung daraus, den Wünschen ihres Gatten in allem zu entsprechen; nicht zu­
letzt waren ihre Stellung und ihr Einfluß am eigenen Hof von ihrem Zugang 
zu Ernst August abhängig. Sophies Selbstwahrnehmimg war in allen Berei­
chen stark auf das Urteil anderer ausgerichtet; in den Memoiren thematisiert 
sie daher diejenigen Ereignisse ihres Lebens, die ihr Lob von solchen Perso­
nen einbrachten, von denen sie in ihrer gesellschaftlichen Position abhing -
sei es für die Geburt eines Stammhalters oder für korrektes Verhalten. Die ge­
sellschaftliche Integration war für Sophies Selbstwert entscheidend. So erklärt 
sich, daß in den Memoiren weniger über ihr Interesse für ihre Kinder zu erfah­
ren ist, welches aus ihren Briefen deutlich wird, als über Begebenheiten, durch 
die ihr Status bestätigt wird, wie z. B. festliche Empfänge, luxuriöse Bewirtung 
und Reisen oder zeremonielle Handlungen. Nichts zeigt deutlicher die gerade 
in diesem Zusammenhang gelebte Zwitterexistenz: zum einen das auf die idea­
le Rolle stilisierte, für die Nachwelt dargebotene Fürstinnendasein in der Auto­
biographie, zum anderen die in den Briefen geäußerte rege Anteilnahme am 
Geschick ihrer Kinder. 
Geflissentlich übergeht Sophie Perioden ihres Lebens (besonders der 1670er 
Jahre), in denen sie Zurücksetzungen durch ihren Gatten und damit auch eine 
abnehmend zentrale Position am Hof ertragen mußte, um dann minutiös zu 
schildern, wie ihr am französischen Königshof Ehre erwiesen wurde. Was Eli­
as für die der höfischen Gesellschaft in Frankreich zugehörigen Menschen 
feststellt, nämlich daß es keine alternative Existenz für sie gab,2 5 7 läßt sich auf 
Sophies Position als fürstliche Ehefrau übertragen: Trotz des inzwischen di­
stanzierten Verhältnisses zwischen den Eheleuten war für Sophie das Lob 

256 Mem. , S . 120 . 
257 „Nu r in diese r eine n höfische n Gesellschaf t konnte n di e zugehörige n Mensche n das , wa s 

in ihre n Auge n Sin n un d Richtun g gab , ihre sozial e Existen z al s höfisch e Menschen , di e 
Distanz z u allem übrigen, ihr Prestige und damit das Zentrum ihres Selbstbildes, ihrer per-
sönlichen Identitä t aufrecht erhalten. " Elias (wi e Anm. 6) , S . 152 . 
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Ernst Augusts über ihr (hof-)politisch hervorragendes Verhalten nach ihrer 
Rückkehr aus Frankreich von großer Bedeutung.258 

Durch aktive Teilnahme am höfischen (und damit politischen) Leb$n nahm 
sie sich selbst trotz ihres Abhängigkeitsverhältnisses als einflußreich und ge­
staltungsmächtig wahr. Zugleich war sie aber gezwungen, ihr unter dem kon­
trollierenden Blick der Öffentlichkeit stehendes Leben an den herrschenden 
Normen zu orientieren. Daß sie zudem in der ständigen Besorgnis leben müß­
te, ein ähnliches Schicksal wie das ihrer Schwägerin Charlotte zu erleiden, 
und sich daher stets um das korrekteste Verhalten in ihrer Ehe und ihrem ge­
samten Auftreten bemühte, schränkte ihre Freiheiten andererseits stark ein. 
Ob diese ambivalente Position, „diese immense Spannbreite zwischen Einfluß 
und Ohnmacht innerhalb eines individuellen Lebenslaufs"259 von Sophie 
selbst so deutlich wahrgenommen wurde, üeße sich möglicherweise durch eine 
genauere Analyse ihrer Briefe feststellen. In den Memoiren überwiegt die posi­
tive Selbsteinschätzung, Sophie vermittelt ihr Überlegenheitsgefühl durch die 
heitere Art ihrer Darstellung und die Betonung ihrer eigenen perfekten Hal­
tung; die Einschränkungen und Zwänge sind hingegen eher aus Andeutungen, 
und indem man „gegen den Strich" liest, zu erkennen. Durch die Ironie, mit 
der sie sich über die Gesellschaft äußert, deren Anforderungen für ihr Leben 
konstitutiv waren und deren Ansprüche sie perfekt zu erfüllen bemüht war, di­
stanziert sie sich zugleich davon und stellt somit ihre vollkommene Überlegen­
heit dar. Aus ihrer Selbstdarstellung ist zu entnehmen, daß Sophie offenbar 
ihre Perfektion in der Selbstbeherrschung260 und der Erfüllung ihrer gesell­
schaftlichen Rolle als größtes Verdienst ansah; dieses Bild vermittelt sie von 
sich und ihrer Lebenshaltung in ihren Memoiren - mit der eingangs zitierten 
Beurteilung Georg Schnaths wäre Sophie daher wahrscheinlich sehr zufrieden 
gewesen. 

258 „Je ne scaurois exprimer la joye que j'avois de revoir M. le duc, qui estoit bien satisfait de 
ma conduite, et qui trouvoit que je m'estois bien tire*e d'affaire ä la cour de France." Mem, 
S. 132. 

259 Daniel (wie Anm. 8), S. 211, 
260 Leibniz pries sie mit den Worten: „Vous avez sur vous-m^me un souverain empire, un 

esprit aussi fort d'un mal sait faire un bien." Nach Knoop (wie Anm. 17), S. 152. 



„... wünscheten, daß es überhaupt beim alten blibe" 
Das Problem der Verminderung der Nebenschulen 

im Kirchspiel Twistringen 179 1 bis 1802 

von 

Alwin Hanschmidt 

„Sie konten wegen des schlechten Moorweges ihre Kinder nicht nach der 
Hauptschule schicken, und wünscheten, daß es überhaupt beim alten blibe." 
Diese Antwort gaben die beiden Vorsteher der Bauerschaft Stelle im Kirch­
spiel Twistringen, als sie am 25. Juni 1793 im Hause des Pfarrers („auf deßen 
Saal") zu Twistringen vom Amtsvogt Friedrich Christian Lameyer befragt wur­
den, ob sie es für möglich hielten, daß die Kinder ihrer Bauerschaft künftig die 
Hauptschule im Dorf Twistringen besuchten.1 

Das Reformzie l 
Diese Befragung, zu der auch die Vorsteher der Bauerschaften Scharrendorf, 
Stöttinghausen, Mörsen, Neuenmarhorst, Altenmarhorst, Köbbinghausen, Ab­
benhausen, Brümsen, Ussinghausen und Binghausen und aus dem Dorf Twi­
stringen geladen und größtenteils erschienen waren, war Teil eines im Fürst­
bistum Münster seit Beginn der 1790er Jahre ins Auge gefaßten Plans, die An­
zahl der Nebenschulen zu verringern. Dieser Plan verfolgte das Ziel, durch 
Aufhebung zahlreicher Bauerschaftsschulen die Zahl der Kinder in den wei­
terbestehenden Nebenschulen oder in der Hauptschule im Kirchort zu ver­
mehren und dadurch dem jeweiligen Lehrer höhere Einkünfte aus dem Schul­
geld zu verschaffen. Dahinter stand folgende Überlegung: Wenn die Lehrer 
über ein höheres Einkommen verfügten, von dem sie leben konnten, brauch­
ten sie keinen Nebenerwerb mehr auszuüben. Wenn ihre Schulmeistertätigkeit 
auf diesem Wege zum Hauptberuf wurde, konnte man ihnen auch eine höhere 

1 Bericht des für das Kirchspiel Twistringen zuständigen münsterischen Amtsvogts Lameyer 
an die Beamten des Amtes Vechta, Twistringen 9. 7. 1793 (Staatsarchiv Oldenburg Best. 
111-1 Nr. 978; künftig zitiert: StA OL). 
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Qualifikation abverlangen, die durch eine Prüfung nachzuweisen war. Durch 
hinreichende finanzielle Vergütung fähige Lehrer und durch diese leistungsfä­
hige Schulen zu bekommen war das Ziel der Reformbemühungen im Elemen­
tarschulbereich, die seit 1772 im Fürstbistum Münster unternommen und in 
drei Schulverordnungen (1782, 1788, 1801) festgeschrieben wurden.2 

Eine Erfassung der Schulverhältnisse im Jahre 17723 und Bernard Overbergs 
Schulvisitation in den Ämtern Meppen, Cloppenburg und Vechta in den Jah­
ren 1783 und 1784 hatten gezeigt, daß die Einkünfte der Lehrer insbesondere 
an den Nebenschulen in den Bauerschaften durchweg kümmerlich waren.4 

Um dem abzuhelfen, wurde den Lehrern eine „Zulage" aus Kirchspielsmitteln 
in Aussicht gestellt, wenn sie sich einer Prüfung, die von der Schulkommission 
in Münster abgenommen wurde, unterzogen und diese bestanden. Die Beherr­
schung der in den Schulverordnungen geforderten „Lehrstücke" konnten die 
Lehrer durch den Besuch der von Overberg jedes Jahr im Herbst angebotenen 
„Normalschule" in Münster erwerben oder verbessern. Ab 1801 mußten sich 
jeder Lehrer und jede Lehrerin, die eine Zulage bekommen wollten, alle drei 
Jahre einer Wiederholungsprüfung unterziehen.5 

Bereits die Visitationsinstruktion für Bernard Overberg vom 2. August 1783 
hatte als einen Teilauftrag enthalten, daß er auf die Beschaffenheit der Wege 
und auf die Entfernung der Bauerschaften von der Kirche und untereinander 
zu achten und „auch darauf den Bedacht zu nehmen" habe, „auf welcher Art 

2 Dazu: Alwin Hanschmidt, Schulverordnung - Schulvisitation - Schulkommission - Leh­
rerprüfung - Normalschule. Die Entstehung der Institutionen der Elementarschulreform im 
Fürstbistum Münster 1772 bis 1784. In: Elementarschulverhältnisse im Niederstift Münster 
im 18. Jahrhundert. Die Schulvisitationsprotokolle Bernard Overbergs für die Ämter Mep­
pen, Cloppenburg und Vechta 1783/84. Hrsg. von Alwin Hanschmidt. Münster 2000, 
S. 152-174. 

3 Der Bericht für das Amt Vechta: StA OL Best. 111-1 Nr. 357; referierend gedruckt in: Ka­
tholische Schulzeitung für das Herzogtum Oldenburg Jahrgang 1, 1909, S. 19-21; für das 
Kirchspiel Twistringen in: Nordstern (Twistringen) Jahrgang 7, Nr. 16 vom 19.10. 1902. 

4 Die einzelnen Berichte in: Elementarschulverhältnisse im Niederstift Münster im 18. Jahr­
hundert (wie Anm. 2), S. 21-147. - Zu den bei der Visitation erfaßten I^hrereinkünften: 
Franz Bölsker-Schlicht, Die Visitationsprotokolle Bernard Overbergs von 1783/84 als 
Grundlage für eine Quantifizierung des Landschulwesens im Niederstift Münster. In: 
Ebda, S. 186-212, hier S. 201-205 mit den Tabellen 15, 16 und 17. 

5 „Verordnung für die Deutschen und Trivial-Schulen des Hochstifts Münster" § 5 (betr. die 
Hauptschullehrer) und § 25 (betr. die Nebenschullehrer). Die Verordnung ist abgedruckt 
in: Joseph Esch, Franz von Fürstenberg. Sein Leben und seine Schriften. Freiburg/Brsg. 
1891, S. 235-262. - Bernard Overberg (1754-1826), der Vater der inneren Schulreform im 
Fürstbistum Münster, bot die Normalschulkurse zur Qualifizierung der Lehrer von 1783 bis 
1826 an und faßte seine Unterrichtslehre und -methodik zusammen in der „Anweisung zum 
zweckmäßigen Schulunterricht für die Schullehrer im Hochstifte Münster" (Münster 1793); 
siehe Alwin Hanschmidt, Overberg, Bernard Heinrich. In: Neue Deutsche Biographie 19, 
1999, S. 727-728. 
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mehrere Nebenschulen combiniret werden können."6 In seinem Abschlußbe­
richt „Allgemeine Anmerkungen über die Beschaffenheit der Schulen im Nie­
derstift" ist Overberg in dem Abschnitt „In betreff der Schulvereinigung" auf 
dieses Problem eingegangen. Nach seinem Eindruck müßten „die Wege im 
Winter sehr kalt sein . .we i l sie meistens durch große und bare [= offene] Fel­
der gehen". Bei Schnee könnten Kinder sich verirren. Müßten Kinder „einen 
sehr weiten Weg nach der Schule gehen", so würden sie „oft besonders bei 
schlechtem Wetter daraus bleiben, und auch wohl um ein oder zwei Jahre spä­
ter dahin kommen". Daraus zog er die Schlußfolgerung, „daß fürs erste nur 
jene Schulen vereiniget würden, welche nicht über eine halbe Stunde von ein 
ander entfernet sind". Bei Entfernungen „viel über eine Stunde" würden die 
Kinder „die Zeit auf dem Wege, bei den kurzen Wintertagen, verlaufen, ohne 
etwas zu lernen". Durch Anhebung des Schulgeldes und durch eine gehörige 
Qualifizierung der Nebenschulmeister auf Kosten der Bauerschaft „würde sich 
der bessere Unterricht nach und nach verbreiten".7 Wie die Einschätzung des 
Problems durch Overberg erkennen läßt, mußte es nach aller Wahrscheinlich­
keit auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen, die Verminderung der Nebenschu­
len als einen Bestandteil der angestrebten Verbesserung des ländlichen Ele­
mentarschulwesens in die Tat umzusetzen. Dies sei am Beispiel des Kirch­
spiels Twistringen dargelegt. 

Das Kirchspie l Twistringe n 
Dieses Kirchspiel, das bis 1803 zum Fürstbistum Münster und danach zum 
Herzogtum Oldenburg gehörte, ehe es 1817 an das Königreich Hannover fiel, 
kann einerseits als exemplarisch für die Verhältnisse und Vorgänge in zahlrei­
chen anderen großen Kirchspielen mit vielen Bauerschaften und Nebenschu­
len gelten. Andererseits aber war es atypisch, weil in ihm sowohl münsterische 
als auch hannoversche Untertanen lebten, was die Verwaltung in mancher 
Hinsicht - auch bezogen auf die Schulverbesserung - schwieriger gestaltete als 
bei einer einheitlichen Landeshoheit. 
Das Kirchspiel Tsvistringen war eine münsterische bzw. dann oldenburgische 
Exklave. Im Norden, Westen und Süden war es von den drei hannoverschen 
Ämtern Harpstedt, Diepholz und Ehrenburg umgeben, im Osten grenzte es an 
das hessen-kasselsche Amt Freudenberg. Die Einwohner des Kirchspiels stan­
den teils unter münsterischer, teils unter hannoverscher Hoheit. Gemäß der 
kurhannoverschen Landesaufnahme der Grafschaften Hoya und Diepholz 
und des Amtes Wildeshausen von 1798 waren von den insgesamt 195 Haus-

6 Elementarschulverhältniss e i m Niederstift Münste r im 18 . Jahrhundert (wi e Anm. 2), S. 16 -
18; Zitat S . 17. 

7 Elementarschulverhältniss e (wi e Anm. 2) , S. 144-147 ; Zitate S . Höf. 
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stellen des Kirchspiels Twistringen 181 nach Münster und 114 nach Hannover 
schatzpflichtig.8 Für die Verwaltung des münsterischen Anteils waren die Be­
amten - an der Spitze der Amtsdroste und der Amtsrentmeister - des Amtes 
Vechta zuständig; vor Ort in Twistringen wurde sie durch den Kirchspielsvogt 
mit der offiziellen Bezeichnung „Amtsvogt" wahrgenommen. Die Verwaltung 
des hannoverschen Anteils war seit 1741 dem Amt Ehrenburg übertragen, das 
sie durch einen für das Kirchspiel eingesetzten Obervogt ausüben ließ. In der 
Landesaufnahme von 1798 wurde die politisch-administrative Konkurrenz so 
beschrieben: „Keine Landesherrschaft wül der andern in diesem Kirchspiel die 
Landeshoheit zugestehen, sondern sie sich allein zueignen, doch sind gegen­
wärtig beide im Besitz derselben und der völligen Gerichtsbarkeit, jede über 
ihre Leute."9 

Neben der staatlichen Verwaltung gab es eine Selbstverwaltung. Sie verkör­
perte sich in 28 Vorstehern, die im Dorf Tsvistringen (sechs) und aus den an­
fangs genannten elf Bauerschaften (je zwei) für jeweils ein Jahr gewählt wur­
den. Die Vorsteher bestimmten aus ihrer Mitte für jeweils zwei Jahre vier 
„Holzgeschworene" (drei hannoversche, ein münsterischer). Die Holzge­
schworenen „führten gemeinsam die Kirchspielsrechnung und waren für alle 
das gesamte Kirchspiel betreffenden Fragen zuständig".10 Für die Verwaltung 
des Kirchenvermögens waren zwei Kirchenprovisoren verantwortlich. 
Die Einwohner des Kirchspiels, auch die hannoverschen, waren fast aus­
nahmslos katholisch. Im „Status animarum" von 1750 waren von den 2499 er­
faßten Personen 2392 Katholiken, 106 Lutheraner und ein Calvinist. Gemäß 
einer Aufstellung aus dem Jahre 1790 gab es nur acht protestantische (lutheri­
sche) Haushalte. Von ihnen wurde ausdrücklich gesagt: „niemahlen ist von 
diesen protestantischen Eingeseßenen Schulgeld gefordert, auch meines wah­
ren Wißens nicht gegeben".11 

In kirchlichen Angelegenheiten war die Diözese Münster zuständig, vertreten 
- von unten nach oben - durch den Pfarrer, den Amtsdechanten des Amtes 
Vechta, das Generalvikariat und den Bischof in Münster. Da die Schulen 
damals - und zwar in protestantischen wäe in katholischen Territorien gleicher-

8 Otto Bach, Das heutige Stadtgebiet von Twistringen aus der Sicht eines kurhannoverschen 
Beamten im Jahre 1798. In: 750 Jahre Twistringen. Beiträge zur Geschichte einer Klein­
stadt zwischen Delme und Hunte. Hrsg. von der Stadt Twistringen. Twistringen 2000, 
S. 90-93; eine Karte, die die Verteilung der münsterischen und hannoverschen Hausstellen 
auf das Dorf und die Bauerschaften zeigt, auf S. 90. 

9 Zitiert nach Bach (wie Anm. 8), S. 91. 
10 Otto Bach, Zur geschichtlichen Entwicklung der Landgemeinden. In: Twistringen. Eine 

Heimatkunde. Hrsg. von der Stadt Twistringen. Redaktion: Otto Bach und Friedrich 
Kratzsch. Twistringen 1987, S. 157-162, hier S. 160. 

11 Friedrich Kratzsch, Katholiken und Lutheraner. In: 750 Jahre Twistringen (wie Anm. 8), 
S. 52-68, hier S. 59 (Zahlen von 1750). - Diese acht Haushalte verteilten sich folgenderma­
ßen auf die Bauerschaften: Neuenmarhorst 2, Köbbinghausen 3, Ussinghausen 1, Stelle 2 
(Bericht des Amtsvogtes Lameyer vom 24.12. 1790: StA OL Best. 111-1 Nr. 358). 
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maßen - in die Zuständigkeit der Kirchen fielen und die örtliche Schulaufsicht 
dem Pfarrer oblag, waren Vertreter der Kirche stets beteiligt, wenn es um 
Schulfragen ging. Obere Schulbehörde waren das Generalvikariat, mit dessen 
Zustimmung die Lehrer eingesetzt wurden, und die 1783 gegründete Schul­
kommission in Münster, deren Vorsitz der Generalvikar inne hatte. Vor der 
Schulkommission mußten die Lehrer ihre Approbationsprüfung ablegen, 
durch die sie ihre Fähigkeit nachweisen und die daran gebundene Berechti­
gung zum Empfang einer „Zulage" über das Schulgeld hinaus erwerben konn­
ten. 
Im Kirchspiel Twistringen gab es in dem hier behandelten Zeitraum acht 
Schulen: die Haupt- oder Kirchspielsschule im Dorfe Twistringen und sieben 
Nebenschulen in den Bauerschaften Stelle, Scharrendorf, Mörsen, Altenmar­
horst, Neuenmarhorst, Köbbinghausen und Brümsen. Die Schule in Brümsen 
wurde auch von den Kindern aus Abbenhausen, Binghausen und Ussinghau­
sen besucht, diejenige in Scharrendorf von denen aus Stöttinghausen. Die 
Zahl der Schüler und Schülerinnen stieg im Zeitraum von 1772 bis 1819 in der 
Hauptschule von etwa 120 auf etwa 190, in den Nebenschulen von ca. 160 auf 
ca. 320.12 Im Folgenden geht es nur um die sieben Bauerschaftsschulen des 
Kirchspiels, da die Hauptschule von der Zusammenlegungsfrage nicht betrof­
fen war. 

Der erste Verwirklichungsversuch 1791-179 4 
Die ersten ausführlichen Nachrichten über die Twistringer Schulverhältnisse 
nach Bernard Overbergs Schulvisitation im Sommer 1784, von der nur spärli­
che Ergebnisse überliefert sind,13 finden sich in einem Bericht des Twistringer 
Pfarrers Johannes Albert Bramlage (1782-1798) an den Vechtaer Amtsrent­
meister Bernhard Peter Driver vom 23. Mai 1791.14 Der Pfarrer bezeichnete 
darin „das Twistringsche Schulwesen [als] gar zu unvollkommen". Keiner der 
acht Schulmeister sei von der Schulkommission „approbiret", auch der Haupt­
schullehrer Anton Balke im Dorf nicht; dieser habe auch die Normalschule in 
Münster noch nicht besucht. Es sei auch nicht zu erwarten, daß sich „jemals" 
einer der Twistringer Schulmeister zur Normalschule begeben werde; denn sie 
würden „nur durchgehends durch Bitten und Zureden ihres zeitlichen Pastors 

12 Friedrich Kratzsch, Das Schulwesen im Bereich des alten Kirchspiels Twistringen. Manu­
skript 1984 (aufbewahrt im Stadtarchiv Twistringen), S. 49. - Für 1791 sind mit Ausnahme 
Mörsens Schülerlisten der Nebenschulen überliefert (StA OL Best. 111-1 Nr. 979). - Herrn 
Friedrich Kratzsch (Stadtarchiv Twistringen) habe ich für weiterführende Hinweise zu dan­
ken. 

13 Elementarschulverhältnisse im Niederstift Münster im 18. Jahrhundert (wie Anm. 2), 
S. 127-129. 

14 StA OL Best. 111-1 Nr. 978. 
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... Schule zu halten bewogen und angehalten", indem dieser ihnen sage, „daß 
Kinderlehren bey Gott und seinen Nebenmenschen großen Verdienst zuwegen 
bringe". 
Mehrere der Nebenschullehrer verdienten im Sommer als Hollandgänger ihr 
Brot, einer war Schneider, einer der Sohn eines Bauern. Mit Absicht habe er, 
so Bramlage, „das Gewerbe" dieser Schulmeister genannt, weil unmöglich im 
Winter so viele Kinder zu einer Schule gehen könnten, daß ein Schulmeister 
von dem Schulgeld, das 1/4 Reichstaler pro Kind betrug, allein leben könne. 
Eine Sommerschule, durch welche die Schulgeldeinkünfte der Lehrer erhöht 
werden könnten, werde in Twistringen „schwerlich einzuführen seyn", da die 
Kinder schon im Alter von fünf bis sechs Jahren zum Strohflechten, dem „vor­
nehmsten" Nahrungszweig, und in höherem Alter zum Viehhüten herangezo­
gen würden.15 

Mit dem Hinweis, daß selbst bei einer Konzentration der Kinder in weniger 
Schulen zwecks Verbesserung der Einkünfte der dann auch wenigeren Lehrer 
diese nicht vom Schulehalten allein leben könnten, gab Bramlage eine Teilant­
wort auf die Frage, zu der er hauptsächlich zu berichten hatte, nämlich: „Wel­
che Nebenschulen dergestalten nothwendig". 
Der Pfarrer sagte dazu, daß die Hauptschule im Dorf so „überhäufet" sei, daß 
„ein merklicher Teü Kinder" davon krank geworden sei. Folglich könnten kei­
ne Kinder aus den Bauerschaften zur Hauptschule geschickt werden, es sei 
denn, „daß eine private Mädgen Schule fundiret und angeordnet würde". 
Sodann berichtete er zu den Nebenschulen in den Bauerschaften. Nur im 
Brümsen gebe es ein eigenes Schulhaus, wohin auch die Kinder aus Abben­
hausen, Binghausen und Ussinghause n gingen. Der weiteste Weg dorthin dau­
ere über eine halbe Stunde. 
In Scharrendorf unterrichte der Lehrer in einer eigenen großen Stube auch die 
Kinder aus Stöttinghausen; allenfalls die Kinder aus Mörsen könnten nach 
Scharrendorf zur Schule gehen, was sich aber mangels eines Schulhauses nicht 
machen lasse. Beide Schulen seien nur eine halbe Stunde von l\vistringen ent­
fernt. Die dortige Schule aber kam wegen der erwähnten Überfüllung für die 
Kinder dieser Bauerschaften nicht in Frage. 
Die Kinder aus Altenmarhorst und Neuenmarhorst könnten zu einer Schule 
gehen. Da aber Altenmarhorst ganz und Neuenmarhorst größtenteils hanno­
versch sei und da in beiden Bauerschaften seit „undenklichen Jahren" Schule 
gehalten werde, sei dort „füglich" nichts zu ändern. 

15 Zum Strohflechten als einem eigentümlichen Twistringer Erwerbszweig: Rudolf Kramer, 
Strohverarbeitung im Kirchspiel Twistringen. In: 750 Jahre Twistringen (wie Anm. 8), 
S. 139-143. 
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Die eine gute Stunde von Twistringen entfernt liegende Bauerschaft Köbbing­
hausen, in der bis auf zwei münsterische alle Hausstellen hannoversch seien, 
habe einen eigenen Schulmeister, aber kein Schulhaus. Jeder katholische Bau­
er stelle dort jeweils für einen Winter seine Stube zur Verfügung: „so gehet die 
Schule jährlichs von einem Nachbahren zu andern". 
Bei den Schulen, auf die Pfarrer Bramlage näher eingegangen war, handelte es 
sich um diejenigen, die genannt waren in einer „Tabelle über die Nebenschu­
len Amts Vechte, welche nach dem Dafürhalten der gnädigst angeordneten 
Commission mit der Kirspelsschule oder anderen Nebenschulen combinirt 
werden können".16 Darin hieß es zu Twistringen: „Moersen nach Saerrendorf 
[sie!]; Neumarhorst nach Altenmarhorst; Köbbinghausen nach Brümsten". In 
einer Tabelle jener Nebenschulen, bei denen die Kommission Zweifel hegte, 
„ob sie mit andern Schulen füglich combinirt werden können", wurde für Twi­
stringen Stehe genannt.17 Dementsprechend merkte Bramlage zu dieser Bauer­
schaft nur an, daß sie hannoversch sei. 
Dieser Hinweis und diejenigen auf hannoversche Untertanen in anderen Tei­
len des Kirchspiels lassen erkennen, daß Veränderungen im Twistringer Schul­
wesen von den münsterischen Behörden nicht im Alleingang vorgenommen 
werden konnten. Man war dabei auf Zusammenarbeit mit hannoverschen 
Stellen angewiesen, die erforderlichenfalls die Interessen der nach Hannover 
abgabepflichtigen Einwohner wahrnahmen. Deswegen gelangte der Vechtaer 
Amtsrentmeister Driver in einem Bericht vom 29. Dezember 1792 zu der pes­
simistischen Einschätzung: „Die Combinierung der NebenSchulen im K. Twi­
stringen dorffte wegen vom Amt Ehrenburg zu besorgender Hindernisse den 
gewünschten Endzweck nicht erreichen, besonders da der groste Theil in den 
Bauerschaften Nienmarhorst, Moersen und Cobbinghusen Hanoverische 
Schatzpflichtige Eingeseßene sind."18 

Trotz der wenig verheißungsvollen Auskünfte des Pfarrers und des Amtsrent­
meisters ließen die münsterischen Behörden nicht von ihrem Ziel ab. Fürstbi­
schof Max Franz von Österreich (1784-1801), zugleich Kurfürst von Köln, hat­
te für die mit den Nebenschulen zusammenhängenden Probleme 1793 auf An­
trag des Landtags „eine eigene Commission aus Höchst Dero Geheimen Ra-
the, dem General Vicariat und Landständischen Deputierten angeordnet". Die 
Hauptaufgabe dieser Kommission, die im Schriftverkehr als „Neben-Schulen-
Commission" bezeichnet wurde, war „die Bestimmung der unentbehrlichen 
Nebenschulen und Festsetzung der erförderlichen Schulen Überhaupts". Um 
den dafür erforderlichen Überblick zu bekommen, trug Generalvikar Franz 
von Fürstenberg den Amtsdechanten und Ortspfarrern auf, eine gedruckte 
„Tabelle der Haupt- und Nebenschulen Kirchspiels [Name], der Anzahl der 

16 St A OL Best. 111- 1 Nr . 361. 
17 Ebda . 
18 Ebda . 
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Kinder, welche diese frequentiren, der Beschaffenheit des Weges, und der füg-
lichsten Vereinigung der Nebenschulen mit der Hauptschule" auszufüllen.19 

Infolge dessen nahm der münsterische Amtsvogt Lameyer am 25. Juni 1793 im 
Hause des Twistringer Pfarrers eine Befragung von 24 Vorstehern vor.20 Diese 
äußerten Bauerschaft für Bauerschaft ihre Meinung zu den Kombinierungsplä-
nen. Darüber hinaus legten sie kurz darauf eine schriftliche Erklärung über die 
„vorgelegte Fragpuncten wegen hiesigen Schulen" vor. Dieses Schriftstück war 
von den vier Holzgeschworenen, den beiden Kirchenprovisoren, die zugleich 
Vorsteher waren, und von 20 weiteren Vorstehern (13 hannoversche, 7 mün­
sterische) eigenhändig unterzeichnet.21 

Während die Vorsteher sich laut Lameyers Protokoll mit Ausnahme des Dor­
fes Twistringen mit ihren Schulmeistern, die namentlich genannt sind, zufrie­
den erklärten und daher wie die eingangs zitierten Steller die Beibehaltung ih­
rer Schulen wünschten, gingen sie in ihrer schriftlichen Erklärung außerdem 
auf die schwierigen Wegeverhältnisse ein. 
Zur Nebenschule in Stehe hieß es: „Die vorhabende Versetzung dieser Schule 
zur Haupt-Schule nach Twistringen kann nicht geschehen ob der weite [sie!] 
Abgelegenheit des einen Orts von den andern, wegen Schlechtigkeit des Wegs, 
sich dazwischen befindenden Moors, nebst dem könnten ihre Kinder nur bloß 
des Abends zu Hauß kommen, und zur Winterzeit bey frühen finster werden 
so zu sagen gar nicht". 
Eine Verlegung der Mörsener Schule nach Scharrendorf könne „füglich nicht 
geschehen, indem die Kinder ihren Weg dahin durch ein bebautes Feld neh­
men müßen, welches bei naßer und feuchter Witterung zu passiren unbrauch-
bahr ist". Eine Vereinigung der Neuenmarhorster Schule mit der in Altenmar­
horst verbiete sich wegen der zu hohen Kinderzahl, aber auch wegen in der 
„Winterzeit nicht zu passirender Heide und Feldlandes". 
Besonders eindringlich wurde das Argument der Unwegsamkeit gegen eine 
Verlegung der Köbbinghauser Schule nach Brümsen vorgebracht, „indem die-

19 Generalvikar Franz von Fürstenberg an den Landdechanten des Amtes Cloppenburg, Mün­
ster 27.5, 1793 (Bistumsarchiv Münster Offizialat Vechta VIIIA 2; künftig zitiert: BA MS). 
- Die 1793 eingesetzte „Nebenschulenkommission" ist zu unterscheiden von der 1783 kon­
stituierten Schulkommission, die sich mit den laufenden Geschäften (z. B. Prüfung und Ap­
probation der Lehrer) befaßte. - Franz von Fürstenberg (1729-1810), von 1762 bis 1780 Mi­
nister und von 1770 bis 1807 Generalvikar des Bistums Münster, war maßgebend an der 
Gymnasialreform (1776) und an der Gründung der Universität Münster (1773/1780) betei­
ligt. Dazu: Alwin Hanschmidt, Franz von Fürstenberg als Staatsmann. Die Poütik des mün-
sterschen Ministers 1762-1780. Münster 1969. 

20 Das schematisierte Ergebnis dieser Befragung findet sich im Bericht des Amtsvogtes Lamey­
er vom 9. 7. 1793, aus dem das Eingangszitat stammt (StA OL Best. 111-1 Nr. 978). 

21 Ohne Datum; entstanden nach dem 25.6. und vor dem 9. 7. 1793, an dem Lameyer seinen 
Bericht, in dem er diese schriftliche Erklärung erwähnt, abgeschickt hat (StA OL 
Best 111-1 Nr. 978). 
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ser Ort niedrig und sumppig ist, so daß man kaum bey nasser Witterung auß 
dem Dorfe an Sonn- und Feyertagen zur Kirche und in Fall solcher Zeit in 
demselbigen der eine Mensch nicht wohl zum andern kommen könne; nebst 
dem gehe eine Bache bey dem Dorffe vorbey, welche wegen Mangel einer 
Bruck und sonderlich bey hohen Wasser nicht zu passiren ist einestheils, an-
derntheils müste der Weg durch ein sumppiges Holtz genommen werden, und 
wäre gar zu weit von Brumsten entlegen". 
Solche heute kaum noch vorstellbaren Wegeverhältnisse machen den Wider­
stand der Landbevölkerung gegen die Auflösung von Nebenschulen verständ­
lich, zumal diese ja großenteils - ob mit oder ohne Billigung der zuständigen 
Behörden - eingerichtet worden waren, um der bestehenden Schulpflicht zu­
mindest notdürftig Genüge zu tun. 
Lameyers Bericht und die schriftliche Erklärung der Twistringer Vorsteher und 
Holzgeschworenen fanden Eingang in den umfassenden Bericht, den der 
Vechtaer Amtsrentmeister Driver dem Geheimen Rat, der zentralen Regie­
rungsbehörde in Münster, am 13. Juli 1793 über alle Nebenschulen in seinem 
Amt abstattete.22 Außer diesen beiden Schriftstücken hat Driver ein Gutachten 
des Twistringer Pfarrers vorgelegen, das er seinem Bericht beifügte. 
Diesem Gutachten müsse er, so der Amtsrentmeister in seinem Bericht, „noch 
gehorsamst hinzufügen, daß die Baurenhofe zu Niemarhorst zur Halbscheid 
und die zu Altenmarhorst und Köbbinghausen allesamt Hannoverisch seyen, 
welche die Combinierung wiedersprechen". Zu Stelle schrieb Driver: „Diese 
Bauerschaft besteht aus lauter hannoverischen Gutsleuten, und ist dieselbe 
über eine gute Stunde von der Hauptschule entfernet, wohin die kleine Kinder 
zur Winterszeit nicht gelangen können, und andere katholische Nebenschulen 
sind in solcher Nachbarschaft nicht obhanden, masen [d.i. weil] einerseits das 
Kuhrhannov. Amt Harpstette und andererseits das Hessische Amt Freuden­
berg dieser Baurschafft angrenzet." 
Offenbar haben sowohl die in den Entfernungs- und Wegeverhältnissen lie­
genden als auch die mit der gemischten münsterisch-hannoverschen Untertä­
nigkeit zusammenhängenden - gewissermaßen politischen - Argumente ihre 
Wirkung nicht verfehlt. Denn im Protokoll der Nebenschulenkommission in 
Münster vom 18. Februar 1794 hieß es lapidar: „Kirchspiel Twistringen. Hier 
wird gar keine Combinierung statt finden können."2 3 Mit dieser Feststellung 
verschwand das Problem der Verringerung der Nebenschulen in diesem Kirch­
spiel für sieben Jahre von der Tagesordnung. 

22 StA OL Best. 111-1 Nr. 361. 
23 Ebda. 
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Der zweite Anlauf 1801/180 2 
Die Angelegenheit wurde mit neuem Nachdruck wieder aufgegriffen, nachdem 
am 2. September 1801 die „Verordnung für die Deutschen und Trivial-Schulen 
des Hochstifts Münster" erlassen worden war.24 Deren zweiter Teil war „Vor­
schriften, welche die Verbesserung der Neben-Schulen bezielen" (§§ 20-26), 
gewidmet. In § 20 war festgelegt, „welche Neben-Schulen beybehalten, welche 
aber abgestellt werden sollen". Es hieß darin, daß die angestrebte „bessere Bil­
dung der Jugend" „dringend die Verminderung der in Unserm Hochstifte Mün­
ster vorhandenen vielen Neben-Schulen" verlange. Als Gründe dafür wairden 
angeführt, „daß der Unterricht in einer Kirchspiels-Schule - wegen eines für 
diese wahrscheinlich leichter zu habenden geschicktem Lehrers, und wegen 
der hier leichter möglichen beständigen Aufsicht des Pfarrers - weit vorzügli­
cher ist, als jener in einer Neben-Schule; und daß ferner die Verbindung meh­
rerer Neben-Schulen, welche nur von wenigen Kindern besucht werden, das 
Halten eines geschickteren Lehrers durch die demselben mittelst solcher Ver­
bindung in der Folge zugesicherte größere Einnahme sehr erleichtert". 
Um dieses Ziel zu erreichen, wurden die Nebenschulen in drei Kategorien ein­
geteilt: 
a) Die Nebenschulen, deren Kinder die Kirchspielsschule oder eine andere 

Nebenschule „in einer halben Stunde auf einem guten Wege" erreichen 
können, seien „offenbar unnöthig" und daher aufzuheben. 

b) Die „Gemeinheiten" (d. h. Bauerschaften), deren Einwohner „nur eine 
Stunde guten Weges von der Kirchspiels-Schule, oder einer anderen 
Nebenschule wohnen", brauchten keine eigene Nebenschule; deren Beibe­
haltung werde nur vorläufig („provisionaliter") gestattet. 

c) Beizubehalten waren nur die Nebenschulen, „welche weiter als eine 
Stunde von einer andern Schule entfernet sind, oder wo die Wege im Win­
ter ungangbar sind". 

In § 21 wurde festgesetzt, daß hinsichtlich der fortbestehenden Schulen „die 
Häuser genau zu bestimmen [seien], aus welchen die Kinder nach einer jeden 
derselben geschicket werden sollen"; es sollten also Schulbezirke festgelegt 
werden. 
Nach diesen Maßstäben hatten die Pfarrer, die Dechanten und die Beamten 
der Ämter zu berichten, welche Schulen aufzuheben, welche beizubehalten 
und zu welchen Schulen die Kinder aus den aufgehobenen Nebenschulen 
künftig zu schicken seien.25 Bedingung für den vorläufigen oder endgültigen 

24 Wie Anm. 5. 
25 Diese Klassifizierungsarbeit war übrigens schon vor dem Erlaß der neuen Schulverordnung 

im Jahre 1799 in Gang gesetzt worden; siehe dazu Alwin Hanschmidt, Das Elementarschul­
wesen im Amt Cloppenburg. In: Elementarschulverhältnisse im Niederstift Münster im 
18. Jahrhundert (wie Anm, 2), S. 282-299, hier S. 284-286. 
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Fortbestand der Nebenschulen der Kategorien b) und c) war, daß die Bauer­
schaften binnen vier Monaten darlegten, „auf welche Art sie ihren Neben-
Schullehrern einen angemessenen Unterhalt" verschaffen und die Kosten für 
die Ausbildung ihres Lehrers „in den vorgeschriebenen Lehr-Gegenständen 
und in der Lehr-Methode" aufbringen wollten (§ 20). 
Für Twistringen wird die Frage einer Neuordnung des Nebenschulwesens, die 
nun im Unterschied zu den 1790er Jahren durch die neue Schulverordnung ge­
wissermaßen gesetzlich verbindlich gemacht war, erstmals in einem Schreiben 
des Vechtaer Landdechanten Bernhard Heinrich Haskamp an die Schulkom­
mission in Münster vom 21. November 1801 greifbar.26 Er berichtete darin, daß 
er Burchard Hagemann auf Vorschlag des Twistringer Pfarrers Hermann 
Heinrich Schwegmann (1799-1825) geprüft, ihm „das Zeugniß der Fähigkeit 
ertheilet" und ihm „einsweilen und biß auf anderweitige Verordnung die Ne­
benschule in Neu Marhorst übergeben" habe. In seinem Bericht zitierte Has­
kamp Pfarrer Schwegmann mit den Worten, daß die „sieben Nebenschulen 
theils mit guten, theils mit schlechten Subjecten versehen" seien. 
In seinem Antwortschreiben an Haskamp vom 2. Dezember 1801 billigte Ge-
neralvikar Franz von Fürstenberg als Vorsitzender der Schulkommission die 
Anstellung des Neuenmarhorster Nebenschullehrers. Er fügte aber ausdrück­
lich hinzu: „Wir erwarten ferner von eurer Klugheit und euren Uns bekannten 
Eyfer für die gute Sache, daß ihr zweckmäßige Anstalten treffen werdet, um in 
den übrigen Nebenschulen dieses Kirchspiels, die bis hiehin noch mit unfähi­
gen Subjecten besetzet sind, taugliche Nebenschullehrer nach und nach anzu­
stellen."27 Wenn Fürstenberg die Begriffe „unfähig" und „tauglich" verwende­
te, so klang darin auch die Bedeutung mit, daß Fähigkeit gemäß der neuen 
Schulverordnung von 1801 durch eine Prüfung nachzuweisen war. 
In einem weiteren Schreiben vom 2. Dezember 1801 forderte der Generalvikar 
Dechant Haskamp auf, er solle „über die Schulen im Amte Vechte nach der von 
der Hochlöblichen Schulcommission verfertigten Tabelle Bericht abstatten".28 

Zur erfassen waren der Name des Kirchspiels, die Kirchspielsschule und ggfs. 
die Mädchenschule und die Nebenschulen, diese klassifiziert nach den drei 
Kategorien der Schulverordnung von 1801. Letzteres war genauer zu erläutern. 
Haskamp erstattete den angeforderten Bericht am 2. Februar 1802. Was er be­
richtete, beruhte auf den Nachrichten der Pfarrer, „ohne Untersuchung an Ort 

26 Bistumsarchiv Osnabrück 07-21-11 (künftig zitiert: BA OS). - Zu Haskamp (1757-1823), 
1797 Pfarrer in Vechta, 1801 Dechant des Amtes Vechta, 1807 Generaldechant der Ämter 
Vechta und Cloppenburg, siehe Franz Hellbernd, Haskamp, Bernhard Heinrich. In: Bio­
graphisches Handbuch zur Geschichte des Landes Oldenburg. Im Auftrag der Oldenburgi­
schen Landschaft hrsg. von Hans Friedl u.a. Oldenburg 1992, S. 284-285. 

27 BA OS 07-21-11. 
28 Bericht des Amtsdechanten an den Generalvikar, Vechta 2. 2.1802: BA MS Offizialat Vech­

ta VIII A 2. 
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und Stelle" durch ihn selbst, wie er eigens hervorhob. Er habe die vom jeweili­
gen Pfarrer „mitgetheilte Tabelle ... unverändert beigefügt". Bezüglich der Um­
setzung der neuen Schulverordnung, deren Befolgung durch die Herbstsynode 
des Bistums Münster von 1801 befohlen worden sei, schrieb Dechant Has­
kamp, daß dieses zwar „den Pfarrern gehörig bekannt gemacht worden" und 
von ihnen auch schriftlich bestätigt worden sei. „Was aber an jedem einzelnen 
Orte geschehen ist, um die Verordnung in Ausübung zu bringen, ist nicht be­
stimmt angegeben. Überhaupt aber möchten wohl die Gemeinheiten mit dem 
Inhalte der neuen hohen Schulverordnung noch nicht gnug bekannt sein, und 
daher auch manche ihrer Vorschriften noch ohne Erfüllung geblieben sein."29 

Der Pfarrer von Twistringen und mit ihm der Amtsdechant hatten in ihrem 
Bericht die sieben Nebenschulen des Kirchspiels „der 2 ^ Art" zugeordnet, die 
laut Schulordnung „nur provisionaliter geduldet" werden sollten (§ 20). In den 
,,Anmerkungen" hieß es: „Wenn die Kirchspiels Schule mit einem fähigen 
Lehrer besetzt ist, laßen sich ohne weniger [sie!] Schwierigkeiten mit den Ne­
benschulen heilsame Veränderungen und Verbindungen treffen." Von dem 
Kirchspielsschullehrer war gesagt, daß er „in jeder Rücksicht so unfähig [sei], 
daß er erst abgesetzet werden mus, wenn es hier mit dem Schulwesen besser 
werden soll". 
Sei diese Bedingung erfüllt, so seien die Nebenschulen in Scharrendorf und 
Mörsen „unnöthig", weil die dortigen Kinder zur Kirchspielsschule gehen 
könnten. Die Schulen in Alten- und Neuenmarhorst könnten miteinander ver­
bunden werden, ebenso diejenige in Köbbinghausen mit der in Brümsen, wo 
„auf der so genannten Brake" ein neues Schulhaus erbaut werden könnte. Le­
diglich die Schule in dem „ganz Hannöverisch[en]" Stelle könne wegen der 
weiten Entfernung nicht mit anderen Schulen verbunden werden, „bliebe also 
eine Nebenschule der 3^ Art". Schließlich meinte der Pfarrer, „eine Mädchen 
Schule könnte in Twistringen, wo die Anzahl der Kinder sehr groß ist, sehr 
nützlich angelegt werden". 
Die Nebenschulenkommission hat auf ihrer Sitzung am 6. April 1802 diese Vor­
schläge, die eine Verminderung der Nebenschulen von sieben auf drei vorsahen, 
„gut befunden" und beschlossen.30 Hinsichtlich der Ausführung dieser Vor­
schläge sollte der in Münster weüende Droste des Amtes Vechta, der Erbkäm­
merer Clemens August von Galen,31 um Stellungnahme gebeten werden, insbe­
sondere auch zu der Frage, ob „das Amt Ehrenburg dagegen etwas einzuwen-

29 Beispielsweise seien noch nicht an allen Orten die Verzeichnisse der Schulkinder den Re­
zeptoren eingereicht worden, damit diese das Schulgeld erheben konnten, wie § 39 der 
Schulverordnung von 1801 es vorsah. Außerdem gab es Fälle, in denen die Rezeptoren sich 
weigerten, das Schulgeld einzuziehen. 

30 Protokollauszug: BA OS 07-21-11. - Die Protokollauszüge der am selben Tage für andere 
Kirchspiele des Amtes Vechta gefaßten Beschlüsse: BA MS Offizialat Vechta VIII Schulsa­
chen A 1. 

31 Clemens August von Galen (1748-1820) war von 1770 bis 1803 Amtsdroste zu Vechta. 
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den haben könne". Wenn die Antwort des Drosten vorüege, sei zu erörtern, ob 
die vereinigte Schule für die beiden Marhorster Gemeinheiten und die neue 
Schule auf der Brake (Brümsen) der zweiten oder der dritten Kategorie zuzu­
ordnen seien, ob sie also nur vorläufig oder auf Dauer bestehen bleiben sollten. 
Am 5. Mai 1802 beschloß die Nebenschulenkommission nach Verlesung der 
Antwort des Amtsdrosten, dem Dechanten des Amtes Vechta durch das Gene-
ralvikariat auftragen zu lassen, „bey den Beamten des Amts Ehrenburg zu ver­
suchen, ob nicht diese die in gemeldetem Extractu Protocolli [Auszug aus dem 
Protokoll vom 6. April 1802] bemerkte Errichtung der Schulen im Kirchspiel 
Twistringen sich gefallen lassen mögten".32 

Amtsdechant Haskamp hat diesen Auftrag erfüllt und am 18. Mai 1802 ein ent­
sprechendes Ersuchen an die Beamten des hannoverschen Amtes Ehrenburg 
gerichtet.33 Haskamp leitete seine Anfrage mit einem Kompliment ein: „Die 
heilsamen Einrichtungen der Schulen in den Churhannöverischen Ländern" 
ließen ihn hoffen, die Ehrenbürger Beamten würden der neuen münsterischen 
Schulverordnung, die er beifügte, ihre Zustimmung zuteü werden lassen. Nach­
dem er die beabsichtigte Verringerung der sieben Nebenschulen des Kirchspiels 
Twistringen dargelegt hatte, äußerte er die Hoffnung, die hannoverschen Beam­
ten, „welchen das Locale in Twistringen bekannt ist, werden gemeldete Abän­
derungen des Schulwesens daselbst billigen, und dieselbe geneigt unterstützen". 
Als Grund für das Hilfeersuchen führte er an, daß „der Gemeine Mann nicht 
sogleich den Nutzen einer solchen Abänderung einsieht und es gern beym alten 
behält, auch die Katolischen ans Amt Ehrenburg Contribuirende Eingesessenen 
Kirchspiels Twist[r]ingen Schwierigkeiten dagegen machen". 
Der Amtsdechant hatte Grund, solche Schwierigkeiten zu befürchten. Denn 
am 2. Mai 1802 hatte ihn ein hannoverscher Eingesessener namens der Bauer­
schaft Scharrendorf wissen lassen: „Wenn in Twistringen ein guter Lehrer 
wäre, möchte es wohl angehen, daß sie ihre Kinder zuweilen im Sommer da­
hin schickten, aber ohne Zwang". Zwingen ließen „die Hannöverischen" sich 
nicht, und wenn es eine weiter gehende „Abänderung des Schulwesens" gebe, 
könne das „gar Wiedersetzlichkeiten veranlassen". Ihr Lehrer, so erklärten die 
Scharrendorfer weiter, habe sich inzwischen gemäß der neuen Schulverord­
nung „Examiniren lassen und ist fähig befunden, einer Nebenschulen vorzu­
stehen"; er könne aber vom Schulgeld von 60 Kindern „ohne andern Ver­
dienst im Sommer nicht leben, er geht darum in dieser Zeit zu Schiffe"; mit ei­
ner von der Schulverordnung vorgesehenen Zulage sei er „nach seiner Aussa­
ge nicht verbessert".34 

32 B A O S 07-21-11 . 
33 B A MS Offiziala t Vecht a VIII A 2 . 
34 Niederschrif t Haskamp s (B A MS Offiziala t Vecht a VIII A  2). 
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Die Ehrenbürger Beamten ließen Amtsdechant Haskamp mit Schreiben vom 
9. Juni 1802 wissen, daß sie ihre eigene Überzeugung „von dem Nutzen und 
der Nothwendigkeit der neuen Einrichtung" den hannoverschen Untertanen 
durch mündliche „Vorstellungen" vermitteln wollten. Sie versicherten ihn für 
den Fall, daß die Eingesessenen sich den „nützlichen Abänderungen entgegen 
legen" sollten, nicht nur ihres eigenen Beistandes; sie glaubten ihm auch den­
jenigen „des Koni gl: Stats Ministerü in Hannover" in Aussicht stellen zu kön­
nen, dem sie erforderlichenfalls berichten würden.35 

Auf Einladung der hannoverschen Beamten erschienen am 25. Juni 1802 elf 
hannoversche Vorsteher in Ehrenburg.36 Diesen wurde der Inhalt von Schrei­
ben des Amtsdechanten Haskamp und des Pfarrers Schwegmann und die 
Schulverordnung von 1801 mitgeteüt und erläutert.37 Die Beamten legten ih­
nen - auch an Beispielen - dar, daß die neue Schulverordnung „einen sehr 
heilsamen Einfluß auf die Jugend und deren Bessere Bildung haben werde, 
auch daß eine solche Bildung auf die Religion und auf das ganze Bürgerliche 
Verhältnuß eines Menschen sehr vortheilhaft würke". Es wurde den Vorste­
hern allerdings auch nicht verhehlt, daß mit der Neuordnung des Schulwesens 
„wohl einige Kosten verknüpft seyn mögten" - dies vor allem wegen der in der 
Schulverordnung vorgesehenen Verbesserung der Lehrereinkünfte.38 Diese 
Kosten seien jedoch im Blick auf den zu erhoffenden Nutzen unbeträchtlich. 
Nach einem Durchgang durch die ganze Verordnung und nach Erläuterung 
von „Zweck und Nutzen" der einzelnen Abschnitte erklärten die Vorsteher 
sich zu einer sofortigen Entschließung außerstande und erbaten sich 14 Tage 
Bedenkzeit, um sich mit der Schulverordnung, die ihnen mitgegeben wurde, 
gründlich befassen zu können. 
Als erste erklärten am 2. Juli 1802 die Vorsteher von Stelle, Köbbinghausen, 
Scharrendorf und Stöttinghausen den Ehrenbürger Beamten, daß sie die vor­
gesehenen Neuerungen ablehnten.39 Die Steller, deren Schule nicht zur Dispo­
sition stand, erklärten, daß „sie sich platterdings dazu nicht verstehen konn­
ten, die Schulordnung, wenfn] damit mehr Kosten als bisher verknüpft seyn 
sollten, anzunehmen". Da sie mit ihrem Schulmeister und seinem Unterricht 
zufrieden seien, „hielten sie nicht für nöhtig, daß eine andere Einrichtung ge­
troffen werde". 

35 BA MS Offizialat Vechta VIIIA 2. 
36 Sie verteilten sich folgendermaßen auf die Bauerschaften: Stöttinghausen 1, Mörsen 1, Al­

ten- und Neuenmarhorst 3, Köbbinghausen 1, Abbenhausen, Ussinghausen, Binghausen 
und Brümsen 3, Stelle 2. 

37 Protokoll des Vorgangs: BA OS 07-21-11. 
38 Der dritte Teil der Schulverordnung handelte von der „Verbesserung der Subsistenz der 

Schullehrer", und zwar „A. Durch Zulagen und Prämien", „B. Durch Bewirkung der genau­
en Zahlung eines angemessenen Schulgeldes", „C. Durch Erleichterung der Schullehrer 
und Schullehrerinnen in Betreff der öffentlichen Lasten". 

39 Protokolle dieser und der anderen Erklärungen: BA OS 07-21-11. 



wünscheten, da ß es überhaupt beim alten blibe" 203 

Auch die Köbbinghauser erklärten, daß sie sich „nicht gut willig zu keinen 
Kosten verstehen würden" und abwarten wollten, „ob man sie dazu zwingen 
könne". Gegen eine Verlegung ihrer Schule nach Brümsen und eine dort neu zu 
erbauende Schule wiesen sie auf die wassergefährdeten Wegeverhältnisse hin. 
Die Vorsteher von Scharrendorf und Stöttinghausen, deren Schule aufgeho­
ben werden sollte, kündigten an, daß sie „das äuserste versuchen würden", um 
dies zu verhindern, „worin die Münsterschen Unterthanen auch völlig mit ih­
nen einverstanden wären". Sie wiesen darauf hin, daß für die etwa 60 Kinder 
„ihrer Dorfschaft" in der Kirchspielsschule kein Platz sei und daß kleine Kin­
der die schlechten Wege bei Schnee, Eis und Regen nicht passieren könnten. 
Hinzu komme, „daß, wenn sie ihre Kinder auswärts in die Schule schicken 
müsten, sie genöhtiget werden, ihnen Kost mit zu geben, dieses aber besonders 
den vielen geringen Heuerlingen nicht möglich sey". Sie hätten eine gute 
Schulstube und einen guten Schulmeister und seien nicht bereit „zu mehren 
Kosten, als sie bislang des Jugend Unterrichts halber anwenden müsten". „Alle 
Gegenvorstellungen" der Beamten, insbesondere auch der Hinweis, daß die 
neue Schulverordnung „für ewige Zeiten alle Besorgnisse wegen schlechten 
Unterrichts beseytige", hätten bei den Vorstehern „nichts verfangen". Sie seien 
bei ihrer ablehnenden Haltung geblieben. 
Auf Ablehnung stießen die Veränderungspläne auch in den Bauerschaften 
Neuenmarhorst und Mörsen. Die beiden Meyer zur Horst und die dortigen 
Heuerleute ließen dem Amt Ehrenburg durch den hannoverschen Obervogt 
am 2. Juli 1802 anzeigen, daß sie ihre Kinder wegen Hochwassers in Winter­
zeiten nicht nach Altenmarhorst zur Schule schicken könnten, falls die Neu­
enmarhorster Schule nach dort verlegt werde. Neuenmarhorst ließ die Ehren-
burger Beamten am 16. Juli 1802 durch einen seiner Vorsteher wissen: „Das 
Dorf wolle die neue Schulordnung nicht annehmen, wie dessen fester Ent­
schluß sey." Außer dem Hinweis auf ihre Zufriedenheit mit dem neu angestell­
ten Lehrer (Burchard Hagemann, November 1801) und auf die schlechten 
Wege brachten die Neuenmarhorster insbesondere vor, daß bei einer Schul­
verbindung mit Altenmarhorst „ein neuer Schulhausbau und dabey die Anwei­
sung von Garten und Ackerland erforderlich" seien, „wozu sich die Dorfschaft 
nicht verstehen" würde, zumal sie die Kosten für die Hauptschule in Twistrin­
gen mitzutragen habe. Auch sie wollten „des Jugend Unterrichts halber" keine 
höheren Kosten als bisher übernehmen, weil das „am wenigsten den 27 Heu­
erlingen in ihrer Nachbarschaft anzumuhten sey". 

Die Mörsener konnten nach Aussage eines ihrer Vorsteher (am 31. Juli 1802) 
„in die projectirte Abänderung nicht einwilligen", weil in der Hauptschule in 
Twistringen für ihre 30 bis 40 Kinder kein Platz sei und der dortige Lehrer sie 
folglich nicht „unterrichten und überhören" könne.40 

40 Bereit s am 30. Mai 180 2 hatten die Mörsener Amtsdechant Haskam p durch einen Spreche r 
vorgetragen, da ß ihre Schule „sei t einigen 7 0 Jahren" bestehe, daß ihr Lehrer Johann Theo-
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Das auf der ganzen Linie negative Ergebnis der Anhörungen und Entschlüsse 
der hannoverschen Eingesessenen des Kirchspiels teilten die Beamten zu 
Ehrenburg dem Tsvistringer Pfarrer Schwegmann mit Schreiben vom 14. 
August 1802 mit, dem sie die Protokolle, aus denen hier zitiert wurde, in 
Abschrift befügten.41 Sie schrieben: „Es hat zwar unserer Seits an Bemühungen 
nicht gefehlt, die diesseitigen Unterthanen des Kirchspiels Twistringen ... zur 
Annahme der neuen Schulordnimg zu vermögen", was „leider... nicht geglük-
ket" und, wie der Pfarrer den Anlagen entnehmen könne, auch kaum möglich 
gewesen sei. Die Beamten schlössen „mit der Versicherung, daß so wenig wir 
den hiesigen Unterthanen in allen billigen Dingen entgegen seyn können, diese 
auf der anderen Seite eben so wenig Beystand bey uns finden werden, wenn 
wir uns überzeugen, daß ihr Wiederspruch auf bloßem Eigensinn und Unver­
stand beruhet". 
Zur Zeit der Information und Befragung der Bauerschaften durch die hanno­
verschen Beamten hatten sich einige Bauerschaften an den Twistringer Pfarrer 
und/oder den Vechtaer Amtsdechanten gewandt, um gegen Veränderungen zu 
protestieren: Die Scharrendorfer erhoben Protest gegen die Aufhebung ihrer 
Schule, die Neuenmarhorster wollten ihre Schule ebenfalls behalten, die 
Brümser wünschten den Standort ihrer Schule, zu deren Ausbesserung sie be­
reit seien, auch künftig an der bisherigen Stelle 4 2 

Diese enttäuschenden Resultate berichtete Amtsdechant Haskamp am 4. Ok­
tober 1802 dem Generalvikar. Er schrieb, „daß die Bemühungen der Herren 
Beamte zu Ehrenburg für eine beßere Einrichtung der Schulen im Kirchspiel 
Twistringen leider! nach Inhalt der angelegter Abschriften einen fruchtlosen 
Ausgang gehabt haben". Offenkundig wollten „die Gemeinheiten sich nicht 
ohne Zwang, wozu die Herren Beamte nicht geneigt zu sein scheinen, zu Ab­
änderungen in den Nebenschulen verstehen".43 

Mit ihrer Weigerung standen die Twistringer nicht allein da. Denn die Bereit­
schaft, der Aufhebung von Nebenschulen zuzustimmen, war auch in anderen 
Bauerschaften des Hochstifts Münster gering.44 In Twistringen aber fand der 

dor Simers „fähig** sei und die Kinder „nach der eingefürten Methode" lehre; sie verspra­
chen, ihm auch für die Sommerschule 6 Gutegroschen je Kind zu geben und „seinen Garten 
angemessen größer machen" zu wollen (Niederschrift Haskamps: BA MS Offizialat Vechta 
VIIIA 2). 

41 BA OS 07-21-11. 
42 Diese Aussagen finden sich als nachträgliche Notizen auf der Kopie des Berichtes von De­

chant Haskamp vom 2.2. 1802 (wie Anm. 28). 
43 BA OS 07-21-11. 
44 So sprachen sich im Amt Vechta die Vorsteher der Bauerschaft Elsten gegen die Zusam­

menlegung ihrer Nebenschule mit Sevelten (beide Kirchspiel Cappeln) aus, diejenigen von 
Märschendorf gegen die Zusammenlegung ihrer Schule mit Bokern (beide Kirchspiel Loh­
ne), und die Bauerschaft Ellenstedt (Kirchspiel Goldenstedt) protestierte gegen die Aufhe­
bung ihrer Schule (nachträgliche Notizen zum Bericht Dechant Haskamps vom 2.2. 1802: 
wie Anm. 42). 



„... wünscheten, daß es überhaupt beim alten blibe" 205 

Widerstand der Landbevölkerung gegen die Zusammenlegungspläne eine zu­
sätzliche Stütze in der münsterisch-hannoverschen „Doppelherrschaft". Diese 
machte es Münster so gut wie unmöglich, die in der Schulverordnung von 
1801 vorgesehenen, auf Verbesserung der Lehrerqualifikation und damit des 
Unterrichts zielenden Maßnahmen auf dem Anordnungswege durchzusetzen. 
War das Schulwesen unter dem Gesichtspunkt der Zuständigkeit eine Sache 
der Kirche, so war es doch zugleich wegen der Beschaffung des Schulraums, 
wegen der Zahlung des Schulgeldes und wegen der Bereitstellung anderer Ein­
kunftsmöglichkeiten (z. B. Garten, Ackerland, Zuschlag in der Gemeinde­
mark) für den Lehrer eine Sache der „Schulinteressenten", der bauerschaftli-
chen oder dörflichen „Gemeinheit". Diese hatte die Kosten der sächlichen und 
personellen Verbesserung der Landschulverhältnisse zu tragen. Sie behauptete 
- dies auch unter Hinweis auf die zahlreiche Heuerlingsbevölkerung -, durch 
die mit der Schulverbesserung verbundenen höheren Kosten finanziell über­
fordert zu sein, und lehnte die Reformvorschläge der kirchlichen und staatli­
chen Obrigkeit daher ab. 

Ausblick: 
Maßnahmen i n oldenburgischer und hannoverscher Zei t 
Mit der Bewertung der Situation durch Dechant Haskamp am 4. Oktober 
1802 bricht die Überlieferung des Schriftwechsels zur Frage der Kombination 
von Nebenschulen ab. Das kann nicht überraschen. Denn in den politisch be­
wegten Jahren seit 1803 wandte sich das Interesse der Behörden im Schulwe­
sen anderen, als wichtiger angesehenen Dingen zu. Nach dem Übergang der 
münsterischen Ämter Cloppenburg und Vechta an Oldenburg galt die Auf­
merksamkeit des Generalvikars und der Schulkommission in Münster, die 
kirchlicherseits weiterhin für die beiden Ämter zuständig blieben, hauptsäch­
lich der weiteren Zahlung der Zulage an die durch Prüfung qualifizierten und 
approbierten Lehrer und der im Dreijahresturnus zur wiederholenden Prü­
fung, wodurch die Qualifikation der Lehrer dauerhaft gesichert werden sollte. 
Der zu diesem Zwecke vom Herzog von Oldenburg als neuem Landesherrn 
angeordneten und im August und Oktober 1804 in Vechta durchgeführten 
Prüfung der Lehrer und Lehrerinnen haben sich auch sechs der sieben Twi­
stringer Nebenschullehrer gestellt. Vier von ihnen wurden für „fähig befun­
den", zwei für „nicht fähig".45 Den für fähig erklärten Lehrern wurde gemäß 

45 Als fähig beurteilt wurden Johan Conrad Westermann aus Scharrendorf, Johan Heinrich 
Heitkamp aus Brümsen, Conrad Heinrich Bavendik aus Köbbinghausen und Johan Ber­
nard Bavendik aus Altenmarhorst; als nicht fähig wurden bezeichnet Johan Heinrich Voge­
ler aus Mörsen und Johan Herman Jürgens aus Stelle; „Hagemann zu Neuenmarhorst ist 
nicht erschienen, und wird laut Zeugnißes des H. Pfarrers abdanken"; zu dem für „nicht fä­
hig befundenen" Hauptschullehrer Anton Balke im Dorf Twistringen ist angemerkt: „Orts-
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der Schulverordnung von 1801 (§ 30), deren Verbindlichkeit der neue Landes­
herr anerkannte, eine Zulage von 10 Reichstalern zugesprochen. Nach der im 
August 1808 ebenfalls in Vechta abgehaltenen zweiten „General Schullehrer-
Prüfung" wurden alle sieben Twistringer Nebenschullehrer als zulageberech­
tigt bezeichnet, verfügten also nach dem Urteil der Prüfungskommission über 
eine ausreichende Qualifikation.46 Die Twistringer Lehrer haben auch noch an 
der Lehrerprüfung im November 1817 in Vechta teilgenommen. Da ihr Kirch­
spiel aber inzwischen von Oldenburg an Hannover abgetreten worden war, 
wurden sie von der Prüfungskommission vorsorglich darauf aufmerksam ge­
macht, daß sie keinen Anspruch auf eine Zulage hätten.47 

Unterdessen hatte sich die finanzielle Lage der Lehrer noch nicht gebessert. 
Für eine angeordnete Erhebung der jährlichen Einkünfte der Schullehrer teilte 
der Twistringer Pfarrer Schwegmann am 11. Februar 1811 mit: „Sämtliche Ne­
benschullehrer haben keine ordinäre Einkünfte. Sie erhalten bloß für den 
Wintercurs für jedes Kind 18 Groten, und 3 Groten pour entre. Für den Som-
mercurs ist ihnen bisher noch nichts ausbezahlet; denn man hat trotz aller 
Mühe die so nützlichen Sommerschulen noch nicht erzwingen können; und 
die Schullehrer sind leider genöthiget, um nicht zu verhungern, des Sommers 
in Holland die Graßsänse zu führen!!" Außerdem fehlten die in der Schulver­
ordnung von 1801 vorgesehenen Schulwohnungen bis auf die Bauerschaft 
Brümsen überall.48 

Die in münsterischer Zeit gemachten Vorschläge zur Aufhebung von Neben­
schulen und zur Zusammenlegung von „Schulbezirken" wurden 1827 in An­
griff genommen. Um diese Zeit hatten die seit 1803 wechselnden politisch-ter­
ritorialen Verhältnisse mit dem Anschluß Twistringens an Hannover (1817) 
eine neue dauerhafte Form gefunden.49 Die nunmehr gegebene einheitliche 

pfarrer wünschet, er möge amovirt werden" (Bericht des Dechanten Haskamp vom 1.11. 
1804 mit dem Bericht der Prüfungskommission: StA OL Best. 160-2 Nr. 526). - Zu den 
Lehrerprüfungen in oldenburgischer Zeit: Alwin Hanschmidt, Die erste Lehrerprüfung in 
Vechta im Jahre 1804. In: Heimatblätter. Beilage zur „Oldenburgischen Volkszeitung" 
(Vechta) 70, 1991, S. 2-3, 14-15, 26. - Ders., Die Prüfung der Lehrer der Kreise Cloppen­
burg und Vechta im Jahre 1817. Ein Beitrag zur Geschichte der Lehrerausbildung. In: Jahr­
buch für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 64-80. 

46 Bei Johan Hinrich Meyer aus Mörsen findet sich allerdings die Bemerkung: „Ihm ist zu be­
deuten bey künftiger Prüfung wenigstens die 4 Species und die Regel de tri zu verstehen, 
auch sich im Schreiben zu beßern"; der neue Twistringer Hauptschullehrer Johan Gerhard 
Siemers war in die dritte Klasse eingestuft (dem Prüfungsbericht Haskamps vom 21.9.1808 
beigefügte Klassifikation gemäß § 27 der Schulverordnung: StA OL Best. 160-2 Nr. 526). 

47 Hanschmidt, Die Prüfung der Lehrer 1817 (wie Anm. 45), S. 80. 
48 BA MS Offizialat Vechta VIIIA 2. - In § 26 der Schulverordnung von 1801 heißt es: „Auch 

ist, so viel möglich, dafür zu sorgen, daß bey jeder Neben-Schule ein angemessenes Wohn­
haus für den Lehrer derselben errichtet werde." 

49 Zu diesem Wechselspiel zählte auch die Zugehörigkeit zum Kaiserreich Frankreich von 
1811 bis 1813. In dieser Zeit gehörten die ehemals münsterischen Ämter Cloppenburg und 
Vechta zum Ober-Ems-Departement (Arrondissement Quakenbrück), während Twistrin-
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Landesherrschaft erleichterte auch Veränderungen im Schulwesen, die bereits 
seit vielen Jahrzehnten von den zuständigen Behörden für notwendig erachtet 
worden waren. 
1827 wurde die Zahl der Twistringer Nebenschulen von sieben auf fünf verrin­
gert, also sehr viel weniger einschneidend, als der münsterische Vorschlag von 
1802 (von sieben auf drei) es vorgesehen hatte. Für Alten- und Neuenmarhorst 
wurde eine gemeinsame Schule neu errichtet. Nach Aufhebung der Schule in 
Köbbinghausen gingen die dortigen Kinder nach Brümsen, wo ebenfalls ein 
neues Schulhaus gebaut wurde, und zwar auf der Abbenhäuser Braak. Die 
neuen Schulhäuser wurden nun auch mit Lehrerwohnungen ausgestattet. Bis 
1833 bekam jeder Lehrer einen Garten und wurde in den 1850er Jahren auch 
bei den Gemeinheitsteilungen bedacht. Bis 1854 wurde ein seit 1845 vorgese­
henes Mindestjahresgehalt von 80 Reichstalern durchgesetzt.50 

Sowohl bei der Standortwahl als auch mit der Schulvereinigung von Alten-
und Neuenmarhorst wurden Vorschläge der münsterischen Schulkommission 
von 1802 verwirklicht, gegen die sich die betroffenen Bauerschaften damals 
heftig gewehrt hatten. Die Anzahl der Schulstandorte von 1827 hatte bis in die 
1970er Jahre Bestand, als die Bauerschaftsschulen, die in den Debatten um 
ihre Existenzberechtigung häufig als „Zwergschulen" bezeichnet wurden, der 
Zentralisierung des Schulwesens in der Stadt Twistringen zum Opfer fielen.51 

Zur Gründung einer Mädchenschule, die Pfarrer Bramlage bereits 1791 für das 
Dorf Twistringen vorgeschlagen und deren Errichtung der Generalvikar Pfar­
rer Schwegmann 1802 nachdrücklich aufgetragen hatte, ist es auch in hanno­
verscher Zeit nicht gekommen.52 

gen wie das nördliche Oldenburg zum Departement Wesermündungen gehörte, und zwar 
zu dessen Arrondissement Nienburg. Damit war Twistringen verwaltungsmäßig erstmals 
vom Amt Vechta und - gewissermaßen in Vorwegnahme der Lösung von 1817 - auch vom 
nördlichen (alten) Oldenburg getrennt, welches das Arrondissement Oldenburg bildete 
(Karte „Verwaltungseinteilung in napoleonischer Zeit 1812", in: Geschichte des Landes Ol­
denburg. Hrsg. von Albrecht Eckhardt. Oldenburg 1987, S. 289). 

50 Kratzsch, Schulwesen (wie Anm. 12), S. 13 f. 
51 Dazu: Friedrich Kratzsch, Schulen, die es nicht mehr gibt. In: 750 Jahre Twistringen (wie 

Anm. 8), S. 74-84. 
52 Die münsterische Schulverordnung von 1801 bestimmte in § 9: „An jedem Orte, wo es nur 

immer füglich geschehen kann, und wo die Zahl der Kinder dazu hinlänglich groß ist, sol­
len besondere Mädchen-Schulen angeleget werden, indem diese in mehrfachem Betrachte, 
namentlich wegen der größern Tauglichkeit einer Lehrerinn zur Bildung der Mädchen, und 
zum Unterricht in weiblichen Arbeiten sehr nützlich sind." - Die einzige Mädchenschule, 
die in Twistringen jemals bestanden hat, war die 1914 von Thuiner Franziskanerinnen ins 
Leben gerufene höhere Töchterschule; sie wurde 1928 als katholische Mädchen-Mittel­
schule staatlich anerkannt und Ostern 1939 von den Nationalsozialisten geschlossen 
(Friedrich Kratzsch, Zur Entwicklung des Schulwesens im alten Kirchspiel Twistringen. In: 
Twistringen. Eine Heimatkunde. Twistringen 1987, S. 293-302, hier S. 300). 
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Der Schulunterricht in der Sommerzeit schließlich, gegen den die Bauer­
schaftseingesessenen sich in münsterischer Zeit gewehrt hatten, weil sie ihre 
Kinder für Arbeiten in der Landwirtschaft (vor allem Viehhüten) brauchten, 
wurde in hannoverscher Zeit durchgesetzt. Das Konkurrenz- und Interdepen-
denzverhältnis von ländlicher Kinderarbeit und Besuch der Sommerschule be­
stand jedoch noch lange fort. Im ganzen 19. Jahrhundert wurde in ländlichen 
Gebieten bei der Terminierung der sommerlichen und herbstlichen Ferien auf 
den landwirtschaftlichen Arbeitsanfall vornehmlich in der Erntezeit Rücksicht 
genommen.53 Ein letzter Ausläufer dieser Praxis waren bis in die Mitte des 
20. Jahrhunderts die herbstlichen „Kartoffelferien". 

53 „An den Volksschulen werden zwar im großen und ganzen dieselben Zeiten [wie an den 
höheren Schulen] inne gehalten; bei der Begrenzung und zeitlichen Bestimmung der Som­
mer- und Herbstferien dagegen finden die landwirtschaftlichen Verhältnisse des Ortes oder 
des Kreises Berücksichtigung." (Artikel „Schulferien". In: Meyers Konversationslexikon. 
4. Aufl., Bd. 14, Leipzig und Wien 1890, S. 648). 



Opposition und Repression in Stadt und 
Universität Göttingen während des Vormärz 

Streiflichter anhand Göttinger Polizeiakten 

von 

Johannes Tütken 

Der März des Revolutionsjahres 1848 ist nicht ohne den „Vormärz" denkbar, 
und der „Freiheitsrausch" dieses Monats wird nur vor dem Hintergrund der 
polizeilichen Repression der vorangegangenen Jahrzehnte verständlich. Einen 
revolutionären Umschwung im Sinne eines Systemwechsels zur Republik ha­
ben damals in Göttingen nur wenige radikale Demokraten verfolgt. Die große 
Mehrheit in Stadt und Universität erhob sich gegen die alltägliche Repression 
des Polizeistaates vor Ort. Nicht zufällig löste die verfehlte Aktion des Polizei­
direktors Dr. Heintze in der Nacht vom 11./12. März die „Aufregungen" in 
Göttingen aus. In seltener Einmütigkeit forderten Stadt und Universität die 
Aufhebung der nach dem Putschversuch von 1831 eingerichteten staatlichen 
Polizeidirektion und die Wederherstellung der städtischen und universitären 
Gerichtsbarkeit bzw. Polizeihoheit in ihrem früheren Umfang. Um dem zö­
gernden König die Dringlichkeit ihrer Forderungen zu demonstrieren, ver­
ließen die Studenten am 17. März im schweigenden Auszug Göttingen. Als 
ersten großen Erfolg des örtlichen Protestes konnten die „Freien Blätter aus 
Göttingen" in ihrer ersten Ausgabe vom 20, März melden, daß der König den 
Polizeidirigenten Dr. Heintze auf sein Ansuchen von der Polizeidirektion zu 
Göttingen entbunden habe.1 

Da sich mit der Suspendierung Heintzes an der staatlichen Zuständigkeit nichts 
geändert hatte, griff die Göttinger Bürgerversammlung in zwei umfangreichen 
Entschließungen an die Allgemeine Ständeversammlung und an das Ministeri­
um für geistliche und Unterrichts-Angelegenheiten den allgemeinen Unwillen 
über die Göttinger Polizeiverhältnisse auf, indem sie in grundsätzlichen Erwä­
gungen die Überwachung und Repression des Polizeistaates geißelte und ihr 

1 Vgl. Johannes TÜTKEN, „Aufregungen" und „politisches Treiben" in einer Kleinstadt und ih­
rer Universität. Eine Nachlese zum „tollen Jahr" 1848 , in: Göttinger Jahrbuch, 48/2000 . 
S. 97-135 . 
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alternatives Funktionsverständnis der Polizei aufzeigte.2 In Göttingen fehle - so 
heißt es in der Eingabe an die Allgemeine Ständeversammlung vom 28.3.1848, 
- vor allem „Kraft und Würde nach Außen, Freiheit, Wohlstand und Ordnung 
im Innern! Die hiesige Bürgerschaft greift nach dem, was ihr zunächst am Her­
zen hegt,... daß der Alp des Polizei-Staats von ihrer Brust genommen, daß der 
Rechts-Staat an die Stelle des Polizei-Staats gesetzt werde; daß die Freiheit des 
Bürgers den obersten und überall durchgreifenden Grundsatz der polizeilichen 
Thätigkeit des Staats büde !!!"3 Durch ihre Forderung einer vorgängigen Geneh­
migung habe die Polizei „die Vornahme fast aller Handlungen des Bürgers" von 
sich abhängig gemacht, indem sie „an die Unterthanen das Ansinnen gestellt, 
Alles und Jedes zu ihrer Kenntniß zu bringen". Ein Punkt dürfe vor aUem nicht 
mit Stillschweigen übergangen werden: „Es ist die geheime Poüzei! Es ist das 
Spionier-System und Alles was damit in Verbindung steht!", weswegen die Bür­
gerversammlung deren Verbot forderte. Jede Denunziation sei dem betroffenen 
Denunziaten mitzuteüen. Jedem von der Poüzei Verdächtigten müßte eine Ge­
genüberstellung mit dem Denunzianten und Akteneinsicht gewährt werden. 
Die Antragsteller bedauern sodann, daß ihnen die Worte fehlen, um Göttin­
gens Unterdrückung seit dem Januar-Aufstand von 1831 darzustellen. Das da­
mals als Sanktion erlassene Polizei-Reglement vom 6. Mai 1831 - eine „Will-
kührs-Ordnung" - habe dem Polizeidirektor „eine Macht-Vollkommenheit 
beigelegt, welche an das Unglaubliche grenzt". Die jüngste Aktion gegen die 
Studierenden habe gezeigt, daß die Polizei „schon in heiterer Laune, in harm­
losen, geselligen Vereinigungen revolutionaire Keime geargwohnt. Wahrlich! 
es ist nicht zuviel gesagt, daß der seitherigen Polizei-Behörde hierselbst kaum 
der Schlafende als unverdächtig galt. Ihr war der oberste Grundsatz aller poli-
zeüichen Thätigkeit völlig fremd,... daß jeder Bürger sich nach allen Richtun­
gen hin frei bewegen darf und soll, in welchen er einen vernünftigen Zweck 
verfolgt, auf kein Recht eines Dritten stößt und nicht gemeingefährlich wirkt; 
daß die Polizei nur dazu bestimmt ist, diese Freiheit zu schützen und möglich 
zu machen; alle die äußern Hinderniße zu entfernen, welche der allseitigen er­
laubten Entwicklung der Menschen-Kräfte im Wege stehen und welche der 
Einzelne nicht wegräumen kann". 
In diesen Eingaben der Göttinger Bürgerversammlung treffen zwei Polizeibe­
griffe aufeinander. Die Klage über den Polizeistaat zielt auf jenes traditionelle 
Verständnis von Poüzei als „guter Ordnung", das den frühneuzeitlichen Staat 
veranlaßt hatte, mit einer Vielzahl von „Policey-Ordnungen" die obrigkeitliche 
Sozialdisziplinierung seiner Untertanen im Rahmen einer allumfassenden Ver­
waltung bis ins Detail zu betreiben.4 Ihm wurde in der Göttinger Petition das 

2 UAG: Kur S.a. 86 , Bl. 43-5 3 (Abschrift) und Bl. 36-4 2 (28 . 3. bzw. 4 .4 . 1848) . 
3 Zum Polizeistaat-Begriff des 19 . Jahrhunderts vgl. RIESENE R (wie Anm. 62), S. 230. 
4 Gerhard OBSTREICH , Strukturprobleme des europäischen Absolutismus, in: DERS ., Geist 

und Gestalt des frühmodernen Staates. Ausgewählte Aufsätze, Berlin 1969 , S. 187-196 . 
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demokratisch geprägte Funktionsverständnis der Polizei im Rahmen einer Bür­
ger- oder Zivilgesellschaft gegenübergestellt. Danach sollten die Ordnungshüter 
sich auf die Gefahrenabwehr beschränken und das Problem der Staatsgefähr­
dung nur einen Aspekt in ihrem Tätigkeitsspektrum ausmachen, denn der Bür­
ger wollte die Polizei als Helfer zur Sicherung und Verbesserung seiner indivi­
duellen Lage auf der Seite der bisher Unterdrückten wissen. Wie auch bereits 
von Magistrat und Universität gefordert, beantragte die Göttinger Bürgerver­
sammlung, im Vorgriff auf die im Regierungsprogramm angekündigte Allgemei­
ne Städteordnung die Befugnisse der königlichen Polizeidirektion an die Stadt 
und an die Universität zurückzugeben.5 Damit wurde die Aufforderung ver­
knüpft, die Strafgewalt der Polizei aufzuheben und - dem Grundsatz der Ge­
waltenteilung entsprechend, - die Befugnisse des Polizeigerichts den genannten 
Gerichten zu überweisen. „Wir wollen von ordentlichen Richtern gerichtet 
sein!" Urteile sollten nach kollegialischer richterlicher Beratung gesprochen 
werden und nicht von der Entscheidung eines einzelnen Mannes abhängig 
sein.6 Diese Forderungen zur Polizei- und Gerichtsverfassung machen deutlich, 
wie viele rechtsstaatliche Selbstverständlichkeiten unserer Tage im Jahre 1848 
beim Aufstand gegen den Polizeistaat und seine lokalen Repräsentanten auf die 
Tagesordnung gesetzt wurden. 
Um die allgemeine Klage über den Alp des Polizeistaates mit seinem „Spionier­
system" zu illustrieren, wird im folgenden eine der letzten Amtshandlungen der 
staatlichen Polizeidirektion zu Göttingen als Ausgangspunkt gewählt. Die Di­
rektion wurde durch die Kgl. Verordnung vom 8. April 1848 für aufgelöst er­
klärt. Am 20. April, einen Tag vor Übergabe der staatlichen Amtsgewalt an den 
städtischen Magistrat, übersandte der Amtsassessor Nöldecke dem vorgesetz­
ten Ministerium eine Reihe vertraulicher Aktenstücke, weil es „im allgemeinen 
Interesse nicht wünschenswerth sein möchte, dieselben mit zu überliefern".7 

Wahrscheinlich waren verschiedenartige Motive für diese Entscheidung maß­
gebend. Wie bei jeder politischen Wende hatte auch dieses Mal die mit der 
„Staatssicherheit" betraute Behörde Vorgänge in ihrem Aktenbestand, die das 
Licht der Öffentlichkeit zu scheuen hatten. Deren Geheimhaltung war nicht 
mehr gewährleistet, weil sich die Göttinger Polizeidirektion damals in einer be­
drohlichen Lage befand. Einwohner, die glaubten, man habe sie früher zu Un­
recht verfolgt, bedrohten haßerfüllt die Polizeidiener. Verunsichert begannen 
diese sich wechselseitig zu beschuldigen, - auch um sich dadurch für die zah­
lenmäßig begrenzte Übernahme in den Stadtdienst zu empfehlen. Der Polizei­
diener Göbel mußte beurlaubt werden, weil seine Kollegen ihn angriffen. An-

5 Zur Position des derzeitigen Innenministers Stüve vgl. RIESENER (wie Anm. 62), S. 233 f. 
6 Zu der im Vormärz kritisch diskutierten Gerichtsbarkeit der Polizei vgl. RIESENER (wie 

Anm. 62), S. 113 f. 
7 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 88/119. Die damals an das Ministerium für geistliche und Unterrichts-

Angelegenheiten abgegebenen Akten befinden sich heute im Kuratorial-Bestand des Ar­
chivs der Universität Göttingen. 
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gesichts dieser Entwicklung befürchtete Nöldecke, „daß die Behörde sehr bald 
die Stelle der beschützten statt die der schützenden einnehmen wird" und er 
bat, ihn möglichst bald von seinem Amt zu entbinden.8 Unter solchen Umstän­
den war nicht auszuschließen, daß geheime Unterlagen über frühere polizei­
liche Überwachungsaktionen in die Hände der Öffentlichkeit gelangen wür­
den. Angesichts des dramatischen Wandels politischer Werte waren peinliche 
Nachfragen und empörte Reaktionen der Betroffenen nicht auszuschließen. 
Von dem bereits am 22. 3.1848 einstimmig gewählten Nachfolger des suspen­
dierten Polizeidirektors Heintze, dem ao. Stadtgerichts-Assesssor Dr. Brüel, 
war ein Kurswechsel zu erwarten. Er hatte sich der Stadt mit dem Hinweis 
empfohlen, daß er „die Polizeiwissenschaft nach den Grundsätzen des Rechts­
staates" studiert habe.9 Eine seiner ersten Amtshandlungen war die Ankündi­
gung einer Wiedergutmachung: 37 Exemplare der von Prof. Chr. F. Dahlmann 
herausgegebenen Fakultätsgutachten in der Hannoverschen Verfassungsfrage, 
welche die Polizei 1839 konfisziert hatte, konnten von den Eigentümern gegen 
Quittung zurückempfangen werden.10 

Als umsichtiger Beamter des Obrigkeitsstaates merkte Nöldecke im Begleitbrief 
des dubiosen Aktenpakets an, daß er von diesem Schreiben in der Registratur 
kein Konzept hinterlassen werde. Als Anlage listete er folgende Vorgänge auf: 
1. Dr. phü. Adolph Bock hieselbst 
2. Advokat Albert Oppermann, jetzt zu Hoya 
3. Bäckergeselle Dunker aus Hamburg und dessen Bruder den Candidaten 

Dunker, jetzigen Professor 
4. Professor Welcker 
5. Professor Hoffmann (von Fallersleben) 
6. Musikdirektor Heinroth 
7. Beaufsichtigung der Liedertafeln, Gesang- und Lesevereine 
8. Turnvereine 
9. Hauptversammlung des Gustav Adolph-Vereins. 
Anhand dieser Akten soll im folgenden in exemplarischen Streiflichtern ge­
zeigt werden, wie eine um Liberalität ringende Opposition und der Polizei­
staat sich während des Vormärz in einer ständigen Auseinandersetzung befan­
den. Offener Widerstand war im späten Vormärz selten zu verzeichnen, und er 
hielt sich in kalkulierten Grenzen. Den Göttingem waren die Konsequenzen 

8 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 75/76 (Schreiben vom 14.4. 1848). 
9 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 169-172. - Vgl. Robert VO N MOHL , Die Polizei-Wissenschaft nach 

den Grundsätzen des Rechtsstaates. Bd. 1-3, Tübingen 1844-45 und Hans MAIER , Die 
ältere deutsche Staats- und Verwaltungslehre (Polizeiwissenschaft). Ein Beitrag zur 
Geschichte der politischen Wissenschaft in Deutschland, München 21980. 

10 Vgl. UAG: Kur 5.a.86, Bl. 176 [Göttingisches Wochenblatt Nr. 17 (S. 160)]. - Wahrschein­
lich ist die folgende Publikation gemeint: Friedrich Christoph DAHLMAN N (Hrsg.), Gutach­
ten der Juristen-Facultäten in Heidelberg, Jena und Tübingen, die Hannoversche Verfas­
sungsfrage betreffend, Jena 1839. 
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des Januarputsches von 1831 und die Maßregelung der Göttinger Sieben im 
Jahre 1837 noch gegenwärtig. Die Universität war als Korporation an den hier 
darzustellenden Auseinandersetzungen kaum beteiligt. Wie das erste Kapitel 
über Dr. A. Bock und Dr. H. A. Oppermann zeigt, war sie nach dem Aderlaß 
von 1837 eher das illiberal angesehene Objekt der Kritik. Von ihr gingen keine 
politischen Anstöße mehr aus. Ex contrario verdeutlicht das zweite Kapitel 
über die Professoren A. H. Hoffmann von Fallersleben und Th. Welcker an 
sehr unterschiedlichen Beispielen, welche Rolle die Publizität und das persön­
liche Einsatz von Professoren für die politische Meinungsbildung des Vormärz 
spielte. Beide standen mit der Opposition unterschiedlicher Regionen des nie­
dersächsischen Bereichs in Wechselwirkung. Das Kapitel über den Bäckerge­
sellen A. H. Dunker weist auf den Sozialrevolutionäre n Untergrund und jene 
Befürchtungen hin, die wandernde Gesellen bei ihrer Rückkehr aus dem repu­
blikanischen Ausland mit Vorstufen des Kommunismus erregten. Das letzte 
Kapitel über den Gustav Adolf-Verein, die Göttinger Turnvereine und den Lie­
derkranz soll jene Probleme illustrieren, die das sich entwickelnde Vereinswe­
sen für die mißtrauische Polizei aufwarf. Diese sich in aller Öffentlichkeit or­
ganisierenden Gruppierungen waren bei ihrer schwierigen Gratwanderung 
zwischen legalem Vereinszweck und Verdacht erregenden andern Zielsetzun­
gen nicht selten vom Absturz durch amtliche Auflösung bedroht. Insgesamt 
zeigt der 1848 aus Göttingen entfernte Aktenbestand einige bedeutsame Di­
mensionen des Widerstands gegen die vormärzlichen Regime und die Viel­
schichtigkeit der Auseinandersetzung zwischen staatlicher Repression und 
bürgerlicher bzw. studentischer Opposition. 

1- Überwachun g un d Unterdrückung von Literate n un d 
Advokaten: Die Universitätskritike r Dr . A. Boc k 
und Dr . H. A. Opperman n 

Die von der Entlassung der Göttinger Sieben schwer getroffene Georgia Augu-
sta sah sich danach im Kreuzfeuer reformfreudiger Kritiker. 1838 - und erneut 
1840 - unterzog der Publizist Franz von Florencourt11 aus der Perspektive eines 

11 Nach einem Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in Marburg und Gießen hat der 
Burschenschafter von Florencourt - als ewiger Student „Papa" genannt - viele Universitä­
ten besucht. Er hielt sich auch in Göttingen auf, ohne dort immatrikuliert zu sein [BÜNSOW/ 
HEER (wie Anm. 167), S. 315-317]. Da er als Opfer der Demagogenverfolgung vom Staats­
dienst ausgeschlossen wurde, wandte er sich der publizistischen Tätigkeit zu und zählte zu 
den bedeutenden Journalisten des 19. Jahrhunderts. Als eigenwilliger Einzelgänger ging der 
Geschichtsschreiber der Burschenschaftsbewegung nach 1848 in das konservativ-preußi­
sche Lager über und konvertierte zum katholischen Bekenntnis [vgl. Helge DVORA K 
(Hrsg.), Biographisches Lexikon der Deutschen Burschenschaften, Bd. I: Politiker, Teil­
band 2, Heidelberg 1999, S. 45 f. mit den älteren Literaturangaben. Dort ist zu ergänzen 
ADLER (wie Anm. 53), Bd. II, S. 137 u. ö.] 
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Burschenschafters das Göttinger Studentenleben einer vernichtenden Analyse 
und Bewertung. Sie gipfelte in der Aussage: „Nach dem Gesagten wird es uns 
Niemand verdenken, wenn wir offen den Wunsch ausdrücken, daß Göttingen 
an Frequenz immer mehr abnehmen möge. Nur ältere Studenten, die sich zu ei­
gentlichen Gelehrten bestimmen, sollten es besuchen. Nur mit tiefem Mitleid 
sehen wir noch immer Göttingen die deutsche Jugend verschlingen, um sie 
theüweise zu verderben. Wir können nicht umhin uns eines starken Ausdrucks 
zu bedienen, aber wir versichern bei Allem, was uns hoch und heilig, daß es un­
sere tiefste Überzeugung ist: Göttingen hat seit einer langen Reihe von Jahren 
Norddeutschland verpestet, verpestet mit grobem Egoismus, Unwahrheit und 
Knechtssinn! Während das Leben auf verschiedenen andern Hochschulen auch 
den Unbedeutenden hebt und veredelt, bedarf es schon eines ziemlich unver-
wüstüchen, kräftigen Geistes, um rein aus dem Schlamme des göttinger Studen­
tenlebens wieder hervorzugehen. Die moralische Schwäche, welche die gebü-
detere Classe des Königsreichs Hannover bei den jüngsten Ereignissen gezeigt 
hat, läßt sich größtentheils von Göttingen herleiten. In Göttingen werden keine 
freien Männer gebüdet."12 

Der Universität Göttingen ist dieser Angriff offenbar entgangen. Sie wurde erst 
auf den zweiten Wiederabdruck dieser Schrift in einer Publikation Karl Her­
mann Scheidlers aufmerksam, in der dieser Jenaer Professor, ein Burschen­
schafter der ersten Stunde, die Studenten seiner Universität zu Vorträgen über 
eine Reform des Studentenlebens einlud. Im Anhang brachte Scheidler u. a. 
zwei negative Darstellungen des Göttinger Studentenlebens zum Druck: ein­
mal den bereits auszugsweise zitierten Beitrag von Florencourt und ferner die 
Darstellung eines anonymen Autors aus der Rheinischen Zeitung, der unge­
mein kritisch das in Korps und Landsmannschaften gespaltene Verbindungsle­
ben darstellte. Autor dieses Artikels ist der Göttinger Advokat Dr. Heinrich Al­
bert Oppermann, der Florencourts Kritik mit der Schlußbemerkung unter­
streicht: „Die Landsmannschaften unterscheiden sich übrigens von den Corps 
durch nichts, sind auf ihren Kneipen ebenso roh, wie jene, sie suchen ebenso 
gern Händel, wie jene, unterscheiden sich weder durch wissenschaftliche Dis-

12 Franz von FLORENCOURT , Politische, kirchliche und literarische Zustände in Deutschland. 
Ein journalistischer Beitrag zu den Jahren 1838 und 1839, Leipzig 1840, S. 142. In diesem 
Band druckt der Verfasser seine Artikel in der Zeitschrift „Literarische und kritische Blätter 
der Börsenhalle" (Hamburg) erneut ab. Das Zitat wurde dem Vierten Artikel (S. 130-142) 
zu der „Hannoverschen Angelegenheit" (S. 81-142) entnommen. Die vier Artikel haben 
vor allem die Schriften von Dahlmann und J. Grimm im Zusammenhang mit ihrer Entlas­
sung zum Gegenstand. - Eine ausführliche Rezension schrieb Arnold Rüge in: Hallische 
Jahrbücher für deutsche Wissenschaft und Kunst, 3/1840, Sp. 2241-2254. - Ein etwas un­
genauer Wiederabdruck in: Karl Hermann SCHEIDLER , Ueber das deutsche Studentenleben 
und die Nothwendigkeit einer inneren, von den Studirenden selbst ausgehenden Reform 
desselben. Mit besonderer Beziehung auf Jena. Eine akademische Einladungsschrift zu sei­
nen Vorträgen über die Hodegetik. Als Manuskript für die jenaischen Studirenden ge­
druckt, Jena 1842, S. 42-47. Zitat S. 47 
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13 SCHEIDLE R (wie Anm . 12) , S . 47-53 (B , Aus de r Rheinischen Zeitun g -  184 2 No. 25 3 un d 
257 vo m 10 . und 14 . September). Hie r zitiert nach SCHEIDLE R S. 53. 

14 UAG : Sek 736 . 6 . 
15 Rüdige r vom BRUCH , Die Universitäte n i n de r Revolution 1848/49 . Revolutio n ohn e Uni -

versität -  Universitä t ohn e Revolution ? in : Wolfgan g HARDTWI G (Hrsg.) , Revolutio n i n 
Deutschland un d Europ a 1848/49 , Göttinge n 1998 , S . 133-160 . 

putatoria, noch dadurch, daß sie etwa eine gemeinschaftliche Bibliothek ha­
ben, sie verleiten, wie jene, zu Geld- und Zeitverschwendungen und leichtsin­
nigen Verpfändungen des Ehrenworts, und werden recht ruhige Philister bil­
den, wie jene!"13 

Auch der Scheidlersche Wiederabdruck ist der Georgia Augusta zunächst ent­
gangen, denn sie wandte sich erst am 20. 8. 1843 an das Ministerium für geist­
liche und Unterrichts-Angelegenheiten: „indigniert" wegen der alle Grenzen 
übersteigenden, „die Ehre und den Ruf der Universität herabwürdigende Ver-
läumdung", und sie beklagte, daß „sich die Universität, ohnehin durch so viele 
unverschuldete Unglücksfälle tief gebeugt, von manchen Seiten den gehäßig-
sten Anfeindungen ausgesetzt sieht" Scheidlers Schrift komme - so befürchte­
te die Universität, - auch in die Hände solcher, die über das Studium ihrer 
Söhne und Pflegebefohlenen entscheiden, und es seien die nachteiligsten Fol­
gen für die Georgia Augusta im In- und Ausland zu befürchten. Die Ablage 
dieses Vorgangs unter den Zensurakten der Georgia Augusta verrät etwas über 
die Einstellung, mit der die Universität dies Problem zu lösen gedachte und ist 
zugleich ein weiteres Indiz für die hilflose Verlegenheit, mit der sie sich in die­
sen Jahren gegenüber der zunehmenden Kritik um Schadensbegrenzung be­
mühte. Nach Abwägung verschiedener Reaktionsmöglichkeiten, bat die Uni­
versität nämlich das Ministerium, Schritte bei der Großherzoglich Sächsischen 
Regierung in Weimar zu unternehmen. Das angerufene Kuratorium lehnte es 
aber am 30. 9. 1843 mit erheblichen Bedenken ab, in dieser Sache tätig zu 
werden und schlug statt dessen „Auf Allerhöchsten Befehl" vor, daß die Uni­
versität selber aktiv werden möge, indem der „Eine oder der Andere auf 
schriftstellerischem Wege den wahren Zustand des dortigen Universitätslebens 
zu veröffentlichen, und solchergestalt den nachtheiligen Wirkungen der An­
griffe und Anfeindungen zu begegnen, welchen neuerdings die Hochschule zu 
Göttingen auf eine so bedauerliche und unverdiente Weise ausgesetzt worden 
ist" 1 4 Die Forderung der Universität nach obrigkeitlicher Intervention und der 
Verzicht auf eigene Initiativen im wissenschaftspublizistischen Bereich ist ein 
Indiz für die fehlende Selbstreflexion vieler deutscher Universitäten im 
19. Jahrhundert.15 Angesichts des Abrutschern in der Rangskala der Universi­
täten und des dramatischen Rückgangs der Studentenzahlen nach 1837 hätte 
die Universität Göttingen besonderen Anlaß gehabt, sich im Medium rationa­
ler Institutionenanalyse und -bewertung Rechenschaft abzulegen und der Kri­
tik sich zu stellen. 
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LI Die Kritik an der Georgia Augusta in den 
„Hallischen Jahrbüchern für deutsche Wissenschaft und Kunst" 

Die schmerzlichste Attacke dieser Jahre wurde im Rahmen einer Artikelserie 
unter dem Titel „Die Universität Göttingen" vorgetragen, die am 10. 9.1841 in 
den von Arnold Rüge und Theodor Echtermeyer herausgegebenen Hallischen 
Jahrbüchern für deutsche Wissenschaft und Kunst - dem Organ der linken 
Hegelianer - zu erscheinen begann.16 Sie war als Uberblicksskizze der Georgia 
Augusta angelegt, und gehörte einer Berichtsserie über die deutschen Univer­
sitäten an, die Echtermeyer mit einem Artikel über die Universität Halle im er­
sten Band der Jahrbücher eröffnet hatte.17 Mit seiner kritischen Tendenz hat 
der Artikel über die Georgia Augusta nach den Angaben von K.. Braun „die 
ganze Hochschule bis in ihre Grundfesten hinein erschüttert."18 Als Institution 
der Kritik ungewohnt und sich noch im Schutz ihrer früheren Bedeutung wäh­
nend, sah die Georgia Augusta sich einer ungeschminkten und respektlosen 
Darstellung gegenüber, die auf Grund ihrer Informiertheit auf Göttinger In­
sider hindeutete. Der offenbar unschuldige Mediziner Chr. Ruete sah sich an­
gesichts von Verdächtigungen seiner Göttinger Kollegen genötigt, in einer ei­
genhändig geschriebenen Darstellung seine Beteiligung an der Artikelserie zu 
bestreiten, und er bat das Universitätsgericht, den Text seiner Verteidigung al­
len Dozenten der Georgia Augusta zugänglich zu machen.19 Nachdem die 
Universität zunächst Mitglieder in den eigenen Reihen verdächtigt hatte, wur­
den schließlich die Göttinger Doktoren Bock und Oppermann als Autoren 
enttarnt. Bocks Bitte an die Redaktion der Jahrbücher „mich und Herrn Op­
permann, der die Juristen mir untermalt hat, unter keinen Bedingungen als 
Verfasser zu nennen", mußte angesichts des begrenzten Kreises der in Frage 
kommenden Schreibtischtäter, ein frommer Wunsch bleiben.20 In der Klein-

16 Die Artikel über die Universität Göttingen erschienen zwischen dem 10.9. und 22. 12. 1841 
(4/1841, S. 241 f., 245 f., 249-251, 253-255, 257 f., 261-263, 265-271; S . 495-508; S. 528-
531, 5331, 537-539, 541-543, 545-547, 549-551, 553-55, 557-559, 561 f., 565-567, 564-
572, 573-576, 577-594). - Hans ROSENBERG , Arnold Rüge und die „Hallischen Jahr­
bücher", Archiv für Kulturgeschichte, 20/1930, S. 281-308. 

17 Theodor ECHTERMEYER , Die Universität Halle, in: Hallische Jahrbücher für deutsche Wis­
senschaft und Kunst, 1/1838, Sp. 1-6, 305-312, 665-691. 

18 Karl BRAUN , Zur Erinnerung an den Abgeordneten Albert Oppermann, Preußische Jahr­
bücher, 25/1869, S. 309-327 Zitat S. 316. Vgl. auch Stern (wie Anm. 25), S. 46. 

19 UAG: Kur 3/n, BL 125/126. - Über die Mithilfe des Mathematikers Moritz Abraham Stern, 
der Oppermann einige Notizen zu seinem Doktorvater Gauss überließ, vgl. STERN (wie 
Anm. 25), S. 47. 

20 Zitiert bei Erich EBSTEIN , Ein Buch über Göttingen aus dem Jahre 1842. Mit sechzehn un­
bekannten Briefen von Adolf Bock, in: Göttinger Blätter für Geschichte und Heimatkunde 
in Südhannover und semer Nachbarschaft, 4/1917, S. 47-53. Fortsetzung: Ebd. 5/1918. 
S. 12-16, hier S. 50. Die abgedruckten Briefe Bocks an Redaktion und Verlag der Halli­
schen Jahrbücher sind aufschlußreich für die Genese der Artikelserie über die Georgia Au­
gusta und die Reaktionen in Göttingen. Die Angaben Ebsteins sind z. T. korrekturbedürftig. 
- Die Initiative zum Artikel über die Universität ging wahrscheinlich von Bock aus. Dieser 
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Stadt Göttingen mit noch nicht einmal 10000 Einwohnern boten sich für Ver­
dächtigungen nicht viele Alternativen. Bock und Oppermann waren als „Kor­
respondenzler" von Zeitungen und wissenschaftlichen Periodika bei der Göt­
tinger Polizei aktenkundig, und ihre Beziehung zu den Hallischen Jahrbü­
chern wird den Angehörigen der Universität nicht entgangen sein. Von Bock 
waren dort 1840 fünf Artikel und im fraglichen Jahr 1841 acht Beiträge er­
schienen, die er z. T. mit vollem Namen gekennzeichnet hatte. Oppermann 
hatte 1841 in den Jahrbüchern bereits einen Artikel veröffentlicht.21 

Ein grundsätzlicher und immer wiederholter Einwand des Kritikergespanns 
richtete sich gegen den Göttinger Wissenschaftsstil: aus Furcht vor „Specula-
tion" - dem „Kern im Leben unseres Geistes" - sei man in einem nützlichkeits­
beflissenen „eleganten Empirismus" steckengebüeben und lasse „Philosophie -
als den sich selbst verstehenden und klar werden Zeitgeist" - vermissen. Die 
Universität Göttingen hatte sich in der Tat im Zeitalter der großen philosophi­
schen Systembildungen nicht an diesen Versuchen beteüigt, was die beiden Uni­
versitätskritiker vor allem Ernst Brandes und Chr. G. Heyne anlasten. Nach der 
Meinung von Bock und Oppermann habe sich die Georgia Augusta damit allen 
Ansprüchen entzogen, reine Wissenschaft aus absoluten Prinzipien heraus ra­
dikal zu betreiben und auf dieser Grundlage deren Aufbau zu systematisieren. 
Die Orientierung an der „Spekulation" weist u. a. auf Hegel zurück, und die 
zentrale Bedeutung der Theorie gegenüber einem prinzipienarmen nützlich­
keitsbeflissenen Pragmatismus ist in diesen Jahren charakteristisch für die sich 
radikalisierenden Junghegelianer. Von dieser Prämisse ausgehend, äußerte bei­
spielsweise der Linkshegelianer Bruno Bauer gegenüber seinem Freund Karl 
Marx im Frühjahr 1841: „Der Terrorismus der wahren Theorie muß reines Feld 
machen ... Die Theorie ist jetzt die stärkste Praxis und wir können noch gar 
nicht voraussagen, in wie großem Sinne sie praktisch werden wird."22 Bock und 

versuchte auch die literarisch interessierten Oppositionellen der Stadt als Autoren für die 
Hallischen Jahrbücher zu gewinnen: Dr. Oppermann, Dr. EUissen, Dr. Thiermann, femer 
den noch in der Ausbildung befindlichen Advokaten König, Sohn des Osteroder Advokaten 
G. F. König, der als „Staatsverbrecher" in der Revolution von 1831 eine maßgebende Rolle 
gespielt hatte). Der Kontakt zu den Hallischen Jahrbüchern und die Mitarbeit in der Rhei­
nischen Zeitung - dem andern Organ der linken Hegelianer - war vermutlich für das 
Selbstverständnis und den Zusammenhalt dieser kleinen Gruppe oppositioneller Schrift­
steller in Göttingen von Bedeutung. Das „Akademikerproletariat", dem sie mehr oder we­
niger alle zugerechnet werden können, hatte in der Überfüllungskrise des Vormärz nur ein­
geschränkte Entwicklungschancen und daher auch nicht sehr viel zu verlieren. Die Dokto­
ren Ellissen, Bock und Thiermann werden 1848 u. a. als Präsidenten bzw. Vizepräsidenten 
der Göttinger Bürgerversammlung eine Rolle spielen. 

21 Heinrich Albert OPPERMANN , Dramaturgische Didaskalien bei Gelegenheit des Werner, 
oder Herz und Welt, bürgerliches Schauspiel von Karl Gutzkow, in: Hallische Jahrbücher 
für deutsche Wissenschaft und Kunst, 4/1841, S. 189-191, 193-195,197-199,201-204. 

22 Zu Bauer vgl. KLUTENTRETE R (wie Anm. 51), Bd. 1. S. 91. - Normative und kritisierende Äu­
ßerungen zum Wissenschaftsstil vgl. [BOCK/OPPERMANN] (wie Anm. 23), S. VI, VII, 46,76, 
79 f. und öfter. 
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Oppermann kritisieren, daß die Universität Göttingen in ihrer Zurückweisung 
spekulativer Ausgriffe sich verrannt habe - „ohne energische Theilnahme an 
den die Zeit bewegenden Ideen, voll äußerer Glätte und Eleganz, aber auch voll 
Inconsequenz und Charakterlosigkeit; von Gelehrsamkeit und Bücherwesen 
strotzend, aber des wahren, gebührenden, schaffenden Inhalts entbehrend."23 

Der Georgia Augusta ihre anspruchsvolle Geschichte vorhaltend, meinten die 
Autoren, der Universität in ihrem gegenwärtigen Zustand die „wahre Geistes­
freiheit" absprechen zu müssen. Die schwächliche Reaktion der Göttinger Pro­
fessoren verleitete die Verfasser der Schrift im Vorwort der 2. Auflage sogar zu 
der bissigen Bemerkung: „Denn es gibt keine größere Kleinstädter als göttinger 
Professoren". Eine Sanktion gegen Oppermann und Bock bestand nämlich dar­
in, sie mit einem Stimmenverhältnis von 21:17 aus dem Literarischen Museum 
auszuschließen.24 Den inquisitorischen Antrag, jedes Mitglied des Museums 
solle versichern, nicht zum Erscheinen der Schrift beigetragen zu haben, konnte 
der einflußreiche Jurist Gustav Hugo noch verhindern.25 

Die Theologen fühlten sich von der Darstellung in den Hallischen Jahrbü­
chern besonders getroffen.26 Der Neutestamentier Friedrich Lücke nahm da-

23 Zitate aus dem Vorwort der 2. Auflage: [Adolf BocK/Heinrich Albert OPPERMANN ], Die 
Universität Göttingen. Aus den deutschen Jahrbüchern für Wissenschaft und Kunst abge­
druckt. Zweite, verbesserte und vermehrte Auflage, Leipzig 1842 (Otto Wigand), S. IV. -
Oppermann war mit dem aus Göttingen stammenden Verleger Wigand aus seiner Schulzeit 
bekannt (vgl. die Hinweise bei Jörg H. LAMPE , Die Schüler Karl Christian Friedrich Krau­
ses und die Göttinger Unruhen von 1831. Legenden und Tatsachen, in: Göttinger Jahrbuch, 
46/1998, S. 66, Anm. 146). - Karl Rosenkranz, Nachfolger Herbarts auf dem Lehrstuhl von 
Kant, charakterisiert 1840 die Georgia Augusta als Universität der „citierenden Wieder­
käuer", wobei er einen erklärenden Zusammenhang zwischen dem reichen Bücherbestand 
der Universitätsbibliothek und dem Göttinger Wissenschaftsstil herstellte (Geschichte der 
Kant'schen Philosophie, Leipzig 1840, S. 261). 

24 [BOCK/OPPERMANN ] (wie Anm. 23), S. 8. - BRAUN (wie Anm. 18), S. 316 f. Braun merkt an 
dieser Stelle an, daß der personbezogene Teil der Kritik zu einseitig unter politischen Krite­
rien erfolgte und z. T. ein persönlich verletzender Ton gewählt wurde. - In der Rheinischen 
Zeitung wurde dieser Vorgang in dem Beitrag „Über die Ausballotierung der Privatdozen­
ten Bock und Oppermann aus dem Literarischen Museum zu Göttingen" am 17. 1. 1848 
aufgegriffen [KLUTENTRETER (wie Anm. 51), Bd. 1, S. 86]. - Bock und Oppermann waren 
vielleicht verhinderte Privatdozenten. 

25 Alfred STERN , Zur Familiengeschichte, Zürich 1906, S. 46 f. und der Art.: Stern, Moriz 
Abraham, in: ADB 54/1971, S. 502-504. Femer: Götz von SELLE , Die Georg-August-Uni­
versität zu Göttingen 1737-1937, Göttingen 1937, S. 305. - Bock und Oppermann hatten in 
ihrer Universitätskritik geschrieben: „Stern würde längst Professor sein, wäre er nicht Jude 
und als solcher im Hannoverschen wie sonst in ganz Deutschland von der Professorschaft 
excludirt." 

26 Bock, der sich als „Extheologe" insbesondere an F. Lücke rieb, hatte anonym im gleichen 
Jahrgang der Hallischen Jahrbücher bereits dessen Gedenkschrift für C. O. Müller kritisiert 
[t, Erinnerungen an Karl Otfried Müller, von Dr. Friedrich Lücke, Göttingen 1841 (Verlag 
der Dieterich'schen Buchhandlung), in: Hallische Jahrbücher für deutsche Wissenschaft 
und Kunst, 4/1841, S. 307-308 und 312]. - H. Ewald berichtete Lücke, daß man in Tübin­
gen F. Th. Vischer für den Verfasser hielt. Lücke wertete den Vorgang als ein Störmanöver 
gegen seine geplante Berufung nach Tübingen und vermutete, daß die von ihm scharf abge-
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lehnte „Hegeley" hinter diesem Vorgang steckte (vgl. Alf CHRISTOPHERSEN, Friedrich Lücke 
(1791-1855), 2 Teile, Berlin 1999, hier T 2, S. 388, 390 und 336. 

27 Academiae Georgiae Augustae Prorector Fridericus Bergmann D. cum senatu civium suo-
rum, qui in certamine litterario in a. d. IV Junii MDCCCXLIL constituto ex regis nostri au-
gustissimi munificentia praemia ordinum academicorum judicio repertaverunt, nomina, 
novasque quaestiones in annum sequentem promulgat. Gottingae, officina Dieterichiana. 

28 A[dolf] B[OCK ], Der Göttinger Manifest, in: Deutsche Jahrbücher für Wissenschaft und 
Kunst, 5/1842, S. 719-722, hier S. 719. 

29 Ernst Gotthelf GERSDOR F U . a. (Hrsg.), Repertorium der gesammten Deutschen Literatur, 
31/1842, S. 67-70. - Zu dieser in Leipzig bei F. A. Brockhaus von 1834-1842 verlegten 
Zeitschrift vgl. Alfred ESTERMANN , Die deutschen Literaturzeitschriften 1815-1850, Bd. 2, 
Nendeln 1977, S. 328 f. 

her die Gelegenheit wahr, anläßlich der akademischen Preisverteilung am 4. 
Juni 1842 in einer lateinischen Rede die Universität zu verteidigen.27 Das ge­
wählte Forum und die lateinische Sprache der Lückeschen Widerrede lassen 
erkennen, daß die Georgia Augusta nur in traditioneller Weise vor der Bezugs­
gruppe der Respublica litteraria sich meinte verantworten zu müssen. Ob­
gleich die Frequenz der Universität einem neuen Tiefpunkt des Jahrhunderts 
zustrebte, wurde die Gelegenheit zu einer publikumswirksamen Entgegnung 
in einer größeren Öffentlichkeit nicht als notwendig erachtet. Bis zum Univer­
sitäts-Marketing unserer Tage war noch ein weiter Weg zurückzulegen. Bocks 
Replik in den Hallischen Jahrbüchern verrät seine Enttäuschung über die 
Reaktion Lückes, „denn bei dem großen Gedankenmangel, der Menge ober­
flächlicher Andeutungen, der vagen Allgemeinheit seiner Behauptungen und 
der Ohnmacht seiner Argumente" fühlte er sich nicht herausgefordert.28 Der 
Herausgeber A. Rüge sekundierte Bock: im Vergleich der Reaktionen aller 
dargestellten deutschen Universitäten stelle der Rauswurf der Autoren aus 
dem Literarischen Museum eine seltsame Variante dar. Offenbar ist außer ei­
nem kurzen anonymen Artikel im sog. „Gersdorfschen Repertorium"29, auf 
den Oppermann und Bock im Vorwort zur zweiten Auflage eingehen, keine 
weitere Reaktion erfolgt. Die Einrede des „Gersdorfers" kritisiert das seit kur­
zem aufgekommene Verfahren, analog zu belletristischen Schriftstellern und 
Schauspielern die Universitäten zum Gegenstand von Kritiken zu machen, 
und sie bezweifelt die Möglichkeit einer Institutionenkritik. Der einzige Ein­
wand in der Sache bestreitet die Angemessenheit der Berliner Philosophie für 
die Bewertung der Georgia Augusta: Die Universität Göttingen habe „von der 
Philosophie nicht wissen wollen, schreien nun diese Leute und unter Philoso­
phie verstehen sie natürlich die emeritirte preußische". Mit den „berliner Goß-
sprechereien", auf die sich die Georgia Augusta noch weniger habe einlassen 
können, sind vermutlich die linken Hegelianer gemeint. 
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1.2 Dr. Adolf Bock - ein kritischer Literat im Umkreis 
des „Jungen Deutschland" 

Da die Theologen den Ausschluß von Bock und Oppermann aus dem Literari­
schen Museum beantragt hatten, heißt es im Vorwort der zweiten Auflage der 
Universitätskritik: „Sie haben die Inquisition in Vorschlag gebracht; hätten am 
liebsten, wenn es möglich gewesen wäre, das moderne Schicksal, die Polizei 
ins Spiel gezogen."30 Diese griff auf zwei Ebenen zu: Gegen die Hallischen 
Jahrbücher lief in Preußen bereits eine Untersuchung. Das Ausweichen der 
Redaktion ins sächsische Dresden und die Umbenennung in „Deutsche Jahr­
bücher für Wissenschaft und Kunst" (ab 1842) sicherte nur für kurze Zeit de­
ren weiteres Erscheinen. Am 3. Januar 1844 beendete ein Verbot des Deut­
schen Bundes das Erscheinen dieser Zeitschrift. Auf wessen Initiative auch im­
mer, bereits am 12.1.1842 berichtete die Göttinger Polizeidirektion dem Mini­
ster von Stralenheim über den am 22. Dezember des Vorjahres beendeten Ab­
druck in den Hallischen Jahrbüchern. In seiner Antwort vom 25. Januar infor­
mierte das Ministerium den Polizeidirektor, daß es Kontakt zum Justizministe­
rium aufgenommen habe, um die Entfernung Oppermanns aus Göttingen zu 
erreichen. Zugleich bat es, über die Verhältnisse des Dr. Bock informiert zu 
werden. Insbesondere sei anzuzeigen, „ob sein sonstiges Benehmen zu gegrün­
detem Tadel Anlaß gegeben hat".31 Die Polizeidirektion konnte am 7. Februar 
berichten: „Der Doctor philosophiae Adolph Bock hieselbst ist 27 Jahre alt 
und der Sohn des weü. hiesigen Postwagemeisters Bock." Er sei Bürger der 
hiesigen Stadt und Besitzer eines an der Jüdenstraße belegenen Hauses. „Sein 
Ruf ist unbescholten und sein Lebenswandel anständig und sittlich." Er be­
schäftige sich mit schriftstellerischen Arbeiten für mehrere Zeitschriften. „Mo­
mentlich soll er Mitarbeiter der Deutschen Jahrbücher, des Telegraphen32, des 

30 [BOCK/OPPERMANN ] (wie Anm. 23), S. VIII. - In einem handschriftlichen „Verzeichniß der 
verbotenen Bücher seit dem Jahre 1840", das 62 Positionen umfaßt, ist neben den gleich 
noch zu erwähnenden 2. Teil der Unpolitischen Lieder Hoffmanns aus Fallersleben (Nr. 19) 
und H. Heines „Deutschland ein Wintermärchen" (Nr. 44) auch die 2. Auflage der Univer­
sitätskritik unter Nr. 20 aufgeführt. Das Verbot der entsprechenden Nummern der Halli­
schen Jahrbücher ist unter Nr. 8 notiert. Das Verzeichnis schließt mit der Eintragung: „Me­
moiren einer Prostituirten oder die Prostitution in Hamburg von Dr. Zeisig. 1847" (UAG: 
Sek 736. 6). - Der anonyme Rezensent der Universitätskritik schreibt, das Verbot sei von 
„Hannover" ausgegangen und vorher hätten die Göttinger Buchhändler den Vertrieb dieser 
Publikation eingestellt [GERSDORF (wie Anm. 29), S. 69]. Der Rezensent tadelt dies als 
Schwäche der Universität. 

31 UAG:Kur5.a.86,Bl. 151. 
32 Der Telegraph bzw. Frankfurter Telegraph bzw. Telegraph für Deutschland, erschien als 

literarische Zeitschrift seit dem 1.9.1836 in Frankfurt a. M. als Beiblatt der Frankfurter Bör­
senzeitung. 1838 übernahm sie der Verlag Hoffmann und Campe in Hamburg als selbstän­
dige Zeitschrift. Erster Redakteur war - bis 1843 - Karl Gutzkow. Bock veröffentlichte dort 
z. B. den Artikel „Über Zeitungen" [1840, Nr. 48, S. 190-192. Angabe von EBSTEI N (wie 
Anm. 20), S. 49]. - Oppermann publizierte hier anonym Artikel über die Göttinger Sieben: 
„Die sieben Göttinger Professoren" (No. 6-12/Januar 1838) lt. Angabe von Heiko POSTMA , 
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Heinrich Albert Oppermann, Portrait eines Niedersachsen, in: Heinrich Albert Oppermann, 
Hundert Jahre, 1770-1870. Zeit- und Lebensbilder aus drei Generationen, 3 Bände, (Nach­
druck der 1. Ausgabe. Leipzig 1870), Verlag Zweitausendeins, Frankfurt a. M. 1982, Bd. 3, 
Anhang S. 120. 

33 Das Göttingische Unterhaltungsblatt, das in einem ersten Anlauf zwischen 1840 und 1843 
von Pastor C. H. Miede herausgegeben wurde, kann mit seiner konservativen Tendenz dem 
Jungen Deutschland nicht zugerechnet werden. Vgl. Eckhard SÜRIG , Göttinger Zeitungen. 
Ein pressegeschichtlicher und bibliographischer Führer mit Standortnachweis, Stadtarchiv 
Göttingen 1985, S. 32. 

34 Das Ende des Jungen Deutschland um 1840 anzusetzen, ist angesichts der noch darzustel­
lenden Vorgänge von 1844 nicht unproblematisch (vgl. Helmut KOOPMANN , Das Junge 
Deutschland. Eine Einführung, Darmstadt 1993, S. 123-127). 

35 Ernst Rudolf HUBER , Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte. Bd. 1: Deutsche 
Verfassungsdokumente 1803-1850, Stuttgart 21961, S. 137. - Joseph A. KRUSE , Gutzkows 
„Wally" und der Verbotsbeschluß, in: Joseph A. KRUSE /Bernd KORTLÄNDER (Hrsg.), Das 
Junge Deutschland. Kolloquium zum 150. Jahrstag des Verbots vom 10. Dezember 1835, 
Hamburg 1987, S. 39-50. - Jan-Christoph HAUSCHIL D (Hrsg.), Verboten! Das Junge 
Deutschland 1835. Literatur und Zensur im Vormärz, Düsseldorf 1985, S. 37-43, 48-61, 
70-74 und 87 f. - Karl GUTZKOW, Wally, die Zweiflerin, Faksimiledruck nach der 1. Ausgabe 
von 1835, mit der Vorrede und dem Anhang zur 2. Auflage von 1852, Nachwort von Jost 
Schillemeit, Göttingen 1965. 

hiesigen Unterhaltungsblatts33 und anderer Journalen seyn, welche in dem 
Geiste des s. g. jungen Deutschlands geschrieben worden." 
Die Polizeidirektion rechnete also Bock ohne nähere Begründung der schwer 
abgrenzbaren Uterarischen Bewegung des Jungen Deutschland zu, der etwa 
zwischen 1830 und 1850 Autoren wie H. Heine, L. Börne, L. Wienbarg, Th. 
Mündt, F. Freiligrath, G. Herwegh, K. Gutzkow, H. Laube etc. zugeschrieben 
werden.34 Diese ästhetisch/politische Bewegung setzte sich im Traditionsbruch 
von der Goethezeit mit ihrem abstrakten Idealismus und ihrer romantischen 
Realitätsferne ab. Eine neue Kunst fordernd, wandten sich die Anhänger des 
Jungen Deutschland mit gesellschaftlichem Engagement dem Tagesgeschehen 
zu und bedienten sich dabei u. a. massenwirksamer Publikationsformen wie 
der politischen Lyrik oder des großen Gesellschaftsromans mit seiner Verquik-
kung von Fiktion und Realität. Ihre zeitkritische Beschäftigung mit morali­
schen, politischen und sozialen Problemen machte die Autoren des Jungen 
Deutschland dem Metternichschen System verdächtig. K. Gutzkows Roman 
„Wally, die Zweiflerin", der am 12. August 1835 herauskam, veranlaßte den 
Deutschen Bund am 10. 12. 1835 zu einem Verbot aller Schriften „aus der un­
ter der Bezeichnung >das junge Deutschland< oder >die junge Literatur< be­
kannten literarischen Schule" und der Verleger dieser Literaten, Julius Campe, 
sollte ausdrücklich verwarnt werden. Der in Mannheim angeklagte Gutzkow 
erhielt im Januar 1836 vier Wochen Gefängnis und wurde nach seiner Haftent­
lassung aus Baden ausgewiesen. Preußen setzte mit dem Geheimen Hofrat Dr. 
Karl Ernst John einen Spezialzensor auf das Junge Deutschland an. 3 5 
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Im Unterschied zu seinem prominenteren Kollegen Gutzkow war Bock kaum 
beizukommen. Über ihn konnte der Göttinger Polizeidirektor nur melden: 
„Seine Grundsätze und Ansichten sollen sich dem Ultraliberahsmus zuneigen, 
indeß soll er zu der Claß gehören, welche ihre Farbe nur mit Vorsicht sehen 
läßt und zu verbreiten suchet, überzeugt, daß sie auf diese Weise sicher wir­
ken, dagegen jede Unvorsicht, jeder Eclat dagegen ihrer Sache schadet" Viel­
leicht schwingt ein Bedauern in der abschließenden Feststellung mit: „Zu poli­
zeilichen Bestrafungen oder Beschwerden hat der p. Bock niemals Anlaß ge­
geben." Am 18. 2. 1842 wurde die Polizeidirektion beauftragt, Bock vorsichtig 
zu beobachten und gegebenenfalls zu berichten.36 Dazu bot sich erst 1844 er­
neut ein Anlaß. Am 1. März d. J. wandte sich das Kuratorium vertraulich an 
den stellvertretenden Regierungsbevollmächtigten, Prof. F. Chr. Bergmann, 
mit der Bitte, über burschenschaftüche Verbindungen und über die Aktivitäten 
des Jungen Deutschland in Göttingen zu berichten. Der Aufforderung lag der 
Auszug eines preußischen Schreibens bei, in dem über Versuche von Mitglie­
dern des Jungen Deutschland berichtet wurde, Studenten der Berliner Univer­
sität durch einen „Literaten-Verein" in der Behrenstraße und durch Lesezirkel 
für ihr „volksgefährliches" Treiben zu gewinnen. Zugleich wurde auf Aktivitä­
ten hingewiesen, den Einfluß des Jungen Deutschland auf andere Universitä­
ten auszuweiten. 
In seiner Antwort vom 20. 1. 1844 konnte Bergmann das Kuratorium weitge­
hend beruhigen. Angesichts der bekannten Abneigung der Göttinger Studen­
ten gegen die burschenschaftliche Richtung gebe es auch jetzt keine Hinweise 
auf derartige Verbindungen. Anträge auf Lesezirkel und literarische Vereini­
gungen seien in neuerer Zeit nicht gestellt worden. Die Einrichtung des Litera­
rischen Museums mache jeden Wunsch in dieser Richtung überflüssig. Unter 
Hinweis auf dessen Wirksamkeit bat der Regierungsbevollmächtigte, diese ge­
sellschaftlich-literarische Einrichtung der Professoren und Studenten zu unter­
stützen. Das Gerücht, einige jüngere Gelehrte gehörten dem Jungen Deutsch­
land an, wies Bergmann zurück. Vermutungen über die Privatdozenten Theo­
dor Benfey (Orientalistik) und Moritz Abraham Stern (Mathematik) beruhten 
einzig darauf, „daß sie Juden sind und bleiben wollen." Der literarische Geg­
ner des Jungen Deutschland, Wolfgang Menzel, hatte die antisemitische Mei­
nung kolportiert, „das sogenannte Junge Deutschland sey eigentlich ein junges 
Palestina."37 Nach Bergmanns Einschätzung standen die juristischen Privatdo­
zenten Carl Wilhelm Wolff und Eduard Wippermann zwar ihrer Gesinnung 
nach dem Jungen Deutschland nahe, aber sie seien nicht in schädlicher Weise 
tätig. Nur der privatisierende Doktor Bock sei ein bedenkliches Subjekt, da er 
der Richtung des Jungen Deutschland vollkommen ergeben sei. Bock tadele 
aber alles voreilige Vorgehen sowie alle auffälligen Schritte, und er bemühe 

36 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 153. 
37 KOOPMAN N (wie Anm. 31), S. 99. 
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sich, sein eigenes Treiben im Dunkeln zu halten. Höchstwahrscheinlich verfol­
ge er in Zeitschriften und Zeitungen seine Ziele.38 Am 1. Februar 1844 wies 
daraufhin das Kuratorium die örtliche Polizeidirektion an, Bocks Verbindun­
gen zu auswärtigen Literaten und zu den Studenten „unter der Hand und mit 
Vermeidung aller Aufsehen erregenden Schritte" sorgfältig zu beobachten. 
Aber die Aktenlage läßt vermuten, daß über den vorsichtigen Bock, der offen­
sichtlich evolutionären Entwicklungsvorstellungen anhing, auch dieses Mal 
keine verwertbaren Informationen anfielen. 

1.3 Dr. Heinrich Albert Oppermann -
ein oppositioneller Advokat und Literat 

Im Vergleich mit Dr. Bock hat sein Mitautor Dr. Heinrich Albert Oppermann 
aufgrund seines offeneren politischen Engagements, seiner schriftstellerischen 
Produktivität - aber auch wegen seiner Übertretungen bürgerlicher Verhal­
tensnormen - immer wieder Spuren in den Göttinger Polizeiakten hinterlas­
sen. Eine frühe Strafe von 2 rthlr. für ein politisch motiviertes Vergehen han­
delte er sich bereits 1837 ein, als er in einer Studentengruppe seinem gemaßre­
gelten Lehrer Prof. Friedrich Christoph Dahlmann ein Vivat darbringen woll­
te, aber durch die Landgendarmen abgedrängt, seine Hochrufe nur vor dem 
Hause von Prof. Heinrich Ewald ausbringen konnte.39 Die Bestrafung des jun­
gen Rechtskandidaten wäre vermutlich anders ausgefaUen, wenn die Behör­
den erfahren hätten, daß nicht zuletzt Oppermann die Vervielfältigung des 
Protestes der Göttinger Sieben und seine Versendung an alle großen Zeitun­
gen organisiert hatte, wodurch die Protestation, die sich noch relativ harmlos 
im Behördengang bewegte, erst ihre staatsgefährdende Dimension erhielt. 
Nachdem Oppermann 1838 sein 2. juristisches Staatsexamen bestanden hatte, 
sammelten sich in seiner Personalakte die immer wieder erneuerten Anträge, 
ihn an seinem Heimatort Göttingen zur Ausbildungsstufe der Advokatur in 

38 UAG: Kur 3/n, Bl. 602-607 bzw. Bl. 608-611. Ferner: SELLE (wie Anm. 25), S. 305. - Die 
Mitarbeit Bocks in Zeitschriften des Jungen Deutschland läßt sich anhand der Zusammen­
stellung von Alfred A. ESTERMANN , Zeitschriften des Jungen Deutschland, Bd. 10, Nendeln 
1981, S. 60 f. ungefähr abschätzen. - Ob Bocks rezensierende Tätigkeit von Bedeutung war 
und wie sie in die Literaturkritik des Jungen Deutschland einzuordnen ist, wurde bisher 
nicht untersucht [vgl. Helmut Koopmann, „Wer nicht schreiben kann, rezensiert"? Zur Li­
teraturkritik des Jungen Deutschland, in: KRUSE/KORTLANDE R (wie Anm. 35), S. 173-192]. 

39 Guido Erol ÖZTANIL , Personalakte Heinrich Albert Oppermann. „Vertrauliche" Einblicke 
in das Verhältnis von Staat und Individuum im Königreich Hannover 1832-1866, in: Klaus 
PALANDT/H. Joachim KUSSERO W (Hrsg.), Heinrich Albert Oppermann. Unruhestifter und 
trotziger Demokrat. Lesebuch, Hannover 1996, S. 200. - Oppermann ist als Primaner und 
Student nachhaltig durch den Philosophen K. Ch. F. Krause geprägt worden [LAMPE (wie 
Anm. 23), S. 65-70]. 
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diesem völlig überfüllten Beruf zuzulassen.40 Sie gaben der Göttinger Poüzei 
periodisch Anlaß, für das nachfragende Justizministerium das Register seiner 
privaten und poütischen Ordnungswidrigkeiten fortzuschreiben und die Ent­
fernung dieses Oppositionellen aus Göttingen zu fordern. Am 4. Juni 1838 war 
er bei einem Tanzvergnügen auf dem „Deutschen Garten" in eine Prügelei mit 
dem Gastwirt Kaiser verwickelt, was ihm eine Strafe von 5 rthlr. eintrug. Am 
10.11.1839 heißt es z. B.: Im letzten Jahr sei Oppermann nur einmal der „Po­
lizei Contravention" überführt worden, als er 26. Mai nachts im Wirtshaus 
„Zur Krone" die Landgendarmen durch wahrheitswidrige Angaben über seine 
Person zu täuschen versuchte, um der Strafe zu entgehen. Man habe ihn zu 2 
rthlr verurteilt. Oppermann habe aber seinen Verkehr mit Regierungsgegnern 
fortgesetzt „und er gut nicht aUein für ein exaltirtes Mitglied der Opposition, 
sondern er ward auch durch das Gerücht als derjenige bezeichnet, welcher 
den Zeitungs-Artikel aus Göttingen für die Oppositions-Blätter üefert. Seine 
Persönlichkeit und seine Fähigkeiten machen dieses Gerücht wahrscheinlich 
und vielleicht trägt jener Umstand dazu bey, daß er so hartnäckig darauf beste­
het, sich hier besetzen zu dürfen." In der Fortschreibung des Strafregisters 
heißt es am 12. 10. 1841, Oppermann sei seit November 1839 „3mal wegen 
nächtl. Verweilens im Wirtshaus jedesmal mit 1 rthlr, wegen Tabackrauchens 
auf der Straße mit 1 rthlr und wegen gesetzwidriger Verbreitung einer Druck­
schrift revolutionairer Tendenz betitelt: AM TAGE JOHANNES DES TÄUFERS 1840 
mit 20 rthlr bestraft" worden. Dieser letzte Vorgang verdient es hervorgehoben 
zu werden, weü er geeignet ist, die politische Gesinnungsschnüffelei der Göt­
tinger Polizei in ihrer kleinlichen Ängstlichkeit zu charakterisieren. 
1840 feierten die deutschen Buchschaffenden das Jubiläum der Erfindung der 
Buchdruckerkunst vor 400 Jahren. In Hannover z. B. dauerte die Feierlichkeit 
des Buchdrucker-Lesevereins drei Tage.41 In Göttingen trafen sich die Jünger 
Gutenbergs am Tag Johannes des Täufers (24. Juni). Der Tag des Namenspa­
trons wurde als Guternbergs Geburtstag angesehen, da genauere Angaben 
über den Zeitpunkt seiner Geburt nicht überliefert sind. Wie viele andere Fei­
ern des Vormärz (Erinnerungsfeiern an die Völkerschlacht bei Leipzig, Schü­
lerfeste, Reformationsfestlichkeiten, Kölner Dombaufest etc.) wurde auch das 
Buchdruckerjubiläum von den Oppositionellen subversiv mit nationalpatrioti­
schen Untertönen versehen und zur Propagierung ihrer liberalen Einstellung 
genutzt. Daher war die Göttinger Polizei durch Spitzel oder in anderer Form 
bei der Jubiläumsfeier anwesend, denn auch in Göttingen zählten Schriftstel­
ler, Verleger, Drucker und Buchhändler wegen ihrer Informiertheit und als 

40 Zur Lage der Advokaten im Königreich Hannover vgl. RIESENER (wie Anm. 62), S. 335-
343. Hier besonders S. 338. 

41 Vgl. u. a. Karl KARMARSCH , Erinnerungen aus meinem Leben. Ein Lebensbild, gezeichnet 
nach dessen hinterlassenen Papieren mit Ergänzungen von Egb. Hoyer, Hannover 31903, 
S. 68 f. 
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Multiplikatoren zu den verdächtigen Gruppierungen.42 Zwei überlieferte Ge­
dichte zeigen, daß auch das Göttinger „Fest-Mahl" zu Ehren Gutenbergs einen 
politischen Beigeschmack hatte. Das im Verlag von Vandenhoeck und Ru­
precht gedruckte 10-strophige Gedicht von Carl Walther blieb offenbar von 
der Polizei unbeanstandet, denn die einleitende Strophe auf die Freiheit war 
wohl von unangreifbarer Allgemeinheit.43 Oppermann, „welcher hochbe-
kanntlich schon Jahre lang demagogischer Umtriebe verdächtig gewesen ist", 
fiel während der Feier auf, weil er ein gedrucktes Gedicht über Johannes den 
Täufer verschenkte. Nachforschungen in den nächsten Tagen ergaben, daß er 
am 26. Juni zahlreiche Exemplare zum Verkauf an die Buchhändler Ruprecht, 
Otto und Deuerlich gegeben hatte, bei denen sie für 2 ggr. zu erwerben waren. 
In dem zweiteiligen Poem hatte der anonyme Autor das Wirken des Tageshei-

42 Unter den Buchhändlern galten Ruprecht und Deuerlich als Oppositionelle: Auf einem 
Ball, den der Pandektist Prof. Christian Mühlenbruch in seinem Haus gab, äußerte sich Ru­
precht zu Gunsten der Göttinger Sieben. Darauf soll Mühlenbruch vor Wut mit den Worten 
aufgesprungen sein: „so will ich es heraussagen; pereant die Sieben und alle, welche sie ver­
ehren, die Dummköpfe". Am 14. März 1838 wurde Mühlenbruch daraufhin von empörten 
Studenten mit Lärm, Pereats und Hochrufen auf die Göttinger Sieben in seinem Hörsaal 
empfangen und ausgescharrt bzw. ausgezischt, was ihn veranlaßte, die Vorlesung für dies 
Semester zu beenden (vgl. u. a. Ferdinand WAGNER, Der Aufenthalt Rudolf Schleidens auf 
der Georgia Augusta im W. -S. 1837 auf 38, in: Protokolle über die Sitzungen des Vereins 
für die Geschichte Göttingens ... 1901-1902, 2. Bd., 5. H., Göttingen 1902, S. 31-45, hier 
S. 44). - Am 27.9.1839 heißt es in einem Bericht der Polizeidirektion zu Göttingen, daß die 
Buchhändler Ruprecht und Deuerlich vergeblich versucht haben sollen, den Abgang einer 
Ergebenheits-Deputation der Gildemeister an König Emst August zu verhindern (UAG: 
Kur 6.a.76 b, BL 56/57), - Am 31. 10. 1839 kann die Polizeidirektion dem Ministerium des 
Innern melden, daß der Verfasser einer Reihe aufrührerischer Anschläge und Schmäh­
schriften durch Handschriftenvergleich entdeckt und verhaftet wurde. Es handelte sich um 
Buchhändler-Commis Christian Friedrich Neynaber, der in der Buchhandlung Deuerlich 
beschäftigt war (UAG: Kur 6.a.76 b, Bl. 62/65). - Der von der Polizei verfolgte Göttinger 
Liederkranz wurde von H. A. Schmidt, Commis in der Buchhandlung Ruprecht, gegründet 
und geleitet (vgl. Kapitel 4.3). - Auf Anzeige des Polizeidieners Göbel wurde Ruprecht 1846 
wegen beleidigender Äußerungen gegen die Polizeidirektion in einen umfangreichen Pro­
zeß verwickelt. Die verhängte Geldstrafe war zwar gering, da es sich aber um ein kriminel­
les Vergehen handelte, war Ruprechts Tätigkeit im Ehrenamt eines Bürgervorstehers in Fra­
ge gestellt (UAG: Ger D/XXVIII Nr. 16). 

43 „Freiheit ist des Lebens schönste Sonne, 
Freiheit ist der Tugend sich'rer Grund, 
Freiheit ist des Herzens reine Wonne, 
Freiheit schließt den hehren, sel'gen Bund 
Unsrer Seelen mit des Himmels Walten, 
Schafft der Schönheit lieblichste Gestalten." 
Auch der maßgebende Professor der Theologogischen Fakultät, Friedrich LÜCKE , verfaßte 
eine Schrift zur Würdigung Gutenbergs: Festrede zur vierhundertjährigen Jubelfeyer der Er­
findung der Buchdruckerkunst den 24 s t e n Juny zu Göttingen in dem großen Akademischen 
Hörsäle gehalten. Göttingen 1840 (Vandenhoeck & Ruprecht). Lücke sah das Fest in der 
Tradition, die 1540 von den Buchdruckern zu Wittenberg gestiftet worden war und feierte 
die Kunst des Buchdrucks ,als eine der größten Mächte, welche Gott den Menschen gege­
ben hat" (S. 6). 
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ligen mit der epochalen Leistung des Johannes von Gutenberg verknüpft. Im 
ersten TeU wird die Mission des Täufers als Vorläufer des Messias Jesus be­
schrieben. Analog wird im zweiten TeU das Wirken Gutenbergs dargesteUt und 
bedauert, daß man noch auf den von ihm angesagten Messias warten müsse. 
Die PoUzeidirektion Göttingen sah das Gedicht offenbar als eine religiös be­
mäntelte Konterbande an, denn sie entschied sich zur Beschlagnahme, weü 
dem Druckerzeugnis die Verfasserangabe fehlte und „dieses Gedicht offenbar 
eine revolutionaire Tendenz hat".44 Der arglose Leser unserer Tage hat Proble­
me, den Stein des Anstoßes zu entdecken. Vermutlich wurde der zweite TeU 
des Gedichtes als revolutionär angesehen: 

,£)as göttliche Reich war gegründet, - vollendet war es nicht! 
Wohl wucherte unter dem Waizen das Unkraut mächtig und dicht; 
Das himmlische Licht zu ersticken dräuet der Finstemiss Macht, 
Da weckt einen neuen Johannes der Herr in trostloser Nacht, 
Johannes zum Gutenberge, den Täufer am heiligen Rhein, 
Er weckt ihn, der Wegebahner des neuen Messias zu sein. 
Er lehrt ihn mit Blitzesschnelle das Heil zu verkünden der Welt, 
Doch noch erschien nicht der Heiland, der völkererlösende Held. 
Noch gab nicht der Gottentstammte die Feuertaufe dem Geist, 
Die längst uns mit donnernden Worten die Kunst seines Sehers verheisst 
Bei euch nur, ihr Brüder im Westen ! hat herrlich sein Reich sich erneut, 
Ihr erntet die Früchte des Samens, den unser Johannes gestreut 
Wir wollen euch drum nicht schelten, wenn i h r jetzt des Täufers vergesst, 
Ihr feiertet ja längs des Mes Sias hochheiliges Weihnachtsfest! 
Bei uns vielleicht auch erschien er und wurde schmählich verkannt 
Und wurde gehöhnt und gekreuzigt und seine Jünger verbannt. 
Doch fest steht der Gläubigen Vertrauen! Nicht sank uns der Hoffnung Stern ! 
Wir wissen vom Kreuze des Heilands die Auferstehung nicht fern." 

Die auch politisch besetzte Lichtmetaphorik, die HeUserwartung gegenüber 
dem durch die Buchdruckerkunst befreiten und beschleunigten Wort, Anspie­
lungen auf das geisterstickende Unkraut der finsteren Zensur und nicht zuletzt 
der indirekte Hinweis auf westliche Staaten mit ihrer Presse- und Meinungs­
freiheit werden vermutlich bei der Göttinger Poüzei zum Eindruck einer „re-
volutionairen Tendenz" beigetragen haben.45 

Oppermann konnte nur wegen der Verbreitung dieser Schrift mit einer Strafe 
von 20 rthlr. belegt werden, denn trotz der Einschaltung der örtlichen Kur-

44 UAG: Kur 6a /76 b, Bl. 76/77. - [BOCK/OPPBRMANN ] (wie Anm. 23), S. 64 sprechen davon, 
daß Professor Chr. W. Mitscherlich als Zensor der Universität 1840 „einem schönen Guten-
berggedichte, weil es gegen die Religion gerichtet" war, die Zensur verweigerte. 

45 Volker DEPKAT, Amerikabilder in politischen Diskursen. Deutsche Zeitschriften 1789-1830, 
Sprache und Geschichte 24, Stuttgart 1998. Vgl. besonders Kap. 4 (S. 189 ff.) und Teil II 
(S. 213 ff.). 
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fürstlichen Polizeidirektion war der Verfasser dieses wohlweislich in Kassel ge­
druckten Gedichts nicht zu ermitteln. Sehr wahrscheinlich ist Dr. Adolf Ellis-
sen der Autor, denn die beiden erwähnten Gedichte sind im Bestand der 
Staats- und Universitätsbibliothek Göttingen zusammengebunden und das 
Täufergedicht auf dem Titelblatt mit dem handschriftlichen Vermerk „Dr. EUis­
sen" versehen worden. Man darf vermuten, daß EUissen, der ab 1847 als Ac­
cessist in der Universitätsbibliothek beschäftigt war, nach der politischen Wen­
de des Jahres 1848 bei der Einreihung in den Bibliotheksbestand beteüigt war. 
Seine poetische Neigung verrät der im gleichen Jahr 1840 erschienene Band 
„Thee und Asphodelosblüten", der neben Ellissens Übertragungen chinesi­
scher und neugriechischer Gedichte in einer dritten Abteilung seine eigene Ly­
rik zum Abdruck bringt.46 Mit dem anonymen Gedicht über Johannes den 
Täufer betritt EUissen - verkappt - zum erstenmal die lokale politische Arena, 
in der er nach 1848 u. a. als Präsident der Göttinger Bürgerversammlung, als 
Göttinger Abgeordneter bzw. Vizepräsident der II. Kammer der hannover­
schen Ständeversammlung eine Rolle als OppositioneUer spielen soUte 4 7 

Die Polizei ist vermutlich der Meinung gewesen, daß Oppermann auch der 
Verfasser des Gedichtes war. Aber dieser war schwer zu fassen, da er das unter 
den Systembedingungen des Vormärz gebotene Versteckspiel oppositioneller 
Autoren beherrschte. Bereits die erste Publikation des reformfreudigen 22-jäh­
rigen Studenten war 1834 anonym und in Leipzig erschienen: „Worte eines 
Studirenden über die Reform der Universitäten, Burschenschaft und Lands­
mannschaften in ihrem Verhältniß unter sich, zu der vergangenen und gegen­
wärtigen Zeit und zu der Reform" erschienen. Im folgenden Jahr veröffentlich­
te er bei Hoffmann und Campe unter dem Pseudonym Hermann Forsch eine 
romanhafte Darstellung des politisch bewegten Studentenlebens in der Zeit 
nach der französischen Juli-Revolution. In dieses Gewebe von Fiktion und 
Realität gingen u. a. Oppermanns Erlebnisse im Zusammenhang mit dem Göt­
tinger Putsch von 1831 ein.48 Bereits damals soll die Bundes-Central-Behörde 
Oppermann in ein Kreuzverhör genommen haben, und sogar der Senioren­
konvent (S. C.) der Göttinger Corps sah sich 1841 veranlaßt, bei diesem „Ka-
meel von SchriftsteUer" wegen verschiedener Veröffentlichungen „zu corami-
ren", in denen die Corps sich durch den Burschenschafter Oppermann als „an-
tediluvianische Mammuths" dargestellt sahen.49 Zwar verwahrte Oppermann 

46 Adolf ELLISSEN (Hrsg.), Thee- und Asphodelosblüten, Chinesische, neugriechische und an­
dere Gedichte, Göttingen 184 0 (Vandenhoeck & Ruprecht). - Bock rezensierte diese 
Schrift (Hallische Jahrbücher für deutsche Wissenschaft und Kunst, 3/1840 , Sp. 1561 -
1568). - Danach beginnt Ellissen in diesen Jahrbüchern zu publizieren. 184 1 erscheinen 
dort von ihm zwei und 184 2 vier z. T. ausführliche Rezensionen. 

47 Helga-Maria KÜHN , Adolf Ellissen (14.3 . 1815-5.11 . 1872) . Ein Leben zwischen Wissen­
schaft und Politik, in: Göttinger Jahrbuch, 43/1995, S. 113-130, hier S. 114 und S. 124 , 

48 Hermann FORSCH , Studentenbilder oder Deutschlands Arminen und Germanen in den Jah­
ren 183 0 bis 1833, Hamburg 1835 (Hoffmann und Campe). 

49 BRAU N (wie Anm. 18) , S. 31 4 und 309 ff. 
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sich am 21. 9. 1839 in einem Schreiben an das Justizministerium gegen den 
„Ruf eines Correspondenzlers", den ihm ein Nebenbuhler um das Amt eines 
Advokaten eingebrockt haben müsse. Aber die 4V2 jährliche Wartezeit auf sei­
ne Zulassung zu einer Advokatur nötigte ihn aus finanzieUen Gründen seine 
journalistische Tätigkeit auszuweiten. Um den Druck zum Verlassen Göttin­
gens zu erhöhen, hatte nämlich im Februar 1842 auf Antrag der Göttinger Po­
lizei das Justizministerium Oppermann die Anfertigung von Prozeßschriften 
untersagt - neben dem Rauswurf aus dem Literarischen Museum eine weitere 
Reaktion auf die Koproduktion in den Hallischen Jahrbüchern. Befreundete 
Rechtsanwälte und Notare hatten bis dahin Oppermanns Defensionen etc. mit 
ihren Unterschriften versehen bei Gericht eingereicht, um dem jungen Rechts­
kandidaten Einnahmen zu verschaffen. Als Anfang 1842 die „Rheinische Zei­
tung für Politik, Handel und Gewerbe" in Köln zu erscheinen begann, sah sich 
Oppermann daher genötigt, als anonymer Korrespondent „aus dem Hanno­
verschen" ziemlich regelmäßig für diese Zeitung zu schreiben. Wie manche 
Junghegelianer nutzten Bock und Oppermann die Chance, neben den be­
grenzten Mögüchkeiten einer wissenschaftlichen Zeitschrift (HaUische bzw. 
Deutsche Jahrbücher) ihre Artikel in einer Tageszeitung unterzubringen, die 
an Radikalität während der 15 Monate ihres Erscheinens die HaUischen Jahr­
bücher noch übertraf. Nach der Zusammenstellung von H. Postma veröffent­
lichte Oppermann von Februar bis September 1842 neun z. T. mehrgUedrige 
Artikel.50 Als der ebenso eifrige Beiträger Karl Marx Mitte Oktober 1842 fak­
tisch die Redaktion dieser Zeitung übernahm, hatte Oppermann seine Mitar­
beit bereits aufgegeben.51 Seinen Gegnern war es endlich gelungen, den unbe­
quemen Advokaten und Literaten in die Provinz abzudrängen. Am 24. Okto­
ber 1842 wurde er vom Amt Hoya mit dem „Advocaten Eyde" belegt. 
Als die hannoversche Regierung im April 1848 die Göttinger Polizeihoheit 
wieder der Stadt übergab, schien es dem letzten staatlichen Amtsinhaber gebo­
ten, die Akten über die Oppositionellen Bock und Oppermann aus Göttingen 
zu entfernen. Die lokalen Machtverhältnisse hatten sich im März 1848 gewen­
det. Der heimlich bespitzelte Bock hatte z. B. jener vierköpfigen Deputation 
der Stadt angehört, die nach der Auseinandersetzimg in der Nacht vom 11./12. 
März vom König die Änderung der Polizeiverhältnisse und die Ablösung sei­
nes früheren Aufpassers Heintze forderte. Bock war zum Vizepräsidenten der 
Göttinger Bürgerversammlung gewählt worden und betreute als alleiniger Re­
dakteur die seit dem 20. März 1848 erscheinenden „Freien Blätter aus Göttin­
gen". Die ersten 18 Nummern dieser politischen Wochenzeitung hat er weitge­
hend mit seinen Artikeln gefüllt. Am 3. Mai 1848 teilte sein Nachfolger, der 

50 POSTM A (wie Anm. 32), S. 121 f. 
51 Vgl. Wilhelm KLUTENTRETER , Die Rheinische Zeitung von 1842/43 in der politischen und 

geistigen Bewegung des Vormärz. Dortmunder Beiträge zur Zeitungsforschung 10, 1. Teil, 
Dortmund 1966, S. 63 -71 und 2. Teil, Dortmund 1967, S. 214 f. (zur Rolle von Marx). - Hin­
weise auf Bock und Oppermann als Mitarbeiter ebd. Teil 1, S. 72, 87, 110, 113 und 162. 
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Privatdozent Dr. Wilhelm Seelig den Lesern der Freien Blätter mit, daß Bock 
einem „ehrenvollen Ruf nach Gotha gefolgt" sei, um die Leitung der „Natio­
nalzeitung der Deutschen" zu übernehmen. Auch im Falle Oppermann schien 
es der Polizei wohl opportun, dessen Akten aus Göttingen zu entfernen, denn 
es war nicht auszuschließen, daß dieser kritische Schriftsteller in der neuen 
Ära der Pressefreiheit den eigenen Fall zum Anlaß nehmen würde, die klein­
liche Überwachungs- und Unterdrückungspraxis des alten Regimes offenzule­
gen. Als wacher Chronist und eifriger Akteur des Zeitgeschehens soUte Opper­
mann eine der frühesten Darstellungen des Revolutionsgeschehens im König­
reich Hannover vorlegen.52 

2, Bespitzelun g und Verfolgung oppositioneller Professoren : 
A. H . Hoffman n vo n Fallerslebe n und K . Th. Welcker 

Die politische Wirkung von Oppermann und Bock beschränkte sich in ihren 
frühen Oppositionsjahren weitgehend auf Göttingen, während die Professoren 
Welcker und Hoffmann durch ihr Auftreten und ihre Publikationen auf der 
nationalen Bühne eine herausragende Rolle mit hohem Einsatz spielten. Beide 
verloren ihre Professur, Welcker sogar wiederholt. Seiner Entlassung in Bonn 
kam er 1822 durch die Übernahme einer Professur an der Universität Freiburg 
zuvor. Hier wurde er 1832 und - erneut - 1841 suspendiert. Durch ihr heraus­
forderndes und ermutigendes Beispiel setzten beide Professoren der klein­
staatlich zersplitterten Opposition überregionale Maßstäbe und Orientierungs­
punkte und entsprachen damit der Einschätzung Metternichs, der die Studen­
ten als harmlos einschätzte, aber Professoren wegen ihrer beruflichen Platt­
form für gefährlich hielt.53 Als namhafte Oppositionelle verstärkten sie durch 
ihre Reisefreudigkeit das Beziehungsgeflecht der liberalen Widerstandes. Über 
den Austausch von Informationen hinaus, trugen sie in einer Wechselwirkung 
des Gebens und Nehmens dazu bei, isolierte Oppositionelle zu ermutigen, 
aber ihre „Triumphreisen" dienten vermutlich auch dazu, sich unter Gleichge­
sinnten durch deren dankbare Resonanz für die Belastungen ihrer Außensei-
terrolle zu stärken. 
Die beiden Gelehrten unterscheiden sich erheblich durch die Mittel und Wege 
ihrer politischen Auseinandersetzung mit der Restauration. Welcker trug als 
badischer Landespolitiker und vor allem als Staatsrechtler entscheidend zur 

52 Heinrich Albert OPPERMANN , Hannoversche Zustände seit dem 24. Februar 1848, Bremen 
1849 (Verlag von J. G. Heyse). 

53 Hans ADLE R (Hrsg.), Literarische Geheimberichte. Protokolle der Metternich-Agenten, 
Bd. 1: 1840-1843, Köln 1977, Bd. 2: 1844-1848, Köln 1981, hier Bd. I. S. XII: „Der Bursche 
für sich selbst genommen ist ein Kind, und die Burschenschaft ein unpraktisches Puppen­
spiel. Ich habe nie - davon sind sie Zeuge - von Studenten gesprochen, aber wohl mein 
ganzes Augenmerk auf die Professoren gerichtet." 
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politischen Programmatik des Altliberalismus im Vormärz bei, und er versuch­
te, die vielstimmigen Forderungen der Opposition auf Begriff und System zu 
bringen. Hoffmann wandte sich nicht nur an die „gebildeten Stände", sondern 
hat durch seine Gedichte und Lieder das Ohr des Volkes gewonnen. Während 
Welcker mit dem „Staats-Lexikon" Geschichte machte, das er mit seinem 
ebenfalls suspendierten Kollegen K. W. R. von Rotteck zwischen 1834 und 
1844 in 15 Bänden herausgab, hat Hoffmann als dichtender und singender 
„Demagoge" den demokratischen Protest in die weitgehend unpolitischen 
Massen hineingetragen. Insbesondere nach ihrer Entlassung trugen beide dazu 
bei, die Poüzei zu beunruhigen, die mit Einreise- und Aufenthaltsverboten ih­
nen Hindernisse in den Weg zu legen versuchte. Ein Schwerpunkt der langen 
politischen Wirksamkeit Welckers lag in der mittleren Periode des Vormärz, 
als die Folgen der französischen Juli-Revolution von 1830 das Metternichsche 
System nachhaltig erschütterten und der Deutsche Bund begann, durch eine 
WeUe repressiver Beschlüsse erneut den restaurativen Druck zu verstärken. 
Der jüngere Hoffmann vollzog seine poütische Wende öffentlichkeitswirksam 
erst um 1840, als in einer dritten Phase des Vormärz das politische System 
Schwächen zu zeigen begann. Anweisungen an die Göttinger Polizei verraten, 
daß man auch hier zu höchster Wachsamkeit aufgerufen wurde, wenn Fahn­
dungsmeldungen vermuten ließen, einer der Professoren könne sich der Stadt 
und vor allem ihrer Universität nähern. 

2.1 A. H. Hoffmann von Fallersleben -
der dichtende und singende Demagoge 

August Heinrich Hoffmann, aus dem hannoverschen Fallersleben stammend, 
bezog Ostern 1816 die Landesuniversität Göttingen, wo er das Brotstudium 
der Theologie bald aufgab und sich der Faszination der klassischen Studien 
überließ. Wie sein Göttinger Lehrer, der Altphüologe Friedrich Gottlieb 
Welcker, wechselte er 1819 an die neugegründete Universität Bonn. Bei einem 
Besuch in der Kasseler Bibliothek im September 1818 hatte deren Bibüothekar 
Jacob Grimm dem jungen Hoffmann, die Frage gestellt: „Liegt Ihnen Ihr Va­
terland nicht näher?" Für Hoffmann, der damals noch auf Winckelmanns 
Spuren wandelte, war dies ein Anlaß, in Bonn endgültig seinen „Lebensplan" 
zu ändern.54 Die „vaterländischen Studien" wurden seine Lebensaufgabe: die 
ältere deutsche Sprache, Literatur und Kultur. Dem seit 1823 an der Universi­
tät Breslau tätigen Bibliothekar gelang es unter großen Schwierigkeiten 
schließüch 1830 dort zum ao. Professor und 1835 zum o. Professor seines For­
schungsbereichs ernannt zu werden. 

54 Heinrich GERSTENBER G (Hrsg.), Hoffmann's von Fallersleben Gesammelte Werke, 8 Bän­
de, Berlin 1890-93 . Darin: „Mein Leben" in Bd. 7 und 8, Berlin 1892 , hier Bd. 7, S. 66 . 
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Historische Beispiele der Volkspoesie und des Volksliedes regten ihn an, sein 
schon früh hervortretendes poetisches Talent in vergleichbarer Weise zu ent­
wickeln. „Alle Vögel sind schon da" oder „Maikäfer flieg!", die Lieder vom 
Männlein, das im Walde steht oder vom Kuckuck, der aus dem Walde ruft sind 
nur einige seiner etwa 550 Kinderlieder und charakteristische Beispiele für 
sein Talent, den Ton einer Dichtung aus dem Volk und für das Volk zu tref­
fen.55 Die ungewöhnliche Verbreitung seiner Lieder und seine liberale Empö­
rung über die politischen Zustände des Vormärz veranlaßten ihn im Herbst 
1839 zu der ausdrücklichen Entscheidung, „daß es gerade jetzt zeitgemäß 
wäre, auch auf poetischem Wege ein Besserwerden anzubahnen", und sich der 
reich entwickelten politischen Lyrik jener Jahre zu verschreiben.56 Da er die 
Risiken einer Poütisierung seiner Dichtung kannte, beschloß er, seine Texte im 
Sommer 1840 unter dem Titel „Unpolitische Lieder" herauszubringen, um den 
Zugriff der Zensur mindestens hinauszuzögern. Zur Einstimmung der Leser 
bekennt er einleitend: 

Von allen Wünschen in der Welt 
Nur Einer mir anjetzt gefällt, 

Nur: Knüppel aus dem Sack! 
Und gäbe Gott mir Wunschesmacht, 
Ich dächte nur bei Tag und Nacht, 

Nur: Knüppel aus dem Sack!57 

Hoffmanns „Unpolitische Lieder" und das Göttinger Gutenberg-Gedicht er­
schienen im selben Jahr. Im Vergleich der gelehrten Poesie des Täufergedichts 
mit der volksgängigen Dichtung Hoftmanns zeigt diese nicht nur inhaltlich 
eine ungleich größere politische Brisanz. Hoffmann sah seine Volkspoesie 
auch unter einem andern Vermittlungsanspruch, wie seine Abgrenzung gegen­
über den „Schulpoeten" aus dem Jahr 1842 deutlich macht: 

Was nützt dem Volke der Poet, 
Wenn's Volk sein Singen nicht versteht? 
Ins Herz des Volkes drang noch nie 
Gelehrter Herren Poesie. 
Laßt euern Wissensqualm und Dunst 
Und übet reine deutsche Kunst! 
Werft allen Plunder über Bord, 
Singt ein verständlich deutsches Wort!58 

55 Hoffmann von Fallersleben-Museum (Hrsg.), Hoffmann von Fallersleben, 1798-1874 , Fal­
lersleben o. J. Er soll 80 davon selbst vertont haben. 

56 GERSTENBER G (wie Anm. 54) , hier Bd. 7 , S. 264 . - Roland SCHLINK , Hoffmanns von Fallers­
leben vaterländische und gesellschaftskritische Lyrik, Stuttgart 1981 , S. 22-25 . 

57 HOFFMAN N VON FALLERSLEBEN , Unpolitische Lieder, Erster Theil, Hamburg 21840, S. 1 . 
58 Hans-Jürgen KOTH E (Hrsg.), August Heinrich Hoffmann von Fallersleben: Deutsche Ge­

dichte. Deutsche Lieder, Melle 1989 , S. 356. 
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In einem Geheimbericht der Metternichschen Agenten vom 10. 12. 1841 heißt 
es, daß - von Hoffmann angeführt - seit einem Jahr eine „poütisch-literarische 
Macht" mit einer neuen Waffe entstanden sei: „Diese Waffe ist das satirisch­
politische Lied, welches durch Witz, Ironie, derber Anschauungsweise und 
Humor, für aUe Klassen des Volkes ein unwiderstehlicher Reiz und darum ein 
Einfluß auf den Zeitgeist verliehen wird, der durch äußere Gewaltmittel kaum 
zu unterdrücken ist. Und dieser Einfluß wird um so größer und gefährlicher, je 
einfacher und volkstümlicher die Sprache des Liedes ist, je wichtiger und ge-
heiligter die Gegenstände sind, welche der Dichter zum Zweck seiner Angriffe 
wählt." Auf die große Akzeptanz der Hoffmannschen Dichtung in der Bevöl­
kerung verweisend, gab der Konfident W. Fischer zu bedenken, daß eine sol­
che Wirkung nicht möglich wäre, „wenn nicht, gleichsam unbewußt, im Volke 
die Anschauungsweise des Dichters sich vorfände", und er bezweifelte die 
Wirksamkeit von Verboten.59 

Sein heute bekanntestes Gedicht schrieb der politische Poet am 26. August 
1841 während seines zweiten Aufenthalts auf der englischen Insel Helgoland. 
Auf der Hinfahrt traf er sich an Bord mit etwa 100 Hannoveranern, „lauter 
Oppositionsmänner", wie Hoffmann schreibt. Initiatoren des Oppositionstref­
fens waren der Kanzleiprokurator Karl D. Holtermann und der Stader Rechts­
anwalt Dr. Gottlieb W. Freudentheil.60 Die Oppositionellen des ehemaligen 
Herzogtums Bremen-Verden, zu denen Hoffmann bereits im Vorjahr Kontakt 
aufgenommen hatte61, befanden sich auf dem Wege zu einem ihrer Treffen im 
nicht-hannoverschen Ausland, die sie u. U. auch als Kunstreise tarnten.6 2 

Hoffmann konnte auf der Hinfahrt beobachten, daß seine Unpoütischen Lie­
der fleißig gelesen wurden. Während des Inselaufenthaltes überbrachte ihm 
sein Altonaer Verleger Julius Campe das erste Druckexemplar des zweiten 
Teils der Unpolitischen Lieder. Auf einem Strandspaziergang eröffnete Hoff­
mann dem ungemein geschäftstüchtigen Campe: „Ich habe ein Lied gemacht, 
das kostet aber 4 Louisd'or".63 Der Verleger zahlte ohne Widerrede und brach­
te das dreistrophige „Lied der Deutschen" bereits fünf Tage später als Einblatt-

59 ADLE R (wie Anm. 53), Bd. I, S. 109 und 115. 
60 RIESENE R (wie Anm. 62), S. 308. - Ludwig FTTSCHEN , Gottlieb Wilhelm Freudentheil, in: 

Niedersächsische Lebensbilder 9, Hildesheim 1976, S. 69-88. - Zu Holtermanns Aktivitä­
ten: Wilhelm GOSSEL , Der Kampf um das Staatsgrundgesetz in Hannover mit besonderer 
Beziehung auf das Gebiet zwischen Niederelbe und Niederweser, in: Stader Jahrbuch 1947, 
S. 53-74 und insbesondere S. 62-74. - Hinweise auf einen Spitzelbericht über das Helgo-
länder Treffen bei WINKE L (wie Anm. 126), S. 231 Anm. 5. 

61 Waldemar RÖHRBEIN , Hamburg und der hannoversche Verfassungskonflikt 1837-1840, 
Hildesheim 1965, S. 174-178 zum Treffen der Verfassungstreuen vom 25. bis 27. September 
1840, das Campe und Hoffmann besuchten. 

62 RIESENER , Dirk, Polizei und Politische Kultur im 19. Jahrhundert. Die Polizeidirektion 
Hannover und die politische Öffentlichkeit im Königreich Hannover, Quellen und Unter­
suchungen zur allgemeinen Geschichte Niedersachsens in der Neuzeit 15, Hannover 1996, 
S. 308 und Husung (wie Anm. 110), S. 322 Anm. 21. 

63 GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 7, S. 290 f. 
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druck unter Verwendung der Melodie der Haydenschen Kayserhymne „Gott 
erhalte Franz den Kaiser" heraus. Wie noch darzustellen ist, erklang es am 5. 
Oktober 1841 zu Ehren des mit Hoffmann befreundeten Kollegen K. Th. 
Welcker zum erstenmal in der Öffentlichkeit. Als Lied der Opposition - und 
für deren Forderungen nach „Einigkeit und Recht und Freiheit" - begann das 
Lied der Deutschen seine wechselvolle Rezeptionsgeschichte, in deren Verlauf 
es sehr verschiedenartig politisch instrumentiert werden soUte.64 

Im folgenden Jahr 1842 beschloß Hoffmann seine Kontakte zu den Oppositio­
nellen im Elbe-Weser-Dreieck zu vertiefen. Von Helgoland kommend, landete 
er am 12. September 1842 in Cuxhaven, wo ihn seine hannoverschen Freunde 
schon erwarteten. Ein großes Gastmahl zu seinen Ehren vereinigte viele Hof­
besitzer des Landes Hadeln, einige aus Bremen-Lehe sowie Hauptmann Böse. 
Hoffmann unternahm während seines Aufenthalts in dieser Region vom 13. 
bis 16. September mehrere Ausflüge ins Land Hadeln. „Ueberau wohin ich 
komme wird mir die herzlichste Theilnahme.... In aUen lebt der alte friesische 
Freiheitsgeist noch fort". Er mußte versprechen, „recht bald wiederzukehren, 
und jeder bat mich dringend, auch dann bei ihm eine Zeitlang zu wohnen". 
Zum Abschluß weilte Hoffmann am 17. September auf dem „Bösenhof" in Be­
derkesa. Böse, der als Bremer Zuckerfabrikant im Kampf gegen Napoleon aus 
eigenen Mittel eine Freischar aufgesteUt hatte und seit dieser Zeit als Haupt­
mann tituliert wurde, war als Gutsbesitzer in Bederkesa Teil jener Opposition, 
die seit dem Verfassungskonflikt von 1837 durch Wahlboykott, die Verweige­
rung von Steuern etc. hinhaltenden Widerstand gegen den Verfassungsbruch 
von Ernst August leisteten.65 Böse trat u. a. für eine andere Zusammensetzung 
der Ständeversammlung ein, in der „die unteren und mittleren Classen in ei­
nem richtigen Verhältnis vertreten" sein sollten. Als energischer Gegner der 
hannoverschen Regierung war der mit J. C. B. Stüve befreundete Böse öfter 
politischen Repressalien - wie etwa einem „mUitärischen Einlager" - ausge­
setzt.66 Am Tage nach seinem Besuch bei Böse fuhr Hoffmann von Bremerha­
ven mit dem Dampfschiff nach Bremen und von dort mit der Post die Nacht 
durch nach Osnabrück. Hoffmanns Herbstreise des Jahres 1842, die ihn bis in 
die Schweiz führen soUte, ist ein Beispiel für die neue Mobilität, die auch der 
Opposition zustatten kam. 

64 SCHLIN K (wie Anm. 56), S. 53-60. 
65 R. CAPELLE, Der Kampf um das Staatsgrundgesetz und die Idee der deutschen Freiheit und 

Einheit in den Landen zwischen Weser und Elbe, in: Jahrbuch der Männer vom Morgen­
stern, 26/1932-1934. S. 21-33, hier S. 28. Femer: Ernst DIETRICHS , Hoffmann von Fallers­
leben und Land Hadeln, in: Stader Archiv, 31/1941, S. 134f. 

66 Zu Böse u. a. W. v. HASSELL, Geschichte des Königreichs Hannover, 1. Teil: Von 1813 bis 
1848, Bremen 1898, S. 419 -422 (,Er war ein förmlicher Freiheits- und Gleichheitsapostel" -
S. 421). - Hermann ALLMERS , Hauptmann Böse. Ein deutsches Zeit- und Menschenbild für 
das deutsche Volk, Bremen 1884, S. 88-95. Zu Hoffmanns Besuch 1840 ebd. S, 102 f. -
Reinhold SEUME , Hauptmann Heinrich Böse. 1783-2. 7.1867, in: Stader Jahrbuch, 57/1967, 
S. 9-16. 
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In Osnabrück aus der Kutsche steigend, befand Hoffmann sich auf dem Boden 
des ehemaligen Fürstentums Osnabrück, an dessen Spitze diese selbstbewußte 
Stadt mit ihrem Bürgermeister Stüve stand. Er führte zugleich die hannover­
sche Opposition im Verfassungskonflikt an. Wie Bremen-Verden zählte auch 
der Osnabrücker Bereich zu den jüngeren Erwerbungen des Königreichs Han­
nover, und die Oppositionellen beider Regionen waren sich einig, mindestens 
ihre angestammten Rechte gegen reaktionäre Ziele der hannoverschen Regie­
rung zu verteidigen. Da Hofimann in Osnabrück niemanden kannte, hatte ihm 
Böse eine Empfehlung an den Prokurator Hohenberg geschrieben. Dieser ver­
abredete mit ihm für den Nachmittag einen Spaziergang zur Musenburg auf 
einer Anhöhe vor der Stadt. Zu semer Überraschung traf Hoffmann dort auf 
50 Bürger, die ihn „zu sehen, zu hören und zu ehren" wünschten. Die Musen­
burg war ein beliebter Treffpunkt der liberalen Opposition und bekannt für öf­
fentliche Kundgebungen gegen die Regierung. Es schloß sich ein langer Abend 
mit Wechselreden und Gesang an, wobei es Hoffmann wie immer verstand, 
durch seine Trinksprüche und Lieder die Begeisterung zu schüren. Bei seiner 
Abreise am folgenden Tag begleitete eine große Anzahl Bürger den Gast zur 
Post und ließ ihn bei der Abfahrt hochleben - ein weiteres Indiz für die Sym­
pathie, mit welcher der Autor Hoffmann in unterschiedlichen Regionen Nie­
dersachsens empfangen wurde. 
Stüve war aUerdings froh, daß er am Nachmittag des 19. September nicht zu 
Hause war und Hoffmann ihn dreimal verfehlte: „Indeß haben die Leute viel 
Spektakel mit ihm getrieben. Ich hätte wahrlich nicht gewußt, was mit ihm an­
fangen. Es ist im Politischen und Poetischen nicht viel gemein unter uns." Am 
26. 2. 1841 hatte er notiert: „Heute habe ich das Gedicht von Prutz erhalten. 
Es ist allerdings besser als das Beckersche, aber dieser Geist ist doch auch 
nicht der Meinige. Die freie Presse ist einmal nicht meine Leidenschaft", Stü-
ves auf Soüdität bedachte Opposition war im Kern historisch-juristisch ge­
prägt, und er stand der Agitationslyrik reserviert gegenüber. Die Pressefreiheit 
widerte ihn sogar an. Daß die „Rheinische Zeitung" fast in jeder Ausgabe ein 
politisches Gedicht veröffentlichte, entsprach vermutlich nicht seinem konser­
vativen Politikstil. Über die Presse notierte er: „Am Ende ist diese ja doch nur 
die Trompete und kommt Alles darauf an, wer hinein bläst." Da sich die Op­
position im Königreich Hannover seit dem 1. August 1840 auf der Verlierer­
straße befand, hatte Stüve sich bereits im Herbst 1841 resigniert von der gro­
ßen Politik zurückgezogen. Sie sollte ihn erst im März 1848 zurückholen.67 

67 Gustav STÜVE , Johann Carl Bertram Stüve nach Briefen und persönlichen Erinnerungen, 
Bd. 1: 1798-1848, Hannover/Leipzig 1900, S. 324 und 316 f. Vgl. auch die Notiz vom 10. 
April. - Stüve bezieht sich wahrscheinlich auf das „Rheinlied" von Nikolaus Becker aus 
dem Jahre 1840 („Sie sollen ihn nicht haben"). Vermutlich meint Stüve mit dem Gedicht 
von Robert E. Prutz dessen Poem „Der Rhein", in dem Prutz u. a. Pressefreiheit verlangte 
[ADLER (wie Anm. 53), Bd. I, S. 78]. - Zu Stüves Ablehnung dogmatischer Menschen­
rechtskonstruktionen vgl. Hermann SCHUIRMANN , Johann Carl Bertram Stüve in der vor-
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Im Zusammenhang mit seinem Osnabrücker Besuch hat Hoffmann sein 
Selbstverständnis als agitierender Reisepoet niedergeschrieben, wobei er sich 
als Teil eines Kollektivs, der sog. „Bewegungspartei", sah: „Den Männern der 
politischen Bewegung lag es damals daran, die Theilnahme an den vaterlän­
dischen Angelegenheiten zu erhalten, zu steigern und weiter zu verbreiten. Es 
genügte ihnen deshalb nicht, daß man bei dieser oder jener Gelegenheit sich 
freisinnig ausgesprochen hatte, alle Welt sollte wissen, daß man seine Über­
zeugung öffentlich kundzugeben sich nicht scheute. Und so galt denn der Be­
richt über diesen Abend eben sowol der Partei als mir/*8 Voll hoffnungsvoller 
Naivität veröffentlichte er bei seinem anschließenden Besuch in Köln in der 
Rheinischen Zeitung am 23. September 1842 sein Gedicht „An meinen Kö­
nig", das in den Zeilen gipfelte: 

O sprich Ein Wort in diesen trüben Tagen, 
Wo Trug und Knechtssinn, Lüg' und Schmeichelei 
Die Wahrheit gern in Fesseln möchte schlagen, 
Mein König, sprich das Wort: DAS WORT SEI FREI! 

Der Appell war vergeblich. Am 31. März 1843 mußte die Rheinische Zeitung 
ihr Erscheinen einstellen. Hoffmann woirde bereits am Ende seiner herbst­
lichen Rundreise ein Opfer der Zensur. Die überwältigende Wirkung der Agi­
tationslyrik des Breslauer Professors ließ offenbar seinem preußischen Dienst­
herrn keine Wahl, und er verfügte Hoffmanns Entlassung. Dessen Rechtferti­
gung, daß der Dichter nicht allemal seine eigene Meinung ausdrücke, da er die 
Stimmung der Zeit ausspreche, wurde zurückgewiesen. Man befand ange­
sichts der Unpolitischen Lieder: „Der Inhalt dieser Gedichte hat als ein durch­
aus verwerflicher erkannt werden müssen" und verwarf seinen Anspruch, die 
Poesie als einen autonomen Bereich anzuerkennen,69 Hoffmann wurde sus­
pendiert und danach am 4. Dezember 1842 ohne Pensionsanspruch entlassen. 
Das Presseecho über Hoffmanns Osnabrücker Besuch erregte die Aufmerk­
samkeit der hannoverschen Regierung, die gehofft hatte, daß nach dem In­
krafttreten der neuen Verfassung vom 1. August 1840 der oppositioneUe Wi­
derstand nachlassen würde. „Viele Theilnehmer wurden in Untersuchung ge­
zogen, um von ihnen zu erfahren, wie es dabei hergegangen sei und welche 
Trinksprüche man ausgebracht habe", notiert Hoffmann in seiner Lebensbe-

märzlichen Opposition. 1837-1848, in: Mitteilungen des Vereins für Geschichte und Lan­
deskunde von Osnabrück, 50/1929, S. 94. - Zur Rolle der Musenburg im Konflikt des Jah­
res 1839 ebd. S. 126 f. - Vgl. auch ebd. S. 161. 

68 GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 7, S. 321. In dieser Ausgabe ist die Episode auf der Mu­
senburg nicht dargestellt. - Vgl. auch das Kapitel: Die Opposition und der Alkohol bei RIE -
SENER (wie Anm. 62), S. 223-225. 

69 Zehn Actenstücke über die Amtsentsetzung des Professors Hoffmann von Fallersleben. 
Mannheim 1843 (Verlag von Friedrich Bassermann) S. 17. - Von unterschiedlichen Positio­
nen aus wird in diesen Monaten ein Verlust an Niveau und Akzeptanz politischer Lyrik re­
gistriert [KLUTENTRETER (wie Anm. 51), Bd. 1, S. 118f.]. 
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Schreibung. Wegen dessen Gefährlichkeit sah sich das hannoversche Ministe­
rium des Innern am 7. Dezember 1842 veranlaßt, auch die Polizeidirektion in 
Göttingen entsprechend zu instruieren: „Der wegen seiner politischen Gesin­
nungen bekannte Professor Hofßmann (von Fallersleben) aus Breslau hat sich 
im Sept. d. J. zu Cuxhafen und im hiesigen Königreiche an verschiedenen Or­
ten des Landdrosteibezirks Stade und in der Stadt Osnabrück aufgehalten und 
fast nur mit Personen, welche der Opposition gegen die hiesige Regierung an­
gehören und zum Theil ihre feindseligen Gesinnungen, insbesondere auch 
durch bösliche Verweigerung der Landessteuern, zu erkennen gegeben haben, 
einen genauen Verkehr gepflogen. Namentlich sind von demselben in den Zu-
sammenkünften mit diesen Personen Reden gehalten, auch Lieder abgesungen 
und vertheilt, von welchen zwar keine Exemplare haben herbeigeschafft wer­
den können, die aber zweifelsohne dem, im hiesigen Königreiche und dem 
Vernehmen nach auch im Königreiche Preußen verbotenen 2. Theile seiner 
s. g. unpolitischen Lieder angehören." Hoffmann habe bereits im Vorjahr u. a. 
durch seinen Aufenthalt auf Helgoland und in den diesseitigen Marschdistrik­
ten zu bedauerlichen Aufregungen im Königreich Hannover beigetragen. Die 
Göttinger Polizeidirektion wurde beauftragt, „auf den Professor Hoffmann 
[zu] vigüiren und denselben, wenn er den dortigen Polizeidirectionsbezirk be­
treten soUte, genau überwachen zu laßen, auch nöthigenfalls mit den geeignet 
erscheinenden Maßregeln gegen ihn einzuschreiten."70 

Die gewarnte Göttinger PoUzeidirektion brauchte aüerdings nicht gegen Hoff­
mann einzuschreiten, denn dessen nächster Besuch bei seiner Schwester im 
heimischen FaUersleben machte ihm deutlich, mit welchen Repressalien er in 
Zukunft beim Betreten seines Heimatlandes zu rechnen hatte. Nach seiner 
Entlassung und der Auflösung seines Junggesellenhaushaltes im ungeliebten 
Breslau war er am 24. März nach FaUersleben gereist und erfuhr von dem zu­
ständigen Drosten, daß König Ernst August am 12. Dezember 1843 seine Aus­
weisung für den Fall verfügt habe, daß er kein Domizil nachweisen könne, 
denn sein Heimatrecht in Fallersleben hatte er wegen seines langen Auslands­
aufenthaltes verloren.71 Als am 12. April ein Leutnant der Landdragoner mit 
einem Kommando in Fallersleben eintraf, beschloß Hoffmann vor dem osten­
tativen Druck aus seinem Heimatort zu entweichen. In seinen Lebenserinne­
rungen hat er den unfreiwilligen Aufbruch aus dem Haus seiner Schwester be­
schrieben: „Ich bitte meinen Vetter, auf der Ziegelei einen Wagen für mich be­
reit zu halten, ich würde mich baldigst einfinden. Um kein Aufsehen zu erre­
gen, gehe ich mit meinem Schwager in den Kuhstall, wir erweitern eine Oeff-
nung in der Wand und kriechen durch. Aus des Nachbars Garten dringen wir 
weiter durch Hecken und Stackete, und endlich sind wir im Freien. Der Mond 
scheint hell auf den frisch gefallenen Schnee, ringsum Todtenstille, während 

70 UAG: Kur 5 .a.86, Bl. 90/91 . 
71 RIESENE R (wie Anm. 62) , S. 177 zu Hoffmanns Ausweisung 1843 und generell zur Domizil­

berechtigung im Königreich Hannover S. 172-180 . 
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eben noch im Hause meine Nichten, um die Landdragoner zu täuschen, die 
lustigsten Stücke gespielt und gesungen hatten. Der Wagen wartet schon, ich 
steige ein, und in einer Viertelstunde bin ich jenseit der hannoverschen Grän-
ze und um 3 Uhr Morgens zu Braunschweig im deutschen Hause."72 Die von 
vielen national gesinnten Oppositionellen beklagte Kleinstaaterei hatte auch 
ihre Vorteile. 
Mit der Entlassung begann für Hoffmann die schwierigste Phase seines Le­
bens: ohne feste Einkünfte73, zeitweise ohne Domizil und als Schriftsteller und 
Gelehrter ohne seine Bibliothek74, war er besonders auf die Hilfe seiner Freun­
de und jener Sympathisanten angewiesen, die er sich durch seine Poesie und 
sein mutiges Verhalten erschloß. Als reisender Professor wurde er mißtrauisch 
beobachtet und verfolgt und soll insgesamt 39 mal ausgewiesen worden sein.75 

„Die politischen Poeten sind jetzt überhaupt fahrende Ritter geworden, wie 
Hoffmann von FaUersleben, der von Mainz auch hierherkommt", heißt es in 
einem Frankfurter Bericht an Metternich vom 26. 9. 1842.76 Hoffmanns bester 
Freund in Breslau, Karl Müde, hat dessen Übertritt zu den politischen Bänkel­
sängern heftig kritisiert: „Seitdem Du Dichter, politischer Dichter von Profes­
sion - ohne politische Anschauung und Vorbildung - sein wiUst, bist Du ein 
Sklave dessen, was Du sein möchtest und nicht bist. Deine Harmlosigkeit, 
Deine Gutmütigkeit, Dein Gemüt, aUes ist fort - weil Du eine politische Per­
son zu sein Dir einbildest, die Du nie sein kannst und sein wirst"7 7 Diese Kri­
tik an Hoffmanns Politikverständnis ist im Kern berechtigt, denn insbesondere 
im Vergleich mit dem befreundeten Welcker ist Hoffmann in theoretischer und 
programmatischer Hinsicht ein Leichtgewicht - rückwärtsgewandt und ohne 
zukunftsweisende politische Programmatik.78 In dieser Beurteilung waren sich 
Metternichs Mainzer Konfident79 und die linken Hegelianer weitgehend einig, 

72 GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 7, S. 334. 
73 Ingrid HEINRICH-JOST, August Heinrich von Hoffmann von Fallersleben, Preußische Köpfe 

10, Berlin 1982, S. 95 f. 
74 WIL D (wie Anm. 82), S. 203. - Am 30. März 1845 bittet Hoffmann aus dem mecklenburgi­

schen Holdorf seinen Freund Welcker, ihm beim Verleger des Staats-Lexikons ein verbillig­
tes Exemplar zu vermitteln, „da mir leider meine Bücher fehlen und große Bibliotheken 
fern sind" (ebd. S. 429). 

75 Reinhard POZORNY , Hoffmann von Fallersleben. Ein Lebens- und Zeitbild, Berg 1982, 
S. 31 f. 

76 ADLE R (wie Anm. 53), Bd. I, S. 161. Nach Einschätzungen der Frankfurter Zentrale habe 
man Hoffmann mit seiner Entlassung nur einen Gefallen getan: „Er ist nun ein fahrender 
Sänger, der überall fetirt wird" (ebd. S. 215), in einem Konfidentenbericht vom 11.10. 1843 
heißt es, seine „einnehmende Persönlichkeit besticht ungemein" (ebd. S. 247). 

77 Heinrich GERSTENBERG , Deutschland, Deutschland über Alles! Ein Lebensbild des Dichters 
Hoffmann von Fallersleben, München 1916, S. 73 f. 

78 Eine Differenzierung der Hoffmannschen Lyrik nach Politikbereichen unternimmt 
SCHLINK (wie Anm. 56). 

79 ADLE R (wie Anm. 53), Bd. II, S. 31-33: „die Art seines Vortrages, seine Sprache, ja, selbst 
seine Physiognomie kündigen ihn als einen alten Studenten an, aus der Periode, welche die 
ersten sieben oder acht Jahre nach den Freiheitskämpfen umfaßt". Die ganze moderne 
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wie eine Besprechung der Unpolitischen Lieder in den Hallischen Jahrbü­
chern für deutsche Wissenschaft und Kunst zeigt.80 Eine intellektueU gewich­
tende Kritik wird aber der politischen Wirksamkeit Hoffmanns nicht gerecht. 
Seine über Jahrzehnte sich hinziehende Verfolgung zeigt, daß er als „Demago­
ge" von der Reaktion gefürchtet war und büeb: nicht wegen der Schärfe seiner 
rationalen politischen Reflexion sondern durch die emotionale Macht seiner 
Poesie und sein mutiges Auftreten als Demokrat. Welcker wußte seine politi­
sche Wirkung zu würdigen. Als Hoffmann sich im April 1847 in Welckers Hei­
delberger Haus aufhielt, bat ihn der Hausherr, er solle sein Leben für das 
„Staats-Lexikon" aufschreiben. Nach anfänglichem Sträuben kam Hoffmann 
dieser Bitte nach und lieferte diesen Text am 3. Mai 1847 ab. In der 2. Auflage 
des Lexikons führt er ein von der Hoffmann-Forschung kaum bemerktes 
Schattendasein.81 

2.2 Karl Theodor Welcker - verfolgter Politiker und 
Politikwissenschaftler 

Das Haus des schon früher suspendierten KoUegen Welcker in Heidelberg-
Neuenheim war für den entlassenen und zunächst unbehausten Hoffmann 
eine häufig aufgesuchte Station im Netz seiner Reisewege.82 Der Staatsrechtler 
Karl Theodor Welcker und Hoffmann waren spätestens seit dessen Bonner 
Studentenzeit befreundet, wo die Brüder Welcker zum Lehrkörper der 1819 
gegründeten Universität gehörten. Der Altphilologe Friedrich Gottlieb 
Welcker war 1816 als Nachfolger Chr. G. Heynes nach Göttingen berufen wor­
den. An dieser Universität mißfiel ihm u. a., „daß das Lernen in Göttingen so 
vor dem Leben sei, bei Professoren und Studenten, wie vielleicht nirgends 
sonst."83 Er traf sich in dieser Bewertung mit seinem Studenten Hoffmann, der 
sich Ostern 1816 an der Georgia Augusta eingeschrieben hatte. Seine Professo­
ren erschienen ihm als „Königlich Großbrittanisch-Harmöversche Hofräthe". 

Richtung erscheint ihm verfehlt. Er gebe sich gar nicht die Mühe, „aus den Ereignissen der 
Gegenwart einen Schluß auf die Zukunft zu ziehen". 

80 WBLLMANN , A[lbert], Unpolitische Lieder, von Hoffmann von Fallersleben. Hamburg, 
1840, in: Hallische Jahrbücher für deutsche Wissenschaft und Kunst, 3/1840, Sp. 2093-
2096: „Da klingen uns denn die alten wohlbekannten Stichworte einer vergangenen Zeit 
recht mißtönend in die Ohren, zunächst natürlich die Sehnsucht nach Kaiser und Reich". 

81 GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 7, S. 418 und der Artikel: Hoffmann von Fallersleben 
(August Heinrich), in: Das Staats-Lexikon Bd. 11 21847, S. 88-112. Mit einer Anmer­
kung der Redaktion auf S. 88. 

82 Zu Welcker vgl. Karl WILD , Karl Theodor Welcker, ein Vorkämpfer des älteren Liberalis­
mus, Heidelberg 1913 (hier S. 202 f.) und Heinz MÜLLER-DIETZ , Das Leben des Rechtsleh­
rers und Politikers Karl Theodor Welcker, Freiburg 1968. - Vgl. auch GERSTENBER G (wie 
Anm. 54), Bd. 7, S. 411 f. 

83 SELL E (wie Anm. 25), S. 250. 



Opposition und Repression in Stadt und Universität Göttingen während des Vormärz 239 

Sie waren für Hoffmann „Kalte, vornehme Leute, verkommen in lauter Ge­
lehrsamkeit, ohne Vaterland, Menschen an denen spurlos die ganze Weltge­
schichte vorübergegangen war - das soüten meine Lehrer sein. Sie konnten 
mich nicht erbauen, begeistern und erquicken. Ich fühlte recht, daß ich auch 
hier im Lande der hannoverschen Restauration war/ 8 41819 verließen Welcker 
und sein Schüler Hoffmann Göttingen. Bonn war für den Altphilologen 
Welcker auch deswegen attraktiv, weil sein Bruder, der Staatsrechtler, eben­
falls einen Ruf an diese Universität erhalten hatte, mit der sich viele an­
spruchsvolle Reformerwartungen verbanden. Aber bereits am 15. Juli dieses 
Jahres beschlagnahmte die preußische Polizei wegen des Verdachts der Teil­
nahme an geheimen politischen Verbindungen die Papiere der Professoren 
Ernst Moritz Arndt und der Brüder Welcker.85 Am 23. März 1819 hatte der 
Burschenschafter Karl Ludwig Sand als Überzeugungstäter den Schriftsteller 
August von Kotzebue ermordet, was eine „Demagogenjagd" auslöste, die auch 
die nationalpatriotisch engagierten ehemaligen Burschenschafter Welcker traf. 
Die Karlsbader Beschlüsse vom September 1819 zur Unterdrückung der libera­
len und nationalen Opposition markieren als Reaktion auf diese Ereignisse 
den administrativen Auftakt des Vormärz.86 Da der Jurist Welcker nach drei­
jähriger Untersuchung in Preußen eine Suspendierung befürchten mußte, 
nahm er 1822 einen Ruf an die Universität Freiburg an, wo er in einer ersten 
Phase - von 1822 bis 1830 - sich weitgehend von politischen Bestrebungen 
fernhielt. 
Die Kunde von der Vertreibung der Bourbonen im Zuge der Pariser Juürevolu-
tion 1830 löste in Europa eine ungeheure Aufregung aus. Sie leitete eine neue 
Phase in der spannungsreichen Verschränkung von Protest und Repression 
des Vormärz ein. Der Umschwung veranlaßte den Juristen Welcker dazu, sich 
erneut politisch zu engagieren. Da er die Knebelung der öffentlichen Meinung 

84 GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 8, S. 301. - K. Th. Welcker, damals noch in Kiel lehrend, 
bat am 21. 9. 1818 seinen noch schwankenden Bruder, aus dem Lande Hannover fortzuzie­
hen, „wo der Bauerndruck und die Geistesknechtschaft am stärksten geübt wird, wo mehr 
als in Bayern das böse Prinzip von Deutschland sitzt" und forderte ihn auf, mit ihm nach 
Bonn zu ziehen, wo Arndt sich bereits befinde und sich das neue Leben rege [WILD (wie 
Anm. 82), S. 66 f. - Vgl. auch die Briefe auf S. 351 und 352]. 

85 Den Brüdern Welcker wurden u. a. eine Mitgliedschaft im Hoffmann'schen Bund des Ju­
stizrats Dr. Karl Hoffmann (vgl. Ernst Rudolf HUBER , Deutsche Verfassungsgeschichte seit 
1789. Bd. I: Reform und Restauration 1789 bis 1830, Stuttgart 21967, S. 703 f.), sowie die 
Mitwisserschaft um Studentenverbindungen in Gießen und das Wartburgfest vorgeworfen 
[MÜLLER-DIETZ (wie Anm. 82), S. 23]. Über die Beziehungen Gottlieb Welckers zu den 
Gießener Schwarzen s. u. Anm. 160. - Ulrich K. GOLDSMITH , Wilhelm von Humboldt: 
Mentor und Freund von Friedrich Gottlieb Welcker, in: William M. CALDE R III u. a. 
(Hrsg.), Friedrich Gottlieb Welcker. Werk und Wirkung, Hermes, Einzelschriften 49, Wies­
baden 1986, S. 46. 

86 Eberhard BÜSSEM , Die Karlsbader Beschlüsse von 1819. Die endgültige Stabilisierung der 
restaurativen Politik im Deutschen Bund nach dem Wiener Kongreß 1814/15, Diss. phil. 
München. Vgl. zur Rolle des Auszugs der Göttinger Studenten im Jahre 1818 S. 95 und 372. 
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in Deutschland als ein zentrales Reforrnhemnis ansah, wandte er sich Ende 
1830 mit einer umfangreichen Petition an den Bundestag: „Die vollkommene 
und ganze Preßfreiheit".87 Die Schrift erregte erhebliches Aufsehen. Darüber 
hinaus engagierte sich Welcker in der praktischen Politik. Wie sein juristischer 
Kollege Karl von Rotteck stellte er sich zur Wahl für den badischen Landtag 
und beide haben in dessen Uberaler 2. Kammer durch eine Reihe von „Motio­
nen" die badische Regierung zu Reformen im Lande und Bunde anzutreiben 
versucht. Ein großer Erfolg zeichnete sich ab, als am Weihnachtstag 1831 der 
Großherzog von Baden das neue Pressegesetz unterzeichnete. Der Fortschritt 
und sein Initiator wurde auf vielen Preßfesten und Deputiertenessen an zahl­
reichen Orten des Landes gefeiert. Es begann die Zeit der sog. „Welckeressen" 
und „Welckertraktaments,,. 
Diese Ansätze zur Liberalisierung in Baden, aber vor allem der mißglückte 
Frankfurter Wachensturm (3. April 1832) und das Hambacher Fest (27. bis 30. 
Mai 1832) lösten Reaktionen im Metternichschen System aus. „Das Frankfur­
ter Attentat kann Deutschland retten, wenn man sich beeilt, das Ereignis aus­
zubeuten", schrieb der preußische Außenminister F. von Ancillon88 und Met­
ternich kalkulierte: „Das Hambacher Fest kann, wenn es gut benutzt wird, das 
Fest der Guten werden".89 Die Bundesstaaten wurden mit einer neuen WeUe 
der Repression überzogen. Dabei wurde u. a. das badische Pressegesetz aufge­
hoben und die von Rotteck, Welcker und Duttiinger herausgegebene Zeitung 
„Der Freisinnige" verboten. Anfang September schloß das Großherzogtum 
Baden vorübergehend die Universität Freiburg und am 26. Oktober 1832 wur­
den Rotteck und Welcker auf Ansuchen des Bundestages - unter Belassung ih­
rer Pension - ihrer Ämter enthoben.90 Mit der Bundeszentralkomission zu 
Frankfurt (1833) und den geheimen „Sechzig Artikeln" versuchte die Wiener 
Ministerkonferenz am 12. 6.1834 der gefährlichen politischen Entwicklung ei­
nen Riegel vorzuschieben.91 

Von Friedrich List angeregt, nutzten beide Professoren die erzwungene Muße 
u. a. dazu, für den Bereich der staatswissenschaftlichen Disziplinen eine al­
phabetisch geordnete Enzyklopädie, das „Staats-Lexikon", herauszugeben.92 

87 K . Th. WELCKER , Die vollkommene und ganze Preßfreiheit nach ihrer sittlichen, rechtlichen 
und politischen Notwendigkeit und ihrer Übereinstimmung mit deutschem Pürstenwort 
und nach ihrer völligen Zeitgemäßheit, dargestellt in ehrerbietigster Petition an die hohe 
Deutsche Bundesversammlung, Freiburg 1830 . - Nach RIESENE R (wie Anm. 62), S. 413 , 
Anm. 28 soll Welcker auch die hannoversche Ständeversammlung angeregt haben, einen 
Antrag auf Einführung der Pressefreiheit zu stellen, was von Stüve begrüßt wurde. 

88 ADLE R (wie Anm. 53) , Bd. I, S. 6. 
89 HUBE R (wie Anm. 85) , S. 147 
90 WIL D (wie Anm. 82) , S. 130. 
91 HUBE R (wie Anm. 35) , S. 123-135 . 
92 Staats-Lexikon oder Encyklopädie der Staatswissenschaften in Verbindung mit vielen der 

angesehensten Publicisten Deutschlands herausgegeben von Carl von ROTTECK und Carl 
WELCKER, Bd. 1  bis 15, Altona 1834-1843 , (Titel der 1 . Auflage). 
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Sie waren zugleich ihre fleißigsten Mitarbeiter: Welcker hat über 170 der ins­
gesamt 870 Artikel verfaßt, 92 stammen aus der Feder des früh verstorbenen 
Rotteck.93 Als Leser wünschten die beiden Herausgeber sich nicht nur Wissen­
schaftler und Beamte sondern in der Tradition der Aufklärung „Gebildete aller 
Stände", unter denen man durch leichtfaßliche Artikel „die politischen Wis­
senschaften zum Gemeingut" machen wollte.94 In dieser Zielgruppe soüten 
„die Grundsätze, die Richtungen, die Interessen der constitutionellen Monar­
chie als der nach unsern historischen Verhältnissen vollkommensten Form des 
Staatslebens" zur Darsteüung kommen. Man wünschte sich Mitarbeiter „der 
liberalen oder constitutionellen ... Partei", die den Weg einer historisch-evolu­
tionären Entwicklung gehen wollten. Den programmatischen Charakter des 
Lexikons betonend, wurden die Autoren aufgefordert, „ein politisches Glau-
bensbekenntniß oder ein Panier" beizutragen.95 Fehler bei der Planung und 
Realisierung des Lexikons führten dazu, daß die anfänglich bescheidene Kon­
zeption verlassen wurde und letzten Endes ein Werk mit 15 Bänden entstand, 
dessen Erarbeitung den Zeitraum von 1834 bis 1843 in Anspruch nahm. Be­
reits vor seinem Erscheinen war das Lexikon bei der Reaktion gefürchtet. In 
Preußen wurde sogar die Zeitungswerbung für das Staats-Lexikon verboten.96 

Aus Angst vor Verfolgung veränderten manche Beiträger die Initialen unter ih­
ren Artikeln oder kennzeichneten sie mit dem Buchstaben X. Trotz der Män­
gel wurde das Lexikon - auch wirtschaftlich - ein Erfolg und galt in liberalen 
Kreisen „fast als ein politisches Orakel". Bei der konstituierenden Sitzung der 
Nationalversammlung in der Paulskirche, war 1848 zu beobachten, daß es 
„beinahe in jedes Abgeordneten Hand war".97 

Am 17. 10. 1841 wandte sich das hannoversche Ministerium für geistliche und 
Unterrichts-Angelegenheiten vertraulich und auf „Allerhöchsten Befehl" an 
die Polizeidirektion zu Göttingen und den Prorektor der Universität, mit dem 
Hinweis, daß man dem bekannten Professor Welcker, der sich gegenwärtig auf 
einer Reise durch Deutschland befinde, an mehreren Orten „öffentliche Eh­
renbezeugungen" dargebracht habe. Für den Fall, daß er Göttingen berühren 
werde, sollten, um „nachtheilige Aufregung zu verhüten", laut Befehl des Kö­
nigs Vorkehrungen getroffen werden, um alle „Deputationen, Anreden, Sere­
naden und dergleichen zu Ehren des Professors Welker" zu verhindern. Der 
Aufenthalt in Göttingen solle ihm nicht gestattet und er jedenfalls genau beob-

93 Hans ZEHNTNER , Das Staatslexikon von Rotteck und Welcker. Eine Studie zur Geschichte 
des deutschen Frühliberalismus, List-Studien, H. 3, Jena 1929, S. 36. 

94 Zehntner (wie Anm. 93), S. 11. 
95 Staats-Lexikon (wie Anm. 92), 1. Bd, Vorwort S. XXIII f. 
96 ZEHNTNE R (wie Anm. 93), S. 19. 
97 ZEHNTNE R (wie Anm. 93), S. 94. - Das Staats-Lexikon wurde auch eifrig von den Verfol­

gern Welckers gelesen. Über seine Verbreitung bei den Behörden Wild (wie Anm. 82), 
S. 159. 
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achtet werden. Dieses Schreiben und alle getroffenen Anordnungen seien ge­
heim zu halten.98 

Hintergrund dieser Allerhöchsten Anweisung war eine Reise Welckers, auf der 
er vor allem mit der Verlagsbuchhandlung J. H. Hammerich (Th. Lesser) in Al­
tona verhandeln wollte, die das Staats-Lexikon in der 1. und 2. Auflage her­
ausgegeben hat. Vertreter der liberalen Sache kennenzulernen und unter ih­
nen Autoren für das Lexikon zu gewinnen, war vermutlich ein weiterer Reise­
zweck Welckers. Auf dem Hinweg über Leipzig und Dresden geriet er in das 
Metternichsche Agentennetz, worüber der Konfident J. E. Singer am 16. Sep­
tember 1841 einen ausführlichen Bericht verfaßte. Robert Blum, Führer der 
sächsischen Opposition, und seine poetischen Freunde luden zu einem „De­
jeuner" ins Leipziger Schützenhaus ein.99 Unter den Vertretern aus dem Buch­
gewerbe war auch der Verleger der Junghegelianer, Otto Wigand, in dessen 
„Hallischen Jahrbüchern" gerade die Koproduktion von Oppermann und 
Bock über die Universität Göttingen erschien. Der Agent Singer führt in sei­
nem Bericht an, welche Themen in den Ansprachen und Toasten berührt wur­
den, muß aber zusammenfassend feststellen: „Niemand ging ins DetaU, Toaste 
auf die badischen und sächsischen Liberalen und Diskussionen über allerlei 
neuerliche Ereignisse füllten die Zeit aus". Am Abend brachten Burschen­
schafter Welcker vor seinem Hotel ein Ständchen, das viele Neugierige anzog, 
was zu einem vom Konfidenten mißbiUigten Echo in der Presse führte. Am 25. 
September mußte Singer registrieren: „Die erste öffentiiche Spur von Welckers 
Anwesenheit wird nun in Sachsen sichtbar." Es hatte sich auf Welckers Anre­
gung hin ein Verein für die Befreiung der Presse gebildet, dem u. a. Wigand 
und Blum präsidierten.100 

Noch größer war die Aufmerksamkeit, die Welcker in der preußischen Haupt­
stadt zuteil wurde.101 Im Hause Bettinas von Arnim, die auch Hoffmann von 
FaUerlebens unterstützte102, traf er einen Kreis aristokratischer Freiheitsfreun­
de. Triumphe feierte Welcker beim liberalen Bürgertum der Stadt, das ihn u. a. 
durch eine Serenade ehrte. Zur Nachtmusik am 28. 9. 1841 hatte der Doktor-

98 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 133. 
99 Am 4. 4. 1842 berichtet der Leipziger Konfident, daß man auf Blums Veranlassung auch 

den in Leipzig weilenden Hoffmann gefragt habe, ob er ein Dejeuner wünsche. „Man hat 
die Absicht und wird sie erreichen, durch dieses Dejeuner (das man in den Zeitungen aus­
posaunt) auch andere Städte, wohin Hofhnann kommt, zu ähnlichen Demonstrationen 
zu verleiten und diesem bescheidenen Manne auch einen Triumphzug zu verschaffen" 
[ADLER (wie Anm. 53), Bd. I, S. 132]. Der Bericht über das Frühstück, zu dem nur 40 Per­
sonen erschienen waren, ebd. auf S. 141. Nach Meinung der Konfidenten verfolgte die 
Opposition mit den „Zweckessen" eine erfolgreiche Propagandastrategie. Zu Hofimanns 
Widerspruch gegen die Etikettierung seiner Reisen als „Iriumphreise" ebd. S. 168. 

100 ADLE R (wie Anm. 53), Bd. I, S. 100-108. 
101 Helmut HIRSCH , Die Berliner Welcker-Kundgebung, in: Archiv für Sozialgeschichte, 

1/1961, S. 27-42. WILD (wie Anm. 82), S. 190 und ADLER (wie Anm. 53), Bd. I, S. 104 f. 
102 HEINRICH-JOS T (wie Anm. 73), S. 100 f. 
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klub der Junghegelianer eingeladen. Ihm hatte seiner Zeit K. Marx angehört, 
und dessen Studienfreund, der Schriftsteller Adolf Rutenberg, spielte bei der 
Organisation dieses Abends eine Rolle. Um 10 Uhr abends wurde Welcker vor 
seiner Herberge, dem Hotel zum Kronprinzen, gefeiert. Pikanterweise spielte 
dort das arglose Musikkorps der Gardeartillerie auf und zudem noch die be­
deutungsschwere Ouvertüre zur Oper „Die Stummen von Portici". Sie hatte 
1830 die Revolution in Brüssel ausgelöst. Lebehochs und eine Rede Welckers 
vom Hotelfenster aus folgten der musikalischen Darbietung. Die animierte 
Volksmenge stimmte vor seinem Quartier u. a. die Lieder „Was ist des deut­
schen Vaterland?" und „Freiheit, die ich meine" an, ehe sie sich gegen Mitter­
nacht zerstreute. Ein bis zum Morgen dauerndes Gelage in einer Weinhand­
lung wird vielleicht dem Vorurteil neue Nahrung gegeben haben, daß die Op­
position dem Trunk verfallen sei.103 Weil sich die Kundgebung am folgenden 
Abend wiederholte, erwog die preußische Regierung Welckers Ausweisung, 
aber er kam dem am 30. September durch seine Abreise nach Hamburg zuvor. 
Die Veranstalter des „Unfugs" wurden vor Gericht gesteht.104 Die Kundgebung 
für Welcker beweist einerseits die Solidarität unter den Oppositionellen unter­
schiedlicher Regionen, aber sie macht auch wachsende Differenzen in diesem 
Lager sichtbar. Angesichts der kruden Staatswirklichkeit in Preußen versuch­
ten einige Junghegelianer sich von der Idealisierung des Staates durch ihren 
geistigen Ziehvater zu distanzieren, indem sie sich auf Uberale Gedankengän­
ge einließen, wie sie z. B. der Altliberale Welcker vertrat. Doch nicht aüe Jung­
hegelianer waren bereit, dieser Kritik an Hegel zu folgen. Rutenbergs Schwa­
ger, der radikale Bonner Theologiedozent Bruno Bauer, tadelte an den süd­
westdeutschen Liberalen ihre Halbheit, weil sie für das Zwitterding „konstitu­
tionelle Monarchie" eintraten.105 Beim Welckeressen trat er für Hegels Rechts­
philosophie ein, von der man in Süddeutschland irrige Vorstellungen habe, 
und er sprach einen Toast aus „auf Hegels Auffassung des Staates, welche die 
dortigen Ansichten durch Kühnheit, Liberalität und Entschiedenheit weit 
überrage", was Welcker sehr „chockierte".106 

Welkers Empfang im liberaleren Hamburg ist auf Grund des Berliner Beispiels 
vorstellbar. Nach den Erinnerungen Hoffmanns, der nach seinem Helgoland­
aufenthalt zu der Zeit in Hamburg weilte, traf Welcker dort am 3. Oktober ein. 
Eine erste „Huldigungsfeier" für Welcker fand am 5. Oktober 1841 abends um 

103 Vgl. das Kapitel: Die Oppsition und der Alkohol, bei RIESENE R (wie Anm. 62), S. 223-
225. 

104 Rutenberg, der Polizei nicht unbekannt, wurde unter Polizeiaufsicht gestellt und mußte 
im folgenden Jahr als Redakteur der Rheinischen Zeitung auf wiederholtes Drängen des 
preußischen Zensurministeriums entlassen werden. Karl Marx trat faktisch seine Nach­
folge an. Bauer hatte sich vor dem Bonner Universitätsgericht zu verantworten und verlor 
1842 seine schon gefährdete venia legendi [KLUTENTRETER (wie Anm. 51), Bd. 1, S. 61 f., 
86 und 152]. 

105 KLUTENTRETE R (wie Anm. 51), Bd. 1, S. 77 . 
106 KLUTENTRETE R (wie Anm. 51), Bd. 1, S. 152 Anm. 138. 
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IOV2 Uhr statt. Man brachte ihm auch hier ein Ständchen bei Fackelschein. 
Einleitend wurde Hoffmanns „Lied der Deutschen" von der Hamburger Tlir-
nerschaft von 1816 und der Schäfferschen Liedertafel in Begleitung von Horn­
musik zum erstenmal öffentlich gesungen. Der Schriftsteller Dr. F. Wille hielt 
dann eine Rede auf Welcker, an die sich ein „donnernd Hoch aus tausend 
Kehlen" anschloß. „Seit der Anwesenheit Blücher/'s soll man solche Begeiste­
rung, solche Einmüthigkeit, nicht gesehen haben". Der tiefbewegten Rede 
Welckers folgte ein weiteres Lied Hoffmanns. Zum Schluß wurde dem Gefei­
erten der Text des Deutschlandliedes in einem schwarz-rot-goldenen Um­
schlag überreicht.107 

Zusammenfassend berichtete am 29. Oktober ein Frankfurter Konfident Met­
ternichs über Welckers Reise: „Der Triumphzug Welckers durch Norddeutsch­
land, und namentlich seine Aufnahme in Berlin, hat die liberale Partei elektri­
siert."108 Die „demagogischen" Begleitumstände der Reise durch Norddeutsch­
land sollten mit dazu beigetragen, daß Welcker, der erst seit etwa einem Jahr 
wieder als Hochschullehrer tätig war, nach seiner Rückkehr abermals zwangs­
weise zur Ruhe gesetzt wurde.109 Informationen über Welckers Reise haben 
auch die hannoverschen Regierung beunruhigt und sie am 17. Oktober zu ih­
ren weiter oben erwähnten geheimen Anweisungen an die Göttinger Polizeidi­
rektion und den Prorektor der Universität veranlaßt. Man durfte vermuten, 
daß Welcker seinen Heimweg über Göttingen nehmen würde. 
An Kontakt mit der liberalen Opposition interessiert, wählte Welcker aber 
eine Route, die über Braunschweig und das Territorium dieses Fürstentums 
führte. Seit den Ereignissen des Jahres 1830, die zum Brand des Braunschwei­
ger Schlosses und zur Flucht des Diamantenherzogs geführt hatten, zählte die­
ses Fürstentum aufgrund seiner Verfassungsreformen zur Gruppe der konstitu-
tioneüen Bundesstaaten.110 Unter dessen aktiver Opposition befanden sich 
drei Liberale, die am Staats-Lexikon mitarbeiteten. Zu ihnen gehörte der aus 
einfachen Verhältnissen stammende Dr. Friedrich Liebe, der 1841 aus dem Ju­
stizdienst in Wölfenbüttel zum Kanzleisekretär in das braunschweigische 
Staatsministerum berufen wurde. Damit begann die für einen kritischen Libe­
ralen erstaunliche politische Karriere, die ihn u. a. als braunschweigischen Mi­
nister in das Geheimratskollegium führen sollte. Bemerkenswert ist seine Ent­
scheidung, man solle ihn im liberalen Gotha und nicht in heimischer Erde be-

107 GERSTENBER G (wie Anm. 54) , Bd. 7 , S. 293 und DÜDIN G (wie Anm. 185) , S. 273. 
108 ADLE R (wie Anm. 53) , Bd. I , S . 105 . - Zum festlichen Empfang in Kiel vgl. Friedrich 

KOCH, Die burschenschaftliche Bewegung in Kiel 1836-1855, in: Paul WENTZCKE (Hrsg.), 
Quellen und Darstellungen zur Geschichte der Burschenschaft und der deutschen Ein­
heitsbewegung. Beihefte 1-6 , 1927-1936 , Neudruck 1990 , S . 532 . 

109 WIL D (wie Anm. 82) , S. 191. 
110 Hans-Gerhard HUSUNG , Protest und Repression im Vormärz. Norddeutschland zwischen 

Restauration und Revolution, Göttingen 1983 , S . 181. 
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statten.111 Vermutlich traf sich Welcker auch mit Karl Heinrich Jürgens, der als 
politisch aktiver Geistlicher in Stadtoldendorf tätig war und 1842 als rühriger 
theologischer und politischer Publizist in den braunschweigischen Landtag 
einrücken ward. 1848 werden ihn die Helmstedter nach seiner Mitarbeit in den 
vorbereitenden Gremien (Vorparlament, Füngfziger Ausschuß) als ihren Abge­
ordneten in die Nationalversammlung wählen.112 Jürgens war mit Karl Stein­
acker befreundet, einem viel gefragten Advokaten in Holzminden. Vom 
Staatsdienst u. a. wegen seiner burschenschaftlichen Anschauungen ausge­
schlossen, war Steinacker 1833 in die Ständeversammlung gewählt worden, 
der er seitdem angehörte. Als Führer der liberalen Opposition wird er ihr von 
1842 bis 1846 als Präsident Vorsitzen. Als engagierter politischer Publizist hat 
er zwischen 1837 und 1843 insgesamt 13 Artikel zum Staats-Lexikon beige­
steuert.113 

Welcker wurde bei seiner Reise durch das Herzogtum in Braunschweig, Holz­
minden und andern Städten als Vorkämpfer der deutschen Freiheit durch 

111 Zu dem liberalen Aufsteiger Liebe vgl. Roger RECKEWELL , Art.: Liebe, Friedrich [von], in: 
Horst-Rüdiger JARCK /Günter SCHEE L (Hrsg.), Braunschweigisches Biographisches Lexi­
kon des 19. und 20. Jahrhunderts, Hannover 1996, S. 381 und die dort angegebene Litera­
tur. - Für die 1. Auflage des Staats-Lexikons verfaßte er zwei Artikel: „Proceß, Gerichts­
verfassung, zunächst Civilproceß" und „Reinigungseid". 

112 Jürgens, engagierte sich schon als Pfarrer im Zusammenhang mit der französischen Juli-
Revolution für Reformen, so z. B. in der Schrift: „Ueber die Nothwendigkeit durchgreifen­
der Reformen bei der gegenwärtigen Lage Deutschlands. Mit einleitenden Bemerkungen 
über die von Herrn von Strombeck vor Kurzem abgehandelte Frage: Was ist Rechtens, 
wenn die oberste Staatsgewalt dem Zwecke des Staatsverbandes entgegenhandelt," 
Braunschweig: Vieweg 1831. Im Unterschiede zu F. K. von Strombeck trat er im angespro­
chenen Grenzfall für ein revolutionäres Widerstandsrecht der Untertanen ein. Vgl. ADB, 
14/1881. S. 740-743 und Klaus JÜRGENS , Art.: Jürgens, Karl Heinrich, in: JARCK/SCHEE L 
(wie Anm. 111), S. 307 f.. - Über seine spätere Tätigkeit als Chefredakteur der „Hannover­
schen Zeitung" vgl. Riesener (wie Anm. 62), S. 458. - Für die 1. Auflage des Staats-Lexi­
kons verfaßte er 4 Artikel: „Emanzipation der Katholiken in Großbritannien und Irland; 
„Luther, Dr. Martin"; „Missionen, Missionäre" und „Reformation, Protestantismus". 

113 Als politischer Publizist tritt Steinacker mit den Schriften: „Wünsche der Braunschweiger 
zur Beherzigung bei den bevorstehenden landschaftlichen Verhandlungen. H. 1: Ueber 
Verbesserung der Volksvertretung", Braunschweig 1831 und „H. 2: Einführung einer Zivil­
liste", Braunschweig 1831 hervor. Zu Steinackers politischer Wirksamkeit vgl. K. ZIEGEN -
BEIN, Die parlamentarische Tätigkeit Karl Steinackers in der braunschweigischen Stände­
versammlung (1833-1847), Diss. Jena 1921. Ferner: ADB, 35/1893 und Günter SCHEEL , 
Art. Steinacker, Heinrich Friedrich Karl, in: JARCK/SCHEEL (wie Anm. 111), S. 585 f. - Für 
die 1. Auflage des Staats-Lexikons verfaßte er 13 Artikel: „Emancipation der Juden"; 
„Gemeinheitstheilungen (Auseinandersetzungen, Separationen, Absonderungen)"; „Han­
nover, hannöverische Stände, hannöverische Verfassungsfrage"; „Lippe-Schaumburg oder 
Schaumburg-Lippe"; „Majorat, Minorat, Primogenitur, Seniorat"; „Märtyrer (religiöse 
und politische)"; „Nepotismus"; „Orangelogen, Orangemänner"; „Praxis, Staatspraxis, 
Praxis und Theorie"; „Protocolle des Bundes, der Stände, allgemeine"; „Provincialstände, 
Landrath, Departementalrath"; „Rotenburg (Hessen-), Rotenburger Quart, niederhessi­
sche Quart" und „Verfassungsprincip, ständisches, oder die Ständeabtheilung als Grund­
lage der Verfassung". 
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Bankette gefeiert. Die schwache Polizei konnte nicht verhindern, daß diese 
Anlässe zu politischen Demonstrationen benutzt wurden.114 „Zweckessen" in 
allen Varianten vom Dejeuner bis zum Nachtmahl, sowie Ständchen und Se­
renaden gehörten zu jenen Praktiken der Opposition, mit denen sie eine be­
grenzte Öffentlichkeit zu erreichen versuchte. Wegen des privaten Anstrichs 
derartiger Treffen stand die Polizei ihnen vielfach machtlos gegenüber, und 
Zensoren hatten kaum eine Handhabe, das Echo in der Presse zu unterdrük-
ken. In Holzminden suchte Welcker seinen Freund Steinacker auf.115 Viel­
leicht hat man ihn ähnlich wie Hoffaiann von FaUersleben gefeiert, der über 
seinen Holzmindener Besuch während des Vorjahrs in seiner Autobiographie 
berichtet: „22. August nach Holzminden. Ich wohne beim Conrector Dauber, 
einem Göttinger Studienfreunde. Seit 26 Jahren haben wir uns nicht gesehen. 
Große Freude bei ihm und seinem Schwager Steinacker, der auch noch unser 
Göttinger Studiengenosse war. Im Fremdenbuche lese ich meinen Namen von 
meiner Hand mit dem Datum: 22. April 1820. Spätabends bringt mir die Lie­
dertafel ein Ständchen. Die Sänger mit farbigen Stocklaternen stehen sich im 
Halbkreise auf und singen drei meiner Lieder. Nach dem ersten (Deutschland, 
Deutschland über Alles!) bringt mir Steinacker, der Vorsteher, ein Hoch aus. 
Ich danke mit den Worten: ,Gott gebe, daß das deutsche Lied bald eine Wahr­
heit werde und deutsche Gesinnung zur That!" Als Hoffmann sich 1847 in 
Welckers Heidelberger Haus aufhielt, erreichte ihn dort die Nachricht vom 
frühen Tode Steinackers, der sich in seiner politischen Tätigkeit aufgerieben 
hatte. lief erschüttert, versuchte Hoffmann, Welcker, Gervinus, Soiron und 
andere zu gewinnen, für die Einrichtung einer Steinacker-Stiftung aufzurufen, 
denn der Verstorbene hatte seiner Frau und den 5 Kindern nur Schulden hin­
terlassen.116 In der 2. Auflage des Staats-Lexikons wird K. H. Jürgens Steinak-
kers Wirken für die liberale Sache durch einen biographischen Artikel würdi­
gen. Für Jürgens war Steinacker „in der That einer der Märtyrer der Reactions-
periode".117 

Welcker hat - nach den Göttinger Akten zu urteilen, - auf seinem Heimweg 
die gewarnte Universitätsstadt Göttingen nicht berührt.118 Vermullich ist er 

114 WIL D (wie Anm. 82) , S. 190f. - Nach HASSELL (wie Anm. 66) , S . 442 f. verbreitete sich im 
Oktober 184 1 die Nachricht, Welcker wolle Hildesheim besuchen. Auf speziellen Wunsch 
des Königs wurde die Landdrostei angewiesen, Welcker eventuell durch Gendarmen über 
die Grenze bringen zu lassen. - Über die Schwierigkeit der hannoverschen Oppositionel­
len während des Verfassungskonflikts Kontakt zu den südwestdeutschen Liberalen und 
besonders zu Welcker herzustellen, vgl. RIESENER (wie Anm. 62), S. 197 und Anm. 111. 

115 Steinacker hatte die beiden Herausgeber des Staats-Lexikons 183 9 in Freiburg besucht. 
116 GERSTENBER G (wie Anm. 54) , Bd. 7 , S. 40 2 f. und S. 412 . 
117 Art.: Steinacker, Heinrich Friedrich Karl, in: Das Staats-Lexikon, Bd. 12/21848, S. 424-

437. 
118 Von Welckers Schrift „Meine Reise nach Norddeutschland und mem politisches Glau­

bensbekenntnis. Der deutsche Liberalismus und Servilismus. Zur Antwort auf die Angriffe 
des letzteren" sind nur Teüe im Nachlaß erhalten. Nach seiner erneuten Pensionierung 
hat Welcker vergeblich an unterschiedlichen Druckorten versucht, diese Abrechnung mit 
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einigen norddeutschen Regimen durch die Zensur zu bringen [vgl. WILD (wie Anm. 82) , 
S. 191 und öfter]. 

119 ADB, 53/1907, S. 340 . Dort heißt es, daß er im selben Jahr zum ao. Professor ernannt 
wurde, was unwahrscheinlich ist. - Wilhelm EBEL , Catalogus Professorum Gottingensium 
1734-1962, Göttingen 1962 , verzeichnet ihn nicht. - [BOCK/OPPERMANN ] (wie Anm. 23) , 
S. 77 sprechen davon, daß man an der Universität Göttingen 1832/3 3 mit Mitleid bzw. 
Verachtung auf die Freiburger Professoren Rotteck und Welcker geblickt habe. F. Lücke, 
der maßgebende Göttinger Theologe des Vormärz nimmt am 26 . 3 . 183 2 Goethes Tod 
zum Anlaß in einem Brief an den Verleger F. C. Perthes die große Lücke im „deutschen 
Volksbewußtsein" zu beklagen, die Goethe hinterlassen habe, und daß man „schwache 
Geister" wie K. von Rotteck und Ch. D. Rauch zu „Götzen der Nation" gemacht habe und 
er beklagt - an anderer Stelle - „in den kleinen constitutionellen Staaten die erbärm­
lichen Nachäffereien des französichen Wesens" [CHRISTOPHERSEN (wie Anm. 26), S. 332 
und Anm. 482] . 

120 ZEHNTNE R (wie Anm. 93) , S. 32 . - Nach Riesener waren die hannoverschen Liberalen 
weitgehend von den südwestdeutschen isoliert [RIESENER (wie Anm. 62), S. 559] . 

121 ZEHNTNE R (wie Anm. 93) , S. 32 . 

von Holzminden aus in westlicher Richtung nach Bonn aufgebrochen, wo er 
seinen Bruder besuchte. Vielleicht überging er Göttingen, weil er unter den 
Professoren nicht mit liberalen Gesprächspartnern rechnen und auf Mitarbei­
ter am Staats-Lexikon hoffen konnte. Die während dieser Monate in den Hal­
lischen Jahrbüchern erscheinende Artikelfolge sprach der Georgia Augusta in 
ihrem damaligen Zustand „die wahre Geistesfreiheit" ab. Göttingen hatte zu­
dem im Vormärz nicht den Schritt zur Einrichtung einer staatswissenschaftli­
chen Fakultät gewagt und sollte sich auch 1848 nicht zu dieser Entscheidung 
durchringen. In den Augen des Liberalen Welcker fehlte den Kollegen der 
Georgia Augusta vermutlich die woinschenswerte politische Einstellung und u. 
U. auch die entsprechende staatswissenschaftliche Kompetenz, die zur Mitar­
beit am Staats-Lexikon qualifizierte. Von den insgesamt 870 Artikeln des Lexi­
kons ist nur der Beitrag „Corpus juris canonici" (Bd. 4/1837, S. 31-47) von ei­
nem Göttinger verfaßt. Autor ist der Privatdozent Aemilius Ludwag Richter, 
der sich 1835 in Göttingen habilitierte und 1838 einen Ruf als o. Professor des 
Kirchenrechts nach Marburg erhielt.119 Die Georgia Augusta hebt sich in die­
ser Hinsicht nicht vom norddeutschen Raum und von Bayern ab. Ein Her­
kunftsvergleich der insgesamt 69 Autoren des Staats-Lexikons zeigt: 35 Auto­
ren stammten aus Süddeutschland und nur 10 aus Norddeutschland, von de­
nen 6 auch nur gelegentliche Mitarbeiter waren.120 Die geographische Vertei­
lung der Autoren des Staatslexikons markiert zugleich Zonen intensiver politi­
scher Auseinandersetzung im Vormärz (Baden, Württemberg, Hessen), die 
nicht zuletzt im politischen Engagement der Autoren des Lexikons ihre Ursa­
che hatten. Bis auf vier der 32 deutschen Mitarbeiter waren die übrigen in ir­
gendeiner Form politisch tätig und fast alle Mitarbeiter des Staats-Lexikons 
sind wegen politischer Vergehen verfolgt worden.121 Vermutlich ließ sich eine 
programmatische Publikation wie das Staats-Lexikon nicht mit Gelehrten 
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sondern nur mit den „angesehensten Publicisten Deutschlands" machen - wie 
es der Titel ankündigte. 
Auch die geheimen Warnungen des hannoverschen Innenministeriums vor 
den Professoren Welcker und Hoffmann zählten 1848 zu den peinlichen Hin­
terlassenschaften der staatlichen Polizeidirektion Göttingen. Welcker war im 
Zuge der politischen Wende des Jahres 1848 bereits am 12. März von der badi­
schen Regierung zum Gesandten beim Deutschen Bund ernannt worden - je­
ner Behörde, die entscheidend zu seiner Verfolgung und Entlassung beigetra­
gen hatte, und angesichts Welckers Mitwirkung in den vorbereitenden Gre­
mien der Nationalversammlung zeichnete sich bereits seine bedeutsame Tätig­
keit in der Paulskirche ab. Im FaUe Hoffmann durfte die Polizeidirektion im 
April 1848 Jahres wegen der nunmehr errungenen Freiheit von der präventi­
ven Zensur eine Rehabilitierung des Poeten der deutschen Einheit und Frei­
heit erwarten. Es war nicht voraussehbar, daß man Hoffmann seine Breslauer 
Professur vorenthalten würde. Die „Rückwärtserei" - wie Hoffmann deutsch-
tümelnd die Reaktion nannte, - sollte ihm noch bis zum Jahre 1861 Probleme 
beim Besuch seines hannoverschen Heimatlandes bereiten. Als Beispiel sei 
eine Göttinger Episode des Jahres 1853 hervorgehoben.122 

Um seine hymnologischen Forschungen vorantreiben und eine neue Ausgabe 
seiner Geschichte des Kirchenliedes vorbereiten zu können, erhielt Hoffmann 
am 4. 7. 1853 von der städtischen Polizeidirektion Göttingen zu Studienzwek-
ken für drei Monate eine Aufenthaltskarte. In der Zeit vom 1. Juli bis zum 2. 
August fand er Gelegenheit zu ausgedehnten Forschungen auf der Universi­
tätsbibliothek. Er verkehrte mit alten Freunden und Bekannten. Er wurde von 
den Bibliothekaren Prof. K. F. C. Hoeck und Dr. A. Ellissen unterstützt. Philo­
logische Fragen erörterte er mit seinen Fachkollegen den Professoren Wilhelm 
MüUer und L. Schweiger und kirchengeschichtliche Probleme mit den Theolo­
gieprofessoren J. Gieseler und E. Redepenning. Aber er traf sich auch mit dem 
Juristen und späteren Professor für Kunstgeschichte F. W. Unger 1 2 3 sowie des­
sen früheren Vormund und Lehrer in der Erziehungsanstalt Wülfel, dem 
Moorkommissar J. A. Wehner, der zeitweise auf dem Rittergut Geismar bei 
Göttingen ansässig war. Wehner zählte seit dem Verfassungskonflikt von 1837 

122 Dazu GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 8, S. 62-65 und Wolfram SIEMANN , „Deutsch­
lands Ruhe, Sicherheit und Ordnung". Die Anfänge der politischen Polizei 1806-1866, 
Tübingen 1985, S. 412 f. (mit Verweis auf die Archivalie des HSTA Hannover: Hann. Des. 
87 Göttingen Nr. 19). - In seinem Brief an den preußischen Landrat des Kreises Neuwied 
beteuerte Hoffmann, er habe seine Trinksprüche auf den Oberbibliothekar Hoeck und sei­
nen Freund Wilhelm Müller sowie die Göttinger Bibliothek und die Göttinger Mettwurst 
beschränkt [H. GERSTENBERG (Hrsg.), An meine Freunde. Briefe von Hoffmann von Fal­
lersleben, Berlin 1907, S. 211]. 

123 ADB, 39/(1895)1971, S. 289-291. - Zu W Müller, der die Germanistik in der Nachfolge 
der Grimms vertrat, vgl. Karl STACKMANN, Die Anfänge der Germanistik in Göttingen. In: 
Ders./Ulrich HuNGER /Eva WILMS : Drei Kapitel aus der Göttinger Germanistik. Göttinger 
Universitätsreden 88. Göttingen 1991. S. 9-45, hier S. 31-39. 



Opposition und Repression in Stadt und Universität Göttingen während des Vormärz 249 

zu den Oppositionellen, die Stüve und Johann Hermann Detmold aus dem 
zweiten Glied heraus unterstützten - analog zu Böse im Norden und Theodor 
Meyer im Osten. Neben seinen regionalen Aktivitäten im Süden des König­
reichs sorgte Wehner auf seinen häufigen Reisen für eine Verbindung der Op­
positionellen mit dem Bund in Frankfurt, bevor das Innenministerium ihn 
1840 confinirte.12* 

Angesichts der bevorstehenden Abreise konnte Ellissen den aus Vorsicht wi­
derstrebenden Hoffmann zu einem Abendessen bereden, das Freunde und 
Verehrer ihm geben wollten. Man traf sich am 1. August auf der Landwehr­
schenke außerhalb der Stadt. Es waren etwa 50 Personen anwesend: Magi­
stratsmitglieder, mehrere Professoren und andere Universitätsangehörige so­
wie Göttinger Bürger. Bei gutem Essen und anregender Musik vergnügte man 
sich dort bis 2 Uhr in der Nacht, ein Anlaß für viele Trinksprüche und Lebe­
hochs. Diese abendliche Runde hat den Verdacht eines Oppositionsessens er­
regt, denn als Gast nahm auch Obergerichtsassessor Dr. Gottlieb Planck teil, 
und wahrscheinlich war - neben dem Moorkommissar Wehner - auch 
Plancks Freund, der Göttinger Rechtsanwalt Dr. Johannes Miquel am Fest­
mahl beteiligt, der seine Verbindungen zu Karl Marx vor den Sicherheitskräf­
ten weitgehend hatte verbergen können. Planck weilte gerade bei seinen Göt­
tinger Eltern zu Besuch. Wegen seines politischen Engagements war der künf­
tige „Vater des BGB" bereits zweimal durch eine Strafversetzung gemaßregelt 
worden: einmal, weil er sich für die 1849 in der Paulskirche verabschiedete 

124 Zu Wehner vgl HASSEL L (wie Anm, 66), S. 418f.: ,Er war gewissermaßen der Diplomat 
der Opposition." - Vgl. Wehners Schilderung der Confinierung in seiner „Vorstellung und 
Bitte" vom 14. 4. 1841 an die Allgemeine Ständeversammlung und die Anlage vom 22. 
Mai 1841: Danach war sie ohne Angabe von Gründen seit Januar 1840 verhängt worden. 
Wehner durfte das Weichbild von Göttingen bei Strafe der Arretierung nicht verlassen. 
Reisen ins „Ausland" in Familienangelegenheiten wurden ihm untersagt. Eine Erlaubnis 
für Reisen in Geschäftsangelegenheiten wurde im Inland nur unter der Bedingung geneh­
migt, „daß ein Landgendarme wie mein Schatten Tag und Nacht mir zur Seite sei, alles 
verstehe und lese, was Andere mir und ich Andern mittheile" (Hannoversches Portfolio. 
Sammlung von Actenstücken zur Geschichte des Hannoverschen Verfassungskampfes. 
Bd. 4. Stuttgart 1841. 312- 320, hier S. 319). Zum Haus- oder Ortsarrest gegenüber führen­
den Mitgliedern der Opposition vgl. generell RIESENER (wie Anm. 62), S. 120 f. - Ferner: 
[Johann Andreas WEHNER], Acten und Rechtsgutachten über die unter der Regierung Sr. 
Majestät des Königs Ernst August von Hannover durch dessen Ministerium des Innern 
unter Verweigerung aller Angabe von Gründen und rechtlichen Gehörs gegen den Moor-
Commissair Wehner zu Göttingen verfügte und seit dem 1. Febr. 1840 bestehende Ver­
strickung, (Statt Manuskript gedruckt), Stuttgart 1841 [538 Seiten!] und die gedruckte 
Nichtigkeitsbeschwerde vom 28. 9. 1857 gerichtet an das Oberappelationsgericht zu Celle 
wegen Unterschlagung und Betrug gegenüber seinem Mündel Bodo Unger (SUB Göttin­
gen: 4 Jus Statut V 1878). - Siehe auch: Martin WARSCHAUER , Johann Hermann Detmold 
in der Opposition (1838-1848). Ein Beitrag zur Geschichte des Hannoverschen Verfas­
sungskampfes und des politischen Denkens in Deutschland, Quellen und Darstellungen 
zur Geschichte Niedersachsens, 34/1926, S. 17 und die Angaben im Personenregister. -
Zu Wehners Verbindungsfunktion vgl. auch: SCHUIRMANN (wie Anm. 67), S. 107 und 126. 
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Reichsverfassung engagiert hatte und zum andern, weil er in einen Arbeiterbil­
dungsverein eingetreten war.125 Als Hoffmann zwei Tage nach dem Essen in 
der Landwehrschenke zu einem kurzen Aufenthalt nach Bothfeld, dem Hei­
matort seiner Frau, abreiste, wurde er dort auf Veranlassung des Innenministe­
riums am 5. 8. 1853 das Opfer einer Hausdurchsuchung.126 Sie erbrachte zwar 
keine belastenden Briefe, da Hoffmann sich zur Regel gemacht hatte, diese 
nach Eingang sofort zu vernichten. Man fand aber u. a. sein Notizbuch mit 
Namen und Daten der Empfanger seiner eigenen Korrespondenz der letzten 
Jahre, was eine Mitteilung an die Polizeibehörden der Adressaten zur Folge 
hatte.1 2 7 Da Hoffmann nach Auffassung des Innenministeriums den Fehler be­
gangen hatte, „mit den höchsten Feinden der Regierung" zu essen, wurde er 
umgehend aus dem Königreich „wegen seiner politischen Wühlereien" ausge­
wiesen, und der Polizeidirektor Dr. Carl Wermuth erreichte vom Berliner Poli­
zeipräsidium, daß dem damals im preußischen Neuwied ansässigen Hoffmann 
künftig keine Paßkarte mehr ausgestellt wurde, um dessen Reisen einen Riegel 
vorzuschieben.128 Georg V, der ungemein an der Tätigkeit seiner politischen 
Polizei interessiert und deren treibende Kraft war, gab noch am 22. 7. 1858 
während eines seiner regelmäßigen Erholungsaufenthalte auf Norderney die 
Anweisung: „Ich empfehle dem Chef der Landgendarmerie, General-Leutnant 
Poten, während der Anwesenheit des Doktor Hoffmann aus Fallersleben in 

125 Ferdinand FRENSDORFF , Gottlieb Planck, deutscher Jurist und Politiker, Berlin 1914, 
S. 97 f. und S. 114. - Planck wurde später unter Georg V. ein Opfer des hannoverschen 
Verfassungskampfes. Mit einer Flugschrift opponierte er gegen die königliche Absichtser­
klärung vom 1. August 1855, die Verfassung vom 5. 9. 1848 ohne Zustimmung der Stände 
ändern zu wollen. Nach einer 2-monatigen Suspension von Amt und Gehalt wurde eine 
Neuordnung der Justizorganisation im Jahre 1859 zum Anlaß genommen, Planck fast 5 
Jahre auf Wartegeld zu setzen (ebd. S. 185, 187 und 229). Vgl. auch Michael COESTER , 
Gottlieb Planck (1824-1910) Ein Vater des neuen bürgerlichen Rechts, in: Loos, Fritz 
(Hg.), Rechtswissenschaft in Göttingen. Göttinger Juristen aus 250 Jahren, Göttinger Uni­
versitätsschriften, A 6. Göttingen 1987, S. 299-315. - Zu Plancks Auftreten als reformfreu­
diger Progreß-Student vgl. weiter unten Kap. 4.1. 

126 Wilhelm WINKEL , Heinrich Hoffmann von Fallersleben und seine Beziehungen zum 
Dorfe Bothfeld bei Hannover, in: Hannoversche Geschichtsblätter, 29/1975, S. 215-232. -
Als Hoffmanns Frau sich 1858 im hannoverschen Innenministerium um die Aufhebung 
des Aufenthaltsverbotes bemühte, erhielt sie auf die Frage, was gegen ihren Mann vor­
liege, die Antwort: „Es ist nichts als die Tatsache, daß ihr Mann mit den höchsten Feinden 
der Regierung gegessen hat" und der Minister W von Borries erwähnte in diesem Zusam­
menhang ausdrücklich Planck als bedeutendstes Oppositionsmitglied (ebd. S. 224). 

127 Wermuths Mitteilung an die Polizeidirektion Göttingen vom 10. 5. 1853 enthielt als 
Anlage Hoffmanns Aufenthaltskarte und aus dessen Notizbuch die Anschriften seiner 
Göttinger Bekanntschaften [SIEMANN (wie Anm. 122), S. 413, Anm. 445]. - Vgl. auch RIE-
SENER (wie Anm. 62), S. 219, Anm. 247. - Ablichtung der „Aufenthalts-Karte" von Hoff­
mann bei KÜHN (wie Anm. 47), S. 124, Abb. 2. 

128 Vgl. Hoffmanns Gedicht „Eine hannoversche Ausweisung mit preußischer Paßkarte am 5. 
August 1853" (Gedichtanfang: „In des Sommers milden Tagen"), in: KOTH E (wie Anm. 
62), S. 41 f. - SIEMAN N (wie Anm. 122), S. 413 und RIESENE R (wie Anm. 62), S. 178, Anm. 
255. 
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3. Di e Überwachung wandernder Handwerksgesellen : 
Der Bäckergeselle A . H. Dunke r 

Als der Göttinger Student Hoffmann 1817 seinen Bruder in Magdeburg besu­
chen wollte, bekam er beim Überschreiten der preußischen Grenze Schwierig­
keiten, da er keinen Paß mit sich führte, sondern nur die lateinisch geschriebe­
ne Immatrikulationsbescheinigung der Georgia Augusta, die für den kontrol­
lierenden Unteroffizier unverständlich war („Och Latein versteht kein 
Schwein").131 Vermutlich erregte er auch durch seine Kleidung Aufsehen, denn 
Hoffmann hat später über diese Episode notiert: „Schon damals fingen die Be­
hörden an, jeden jungen Menschen, der bequem und deshalb oft auffällig ge­
kleidet war, oder gar eine greise Turnjacke und leichte Mütze trug, für staats­
gefährlich zu halten und ihm besonders das Reisen zu verleiden."132 Seit der 
französischen Revolution sahen die Staaten des Ancien regime sich veranlaßt, 
die einreisenden Fremden auch unter politischen Gesichtspunkten zu kontrol­
lieren, indem sie auf staatsgefährdende Absichten und Informationen hin 
überprüft wurden. Gefürchtet waren die propagandistische Konterbande im 
Gepäck aber auch systemkritische Mitbringsel im Kopf, über die Heinrich 
Heine reimte: 

129 POZORN Y (wie Anm. 75), S. 32f. - RIESENE R (wie Anm. 62), S. 219, Anm. 247. 
130 Walter GRAB /Uwe FRIESEL , Noch ist Deutschland nicht verloren. Eine historisch-politi­

sche Analyse unterdrückter Lyrik von der Französischen Revolution bis zur Reichsgrün­
dung, München 1970, S. 171. 

131 GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 7, S. 56. 
132 GERSTENBER G (wie Anm. 54), Bd. 7 t S. 57. - Peter Cornelius charakterisierte noch den 60-

jährigen Hoffmann als „Veteran im Studentenrock" [Hermann REUTER , Hoffmann von 
Fallersleben, in: Herman HAUPT /Paul WENTZCKE (Hrsg.), Hundert Jahre Deutscher Bur­
schenschaft. Burschenschaftliche Lebensläufe, in: Quellen und Darstellungen zur 
Geschichte der Burschenschaft und der deutschen Einheitsbewegung VII, Heidelberg 
1921, S. 93]. 

dem Dorfe Bothfeld bei Hannover einen Gendarmen dorthin zu kommandie­
ren, der das Treiben dieses Mannes insgeheim beobachte, namentlich ob er mit 
Demokraten Umgang pflege, und mir wöchentlich darüber hierher nach Nor­
derney Bericht zu senden. Georg Rex."129 Die negative politische Bewertung 
Hoffmanns durch W. Grab und U. Friesel ist angesichts der andauernden Ver­
folgung Hoffmanns verfehlt: „Sein Liberalismus war für die Herrschenden un­
gefährlich. Diese Harmlosigkeit und seine Autorschaft des Deutschlandliedes, 
das zu einem Kampfgesang des deutschen Chauvinismus wurde, trugen in glei­
cher Weise dazu bei, daß die konservative und nationalistische Literaturwis­
senschaft Hoffmann amnestierte."130 Hier wird im Wege der Schwarz-Weiß-
Malerei ein Klischee durch das gegenteilige ersetzt. 
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Ihr Toren, die ihr im Koffer sucht! 
Hier werdet ihr nichts entdecken! 
Die Contrebande, die mit mir reist, 
Die hab ich im Kopfe stecken.133 

Vor dem Hintergrund von Verschwörungstheorien reichten fragwürdige Indi­
zien - wie Besonderheiten der Kleidung - manchmal aus, einreisende Fremde 
als Angehörige oppositioneüer Gruppen oder als politische Emissäre geheimer 
Organisationen zu verdächtigen. Umgekehrt wurden OppositioneUe des eige­
nen Landes bei ihren Reisen in republikanisch oder konstitutionell verfaßte 
Staaten von Verdächtigungen der heimischen Polizeibehörden begleitet, sie 
könnten auf dem Rückweg „Contrebande" der einen oder andern Art mit sich 
zu führen.134 Wie das Beispiel von Hoffmann von Fallersleben zeigt, wachte 
dieses Mißtrauen an den Grenzpfählen jedes der 38 Staaten des deutschen 
Bundes und in den Köpfen der lokalen Poüzeikräfte, deren umfassender Auf­
gabenkatalog sich zu Beginn des 19. Jahrhunderts um die sicherheitspolitische 
Funktion zum Schutz der Staatsverfassung erweiterte und nach dem Wiener 
Kongreß zur Einrichtung einer Politischen Polizei führte.135 

Das Wartburgfest (1817), die Gründung der Burschenschaft (1818) und vor al­
lem die Ermordung Kotzebues (1819) führten im Rahmen der Karlsbader Be­
schlüsse zu einer verschärften Kontrolle der Studenten - eine Aufgabe der Re-
gierungsbevoUmächtigten, dessen Position 1819 an allen Universitäten ge­
schaffen wurde.136 Durch Reisepässe versuchte die Polizei grenzüberschreiten­
de Individuen des eigenen Territoriums und fremder Staaten unter Kontrolle 
zu halten. In Oppermanns Akte ist ein bis auf die Unterschrift voUständiger 
Reisepaß vom 3. April 1840 erhalten, der den Dr. jur. Albert Oppermann für 
ein Jahr zu geschäftlichen „Aus-Land"-Reisen nach Braunschweig über Seesen 
berechtigte. Die Königüche Polizei-Direction sichert darin dem steckbrieflich 
beschriebenen 29 Jahre alten und 6 Fuß 1 Zoll großen Göttinger für seine Rei­
se ins braunschweigische Ausland nötigenfalls jeden möglichen Schutz zu.1 3 7 

133 Karl RIHA , Politische Lyrik, in: Propyläen Geschichte der Literatur 5. Das bürgerliche 
Zeitalter 1830-1914, S. 140. 

134 - Nach SCHUIRMANN (wie Anm. 67), S. 144 wurden seit Januar 1840 erneut die Mitglieder 
des Stüveschen Kreises wie z. B. Detmold, Wehner und Böse polizeilich überwacht, die 
„Regierung fürchtete nichts so sehr wie Reisen dieser Männer ins Ausland, wie die 
Anknüpfung von Beziehungen zwischen der Opposition und liberalen Kammermitgüe-
dem Deutschlands". Nach RIESENER (wie Anm. 62), S. 197 Anm. 111 konnte die Polizei 
1841 entgegen einem Gerücht keinen Kontakt hannoverscher Liberaler mit Welcker nach­
weisen. 

135 SIEMAN N (wie Anm. 122), S. 31 f. - Zur Fremdenpolizei und der Politischen Polizei im 
Königreich Hannover vgl. RIESENER (wie Anm. 62), S. 172-180 bzw. S. 181-236. 

136 HUBE R (wie Anm. 35), S. 90 f. - Am 11.11. 1819 fühlte sich die Georgia Augusta „gedrun­
gen", dem Kabinettsministerium „den tiefen Schmerz und die Besorgniße auszudrücken", 
welche die Ernennung des Regierungsbevollmächtigten F. von Laffert ausgelöst habe, aber 
es blieb beim übergeordneten Beschluß des Bundestages (UAG: Kur 1/109, Bl. 17/18). 

137 UAG: KUR5.a.86, Bl. 138. 



Opposition und Repression in Stadt und Universität Göttingen während des Vormärz 253 

Um die Bewegungen ausländischer Studenten der Georgia Augusta (Nicht­
Hannoveraner) während ihrer Göttinger Studienzeit kontrollieren zu können, 
hatten diese bei der Immatrikulation ihre Pässe abzugeben. Sie wurden von 
der Universität eingesammelt, in einer Liste erfaßt und dann an die Göttinger 
Polizeibehörde weitergegeben.138 Die Universität sicherte sich von allen Stu­
denten das Maturitätszeugnis und - gegebenenfalls - die Immatrikulationsbe­
scheinigungen der zuvor besuchten Universitäten. Beide wurden seit 1835 in 
einem eigens dazu angeschafften Schrank bis zum Ende der Göttinger Stu­
dienzeit eingeschlossen - eine Folge der geheimen Wiener Beschlüsse (Art. 
38 ff.) und des entsprechenden Bundesgesetzes vom 13. 11. 1834.139 Ein Poli­
zeidiener hatte dem Prorektor täglich die Nachtzettel zu überbringen.140 Auch 
in Göttingen galt die Gepflogenheit, daß die Liste der eingereisten Fremden 
im lokalen Wochenblatt abgedruckt wurde.141 

In den 30er-Jahren dieses Jahrhunderts geriet mit den wandernden Handwer­
kern, eine weitere Gruppierung mit traditionell hoher Mobilität, in das Visier 
der Polizei. Ausschlaggebend für dieses Sicherheitsbedenken war die Auswei­
tung der Wanderbewegung deutscher Handwerker in westliche Staaten mit re­
publikanischer oder konstitutioneller Verfassung. Diese Vergrößerung des 
Wanderradius hatte zumeist ökonomische Gründe. In Paris, das in den 30er-
Jahren das Zentrum der revolutionären Bewegung war, soUen nach extremen 
Schätzungen an die 100 000 Deutsche gelebt haben. Neben bürgerlichen poli­
tischen Flüchtlingen wie z. B. Heinrich Heine und Karl Ludwig Börne hielten 
sich damals mindestens 25-30 000 deutsche Handwerker in der französischen 
Hauptstadt auf. Hier entwickelte sich über den „Bund der Geächteten" (ab 
1834) und dem folgenden „Bund der Gerechten" (ab 1836) ein deutscher 
„Handwerksburschen-Kommunismus".142 Der Frankfurter Bundestag sah sich 
am 15. Januar 1835 veranlaßt, ein Wanderverbot zu erlassen, weil „es im Inter­
esse des Deutschen Bundes liegt, daß die deutschen Handwerksgesellen an 
keinen Associationen und Versammlungen Theil nehmen, wodurch die öffent-

138 Zu dieser Verschärfung der Karlsbader Universitätsgesetze vom 20. 9. 1819 vgl. HUBE R 
(wie Anm. 85), hier Bd. II, Stuttgart 31988, S. 183, - Auflistung der an die Polizeidirektion 
übergebenen Pässe aus dem SS 1847 mit 17 Namen von Studenten und deren Heimator­
ten (UAG: X B 555. 9 [1]). Vermutlich hängt diese Maßnahme mit dem 1845 gegründeten 
Paßkartenverein zusammen, dem das Königreich Hannover angehörte [RIESENER (wie 
Anm. 62), S. 178 und Anm. 254].. 

139 Vgl. die „Instruction für die Immatriculations-Commision in Göttingen" vom 15. 4. 1835 
(§ 17) als Folge des Bundesgesetzes vom 13. 11. 1834 (UAG: X B 555 [8]). 

140 „Darstellung der Verfaßung der academischen Behörden. - Göttingen 1833" (UAG: Kur 
1.135, Bl. 67-199b, hier Bl. 102). 

141 Zu vergleichbaren Regelungen in der Stadt Hannover vgl. RIESENE R (wie Anm. 62), 
S. 173 f. 

142 Werner KOWALSKI , Vorgeschichte und Entstehung des Bundes der Gerechten. Mit einem 
Quellenanhang, Berlin 1962, S. 38-41, sowie S. 57-81 bzw. S, 123-176. - Zusammen mit 
Jacob Venedey leitete der nach dem Putsch von 1831 aus Göttingen geflüchtete Privatdo­
zent Theodor Schuster den „Bund der Geächteten" [RIESENER (wie Anm. 62) S. 330]. 



254 Johannes Tütken 

liehe Ruhe im In- oder Auslande bedroht oder gestört werden könnte".143 Die­
ses Verbot richtete sich auch gegen Wanderungen in die Schweiz, da die helve­
tische Republik nicht nur politisches Asyl gewährte sondern Arbeitervereine 
und ihre Versammlungen duldete. In Bern konstituierte sich am 15. 4. 1834 ein 
Geheimbund „Junges Deutschland" als nationale Sektion des „Jungen Euro­
pa". 1 4 4 Die Vereinigung wurde von den deutschen Sicherheitsbehörden mit 
ebenso großem Argwohn beobachtet wie die literarische Gruppierung glei­
chen Namens.145 Beunruhigende Anlässe boten die Devise des proletarischen 
Jimgen Deutschland („Freiheit, Gleichheit, Humanität"), aber auch dessen Ak­
tivitäten, die von deutschen Regierungen als „Hochverrat" und „Majestätsbe­
leidigung" aufgefaßt wurden. Nicht minder gefährlich waren Druckschrfften 
im Besitz rückwandernder Handwerker. Die Frankfurter Bundes-Central-Be-
hörde (1833-1842) sah sich Anfang 1836 veranlaßt, den deutschen Regierun­
gen einen alarmierenden Bericht über das proletarische Junge Deutschland 
vorzulegen. Diplomatischer Druck nötigte die Schweizer Behörden am 23. 
August 1836 zu der Entscheidung, den Deutschen in der Schweiz jede politi­
sche Tätigkeit zu untersagen. Unter jenen, die im Zuge dieser „Schweizer 
Demagogenjagd" wegen revolutionärer Aktivitäten deportiert oder ausgewie­
sen wurden, befanden sich auch die Angehörigen des Jungen Deutschland.146 

Vor diesem Hintergrund ist die von der Göttinger Polizei angelegte Akte Dun­
ker zu sehen. Am 31. Oktober 1836 erschien auf der Polizeidirektion der Bäk-
kergeselle Anton Heinrich Dunker und legte einen vom Senat zu Hamburg 
ausgesteUten und von dem bayerischen, österreichischen, preußischen, franzö­
sischen und sardinischen Konsulate visierten Reisepaß vor. Danach hatte er 
im vergangenen Sommer eine Reise durch die genannten Staaten und die 
Schweiz gemacht. Dunker erklärte, daß er nach dieser Tour, die er zu seinem 
Vergnügen unternommen habe, hier beim Bäcker ToUe „in Arbeit zu treten 
wünsche", denn sein Bruder, ein Theologiekandidat, wolle die Göttinger Uni­
versitätsbibliothek benutzen. Der BäckergeseUe legte ferner sein Wanderbuch 
vor, worin ihm „in Rücksicht seiner Solidität, die Reise in die Schweiz von der 
Behörde in Hamburg ausdrücklich gestattet" worden war - trotz des oben er­
wähnten Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 15. Januar des Vorjah­
res. Die Göttinger Polizei war über Dunkers Antrag und durch sein Auftreten 
irritiert. Durch landesherrliche Verordnung vom 4. Mai 1835 war sie gehalten, 

143 HUBE R (wie Anm. 35) , S. 13 6 f. 
144 Nach Hans-Joachim RUCKHÄBERL E (Hrsg.), Bildung und Organisation in den deutschen 

Handwerksgesellen- und Arbeitervereinen in der Schweiz. Texte und Dokumente zur Kul­
tur der deutschen Handwerker und Arbeiter 1834-1845 , Tübingen 1983 , S. 3  zunächst 
„Neues Deutschland" genannt. Die Verbrüderungsakte von diesem Tage auf S. 39-41 . Vgl. 
auch KOWALSKI (wie Anm. 142), S. 82-115. 

145 Jan-Christoph HAUSCHIL D (Hrsg.), Verboten! Das Junge Deutschland 1835 . Literatur und 
Zensur im Vormärz, Düsseldorf 1985 , Kap.: Politische Namensvettern, S. 157-163. 

146 KOWALSK I (wie Anm. 142) , S. 122. - Die drei hannoverschen Ausgewiesenen werden bei 
RIESENER (wie Anm. 62) , S. 329 Anm. 6 4 genannt. 
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147 UAG : Kur 5.a.86, B L 130/132 . 

wandernde Handwerksgesellen zu überprüfen und überwachen, aber „das an­
ständige Benehmen und elegante Äußere des p. Dunker ließ wohl einen Mann 
von Stande, keineswegs aber einen Handwerker in ihm vermuthen". Zum an­
dern gab Dunker an, in der Schweiz mit seinem studentischen Bruder nicht als 
Bäckergeselle sondern als „Particulier" gereist zu sein. Die kategorial verunsi­
cherte Göttinger Polizei legte daher dem Ministerium den FaU zur Entschei­
dung vor.147 Dieses gestattete bis auf weiteres die handwerkliche Ausbildung in 
Göttingen, verfügte aber zugleich: „Es ist inzwischen nicht allein dieser Bäk-
kergeselle Dunker unter geeignete polizeyliche Aufsicht zu stellen, sondern 
auch deßen Bruder Candidat Dunker auf angemessene vorsichtige Weise poli-
zeylich zu beachten." 
Während der wohl harmlose Bäckergeselle Dunker die Göttinger Polizeibe­
hörde verunsicherte, passierte ein revolutionär gesinntes Mitglied des Jungen 
Deutschland die Stadt, dessen Gefährlichkeit der lokalen Polizei vermutlich 
entgangen ist. Auf seiner Rückreise aus der Schweiz in seinen Heimatort Kör-
lin bei Köslin wanderte in diesen Wochen der Buchdruckergeselle Friedrich 
Wilhelm Eduard Wagner über Kassel, Hannoversch-Münden, Göttingen, 
Northeim, Osterode weiter nach Clausthal, wo er am 18. Dezember 1836 ei­
nen Brief an einen Arbeitskameraden in der Schweiz schrieb. Dieses in der 
frühen Geschichte der Arbeiterbewegung seltene Dokument eröffnet einen 
Blick auf die Probleme eines ausgewiesenen proletarischen Revolutionärs und 
in seine Gedankenwelt. Wagner schildert, wie man ihn nach dem Überschrei­
ten der Schweizer Grenze anhielt. Felleisen, Taschen und Brieftasche wurden 
genau durchsucht. Schikanen, genaue Anweisungen für seinen Reiseweg, ein 
Verhör durch den preußischen Gesandten in Karlsruhe („Doch ich stellte 
mich so dumm wie ein Ochse") schlössen sich an. Fünfmal bekam er unter­
wegs Arbeit, aber wegen der Befürchtungen der Polizei gegenüber einem aus 
der Schweiz kommenden Handwerksburschen durfte er nirgends blieben. 
„Lieber Bruder, fünf lange Wochen war ich auf der Reise, kein Geld, nichts zu 
fressen, kein Obdach und doch über 400 Stunden von meiner Heimat ent­
fernt. Da kannst Du leicht denken, wie es mir zumute war. Anfangs war ich 
geduldig, doch nach und nach trat anstelle der Geduld Verzweiflung. Ich fing 
an zu fluchen und zu verwünschen, daß ich je geboren ward. Überall, wo ich 
hinkam, sprach ich mit starker Stimme: ich habe nichts zu fressen, ich habe 
nichts zu schaffen; und wenn dann die Leute mich bedauerten, dann sagte ich 
zu ihnen: der Gott da oben weiß es, daß ich die Wahrheit spreche, hängt die 
Herren von Gottes Gnaden auf, sie haben Schuld an Euer und meinem Un­
glück; wacht endlich mal auf vom Schlaf und schlagt die Blutegel tot, dann 
wird es besser werden, dann werd ich und viele Tausende nicht mehr sagen 
dürfen, ich habe nichts zu fressen, ich habe nichts zu schaffen. Viele standen 
da und sperrten das Maul weit auf und glaubten, ich wäre wahnsinnig. Sie 
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wollten mich eines besseren belehren, ja sogar mit der Faust wollten sie mir 
ihren Glauben einbleuen. " 1 4 8 Wagner hat den Brief nicht mehr absenden kön­
nen, denn er hegt unter den Akten seiner Verfolger. Zusammen mit drei weite­
ren Angehörigen des Jungen Deutschland traf ihn das Urteil des preußischen 
Kammergerichts: „Tod durch das Beil."149 

Da die Göttinger Akte über die Brüder Dunker keine weiteren Bemerkungen 
enthält, haben beide wahrscheinlich in Göttingen ein unauffälliges Leben ge­
führt. Im April 1848 erschien es aber geraten, auch diese Akte aus Göttingen 
zu entfernen, denn der Bruder des Bäckergesellen, Johann Gottfried Ludwig, 
war inzwischen ao. Professor für Kirchengeschichte an der Universität.150 

4. Mißtraue n gegenüber Assoziationen: Der offiziell e 
Vereinszweck un d die befürchteten Nebenwirkunge n 

Noch mehr als den oppositioneüen Einzelnen mit weitreichender Publizität 
fürchteten die Bundesstaaten des Vormärz das sich mächtig entwickelnde Ver-
eimswesen und die Vielzahl der Individuen, die sich in dieser neuartigen Ge-
seUungsform zu assoziieren begannen. Die Vereine standen unter dem mehr 
oder minder berechtigten Verdacht, oppositionell gesinnte Mitglieder würden 
den statutengemäßen Vereinszweck mißbrauchen und geheimbündlerisch im 
Schutz der legalen Organisation ihre politischen Nebenabsichten verfolgen. 
Turnvereine, Gesangvereine, Lesevereine - aber auch freireligiöse Vereinigun­
gen wie die protestantischen „Lichtfreunde" oder die „Deutschkatholiken" -
erschienen den Sicherheitskräften schon auf der Basis ihrer legalen Zielset­
zungen für oppositioneUe Neigungen anfälüg und gerieten in den Verdacht 
konspirativer Umtriebe.151 Aber auch Vereine, die sich frei von jeder politi­
schen Tendenz sahen, - wie z. B. der Gustav Adolf-Verein - wurden von der 
Polizei mit Mißtrauen beobachtet, insbesondere wenn sie zahlreiche Mitglie­
der an sich zogen und durch regionale oder überregionale Zusammenkünfte 
ein großes Publikumsinteresse erregten. In diesen Fällen konnte nicht ausge­
schlossen werden, daß subversive Kräfte sich in die öffentiichen Veranstaltun­
gen dieser Vereine einschüchen und sie als Forum für ihre Zwecke nutzten. 
Abgesehen davon, standen die Vereine bereits als formales ModeU sozialer Or­
ganisation in herausfordernder Opposition zur autoritär verfaßten Staatlich­
keit des Vormärz. Durch ihre Statuten oder Satzungen waren sie gleichsam 

148 KOWALSK I (wie Anm. 142), S. 120 f. 
149 KOWALSK I (wie Anm. 142), S. 122. 
150 UAG: KUR4.II.b.54. 
151 Nach RIESENE R (wie Anm. 62), S. 364 läßt sich eine Organisation der Lichtfreunde in 

Hannover nicht nachweisen. Die Advokaten C. Weinhagen und A. Gottsleben gründeten 
in Hildesheim die einzige deutschkatholische Gemeinde im Kgr. Hannover. 
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konstitutionell verfaßt. Anders als im staatlichen Bereich wählten alle Mitglie­
der eines Vereins in der Regel ihre Oberen, und - egalitär - wog dabei eine 
Stimme soviel wie die andere. Im Unterschied zu Zwangskollektiven wie z. B. 
Zünften waren Zu- und Abgang freiwillig. Vereine boten damit unabhängig 
von ihrer inhaltlichen Zielsetzung per se die Möglichkeit zur Einübung in De­
mokratie. Nicht wenige Vereine versuchten darüber hinaus, durch einen Zu­
sammenschluß auf nationaler Ebene ihrem Vereinszweck Geltung zu verschaf­
fen. „Konstitution", „Freiheit", „Gleichheit" und „Einheit" als programmati­
sche Forderungen der politischen Opposition fanden in der Organisations­
form des Vereins ihre strukturellen Äquivalente und machten diesen vielfach 
auch ungewollt zu heimlichen Bundesgenossen des politischen Fortschritts. 
Der Polizeistaat aber wollte seine Untertanen isoüert wissen oder allenfaUs in 
konservativen Zwangskollektiven wie Zünften, Gilden, Landeskirchen etc. or­
ganisiert. Der ältere Verbandstypus der Korporation als umfassender Lebens­
verband der Ständegesellschaft stand in Konkurrenz mit dem neuen Typus des 
Vereins als interessenbestimmtem Zweckverband sich frei assoziierender Ein­
zelner. In der sich formierenden Gesellschaft neuen Typs pochten die an 
wechselnden Bindungsmöglichkeiten interessierten Individuen auf ihre Verei­
nigungsfreiheit - losgelöst von jeder ständischen Fixierung.152 

41 Der Gustav Adolf-Verein -
Caritas schützt vor Überwachung nicht 

Die Gustav Adolf-Stiftung war 1832 aus Anlaß des 300. Todestages ihres Na­
menspatrons zur Unterstützung notleidender protestantischer Gemeinden in 
der Diaspora gegründet worden. Die Stiftung hatte sich ab 1842 als „Evangeli­
scher Verein" rasch ausgeweitet, wobei Pastor Philipp Sander aus Geismar bei 
Göttingen über den regionalen Bereich hinaus eine bedeutende Rolle spiel­
te. 1 5 3 F. Lücke, der maßgebende Theologe seiner Fakultät, hatte dem evangeli­
schen Vereinswesen gleichsam die höheren theologischen Weihen erteilt, in­
dem er - an seinen Freund Schleiermacher anknüpfend, - ein freies Vereins­
wesen zur Ergänzung der kirchlichen Institutionen forderte. Als der Gustav 
Adolf-Verein sich entschied, die 3. Hauptversammlung 1844 in Göttingen 
durchzuführen, erweckte dies in der Polizeidirektion und beim Ministerium 

152 Friedrich MÜLLER , Korporation und Assoziation. Eine Problemgeschichte der Vereini­
gungsfreiheit im deutschen Vormärz, Schriften zum Öffentlichen Recht 21 , Berlin 1965 , 
S. 1 5 f. und S. 340 ; RIESENER (wie Anm. 62) , S. 2 2 f. 

153 Zum Göttinger Hauptverein vgl. Martin CORDES , Freie christliche Aktion als Herausfor­
derung für Kirche und Theologie in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Ein Beitrag zur 
Kirchengeschichte Niedersachsens und der Theologie Friedrich Lückes, Göttingen 1982 , 
S. 89-120 . - Als Freund der Brüder Grimm stand Sander im Verfassungskonflikt des Jah­
res 1837 auf der Seite der Oppositionellen. 
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für geistliche und Unterrichts-Angelegenheiten erhebliche Besorgnisse. Daß 
König Ernst August als erstes deutsches Staatsoberhaupt zum 1. Advent 1842 
eine allgemeine Kollekte in den Kirchen des Landes zur Unterstützung des 
Vereins veranlaßt hatte1 5 4, minderte die Sicherheitsbedenken offensichtlich 
ebenso wenig wie der Einsatz des Göttinger Establishment bei der Planung 
und Organisation der Tagung.155 Das Ministerium warnte am 17. August 1844 
den Prorektor der Universität, Prof. R. Wagner, den Generalsuperintendenten, 
Dr. R G. Rettig, und den Magistratsdirektor, Oberbürgermeister Dr. G. Ebell, 
vor den Folgen, welche „ungeeignete Auftritte" [von Vereinsmitgliedern] „bei 
dieser Veranlassung für die Universität und den Verein selbst nach sich ziehen 
könnten". Zusätzlich wurde auf die weitere Gefahr hingewiesen, daß ohne 
Zweifel außer den Deputierten des Vereins „noch andere Personen in nicht 
unbeträchtlicher Anzahl sich einstellen, denen der Hauptzweck der Versamm­
lung mehr oder weniger fern hegt, und bei denen weder gegen ein ungeeigne­
tes Verhalten im AUgemeinen, noch selbst gegen Störungen der Versammlung 
eine Bürgschaft vorhanden ist". Um sicherzugehen, wurde die Polizeidirektion 
vertraulich angewiesen, die Veranstaltung mit der gebotenen Vorsicht zu über­
wachen. Die unteren PoUzei-Offizianten seien zwar vom unzeitigen Einschrei­
ten abzuhalten, aber andererseits sei „eine rasche, energische und strenge Ein­
wirkung gegen wirküche strafbare Excesse" geboten. Offenbar ist es der ge­
warnten Vereinsprominenz aus Kirche, Stadt und Universität gelungen, die 
Hauptversammlung in der Zeit vom 9. bis 11. September 1844 ohne anstoßer­
regende politische Nebeneffekte durchzuführen, denn die Poüzeiakten enthal­
ten über die Warnungen hinaus keine weiteren Eintragungen. Wenn man an­
dere Quellen heranzieht, sind aber Anzeichen für politisch latente Effekte der 
Göttinger Hauptversammlung unübersehbar. Mit der FeststeUung: „Die Preu­
ßen sind da!" begrüßte man freudig unter dem Gesichtspunkt der nationalen 
Repräsentanz des Vereins den Beitritt der Protestanten dieses großen Bundes­
staates.156 Professor F. Lücke sah sich in seinem Bericht über die Göttinger 
Hauptversammlung veranlaßt, den Verdacht abwehren, diese Vereinigung be­
absichtige, „ein neues corpus evangeücorum im demokrarischen Style zu ma­
chen".157 Als Lücke 1846 auf der Berliner Generalversammlung des Vereins 
gegen die Zulassimg von Dr. Julius Rupp von der freien evangeüschen Ge­
meinde in Königsberg stimmte, formte sich im Göttinger Hauptverein eine 
Opposition. Sie beklagte u. a. die Verletzung der „protestantischen Freiheit", 
weü der Vorstand die Interessen der staatlich beeinflußten Landeskirchen ge­
genüber den freilrirchlichen Bewegungen zu stark hervorkehre. Von Rettig 
dazu aufgefordert, trat der Göttinger Vorstand im Januar 1847 zurück. Dem 
neu gewählten Gremium gehörten u. a. Dr. A. EUissen, Dr. E. Hartmann und 

154 CORDE S (wie Anm. 153) , S. 94. 
155 UAG: Kur 5 .a.86, Bl. 159-166 . 
156 CORDE S (wie Anm. 153) , S. 105. 
157 CORDE S (wie Anm. 153) , S. 207 Anm. 69 . 
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Stadtgerichtsassessor L. W. Danckwerths an. 1 5 8 Daher mußte im April 1848 
auch diese Akte aus Göttingen verschwinden, denn fast alle, die im protestan­
tischen Göttingen Rang und Namen hatten, waren seinerzeit kollektiv unter 
Verdacht gestellt worden, und die vier zuletzt Erwähnten spielten in der revo­
lutionären Bewegung dieses Jahres vor Ort eine zentrale Rolle.159 

4.2 Die burschenschaftliche Turngesellschaft (1820 - 1822) 

Am 3. Juni 1822 berichtete die Universitätsgerichtsdeputation dem Kabinetts­
ministerium, man habe vor einiger Zeit in Erfahrung gebracht, daß mehrere 
Studenten unter der Leitung des Studenten F. W. Römhild in den Abendstun­
den Turnübungen in einem angemieteten Garten durchführten.160 Er lag an ei­
nem „oft besuchten Spatziergange", und die Deputation fürchtete u. a., daß 
daher „leicht Neckereien von anderen Studierenden statt finden möchten". 
Vermutlich handelte es sich bei den Turnern um eine bespöttelte Minderheit. 
Über den fluktuierenden Teilnehmerkreis existierte kein Verzeichnis, und 
Römhild weigerte sich zunächst eines abzugeben, lieferte dann aber am 19. 6. 
1822 dem Universitätsgericht eine Liste der „TurngeseUschaft" ab, in der 33 
Namen verzeichnet standen.161 Da die Studenten keinen Antrag auf Genehmi­
gung ihrer Übungen gestellt hatten, schlugen sie bei einer Befragung zur Lega­
lisierung ihrer Aktivitäten vor, in Zukunft möge der Fechtmeister der Universi­
tät, J. Ch. Kastropp, ihre Übungen beaufsichtigen.162 

Die Mehrheit der Universitätsgerichtsdeputation war aus verschiedenen Grün­
den dagegen, derartige Übungen zu gestatten. Sie befürchtete, durch die Utr-
ner könne sich der Keim für andere strafbare Verbindungen entwickeln und 
verwies auf Übereinstimmungen des Turnvereins mit der vormaligen Piderit-
schen Gesellschaft („Pideritia") hin, einer burschenschaftlichen Vereinigung, 
die seit dem Winterhalbjahr 1821/22 beim Wirt Piderit in seiner neben der Ja-

158 CORDE S (wie Anm. 153), S. 109-119. 
159 CORDE S (wie Anm. 153), S. 116 Anm. 186. - Vgl. auch: Hans OTTE , Liberale Theologie 

und politisches Engagement bei Friedrich Gottfried Rettig, Generalsuperintendent und 
Präsident der Göttinger Bürgerversammlung 1848, in: Göttinger Jahrbuch, 46/1998, 
S. 93-113. - Tütken (wie Anm. 1), S. 124 u. ö. 

160 UAG: Sek 563.La. Neben diesem ursprünglichen Aktenbestand der Universität wurden 
die ebenfalls im Universitätsarchiv vorhandenen Parallelakten des Kuratoriums herange­
zogen: UAG: Kur 6.a..51. - Vgl. auch Peter WILHELM , Von den »exercitia« zum Sport -
der Wandel der universitären Leibesübungen im 19. Jahrhundert, in: Wolfgang Buss 
(Hrsg.), Von den ritterlichen Exercitien zur modernen Bewegungskultur. 250 Jahre Lei­
besübungen und Sport an der Universität Göttingen, Schriftenreihe des Niedersächsi­
schen Instituts für Sportgeschichte Hoya, e.V., Bd. 6, Duderstadt 1989, S. 32-4L 

161 BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 235 Anm. 1. 
162 Vgl. Wilhelm HENZE , Das Fecht- und Duellwesen an der Universität Göttingen (1734-

1940), Phil. Diss. Göttingen 1942 (Masch.), Kap. VII: Das Voltigieren als Lehrgebiet des 
Universitätsfechtmeisters, S. 250-256. 
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cobikirche belegenen Gaststätte gekneipt hatte und deren Auflösung vom Pro­
rektor am 19. Februar dieses Jahres auf Drängen des Geheimen Justizrats C. 
W. Hoppenstedt verfügt worden war.1 6 3 Schon mit der Bezeichnung „Turnen" 
für diese Übungen - so meinte die Mehrheit der Deputation - würden sich 
„Nebenideen und Erinnerungen aus der Vergangenheit verbinden". Ihren 
grundsätzlichen Hinweis auf nachteilige gesundheitliche Folgen des Turnens 
hat die Majorität leider nicht konkretisiert. Die zwischen Sympathie und Be­
fürchtungen schwankende Minderheit der Deputation wollte die negativen 
Folgen eines ausdrücklichen Verbotes „einer an sich unschuldigen, dem er­
laubten Voltigiren fast gleichen Uebung" vermeiden und schlug vor, die Er­
laubnis zum Turnen nur provisorisch zu erteüen. Sie glaubte, die vorgebrach­
ten Nachteile und Besorgnisse durch folgende Vorschläge vermeiden zu kön­
nen. Das Tlirnen soUe 
1. als Voltigierübungen unter Aufsicht des Fechtmeisters stattfinden, 
2. nur in einer bestimmten Stunde und nie eher als bis der Lehrer anwesend 

sei, gestattet werden, 
3. die Zahl der Teilnehmer soUe vom Ermessen des Fechtmeisters abhängen, 
4. jeder Teilnehmer müsse sich beim Fechtmeister melden und ein angemesse­

nes Honorar entrichten. Über dessen Erhebung und Verwendung könnte 
der Lehrer zusammen mit einigen Teilnehmern entscheiden. 

Halbherzig machte die Minderheit auf einen verdeckten Vorzug ihrer Alterna­
tive aufmerksam: weil man den Studierenden „die Leitung, Willkühr u. Unge-
bundenheit" entzöge, wöirden sie sicher in eigener Entscheidung das Turnen 
aufgeben. Da die Deputation dem Ministerium abschüeßend berichten mußte, 
daß der Fechtmeister sich nicht bereit gefunden hatte, in seinem Hausgarten 
die Übungen stattfinden zu lassen, war der Kompromißvorschlag der Deputa-
tationsminderheit hinfällig. Das Kuratorium fand in seinem Schreiben vom 14. 
Juni 1822 es in vielfacher Hinsicht höchst bedenklich, die Erlaubnis zum Tar-
nen zu erteilen. Diese Entscheidung der Regierung entsprach einem Stim­
mungsumschwung in der Georgia Augusta, die ihre anfangs wohlwollende 
EinsteUung gegenüber der Pideritschen Gesellschaft und den Turnern inzwi­
schen revidiert hatte, weil sie nach und nach Einblicke in die burschenschaft­
lichen Hintergründe und die Beeinflussung der Burschenschafter von außen 
gewonnen hatte. 
Das T\irnverbot ist vor dem Hintergrund der Befreiungskriege zu sehen, die 
der Georgia Augusta eine selbstbewußte Studentenschaft hinterlassen hatten. 
Diese Nachkriegsgeneration traf auf ein überaltertes Professorenkollegium. 
Als der 22-jährige Carl Otfried MüUer 1819 seine Professur für Altertumswis­
senschaft antrat, notierte er in jugendbewegten Stimmung forsch als ersten 
Eindruck von der Georgia Augusta für seinen Freund L. Schorn: „Auch gibt es 

163 Zur Pideritia vgl. BÜNSOW/HEER (wie Anm. 167), S. 237 ff. Zur Auflösung der Gesellschaft 
ebd. S. 246. 
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wohl wenig Universitäten - wenigstens in Preußen - wo so eine Überzahl 
ganz abgetakelter, für die Wissenschaft verlorner Männer wäre, Leute, die ihre 
Hefte nach hergebrachter Ordnung lesen, ziemlich alle Abende ein Spielchen 
machen und übrigens in gutem Renommee stehen."164 Seine ambivalente Be­
wertung der studentischen Nachkriegsgeneration hat der Prorektor G. J. 
Planck in einem Semesterbericht wie folgt auf den Punkt gebracht: „Die Ereig­
nisse der letzten Zeit haben einen tiefen Eindruck auf die Studierenden ge­
macht; ihre tätige Teilnahme an den Befreiungskämpfen, ihre Empfänglichkeit 
für die durch die großen Weltbegebenheiten angeregten Ideen, haben einen 
ganz anderen Geist in ihnen erzeugt, welcher mit Vorsicht geleitet, die er­
sprießlichsten Folgen hervorbringen, aber auch leicht die QueUe unruhiger 
Szenen werden kann". Der „Fall Dabelow" bestätigte die Befürchtungen des 
Prorektors. Um die Mittagszeit des 18. Januars 1816 ließen politisch engagierte 
Studenten durch einen Straßenjungen eine als reaktionär angesehene Schrift 
des ehemaligen Etatrats von Dabelow an den Schandpfahl auf dem Göttinger 
Marktplatz nageln. Er hatte darin gegen die Forderungen nach ständischer 
Mitbestimmung Stellung bezogen.165 Ein eskalierender Studentenprotest des 
Jahres 1818 brachte die Georgia Augusta erneut in die Schlagzeilen des In-
und Auslandes. Der unpolitische Auslöser war der tätliche Angriff des Metz­
gers Krische auf einen Studenten. Überzogene Versuche der Regierung, die 
empörten Reaktionen der Studentenschaft militärisch zu begrenzen, hatten 
zunächst einen Studentenauszug nach Witzenhausen zur Folge. Als dieses tra­
ditionelle Druckmittel versagte, wurde vom S. C. über die Georgia Augusta für 
zwei Jahre der Verruf verhängt, der wegen des weitgehenden Abzugs der „Aus­
länder" die Studentenzahl fast um die Hälfte verringerte.166 

Zur politischen Profilierung des studentischen Protestes in der Nachkriegszeit 
trugen neben dem Wartburgfest (1817) vor allem das Attentat des Burschen­
schafters K. L. Sand (1819) und die Karlsbader Beschlüsse des gleichen Jahres 
bei, in denen die konservativen Regime ihre politischen und gesetzlichen Di­
rektiven für die nun einsetzende „Demagogenjagd" niederlegten. Von ihr wa­
ren vor allem die Burschenschafter betroffen, die in Göttingen ohnehin einen 
schweren Stand hatten, sich mit ihren Zielsetzungen „nationale Einheit", „po­
litische Freiheit" sowie „teutsche Volkstümlichkeit" gegen die dominierenden 

164 Siegfried REITE R (Hg.), Briefwechsel zwischen Karl Otfried Müller und Ludwig Schorn. 
Sonderdruck aus: Neue Jahrbücher, Jg. 1910, II. Abt., XXVI Bd., 6. Heft, S. 306 

165 Götz von SELLE , Der Fall Dabelow in Göttingen 1816, Göttingen 1929. Dort auf S. 10 das 
Zitat aus dem Semesterbericht des Prorektors. 

166 Zum Studentenauszug nach Witzenhausen vgl. u. a.die anonym erschienene halbamtliche 
Publikation des untersuchenden Kommissars, des Geheimen Justizrats C. W Hoppen­
stedt: Actenmäßige Darstellung der Vorfälle, welche im letztverflossenen Sommer auf der 
Universität zu Göttingen statt gefunden haben. Hannover [1818]; Die Sichtweise der Stu­
denten in: Ueber die neuesten Vorfälle in Göttingen. Ein Wort an die Unparteiischen. 
Deutschland 1818; BRÜNING U . a. (wie Anm. 234), S. 89-94; BÜNSOW/HEER (wie Anm. 
167), S . 217-220; RIESENER (wie Anm. 62), S. 351 f. und BÜSSE M (wie Anm. 86), S. 372. 
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Landsmannschaften oder Korps durchzusetzen.167 Dies galt insbesondere wäh­
rend des zweijährigen Verrufs, weil viele engagierte „Ausländer" die Universi­
tät verlassen hatten. Hoffmann von Fallersleben, der nach seiner Immatrikula­
tion im SS 1816 sich etwa drei Jahre engagiert und skeptisch zugleich den ver­
bliebenen Burschenschaftern anschloß168, hat seine Resignation über eine 
wohl eher kosmopolitisch orientierte Georgia Augusta nachträglich wie folgt 
auf den Punkt gebracht: „Göttingen war einmal kein Boden für Burschen­
schaften. ... Wie hätte auch so etwas entstehen können an einem Orte, wo 
noch nie in die Seele eines königlich großbritannisch-hannoverischen Hof­
raths der Gedanke »Deutschland* gedrungen war?" 1 6 9 

Da nach der Beendigung des zweijährigen Verrufs wieder ein „Ausländer"-
Studium in Göttingen mögüch war, trafen im Herbst 1820 viele Burschen­
schafter in Göttingen ein, u. a. auch Harry Heine - nach seiner Taufe in Heili-

167 Grundlegend für die Geschichte der Göttinger Burschenschaft im Vormärz: Heinrich 
BÜNSOW/Georg HEER , Die alte Göttinger Burschenschaft 1815-34, in: Quellen und Dar­
stellungen zur Geschichte der Burschenschaft und der deutschen Einheitsbewegung XIII, 
Heidelberg 1932, S. 209-339, hier S. 210-220. - Nach der Revision auf dem Streitberger 
Burschentag im September 1821 lautete die Zielsetzung der burschenschaftlichen Verfas­
sung vom 18. Oktober 1818: „Der Zweck, welcher dem Leben dieses Gemeinwesens [der 
Burschenschaft] zu Grunde liegt, ist ein unmittelbarer und ein mittelbarer. Jener hat zum 
Gegenstande: die Gestaltung des Burschenlebens nach den Grundsätzen der Einheit, 
Freiheit und Gleichheit; dieser die Ausbildung des Leibes und der Seele für das Leben im 
gesamten Volke durch ein volkstümliches Leben auf der Hochschule" (Georg HEER , Die 
ältesten Urkunden zur Geschichte der allgemeinen deutschen Burschenschaft, in: Quellen 
und Darstellungen zur Geschichte der Burschenschaft und der deutschen Einheitsbewe­
gung XIII, Heidelberg 1932, S. 68). - Der konservative Görtinger S. C. erwartete 1818 von 
der Jenaer Burschenschaft eine „unumnebelte Belehrung, worin die vielgepriesene teut-
sche Volkstümlichkeit eigentlich bestehe" [BÜNSOw /Heer (wie Anm. 167), S. 216]. - Zur 
den Zielen der Pideritia des Jahres 1821 („Beförderung einer freien, volkstümlichen deut­
schen Ausbildung**) vgl. im einzelnen die Dissertation von JAHN (wie Anm. 172), S. 233 f. 

168 „Für die Idee der Burschenschaft war auch ich beseelt, vielleicht mehr als mancher Bur­
schenschafter. Doch mißfiel es mir von Anfang an, daß so manche gar zu großen Werth 
auf das Aeußere legten, Alles in Gesetze und Formen passen wollten und darüber das 
wahre Wesen vergaßen. Die unbedeutendsten Jünglinge, wenn sie altdeutsches Haar und 
Bart und altdeutsche Tracht trugen, hielten sich oft für mehr und besser als die übrigen, 
die oft nicht viel Geld hatten, sich einen Sammetrock und ein Barett mit Reiherfedern 
anzuschaffen. Dies teutsche, biderbe Wesen vieler Turner, dem oft gar keine höhere sittli­
che und wissenschaftliche Bildung zu Grunde lag, war mir lächerlich und widerwärtig. 
Hätten diese altdeutschen Jünglinge nicht die einzig echten Deutschen und was Besseres 
sein wollen als das ganze übrige Volk, sie würden nicht so mancherlei Gegner hervorgeru­
fen, sondern der guten Sache Freunde und Förderer gewonnen haben. Als ich am 18. 
Oktober viele Studenten in ihrer grauen Turnertracht ihre Kunststücke machen sah mit 
einem Ernste, als ob das HeU der Welt am Barren und Reck hinge, da mußte ich lächeln" 
[GERSTENBERG (wie Anm. 54), Bd. 7, S. 68 f.] 

169 GERSTENBER G (wie Anm. 54), hier Bd. 7, S. 59. - Vgl. das Urteil K. Th. Welckers über die 
Göttinger Professoren in einem Brief vom 21. 9. 1818 an seinen in Göttingen lehrenden 
Bruder: „Sie leiden so vollkommen durch eigene Schuld, diese Göttingische Herren, die 
sich immer brüsteten, so gar nicht in den Geist der Zeit einzugehen" [WILD (wie Anm. 
82), S. 351]. 



Opposition und Repression in Stadt und Universität Göttingen während des Vormärz 263 

genstadt sich Heinrich Heine nennend. Vermutlich wurde im Anschluß an 
eine Gedenkfeier der Volkerschlacht bei Leipzig (18. 10. 1820) im Deutschen 
Haus eine lockere burschenschaftliche Vereinigung verabredet.170 Ein engerer 
Verein rief die Studenten der Universität zur Bildung einer „Allgemeinheit" 
auf, um gegenüber den partikularistischen Landsmannschaften dem Ziel „na­
tionale Einheit" im Burschenleben Geltung zu verschaffen,171 Ihren Zielset­
zungen entsprechend richteten die Burschenschafter einen Fechtbodenbetrieb 
und ein Lesezimmer zur politischen und wissenschaftlichen Bildung ein. Fer­
ner wurde das Turnen aufgenommen. Vielleicht wurde bereits seit dem Jahre 
1806 in Göttingen geturnt. Nach kurzem Aufenthalt wurde damals der spätere 
Turnvater Jahn als „unnützer und gefährlicher Mensch" von der Universität 
verwiesen. Der Burschenschafter Hase fand jedenfalls im Herbst 1820 einen 
Turngarten zwischen dem Deutschen Garten und der Landwehrschenke 
vor.172 Im Sommer 1821 wurde der Medizinstudent Römhild von den Bur­
schenschaftern aufgefordert, dort die Verantwortung zu übernehmen, und er 
war zeitweise fast jeden Nachmittag auf dem Turnplatz anwesend.173 

Nachdem am 19. Februar 1822 der Versuch gescheitert war, mit der „Pideritia" 
als „Gesellschaft" öffentlich aufzutreten, entschieden sich die Göttinger Bur­
schenschafter in die Illegalität abzutauchen. Am 3. März 1822 bildeten Wil­
helm Hase1 7 4, Wilhelm Havemann1 7 5 und Wilhelm Landfermann176 mit 12 an-

170 Später „Deutscher Garten" genannt. - BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 221 f. 
171 Nach einem Bericht des Prorektors T. Ch. lychsen boten sich die Landsmannschaften 

auch in andern politischen Fragen als eine Gruppierung zur Erhaltung des Bestehenden 
an [BÜNSOW/HEER (wie Anm. 167), S. 224f.]. 

172 BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 234. Dort Hinweise auf die zwischenzeitliche Über­
nahme der Turngeräte der 1818 aufgelösten Turngemeinde durch den späteren Privatdo­
zenten F. Bialloblotzky, der 1827 wegen seiner Zugehörigkeit zur neuen Erweckungsbe-
wegung entlassen wurde. Von ihm übernahm Römhild den Garten und die Geräte. - Zu 
Jahns Aufenthalt in Göttingen und zu seiner vermittelnden Stellung zwischen dem Uni­
tistenorden („den Schwarzen") und der Ur-Burschenschaft vgl. Günther JAHN, Die Studi­
enzeit Friedrich Ludwig Jahns in Göttingen, in: Göttinger Jahrbuch 8/1960, S. 69-88 und 
seine Göttinger phil. Diss. von 1958. 

173 BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 234. - Im SS 1822 wurde der Turnplatz in einen 
andern Garten verlegt, der dem Deutschen Garten unmittelbar gegenüberlag, ebd. S. 235 
und S. 254. - Zu dessen weiterer Benutzung nach dem Verbot des Turngesellschaft im 
Juni 1822 ebd. S. 255. 

174 In Göttingen immatrikuliert am 17. 10. 1820 unter der Nr. 28 081: Wilhelm Georg 
Rudolph Hase,  Mecklenburg, jur.;  ex ac. Rostock, V:  Oberzahlcommissair in  Schwerin. Er 
wurde am 3. Mai 1819 an der Universität Rostock immatrikuliert [Adolph HOFMEISTER 
(Hrsg.), Die Matrikel der Universität Rostock, Bd. 5, Schwerin 1912, S. 91]. Ferner Georg 
HEER, Geschichte der Deutschen Burschenschaft, Bd. 2: Die Demagogenzeit. Von den 
Karlsbader Beschlüssen bis zum Frankfurter Wachensturm (1820-1833), Quellen und 
Darstellungen zur Geschichte der Burschenschaft und der deutschen Einheitsbewegung 
X, Heidelberg 1927, S. 103. Vgl. auch BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 232 und deren 
Index. 

175 Zu Havemann, der nicht ohne große Bedenken 1838 in der Nachfolge von Dahlmann 
einen Ruf als Landeshistoriker an die Georgia Augusta annahm, vgl. Waldemar RÖHR -
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dem Studenten auf Havemanns Bude erneut einen engeren Verein, um aus 
dem Hintergrund den Zusammenhalt der etwa 150 Studenten umfassenden 
Allgemeinheit sicherzustellen.177 Zum engeren Verein gehörte auch Römhild, 
der wie Havemann - und seinerzeit auch Jahn - durch seine Tracht auffiel und 
deswegen zu den „Altdeutschen" zählte.178 Als die Universitätsgerichtsdeputa­
tion im Sommer 1822 über die von Römhild geleitete TurngeseUschaft zu Ge­
richt saß, war sie nicht mehr so naiv, hinter den sportlichen Aktivitäten der 
Studenten nur weltanschauungsfreie Bewegungslust sittenstrenger Jünglinge 
anzunehmen.179 Es lag die Vermutung nahe, daß der Ttirnerverein der aufgelö­
sten Pideritia als Nachfolgeorganisation dienen sollte. Vom Verdacht eines 
burschenschaftüchen Hintergrundes abgesehen, war inzwischen das T\irnen 
für sich genommen schon verdächtig. Preußen hatte am 2. Januar 1820 die 

BEIN, Wilhelm Havemann, in: Edgar Kalthoff (Hrsg.), Niedersächsische Lebensbilder 6, 
Hildesheim 1969, S. 201-223 und Emst SCHUBERT : Ludwig Timotheus Spittler und Wil­
helm Havemann. Die Anfange der Landesgeschichte in Göttingen, in: Geschichtswissen­
schaft in Göttingen, in: Boockmann, Hartmut / Wellenreuther, Hermann (Hg.), 
Geschichtswissenschaft in Göttingen. Eine Vorlesungsreihe, Göttinger Universitätsschrif­
ten, Serie A, Schriften Bd. 2, Göttingen 1987, S. 122-160. - Seine Erst-Immatrikulation 
erfolgte unter der Nr. 29 116 am 17 November 1817 Vgl. femer die Eintragung: Z. Valen-
tin Wilhelm Havemann,  Hannover,  jur.; 27. April 1819;  Nr. 46, ex ac. Erlangen. V: Prof. in 
Lüneburg. - Stüve über seine Appellationsschrift vom Dezember 1825 bei STÜV E (wie 
Anm. 67), S. 53 f. 

176 Zu Landfermann: Matrikelnr. 28 254 am 25. Oktober 1819: Wilhelm Landfermann, 
Preussen, philolog.; Zeugn. v.  Soest V:  Pfarrer zu Soest  - Vgl. HEER (wie Anm. 174), 
Index. - Unter dem Eindruck des Wartburgfestes 1817 und der begleitenden Turnspiele 
legten die Soester Gymnasiasten unter Landfermanns Leitung einen Turnplatz an [Julius 
NELSON, Dietrich Landfermann (1800-1882), in: HAUPTAVENTZCK E (wie Anm. 126), 
S. 81]. Landfermann soll bereits 1821 in Göttingen dem Jünglingsbund beigetreten sein 
(ebd. S. 83). Zu diesem späteren bedeutenden preußischen Schulmann in Kürze DVORAK 
(wie Anm. 11), Bd. 1, Teübd. 3, S. 222-224. 

177 BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 249. - An diesem Tage unternahm die Burschenschaft 
eine Art Turnfahrt zur Ruine Hardenberg (ebd. S. 247). - Zur Göttinger Burschenschaft 
gehörte auch der spätere Generalsuperintendent Friedrich Gottfried Rettig, den die Göt­
tinger 1848 zum ersten Präsidenten der Göttinger Bürgerversammlung wählten. Am 18. 6. 
1822 hielt er zur Erinnerung an die Schlacht bei Waterloo bei einem Essen mit über 100 
Teilnehmern im Deutschen Garten die Festrede [BÜNSOW/HEER (wie Anm. 167), 
S. 254f.]. 

178 BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 253. - Hoppenstedts ablehnende Bewertung burschen­
schaftlichen Geistes und des entsprechenden Verhaltens belegt u. a. seine Bemerkung: 
„Die unglückliche Art, mit welcher man eine sogenannte Deutschheit annehmen und zei­
gen wollte, wirkte gleichfalls nachtheilig. Der Jüngling glaubte, er sey ein echter Deut­
scher, und etwas Rechtes, wenn er ein Bärtchen, ein recht lang herunter hängendes Haar 
u. s. w. trug, und das Alte mit dem Neuen vermischend, halb als Alt-Deutscher und halb 
als Kosack auftrat" (wie Anm. 166, S. 6). 

179 Generell zu diesem Thema: Willi SCHRÖDER , Burschenturner im Kampf um Einheit und 
Freiheit, (Ost-)Berlin 1967. - Zur sich verändernden Beurteilung der Pideritia vgl. die Dis­
sertation von JAHN (wie Anm. 172), S. 235. 
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Turnbewegung im Lande verboten.180 Daß auch die von Römhild geleitete 
Turngesellschaft sich im Sommer 1822 auflösen mußte, hat vermutlich zur Ra­
dikalisierung einiger Göttinger Burschenschafter und ihren Übergang zur Ge­
heimbündelei beigetragen, denn die für Göttingen charakteristische defensive 
Vertretung burschenschaftlicher Zielsetzungen - unter der Beachtung gelten­
der Gesetze - hatte sich nicht gelohnt.181 1823 wurde der „Jünglingsbund" mit 
seiner konspirativen Struktur sowie seinen engen Beziehungen zu einer Reihe 
von Turngemeinden aufgedeckt. Unter den 120 Enttarnten befanden sich auch 
drei niedersächsische Studenten: der schon erwähnte Wilhelm Havemann, der 
Kandidat C. H. Th. Kerksieg aus Osnabrück, der während seines Studiums in 
Halle und Tübingen Mitglied des Bundes war, und Römhild, den man am 6. 3. 
1824 in Göttingen verhaftete.182 

Hinter dem Jünglingsbund stand Dr. Karl Folien, der damals im Schweizer 
Asyl Rechtswissenschaften an der Universität Basel lehrte und 1821 den Auf­
trag zur Gründung dieses Geheimbundes erteüt haben soll.183 Als überzeugter 
Patriot hatte FoUen unter dem Kommando seines verehrten Gießener Lehrers 
Gottlieb Welcker 1814 als hessischer Jäger an den Befreiungskriegen teüge-
nommen. Folien gelang es wiederholt durch seine beeindruckende Persönüch-
keit und sein revolutionäres Programm verschworene Gruppierungen um sich 
zu sammeln. Innerhalb der Gießener Burschenschaft bildete er mit den „Gie­
ßener Schwarzen" eine sittenstrenge Gruppe, die durch ihre altdeutsche 
Tracht auffiel. Ein engerer Kreis unter ihnen bekannte sich unter der Bezeich-

180 Es fällt auf, daß die Universität zwar gegen die Turner nicht aber gegen die Schwimmer 
vorging. Angesichts schwerer Badeunfälle in der Leine war am 10. Juni 1819 im Schleu­
senkolk oberhalb der Walkemühle eine Universitätsbadeanstalt eröffnet worden. Sie 
wurde ungestört bis zum Jahr 1927 fortgeführt [Dazu WILHEL M (wie Anm. 160), S. 33]. 
Vermutlich haben die Turner durch personelle Überschneidungen mit der aufgelösten 
Pideritia und wegen ihres Organisationsgrades Verdacht erregt. Während die Nutzung der 
Badeanstalt als Freizeiteinrichtung stärker von individuellen Interessen geprägt war, tra­
ten die Turner als Vereinigung hervor, indem sie auch Kneipen abhielten und nach dem 
Turnen regelmäßig singend durch die Stadt zogen. 

181 Zur enttäuschten Reaktion der Burschenschafter über den Beschluß zur Auflösung der 
Pideritschen Gesellschaft vgl. die Darstellung Römhilds in seinem Köpenicker Geständnis 
vom 1. Juni 1824 [BÜNSOW/HEER (wie Anm. 167), S. 247]. 

182 BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 262. - Die räumliche Konzentration der Sportstätten 
außerhalb der Stadtmauern und südlich von Göttingen ist vermutlich kein Zufall: der 
erste Turngarten lag zwischen dem Deutschen Garten und der Landwehrschenke, der 
Schießstand bei der Garteschenke, und die Badeanstalt bei der Walkemühle. Die Bur­
schenschafter haben wahrscheinlich den Deutschen Garten als eins ihrer Stammlokale 
gewählt, weil es ihre Überwachung erschwerte und den Zugang zu den Sportplätzen 
erleichterte. 

183 Hans FRAENKEL , Politische Gedanken und Strömungen in der Burschenschaft von 1821 
bis 1824. Männerbund und Jünglingsbund, in: Quellen und Darstellungen zur Geschichte 
der Burschenschaft und der deutschen Einheitsbewegung III, Heidelberg 1912, S. 241-
326. Zur Ausbreitung nach Göttingen (ebd. S. 285, 291 f., 295). - Vgl. femer HEE R (wie 
Anm. 174), S. 109-131. 
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nung „Die Unbedingten" zu einer kompromißlosen politischen Radikalität, 
der Folien 1818 durch seine „Grundzüge für eine künftige Teutsche Reichsver­
fassung" und das „Große Lied" programmatische Eckpunkte setzte. Der 
Attentäter K. L. Sand gehörte diesem Kreis an und war in starkem Maß von 
seinem verehrten Freunde Folien abhängig.184 Als Anhänger Jahns hatte Folien 
1816 eine Turngesellschaft gegründet, der er als Turnwart vorstand. Der ge­
plante Umschwung erforderte nach seinen VörsteUungen sowohl eine geistige 
als auch eine körperliche Vorbereitung im Fechten, Turnen und Schwimmen. 
Er und sein Bruder Adolf schrieben patriotische Turnerlieder in großer 
Zahl. 1 8 5 Nach der Ermordung Kotzebues durch Sand wurde die Organisation 
der Schwarzen aufgedeckt, und Karl FoUen sah sich schließlich zur Flucht in 
das französische Straßburg und dann in die Schweiz gezwungen. Von Basel 
aus versuchte er später im Jünglingsbund erneut eine konspirative Vereinigung 
zu bilden, die 1823 aufgedeckt wurde, als sie schon ihrer Auflösung nahe war. 
Römhild, als Burschenschafter und Mitglied des Jünglingbundes enttarnt, war 
das einzige Kind eines Predigers in Drenhausen, Amt Winsen an der Luhe. 
Zunächst im Elternhaus unterrichtet, legte RömhUd nach 3 Vi jährigem Besuch 
des Pädagogiums in Ilfeld die Reifeprüfung ab und nahm zum WS 1819 das 
Jurastudium in Göttingen auf, wechselte aber bereits im 2. Semester zur Medi­
zin.1 8 6 „Zu den Fleißigen hat er nie gehört", stellte die Universitätsgerichtsde­
putation am 12. 3. 1824 fest. Man hatte ihm für die Ablegung des medizini­
schen Examens eine Frist bis kommenden Ostern gesetzt. Falls er diesen Ter­
min versäumen sollte, hatte er Göttingen zu verlassen. Römhild wurden Aus­
sagen des halleschen stud. jur. Carl August Springer zum Verhängnis, die am 
9./10. 2. 1824 von der preußischen Ministerial-Untersuchungs-Commision in 
Schloß Köpenick protokolliert wurden. Danach war Springer von Arnold 
Rüge, Mitglied des engeren Zirkels zu Halle, beauftragt worden, die Göttinger 
Burschenschafter über einen bevorstehenden Burschentag zu informieren. 
Rüge hatte ihn angewiesen, sich in Göttingen an Römhild zu wenden. Sprin­
ger traf Anfang August 1822 in Göttingen ein. Er schüdert RömhUd als einen 

184 Walter GRAB , Karl Folien und die nationalrevolutionäre Studentenbewegung der „Urbur-
schenschaft", in: DERS ., Radikale Lebensläufe, Berlin 1980, S. 104-123. - Carl WALBRACH, 
Der Gießener Ehrenspiegel. Beiträge zur Geschichte der teutschen Sammtschulen seit 
dem Freiheitskriege 1813, in: Paul WENTZCK E (Hrsg.), Quellen und Darstellungen zur 
Geschichte der Burschenschaft und der deutschen Einheitsbewegung, Beihefte 1-6,1927-
1936, Neudruck 1990, S. 7 und 10. - Schließlich in die Neue Welt ausweichend, über­
nahm Folien die erste Professur für Deutsch in Havard, mußte diese aber nach 10 Jahren 
wegen seiner Stellung zur Sklavenfrage aufgeben. 

185 Dieter DÜDING , Organisierter gesellschaftlicher Nationalismus in Deutschland (1808-
1847). Bedeutung und Funktion der Turner- und Sängervereine für die deutsche National­
bewegung, München 1984, S. 60 f. und 96-109. Zum Liederbuch der „Unbedingten" 
(„Freye Stimmen frischer Jugend") ebd. Anm. 298. 

186 Matrikeleintrag Römhilds am 24. Oktober 1819 unter der Nr. 27 451: Fr. Wilh. Römhild, 
Hannover, jur., V:  Pastor zu  Drennhausen  bei  Haarburg. - Bei seiner Vernehmung in 
Köpenick am 3. 5. 1824 war Römhild nach seinen Angaben bereits 30 Jahre alt. 
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Menschen, der „sehr überspannt sey", und den man durch die Aufnahme in 
den Bund zu diszplinieren versucht hatte, damit er nicht eigenmächtig „ein 
tollkühnes revolutionäres Unternehmen beginnen möchte". Nach Springer be­
schäftigte sich Römhild fast ausschließlich mit müitärischen Studien und Waf­
fen.187 Er engagierte sich für eine studentische Schützengesellschaft. Aus Aus­
sagen anderer geht hervor, daß deren Schießübungen zunächst auf dem Kerst-
lingeröderfeld stattfanden und dann zum Schießstand bei der Garteschenke 
südlich Göttingen verlegt wurden. Nachdem anfangs bis zu 30 Studenten an 
den Schießübungen beteiligt waren, flaute die Nachfrage später ab und die 
Übungen wurden im Sommer 1823 eingestellt.188 Der Scheibenzeiger, der 
Gärtner Ludwig Michaelis von der Garteschenke, brachte schließlich die beim 
Schießen aufgestellte Fahne in Römhilds Göttinger Wohnung auf dem Anger. 
Laut Mitteilung der Universitätsgerichtsdeputation vom 20. 10. 1824 wurde 
unter dessen Habseligkeiten u. a. ein Wimpel von blauer Farbe und ein Kreuz 
aus schwarz lackiertem Blech mit dem Zeichen der Burschenschaft „E. F. V." 
und der Jahreszahl 1821 gefunden.189 

Die Aufnahme des Burschenschafters Römhild in den Jünglingsbund geschah 
auf Vorschlag seines Göttinger Kommilitonen Havemann. Sie erfolgte im Rah­
men eines Würzburger Bundestreffens zu Pfingsten 1822, an dem 14 Bundes­
mitglieder teilnahmen - u. a. Rüge, sowie als ehemalige Göttinger Wilkens 
(Darmstadt) und Landfermann (Heidelberg).190 Nach einer Erforschung seiner 
politischen Einstellung am Abend des Ankunftstages wurde Römhild am 
nächsten Morgen um 9 Uhr auf einem Weinberg - eine 3A Stunde vor Würz­
burg - in den Bund aufgenommen. Havemann eröffnete ihm im Namen des 
Bundes, daß dieser den Zweck habe, die Einheit Deutschlands zu realisieren 
und machte ihn mit einigen andern Programmpunkten bekannt: Tod dem Ver­
räter/„Jeder Verbündete solle sich körperlich, sowol in Turnübungen, als auch 
in den Waffen üben.VTreueid und Pflicht zur Geheimhaltung/Verbot der 
Schriftlichkeit in Bundesangelegenheiten etc. Nachdem Römhild diese Punkte 
anerkannt hatte, sprach Havemann ihm den Eid vor, den der neue Verbündete 
mit erhobenen Finger beschwor: „Ich schwöre bei Gott und meiner Ehre dem 
Bunde Treue und den Forderungen desselben Folge zu leisten". Die anschlie­
ßende Tagung war bereits von Zweifeln überschattet, ob neben dem „Jüng­
lingsbund" der „Männerbund" einflußreicher Unterstützer überhaupt existier­
te und ob unter diesen Voraussetzungen der Jünglingsbund allein den Bundes-

187 UAG: Sek 563.1.a und BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 257 
188 Zum Schießen, das seit 1820 stattfand, vgl. auch BÜNSOW/HEER (wie Anm. 167), S. 235 f. 
189 Als „Einheit, Freiheit, Vaterland" aufzulösen. Durch einen Nachtrag war dieser Wahl­

spruch seit dem 18. März 1816 ein Teil der Satzung der Jenaer Burschenschaft [Peter 
KAUPP, 150 Jahre Deutsche Burschenschaft, 150 Jahre Burgkeller-Burschenschaft, in: 
Peter KAUPP /Reinhard SIEGMANN (Hrsg.), 150 Jahre Burschenschaft auf dem Burgkeller. 
Festschrift zur 150. Wiederkehr der Gründung der Burschenschaft in Jena, o. O. 1965, 
S. 34]. 

190 FRAENKE L (wie Anm. 183), S. 293 f. 
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zweck realisieren könne. Dies hat Römerhild aber nach eigenen Aussagen 
nicht abgehalten, gemeinsam mit Havemann im Sommer dieses Jahres auf sei­
ner Göttinger Stube zwei weitere Mitglieder in den Bund aufzunehmen: 
Hase1 9 1 aus Mecklenburg und Kerlen aus Bayreuth oder Ansbach.192 

Das preußische Protokoll der Vernehmung Springers wurde am 1. und 6.3.1824 
vom Kurator Ch. L. A. von Arnswaldt an die Universitätsgerichtsdeputation mit 
der Aufforderung übersandt, Römhild mit Nachdruck und Gründlichkeit zu ver­
nehmen, die Ausbreitung der Burschenschaft aufzuklären und die Göttinger 
Studenten genauer zu überwachen. Da die Vernehmungen Römhilds wenig er­
brachten und auch fünf Wochen Karzer dessen „unbiegsamen Starrsinn" nicht 
brechen konnten, schlug das Universitätsgericht am 12. März eine Konfronta­
tion vor. Römhild wurde in einer zweispännigen Chaise vom Kommandanten 
der Landgendarmerie persönlich an das Staatsgefängnis in Hildesheim über­
führt und nach etwa 14 Tagen an die preußische Mmisterial-Untersuchungs-
Commision in Schloß Köpenick weitergegeben, die bei der Überführung Ver­
dächtiger verschiedener Bundesstaaten durch Konfrontation der Mitgüeder des 
Jünglingsbundes - aber auch bei ihrer VerurteUung - eine zentrale RoUe spielte. 
Da RömhUd weiter leugnete, wurde er am 3. Mai 1824 dem Amtsauditor Karl 
Hase aus Mecklenburg gegenübergesteUt. Dieser berichtete, daß er bei seiner 
Vernehmung die Überzeugung gewonnen habe, den Behörden sei alles über den 
geheimen Bund voUständig bekannt. Er habe deswegen ein voUes Geständnis 
abgelegt und riet auch Römhild dazu. Daraufhin brach Römhilds Widerstand 
zusammen, und er ließ sich bereitwiUig vernehmen. Abschließend erhielt er 
Schreibzeug und Papier, da er sich bereit erklärt hatte, das im ProtokoU Festge­
haltene durch eine ausführliche schriftliche Darstellung zu vervollständigen. 

Nach seiner Vernehmung in Köpenick wurde RömhUd nach Hildesheim zu­
rückgeführt. Am 8. 9. 1824 teUte das Kabinettsministerium der Universitätsge­
richtsdeputation in Göttingen vertraulich die Entscheidung mit, daß man die 
Verurteilung Römhilds und der andern Bundesmitglieder dem ordentlichen 

191 Wahrscheinlich Wilhelm Hase (vgl. oben Anm. 160). Es ist nicht anzunehmen, daß der im 
nächsten Absatz erwähnte Amtsauditor Karl Hase aus Mecklenburg aufgenommen 
wurde. Dieser wurde vermutlich bereits am 12. 10. 1815 unter der Nr. 24 846 an der Uni­
versität Göttingen immatrikuliert: Carl  Friedrich Christoph Hasse,  Mecklenburg-Schwe-
rin, med.  V:  Dr. utr.  jur. Hasse. Auch der spätere Kirchenhistoriker Karl Hase, der wegen 
seiner Zugehörigkeit zum Jünglingsbund auf dem Hohenasperg eingekerkert wurde, ist 
auszuscheiden (Karl HASE , Ideale und Irrthümer. Jugend-Erinnerungen, Leipzig 21873, 
S. 236 f.). - Wie der Fall Römhild zeigt, wurde die Aufnahme in den Jünglingsbund nicht 
unbedingt am Studienort vorgenommen. 

192 Nach BÜNSOW/HEER (wie Anm. 167), S. 257 und öfter Keerl I und II (Ferdinand Gustav 
bzw. Wilhelm Friedrich Karl Heinrich Gottlob - vgl. den Index). - Die Studenten Kerlen 
und Rothert vertraten 1822 die Hallische Burschenschaft auf dem Burschentag im Oden­
wald (Max FLEMMING, Geschichte der Hallischen Burschenschaft von 1814-1860, in: Paul 
WENTZCKE (Hrsg.), Quellen und Darstellungen zur Geschichte der Burschenschaft und 
der deutschen Einheitsbewegung, Beihefte 1-6, 1927-1936, Neudruck 1990, S. 284 (S. 42 
alter Zählung). 
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4.3 Der Turnverein der Progreßstudenten (1844-1848) 

Die Demagogenfurcht gegenüber den Turnern hielt den ganzen Vormärz an 
und führte noch im Februar 1848 zur Auflösung eines anderen Göttinger 

193 Vgl. BÜNSOW/HEE R (wie Anm. 167), S. 262 f. - Auch Arnold Rüge, der spätere Herausge­
ber der Hallischen Jahrbücher, wurde zu sechs Jahren Festungshaft verurteilt. 

194 Erwin SCHUPPE , Der Burschenschafter Wolfgang Menzel. Eine Quelle zum Verständnis 
des Nationalsozialismus, Frankfurt/ M. 1952 , S . 36 . - Ferner RIESENE R (wie Anm. 62) , 
S. 18 3 

Rechtsgang überlassen woüe. Wegen der Komplexität des FaUes - aber auch 
weil der Beschuldigte Kerksieg in Osnabrück wohnhaft sei und dort die Unter­
suchung bereits begonnen habe, - werde man die Urteilsfindung der Justizkanz­
lei in Osnabrück überantworten. Die mit eigener Gerichtsbarkeit privilegierte 
Universität Göttingen hat keinen Einspruch erhoben. Die Angeklagten wurden 
vom Osnabrücker Rechtsanwalt Stüve verteidigt. Das Urteil vom 19.7.1825 lau­
tete für Römhild und Kerksieg auf fünf Jahre Festungshaft; Havemann, durch 
Dunkelhaft in Köpenick gesundheitlich schwer geschädigt, wurde etwas später 
sogar zu sechs Jahren verurteilt.193 Da man den Verurteilten keine staatsgefähr­
denden Taten sondern nur eine systemkritische politische Überzeugung vor­
werfen konnte, hatten sie für ihre abweichende Gesinnung und ihre iüusionäre 
Umsturzhoffnung einen hohen Preis zu zahlen. „Und wat hadden wi denn 
dahn? - Nicks, gor nicks. Blot in uns Versammlungen unner vir Ogen hadden 
wi von Ding redt, de jetzt up apne Strat fri utschrigt Warden, von Dütschlands 
Friheit un Einigkeit, äwer taum Handeln wiren wi tau swack, taum Schriwen 
tau dumm, dorum folgten wi de olle dütsche Mod', wi redten blot doräwer", lau­
tete in einem vergleichbaren FaU das Fazit des ursprünglich zum Tod verurteü-
ten Burschenschafters Fritz Reuter („Ut mine Festungstid"). Für viele politisch 
engagierte Studenten des Vormärz gilt, was F. von Florencourt über das Schick­
sal seiner burschenschaftlichen Gesinnungsgenossen schreibt: „Unzählige ge­
brochene Herzen, erstarrte Gemüter, verdorbene Charaktere, verfehlte Bestim­
mungen, erstarrte und in ihrer Entwicklung gehemmte Bestrebungen [...] Nicht 
einer, der mehr oder weniger bewußt gehemmt worden wäre, der nicht Schaden 
genommen hätte an seiner Seele." Florencourts an Wendungen reiche Biogra­
phie ist nur ein Beispiel für die Schwierigkeit, als Burschenschafter unter diesen 
Bedingungen ein Leben halbwegs selbstbestimmt und unter Wahrung der eige­
nen Identität zu führen. Das mentalen Folgen bei nicht wenigen Opfern korre­
spondieren mit hysterischen Zügen der verfolgenden Staatsschutzbehörden, bei 
denen sich realitätsfern die Chimäre einer Verschwörungstheorie als selffullfil-
ling prophecy ihre eigenen Fakten schuf.194 Die maßlose Bestrafung der am 
Göttinger Putschversuch von 1831 beteiligten Privatdozenten und Rechtsan­
wälte sollte dafür ein nächstes Beispiel liefern. 
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Turnvereins. In diesem Fall war eine preußische Initiative maßgebend, deren 
bundespolitischer Hintergrund zunächst angedeutet werden soll. Die preußi­
sche Demarche ist auf eine wachsende Beunruhigung der Vertreter dieses 
Bundesstaates im Rhein-Maingebiet zujückzuführen. Sie meinten in der zwei­
ten Jahreshälfte 1847 ihre Regierung vor einer Radikalisierung der Turner in 
diesem Raum warnen zu müssen. Das Turnen einer belächelten und bearg­
wöhnten Minderheit hatte sich in den 40er-Jahren zu einer beachtlichen Be­
wegung entwickelt - ablesbar an der wachsenden Zahl der Vereine und ihrer 
Mitglieder195 Dies lag neben einer wachsenden Wertschätzung und Duldung 
des Tinnens auch an der veränderten sozialen Rekrutierung. Die Göttinger 
Tumervereinigung von 1822 entsprach dem älteren Entwicklungsstand der 
Turnbewegung, deren Mitglieder im wesentiichen Studenten oder auch Schü­
ler waren. Als die Göttinger Poüzeidirektion am 27. 12. 1847 vor dem Hinter­
grund der preußischen Initiative das zuständige Ministeritun u. a. über die 
Teilnehmer des Göttinger Turnfestes am 1. August 1847 informierte, zeichnet 
sich ein sozial differenzierter Teilnehmerkreis ab, der für den späten Vormärz 
typisch ist: Unter den einheimischen Teilnehmern befanden sich 9 Studenten, 
aber auch der Tischlergeseue Schwenterley und der Friseur Göring sowie der 
Gymnasiast Rittmüüer (Sohn des Instrumentenmachers). Unter den auswärti­
gen Teilnehmern werden aufgelistet: aus Hildesheim zwei Architekten, aus 
Kassel drei Polytechniker, fünf Goldarbeiter und ein Seifensieder, sowie aus 
Münden ein weiterer Goldarbeiter. Aus Kassel beteiligten sich ferner 6 Schü­
ler, die aber am selben Tag abends 10 Uhr in einem einspännigen Wagen wie­
der nach Kassel zurückkehrten, während die übrigen Teilnehmer z. T. bei ih­
ren Göttinger Turnbrüdern nächtigten. 
Diese sozial differenzierte Massenbasis der jüngeren Turnbewegung barg für die 
Bundesstaaten ein erhöhtes sicherheitspolitisches Risiko, denn die Turnvereine 
in den 40er-Jahren rekrutierten vor aUem die von Arbeitslosigkeit und Verar­
mung besonders bedrohten HandwerksgeseUen, während die Meister sich eher 
den weniger politisierten Gesangvereinen anschlössen.196 Der auswärtige Teil­
nehmerkreis des Göttinger Turnfestes von 1847 läßt einen weiteren Entwick­
lungsschritt der Turnbewegung erkennen. Die locker organisierten Studenten­
bzw. Schülervereinigungen der Frühphase waren in der Regel lokal begrenzt ge­
blieben, während sich die organisatorisch stärker strukturierten Vereine der 
40er-Jahre um eine regionale Vernetzung bemühten, wobei Turnfeste („Turnta­
ge") und ermunternde „Turnfahrten" eine bedeutende RoUe spielten. Die neuen 
Verkehrsmittel ermöglichten eine bis dahin beispieUose Mobilität großer Teil-

195 Nach Düdings Schätzung betrug Mitte/ Ende 1847 die Zahl der deutschen Turnvereins­
mitglieder 80 000 bis 90 000 [DÜDING (wie Anm. 185), S. 233]. 

196 DÜDIN G (wie Anm. 185), S. 256. - In einem Schreiben vom 31. 12. 1847 an das Kabinetts­
ministerium spricht der hannoversche Innenminister von seinen Befürchtungen im 
Zusammenhang mit dem Göttinger Turnverein, „zumal in seiner bereits eingetretenen 
Verbindung mit Handwerkern" (UAG: Kur 6.a.51, BL 15). 
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nehmergruppen. Überregionale Ausbreitungstendenzen hatten sogar die natio­
nalpatriotische Forderung nach einem „Deutschen Turnerbund" zur Folge, was 
die auf ihre ungeschmälerte Souveränität bedachten Bundesstaaten zuneh­
mend beunruhigte, denn ihre Polizeiorganisation entsprach nur begrenzt den 
Notwendigkeiten einer grenzüberschreitenden Überwachung. 
Alle progressiven Entwicklungstendenzen der Turnbewegung traten in den 
sich liberalisierenden Bundesstaaten des Südwestens und in der Mitte 
Deutschlands besonders stark hervor. Die Gefahrenlage beleuchtet schlag­
lichtartig die Feststellung des preußischen Bundestagsgesandten, A. H. Grei f 
von Dönhoff, als er Mitte November 1847 seinen Außenminister auf die ge­
fährlichen „Umtriebe der Parthei der Bewegung" in Frankfurt und Umgebung 
hinwies: „Die Schwäche und Einfallosigkeit der hiesigen städtischen Behör­
den einerseits, die große und immer steigende Leichtigkeit der Communicatio-
nen der Eisenbahnen, die hier zusammenstoßen, der Dampfschiffahrt auf dem 
Rhein und dem Main etc.; die so nahe sich berührenden und vielfach durch­
schneidenden Grenzen verschiedener Territorien andererseits begünstigen 
jene Umtriebe und den engen und fortlaufenden Zusammenhang derselben 
mit ähnlichen in Mannheim, Mainz und Heidelberg etc." Um die Brisanz sei­
ner Warnungen zu unterstreichen, legte von Dönhoff seinem Schreiben ein 
Dokument an, daß wahrscheinlich Mitglieder des Mannheimer Turnvereins 
verfaßt hatten. Der Oppositionspolitiker Gustav von Struve hatte ihn gegrün­
det und die badische Regierung durch Erlaß vom 11. Juni 1847 kurz zuvor auf­
gelöst. Der Text war überschrieben: „Der Ausschuß der deutschen Turner zur 
Bildung einer deutschen Turnerschaft: Vorschlag zur Constituirung einer allge­
meinen deutschen Turnerschaft". Gemäß § 22 sollte über diesen Statutenent­
wurf für eine nationale Turnerorganisation - nach dessen Erörterung in den 
Vereinen - auf einem „Besprechungs-Turntag" der deutschen Turngemeinden 
im Jahre 1848 entschieden werden.197 

Die von Preußen kritisierte revolutionäre Tendenz dieses in 22 Paragraphen 
gegliederten Satzungsentwurfs kann hier nur kurz angedeutet werden. In § 2 
heißt es: „Die deutsche Turnerschaft hat zum Zweck, die sittliche und geistige 
Veredelung des deutschen Volks, die Erringung von freien Regierungs-Princi-
pien, Oeffentlichkeit, Mündlichkeit, Preßfreiheit kurz eines freien Deutsch­
lands auf dem Wege der Volks-Erziehung oder andern einzuschlagenden nöt-
higen Wegen." Ferner: „Jede Turngemeinde sucht ein Depot von Waffen anzu­
legen und wird das Depot von den Sections-Chef aufbewahrt,, (§. 12). Die 
weitgehende Verpflichtung aller Turner deutet der § 15 an: „Jeder Turner 
schwört beim Eintritt in die Turngemeinde in die Hand des Sections-Chefs 
den Eid der Treue und dann den Fahneneid auf die Turnfahne, alles zu thun, 
was eines braven Turners würdig, frisch, frei, fromm und fröhlich zu sein, und 

197 DÜDIN G (wie Anm. 185) , S. 297 f. Hier zitiert nach der Abschrift UAG: Kur 5 .a.86, Bl. 
111-116. 
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für des Vaterlands und der Freiheit Wohl nicht Tod noch Kerker zu scheuen." 
Der § 21 unterstreicht diese Tendenz mit der Forderung: „Jeder Turner hat die 
Pflicht für die Interessen des Vereins, deren Zweck ein edler und der die Be­
freiung unsers Vaterlandes von Tyrannei und Knechtschaft durch alle Mittel, 
die von Nöthen ist, zu wirken, zu werben, mißliebige Mitglieder namhaft zu 
machen, verdächtige Personen, Spione, Poücisten, die terroristisch und gegen 
die Turner sind, zu bezeichnen, überhaupt nach möglichster Kraft zur Errei­
chung des Ziels der Turnerschaft beizutragen." Das in § 18 beschriebene Tur­
nerwappen ist durch eine revolutionäre Symbolik geprägt: rotes Schwert und 
goldenes Fackelkreuz auf schwarzem Grund.1 9 8 Zum kämpferischen Charak­
ter paßt die Position eines „Turn-Generals" an der Spitze dieser zu beschüe-
ßenden nationalen Organisation (§ 7). 
Die beunruhigte preußische Regierung beschloß durch eine Zirkular-Verfügung 
des Außenministers Frhr. K. von Canitz und DaUwitz vom 27. 11. 1847 die Re­
gierungen ausgewählter Bundesstaaten über den geplanten nationalen Turner­
verband zu informieren. Der preußische Gesandte Stach von Goltzheim über­
gab am 3.12.1847 dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten in Han­
nover den ausführlichen Text der Zirkularverfügung, dem u. a. auch eine Ab­
schrift des Mannheimer Statutenentwurfs beüag.199 Mit der Bitte um Vertrau­
lichkeit gab das Ministerium des Innern am 12. 12. 1847 entsprechende Ab­
schriften an die Polizeidirektion zu Göttingen weiter. Falls in Göttingen ein 
Turnverein bestehe, sei er ganz besonders poüzeilich zu überwachen und über 
seine Einrichtung zu berichten.200 Nach dem Report der Göttinger Polizei vom 
27.12. 1847 bestand dort schon längere Zeit ein Tlirnverein von Studenten, der 
seit IV 2 Jahren auch im Schützenhof außerhalb der Stadt seine Übungen ab­
hielt. Da dieses Lokal vor aUem von Handwerkern besucht werde, hätten auch 
diese sich an den Übungen beteiligt. Hinweise der Poüzei an das Universitäts­
gericht seien ohne Wirkung geblieben. Neuerdings nähmen auch einige Schüler 
der untern Gymnasialklassen - und zwar Schüler aus den höhern Ständen - mit 
Wissen ihrer Eltern an den Übungen teü. Trotz fortgesetzter Beobachtungen 
habe man keine Hinweise auf politische Zielsetzungen gefunden. Erkundigun­
gen über die Kasseler Teilnehmer eines Turnfestes am 1. August 1847 hätten de­
ren vöüige Unbescholtenheit ergeben. Außer aus Presseberichten habe man 
über den geplanten nationalen Türnerverband nichts erfahren können. 2 0 1 

Da die Universität in erster Linie für den Verein verantwortlich erschien, for­
derte das Kabinett am 10. 1. 1848 den politischen Aufpasser der Georgia Au­
gusta, Justizdirektor Dr. Wilhelm Planck, zur SteUungnahme auf. Das Kabinett 

198 DÜDIN G (wie Anm. 185), S. 294. - RIESENE R (wie Anm. 62), S. 355 f. 
199 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 105-110. - Vgl. auch UAG: Kur 6.a.51, Bl. 16-23 und 24-27. 
200 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 102-103. - Vgl. auch RIESENER (wie Anm. 62), S. 356. 
201 UAG: Kur 5.a.86, Bl. 100/101. Vielleicht bezieht sich diese Bemerkung auf die Veröffent­

lichung des Mannheimer Entwurfs im Rheinischen Beobachter vom 14. 11. 1847 [DÜDING 
(wie Anm. 185), S. 248, Anm. 993]. 



Opposition und Repression in Stadt und Universität Göttingen während des Vormärz 273 

zeigte sich insbesondere über die Verbindung von Studenten und Handwer­
kern besorgt, die aus verschiedenen Gründen unpassend sei. Nach § 18 der 
Akademischen Gesetze der Georgia Augusta seien aUe nicht ausdrücküch er­
laubten Verbindungen der Studierenden verboten. In der Registratur des Mini­
steriums habe man Hinweise auf eine entsprechende Genehmigung nicht auf­
finden können. Der Regierungsbevollmächtigte wurde „baldthunlichst" um ei­
nen Bericht gebeten, ob eine ausdrückliche Genehmigung des Vereins vorliege 
und ob er Mitglieder habe, die einer „Verleitung zu politischen Umtrieben ... 
nicht völlig unzugänglich sein könnten. i Q 0 2 

Nach dem Bericht des Regierungsbevollmächtigten Planck vom 21.1.1848 ging 
das Turnen auf den schweizer Studenten J. CadufP03 zurück, der von Michaelis 
1844 bis Michaelis 1846 in Göttingen studiert habe „und sich durch ausneh­
mende Körper Gewandheit ausgezeichnet haben soü". Er habe zu gymnasti­
schen Übungen mit seinen Bekannten auch junge Leute aus andern Ständen 
und insbesondere Gymnasialschüler zugelassen. Diese Vereinigimg habe sich 
nach dem Abgang von Caduff erhalten und soUe aus 16 oder 20 Studierenden 
und vielleicht eben so vielen Bürgern und Schülern bestehen. Eine ausdrückli­
che Genehmigung der Universität sei nicht erfolgt, zumal es sich nicht eigent­
lich um eine studentische Verbindung handele. Die Vereinigung habe keine be­
sonderen Einrichtungen und Vorsteher, ebensowenig Statuten und Abzeichen 
und sei damit nicht als GeseUschaft konstituiert. Zur Teilnahme an den Übun­
gen sei jeder befugt, der einen unbedeutenden Unkostenbeitrag entrichte. Die 
„Anleitung und der Unterricht zu den Uebungen selber aber werde unter 
Grundlegung eines gewöhnlichen unverfänglichen gedruckten Türnbuches von 
den Studirenden selber ertheilt". An besonders aktiven Mitgliedern hebt der Re­
gierungsbevollmächtigte hervor: einen jungen Pharmazeuten, Sohn des hiesi­
gen Zollinspektors Gotting204, den Philologie studierenden Sohn des jüdischen 
Privatdozenten Dr. Lion2 0 5 und einen jungen Mediziner namens Widerstein.206 

202 UAG: Kur 3/n, Bl. 699/700. 
203 Im folgenden jeweils die Angaben aus der Universitätsmatrikel: Nr. 41 638: Caduff, Julius; 

V: Postdirektor in  Chur,  Graubünden  Schweiz;  jur.; Paß. Immatrikulation am 28. Oktober 
1844. - Nach Louis HAMPE , Gedenkblätter aus der Geschichte der Turngemeinde Göttin­
gen 1848-1898, Göttingen 1898, S. 9 soll die Vereinsgründung am 3. August 1846 erfolgt 
sein. Hampe nennt die Gründungsmitglieder, unter denen sich auch der Sohn des Theolo­
gen Prof. Gieseler befand, der ab WS 1846/47 als Prorektor amtierte. Hampe bringt Infor­
mationen über die frühe Vereinsgeschichte (ebd. S. 9 f.), die nicht in allen Punkten zutref­
fend sind. Nach Hampe turnte Caduff auch mit den Kindern des Waisenhauses. Dies ist 
wegen des sozialen Engagements der Progreßstudenten denkbar. 

204 Matrikel Nr. 41 895: Ernst  Bernhard  Louis  Gotting;  V: Zollinspector in  Göttingen, Han-
nover; pharm.; Z.  Magistrat Iburg.  Immatrikulation am 2. Mai 1845. 

205 Matrikel Nr. 42 614: Justus  Carl  Lion; V:  Privatdozent zu  Göttingen,  Hannover;  phil. et 
math.; Z. Gymnasio  Göttingen  u.  Pol Dir  daselbst  Immatrikulation am 25. Oktober 
1847. - Über den Antrag des in äußerst dürftigen Verhältnissen lebenden Privatdozenten 
Dr. A. Lion, seinen ältesten - I8V 2 Jahre alten - Sohn vor dem Bestehen der Abiturprü­
fung zum Studium der Schulwissenschaften zuzulassen, vgl. UAG: X B 555. 9 (1). - Zu 
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Die Vereinigung sei bisher beaufsichtigt worden. Auch auf den beiden Festen 
habe man nichts Verdächtiges wahrnehmen können. Insbesondere den betei­
ligten Studenten werde das Zeugnis „ordentlicher untadeliger junger Männer 
ertheilt". Daher hätten auch Familien sowohl aus den niedern als höhern Stän­
den ihren Knaben ohne Bedenken die Teilnahme am Hirnen erlaubt. Dies gelte 
z. B. für den Grafen von Wintzingerode aber auch für den Prorektor der Uni­
versität, Hof rat W. Francke und Dr. A. Kreuzhage, den Senior der beiden Uni­
versitätsräte.207 Da sich ein Professor, Studenten, Bürger und Schüler am Tur­
nen beteiügten, hatte sich die Gruppierung in einer Grauzone der Unzuständig­
keit offenbar ungestört entwickeln können, denn weder Universität, noch Stadt 
oder Gymnasium fühlten sich verantwortiich. Weü die Turner Standesgrenzen 
überwinden woüten, kümmerten sie sich nicht um Zuständigkeitsfragen und 
die Korporationszugehörigkeit des einzelnen. 
Am 3. 2. 1848 machte das Kabinettsministerium die Universitätsgerichtsdepu­
tation auf die fehlende Genehmigung aufmerksam und forderte das Gremium 
auf, die Studenten wegen der Teilnahme an einer verbotenen Verbindung auf 
die entsprechenden Strafen hinzuweisen.208 Um die ministerieUe Drohung den 
betroffenen Studenten aussprechen zu können, lud das Universitätsgericht am 
11.2.1848 Dr. Widerstein vor und beauftragte Um, ein Verzeichnis der studen­
tischen Turner einzureichen. Vier Tage später wurde das Reskript mit der mi-
nisterieüen Strafandrohung den erschienenen Mitgliedern des Turnvereins er­
öffnet. Er hatte sich inzwischen selbst aufgelöst.209 Die Mitgliederliste des Ver­
eins wird von den Medizinern Professor Dr. Langenbeck und Dr. E. Wider­
stein angeführt und nennt die Namen von 36 Studenten (8 Theologen, 5 Juri­
sten, 10 Philologen und PhUosophen, 11 Mediziner und 2 Mathematiker).210 

Am gleichen Tag informierte der Prorektor per Missiv die Mitglieder der Uni­
versitätsgerichtsdeputation über die Maßnahmen gegenüber den Turnern. Da 

dessen späterer Bedeutung für den Turnunterricht in jüdischen Schulen und dessen Rolle 
im Deutschen Turnerbund vgl. Günther MEINHARDT , 900 Jahre Göttinger Bürger-Schüt­
zen-Gesellschaft 1392-1992, Gudensberg-Gleichen 1992, S. 168. - Für eine liberale Ein­
stellung des Turnvereins spricht, daß sich mit Lion mindestens ein Jude unter seinen Mit­
gliedern befand. Ob das Mitglied Rothschild Jude war, wäre noch zu klären (Matrikel 
Nr. 41 986 zum 1. 11. 1845: Simon  Rothschild.  V  Kaufmann  zu  Marxhausen;  Braun-
schweig; med.; Z.  Coli.  Carol. Braunschweig). 

206 Matrikel Nr. 41 861: Eduard Widerstein;  V.: Pens. Oberlieutnant  in  Dillenburg,  Nassau; 
med.; Z. Marburg. Immatrikulation 28. April 1845. 

207 UAG: Kur 3/n, Bl. 701/702. - Bleistiftstriche auf dem Rand des Originals lassen erkennen, 
daß diese Partien des Schreibens bei der Regierung Aufsehen - und vermutlich Befremden 
- erregten (UAG: Kur 6.a.51, Bl. 30-31). 

208 UAG: Sek 563.1.a. - Vgl. das Original eines entsprechenden Anschlages des Universitäts­
gerichts vom 13. 2. 1841 über die Teilnahme an unerlaubten Verbindungen und den Aus­
schluß einer Anstellung im Öffentlichen Dienst in UAG: X B 555. 9 (1). 

209 Die Angabe von RIESENE R (wie Anm. 62), S. 356 über ein Verbot des Turnvereins im 
Jahre 1847 kann ich nicht bestätigen. 

210 UAG: Sek 563.1.a. 
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ihm während des Umlaufs der Antrag der Studenten auf Genehmigung eines 
neuen Vereins zuging, schob er mit der Bitte um Signierung den Entwurf eines 
begleitendes Berichtes an die Regierung nach, der einen wohlwollenden Rück­
blick auf den alten Turnverein enthält und den Antrag der Studenten auf 
Gründung eines neuen bedenkenlos unterstützt.211 Der Antrag ging am 19. 2. 
1848 als Anlage eines Schreibens der Universitätsgerichtsdeputation an das 
Kabinettsministerium ab. Die befürwortende Stellungnahme zeigt einen 
grundsätzlichen Einstellungswandel des Gremiums im Vergleich mit den 
Amtsvorgängern des Jahres 1822, die damals meinten, u. a. auf gesundheitli­
che Bedenken hinweisen zu müssen. Weder sei ein fömlicher Turnplatz vor­
handen, - so heißt es im Bericht, - noch gäben sich die Turner auf andere 
Weise als geschlossene Gesellschaft zu erkennen. Die Stangen und Barrieren 
würden während des Sommer im Freien und während des Winters in einem 
beim Schützenhof befindlichen Bretterhaus aufgestellt. Die Teilnehmerzahl sei 
unbedeutend, da das Turnen nur bei wenigen Studenten Anklang finde. Es 
nähmen einzelne Gymnasiasten unterer Klassen teil, da deren Eltern es gern 
sähen, wenn die Kinder an den „gesunden und nützlichen gymnastischen Ue-
bungen" als Gegengewicht gegen die nachteiligen Folgen der „sitzenden Le­
bensweise" im Gymnasialunterricht teilnähmen. Vor aUem Carl Lorinser hatte 
1836 mit seinem Artikel über den Schutz der Gesundheit in den Schulen in 
der Medicinischen Zeitung eine weitreichende Diskussion über die gesund-
heitsbezogene Zielsetzung des Turnens angestoßen212 und durch seine Kabi-
nettsordre vom 6. 6. 1842 hatte der preußische König Friedrich Wilhelm IV 
die „Leibesübungen ... in den Kreis der Volkserziehungsmittel der öffentlichen 
Lehranstalten" aufgenommen. 
Zur Rechtslage wird von der Universitätsdeputation angemerkt, daß im Kö­
nigreich Hannover das Turnen durch kein Gesetz verboten sei. Dadurch sei 
man rechtlich gehindert, den einzelnen Studierenden das Turnen zu untersa­
gen, auch wenn der Verein aufgelöst sei. Der Inhalt der studentischen Bitt­
schrift zeige - „und wir können es bezeugen", - daß die Studenten durchaus 
offen, loyal und gesetzlich zu verfahren wünschten. Sie begehrten nur die 
Fortsetzung „der liebgewordenen Leibesübungen". Die beigefügten Statuten 
gingen darüber nicht hinaus. „Im Interesse des Gefühls für Wahrheit und 
Rechtlichkeit, welches in diesen jungen Leuten lebendig ist, müßen wir drin­
gend wünschen daß die auf das Nöthigste beschränkte, unserer seitherigen Er­
fahrung und Ueberzeugung nach durchaus ungefährlichen Vereinsform kein 

211 Die undatierte „Vorstellung und Bitte von einigen Studierenden" an den Hohen Senat 
wurde von 45 Studenten unterschrieben (UAG: Kur 6.a.51, Bl. 38-39). Die als Anlage I 
beigefügte „Turnordnung des Turnvereins zu Göttingen" beschränkt sich mit ihrer 10 
Punkte-Regelung auf organisatorische Unerläßlichkeiten (ebd. Bl. 40-41). 

212 [Carl] LORINSER , Zum Schutze der Gesundheit in den Schulen, in: Medicinische Zeitung. 
Hrsg. von dem Verein für Heilkunde in Preußen, 4/1836, Nr. 1, S. 1-4 und Düding (wie 
Anm. 185), S. 216f. 
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Hinderniß sey, den Turnübungen in der bisherigen Weise ihren Fortgang zu la­
ßen, und dadurch jede Neigung zu beseitigen, sich diese Uebungen in anderen 
erlaubten, aber dennoch im Grunde nur eine Umgehung des Verbots eines 
Vereins involvirenden Formen zu erhalten." Am zweckmäßigsten wäre es, das 
T\irnen, das mit dem Fechten auf einer Linie stehe, „zu einem Theile des aka­
demischen Unterrichts zu erheben und einen Turnlehrer anzustellen. Durch 
diese Beaufsichtigimg sei die Bürgschaft gegeben, daß sich nicht Fremdes hin­
einmische.213 

Das angeschriebene Kabinettsministerium hat sich offenbar mit dem studenti­
schen Antrag nicht mehr befaßt, denn am Ende dieser Woche verdrängte die 
französische Februarrevolution mit der Kette ihrer Folgeereignisse - wie so 
vieles Anachronistische - auch dieses Thema von der Tagesordnung. Von einer 
Massendeputation hannoverscher Bürger und Einwohner bedrängt, mußte 
König Ernst August am 17. März seinen Untertanen u. a. die Assoziationsfrei­
heit zugestehen. Als wiederum einen Monat später bedenkliche Akten der Po­
lizeidirektion aussortiert wurden, zählten auch die Unterlagen über den T\irn-
verein dazu. Die als geheim eingestuften Hinweise der preußischen Regierung 
zwangen dazu, aber vielleicht spielte auch eine gewisse Verlegenheit mit, denn 
allzu späte negative Entscheidungen waren binnen kurzem von der revolutio­
nären Entwicklung ad absurdum geführt worden. Die Auflösung des Göttinger 
Turnvereins kurz vor den umstürzenden Märzereignissen gewinnt durch die 
historische Rekonstruktion unserer Tage noch an Fragwürdigkeit. Düding hat 
vergleichend die Reaktionen der von Preußen gewarnten Bundesstaaten un­
tersucht. Es fäUt auf, daß in Preußen selbst kein Verbot über einen Turnverein 
ausgesprochen wurde, da einige nachgeordnete Behörden scharfe Maßnah­
men als nicht opportun ansahen. Der badische Staatsminister A. von Dusch 
meinte die preußische Regierung beruhigen zu können, da „die heutzutage 
überall... täglich sich wiederholenden Excesse in Worten noch weit von ver­
brecherischen Thaten entfernt seien"214, was angesichts der aufgestauten revo­
lutionären Energie in diesem Bundesstaat eine Fehleinschätzung war. Die 
hannoversche Regierung hat vermutlich erst auf die preußische Initiative hin, 
die Zahl der Turnvereine zu ermitteln begonnen und kam auf die bescheidene 
Zahl von vier Vereinen. Überaus dienstfertig informierte man Anfang Februar 
1848 den preußischen Gesandten, daß man die Turnvereine in CeUe und Göt­
tingen „regierungsseitig ... aufgehoben" habe.2 1 5 

213 UAG: Sek 563.1.a. 
214 DÜDIN G (wie Anm. 185), S. 304. 
215 DÜDIN G (wie Anm. 185), S. 305 f. Neben den 4 Vereinen im hannoverschen Bereich 

(Hannover, Hildesheim, Celle und Göttingen) werden noch die in Braunschweig und 
Oldenburg erwähnt (ebd. S. 231). Zum hannoverschen TYirnwesen vgl. RIESENE R (wie 
Anm. 62), S. 355-359. Zum frühen Turnen in Niedersachsen: Wilhelm BRAUNGARDT , 
Geschichte der deutschen Turnerschaft in Niedersachsen, Oldenburg 1938, Reprint: 
Duderstadt 1985, S. 3-26. - Nach Dtidings Schätzung bestanden zu diesem Zeitpunkt ins­
gesamt etwas mehr als 300 Turnvereine (Ebd. S. 233). 
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216 Schreiben vom 24. 12. 1844 (UAG: Kur 3/n, Bl. 617-621). 
217 Ein Student dieses Namens ist im Index der gedruckten Göttinger Matrikel nicht aufge­

führt. - Lammers ist nicht der bei FRENSDORF? (wie Anm. 125), S. 260 genannte liberale 
Redakteur verschiedener Tages- und Wochenzeitungen, August Lammers, der erst ab 1850 
in Göttingen für kurze Zeit studierte (vgl. A[rwed] EMMINGHAUS , August Lammers. 
Lebensbild eines deutschen Publizisten und Pioniers der Gemeinnützigkeit aus der zwei­
ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, Dresden 1907). Ferner Volker HENTSCHEL , Die deut­
schen Freihändler und der volkswirtschaftliche Kongreß 1858 bis 1885, Industrielle Welt 
16, Stuttgart 1975, S. 135-137 und öfter. 

218 Bei den meisten Historikern hat die Erwähnung des Namens Miquel in den Quellen zu 
der falschen Annahme geführt, es handele sich um Johannes Miquel, den radikalen Stu­
denten des Jahres 1848, den frühen Anhänger von Marx und den später geadelten preußi­
schen Finanzminister. An der Georgia Augusta studierten aber nacheinander vier Brüder 
Miquel, die alle dem radikalen politischen Spektrum angehörten. Wahrscheinlich handelt 
es sich 1844 um Franz Wilhelm, stud. phil. (Immatrikulation am 23. 10. 1837). Er verlor 
aus politischen Gründen u. a. seine Lehrerstelle in Ilfeld. Vermutlich wird er 1843 in den 
polizeilichen Untersuchungsakten gegen den Burschenschafter Hermann Kriege erwähnt. 
Sein Bruder Rudolf, stud. med., wird erst am 28.10.1844 immatrikuliert. Johannes verläßt 
erst am 28. 8. 1846 mit einem Reifezeugnis das Gymnasium Lingen (Wilhelm MOMMSEN, 
Johannes Miquel. Bd. 1: 1828-1866, Berlin/Leipzig 1928, S. 21). 

219 Es handelt sich um den weiter oben erwähnten Juristen G. Planck (vgl. oben Anm. 125), 
dessen spätere oppositionelle Einsteilung vermutlich stark durch seine Progreßzugehörig-
keit geprägt wurde. Das Elternhaus muß als regierungstreu gegolten haben, denn der 
Vater wurde 1847 zum letzten Regierungsbevollmächtigten an der Georgia Augusta 
ernannt (UAG: Kur 1/109, Bl. 224), 

220 Georg HEER , Geschichte der Deutschen Burschenschaft, Bd. 3: Die Zeit des Progresses. 
Von 1833 bis 1859. Quellen und Darstellungen zur Geschichte der Burschenschaft und 
der deutschen Einheitsbewegung XI, Heidelberg 1929, S. 30 f. und 194; Alfred WANDSLEB, 
Von der „Neulandsmannschaft" zur „schwarzen Verbindung" Frisia 1840-1860, Norden 
1927, S. 102f.; Franz STADTMÜLLER , Geschichte des Corps Hildeso-Guestphalia zu Göttin­
gen, Göttingen 1954, S. 155 (fehlerhafte Angabe zu Planck) S. 235 f. 

Der Beschluß zur Auflösung des Turnvereins traf auch dieses Mal nicht nur Un­
schuldige. Die Initiative zur Einrichtung des Vereins ist wahrscheinlich von 
Progreß-Studenten ausgegangen. Diese versuchten - ähnlich wie Jahrzehnte 
früher die Burschenschafter - Reformen im Universitätsbereich durchzusetzen. 
Im Rückblick auf das zu Ende gehende Jahr 1844 berichtet der Regierungsbe­
vollmächtigte, Prof. F. Ch. Bergmann, am 24. 12. 1844 dem Kuratorium: „Da­
gegen ist als etwas Neues von Bedeutung die (wenigstens wahrscheinliche) Ent­
stehung einer Partei anzuführen, die das bisherige Verbindungswesen gänzlich 
beseitigt zu sehen wünscht. Es ist die Partei der s. g. Progressisten; unserer Uni­
versität nicht eigenthümlich, sondern nach Beispielen auf anderen Akademien 
sich richtend."216 Bezeichnend ist die Aktion der Studenten Lammers217, F. W. 
Miquel218 und G. Planck219, die Ende Mai 1844 eine Allgemeine Studentenver­
sammlung einberiefen und damit eine Konfrontation mit den konservativen 
Korps herbeiführten.220 Die ,,Allgemeinheit" gliederte sich in ein theologisches, 
juristisches und medizinisches Fachkränzchen, außerdem wurde ein Turn- und 
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Paukboden eingerichtet.221 Dem Auftreten der Allgemeinheit folgte ein Um­
bruch des Göttinger Verbindungswesens, der vor allem die Neu-Landsmann-
schaften traf. Aus ihm gingen u. a. die progressistischen Landsmannschaften 
„HUdeso-CeUensia" (18. 6.1844) 2 2 2 und „Hercynia" (9.5.1845) 2 2 3 hervor. Der 
Jurastudent Planck und der als Initiator des studentischen Turnens erwähnte 
Schweizer Caduff gehörten der Hildeso-Cellensia an. 2 2 4 Gründer der besonders 
radikalen Hercynia (Harz-Landsmannschaft) waren Schüler des Wolfenbütte­
ler Gymnasiums („Große Sehlde"), deren Schulleben in außergewöhnlich star­
kem Maß durch die Turngemeinde von 1828 geprägt war. 2 2 5 Vermutlich ergab 
sich aus dieser Konstellation eine enge Verquickung von Poütik und Turnen, 
und wahrscheinlich entwickelte sich in diesem Zusammenhang der Göttinger 
Turnverein.226 Daß der Regierungsbevollmächtigte Planck in seinem Bericht an 
die Regierung den Zusammenhang von Progreßbewegung und Turnen nicht er­
wähnt, ist verständlich, da er die RoUe seines Sohnes in dieser mißtrauisch be­
obachteten Studentenbewegung nicht hätte verschweigen können. Daß die Stu­
denten Bürger zu ihren Turnübungen zuließen, entsprach einem Prinzip des 
Progreß, wonach die Trennung von Bürgern und Studenten - Philistern und 
Burschen - als antiquiert galt. Sie veranlaßte den Progreß u. a. auch, die Auf­
hebung einer gesonderten Akademischen Gerichtsbarkeit zu fordern.227 Auch 
in diesem Punkt folgten die Progreßstudenten den Burschenschaften, die sich 
für eine volkstümliche Lebensweise der Studenten ausgesprochen hatten. 

221 Horst BERNHARDI , Die Göttinger Landsmannschaft Hildeso-Cellensia (1844-48 ) und ihre 
Nachfolgeverbindungen Burschenschaft Germania (1848 ) und Verbindung Arminia 
(1848-51), in: Historia academica 13, S. 63 . 

222 BERNHARD I (wie Anm. 221) , S. 59-78 , hier S. 61. 
223 E. A. GRIES , Hercynia-Heidelberg im Bunde mit dem Christiich-burschenschaftüchen 

Progreß, Bad Essen 1935 , Bd. I, S. 34-75 . Hans GiDiON /Berent ScHWiNEKÖPER /Richard 
WESTERMANN, Geschichte des Corps Teutonia - Hercynia zu Göttingen 1854-1962 , Göt­
tingen 1962, S. 25 f. 

224 BERNHARD I (wie Anm. 221) , S. 71 und 74 . - Auf einer Reise in die Schweiz besuchte 
Planck 185 9 u. a. seinen Freund Caduff in Chur [FRENSDORFF (wie Anm. 125) , S. 192f.]. 

225 Glaubenslehre - Bildung - Qualifikation. 45 0 Jahre Große Schule in Wolfenbüttel. Ein 
Beitrag zur Geschichte des evangelischen Gymnasiums in Norddeutschland. Ausstel­
lungskataloge der Herzog August Bibliothek 69 , Berlin 1993 , S. 218-222 . - Die Angabe 
von B. Schwineköper (wie Anm. 223), S. 25, nach der neun ehemalige Schüler der „Gro­
ßen Schule" die Landsmannschaft gründeten, kann ich nicht bestätigen. GRIES (wie Anm. 
223), Bd. 2 , S. 42 nennt zwar 9 Stifter, aber nur 6 von ihnen (Günther, Leiste I, Leiste II, 
Maedge, Reck I und Reck II) konnte ich als Abgänger der „Großen Schule" identifizieren 
(vgl, August FiNK /Paul ZIMMERMAN N (Hrsg.), Album der Staatlichen Großen Schule 
(ehemals Gymnasium) zu Wolfenbüttel 1801-1928 , Wolfenbüttel 31928) . - Nach BÜN -
SOW/HEER (wie Anm. 167) , S. 26 8 f. wurde bereits in den Jahren 182 6 bis 1828 „das Wol­
fenbütteler Gymnasium geradezu zur Pflanzstätte der Göttinger Burschenschaft". 

226 Er ist somit der Gründungswelle der Jahre 1842 bis 1844 zuzuordnen [DÜDING (wie Anm. 
185), S. 229]. 

227 TÜTKEN , Johannes, Die Forderung nach Aufhebung der akademischen Gerichtsbarkeit im 
Revolutionsjahr 184 8 und ihr Scheitern. Gleichheit und Ungleichheit vor Gericht und 
Polizei, in: Georgia Augusta, 70/1999, S. 41-49. 
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Der Turnverein der Progreßstudenten und ihrer zivilen Mitturner war eben­
falls nicht so unpolitisch, wie er sich notgedrungen den Anschein gab und wie 
die Studenten Mitte Februar 1848 in ihrem Antrag auf Wiederzulassung des 
aufgelösten Vereins beteuerten: „Der hiesige Turnverein hat durchaus keinen 
politischen oder socialen Charakter. Es liegt demselben jede nicht unmittelbar 
auf das Turnen selbst gerichtetete Tendenz fern. Insbesondere dient er durch­
aus nicht zum Mittelpunkte einer geselligen Bekanntschaft. Die Mitglieder ge­
hören verschiedenen Kreisen an und kennen sich zum größten Theile kaum 
dem Namen nach. Beim Turnen selbst sind nie alle Mitglieder versammelt, es 
finden sich gewöhnlich nur etwa 8-10 zu gemeinsamen Uebungen zusam­
men." Nach den Ereignissen des März 1848 sahen die Turner keine Notwen­
digkeit mehr, ihre politischen Tendenzen zu verbergen. In den folgenden Mo­
naten rekrutierte sich aus den Progreßstudenten und den Turnern weitgehend 
das radikaldemokratische Lager in Göttingen. In den beiden vorrevolutionä­
ren Mitgliederlisten des Turnvereins sind die Studenten W. Andre (im SS 1848 
Vizepräsident bzw. Präsident der Studentenversammlung), A. Velde (radikal­
demokratischer Meinungsführer im SS 1848) und der stud. med. Rudolf Mi­
quel aufgeführt. Dessen Bruder, Johannes Miquel, ward erst im April 1848 von 
Heidelberg nach Göttingen überwechseln und dann zur Radikalisierung in 
Göttingen und seinem Umland beitragen.228 Eine deutliche politische Profilie­
rung unter den Göttinger Turnern wird dann im Sommer 1848 sichtbar, als 
sich der gemäßigte W. Andre und seine radikalen Kommilitonen A. Velde und 
J. Miquel in eine öffentlich ausgetragene Kontroverse verwickelten. Auslöser 
war die allgemeine Diskussion über die vorgeschlagene republikanische Aus­
richtung des „Deutschen Turnerbundes", der am 2. 4. 1848 in Hanau gegrün­
det worden war. Wie an vielen andern Orten hatte diese Kontroverse auch in 
Göttingen die Spaltung der Turnbewegung längs einer allgemeinen politischen 
Bruchlinie zur Folge.229 In einer gedruckten „Erklärung" wehrt sich Ende Mai 
1848 der progressive „Göttinger Turnverein" gegen die Reduzierung des Tur­
nens auf Leibesübungen. Die Turnvereine hätten immer schon „auf die geistige 
Ausbildung ihrer Mitglieder" hinwirken wollen, seien aber durch die Regie­
rungen gezwungen worden, ihre Absichten „hinter körperlichen Uebungen" 
zu verstecken. Nicht durch ihren „starken Körper" erschienen die Turner den 

228 TÜTKE N (wie Anm. 1) , S. 100 . -  Unte r den nicht-studentischen Mitglieder n de s aufgelöste n 
Turnvereins zählt e de r Friseu r Görin g i m Somme r 184 8 z u de n radikale n Demokraten . 

229 Zu r Auseinandersetzung zwische n Andr e un d Mique l vgl . UAG : Ger C CLXXVIII 1 9 und 
Mommsen (wi e Anm . 218) , S . 28 . -  Zu r Turnerkontroverse : UAG : Ku r 5. a .87 , BL 24-2 7 
und Düdin g (wi e Anm . 185) , S . 248 f. un d S . 308. -  Auc h di e Tume r i n Hannover , Wol -
fenbüttel, Cell e un d Hildeshei m lehnte n de n Anschlu ß a n de n „Demokratische n Turner -
Bund" mit de m Voror t Hana u ab , da dieser für die Republi k al s alleinige r Staatsfor m ein -
trat [vgl . Lothar WIESER, „Unser Ziel ist  Wahrheit, Freiheit , Lich t und Recht. " Die Turnbe-
wegung de r Stad t Hannove r i n de r 1 . Hälfte de s 19 . Jahrhunderts, in : Arnd KRÜGER/Han s 
LANGENFELD (Hrsg.) , Spor t i n Hannove r vo n de r Stadtgründun g bi s heute , Göttinge n 
1991, S . 32. ] -  RIESENE R (wie Anm . 62) , S . 357 f . 
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Regierungen gefährlich, „sondern weil sie ihren Geist pflegten, weil sie wuß­
ten, was die Zeit forderte, weil sie dursteten nach Freiheit und Erhebung, und 
von Vaterlandsliebe beseelt waren. - Nun sind die äußern hemmenden 
Schranken gefallen, nun ist es kein Staatsverbrechen mehr, selbst gebildet zu 
sein, und für die Büdung Anderer mitzuwirken. Darum sagen wir ohne Furcht 
und Hehl: Der Turnverein hat den Zweck, seine Mitglieder körperlich und gei­
stig auszubüden.'*230 - Auch im Rückspiegel des befreiten Selbstverständnisses 
im Jahre 1848 erweist sich die Vereinigung Göttinger Turner von 1844 als eine 
zugleich politisch motivierte Gruppierung. 
Die 1848 erstrittene Vereinigungsfreiheit hat vermutlich die von der Universi­
tät beantragte Institutionalisierung des Turnens an der Georgia Augusta unter­
laufen. Im undatierten Konzept einer Beschlußvorlage hat Regierungsrat Bun-
sen den entsprechenden Bericht der Universitätsgerichtsdeputation vom 19. 
Februar 1848 aufzunehmen versucht, in dem u. a. die EinsteUung eines Turn­
lehrers vorgeschlagen wurde.2 3 1 Für den Unterricht im Reiten, Voltigieren, 
Fechten und Tanzen - so argumentiert Bunsen, - sei an der Universität ge­
sorgt, nicht aber für den Unterricht im Turnen, obgleich dieser Zweig der kör­
perlichen Übungen alle Förderung verdiene. Vereine seien schwer zu überwa­
chen und immer einem möglichen Mißbrauch ausgesetzt, stellt Bunsen mit 
vormärzlicher Reserve gegenüber freien Assoziationen fest. Daher sei die An­
stellung eines eigenen Turnlehrers, „welcher solche Vereine überflüssig 
macht", empfehlenswert. Bunsen schlug neue Ausgaben für einen geeigneten 
und zuverlässigen Mann in Höhe von vielleicht 500 rthlr vor. Der Zweck sei 
wichtig genug, um eine solche Ausgabe zu rechtfertigen, zumal keine finan­
ziellen Bedenken bestünden, da die Ausgaben vom Klosterfond zu tragen 
seien. Bunsen hielt eine Entscheidung des Königs selbst für erforderlich. Seine 
spätere Randnotiz: „Zu den Akten" zeigt, daß der Vorschlag in Regierungs­
kreisen wohl keine Unterstützer fand. 
Die Universität - aber auch die Studenten - sahen offensichtlich keinen An­
laß, sich nach dem Verbleib ihrer Anträge zu erkundigen. Die Studierenden 
freuten sich der Assoziationsfreiheit und der Möglichkeit, in einem poütisch 
profiüerten Verein das gemeinsame Turnen von Studenten, Bürgern und Gym­
nasiasten nunmehr ungestört verfolgen zu können. Die offen zutage tretenden 
politischen Tendenzen unter den Turnern haben vermutüch das offizielle In­
teresse der Universität an der Etatisierung eines TXirnlehrers abgekühlt. Damit 
war eine historische Chance für die institutionelle Absicherung des akademi­
schen Turnens vertan. Erst zu preußischen Zeiten fiel dem Ministerium für 
geistliche, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten in Berlin am 16. Mai 
1876 der „befremdliche Vorgang" auf, daß man im WS 1875/76 einen Studen-

230 UAG: Kur 6.a.82, Bl. 11 (Anlage zum Brief des Universitätsrats Leue vom 28. 5. 1848). -
Zur Politisierung des Turnens vgl. auch WILHELM (wie Anm. 160), S. 35. 

231 UAG: Kur 6.a.51, BL 1-3. 
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ten im Studiengang „Reitkunst" immatrikuliert hatte, was sogleich für das SS 
1876 untersagt woirde.232 Andererseits führte die ihrerseits befremdende Fest-
steüung, daß für das schon über 20 Jahre etablierte Schulfach Turnen an der 
Georgia Augusta keine Übungen angeboten wurden, 1883 endlich zu der Ent­
scheidung der Universität, umgehend einen Turnlehrer anzustellen.233 

4.4 Der Göttinger Liederkranz -
ein Opfer ausdauernder Polizeischikane 

Die Auseinandersetzungen der örtlichen Polizeibehörde mit dem Göttinger 
„Liederkranz" zogen sich über Jahre hin und verzweigten sich sehr komplex. 
Die folgende Darstellung des Konflilkts versucht vor allem die Amtsführung der 
Polizei vor Ort zu charakterisieren und wie sie sich in das aUtägliche Leben ih­
rer Göttinger Untertanen einmischte. Der Fall iUustriert, daß auch kulturelle In­
itiativen mit übereifrigen Verdächtigungen und kleinücher Willkür der Polizei 
zu rechnen hatten, faUs sie zu Vereinsstrukturen führten und öffentüche Auf­
tritte anstrebten. Er zeigt darüber hinaus, daß die im Vormärz beklagte Überre­
glementierung nicht nur in einer ausufernden Normierung des Staates ihre Ur­
sache hatte, sondern daß auch die Korporationen entscheidend dazu beitrugen, 
indem sie einzelne oder Gruppen in diesen umfassenden Lebensgemeinschaf­
ten mit der monopolartigen Wahrnehmung von Dienstleistungen privilegierten 
(Zunftzwang, Mühlenzwang, Bierzwang etc.). Der letzte beispielsweise hatte 
zur Folge, daß die Göttinger in der Regel das Administrationsbier der Göttinger 
Brauberechtigten trinken mußten. Seine Qualität verrät der studentische Trink­
spruch: „Du, es kommt Dir ein Schoppen Froschlaich!"234 Auch der „Musik­
zwang" zählte zu den einengenden Privilegierungen der örtlichen Korporatio­
nen. Die Georgia Augusta hatte mit der Ausübung der Musik im Universitäts­
bereich den akademischen Musikdirektor beauftragt, so wie die Stadt dem 
Stadtmusikus die Rechte und Pflichten in dieser Sache als Monopol delegiert 
hatte. Diese Amtsinhaber wachten eifersüchtig über ihre einträglichen Auffüh­
rungsrechte.235 Auswärtige Sänger z. B., die auf musikaüsche Begleitung ange­
wiesen waren, hatten sich des Stadtmusikus und seiner Helfer zu bedienen oder 
diese abzufinden, faUs sie auf eine qualifizierte Begleitung durch ein mitge­
brachtes Ensemble Wert legten. Karl Braun beschreibt in seinen Erinnerungen, 

232 UAG : X  B  55 5 (2) . 
233 WILHEL M (wie Anm . 160) , S . 36 . 
234 Heinric h BRÜNiNG/Geor g QuAET-FASLEM/Adol f NICOL , Geschichte de s Corp s Bremensi a 

auf de r Universitä t Georgi a August a z u Göttinge n 1812-191 2 mi t Ausblicke n i n da s Ver -
bindungsleben de r Göttinge r Studentenschaf t vo n Begründun g de r Universitä t (1737 ) an , 
Göttingen 1914 , S . 280 . 

235 Heinrot h sprich t von eine m Honora r von 2 0 rhtlr . für de n Stadtmusiku s un d sei n Orche -
ster und weis t auf eine n Betrag von 8 0 bi s 10 0 Talern hin, de r i n ander n Städten üblich se i 
(UAG: Ku r 5.b.99 , Bl . 24) . 
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welchen Notstand dies für die Studenten zur Folge hatte, faUs die Göttinger 
Verbindungen Commerse mit Musik zeitgleich abhalten wollten. Dieser Eng­
paß führte nach seiner DarsteUung schüeßüch zur Einrichtung einer zweiten 
MusikgeseUschaft, die als angebüche Pfuscher unter der Bezeichnung „Bandi­
ten" von den „Jacobinern" unter dem Stadtmusikus H. W. Jacobi verfolgt wur­
den. 2 3 6 Der im folgenden dargesteUte Konflikt des Liederkranzes mit der Polizei 
erhielt durch die örtlichen Inhaber des Musikzwanges zusätzüchen Zündstoff. 
Prinzipiell gesehen standen die sozialen Verbandstypen „Korporation" und 
„Assoziation" (Verein) in einem für den Vormärz charakteristischen Wider­
streit. Auch aus dieser Perspektive betrachtet, ist es nicht verwunderlich, wenn 
der Polizeidirektor Dr. Heintze im Liederkranz einen Störenfried der gegebe­
nen Ordnung sah und für den Musikzwang alter Observanz Partei ergriff. 
Unzulänglichkeiten des offiziellen Musikangebots durch den akademischen 
Musikdirektor Dr. J. A. G. Heinroth sowie den Stadtmusikus H. W. Jacobi und 
seine Eleven hatten 1842 zur Folge, daß sich ein Kreis musisch Interessierter 
aus dem „Mittelstande" zusammenschloß, zumeist Buchhandlungs- und sonsti­
ge Handlungsgehilfen, junge Schulmänner, Musiker und einige Studierende. 
Vielleicht nahmen sie sich stärker der zeitgenössischen romantischen Musik an, 
die der alternde Heinroth traditionsorientiert vernachlässigte. Die Gründung 
von drei musikalischen Vereinen innerhalb weniger Jahre spricht für den Nie­
dergang des offizieUen Musiklebens in Göttingen und die in dieser Zeit wach­
sende Bereitschaft, dem Defizit durch Vereinsgründungen abzuhelfen.237 Die 
Statuten für die musikalische Privatgesellschaft des „Liederkranzes" wurden 
der Polizeidirektion vorgelegt und erhielten das Imprimatur. Dem Vorstand die­
ses Vereins gehörten der Commis H. A. Schmidt aus der Buchhandlung Van­
denhoeck & Ruprecht, der Musikmeister A. Rothe vom 1. leichten Bataillon der 
örtlichen Garnison, der Steuerrevisor Grundmann und der katholische Lehrer 
B. Uthof an. Man traf sich wöchentlich einmal zum gemeinsamen Gesang und 
gab im Schönhütteschen Lokal öffentliche Konzerte zu karitativen Zwecken. 
Seit dem 6. September 1844 hatte der Verein monatlich musikalische Abend­
unterhaltungen mit Vokal- und Instmmentalmusik im Programm, zu denen nur 
Mitglieder, sowie deren Familien und Gäste Zutritt hatten. Das Orchester wur­
de im wesentlichen von der Militärmusik gesteht, die über 21 gelernte Musiker 
verfügte. Im Bereich der E-Musik versuchte man sich z. B. an der Pastoralsym­
phonie von Beethoven und an Mozartsymphonien. 

236 BRAU N (wie Anm. 18) , S. 312. 
237 Z u Heinroth vgl . ULRICH KONRAD, Johann August Günther Heinroth . Ein Beitrag zur Göt -

tinger Musikpfleg e un d Musikwissenschaf t i m 19 . Jahrhundert. In : MARTI N STAEHELI N 
(Hrsg.), Musikwissenschaf t un d Musikpfleg e a n de r Georg-August-Universität Göttingen . 
Beiträge z u ihre r Geschichte , Göttinge r Universitätsschriften , Seri e A : Schriften , Bd . 3 , 
Göttingen 1987 . S . 43- 77 , hier besonder s S . 55 f. Z u de n vorausgegangene n Vereinsgrün -
dungen de s Cäcilien-Vereins (183 8 f.), für den sich vor allem de r ehemalig e Kgl . württem-
bergische Staatsministe r Gra f E . vo n Wintzigerod e einsetzte , un d zu m „Singverein " 
(1840 f.) ebd . S . 57 . De n Liederkran z erwähn t Konra d i n diese m Zusammenhan g nicht . 
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Der große Erfolg des Liederkranzes rief eine Koalition der Verlierer auf den 
Plan, die ihre Privilegien auszuspielen versuchten. Die vom akademischen 
Musikdirektor geleitete „Sing-Akademie" und die von dieser Vereinigung be­
strittenen akademischen Konzerte waren wegen ihrer geringen Akzeptanz für 
das Göttinger Musikleben bedeutungslos geworden. Heinroth revanchierte 
sich mit herabsetzenden Bemerkungen gegenüber dem Liederkranz, die des­
sen musikalische Kompetenz in Frage stellen sollten. Er schlug sich damit auf 
die Seite des Stadtmusikus Jacobi und seines Orchesters, das höchstens 12 Ge­
sellen und Lehrlingen umfaßte. Dessen Vorrechte waren u. a. durch das Kon­
zertreglement von 1826 geregelt. Bei 10 rtlhr. Strafe war jedem Wirt auferlegt, 
bei Musikdarbietungen nur den Stadtmusikus zu engagieren. Als eine Gesell­
schaft von Studenten sich bei einem Zug durch die Stadt von MUitärmusikern 
begleiten ließ, mußten sie diese bei Eintritt in das Wirtshaus entiassen. Viel­
leicht führten derartige Konflikte dazu, daß eine Kooperation zwischen dem 
Stadtmusikus und dem engagierten Musikmeister Rothe des 1. Bataiüons in 
Differenzen endete. Als Rothe im Sommer 1844 bei der Polizeidirektion um 
die Erlaubnis für ein Gartenkonzert der Militärmusik nachsuchte, wurde ihm 
dies verweigert, weil er es ablehnte, gemäß § 5 des Konzertreglements das 
städtische Orchester für seine Duldung zu bezahlen. Auch der Stadtmusikus 
verlor die Gunst des Publikums. Sogar Konzerte, zu denen kostenlose Ein­
trittskarten verteilt wurden, blieben leer. 
Die Gunst der Stunde nutzend, beschloß der Liederkranz sein musikalisches 
Angebot einem größeren Kreis zu öffnen und gab am 16. 8.1844 einen Werbe­
text zum Druck, durch den er zahlungskräftige unterstützende Mitglieder an 
sich ziehen wollte. Wie alle zum Druck vorgesehenen Texte - seien es Famili­
ennachrichten oder Verkaufsofferten - hatte der Drucker auch diese Hand­
werbung für den Liederkranz der Zensur vorzulegen. In seiner Roüe als Zen­
sor erfuhr Polizeidirektor Dr. Heintze auf diese Weise von der geplanten Aus­
weitung des Vereins und fand sie bedenklich. In seiner Anzeige an das Mini­
sterium für geistliche und Unterrichts-Angelegenheiten vom gleichen Tage 
mußte er zwar einräumen, die Sache sei „an sich ganz unschuldig ja lobens­
wert". Aber mit ewig wachem Mißtrauen sah er auch die Möglichkeit, daß bei 
zumeist jungen Leuten „gelegentlich auch Fragen der Politik mit Wärme auf­
gefaßt werden; daß bei Conflicten zwischen Regierungen und Ständen oder 
zwischen Behörden und Einzelnen rasch gegen die ersteren, schon als den an­
scheinend stärkeren Theil, Partei ergriffen wird, daß Männer von sogenannter 
politischer Bedeutung, zumal wenn sie als Märtyrer ihrer Grundsätze erschei­
nen, gepriesen und gefeiert werden, und daß diese Gesinnungen auch in den 
Gesängen widerhallen."238 Obgleich der Verein bisher niemals zu Beschwer­
den Anlaß gegeben habe, könne er doch bei der beabsichtigten größeren Aus-

238 Hinweis e au f unerwünschte s patriotische s Liedgu t be i RIESENE R (wi e Anm . 62) , S . 36 0 
(Schiller, Polenlieder , Marseillais e etc.) . 
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dehnung einen ungünstigen Einfluß ausüben. Der Liederkranz werde z. B. in 
Zukunft sicher mit andern Gesangveremen sog. Liederfeste veranstalten wol­
len. Bedenklich erschien der Poüzei auch das gemeinsame Singen von Ein­
wohnern und Studenten. Man müsse prüfen, ob gemäß § 18 der Akademi­
schen Gesetze Studierende nur mit Genehmigung des Prorektors oder der 
akademischen Behörden im Verein tätig werden dürften.239 Der Verein ver­
nachlässigte offensichtlich die Korporationsgrenzen. 
Der vom Kuratorium befragte Prorektor, Prof. R. Wagner, schwankte in seiner 
gutachtlichen Äußerung vom 30. 8.1844 in semer Beurteüung des Vereins. Ei­
nerseits merkte er als Vorsteher einer Korporation mit lebensbestimmendem 
Anspruch an: „Der Umgang mit jungen Comrnis hat bisher den Studirenden ... 
nie Vortheil gebracht", und er wies auf Reibungen in der jüngsten Zeit hin. 
Eine imbedingte Erlaubnis, Studierende in den Verein aufzunehmen zu dür­
fen, sei daher im Interesse der Disziplin unerwünscht. Wenn der Verein bei 
größeren „Produktionen" Studenten einladen woUe, sei auch weiterhin die Er­
laubnis des Prorektors notwendig. Andererseits habe der Verein nicht entfernt 
eine politische Bedeutung. Große Liederfeste seien nach seiner Erfahrung sehr 
nützlich. Sie würden die Teilnehmer von minder würdigen Vergnügungen ab­
ziehen, und indirekt selbst den Kirchengesang heben. Die beabsichtigte ge­
druckte Werbung widerspräche aber einem Privatverein dieses Zuschnitts und 
soUe - möglichst schonend - dem Vorstand ausgeredet werden.2 4 0 Das Mini­
sterium schloß sich in seiner Weisung an den Polizeidirektor im wesentlichen 
den Wagnerschen Überlegungen an und empfahl, über die Aufnahme unter­
stützender Mitglieder „mit Stillschweigen hinwegzusehen". Duldung war ein 
bei der Poüzei beliebtes - weil jederzeit widerrufbares - Zwischenstadium in 
einem Legalisierungsvorgang. Wegen denkbarer politischer Mißbräuche be­
fahl das Ministerium aber eine sorgsame „aües Aufsehen vermeidende Beob­
achtung des Vereins unter der Hand" durchzuführen. Als PrivatgeseUschaft 
dürfe der Liederkranz nur seine Mitglieder zu musikalischen Veranstaltungen 
einladen. Für öffentliche Auftritte sei eine polizeiüche Erlaubnis notwendig. 
Mit einem gedruckten Text zum Beitritt aufzufordern, sei für eine PrivatgeseU­
schaft ungewöhnlich und daher dem Liederkranz schonend auszureden. Eine 
Werbung könne aüenfaUs gestattet werden, wenn eine Liste der ins Auge ge­
faßten Adressaten sich als unbedenküch erweisen soUte.241 Das Ministerium 
war aus seinem Staatsverständnis heraus weit davon entfernt, die Vereini-
gungsfreiheit als ein Grundrecht der Untertanen anzusehen, und als Vorläufer 
des heutigen Kultusministeriums sah das von Sicherheitsbedenken geleitete 
Ministerium für geistliche und Unterrichts-Angelegenheiten keinen poüti-
schen Handlungsauftrag, kultureüe Basisalternativen zu fördern. 

239 UAG: Kur5.a.84, Bl. lf. 
240 UAG: Kur 5.a.84, Bl. 4 f. 
241 UAG: Se k 230. 
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Eine zweite Auseinandersetzung zwischen Polizei und Liederkranz ist am 19. 
12. 1844 zu verzeichnen, als im Anschluß an dessen beliebte Abendunterhal­
tung dem Musikdirektor Heinroth vor seinem Haus eine Katzenmusik darge­
bracht wurde. Auch in Göttingen war es eine gängige Rügepraxis, mit „unhar­
monischem Gesang" und mit Lärm mißliebige Personen zu beheüigen. Von 
den flüchtenden Teilnehmern konnte nur ein Student ergriffen werden, der an 
diesem Abend als Gast an der Abendunterhaltung des Liederkranzes teilge­
nommen hatte. Dem Verein wurde daraufhin vom Poüzeidirektor für den Wie-
derholungsfaü ein Vereinsverbot angedroht, was dieser als einen willkürlichen 
Kraftakt empfand, denn die Polizei hatte keine Untersuchung durchgeführt, 
und keinem Vereinsmitglied wurde eine Beteüigung nachgewiesen. Der Lie­
derkranz versagte sich aber einen Rekurs höheren Orts. 
Eine nächste Runde in der Auseinandersetzung mit der Polizei wurde durch 
die Absicht des Vereins ausgelöst, die allmonatiiche Abendunterhaltung wäh­
rend des Sommers im Freien durchzuführen und dazu in den großen Garten 
eines Vereüismitgüedes, des Gastwirts Bettmann, einzuladen. Er lag inmitten 
anderer Gärten und war über einen Zugang vom Wilhelmsplatz erreichbar. 
Der Garten hatte schon früher Studentengruppen für ihre von Musik begleite­
ten Veranstaltungen gedient, die z. T. bis spät in die Nacht gedauert hatten. 
Eine Einladung des Liederkranzes für die Freiluftveranstaltung am Freitag, 
den 14. Juli 1845, soUte im „Göttingischen Wochenblatt" erscheinen. Durch 
ZufaU erfuhr der Vereinsvorsitzende, daß die Anzeige vom Dr. Heintze in sei­
ner RoUe als Zensor gestrichen worden war. Auf Nachfrage erfuhr der Verein, 
daß es nicht Aufgabe des Zensors sei, die Betroffenen über seine Streichungen 
zu informieren. Dies habe der Redakteur zu veranlassen. Zur Sache wurde 
erst auf Nachfrage mitgeteilt, daß die Veranstaltung nicht genehmigt werden 
könne, denn der Verein habe für das Überwechseln in den Bettmannschen 
Garten keinen Antrag gestellt. Davon abgesehen sei der Garten als Veranstal­
tungsort nicht genehmigungsfähig.242 Als der Vereinsvorstand seine Mitglieder 

242 D a Bettman n al s Oppositionelle r galt , is t di e Ablehnun g de s Konzerte s i n seine m Garte n 
vielleicht auc h von diese r polizeilichen Einschätzun g mitbestimm t worden. Di e folgende n 
Angaben au s eine m Polizeiberich t übe r Bettman n vo m 9 . 11 . 183 9 lasse n zugleic h di e 
Bespitzelung feiernder Göttinge r Bürger erkennen. Danac h hatten vier Tage zuvor 81 Bür-
ger „aller Claßen" wie jede s Jahr im Ulrichschen Gasthau s soupiert . I n dieser Gesellschaf t 
habe ma n vo n Politi k nich t gesprochen . Be i Tisc h bracht e de r Gastwir t Bettmann , „ei n 
exaltirter Gegne r de r Regierung" , di e Gesundhei t aus : „E s solle n leben : di e wi r denke n 
wünschen un d hoffen: di e Studenten , Professore n un d Philister! " Diese Gesundhei t wurd e 
von de r Gesellschaf t getrunken . Danac h stimmt e Bettman n da s bekannt e Lie d an : „E s 
kann ja nicht immer so bleiben." Es wurde von de r Gesellschaft ordentlic h gesungen . Nu r 
der Gastwirt Bettmann hab e stat t des letzte n Verses einen ander n Text gesungen, von de m 
der „Referent" , wege n de r Musi k un d de s Geräusche s halber , nu r di e Wort e „Erns t 
August" verstehe n konnte . Wege n de s Geräuschpegel s hab e vermutlic h auc h di e Gesell -
schaft Bettmann s Wort e nich t verstanden . Dahe r erschie n de m Polizeidirekto r di e Einlei -
tung eine r Untersuchun g „nich t räthlich" , obgleic h ma n vermute n müsse , „da ß Bettman n 
Worte gegen Sein e Königlich e Majestä t gesunge n habe" . Dies e Episod e zeigt , wie Opposi -
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durch gedruckte Handzettel von der unerwarteten Entwicklung informieren 
wollte, wairde der Druck verweigert, weil man im Text erklärend auf Probleme 
mit der Polizei hingewiesen hatte. Als der Verein eine zweite Textfassung ohne 
diesen Hinweis vorlegte, wurde auch dessen Druck untersagt. Gegenüber dem 
Ministerium rechtfertigte Heintze die Verweigerung des Imprimatur mit dem 
Argument, durch den Druck habe man „Befremden" erregen woüen und „le­
diglich eine Demonstration gegen die Poüzeidirection" beabsichtigt. 
Angesichts der polizeüichen WUlkür reichte der Liederkranz am 15. Juü 1845 
eine Beschwerde über diverse Verfügungen der Göttinger Polizeidirektion beim 
Ministerium für geistliche und Unterrichts-Angelegenheiten als der zuständigen 
Aufsichtsbehörde ein. Die polizeilichen Maßnahmen seien dazu geeignet, „den 
Eindruck tiefsten Mißbehagens über diesen Zweig der Polizei-Verwaltung aU-
hier zu vermehren. Wenn zwar nicht zu verkennen ist, daß das Institut der Po­
lizei, so nothwendig und nützlich dasselbe auch ist, doch der Natur der Sache 
nach so sehr häufig in der Lage ist, das Mißfaüen des Pubücums sich zuziehen 
zu müssen, so scheint es uns doch auf der andern Seite hart, eine so große Ge­
sellschaft, deren Mitgüeder zum Theil ihrem Stand und Namen nach schon da­
für bürgen, daß durch diesen Verein überhaupt keine strafbaren Tendenzen be­
zweckt werden, - auf eine Weise zu beunruhigen und durch solche Maßregeln 
zu kränken, daß dadurch nothwendig die aügemeine Stimmung gegen diese Be­
hörde verschümmert werden muß. Während man doch mit Recht hoffen könn­
te, daß die Königüche Polizei einem solchen Vereine, der, je tiefer er eindringt in 
das bürgerliche Leben, einen so größern Einfluß auf die Veredelung der Sitten 
und des geselligen Vergnügens haben wird, allen Schutz angedeihen lassen wür­
de, muß man zum Erstaunen wahrnehmen, daß die hiesige Polizei-Direction 
dem Verein eher auf alle mögliche Weise hinderlich entgegen treten, als seine 
Tendenzen befördern zu wollen scheint." Abschließend bat der Verein den Ku­
rator der Georgia Augusta dem Polizeidirektor für die Zukunft „in seiner Poü-
zei-Verwaltung das Verfahren anzuempfehlen, welches in einem so civilisirten 
Staate, wie dem unsrigen von einer jeden Behörde erwartet werden darf." Die 
Beschwerde des Liederkranzes wird von einem Mitgüederverzeichnis des Ver­
eins begleitet, wonach er 165 nur „zuhörende oder außerordentliche Mitglie­
der" in seinen Reihen zählte, die zumeist den „gebildeten Ständen" angehörten, 
sowie 37 aktive Mitglieder, darunter 19 Studenten, 5 Lehrer oder Schulkandi­
daten und 3 Gymnasiasten.243 

tionelle i n ihrer alltäglichen Auseinandersetzun g mi t de r Polize i di e doppelbödig e Bedeu -
tung von Trinksprüche n un d Lieder n nutzten , u m i m öffentliche n Kau m Gesinnungsbot -
schaften mi t Eingeweihte n auszutauschen . Ei n Einschreite n gege n Bettman n wa r auc h 
deswegen nich t „räthlich" , weil au s geringfügigem Anla ß ei n Agent „verbrannt " wäre, au f 
dessen Spitzeldienst e di e Polize i be i gravierendere n Vorfalle n vielleich t noc h angewiese n 
sein würde (UAG : Ku r 6.a.76 b, Bl. 68/69) . 

243 Zu r Charakterisierun g de r nu r zuhörende n Mitgliedergrupp e werde n hie r di e erste n 1 0 
der List e hie r angeführt : Brauns , Major ; vo n Klenke , Justizrat ; Rehberg , Justizrat ; Toel , 
Kanzleiassessor; v . d . Knesebeck , Hauptmann ; Stokemann , Lieutnant ; vo n Bademeyer , 
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Inzwischen eskalierte der Konflikt durch seine Verlagerung auf die Medien­
ebene. Im hamburgischen „Tagwächter" (Nr. 36-4. 9 . 1845) erschien ein an­
onymer Artikel unter der Überschrift „Zunftmäßiger Ohrenzwang an der 
Georgia Augusta", der u. a. im Streit zwischen Jacobi und der Militärmusik für 
diese Partei ergriff. Heinroth nahm den Artikel, den die Buchhandlung Van­
denhoeck & Ruprecht als „Probeblatt" in Göttingen verbreitete, zum Anlaß, 
anonym in der „Allgemeinen Casselschen Zeitung" (Nr. 39-29. 9 . 1845) unter 
der Überschrift „Wahr und Nichtwahr" vom Leder zu ziehen, wobei er u. a. 
„das sogenannte 6 Pfennigs- oder Matiers-Concert" des Vereins angriff, in dem 
„bisweilen der Takt mit Stuhlbeinen um die Gehör-Organe geführt" werde. 
Diese Kritik rief wiederum den Commis Schmidt als Vorstand des Liederkran­
zes auf den Plan, der unter dem Titel „Aus und für Göttingen" eine Erwide­
rung in der Nr. 41 derselben Zeitung erscheinen ließ. 2 4 4 Der Artikel des Aka­
demischen Musikdirektors stieß wegen der Ausfälle gegen die Militärmusik 
auf die einhellige Empörung des örtüchen Offizierskorps. Leutnant Stoke-
mann forderte Heinroth am 3 . November auf Pistolen. Der Kommandeur der 
Garnison hatte die Angelegenheit bereits „höhern Orts" angezeigt, und das 
Kgl. General-Kriegsgericht mußte in diesem Konflikt eingeschaltet werden, 
der wochenlang die Stadtöffentlichkeit bewegte. Bei seinem Ausfall gegen die 
Militärmusik hatte Heinroth offensichtlich nicht hinreichend bedacht, daß 
sein Angriff einer mächtigen Korporation galt, an deren Spitze ein soldatisch 
geprägter König stand. Bereits am 10. 11. 1845 mußte das Ministerium für 
geistliche und Unterrichts-Angelegenheiten Heinroth auf „Allerhöchsten Be­
fehl" mitteilen, daß er mit seinen Äußerungen über das Militär-Musik-Corps 
das gute Einvernehmen zwischen Militär und Einwohnern gefährdet habe, 
und das Ministerium sprach ihm ein „ernstliches Mißfallen" aus. Der Wieder­
holungsfall werde lt. Befehl des Königs die Entlassung des akademischen Mu­
sikdirektors zur Folge haben. 
Auch der Buchhändlergehilfe Schmidt wurde wegen seines Artikels in der kas-
seler Zeitung zur Rechenschaft gezogen. Da beide Zeitungsartikler das Zen­
surgesetz vom 6. Mai 1705 übertreten hatten, wurden sie vom Polizeidirektor 
zu 50 rthlr. verurteilt und dem erst seit 3V 2 Jahren in Göttingen weilenden 
Nassauer Schmidt im Privatgespräch angedeutet, daß beim nächsten Mal ein 
Landesverweis fällig sei.2 4 5 In seiner Rekursvorstellung, die der Commis dieses 
Mal an das Ministerium des Innern richtete, wehrte er sich gegen die Subsum-

Steuerdirektor; vo n Dachenhausen , Obrist ; Danckwerts , Stadtgerichtsassessor ; Jordan, 
Amtsassessor (UAG: Kur 5.a.84, Bl. 32 f.). 

244 Beid e ließen noc h je ein e weitere Erwiderun g folgen. Weiter e Einzelheite n des Konflikt s 
bei KONRA D (wie Anm. 237), S. 58 f. I n seiner Funktion als Bürgervorsteher konnte Hein-
roth am 5 . 3 . 184 5 diese s Gremiu m veranlassen für eine strikt e Handhabun g des Musik-
zwanges einzutreten. 

245 Z u vergleichbare n Drohunge n gegenübe r ander n hannoversche n Oppositionelle n vgl . 
RIESENER (wie Anm. 62), S . 177. 
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mierung seines Falles unter das Gesetz von 1705. Dort sei von „theils unge­
reimten und sonst bedenklichen Scripta" die Rede. Sein Eingesandt sei weder 
das eine noch das andere, auch sei dadurch die öffentliche Ordnung nicht ge­
fährdet worden. Er verwies ferner auf die gängige Praxis, Anzeigen u. ä. ohne 
Vorlage bei der heimischen Zensur in auswärtige Zeitungen einzurücken. FaUs 
das UrteU des Polizeigerichts nicht aufgehoben werden könne, bat er um Gna­
de, weil er in Unkenntnis des alten Zensuredikts nur seine Ehre habe verteidi­
gen woUen und weü die Strafe ihn wirtschaftlich ruinieren würde. Im Beneh­
men beider Ministerien, die mit dem FaU befaßt wurden, entschied man trotz 
des unbegründeten Anrufung der nächsten Instanz dem Commis in Gnade die 
Zensurstrafe zu erlassen. Weü Schmidt das Verhalten der Behörden und der 
bestehenden Anordnungen in seinem kasseler Zeitungsartikel getadelt hatte, 
wurde die angedrohte Landesverweisung nicht aufgehoben - insbesondere an­
gesichts der Vorstrafe des AntragsteUers. Er hatte in einem benachbarten Ver­
gnügungsort das Vorgehen der Polizei gegen den Sohn des Kunsthändlers Ro-
cea kritisiert, weil ihm dieses ungerechtfertigt erschien. Da er sich „auf ehre 
freche Weise in eine ihn überall nicht berührende Angelegenheit eingemischt" 
hatte, war er seinerzeit zu einer 3-tägigen Gefängnisstrafe verurteüt worden, 
und er galt daher in den Augen des Polizeidirektors als „leidenschaftlicher und 
streitsüchtiger Mensch". 
Auch dieses Aktenbündel zählte im April 1848 zu den peinlichen Hinterlas­
senschaften der staatlichen Polizeidirektion, denn vor dem Hintergrund der 
nunmehr geltenden Assoziationsfreiheit wurde der Anachronismus der poli-
zeüichen Gängelungsversuche gegenüber dem Liederkranz überdeutlich. Em­
pört hatte dessen Vorstand 1842 den längst falügen Wertewandel mit der Be­
schwerde angemahnt, er fordere ein Verfahren, „welches in einem so civilisir-
ten Staate, wie dem unsrigen von einer jeden Behörde erwartet werden darf". 
Die Berufung auf die Gepflogenheit „civilisirter Staaten" steUte die Göttinger 
Polizei vor das Forum einer „Politischen Kultur" (civic culture), die Riesener 
in seiner umfassenden Untersuchung „Polizei und Politische Kultur im 
19. Jahrhundert" zur begrifflichen Stnikturierung seiner Untersuchung des 
Verhältnisses von Polizei und Öffentlichkeit im Königreich Hannover gewählt 
hat. Der Vorstand des Liederkranzes erwartete einerseits einen klaren Geset­
zes- und Reglementbezug polizeilichen Handelns, um dessen Willkür einzu­
schränken. Dies entsprach der weitergehenden Forderung, wonach sogar der 
Absolutismus monarchischen Handels an Konstitutionen seine Grenzen fin­
den soUte. Erwartet wurde ferner ein anderes Verhältnis zwischen Staat und 
Gesellschaft. Initiativen zur Veränderung des Bestehenden, die aus dem gesell-
schafüichen Bereich kamen, soUten nicht von vornherein mit dem Odium der 
Ordnungswidrigkeit behaftet erscheinen, nur weil die Behörden das Initiativ­
recht beanspruchten. Indem sie für ihre Maßnahmen monopolartig einen 
Wahrheits- und Geltungsanspruch erhoben, unterwarfen sie aUe Regungen 
bürgerlicher Selbständigkeit ihrer KontroUe. Nicht einmal der kultureUe Be-
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5. Schlußbemerkun g 
Das Aktenpaket, das im Zuge der politischen Wende 1848, aus Göttingen ent­
fernt wurde, hat unterschiedliche Dimensionen der Auseinandersetzung zwi­
schen obrigkeitlicher Repression und bürgerlicher und studentischer Opposi­
tion während des Vormärz sichtbar gemacht. Unter den Reibungsflächen hatte 
der zuletzt angesprochene Konflikt mit der örtlichen Polizei einen besonderen 
Stellenwert. Unmittelbarkeit und Alltäglichkeit ihrer Maßnahmen sicherten der 
Polizei einen „Sitz im Leben" aller Göttinger. Das Gefühl unnötiger Gängelung, 
präventiven Mißtrauens, übertriebener Strenge und einschüchternder Willkür 
markiert den Kern eines vormärzlichen Reform- und Ressentimentstaus, der 
Stadt und Universität gegen die Polizei verband. In der Verurteilung obrigkeit-

246 UAG : Ku r 5.D.99, Bl . 31 . 

reich war vom Genehmigungszwang ausgenommen. Die im Vereinswesen sich 
artikulierenden bürgerlichen Forderungen nach Selbst- und Mitbestimmung 
setzten dagegen eine grundlegend andere Beziehung zwischen Staat und Ge­
sellschaft voraus: in einem „civilisierten Staat" sollte anstehe des bedrohungs-
orientierten Gegenübers von Behörden und Untertanenverband ein partner­
schaftliches Verhältnis von Bürger und Polizei treten. Dies sollte auch in Si­
cherheitsfragen gelten, denn die Oppositioneüen woUten die Bedrohungslage 
und den Auftrag der Politischen Polizei nicht einseitig durch die Staatschutz­
interessen bestimmt sehen. In der eingangs erwähnten Eingabe der Göttinger 
Bürgerversammlung am 28. 3. 1848 hatte diese ihr Aufgabenverständnis einer 
Polizei im Dienste des bürgerlichen Rechtsstaates formuliert: „Die hiesige Bür­
gerschaft greift nach dem, was ihr zunächst am Herzen üegt, ... daß der 
Rechts-Staat an die Stelle des Polizei-Staats gesetzt werde; daß die FREIHEIT 
DES BÜRGERS den obersten und überall durchgreifenden Grundsatz der poli-
zeüichen Thätigkeit des Staats bilde !!!" Diese Forderung wandte sich gegen 
eine Präventivpolizei, die im FaUe des Liederkranzes mißtrauisch und vorur-
teüsbestimmt eine selbst von ihr als „ganz unschuldig ja lobenswert" angese­
hene kulturelle Initiative meinte „vorsorgüch" verfolgen zu müssen, weil sie 
die Staatsschutzinteressen über die Bedürfnisse der Bürger und deren Wahl­
freiheit im Bereich der kultureüen Selbstverwirklichung steüte. Da nach tradi­
tionellem RoUenverständnis die Polizei sich vor allem als Staatsorgan und da­
mit fast als Selbstzweck sah, endete unter solchen Bedingungen ein Konflikt 
mit der Polizei für die Betroffenen nicht selten bei dem immer gegenwärtigen 
Vorwurf der verletzten „Amtsehre". Dementsprechend hat das Ministerium 
die Beschwerde des Commis Schmidt abschließend u. a. mit der Bemerkung 
zurückgewiesen, daß er einen „völlig ungeeigneten Tadel des Verhaltens der 
Behörden und der bestehenden Anordnungen" vorgebracht habe. 2 4 6 
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licher Bevormundung waren sich die Göttinger aller Schichten weitgehend ei­
nig. Unter dem Eindruck der Säkularfeier der Georgia Augusta schreibt Jacob 
Grimm 30. Juni 1837 an F. K. von Savigny: „Das Gepränge widersteht mir;... 
das einfache, natürliche Verhältnis zwischen den Professoren und Studenten, 
ist hier wie fast überaU durch die engherzigste, kleinlichste Verfolgung aües des­
sen, woran die jungen Leute hängen, aus der Fuge geraten und in Spannimg. Ich 
habe die letzten Jahre im Senat betrübte Erfahrungen darüber gemacht. AUe 
Verhandlungen durchdringt ein unheirniicher Poüzeigeist, der, was von oben 
ausgeht, furchtsam aufnimmt, was ihm untergeben ist, schonungslos mit­
nimmt,"247 Mit seiner Entlassung sollte Grimm wenige Monate später ein Opfer 
dieses „Polizeigeistes" werden. Der durch Armengeld unterstützte Stiefelwich­
ser Küppers beschwert sich am 23. Februar 1830 in einer schriftlichen Eingabe 
beim Kabinettsministerium in Hannover über die „Mißhandlungen" bei seiner 
Festnahme und seine Verurteüung durch das Göttinger Polizeigericht: „Wo 
büeb hier Erbarmen, wo Menschengefühl?!"248 Da er als mitteUoser Vorbestraf­
ter nach Auffassung der Poüzei zu den „gefährlichen Klassen" zählte, bekam er 
- anders als die akademischen Honoratioren - buchstäbüch die harte Hand der 
Poüzei und die Ketten ihres Gefängnisses zu spüren. 
Der generelle Befund entspricht der Feststeüung Rieseners: Das „Eindringen 
der städtischen Polizeibehörden in die lokale Lebenswelt" während des Vor­
märz verdrängte Strukturen bürgerücher Selbstverwaltung und SelbstkontoUe 
und etablierte eine Behördenorganisation, „die die Einwohner der Städte per­
manent überwachte und ihr Verhalten anhand von ,fremden oktroyierten* 
Regeln sanktionierte. Die ,gute Poüzey* einer Stadt, d. h. der Zustand ihrer 
Straßen und öffentlichen Einrichtungen ebenso wie die Sitten der Einwohner, 
war jetzt nicht mehr das Ergebnis einer (fiktiven) gemeinsamen Anstrengung 
der Bürgerschaft, sondern Produkt einer Herrschaftsorganisation, auf welche 
die Bürger zunehmend weniger Einfluß hatten."2 4 9 Zur Korrektur ist anzumer­
ken: Die Polizei drang nicht erst im Vormärz in die städtische Lebenswelt ein, 
aber aus verschiedenen Gründen spitzte sich ein alter Konflikt in dieser Epo­
che zu. 
Im Rahmen ihres umfassenden Zugriffs war die Poüzei fast aUgegenwärtig. 
Die folgende Aufzählung ihrer Funktionsbereiche kann das differenzierte Auf­
gabengeflecht nur in Umrissen andeuten. Sie übte ihre Kontrollhoheit u. a. als 
Markt-, Gesundheits-, Armen-, Sitten-, Feuer-, Schutz-, Kriminal- und poü-
tische Poüzei aus und nahm darüberhinaus als Polizeigericht judikative Funk­
tionen wahr. Die Polizei wog das Brot der Bäcker nach, monierte das Entlee­
ren der Nachttöpfe auf die Straße, verfolgte diejenigen, die in der Öffentlich-

247Winfried LÖSCHBURG , ES begann in Göttingen, Berli n 1964 , S. 42 . 
248 Al f LÜDTKE , Polizeiliche s Einschreite n un d »Menschengefühl« . Zwe i Szene n au s de m 

Göttingen vo n 1830 , in: Komelia Duw e e t al . (Hrsg.) , Göttinge n ohn e Gänsehesel , Text e 
und Bilder zur Stadtgeschichte, Wartberg 1988 , S . 164-170 , hie r S . 165 . 

249 RIESENE R (wie Anm. 62) , S. 557 f. 
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keit rauchten und räumte die Kneipen zur Polizeistunde, sie nahm die Mel­
dung des Bürgers entgegen, wenn er das nächtliche Verweilen eines Besuchers 
in seinem Hause pflichtgemäß anzeigte, sie überwachte das sich entwickelnde 
Vereinswesen, sie stellte jeden begeisterten Zuhörer vor das Polizeigericht, der 
es wagte, bei Theateraufführungen nach dem Schlußvorhang Künstler heraus-
zuklatschen250 etc., etc. Der „Freiheitsrausch" des März 1848 wurde von den 
Göttinger Bürgern vor allem als elementare Emanzipation gegenüber dem 
Kontrollanspruch der örtlichen Polizei erlebt,251 Die restaurative Entscheidung 
vom 8. April 1848, in Göttingen die Korporationen Universität und Stadt wie­
der in ihre herkömmliche Gerichtsbarkeit und Polizeihoheit einzusetzen, wur­
de daher als großer Erfolg gefeiert. Unbehelligt von der Polizei konnte man in 
bürgerlicher Behaglichkeit von nun an - einstweilen - die „Märzerrungen­
schaften" genießen: das Rauchen und Trinken, das Turnen und Singen, die 
Geselligkeit und die Pflege gemeinsamer Interessen in frei gewählten Gruppie­
rungen, das freie Wort in der Bürgerversammlung und den örtlichen Wochen­
zeitungen; die Studenten konnten mit ihren geheimen Verbindungen hervor­
treten und ihre Farben öffentlich tragen. 
Sozialrevolutionäre Hoffnungen des Vormärz, die anhand der Akte Dunker 
angesprochen woirden, fanden keine Resonanz im verängstigten Bürgertum. 
Die politische Zuspitzung des Unmuts über das lokale Polizeiregiment und 
eine grundlegende Systemkritik an den Relikten des Ancien regime wurden 
weitgehend von den akademisch Gebildeten getragen. Bemerkenswert ist, in 
welch großem Umfang Burschenschafter während ihres Studiums und nach 
dessen Abschluß auf verschiedenen Handlungsebenen die politische Opposi­
tion im Vormärz stellten und im März 1848 die Initiative ergriffen. Für den lo­
kalen Bereich seien hier Oppermann und Rettig stellvertretend genannt und 
für die nationale Ebene die Brüder Welcker und Hoffmann von Fallersleben. 
Die oppositionellen Intellektuellen haben sich in Wechselwirkung mit ver­
schiedenartigen zeitkritischen Strömungen - Altliberalismus, Junges Deutsch­
land, Junghegelianer - zu ihren politischen Außenseiterrollen anregen lassen 
und sich dabei programmatisch unterschiedlich profiliert. 
Da die Burschenschafter und die von ihnen angeregten Progreßstudenten ge­
genüber den dominierenden konservativen Korps eine Minderheit bildeten, 
war die politische Opposition unter den Göttinger Studenten ein Randphäno­
men. Es ist kein Zufall, daß der begrenzte Aktenbestand keine oppositionellen 
Regungen im Lehrkörper der Georgia Augusta erkennen läßt. Die aufgrund 
ihrer ökonomischen Ausgangslage und ihrer beruflichen Situation benachtei­
ligten Privatdozenten haben nach dem Scheitern des Putsches von 1831 sich 
erst 1848 wieder engagiert. Das Gros der etablierten Professorenschaft war 
nach der Entlassung der Sieben (1837) wegen seiner systemtreuen Haltung 

250 TÜTKE N (wie Anm . 227), S. 46f . 
251 Vgl . da s Kapitel „184 8 -  ei n tolles Jahr" bei TÜTKEN (wie Anm. 1) . S. 116-123 . 
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eher ein Gegenstand der Kritik als ein Motor der Reform. Bezeichnend ist das 
Schweigen der Georgia Augusta in der „Reichsverfassungskampagne" des Jah­
res 1849 und vor allem ihre Haltung gegenüber jenen Kollegen, die sich in der 
Paulskirche engagiert hatten. Als die Professoren H. A. Zachariae und G. 
Waitz sich entschlossen, vom 25. bis 27. Juni 1849 an einer Tagung in Gotha 
teilzunehmen, um zu prüfen, ob der preußische Unionsplan noch Chancen 
bot, wesentiiche Elemente der gescheiterten Reichsverfassung zu realisieren, 
erschien eine gedruckte „Ansprache der unterzeichneten Göttinger Professo­
ren an ihre Coüegen Thöl, Waitz und Zachariae, gewesene Mitglieder der Na­
tionalversammlung in Frankfurt". 45 KoUegen unterschrieben einen Text, der 
u. a. auch die folgende Bewertung des Parlamentes in der Paulskirche enthält: 
„Wir Endesunterschriebene erklären also, daß wir die Verfassung, wie sie in 
Frankfurt in zweiter Lesung festgestellt worden, weder ihrer einseitigen Ent­
stehimg und Veröffentüchung nach für zu Recht beständig, noch ihrem Inhalte 
nach für etwas Erstrebenswerthes halten können. t Q 5 2 Wenn Bock und Opper­
mann 1842 an der Georgia Augusta kritisiert hatten, daß ihr „die wahre Gei­
stesfreiheit" fehle, so ist, - im Rückspiegel des Jahres 1848 betrachtet, - diese 
Bewertung nicht von der Hand zu weisen. Aus der Opposition des Vormärz 
rekrutierten sich in Göttingen weitgehend jene, die im Revolutionsjahr 1848 
die Initiative ergreifen, und wer bis dahin sich unauffälüg verhalten hatte, ist 
auch 1848/49 nicht im Lager des Fortschritts anzutreffen.253 

252 UAG : Sek 33. 1 un d Hildebran d BODEMEYER , Die Hannoversche n Verfassungskämpf e sei t 
1848. 1 . Abschnitt : Vo m Mär z de s Jahre s 184 8 bi s zu r Berufun g de s Ministerium s vo n 
Scheie a m 23. Novembe r 1851 , Hannover 1861 , S. 207-210 . 

253 Vgl . da s Kapite l „Rückzu g de r Universitä t i n de n Elfenbeinturm " be i TÜTKE N (wie Anm . 
1). S . 132-135 . 
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150 Jahre B. Sprengel & Co.: 
Aufstieg und Niedergang 

von 

Thomas Bardelle 

In einem früheren Beitrag zu Bernhard Sprengel bot dessen 100. Geburtstag 
den Anlass, seine Roüe als Kunstmäzen in Hannover zu beleuchten. Aber ge­
rade ältere Hannoveraner verbinden mit dem Namen Sprengel nicht so sehr 
das heutige Museum für moderne Kunst am Maschsee, sondern eher die bis 
1980 noch mitten in der Nordstadt gelegene Schokoladenfabrik, in der auch 
viele Frauen aus Hannover und Umgebung als Arbeiterinnen beschäftigt wa­
ren. Nun steht auch dieser zweite Aufsatz unerwarteterweise weniger in Zu­
sammenhang mit dem 150-jährigen Jubiläum seit der Gründung im Jahr 1851, 
sondern mit dem Endpunkt der Firma Sprengel in Hannover. Zum 30. Juni 
2001 ist das letzte in Vinnhorst am Blinker Hafen betriebene Werk durch die 
Kölner Stollwerck-Gruppe, die 1979 die Firma B. Sprengel & Co. von dem 
amerikanischen Konzern NABISCO aufgekauft hatte, geschlossen worden.1 

Viele der zuletzt 150 Beschäftigten wurden, da sie schon über 50 Jahre alt wa­
ren, in den Vorruhestand abgeschoben. Ein früherer Arbeiter zog angesichts 
der Beendigung der Produktion folgendes Resümee: „Als der Sprengel das an 
die Amerikaner verkauft hat, war das Ende doch vorprogrammiert."2 Dieses 
Urteil soll am Schluss des Beitrags, der die Entwicklung der Firma unter Bern­
hard Sprengel von der Übernahme von seinem Vater August bis zum „Verkauf 
an die Amerikaner" skizziert, kritisch hinterfragt werden. 

Die Entwicklun g de r Firma bis zum Einstie g 
Bernhard Sprengei s 
Über die ersten rund fünfzig Jahre der 1851 in Harburg gegründeten Firma 
B. Sprengel & Co. (,titelgebend' war der Großvater des hier im Mittelpunkt 
stehenden Bernhard Sprengel) ist leider nur wenig schriftliche Überlieferung 

1 HA Z Nr . 205 vo m 2 . September 2000 , S . 19 . 
2 HA Z Nr . 13 8 vom 16 . Juni 2001 , S. 19 . 
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erhalten.3 Es ist bisher nicht bekannt, wo und wann die älteren Firmenakten 
untergegangen sind. Geblieben sind nur wenige »originale* Andenken an we­
sentliche Daten der Firmengeschichte. In den ersten Jahrzehnten stand neben 
der Schokolade die Fabrikation von Bonbons und Konfitüren im Vorder­
grund. Zunächst wurde Harburg als günstiger Handelsplatz nach Hamburg 
und Mecklenburg zum Firmensitz gewählt. Doch schon zwei Jahre später 
wechselte Bernhard Sprengel sen. nach Hannover, „weü erstens durch Aufhe­
bung des Freihafens mir das Geschäft nach Hamburg und Mecklenburg entzo­
gen wurde, zweitens: hier in Hannover und dessen Nähe ein ähnliches Ge­
schäft nicht existirte".4 Sein Bruder Otto dagegen, mit dem und Heinrich 
Brandes er seine Firma begründet hatte, verzog nach Baltimore/Maryland 
und begründete dort einen kleinen Betrieb. Bernhard Sprengel etabüerte ne­
ben einer kleinen, bereits teüweise maschineU betriebenen Fabrik an der Hal­
ler- und Kronenstraße nahe dem heutigen Welfenplatz Ende 1855 ein eigenes 
Geschäft in der Georgstr. 24/Ecke Steintor und baute seinen Vertrieb in Nie­
dersachsen und Westfalen aus. Sprengeis Stärke war neben dem Einsatz einer 
ersten Dampfmaschine die damals noch nicht übliche Speziaüsierung auf 
Schokolade und verwandte Produkte. Dazu gehörten neben Kakao auch Bon­
bons wie die »Nordischen Brustkaramellen', Dragees, später auch Cakes und 
Biskuits und schüeßüch der ,Sprengelsche Kräutersaft*, der einen besonderen 
wirtschafüichen Erfolg darsteüte und in Apotheken nur auf ärztliche Anord­
nung zur ,Blutreinigung* und ,Stoffwechselanregung' verkauft wurde.5 Die 
Schokolade wurde je nach Jahreszeit von Konditoren in figürliche Darstellun­
gen gebracht, was auch bei einem breiteren Publikum Anklang fand. 1862 
konnte Sprengel den Titel einer „Königüchen Hof-Dampf-Chocoladen- und 
Conditoreiwaaren-Fabrik" erwerben, 1859 wurde er auf der Gewerbeausstel-
lung in Hannover, 1867 auf der Weltaussteüung in Paris prämiert. Diese und 
andere verliehenen Medaillen schmückten bald den Briefkopf der Firma. 

Die Fabrik wuchs in immer rasanterem Tempo. Eine Füiale mit Lager in Berlin 
wurde 1870 begründet, ein neues Fabrikgebäude entstand ein Jahr später an 
der Kronenstr. 6-7, das Wohnhaus der Familie zur gleichen Zeit direkt gegen­
über. Schüeßüch wurde 1872 noch ein erster Arbeiterwohnbau fertig gesteht. 
1885 wurde die Betriebskrankenkasse gegründet. Im selben Jahr kamen drei 
neue Füialen in Hamburg, Frankfurt und Bremen hinzu. Die Anzahl der Pro­
dukte, vor aüem in der Cakessparte, stieg ständig weiter an. Weitere zwei 
Dampfmaschinen wurden angeschafft, die Zahl der Mitarbeiter wuchs. So 

3 Das folgende Kapitel basiert daher zu größeren Teilen auf der Festschrift zum hundertjäh­
rigen Bestehen: Sprengel, eine hannoversche Familie und ihr Werk. [Hannover 1951]. 

4 Dep. 105, Acc. 2/80 Nr. 699/1. 
5 Zu Rezepten und Empfehlungen siehe u. a. Dep. 105, Acc. 2/80, Nr. 682; auf ähnliche Wei­

se feierte auch Franz Stollwerck, der Begründer des gleichnamigen Unternehmens, seine 
ersten Erfolge in Köln mit Hustenbonbons: Presse-Information des Imhoff-Stollwerck-Mu-
seums, S. 13. 
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stand bereits 1892 ein weiterer Fabrikneubau an, der jedoch wegen der Platz­
verhältnisse im noch unbebauten Nordwesten der Stadt zwischen Schlosswen­
de und Herrenhausen in der Schaufelder Str./Ecke Glünderstr. realisiert wer­
den musste. Mit dem Neubau und dem Prädikat eines Hoflieferanten 1893 wa­
ren die Ziele von Bernhard Sprengeis Schaffen erreicht.6 Einen Abschluss bil­
det die 1901 in aller Öffentlichkeit gestalteten Feierlichkeiten zum 50jährigen 
Jubiläum der Firma, auf der der mittlerweile 76-jährige Gründer gefeiert wur­
de. Ein Jahr später verstarb er. 
Sein Sohn August, der 1893 Prokura erhalten hatte, wollte mit weitausgreifen­
den, technischen Plänen gegen den Willen seines Vaters die Betriebsgröße noch 
beträchtlich erweitern und dazu erhebliche Geldmittel aufnehmen. Er hatte 
schon den bis 1895 vollzogenen Neubau der Fabrik wesentlich vorangetrieben 
und wollte nun zunächst als technischer Leiter mit dem Ausbau des Maschi­
nenparks die Produkte verbüligen und den Umsatz ausweiten. Doch Bernhard 
Sprengel sen. hatte in seinem Testament die Geschwister als Teilhaber bedacht, 
so dass August erst nach Auszahlung ihrer Anteile 1912 alleiniger Firmeninha­
ber war und seine Pläne konsequenter umsetzen konnte. Die Cakesproduktion 
wurde jetzt aus Platzgründen aufgegeben, die Maschinen und Marken 1912 an 
Hermann Bahlsen verkauft. Er kaufte statt dessen in großem Umfang Maschi­
nen und Zubehör bei der neuentstehenden Spezialmaschinen-Industrie in 
Deutschland ein: neue Walzwerke, Reibmaschinen, eine zwölfteilige Kühlanla­
ge, ein Gasröster, Zuckermühlen und vollautomatische Einwickelmaschinen 
wurden angeschafft. 1910 und 1912 kamen zwei starke Dieselmotoren sowie 
Conchen dazu, die mit Hilfe großer Rollen unter Wärmeeinwirkung eine bes­
sere Belüftung, Vermischung und Emulgierung der Kakaomasse erreichten. Just 
zu diesem Zeitpunkt setzt auch die Überlieferung des im Hauptstaatsarchiv de­
ponierten Archivs der Firmenleitung ein.7 Dort finden sich umfangreiche Kor­
respondenzen u. a. mit den damals bekannten Spezialmaschinenbaufirmen Jo­
hann Martin Lehmann, Anton Reiche AG, Max Loesch, Richard Gabel KG 
oder Volkmar Hänig & Co. Diese Firmen kamen aus dem sächsischen Raum, 
wo sich schon im 19, Jahrhundert eine florierende Schokoladenindustrie ange­
siedelt hatte.8 Dazu kamen Firmen aus dem Westen Deutschlands wie die Her­
mann Bauermeister GmbH aus Altona, die Fr. Hesser Maschinenfabrik oder 
Werner & Pfleiderer aus Cannstatt, die Jagenberg-Werke AG aus Düsseldorf 
oder Winkler & Dünnebier aus Neuwied. Auch Kontakt zu ausländischen Fir­
men wie The Forgrove Machinery Co. Ltd. aus Leeds, der Societe Anonyme des 
Plieuses Automatiques aus Lausanne (für Falz- und Abkantmaschinen) etc. 

6 Di e Verleihungsurkund e sieh e unter : Dep . 105 , Acc. 2/80 Nr . 699/1 . 
7 E s handel t sic h dabe i nich t u m ei n Firmenarchi v i m klassischen Sinn , sonder n nu r um di e 

umfangreiche Korresponden z de r Firmenleitung . 
8 Sieh e daz u auc h da s Kapite l ,Dampfchocolade , Neumünchne r Bier , allerfeinster Kor n un d 

der Duft des Orients in: Dresdner Geschichtsbuch, (Hg ) Dresdner Stadtmuseum, Altenburg 
1995, S . 119-15 0 (freundl . Hinwei s vo n Thekla Kluttig , Dresden ) 
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waren üblich.9 Mit dem Beginn des 1. Weltkriegs wurde das Heer und die Ma­
rine zum ersten Abnehmer Sprengelscher Produkte.10 Der Krieg erzwang in Fol­
ge der immer knapper werdenden Rohstoffe aus dem Ausland seit 1916 ein Um­
steigen der Produktion auf Bonbons und Fondants.11 

Die Weltwirtschaftskrise 
Die Friedenszeit brachte einen erhebüchen Zuwachs an privater Nachfrage, 
die auch durch die Inflation nicht erhebüch beeinträchtigt wurde. Daher ent­
standen aber auch zahlreiche, zusätzliche Produktionsstätten im Deutschen 
Reich, die eine um 180 % gesteigerte Gesamtproduktionskapazität erbrachten. 
Die Firma Sprengel erweiterte ihren Direktvertrieb durch den Aufbau eigener 
Läden in der Georgstr. 16 und zusammen mit Bahlsen im Gebäude des Haupt­
bahnhofs.12 Mitten im Nachklang der Inflation trat Dr. jur. Bernhard Sprengel 
mit dem Erhalt der Prokura am 9. August 1923 in die Firma ein. Er versuchte 
bald, den Namen Sprengel nach den mageren Jahren des Konsums wieder 
stärker in das öffentliche Bewusstsein zu bringen. Der Vertrieb soüte mit neu­
geschaffenen Markenartikeln, wie der noch heute erhältlichen Pralinenmi­
schung ,India', durch intensive Werbemaßnahmen und die erneute Patentie­
rung des leicht modernisierten Bienenkorbs als Warenzeichen gesteigert wer­
den.13 Die Erfolge schienen jedoch seit 1925 durch die einsetzende Weltwirt­
schaftskrise gefährdet. Der Preisverfall der Rohstoffe und der durch die Aus­
wirkungen der Krise nachlassende Konsum bei gleichzeitiger Überkapazität 
des Angebots führten zu einem jahrelangen Verlustgeschäft der Firma, so dass 
sie angesichts der Schulden 1930/31 kurz vor dem Bankrott stand und Kredite 
in Anspruch genommen werden mussten.14 Betriebsinterne Schwierigkeiten 
kamen dazu.15 Umfangreiche Buchprüfungen und Ratschläge zur Betriebs­
und Arbeitsorganisation mussten daher von externer Seite eingeholt werden.16 

9 Dep. 105, Nr. 241. 
10 Dep. 105, Nr. 307. 
11 Renate Hauschild-Thiessen; Rohkakaohandel in Hamburg: 1911-1986, Hamburg 1986, 

S. 23-28. 
12 Dep. 105, Nr. 1753-1758 bzw. Nr. 665 und 605. 
13 Die Patenturkunde siehe unter: Dep. 105, Acc. 2/80 Nr. 699/1; zur gleichen Zeit wurde 

auch der Sarotti-Mohr als Warenzeichen eingetragen. 
14 Nach einer Beurteilung der Geschäftsentwicklung der Firma durch den späteren Wirt­

schaftsberater und -prüfer Dr. ing. Otto Bredt in: Nds. 171 Hannover, Nr. 6209 (Anlage 59). 
15 Die Missstände (z. B. eine mangelhafte Betriebsbuchführung, fehlerhafte Fabrikationsdis­

positionen, Anhäufung unbrauchbarer Pralinenabfalle) werden in einer arbeitsgerichtli­
chen Auseinandersetzung mit dem damaligen Betriebsleiter Jäger benannt: Dep. 105, 
Nr. 1312; zahlreiche weitere Prozesse mit Belegschaftsmitgliedern sind in den Vorstandsak­
ten dokumentiert; zur neuen Betriebsorganisation siehe auch die Korrespondenz mit dem 
Buchprüfer v, Cieslich: Dep. 105, Acc. 2/80, Nr. 391. 

16 Dep. 105, Nr. 897. 



150 Jahre B. Sprenge l &  Co.: Aufstieg und Niedergan g 297 

Von dieser Entwicklung waren auch andere führende Schokoladefabriken be­
troffen. So musste das seinerzeit größte Kakao- und Schokoladenwerk, die 
„Kakao-Compagnie Theodor Reichhardt", in Hamburg-Wandsbek 1928 aufge­
ben und wurde über die Dresdner Bank an die Firma Gebrüder Stollwerck in 
Köln verkauft.17 Diese hatte sich jedoch damit übernommen und musste 1930 
selbst mit Hilfe der Deutschen Bank saniert werden.18 Die Bilanz von Sprengel 
& Co. für das Jahr 1931 zeigt jedoch bereits, dass der Absatz trotz PreisverfaU 
der Rohstoffe (und damit auch der Produkte) und verminderter Kaufkraft der 
Kundschaft nicht mehr wesentlich abnahm.19 Das Rechnungswesen wurde 
durch die Verpflichtung des Wirtschaftsprüfers Dr. ing. Otto Bredt im selben 
Jahr mit Hilfe einer Betriebsorganisation und -kalkulation auf eine neue 
Grundlage gestellt und der Vertrieb neu geordnet. Die verminderten Einnah­
men sollten vor allem durch Rationalisierungsmaßnahmen beim Personal (vor 
aüem Angesteüte aus den Abteilungen Buchhaltung, Statistik und Verkauf) 
und Verwendung bilügerer Inhaltsstoffe, wie z. B. Magermüchpulver, signifi­
kant fallen. Die Produktpalette wurde um Saisonartikel deutlich vermindert. 
Zudem soüten neue Verpackungsserien und die Einrichtung von Sammelalben 
(Max & Moritz von Wilhelm Busch) das Interesse der Kundschaft wieder her-
steüen.20 Die Belebung des Geschäfts zeigte sich durch zahlreiche Neueinstel­
lungen in den Jahren 1932 und 1933.21 Gegen den PreisverfaU wurde von der 
Branche eine Vereinigung gegründet, die die Rabatte für den Klein- und Groß­
handel neu und aügemein verbindlich festsetzte. Sprengel trat dieser soge­
nannten Markenkonvention nach anfängUcher Mitarbeit nicht bei. Der 
Reichskommissar für Preisüberwachung setzte gegenüber dem Verband deut­
scher Schokolade-Fabrikanten 1932 eine Preissenkung für Kakaoerzeugnisse 
durch, um den geschmälerten Einkommen der Verbraucher entgegenzukom­
men.2 2 Die Rabatte für den Klein- und Großhandel wurden beschränkt. Au­
ßerdem lieferte sich Sprengel mit Firmen wie Stollwerck einen harten Wett-

17 Jör g Beleites: Aus der Industriegeschichte unsere s Stadtteils: Schokolade aus Wandsbek, in: 
Wandsbek informativ , Bd . 9  (1995) , Heft 11 , S. 14-15 . 

18 Presse-Informatio n de s Imhoff-Stollwerck-Museums, S . 15 ; die Aktienmehrheit de r Sarott i 
AG fie l darübe r hinaus 192 9 an di e Nestl e GmbH : Dep. 105 , Nr. 1873 . 

19 Dep . 105 , Acc . 2/8 0 Nr . 640; sieh e auc h Schriftwechse l B . Sprenge l mi t F . J. Stollwerck : 
Dep 105 , Nr. 1602 . 

20 Z.B . di e Einführun g eine r Volkstrachten-Seri e be i de m Produk t ,Union-Schokolade' : 
Dep. 105 , Nr. 1493 , 169 3 (jeweil s mi t Entwürfen ) un d 1746 ; zu eine m Entwur f mi t Alpen -
blumen unter Dep. 10 5 Nr. 106 3 und 1767 ; zu einer Neuverpackung der Produkte „Katzen-
zungen" bzw . „Weinbrandbohne n ohn e Kruste " sieh e Dep . 105 , Nr . 169 4 bzw . 169 6 un d 
1817; zur Neugestaltung de s ,India*-Karton s Dep . 105 , Nr. 1816 ; Schokolade-Sammelalbe n 
waren scho n länge r verbreitet : Presse-Informatio n de s Imhoff-Stollwerck-Museums , S . 14 . 

21 Unte r de n Betriebe n de r Stad t Hannove r wa r di e Firm a Sprenge l &  Co . besonder s star k 
vertreten. Dep . 105 , Nr. 1032 . 

22 Dep . 105 , Nr. 1341 . 
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bewerb um die Produktpreise, die zu einigen gerichtlichen Auseinandersetzun­
gen, aber auch zu (unerlaubten) Preisabsprachen führten.23 

Die wieder einsetzenden Gewinne der Jahre 1932 ff. ließen u. a. auch zu, dass 
der zu eng gewordene Fabrikbau 1934 rückseitig durch den Neubau eines Bü­
rogebäudes vergrößert werden konnte. Die neuen Räume ermöglichten auch 
die Einrichtung einiger sozialer Neuerungen, wie einer eigenen Station für den 
Betriebsarzt, einer Leihbücherei, einer Werksküche und eines Werkskinder­
gartens.24 1934 wurde auch der Tarifvertrag für die gesamte Süßwarenindustrie 
im Wirtschaftsgebiet VI (d. h. Niedersachsen) eingeführt. Er erbrachte neben 
einer aügemeinen Erhöhung der Lohnkosten in den verschiedenen Lohnklas­
sen 7-12 % Mehrkosten für bezahlte Urlaubs- und Feiertage, so dass Sprengel 
ihm zwar ablehnend gegenüber stand, seine Einführung aber nicht verhindern 
konnte.25 

Der Wehrmachtsauftra g 
Mit der Auslandsverschuldung und den darauf folgenden Autarkiebestrebun­
gen des Dritten Reichs mittels Devisenbewirtschaftung, Importkontrolle sowie 
den Kompensationsgeschäften mit Kakao-Importländern, mit denen bilaterale 
Verrechnungsabkommen bestanden, wurde auch die Versorgung mit Rohstof­
fen wie z. B. Kakaoprodukten immer schwieriger. Dazu kam die immer diffe­
renziertere Bewirtschaftung dieser begehrten Importe durch die zuständigen 
Reichsstellen, die schließlich zu einer Kontingentierung der Rohstoffe im Jahr 
1935 führte. Eine freie Entwicklung aufgrund von Angebot und Nachfrage war 
demnach nicht mehr gegeben. Daher war es gerade auch für die Nahrungsmit­
telindustrie von großer Bedeutung, als für die Wehrwirtschaft wichtiger Be­
trieb anerkannt zu werden. Die Firma Sprengel hatte dazu schon aus der Zeit 
des 1. Weltkriegs erste Erfahrungen gesammelt. So gelang es Bernhard Spren­
gel in seinem ersten Jahr als neuer Teilhaber der Firma 1936, an der Herstel­
lung und dem Vertrieb der für die Wehrmacht hergestellten Scho-ka-kola be-
teiügt zu werden.26 

Scho-ka-kola war eine eher fettarme und bitter schmeckende Schokolade, die 
auch heute noch in sehr einprägsamen, runden Metalldosen verkauft wird.27 

Der hohe Zusatz von Kakaobestandteilen (59,5 %) und der Verzicht auf ent-

23 Dep . 105 , Nr. 1602 . 
24 Foto s der Werksküche in Dep. 105 , Nr. 1697 ; Beschreibung und Fotos des Werkskindergar-

tens in Dep. 105 , Nr. 1765 . 
25 Mi t Abdruck eine s Mustervertrags und der Lohntabellen in : Dep. 10 5 Nr . 1322 ; zur Vorbe-

reitung der zuständigen Sachverständigen-Ausschüss e sieh e auc h Dep . 105 , Nr. 1343 . 
26 Angebo t de r Firma Hildebrand vom 5 . Ma i 1936 : Dep. 105 , Nr. 1623 . 
27 Z u Kriegszeite n musst e allerding s au s Rohstoffmange l au f di e Verpackun g i n Pappdose n 

übergegangen werden; heutzutage vertreib t die Firma Stollwerck diese s Produkt . 
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rahmte Milch sollte die Haltbarkeit verlängern und Durst vermindern. Der 
Anteil von Kakaopulver und Kakaobutter nahm während der Kriegsjahre auf 
43 % zugunsten höherer Zuckeranteile (von 40,5 auf 51 %) und einer leichten 
Steigerung der Lezithinbeimengung ab.2 8 Scho-ka-kola war durch den Zusatz 
von Koffein in einer Kola-Paste zur leistungssteigernden Versorgung der Sol­
daten mit Süßigkeiten gedacht und wurde von der Kakao- und Schokoladen­
fabrik Hildebrand GmbH in Berlin hergestellt. Während die Kola-Paste als die 
eigentliche Innovation weiterhin bei Hildebrand in Berlin gefertigt wurde, 
musste für die Herstellung der Schokolade für den Heeresauftrag die Produk­
tion und der Vertrieb erheblich gesteigert werden.29 Dies führte dazu, dass fünf 
weitere Firmen im Deutschen Reich Lizenzen zur Herstellung von Scho-ka-
kola erwerben konnten. Dazu gehörten neben den Firmen Fehleisen und Rik-
kel in Hamburg-Altona (an Stelle der zunächst vorgesehenen Mauxion m.b.H. 
in Saalfeld/Thüringen), Wilhelm Felsche in Leipzig, der Schoko-Buck GmbH 
in Stuttgart und später der Josef Manner Comp. & AG in Wien auch die Firma 
B. Sprengel & Co. in Hannover. Nach eigenen Angaben produzierte Sprengel 
ca. 10% des Gesamtumsatzes.30 Dazu kamen noch weitere Produkte, die 
Sprengel exklusiv für die Armee oder auch die Waffen-SS herstellte: Mokka-
Bonbons mit zugesetztem Koffein, Traubenkraft-Fruchtschnitten,31 mit Hasel-
nusskern- oder Sonnenblumkern-Presskuchen gefüllte ,Wehrmachtschokola-
de' in Riegeln und kakaohaltiges Pulver.32 Dabei war die Beschaffung der Roh­
stoffe im Dickicht der Zuständigkeiten von Ämtern, Heereseinrichtungen, 
Fachverbänden und Parteidienststellen und angesichts des immer stärker wer­
denden Mangels ein schwieriges Unterfangen. Die fertigen Produkte wurden 
in gasdichter (!) Verpackung an die Heeresverpflegungsämter Hannover, Min­
den, Münster, Bremen und Lübeck, später an die Ersatzverpflegungsmagazine 
in Hannover, Minden und Hildesheim versandt und dort auch abgerechnet. 
Daran lässt sich in etwa der zugewiesene Lieferungsbezirk der Firma Sprengel 
erkennen. 
Die weltwirtschaftliche Isolation durch den Angriffskrieg führte seit Septem­
ber 1939 zur Bewirtschaftung von Schokolade. Auch die Produktion für den 

28 Angabe n i n ZG S 8 , FIAT , Fina l Report : Germa n foo d processin g an d manufacturin g tar -
gets, Nr . 244, S . 35-37; di e Rezeptu r wurde 193 9 dahingehend verändert , das s ein Teil de s 
nur schwer z u bekommenden Rohkakao s nunmeh r durc h Voll- und Magermilchpulve r er -
setzt un d diese neue Produk t nu n Milch-Scho-ka-kol a genann t wurde . 

29 Eine n Einblic k übe r di e Meng e un d de n Wer t de r Lieferunge n a n di e Ersatzverpflegungs -
ämter gibt eine Übersicht vo n 1936-193 9 i n Dep. 105 , Nr. 1825 . 

30 ZG S 8 , FIA T Fina l Repor t Nr . 244, S . 30 ; i n Zahle n ausgedrück t liefert e Sprenge l 193 6 
200.000,1937 800.000 , 193 8 1.150.00 0 un d 1939 : 2.300.00 Dosen : Dep. 105 , Nr. 162 3 bzw. 
1702. 

31 ZG S 8 , BIOS Miscellaneou s Repor t Nr . 19 : A survey o f Germa n wartime food processing , 
packaging an d allocation , Tei l 1 , S . 239-241 ; da s Traubenkonzentra t wurd e währen d de s 
Kriegs aus Italien importiert : Dep . 105 , Nr. 183 1 und Acc . 2/80 Nr . 621. 

32 Dep . 105 , Acc. 2/80 Nr . 600, 621-623 . 
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zivilen Verbrauch, die zunächst noch hochwertige Pralinen und Trinkschoko­
lade im Niedrigpreissektor umfasste und damit bis zur Einschränkung der Im­
porte gute Erfolge erzielte, musste kriegsbedingt auf neue Produkte wie z. B. 
Milch-Karamellen oder glasierte Fondant-Mischungen umgestellt werden.33 

Aufgrund ihrer hohen technischen Fertigungsleistung und seiner Aufträge 
konnte die Firma Sprengel im Rahmen der Rationalisierungsmaßnahmen des 
Reichsernährungs- und Reichsarbeitsministeriums im Jahr 1941 z. B. das Roh­
stoffkontingent der Firma Hermann Marx Schokoladefabrik in Hannover im 
Rahmen eines Werklohnvertrags übernehmen.34 Trotz aüer Bemühungen ging 
die Zufuhr an Rohkakao im Jahr 1942 im Deutschen Reich allgemein zur Nei­
ge, so dass nur noch Ersatzprodukte hergesteUt werden konnten. 
Der wehrwirtschaftliche Einsatz diente nicht nur der bevorzugten Zuteilung 
der knapper werdenden Rohstoffe, sondern auch dem Ersatz der in den Wehr­
dienst eingezogenen Betriebschaftsmitglieder durch Zwangsarbeiter. So waren 
bereits 1940 rund 100 Polinnen bei der Firma beschäftigt, die in einem Lager 
in der Bohnhorststr. 11 untergebracht waren,35 Sie wurden von einer polnisch 
sprechenden Lagerführerin und der Werkfrauengruppe beaufsichtigt. Dazu ka­
men später offenbar noch eine bisher unbekannte Anzahl von Russen. Ende 
Februar 1944 waren offenbar noch 60 Polinnen in dem Lager Gerhardtstr. un­
tergebracht.36 Kurz nach Kriegsende waren auf dem Gelände der Firma noch 
33 Polinnen und sechs Russen anwesend. Viele Polinnen scheinen bald unter 
Mitnahme des gesamten Inventars der Kantine geflüchtet zu sein.37 Der Be­
triebsleiter Lambrecht, als SS-Mann besonders verhasst, wurde im Mai 1945 
von den verbüebenen russischen Zwangsarbeitern der Firma zum „Leichen­
schaufeln" in den Georgengarten gezwungen. 
Die Bombardierung Hannovers konnte die Firma mit vergleichsweise geringe­
ren Verlusten überstehen. Zwar waren vor allem die Lagerhäuser in der Ger­
hardtstr. 21-24 durch mehrfache Treffer mitsamt ihren Vorräten vöüig zerstört 
worden, doch das Fabrikgelände an sich war nur durch einige, leichtere Treffer 
im Maschinen- und Kesselhaus sowie die Vernichtung einiger Büroräume im 
Obergeschoss betroffen, so dass weder Verluste an Personal noch Maschinen 

33 Entsprechende Fabrikationsanweisungen siehe unter: Dep. 105, Nr. 1865. 
34 Dep. 105, Acc. 2/80 Nr. 434; andere Fruchtpastenhersteller aus Hannover, vorwiegend mit 

Handfertigung, mussten im Zuge der Rationalisierungsaktionen der Jahre 1941-1944 ihre 
Rohstoffkontingente an größere, technisierte Firmen abtreten: Nds. 171 Hannover, 
Nr. 6209 (Auseinandersetzung um die Schließung der Firma Schoppe im Rahmen der Ent­
nazifizierung). 

35 Meldung an die Kreisfrauenabteilung der DAF vom 2. Juli 1940: Dep. 105, Nr. 1697. 
36 Laut einer Statistik des städtischen Wohnungs- und Ernährungsamts, veröffentlicht als Do­

kument 10 in: Janet Anschütz/Irmtraud Heike: Feinde im eigenen Land. Zwangsarbeit in 
Hannover im Zweiten Weltkrieg, Bielefeld 2000, S. 279. 

37 Dep. 105, Acc. 2/80 Nr. 584 (siehe insb. Korrespondenz mit dem Landeswirtschaftsamt). 
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eingetreten waren.38 Dazu waren nicht nur Rohstoffvorräte, sondern auch die 
gesamte Produktion der Traubenkraft-Fruchtschnitte seit 1941 in das nahe lie­
gende Bückeburg ausgelagert worden.39 Bombengeschädigte Betriebsange­
hörige hatten die Möglichkeit in einem 1940 erworbenen Erholungsheim in 
Braunlage/Harz aufgenommen zu werden. 

Die Stund e Nul l 
Die Stunde Null war insofern tatsächlich ein Umbruch, als die zu Kriegsende 
hin immer chaotischer werdende Lage zu einem Stülstand kam und es lange 
Zeit nicht klar war, wie die Zukunft aussehen könnte. Bernhard Sprengel 
musste sich zunächst wegen seines Parteieintritts 1940 und seiner seit 1936 
ausgeübten Roüe als Obmann der Fachgruppe Süßwarenindustrie für den Be­
zirk Niedersachsen in der Wirtschaftlichen Vereinigung der Süßwarenindu­
strie, einer vom Reichsnährstand stark beeinflussten Vereinigung, verantwor­
ten. Dabei stand seine Rolle als Fachgutachter bei der Stilllegung von Süßwa­
renbetrieben im Rahmen der Rationalisierungsmaßnahmen der Jahre 1942-44 
im Mittelpunkt. Er wurde im Januar 1948 zunächst in die Kategorie IV (trag­
bar, keine Vermögenssperre) eingestuft, konnte jedoch im Zuge einer Lizen­
zerteilung für die Kammermusikgemeinde, deren Vorsitzender er war, bereits 
im Dezember 1948 eine erneute Überprüfung und Neueinstufung in Kategorie 
V (unbelastet) erreichen.40 

Der Umsatz der Firma war auch wegen des Verbots zur Herstellung von Süß­
waren in den ersten Jahren entsprechend gering, zumal sie nicht in die Schul­
speisungspläne der Militärregierung aufgenommen worden war. Sie konnte je­
doch von Restmengen an Rohstoffen (Kakaobutter, Zucker, Soja, Fruchtmark, 
Kondensmilch etc.) profitieren, die im Frühjahr 1945 in den Ersatzverpfle­
gungsämtern und anderen Lagern des Betriebs zurückgeblieben und noch 
nicht geplündert waren.41 Fertige Restbestände an Mokka-Kugeln, gefüüte 
Wehrmachtschokolade und Traubenkraft-Fruchtschnitten wurden an Kran­
kenhäuser weiterverteilt. Aus den vorhandenen bzw. zu erhaltenden Rohstof­
fen wurden nach Genehmigung durch die britische Militärregierung vom 1. 
Dezember 1945 Vielfruchtmarmelade, Hartbonbons, Kunsthonig und ein mit 
Kakao überzogener Nährstoffriegel („Sprengel-Happen") aus Zucker, Trau-

38 Dep . 105 , Acc. 2/8 0 Nr . 606-612 (mi t detaillierten Abrechnungen) ; i n der Sowjetzone wa -
ren di e Industrieanlage n (z . B . Hartwig &  Vogel i n Dresden , Feodo r in Tangermünde, Fel -
sche i n Leipzi g ode r Mauxio n i n Saalfeld ) enteigne t ode r auc h i n de r Westzone vollkom -
men zerstör t worden (z . B . Frankoni a i n Würzburg oder Schokinag in Mannheim) . 

39 Dep . 105 , Acc. 2/80 Nr . 599 . 
40 Entnazifizierungsverfahre n in : Nds. 17 1 Hannover , Nr . 6209 . 
41 Dep . 105 , Acc . 2/8 0 Nr . 583; ei n größere r Tei l de s Fuhrpark s wa r durc h Requirierunge n 

oder Diebstah l verlore n gegangen : Dep . 105 , Acc. 2/80 Nr . 603. 
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bensaft, Kondensmilch und Fruchtmark hergestellt.42 Dieser sollte in einer 
Menge von 1.300.000 Stück (ä 25g) im Auftrag des Landesernährungsamts 
Niedersachsen hergesteüt und zu Weihnachten 1945 an Kleinkinder bis 6 Jah­
ren verteüt werden. Ähnliche Weihnachtsaktionen für Jugendüche gab es auch 
in den Folgejahren.43 Für das Lager Belsen wurde im Auftrag der britischen 
Militärregierung von dort einlagerndem Rohkakao im Umfang von 10 bis 13 
Tonnen Trinkschokoladenpulver hergesteüt und auf Rechnung des Kreises 
Fallingbostel und mit Lastwagen der Firma Ahrberg zurückgeüefert.44 Es wur­
de sogar an die Fertigung von Weinbrandbohnen ohne Kruste zum Export 
nach Dänemark gedacht, um Devisen für den Einkauf von Rohkakao zu ge­
winnen.45 Auch die Hersteüung neuer Produkte aus Bier-Hefe bzw. sogenann­
ter Müchhefe oder entsalzter Molke wurden ernsthaft erwogen und für wenige 
Jahre unter Leitung eines Dr. Lauersen ausgeführt.46 Darüber hinaus wurde 
Kaffee, der für die Luftbrücke nach Berlin zum Fliegerhorst nach Wunstorf ge­
schafft wurde, auf Verlangen der Amerikaner von der Firma Sprengel gemah­
len.4 7 

Der Mangel an Rohkakao (neben anderen Rohstoffen wie Zucker, Milch oder 
Brennstoffen, Verpackungsmaterial etc.), auf den England über seine Kolonien 
mittlerweile eine Art Monopol aufgebaut hatte, hielt noch einige Jahre an. Die 
ersten Jahre waren u. a. von dem Bemühen gekennzeichnet, eine nennenswer­
te Zuteilung für die Bizone zu erreichen, zumal der Bedarf kräftig anstieg.48 

Die Einfuhr von Rohkakao gelang jedoch insgesamt erst im Oktober 1948, als 
7.500 Tonnen für die gesamte Bizone eingeführt wurden, die jedoch für die 
Schulspeisung und für die Nothilfe in Berlin ausgegeben wurden. Im April 
1949 erfolgte eine zweite Zuteilung von 4.000 Tonnen Kakao aus Nigeria bzw. 
der Goldküste (heute Ghana), von denen Sprengel zu 315 DM per 100 kg ver­
zollt offenbar erstmalig nach dem Krieg einen Anteil gemäß dem Geschäfts-
umfang der Jahre 1931 bis 1933 erhalten konnte. Das Geschäft mit Ersatzpro­
dukten kam umgehend zum Erüegen, während die ersten ersehnten Schokola­
deprodukte gegen Zuteilungsmarken nach den Umsatzzahlen der zweiten Jah­
reshälfte 1949 der Firma förmlich aus der Hand gerissen worden sein müs-

42 Dep . 105 , Acc. 2/80 Nr . 617 bzw. Nr . 1868 . 
43 Dep . 105 , Nr. 186 9 und 1870 . 
44 Dep . 105 , Acc. 2/80 Nr . 617 
45 Dep . 105 , Acc. 2/80 Nr . 584 (Schriftwechse l mi t der Firma Dujardin, Krefeld) . 
46 Hie r bestanden Kontak t zu r damaligen Brauere i Weihenstephan i n Freisin g bei München : 

Dep. 105 , Acc. 2/8 0 Nr . 616. Dari n findet  sic h auc h de r beeindruckende Berich t eine r Au-
toreise vo n Hannove r durc h di e britische un d amerikanisch e Zon e nac h Münche n i m Juli 
1945. Di e Genehmigun g de r Reis e wa r offenba r ungewöhnlic h un d erregt e be i andere n 
Stellen de r Militärregierung Aufmerksamkeit: ZG S 8 , FIAT Final Report Nr. 244, S . 3 0 

47 Freundl . Hinwei s von Dr . Bernhard Sprengel . 
48 Dep . 105 , Nr. 1854 . 
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sen.4 9 Seit November 1949 konnte Rohkakao nach 18 Jahren wieder frei ge­
handelt werden, das Bezugscheinsystem der Schokoladenindustrie wurde aber 
zur gerechteren Verteilung auch an mittellose Fabrikanten beibehalten. Jetzt 
kam auch die kurz nach Ende des Krieges im Herbst 1945 wichtige Verpflich­
tung von Dr. Horst Kadelbach, der als Geschäftsführer mit aüeiniger Verant­
wortung für den Bereich Finanz und Verkauf fungierte und ein straffes Sorti­
ment mit dem markanten linken Drittel Sprengel-Rot auf den Verpackungen 
und rigide Lieferungs- und Zahlungsbedingungen gegenüber dem Handel 
(Mindestabnahmemenge sowie 3 % Skonto bei Vorkasse) auch gegen interne 
Widerstände durchsetzen konnte, gewinnbringend bis zu dessen Tod 1961 
zum Tragen.50 

Die Aufhebung de r Preisbindun g 
Ähnliche Probleme wie zu Zeiten der Weltwirtschaftskrise kamen nach den 
auch für die Schokoladenindustrie goldenen 50-er Jahren Anfang der 60-er 
Jahre auf die Schokoladenindustrie zu. Denn die Preisbindung von Marken­
schokolade bei 1,30 DM sowie einer zweiten Qualität bei rund 1 DM wurde in 
der Öffentlichkeit wie in der Politik aufgrund sinkender Rohstoffpreise und 
hoher Lagerbestände mehr und mehr in Frage gestellt. Markenfirmen reagier­
ten darauf, dass sie einen Teil ihrer Produkte selbst aus der Preisbindung her­
ausnahmen, um gegen die neu auf den Markt kommenden Discount-Marken 
und die durch die aufgewertete D-Mark billiger werdenden Importe aus dem 
Ausland bestehen zu können. Nachdem bereits Firmen wie Tobler und Trumpf 
mit billigeren Serien den Anfang gemacht hatten, zog auch Sprengel im März 
1961 für wenige Wochen erstmalig nach, was zu erheblichen Protesten beim 
Fachgroßhandel und Einzelhandel wegen der geringeren Gewinnspanne und 
zur Unsicherheit und Verärgerung bei anderen Markenfirmen führte, die nicht 
an der Preisbindung rütteln wollten. Er verbilligte darauf seine Markenscho­
kolade unter Wiederaufnahme der Preisbindung und erheblichen Werbemaß­
nahmen generell auf ca. 1,10 DM, da auch der erhoffte Zuspruch der Kund­
schaft zunächst ausblieb.51 Die Preisspannen für Weinbrandbohnen und -kir-
schen wurden sogar wieder über das alte Maß hinaus heraufgesetzt. Der Ver­
trieb der Pralinen blieb von der Entwicklung unberührt. Das Echo in der Pres­
se war sehr groß, das Bundeskartellamt sah die angekündigte Notwendigkeit 
einer generellen Überprüfung der Preisbindung für Spirituosen und Schokola­
de bestätigt, wandte sich aber deutlich gegen die kurzfristig wieder zurückge-

49 Nac h de n Zahle n eine r Betriebsprüfun g be i Sprenge l au s de m Jah r 1951 : Nds. 200 , Acc . 
100/99, Nr . 102 . 

50 Freundl . Hinwei s von Dr . Bernhard Sprenge l 
51 Di e Schokolad e wurd e offenba r al s minder e Qualitä t angesehen : Dep . 105 , Acc . 2/80 , 

Nr. 319. 
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nommene Maßnahme.52 Das Vertrauen im Handel und beim Verbraucher war 
dagegen durch das kurzfristige Hin- und Hermanövrieren nachhaltig gestört. 
Gegen den Druck der Discounter und Handelsketten hatte sich eine Treu­
handstelle in Köln gegründet, die die Preisbindimg der Markenschokolade 
überwachte und der die großen Firmen Stängl & Züler (Eszet), Gubor, Sarotti, 
StoUwerck, Suchard, Waldbaur und Novesia angehörten. Erst als weitere Fir­
men nachzogen (Sarotti, Suchard, Nestte etc.) und ihre Produkte unter Beibe­
haltung der Preisbindung auf 1,10 DM verbilügten, verzichtete das Bundeskar-
teüamt auf weitere Nachforschungen im Rahmen einer Missbrauchsklage. 
Weitere, politisch motivierte Schritte gegen die Preisbindung gab es trotz man­
cher Lippenbekenntnisse von Poütik und Verwaltung nicht. Das Thema blieb 
jedoch auf der Tagesordnung und wurde auch von der Firma Sprengel, die sich 
nach ihrem misslungenen Coup im März 1961 trotz Fernbleibens von der 
Treuhandstelle auf dem niedrigeren Niveau von 1,10 DM wieder an die Preis­
bindung halten woüte, dauernd beobachtet. Der Einfluss des Großhandels, der 
Handelsketten und der Discounter wuchs beständig, der Import (Cadbury, 
Rowntree, Tobler etc.) und die zunehmende Bedeutung nicht preisgebundener 
Handelsmarken für den Niedrigpreissektor steUten eine unkalkulierbare Grö­
ße dar. Im Juni 1964 hatte das BundeskarteUamt die Preisbindung für ,Doorn-
kaat' wegen der missbräuchlichen Gestaltung der Mengenrabattstafel und für 
die Produkte der Firma H. C. König in Steinhagen (,Schinkenhäger* und 
,Puschkin*) wegen lückenhafter Preisbindung aufgehoben. Die anderen Her-
steüer mussten wegen des plötzüchen Umschwenkens der Kundschaft nach­
ziehen. Im gleichen Monat hob auch Tobler angesichts einer beabsichtigten 
Kündigung der Preisbindungsverträge durch den deutschen Lebensmittelgroß­
einkauf auch für seine in Deutschland produzierte Schokolade ofBzieü und 
mit unverhohlenem Druck auf die Konkurrenz die Preisbindung auf, was wie­
derum zu hektischen Aktivitäten der anderen HersteUer führte.53 Eine generel­
le Preissenkung auf 1,00 DM wie auch die Gestaltung zweier unterschiedlich 
teurer Serien von Schokolade wurden angedacht, eine Aufhebung der Preis­
bindung fand aber bei der überwiegenden Mehrheit der HersteUer im Gegen­
satz zum Einzelhandel keine Zustimmung. Der Einzelhandel, zu dem auch 
Ketten, FUialbetriebe, Versandhandel und Warenhäuser gehören, woüte damit 
den Direktverkauf des Großhandels zu büligeren Preisen als im Einzelhandel 
kontern. Dabei musste eine Verbüligung der Produkte weniger zu Lasten der 
HersteUer und ihrer Fabrikabgabepreise, sondern vielmehr des Handels und 
seiner Gewinnmargen gehen, doch mittlerweile war die Macht der Konsumen­
ten so stark, dass kaum eine Alternative zur Freigabe der Preise büeb. Die 
Preisbindung fiel 1964 und der Kampf um die Marktanteile begann mit Preis­
reduzierungen und Kapazitätsausweitungen, die die MarkenhersteUer, auch 
Sprengel seit 1963, kurzfristig durch NeueinsteUungen und Einbeziehung von 

52 Sieh e ebda . Auszüge aus dem Presseecho . 
53 Dep . 105 , Acc. 2/80, Nr . 320. 
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Die Beteiligun g de r NABISC O 
Mit dem Ende der Preisbindung wuchs auch das Augenmerk, das Sprengel auf 
den Bereich der Werbung legte. Die Einbeziehung externer Berater auf fester 
Vertragsbasis wurde üblich. Schon 1957 schloss daher Sprengel einen Vertrag 
mit der sehr renommierten Werbeagentur J. Walter Thompson GmbH in 
Frankfurt und ließ alle Maßnahmen von einem Institut für Marktpsychologie 
testen.55 Die beiden Einrichtungen begleiteten auch die Einführung neuer Prei­
se für Sprengel-Produkte und das Erschließen neuer Märkte in West- und Süd­
deutschland.56 Dazu kamen auch erste Werbemaßnahmen für das Fernsehen 
sowie von anderen Agenturen geschaltete Tonbildschauen oder Werbespots 
für den Supermarkt. Gleichzeitig schaltete Sprengel 1966 noch eine zweite 
Werbeagentur für bestimmte Produkte sowie freie Werbeberater ein.57 Auch 
ein Werbe-Experte aus den USA wurde als Berater trotz hoher Honorarkosten 
herangezogen.58 Die Kosten für diese Maßnahmen stiegen somit erheblich an, 
während der Gewinn trotz des stark zunehmenden Umsatzes durch seit 1965 
steigende Preise für Rohkakao am Weltmarkt und dem wachsenden Druck der 
Konkurrenz aus dem In- und Ausland nachließ. Eine Preiserhöhung schien 
unausweichlich und kam bei Sprengel schließlich im Herbst 1967. 
Die Lösung für das Dilemma hieß entweder Exportmärkte im Ausland er­
schließen oder mit anderen, verwandten Firmen eng kooperieren. Sprengel 
hatte gerade auch in Zusammenhang mit der Erweiterung und Modernisie­
rung seiner Produktion durch den Bau einer vollautomatischen Tafelschokola­
denstraße in einem neuen Werk in Vinnhorst, das im Juni 1967 mit zahlreicher 
Politprominenz unter Führung des Ministerpräsidenten Diederichs eröffnet 
wurde, erhöhten Kapitalbedarf, der nicht mehr durch das Familienunterneh­
men allein gedeckt werden konnte.5 9 Weitere Expansion sollte im Falle Spren­
gel schließlich durch die Beteiligung des amerikanischen Keksherstellers 

54 Nac h de n Ergebnisse n eine r Betriebsprüfung vo n 1968 : Nds. 220, Acc. 120/84 , Nr . 18 . 
55 Dep . 105 , Acc. 2/80 , Nr . 407. 
56 Di e Bemühungen , übe r privat e Kontakt e eine n Fu ß au f de n französischen  Mark t z u be -

kommen, scheinen dagege n nich t erfolgreich gewesen zu sein: Dep. 105 , Acc, 2/80, Nr . 40 0 
und 410 . 

57 Dep . 105 , Acc. 2/80 , Nr . 408 . 
58 Dep . 105 , Acc. 2/80 , Nr . 401. 
59 Di e Anlag e kostete , woh l auc h aufgrun d vo n Streitigkeite n Sprengei s mi t de r Bauleitun g 

wegen häufige r Planungsänderunge n (da s Geländ e erwie s sic h nich t al s baureif , d a ers t 
während de r Bauarbeiten Betonfundament e un d Starkstromkabe l i m Untergrund entdeck t 
wurden, die eine Unterkellerung unmöglic h machten) un d einem Wechsel der Bauaufsicht , 
rund 2 2 Mio . DM : Dep . 105 , Acc. 2/80 , Nr . 113 . 

Fremdfirmen erreichen mussten. Die Umsätze stiegen sprunghaft an, der Ge­
winn stagnierte jedoch oder fiel.54 
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NABISCO (= National Biscuit Company), der auch auf dem deutschen Markt 
Fuß fassen wollte und schon zwei Jahre zuvor die Harry Trüller AG in Celle 
aufgekauft hatte, zum Jahresanfang 1967 erreicht werden. NABISCO über­
nahm über ihre Tochter Trüüer 49 % des Unternehmens, das seit 1955 als 
GmbH & Co. KG mit der Famiüe als Kommanditisten geführt wurde, und er­
öffnete sich so für die Fachwelt überraschend den Markt in der Bundesrepu­
blik. Diese Kooperation war an sich nicht ungewöhnlich, da andere Schokola­
defirmen auch schon mit aus- oder inländischen Unternehmen fusioniert hat­
ten oder von diesen geschluckt worden waren, auch wenn sie unter ihrem al­
ten Namen noch auf dem deutschen Markt präsent waren: so die Firma Sarot­
ti durch Nestle, Mauxion durch Trumpf etc. Von den großen inländischen 
SchokoladehersteUern waren zu diesem Zeitpunkt nur noch Trumpf und StoU-
werck in eigener Regie, Suchard und Tobler unterstanden schweizerischen 
Mutterkonzernen. Die Presse reagierte daher zwar überrascht, aber nicht ab­
lehnend gegenüber diesem Vorstoß. Ein wichtiger, wenn auch öffentlich nicht 
genannter Grund für die Beteiügung der Amerikaner wird auch die vergebli­
che Suche Bernhard Sprengeis nach einem geeigneten Nachfolger in der Fir­
menleitung gewesen sein.60 

Doch dem schleichenden Preisverfall mussten auch manche altbekannte Her­
steller Tribut zollen. Die Firma Hildebrand aus Berlin, mit der Sprengel seit 
den 30-er Jahren im Vertrieb des Produkts ,Scho-ka-kola' kooperiert hatte, 
musste kurz nach ihrem 150-jährigen Jubüäum 1967 Vergleich anmelden. Eine 
Übernahme der Firma wurde von Seiten Sprengeis wegen der ,Scho-ka-kola* 
und den Berlinbeihilfen der Bundesregierung kurzzeitig erwogen.61 NABISCO 
suchte mit seiner Kapitalkraft auch in den folgenden Jahren weitere Akquisi-
tionen auf dem Süßwarenmarkt in Europa u. a. mit beratender Unterstützung 
Bernhard Sprengeis zu machen. Dieser riet jedoch zumeist von solchen Enga­
gements in Deutschland ab. 6 2 Der amerikanische Konzern besaß weitere Süß­
warenfirmen in Italien, Frankreich und Spanien und bildete aus den Vorstän­
den der beteiligten Firmen und dem Mutterkonzern einen europäischen Rat, 
um die Unternehmen besser koordinieren und wohl auch kontrolüeren zu 
können. Sprengel soüte dabei zusammen mit seinem Geschäftsführer Albrecht 
die Ausrichtung der Schokoladensparte des Unternehmens in Europa über­
nehmen, was er zur Expansion der eigenen Marke in Europa und auch in 
Übersee nutzen wollte. Doch der Erfolg blieb trotz Produktionserweiterungen, 
besserer Durchsatzchancen im Handel und erheblicher Umsatzzuwächse im 

60 Diese s Proble m kling t sei t de n 60-e r Jahre n a m Rand e imme r wiede r an , s o z . B . in : 
Dep. 105 , Acc. 2/80 , Nr . 402. 

61 Stattdesse n ka m de r damals noch weni g bekannt e Han s Imhof f mi t seiner erste n Firm a i n 
Bullay/Mosel zu m Zuge: Dep. 105 , Acc. 2/80, Nr. 416; Sprengel hatte wohl i n Zusammen -
hang mit einem möglichen Erwer b auch eine Verlagerung de s Stammsitzes nac h Berli n er -
wogen, wie e r in einer Rede im Juni 196 7 durchblicke n ließ : Dep. 105 , Acc. 2/80 , Nr . 694. 

62 Dep . 105 , Acc. 2/80 , Nr . 114 . 
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nationalen Rahmen im Ausland weitgehend aus, so dass NABISCO nach 
Übernahme der XOX Biscuit GmbH in Kleve schließlich 1972 auch 75 % des 
Firmenkapitals und damit die Führung übernahm. Die Familie Sprengel ver­
zichtete auf ihr Rückkaufsrecht und im folgenden Jahr schied Bernhard Spren­
gel anlässlich seines 50-jährigen Berufsjubiläums endgültig aus der aktiven Fir­
menleitung aus und wechselte noch für drei Jahre in den Beirat.63 

Wie sieht es nun mit dem anfangs zitierten Urteil über das Ende der Firma 
Sprengel in Hannover aus? Mit Sicherheit steckte die gesamte Schokoladenin­
dustrie nach dem Fall der Preisbindung in einer sich ständig verstärkenden 
Krise. Der Druck der Konkurrenz aus dem In- und Ausland, der Discounter 
und Handelsketten mit ihren eigenen Handelsmarken sowie der allgemein an­
steigende Verbrauch bei gleichzeitiger Erhöhung der Rohstoffpreise führten 
viele mittlere und kleinere Unternehmen in den Konkurs. Auch größere Fir­
men sahen sich ungeahnten Schwierigkeiten gegenüber. Die Firma Sprengel 
konnte zwar diesem Druck jahrelang widerstehen, doch wenn das Unterneh­
men langfristig bestehen wollte, musste es kapitalstarke Partner finden oder 
von sich aus wachsen, damit es dem gesteigerten Bedarf an Kapital für die Ex­
pansion am europäischen Markt, für den Aufbau einer eigenen Forschungsab­
teilung, dem Zwang zur technischen Rationalisierung sowie der Leistungsstei­
gerung der Produktion gewachsen war. In der ,Idylle' eines Familienunterneh­
mens war dies sicherlich nicht möglich, wie auch die Entwicklung konkurrie­
render Schokoladefirmen dieser Größe zeigen. Bezeichnenderweise wurde die 
Beteiligung der NABISCO von der Presse zwar mit Erstaunen zur Kenntnis 
genommen, da erstmals ein amerikanisches Unternehmen sich in diesem Sek­
tor in der Bundesrepublik engagierte, doch gab es kaum kritische Stimmen. Im 
Gegenteil, die erweiterten Möglichkeiten für die Firma Sprengel wurden auch 
dann noch allgemein begrüßt, als NABISCO schließlich 1972 die Mehrheit 
übernahm. Eine Angst vor dem Verlust der hannoverschen Identität der Firma 
oder vor einer , Fernsteuerung' des Unternehmens ist aus den Artikeln nicht 
herauszulesen. Es sollte sich dann jedoch zeigen, dass amerikanische Unter­
nehmen gerade wegen der Distanz zum europäischen Markt und seinen ge­
wachsenen Strukturen im Falle einer ungewissen Zukunft nicht nur sehr viel 
schneller zum Kauf, sondern auch zum Abstoßen nicht mehr profitabler Un­
ternehmen bereit waren. Es war abzusehen, dass die Firma Stollwerck als 
neue Eigentümerin seit 1979 die Einverleibung eines früheren Konkurrenten 
mit ähnlichem Warenangebot angesichts eines allgemeinen Überangebots 
nicht ohne umfangreiche Rationalisierungen bis hin zur Schließung ganzer 
Produktionszweige vornehmen würde. Das wurde letztlich der Firma Sprengel 
zum Verhängnis. 

63 Dep . 105 , Acc. 2/80 , Nr . 136 ; zur gleichen Zei t gerieten di e Mitbewerbe r Sarott i und Stoll -
werck i n wirtschaftliche Zwangslagen , di e eine Sanierun g durch den Mutterkonzern Nestle ' 
bzw. di e Übernahm e de r Mehrheit be i de r Stollwerck Grupp e durc h Han s Imhof f erzwan -
gen. 





Der 20. Juli 1944 in Hannover 
Ein Fallbeispiel zur regionalen Verankerung 

der Verschwörung gegen Hitler 

von 

Hans-Dieter Schmid 

Die umfangreiche Literatur zum 20. Juli 1944 ist fast ausschließlich auf den 
Attentatsversuch und sein unmittelbares Umfeld bezogen. Dieses scheint in­
zwischen so gründlich erforscht zu sein, dass sich die letzte umfangreichere 
Veröffentlichung zum 20. Juli anlässlich des 50-jährigen Jubiläums ausschließ­
lich mit der Rezeptionsgeschichte beschäftigte und neue Forschungsansätze 
ausschließlich in anderen Bereichen der Widerstandsforschung ausmachte.1 

Dagegen ist bisher kaum einmal gefragt worden, ob sich nicht auch hier - wie 
in anderen Feldern der Widerstandsforschung - neue Impulse aus der Regio­
nalforschung ergeben könnten. Regionale Aspekte kommen nur in der letzten 
umfassenden Darstellung von Peter Hoffmann vor und auch da nur auf der 
Ebene der Wehrkreise und nur unmittelbar im Zusammenhang mit den Ereig­
nissen am 20. Juli selbst,2 Nach einer möglichen regionalen oder lokalen Ver­
ankerung der Verschwörer wird nicht gefragt. Für eine Sozialgeschichte des 
Widerstandes ist die Frage nach dem gesellschaftlichen Umfeld der Akteure 
vor Ort aber von großer Bedeutung. Daher wird im Folgenden versucht, am 
Beispiel Hannovers dieses Umfeld - im Wesentlichen auf der Grundlage von 
lokalen Quellen - soweit wie möglich aufzuheüen. 

I. 
In der Literatur zum 20. Juli spielt Hannover nur eine marginale Rolle. In der 
Darstellung von Hoffmann werden nur die Vorgänge im Wehrkreiskommando 

1 Ger d R . Ueberschä r (Hrsg.) , De r 20 . Jul i 1944 . Bewertun g un d Rezeptio n de s deutsche n 
Widerstands gege n da s NS-Regime, Köl n 1994 . 

2 Pete r Hoffmann , Widerstan d -  Staatsstreic h -  Attentat . De r Kamp f de r Oppositio n gege n 
Hitler, 4. Aufl. München/Züric h 1985 , S . 540-568 . 
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am Tag des Attentats geschildert.3 Grundlage ist ein Bericht des Befehlshabers 
des hannoverschen Wehrkreises XI, General Bieler. Außerdem erscheinen in 
einer Liste der sog. Politischen Beauftragten für den Wehrkreis XI der ehema­
lige Oberbürgermeister von Hannover, Dr. Arthur Menge, und als Unterbeauf­
tragter der ehemalige preußische Finanzminister und Regierungspräsident von 
Lüneburg, Hermann Lüdemann.4 

In der lokalgeschichtlichen Literatur tritt die RoUe Menges stärker in den Vor­
dergrund. Berichtet wird über seine Verhaftung in Bad Kissingen am Tag nach 
dem Attentat, seinen Selbstmordversuch in der Würzburger Gestapo-Haft und 
seine Verurteüung zu drei Jahren Zuchthaus durch den Volksgerichtshof am 
28. Februar 1945. Die Vorgänge im Generalkommando treten demgegenüber 
stärker zurück. Dafür wird die „Aktion Gewitter", eine große, reichsweite Ver­
haftungsaktion der Gestapo unmittelbar im Anschluss an die Ereignisse, in die 
DarsteUung einbezogen.5 

Die Ausführungen zu Menge stützen sich vor allem auf die sog. Kaltenbrun­
ner-Berichte - zusammenfassende Berichte des Reichssicherheitshauptamtes 
über die Ermittlungen der Sonderkommission zum 20. Juli an Bormann und 
Hitler - bzw. auf die in den Berichten mitgeteilten Auszüge aus und Informa­
tionen über die Aussagen Menges und die Aussagen Goerdelers über seine 
Kontakte zu Menge.6 In diesen Berichten wird Menge als typisches Beispiel 
für die „alten politischen Größen" dargesteUt, die dem Nationalsozialismus 
„vergrämt" gegenübergestanden seien und die durch den 20. Juli wieder auf 
die poütische Bühne hätten zurückkehren woüen,7 eine Charakterisierung, die 
im Faüe Menges sicher nicht ganz unzutreffend sein dürfte, hat er doch - im 
Gegensatz zu Goerdeler - 1937 mit allen Mitteln seine Wiederwahl als Ober­
bürgermeister zu erreichen versucht und das Scheitern dieser Bemühungen 
vor aUem auf seine Weigerung, der Partei oder der SS beizutreten, zurückge­
führt.8 

3 Ebd., S. 560 ff. 
4 Ebd., S. 440. 
5 Die neueste Darstellung stammt von Klaus Miynek in: Klaus Mlynek/ Waldemar R. Röhr-

bein (Hrsg.), Geschichte der Stadt Hannover, Bd. 2, Hannover 1994, S. 365 ff., ähnlich 
schon in: Thomas Grabe u.a., Unter der Wolke des Todes leben ... Hannover im Zweiten 
Weltkrieg, Hamburg 1983, S. 94; außerdem: Herbert Obenaus, Der 20. Juli in Hannover, in: 
Herbert Obenaus u.a., Widerstand im Abseits. Hannover 1933-1945, Hannover 1992, 
S. 79. Sehr detailreich auch die Serie „Niedersachsen und der 20. Juli 1944" von Dieter 
Tasch in der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung (HAZ), vom 19., 20. u. 21. Juli 1984. 

6 Hans-Adolf Jacobsen (Hrsg.), „Spiegelbild der Verschwörung". Die Opposition gegen Hitler 
und der Staatsstreich vom 20. Juli 1944 in der SD-Berichterstattung. Geheime Dokumente 
aus dem ehemaligen Reichssicherheitshauptamt, 2 Bde., Stuttgart 1984, hier vor allem 
Bd. 1, S. 357 f., 468 f. u. 490. 

7 Ebd., S. 468. 
8 Menge an Bürgermeister Müller, 15. 7. 37, u. an Regierungspräsident Hannover, 5. 5. 55 u. 

26.3. 1958: Niedersächsisches Hauptstaatsarchiv Hannover (NHStAH), Nds. 110 W, Acc. 
63/90, Nr. 46. Allerdings war Menge wie andere auch, die nach 1933 ihren Posten behalten, 
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Eine weitere wesentliche Quelle ist das Urteil des Volksgerichtshofs,9 das sich 
ebenfalls auf die Aussagen von Menge und Goerdeler stützt, die selbst nicht 
erhalten sind. Dass sich aus dieser Quellenlage eine relativ eingeengte Sicht 
der Vorgänge durch ein einseitiges Interesse an den Beziehungen Menges zur 
zentralen Ebene der Verschwörung ergibt, während die lokale Ebene unterbe­
lichtet bleibt, ist naheliegend. Hinzu kommt, dass bisher kaum lokale Quellen 
herangezogen woirden, um das Umfeld Menges in Hannover näher zu untersu­
chen. So bleiben die Aussagen dazu ziemlich diffus, beschränken sich im We­
sentlichen darauf, den ehemaligen Bürochef Menges und späteren Generaldi­
rektor der hannoverschen Stadtsparkasse, Dr. August Löhdefink, und den 
Stadtrat und Menge-Vertrauten Hermann Müller als „Mitwisser" und mögli­
che „Mittäter" zu nennen.10 Einzige Quellengrundlage sind die nicht immer 
sehr zuverlässigen unveröffentlichten „Erinnerungen" Müllers von 1953.11 Neu 
erschlossene lokale Quellen sind nun geeignet, nicht nur Umfeld und Hinter­
grund der Aktivitäten Menges in Hannover präziser zu erschließen, sondern 
auch neues Licht auf seine Einbindung in die Pläne der Verschwörer des 20. 
Juli zu werfen. 

aber weder Partei noch S S direkt beitreten wollten, auf den Ausweg verfallen, im April 193 3 
förderndes Mitglie d de r SS zu werden. Aktenvermerk 4 .2 . 193 7 (Abschrif t au s Personalak -
te Menge) : Ebd . Zu m ganze n Vorgan g vgl . Waldema r R . Röhrbein , „...dami t i n de r Stad t 
Hannover endlic h klar e Verhältniss e geschaffe n werden" . -  Zu m politische n End e de s 
Oberbürgermeisters Dr . Arthur Menge, in: Dieter Brosius/ Martin Last (Hrsg.) , Beiträge zu r 
niedersächsischen Landesgeschichte . Zu m 65 . Geburtsta g vo n Han s Patze , Hildeshei m 
1984, S . 500-523 sowi e Klau s Mlynek , Politisch e Lagebericht e i n de n Anfangsjahre n de r 
NS-Diktatur a m Beispie l vo n Stad t un d Landkrei s Hannove r (Tei l I) , in : Hann . Ge -
schichtsbll. N F 3 3 (1979) , S. 132-135 . Ein e Biographi e Menge s liegt bis heute nich t vor. Z u 
Goerdeler al s Oberbürgermeiste r vo n Leipzig : Ine s Reich , Car l Friedric h Goerdeler . Ei n 
Oberbürgermeister gege n de n NS-Staat . Köl n etc . 199 7 

9 Abgedruckt : Jacobsen, „Spiegelbil d de r Verschwörung" (Anm . 6) , Bd. 2 , S . 780-788 . 
10 Mlyne k 1994 , S . 563. Ausführlicher Diete r Tasch in :  HAZ, 20 . 7 198 4 und Wolfgang Stein -

weg, Da s Rathau s i n Hannover . Vo n de r Kaiserzei t bi s i n di e Gegenwart , Hannove r 1988 , 
S. 15 6 f. 

11 Stadtarchi v Hannove r (StadtAH) , Dienstregistratu r Mundhenk e Nr . 412 0513/4 (Ge -
schichte „Bauamt") . Das al s „Entwurf" gekennzeichnet e Schreibmaschinen-Manuskrip t is t 
überschrieben mi t „Herr Senator Stadtrat Müller erzählt seine Erinnerunge n sei t seiner Be -
rufung nac h Hannover " un d stell t ein e Zusammenfassun g meis t hektographierte r Einzel -
aufzeichnungen Müller s dar , di e vermutlic h vo m damalige n Stadtarchiva r Mundhenk e 
stammt. Da s Manuskrip t enthäl t nebe n wertvolle n un d i n de r Regel durchau s glaubwürdi -
gen Informationen übe r Vorgänge in Hannover und besonders in der hannoverschen Stadt -
verwaltung auch äußerst spekulative Passagen , besonders wenn das Berichtete über den Er-
fahrungsbereich Müller s hinausgeht . 
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II. 
Nach dem bisherigen Forschungsstand war der Kontakt Menges zu den Ver­
schwörern von relativ kurzer Dauer. Das Urteil vom 28. Februar 1945 nennt 
drei Treffen Menges mit Goerdeler, den er aus ihrer gemeinsamen Zeit als 
Oberbürgermeister von Hannover bzw. Leipzig gut kannte, zwischen Februar 
1943 und Februar/März 1944.12 Bei dem ersten Treffen, das in Berlin-Zehlen­
dorf stattfand, soü Goerdeler Menge gefragt haben, ob er nach dem Sturz Hit­
lers nicht wieder das Amt des Oberbürgermeisters oder das des Oberpräsiden­
ten übernehmen woüe. Menge soü dagegen als Oberpräsidenten Gustav Nos-
ke, der dieses Amt bis 1933 innegehabt hatte, oder Georg von Reden-Reden, 
den Präsidenten der Landwirtschaftskammer vor 1933, vorgeschlagen haben. 
Nach den Kaltenbrunner-Berichten soü er dann aber schon beim zweiten Tref­
fen im Herbst 1943 in Hannover einverstanden gewesen sein, auf die Liste der 
Poütischen Beauftragten für die einzelnen Wehrbereiche gesetzt zu werden. 
Diese Liste wurde seit dem Herbst 1943 auf Betreiben der Militärs hauptsäch­
lich durch Goerdeler aufgestellt und leichtsinnigerweise auch schriftüch nie­
dergelegt.13 Bei dem dritten Treffen im Februar/ März 1944 habe dann Menge 
bei der Besprechung der für ihn zugedachten Verwendung „erneut" durchblik-
ken lassen, dass er „einen guten Innenminister abgeben würde", habe sich 
aber am Ende damit begnügt, zunächst auf der Liste der Politischen Beauftrag­
ten zu stehen.14 

Nach den neu aufgefundenen Darstellungen von Menge und Löhdefink stellt 
sich der ganze Vorgang allerdings wesentlich anders dar. Löhdefink gab in ei­
ner Anlage zu seinem Entnazifizierungs-Fragebogen an, dass ihn Menge schon 
Ende 1939 oder Anfang 1940 in die Umsturzpläne eingeweiht habe, „soweit er 
dies für meine Mitwirkung für erforderlich hielt", und ihn von da an ständig 
auf dem Laufenden gehalten habe.15 Menge muss also sehr viel langfristiger in 
die Verschwörung eingebunden gewesen sein, als er und Goerdeler in den Ver­
hören von 1944 zugaben. Während dies angesichts der langen Bekanntschaft 
der beiden ehemaligen Oberbürgermeisterkollegen plausibel erscheint, ist eine 
weitere Korrektur des bisherigen Bildes schwieriger zu beurteilen. 
In einem Brief an den hannoverschen Regierungspräsidenten von 1958 
schreibt Menge, dass ihm Goerdeler das „Ersuchen des Generalobersten 
Beck" übermittelt habe, in einer neuen Regierung „gegebenenfalls das Justiz-, 
Verkehrs- oder Innenministerium zu übernehmen", was er „nach längeren 
Verhandlungen" - auch das ein Hinweis auf eine längerfristige Zusammenar­
beit - endgültig abgelehnt habe. Er habe sich jedoch bereit erklärt, „poütischer 

12 Ebd., Bd. 1, S. 784. 
13 Ebd., S. 357 f. Zu der Liste der Politischen Beauftragten vgl. Hoffmann (Anm. 2), S. 430 f. u. 

439 ff. 
14 Jacobsen, „Spiegelbild" (Anm. 6), Bd. 1, S. 358. 
15 Anlage 1 zum Fragebogen Löhdefink, 5.3. 1947: NHStAH, Nds. 171 Hann., Nr. 23276. 
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Kommissar für Niedersachsen" - eine etwas großzügige Auslegung des Wehr­
kreises XI - zu werden und anstelle Goerdelers „die Führung der Reichsregie­
rung zu übernehmen", falls Goerdeler vorzeitig von der Gestapo verhaftet 
werden sollte.16 Der Widerspruch zu den Kaltenbrunner-Berichten ist offen­
sichtlich: In dem Bericht vom 6. September 1944 sieht es so aus, als sei Menge 
von Goerdeler ausschließlich der Posten des Politischen Beraters angeboten 
worden, während er selbst sich quasi - vergeblich - für höhere Aufgaben emp­
fohlen habe. Das scheint zu dem Bild Menges, wie es uns in der Literatur und 
in den Quellen entgegentritt, gut zu passen, sind doch ein ausgeprägtes Selbst-
bewusstsein und ein gut entwickeltes Selbstwertgefühl durchaus hervorste­
chende Merkmale seines Charakters. So führt er im selben Brief an, dass er 
der Reichsregierung und der Reichsbank 1932 geraten habe, das Kreditaufhah-
meverbot für die Kommunen aufzuheben und „1 Milliarde in die Wirtschaft zu 
pumpen". Wäre man seinem Rat gefolgt, dann hätte es keine 6 bis 7 Mülionen 
Arbeitslose gegeben und es wäre auch nicht zur Berufung Hitlers zum Reichs­
kanzler gekommen, vor der er Hindenburg in einer längeren mündlichen Un­
terredung gewarnt habe.17 

Auf der anderen Seite fällt es schwer zu glauben, dass Menge diese Angaben 
einfach erfunden hat, auch wenn es ihm im Zusammenhang des Briefes darum 
ging, entgangenen Verdienst und entzogene Ämter geltend zu machen. Zwar 
scheint der zu diesem Zeitpunkt schon fast 75-jährige ziemlich verbittert dar­
über gewesen zu sein, dass er nach dem Krieg überhaupt nicht mehr zum Zuge 
gekommen war, trotzdem ist es kaum vorsteübar, dass der Realitätsverlust bei 
ihm so weit fortgeschritten war, dass er solche Behauptungen einfach aus der 
Luft gegriffen hätte. Andererseits konnte es durchaus Sinn machen, in den 
Aussagen bei der Gestapo und vor Gericht die Einbindung Menges in die 
Überlegungen Becks und Goerdelers als persönliche Ambition ohne Realitäts­
gehalt herunterzuspielen. Am plausibelsten erscheint aüerdings eine Interpre­
tation, die die Aussagen Menges mit dem schwierigen Entstehungsprozess der 
„Kabinettsüste" der Verschwörer von 1944 in Beziehung setzt, insbesondere 
mit den Auseinandersetzungen zwischen dem konservativen Kreis um Goer­
deler und dem Kreisauer Kreis.18 Danach war schon bald der linke Sozialde­
mokrat Julius Leber als Innenminister vorgesehen, Menge kann also - wenn 
überhaupt - dafür nur anfänglich und nur von den Konservativen um Beck 
und Goerdeler vorgesehen gewesen sein. Dass Menge es aber abgelehnt hat, 
neben einem linken Innenminister den weit weniger einflussreichen Posten -

16 Meng e a n Regierungspräsiden t Hannover , 26 . 3. 1958 : NHStAH, Nds . 11 0 W, Acc. 63/90 , 
Nr. 46. 

17 Ebd . U m sein e damalig e Gegnerschaf t gege n de n Nationalsozialismu s z u verdeutlichen , 
konnte e r sich eine n Seitenhieb au f di e führenden liberale n Politiker dieser Zeit nicht ganz 
verkneifen: E r hab e i m Reichsra t nich t fü r da s Ermächtigungsgeset z gestimm t wi e Heu ß 
und Reinhol d Maie r im Reichstag . 

18 Vgl . daz u Hoffman n (Anm . 2) , S . 443-455 . 



314 Hans-Dieter Schmid 

eines Justiz- oder gar Verkehrsministers zu übernehmen, erscheint bei seiner 
in der Weimarer Zeit gezeigten strikten Ablehnung, mit „der Linken" zusam­
menzuarbeiten, durchaus glaubhaft. Vor dem gleichen Hintergrund der Spal­
tung in zwei unterschiedüche Lager erscheint auch die ansonsten kaum erklär-
üche Idee, den designierten Regierungschef im FaUe seiner Verhaftung nicht 
etwa durch den als Vizekanzler vorgesehenen Sozialdemokraten Wilhelm 
Leuschner, sondern durch einen Poütiker derselben poütischen Couleur, d. h. 
durch einen anderen rechten Konservativen, zu ersetzen, einigermaßen plausi­
bel. Auch diese Idee dürfte aüerdings kaum in der ganzen Gruppe konsensfa-
hig gewesen sein. 

III. 
Verhaftet wurde in Hannover im Zusammenhang mit dem 20. Juli außer Men­
ge nur noch eine einzige Person - sein ehemaliger Bürochef Dr. August Löh­
defink. Grund der Verhaftung war ein Brief Löhdefinks „mit kritischen Bemer­
kungen über die Staatsführung, den Gauleiter Lauterbacher und die Kriegs­
aussichten", der sich im Reisegepäck Menges bei dessen Verhaftung in Bad 
Kissingen fand.19 Löhdefink geriet natürlich sofort in den „Verdacht der Mit­
wisserschaft" der Verschwörung, dieser Verdacht konnte aber aus Gründen, 
auf die noch einzugehen sein wird, nicht nachgewiesen werden.20 Aus den 
gleichen Gründen wurden auch seine verschiedenen Widerstandsaktivitäten 
der Gestapo nicht bekannt. 
Der promovierte Volkswirt August Löhdefink, vor 1933 Mitglied der DDP, 
war 1925 mit Menge als dessen Bürochef und - wie er selbst schreibt - „rechte 
Hand" zur hannoverschen Stadtverwaltung gekommen, wo er bis Ende 1938 
blieb.21 Nach eigenen, vielfach bestätigten Angaben hat er in dieser Position 
nicht nur verschiedene Personen gegen „Übergriffe" der Nationalsozialisten 
geschützt, sondern auch zum Beispiel Papens Marburger Rede vom Juni 1934 
unter der Hand verbreitet. Seine Opposition gegen das NS-Regime scheint vor 
aUem christüch motiviert gewesen zu sein: Bald nach der Gründung der Be­
kenntnisgemeinschaft, dem hannoverschen Zweig der Bekennenden Kirche, 
trat er dieser bei und förderte deren Belange, wo er konnte.2 2 Der angesehene 
hannoversche Theologe und Religionspädagoge Hermann Schuster, pensio­
nierter Religionslehrer am Ratsgymnasium, Honorarprofessor an der Universi­
tät Göttingen und vor 1933 DVP-Landtagsabgeordneter, bestätigte Löhdefink 

19 Zeugnis August Löhdefink, 31.1. 1950: NHStAH, Nds. 171 Hann., Nr. 31867. 
20 Löhdefink, Rechtfertigung in meinem Entnazifizierungsverfahren, 17.9.1947: NHStAH, 

Nds. 171 Hann., Nr. 23276; Anlage 1 zum Fragebogen Löhdefink, 5.3. 1947: Ebd. 
21 Löhdefink, Rechtfertigung (Anm. 20). Vgl. auch den Fragebogen Löhdefinks: Ebd. 
22 Löhdefink, Rechtfertigung (Anm. 20) mit Anlagen, insbes. Stadtkämmerer Weber an Löh­

defink, 18.9. 1947, u. Bescheinigung Pastor Mahner, 19.9. 1947: Ebd. 
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nach dem Krieg, dass er im Frühsommer 1942 die Anregung gegeben habe, mit 
den lutherischen und katholischen Kirchenführern zu verhandeln, um einen 
gemeinsamen Protest der beiden Kirchen gegen die „schlimmen Ausschreitun­
gen" des Regimes zu erreichen und die Regierung aufzufordern, „alle Metho­
den aufzugeben, an denen das christliche Gewissen Anstoß nimmt, insbeson­
dere die Grausamkeiten gegen Nicht-Arische Menschen, gegen Kriegsgefange­
ne und Geisteskranke". Zu diesem Zweck soü Löhdefink außerdem die Ver­
bindung zu einem Hildesheimer Domkapitular vermittelt haben, der dann von 
Schuster für den Plan gewonnen wurde. Auch in mehrfache Interventionen 
Schusters bei Staatssekretär Lammers in der Reichskanzlei in den Jahren 1942 
und 1943 scheint Löhdefink eingeweiht und eingebunden gewesen zu sein.23 

Ganz unbemerkt können diese Aktivitäten, zumindest aber die oppositioneUe 
Haltung Löhdefinks nicht geblieben sein, denn immerhin stand sein Name auf 
einer Liste von 148 Namen, die kurz vor der Besetzung Hannovers im Auftrag 
des Gauleiters Hartmann Lauterbacher der Gestapo übergeben wurde mit 
dem Befehl, diese Personen noch vor dem Einmarsch „umzulegen". Dass die­
ses Massaker unterblieb, ist wohl nur dem Umstand zu verdanken, dass der 
Gestapobeamte, der den Befehl erhielt, ihn einfach unterschlug.24 

Nicht verhaftet wurde dagegen Menges Vertrauter in der Stadtverwaltung 
nach seinem Ausscheiden, der besoldete Stadtrat (Senator) Hermann Müller, 
obwohl der nach eigener Darstellung noch am Morgen vor Menges Abreise 
nach Bad Kissingen mit ihm und in seiner Wohnung eine Liste von Personen 
aufgestellt hatte, die im Falle des Umsturzes verhaftet werden sollten. Müller 
ist im Übrigen die einzige Quelle dafür, dass Menges Aufenthalt in Bad Kissin­
gen in unmittelbarem Zusammenhang mit seinen Widerstandsaktivitäten ge­
standen haben könnte. Nach seiner Darstellung war die Kur nur ein Vorwand 
dafür, dass sich „führende Persönlichkeiten" des Widerstands dort trafen.25 

Tatsächlich hat sich zumindest der von Müller in diesem Zusammenhang ge­
nannte Generalfeldmarschall von Witzleben im Juli 1944 wirklich in Bad Kis­
singen aufgehalten.26 Müller berichtet auch, dass sich bei Menge keinerlei No­
tizen gefunden hätten und dass er trotz Folter keine Namen genannt habe 2 7 

Daher blieben auch alle Aktivitäten Menges, die über den Kreis semer ehema-

23 Schuste r a n Löhdefink , 21 . 5. 1947 : Ebd. 
24 Aussag e Wilhel m Karg , 23 . 7. 1947 : Staatsarchi v Münche n (StAM) , Spruchkammerakten , 

Karton 838 , Wilhel m Kar g sowi e Bundesarchi v Koblen z (BÄK) , Z  42 , V/1698 . Vgl . auc h 
Steinweg (Anm . 10) , S. 157 . Nach Kar g soll die Liste „Weifen, Deutschnationale, Zentrums -
leute und sonstige Staatsfeinde " enthalte n haben , darunter Kurt Schumacher und de n spä -
teren Mitbegründe r de r CDU i n Niedersachsen , de n hannoverschen Rechtsanwal t Dr . Ber-
nard Pfad. Pfad hat das für seine Perso n 194 5 bestätigt: Fragebogen für politische Häftlinge , 
13. 12 , 1945 : NHStAH , Nds . 11 0 W , Acc . 61/89 , Nr . 23 sowi e Bescheinigun g Pfad , 25 . 7. 
1947: StAM, Spruchkammerakten , Karto n 838 , Wilhelm Karg . 

25 Müller , Erinnerunge n (Anm . 11) , S. 41 f. 
26 Hoffman n (Anm . 2) , S . 470 . 
27 Müller , Erinnerunge n (Anm . 11) , S. 43f . 
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IV. 
Es ist nicht ohne Pikanterie, dass Menge, der 1925 mit Hilfe der Nationalso­
zialisten den sozialdemokratischen Oberbürgermeister Leinert abgelöst und 
dem der nationalsozialistische Bürgermeister Müller 1937 bescheinigte hatte, 
dass er vor 1933 die Stadt Hannover „hartnäckig und erfolgreich [...] gegen 
die Übergriffe des damaügen Oberpräsidenten Noske" verteidigt habe,2 8 sich 
auf der Suche nach Verbündeten für die Zeit nach dem Ende des Krieges aus­
gerechnet an eben diesen Noske und einen weiteren rechten Sozialdemokra­
ten, den ehemaligen hannoverschen Polizeipräsidenten Erwin Barth, wandte. 
Nach einer schriftlichen Äußerung Menges von 1946 hatte er mit Noske „eini­
ge Besprechungen" über die Nachkriegsplanung für Hannover. Danach war 
Noske wieder als Oberpräsident, Barth als Poüzeipräsident und er selbst als 
Oberbürgermeister vorgesehen, also eine Wiederhersteüung des Zustandes vor 
1933.29 Da Noske später als Politischer Beauftragter für den Wehrkreis IX Kas­
sel3 0 wie Menge für den Wehrkreis XI vorgesehen war, muss diese Planung ei­
nem frühen Stadium der Überlegungen angehören. 
Tatsächlich fand eine dieser Besprechungen, nach dem Zeugnis Barths eine 
„längere Aussprache", im Sommer 1943 in dessen Wohnung statt. Noske habe 
dabei die Meinung vertreten, dass das Ende mit Sicherheit durch den Sieg der 
AUüerten kommen werde, habe aber auch die Möglichkeit einer „Insurrektion 
im Innern" erwogen. Für diesen FaU sei er davon ausgegangen, dass die „noch 
lebenden bekannten Arbeiterführer" die Hauptmasse der Arbeiterschaft hinter 
sich bringen könnten. Das genüge aber nicht, vielmehr müsste auch das städti­
sche Bürgertum „an die Strippe" gebracht werden. Dazu habe er Menge emp­
fohlen, eine Liste von 15 bis 20 als antifaschistisch bekannten und geachteten 
Männern aus den verschiedenen Sektoren der Wirtschaft aufzustellen, deren 
Namen geeignet sein könnten, „möglichst große Teile des Bürgertums in die 
antifaschistische Front zu führen".31 Beiden schwebte offenbar ein breites 

28 Bürgermeister Müller an Regierungspräsident Hannover, 18.2. 1937: NHStAH, Nds. 110 
W, Acc. 63/90, Nr. 46. 

29 Äußerung Menge, 26.4. 1946: NHStAH, Nds. 171, Nr. 5312. 
30 Vgl. dazu Wolfram Wette, Gustav Noske. Eine politische Biographie, 2. Aufl. Düsseldorf 

1988, S. 771 f. Außer der aus der Autobiographie Carl Severings stammenden Information, 
dass Noske von Wilhelm Leuschner „zunächst" wieder als Oberpräsident der Provinz Han­
nover vorgesehen gewesen sei, enthält die Biographie Wettes nichts zu Noskes Verbindung 
zu Hannover und zu Menge. 

31 Barth an Haberkorn, 20.5.47: NHStAH, Nds. 171, Nr. 5312. 

ligen Mitarbeiter in der hannoverschen Stadtverwaltung hinausgingen, bis 
heute unbekannt. 
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Bündnis vor, das von der (rechten) Sozialdemokratie bis zum konservativen 
Bürgertum reichte. 
Menge hat diese Anregung Noskes aufgegriffen und tatsächlich eine solche Li­
ste von „20 handfesten, zuverlässigen Männern" aufzustehen versucht, aüer-
dings war er vorsichtig genug, sie nicht schriftlich niederzulegen. Zu ihr gehör­
ten nach Angabe Menges zum Beispiel der Straßenbahndirektor Wilhelm 
Klotz, der Bauunternehmer Fritz Mehmel und der Besitzer des damaligen Re­
staurants Georgspalast, Max Haberkorn. In der Wohnung Haberkorns fand 
im Frühjahr 1944 eine Besprechung mit „einigen anderen Herren aus dem 
Wirtschaftsleben der Stadt Hannover" statt, bei der über eine Ergänzung die­
ser Liste beraten wurde.3 2 Mehrere Teilnehmer bestätigen diese Besprechung, 
so der Verlagsdirektor August Klages, Freimaurer und Stahlhehn-Mitglied, 
und Erich Sdralek von Hannovers führendem Hotel Kastens Hotel Luisen-
hof.33 Menge kannte Haberkorn, einen vielfachen Verbandsfunktionär des 
Gaststättengewerbes, aus dessen Zeit als Bürgervorsteher für den bürgerlichen 
„Ordnungsblock" von 1923 bis 1933. Haberkorn war vor 1933 Mitgüed der 
DNVP und des Stahlhelm gewesen und hatte öffentlich gegen die Überfüh­
rung des Stahlhelm in die SA Steüung genommen. Er wurde nie Mitglied der 
NSDAP, obwohl er nicht zuletzt dadurch seine Funktion als Gauverwalter des 
Gastwirtsgewerbes verlor.34 Aus Kreisen der Gewerkschaften wurde ihm aüer-
dings vorgeworfen, dass sein Lokal vor 1933 ein „Sammelpunkt aUer Feinde 
der Weimarer Republik" gewesen sei, und der hannoversche Entnazifizie-
rungsausschuss kam 1947 zu der Einschätzung, dass der größte Teil der TeU-
nehmer an der Besprechung von 1944 „Reaktionäre wie Haberkorn selbst, 
aber keine Demokraten" gewesen seien.35 Entsprechend der von Noske vorge­
gebenen Zielrichtung und in Übereinstimmung mit Menges politischen Präfe­
renzen scheint dieser Kreis tatsächlich stark im rechtskonservativen Bürger­
tum verankert gewesen zu sein. Menge hat sich aber nicht auf diesen Kreis be­
schränkt, sondern durchaus auch Kontakt zu anderen Widerstandsgruppen 
gesucht. 

32 Äußerun g Menge , 26. 4 . 46: Ebd. Nach eine m Zeitungsberich t übe r eine eidesstattlich e Er -
klärung des Gestapobeamte n Wilhel m Kar g aus de r Nachkriegszeit stan d Haberkor n auc h 
auf de r bereit s erwähnte n Erschießungslist e de s Gauleiter s Lauterbacher : StAM , Spruch -
kammerakten, Karto n 838 , Wilhelm Karg . 

33 Eidesstattlich e Erklärunge n Augus t Klages , 27.4.46, u . Eric h Sdralek , 29 .4 .46 : Ebd . 
34 Haberkor n a n Oberbürgermeister , 30.4.46 : Ebd . 
35 Vorsitzende r der Gewerkschaft Nahrungs - und Genussmittel a n den Entnazifizierungs-Un -

terausschuss fü r da s Gaststättengewerbe , 29.11.46 , SPD-Ortsverei n (Holweg ) a n densel -
ben, 1.3.47 , Stellungnahm e Deutsche r Entnazifizierungsausschus s Stadtkrei s Hannover , 
8.10.47: Ebd . 
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V. 
Der Gewerkschaftler Albin Karl, bis 1933 stellvertretender Vorsitzender des 
Fabrikarbeiterverbands, der seinen Hauptsitz in Hannover hatte, hat im Som­
mer 1945 ein Manuskript verfasst, in dem er etwas verschlüsselt das Geflecht 
oppositioneüer Gruppierungen in der Stadt Hannover gegen Ende des Krieges 
darsteüte.36 Im Zentrum dieses Netzwerks sah Karl seine eigene gewerkschaft-
üche „K.-Gruppe" und der „Leiter der KL-Gruppe", also Karl selbst, unterhielt 
nach seiner DarsteUung Kontakt zu aUen diesen Gruppierungen, darunter 
auch zu einer „weit rechts stehenden Gruppe", mit der nur die Gruppe um 
Menge gemeint sein kann. Die Verbindung sei zunächst durch „Bo.", später 
durch „Lö." gehalten worden.37 Während letzterer leicht als August Löhdefink 
zu identifizieren ist, dem Albin Karl auch nach dem Krieg bescheinigte, dass er 
ihn Anfang 1944 kennengelernt und im Mai des gleichen Jahres für die Mitar­
beit „im FaUe des Zusammenbruches" gewonnen habe,3 8 macht die Identifizie­
rung des ersteren größere Schwierigkeiten. AUerdings gibt Karl selbst entschei­
dende Hinweise, wenn er schreibt, dass der „Vertrauensmann Bo." nicht der 
Gruppe um Menge, sondern seiner „K. -Gruppe" angehört habe, dass er nach 
dem 20. Juli im Zuge der „Aktion Gewitter" verhaftet worden sei und dass er 
aus dem KZ Neuengamme nicht mehr zurückgekehrt sei.39 

Nach einer Liste von Opfern der „Aktion Gewitter" im Bereich der Staatspoli-
zeileitsteUe Hannover, die 1994 von der hannoverschen Arbeitsgemeinschaft 
der Deutsch-Israelischen Gesellschaft erarbeitet wurde,4 0 kommt dafür eigent­
lich nur der Gewerkschaftler Heinrich Bock in Frage, der bis 1933 sozialde­
mokratischer Bürgervorsteher in Hannover war und von daher Menge kennen 
musste. Bock war nicht nur der Nachbar Albin Karls in Hannover-Kleefeld, 
sondern sie waren auch nach dem Zeugnis Karls „beste Freunde". Bock gehör­
te zu den Opfern der „Aktion Gewitter" aus Hannover, die bei der Evakuie­
rung des Konzentrationslagers Neuengamme auf das Häftlingsschiff „Cap Ar-
cona" gerieten, das am 3. Mai 1945 in der Lübecker Bucht von britischen 
Bombern versenkt wurde. Von Rudi Goguel, dem Verfasser des Moorsoldaten­
liedes, hat Albin Karl im Juni 1945 erfahren, dass er gemeinsam mit Bock ins 

36 Albi n Karl , Von de r Untergrundbewegung : Archi v de s Bundesvorstand s de s DG B Düssel -
dorf, Nachla ß Albin Karl , Kaste n 8 . Zu r Roll e Albi n Karl s vgl. Herber t Obenau s u.a. , Wi -
derstand i m Abseits (Anm . 3) , S. 8 0 f. 

37 Karl , Von de r Untergrundbewegung (Anm . 36) , S . 4 . 
38 Bescheinigun g Albi n Karl , 20. 9.47: NHStAH , Nds . 171 , Nr. 24297 . 
39 Karl , Von de r Untergrundbewegung (Anm . 36) , S . 5 . 
40 Deutsch-Israelisch e Gesellschaft , Arbeitsgemeinschaf t Hannove r (Hrsg.) , 22723 . Augus t 

1944/1994. „Aktio n Gewitte r Gitter" , Hemminge n 199 4 (Broschür e i m Zeitungsformat) . 
Die Verhaftungsaktio n wir d i n de n Quelle n gelegentlic h auc h al s „Aktion Gitter " bezeich -
net. 
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Wasser gesprungen war, um an Land zu schwimmen, dass Bock aber dabei 
ums Leben gekommen sei.41 

Die Verbindung von Menge zur Gruppe um den Gewerkschaftler Albin Karl 
zeigt, dass Menge - anders als der Eindruck, den die Kaltenbrunner-Berichte 
erwecken - keineswegs nur mit Goerdeler und über ihn mit den militärisch­
konservativen Kreisen der Verschwörer kommunizierte, sondern dass er auf 
lokaler Ebene in einem breiten Umfeld agierte, das selbst Sozialdemokraten 
einschloss, wenn auch offenbar nur rechte und gewerkschaftlich orientierte. 
Bei der schroff ablehnenden Haltung Menges gegen jede Zusammenarbeit mit 
„der Linken" in der Weimarer Zeit ist hier ein gewisser Sinneswandel unver­
kennbar. 

VI. 
Die Verhaftung Bocks im Zuge der „Aktion Gewitter" könnte die Vermutung 
nahe legen, dass ein konkreter Zusammenhang zwischen den Verhaftungen 
bei dieser reichsweiten Aktion und einer konspirativen Tätigkeit im Vorfeld 
des 20. Juli bestehe. Dem ist aber keineswegs so. Vielmehr beruht die Aktion 
auf einem Auftrag Hitlers an Himmler vom 14. August 1944 zur Verhaftung 
von SPD- und KPD-„Bonzen", der seinerseits auf ältere Überlegungen und 
Vorbereitungen zur Verhaftung von Regimegegnern im Kriegsfaü zurückgeht.42 

Dass diese nun doch zum Zuge kamen, hatte möglicherweise mit der in den 
Kaltenbrunner-Berichten zum Ausdruck kommenden Vorstellung zu tun, dass 
der 20. Juli vor aUem „alte politische ,Größen' wieder auf die politische Bühne 
gebracht haben wollte".43 

Die Aktion wairde zentral vom Amt IV des Reichssicherheitshauptamts, der 
Gestapo-Zentrale in Berlin, gesteuert. Durch Fernschreiben an alle Gestapo-
leit- und Gestapostellen wurde zunächst die Verhaftung der ehemaligen 
Reichstags- und Landtagsabgeordneten und der Stadtverordneten von KPD 
und SPD angeordnet, am 21. August folgte eine entsprechende Anordnung für 
Angehörige des Zentrums. Da die Gestapo bei den Verhaftungen offenbar in 

41 Erklärun g Albin Karl , 21.11.48: NHStAH , Nds . 11 0 W, Acc. 61/89 , Nr . 33. In Goguel s Be -
richt übe r die „Ca p Arcona" wird Boc k allerding s nicht erwähnt : Rudi Goguel , „Ca p Arco-
na". Report über den Untergan g de r Häftlingsflotte i n de r Lübecker Bucht am 3 . Mai 1945 , 
Frankfurt/Main 1972 . 

42 Ulrik e Hett/Johanne s Tuchel , Di e Reaktione n de s NS-Staate s au f de n Umsturzversuc h 
vom 20 . Juli 1944 , in: Peter Steinbach/Johannes Tuche l (Hrsg.) , Widerstand gegen de n Na -
tionalsozialismus, Bon n 1994 , S . 377-389 , hie r S . 382. Vgl. auc h Gerhar d Paul , Staatliche r 
Terror un d gesellschaftlich e Verrohung . Di e Gestap o i n Schleswig-Holstein , Hambur g 
1996, S . 19 6 f. Ein e zusammenfassend e Untersuchun g de r „Aktio n Gewitter " lieg t noc h 
nicht vor . 

43 Jacobsen , „Spiegelbild " (Anm . 6) , Bd. 1 , S. 468 . 



320 Hans-Dieter Schmid 

der Regel rein formal nach den vorgegebenen Kriterien vorging, ohne Rück­
sicht auf das Verhalten und den Gesundheitszustand der häufig älteren Ver­
hafteten, gab es so viele Klagen, dass schon Ende August von Kaltbrunner eine 
Überprüfung der Verhaftungen angeordnet wurde, die schüeßüch zur Entlas­
sung der meisten Häftlinge führte.44 

Nach den Angaben des Gestapobeamten Albert Prigge, der bei der Gestapo­
leitstelle Hannover für die Durchführung der Aktion verantwortlich war, be­
trug die Zahl der Festgenommenen aus dem Bereich der LeitsteUe, d. h. aus 
den Regierungsbezirken Hannover und Hildesheim, über 100. Von diesen sei­
en die Stadtverordneten, insgesamt 87, bereits Mitte September wieder entlas­
sen worden.45 Die Verhaftungen begannen am 18. August und dauerten bis 
zum 23., mit einem deutlichen Schwerpunkt am 22. August. Auf dem Land be­
diente sich die Gestapo der Landjäger oder der Ortspolizei, was in einem Faü 
dazu führte, dass sich der Gesuchte der Verhaftung erfolgreich durch die 
Flucht entziehen konnte und trotz der Verhaftung seiner Frau und seiner bei­
den Töchter bis Kriegsende untergetaucht büeb.4 6 Die Verhafteten wurden zu­
nächst für einige Tage in die Israeütische Gartenbauschule Ahlem gebracht, 
wo die hannoversche Gestapo seit ihrer Ausbombung am 9. Oktober 1943 ihre 
Ausländerreferate untergebracht hatte und seit dem Juni 1944 ein Poüzei-Er-
satzgefängnis für alle Gestapohäftlinge unterhielt. Die Gefangenen der „Akti­
on Gewitter" waren die erste größere Gruppe von deutschen Häftlingen, die in 
Ahlem untergebracht wurde.47 Am 25. August wurden sie mit einem Sammel­
transport in das KZ Neuengamme gebracht. Lediglich der Zentrumspolitiker 
Dr. Bernard Pfad blieb in Ahlem, wo er auf Betreiben des Kirchenreferenten 
der Gestapo, der für ihn zuständig war, trotz der Überfüllung des Gefängnisses 
allein im Dachgeschoss untergebracht war, sogar Besuch von Frau und Sekre­
tärin empfangen und wegen seines Nierenleidens mit besonderen Lebensmit­
teln versorgt werden konnte.48 Die meisten Gefangenen wurden am 14. Sep­
tember, also nach gut drei Wochen, wieder entlassen, unter ihnen auch Kurt 

44 Hett/Tuchel (Anm. 42), S. 382f.; Priedel Homeyer, Aus der politischen Verfolgung vor 50 
Jahren in Niedersachsen, in: Deutsch-Israelische Gesellschaft (Anm. 40). 

45 Aussage Albert Prigge, 2.10.47: BÄK, Z 42,11/2049. In dieser Aussage schreibt Prigge die 
Wiederfreilassung der Stadtverordneten seinen eigenen Bemühungen zugute. - In der Bro­
schüre der Deutsch-Israelischen Gesellschaft (Anm. 40) wird ohne Quellenangabe die Zahl 
von 90 Festgenommenen genannt. 

46 Wiedergutmachungsakten Kurt Adler (Sohn des späteren 1. Vorsitzenden der IG Chemie, 
Otto Adler): NHStAH, Nds. 110 W, Acc. 84/90, Nr. 404/7 u. 8. - Die Haftdaten sind den 
Angaben in den Haftentschädigungsanträgen in den Wiedergutmachungsakten entnom­
men. 

47 Dienstverfügung Gestapo Hannover, 12. 7.44: NHStAH, Hann. 87a, Nr. 1 
48 Eidesstattliche Erklärung Pfad, 4.6.47: BÄK, Z 42, IV/4980; Interview Hein Gehrke, 13./ 

14. 7.87: Historisches Seminar der Universität Hannover, Projekt Widerstand; Bescheini­
gung Stapoleitstelle Hannover, 15. 9. 44: NHStAH, Nds. 110 W, Acc. 61/89, Nr. 23. 
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Schumacher, obwohl er als ehemaliger Reichstagsabgeordneter zu der Gruppe 
gehörte, deren Entlassung sich Kaltenbrunner selbst vorbehalten hatte.4 9 

Warum andererseits Heinrich Bock nicht entlassen wurde, ist nicht ersichtlich. 
Es gibt allerdings auch keinen Beweis dafür, dass dies etwas mit seiner Tätigkeit 
als Verbindungsmann zwischen der Gruppe um Albin Karl und der Gruppe um 
Menge zu tun hatte. Jedenfalls ist Heinrich Bock aber das einzige Todesopfer, 
das im Umkreis des 20. Juli 1944 in Hannover zu beklagen ist. 

VII. 
Das führt noch einmal zurück zu einem erstaunlichen Missverhältnis: Wäh­
rend die „Aktion Gewitter" in Hannover zu über 100 Festnahmen und zu min­
destens fünf Todesopfern führte, wurden im direkten Zusammenhang mit dem 
20. Juli nur zwei Personen festgenommen und nur Menge zu einer vergleichs­
weise geringen Strafe - drei Jahre Zuchthaus - verurteüt.50 Der zweite Festge­
nommene, August Löhdefink, kam schließlich mit einer „staatspolizeilichen 
Warnung" und einer Geldbuße von 6000 RM an eine wohltätige Organisation 
davon.51 Alle geschilderten Verbindungen und Vorbereitungen für die Zeit 
nach dem Umsturz oder dem Zusammenbruch kamen nicht ans Tagesücht. 
Wie kam das? 
Ein Grund lag sicher darin, dass Menge offenbar ein vorsichtiger Mann war, 
bei dem man keinerlei Unterlagen fand. Außerdem hat er offenbar trotz Folte­
rung keine Namen preisgegeben.52 Hinzu kam jedoch noch ein anderer glück­
licher Umstand: Von der Staatspolizeileitstelle Hannover wurde der junge As­
sessor Heinz Knüppel auf den FaU angesetzt, der erst wenige Tage zuvor sei­
nen Dienst als Stellvertreter des Stellenleiters angetreten hatte. Knüppel war 
zwar schon 1932 als Jurastudent der NSDAP und im März 1933 als Referen­
dar der SS beigetreten, hatte aber angeblich den Staatsdienst verlassen, um 
nicht wegen der Nürnberger Gesetze und anderer NS-Gesetze in Gewissens­
konflikte zu kommen. Bis 1942 war er als Geschäftsführer von Wirtschaftsver­
bänden tätig, danach im Rahmen seines Wehrdienstes in der Wehrmachtsver­
waltung, von wo er ohne sein Zutun zum 15. Juli 1944 zur Gestapo in Hanno­
ver versetzt wurde. Schon wenige Tage nach seinem Dienstantritt wurde er 

49 Hett/Tuche l (Anm . 42) , S . 383 . 
50 Jacobse n „Spiegelbild " (Anm . 6) , Bd. 2, S. 781. 
51 Staatspolizeistell e Hannove r a n Löhdefink, 1 . 2. 45 (Abschrift) : NHStAH , Nds . 17 1 Hann. , 

Nr. 31867 . 
52 Jedenfall s behaupte t die s Herman n Müller . Allerding s kling t sein e konkret e Schilderun g 

der Folterunge n etwa s unwahrscheinlich : Danac h hab e ih n nac h vie r Woche n di e S S i n 
eine „SS-Erziehungsanstalt " gebracht , „w o man ihn von morgen s bis abends mit Stahlpeit -
schen un d kaltem Wasser behandelte, Kniebeuge n machen lie ß usw." Müller, Erinnerunge n 
(Anm. 11) , S.42ff . 
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nach Würzburg geschickt, um dort Menge zu verhören. Er selbst nahm später 
für sich in Anspruch, dass er diese Vernehmungen auf neun Tage ausgedehnt 
und so Menge vor den ersten SchneUverfahren vor dem Volksgerichtshof im 
August 1944 bewahrt habe.53 

Menge bestätigte das nach dem Krieg im Wesentlichen, bescheinigte Knüppel, 
dass er bei den Vernehmungen auf seinen geschwächten Gesundheitszustand 
wegen des Blutverlustes „weitgehendst Rücksicht genommen" habe und dass 
er sich deshalb schon damals für die „ausserordenüich wohlwoüende Behand­
lung und das Entgegenkommen" Knüppels bedankt habe, ja dass er mehrfach 
den Eindruck gehabt habe, dass ihm Knüppel die Verteidigung erleichtern 
woüte. Außerdem habe Knüppel durch Zusammenspiel mit dem Gefängnis­
arzt erreicht, dass er als nicht transportfähig eingestuft wurde. Dadurch konn­
te er nicht nach Hannover verlegt werden, wie das der hannoversche Gaulei­
ter Lauterbacher in mehreren Fernschreiben gefordert habe, damit er ihm hät­
te gegenüber gesteht werden können.5 4 Bei dieser Sachlage ist es kein Wunder, 
dass über Menges Beziehungen in Hannover nichts herauskam, zumal die Ver-
hörer in Berlin dann sicher weniger Interesse an den Verhältnissen in Hanno­
ver hatten. 
Knüppel hat auch Löhdefink verhört, und auch der bestätigte ihm nach dem 
Krieg, dass er die Vernehmungen „in sachücher und mir gegenüber in durch­
aus menschlicher Weise" geführt habe, dass sein Verhalten „ganz entschieden 
aus dem Rahmen der sonst bei der Gestapo üblichen Behandlung" herausge­
fallen sei, ja dass er „geradezu Trost und Hoffnung aus dem freundüchen Ver­
halten Knüppels" geschöpft habe. Auch bei Löhdefink gab es auf Anregung 
von dessen Sohn, dem Knüppel gegen den WUlen des Stapostellenleiters 
Rentsch mehrfach Sprecherlaubnis verschaffte, ein Zusammenspiel mit dem 
Gefängnisarzt, das schon am 21. September zu seiner vorläufigen Freilassung 
wegen Haftunfähigkeit führte.55 Auffällig ist, dass in allen Zeugnissen erwähnt 
wird, dass in den Gesprächen das hannoversche Ratsgymnasium eine Rolle ge­
spielt hat, ein humanistisches Gymnasium, das von Knüppel, Menge und Löh­
defink junior besucht worden war und hier gewissermaßen wie ein Symbol des 
gemeinsamen sozialen und kultureUen Hintergrunds erscheint. JedenfaUs ver­
weisen die Schilderungen dieser Vernehmungssituationen eher auf soziale 
Symmetrie denn auf Terror und Gewalt und unterscheiden sich dadurch 
grundlegend von den Vernehmungssituationen, die etwa ein proletarischer 
Kommunist normalerweise bei der Gestapo zu bestehen hatte. 

53 Lebenslauf Knüppel, 23.6.50: NHStAH, Nds. 171 Hann., Nr. 31867 
54 Bescheinigung Menge, 26.1.50: Ebd. 
55 Zeugnis Dr. A. Löhdefink, 31.1.50, u. Wolfram Löhdefink, 6.2.50: Ebd. 
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VIII. 

56 Bart h a n Haberkorn, 20. 5. 47: NHStAH, Nds . 171 , Nr. 5312. 
57 Han s Mommsen , Verfassungs - un d Verwaltungsreformplän e de r Widerstandsgruppen de s 

20. Jul i 1944 , in : Jürgen Schmädeke / Pete r Steinbac h (Hrsg.) , De r Widerstand gege n de n 
Nationalsozialismus. Di e deutsch e Gesellschaf t un d de r Widerstan d gege n Hitler , Mün -
chen/Zürich 1985 , S . 570-597 , hie r S . 58 5 ff . 

58 Antra g Menge s au f Haftentschädigung , 28.3.1950 : NHStAH , Nds . 11 0 W, Acc . 63/90 , 
Nr. 46. Zu den entscheidenden Weichenstellunge n nac h der Befreiung Hannovers vgl. Tho-
mas Grab e u.a. , Wege au s de m Chaos . Hannove r 1945-1949 , Hambur g 198 5 sowi e Klau s 
Mlynek/Waldemar R . Röhrbei n (Hrsg.) , Geschichte de r Stadt Hannover , Bd . 2, Hannove r 
1994, S . 58 5 ff. 

Kommen wir noch einmal zurück zur Ausgangsfrage nach der regionalen Ver­
ankerung der Verschwörer des 20. Juli, so lässt sich für Hannover zusammen­
fassend feststellen, dass hier durch die Aktivitäten Menges eine gewisse, zu­
mindest lokale Basis für den Fall eines politischen Umsturzes vorhanden war. 
Diese Basis reichte - was das politische Spektrum der unmittelbar beteiligten 
Personen betraf - von rechtskonservativen Kreisen bis hin zur rechten Sozial­
demokratie. Kommunisten waren nicht einmal indirekt beteiligt, vermutlich 
weil man sich in Hannover sicher war, die Hauptmasse der Arbeiterschaft 
auch ohne die Kommunisten in eine „antifaschistische Front", wie Noske das 
genannt haben soll,56 zu bringen. Zwar gibt es keine Äußerung der Beteiligten, 
wie diese „Front" im Einzelnen gedacht war, die Art der Rekrutierung von 
Mitgliedern aus der Wirtschaft könnte aber darauf hindeuten, dass sie zumin­
dest von Menge als eine Art „überparteiliche Volksbewegung" mit möglicher­
weise antiparteilicher Tendenz gedacht war. Das Konzept einer solchen „über­
parteilichen Volksbewegung", mit aüerdings durchaus unterschiedlichen Va­
rianten, ist von Hans Mommsen als das in den Kreisen der Verschwörer am 
allgemeinsten akzeptierte Modeü der Sammlung antinationalsozialistischer 
Kräfte zur Abstützung der Regierung nach dem Umsturz ausgemacht wor­
den.5 7 Das Beispiel Hannover scheint das zu bestätigen. 
Tatsächlich entwickelten sich die Verhältnisse nach der Befreiung Hannovers 
durch die Amerikaner am 10. April 1945 aber doch wesentlich anders. Weder 
Menge, der noch bis zum 26. April im Zuchthaus Brandenburg saß und sich 
bei seiner Rückkehr nach Hannover vor vollendete Tatsachen gestellt sah,5 8 

noch seine rechtskonservativen Unterstützer konnten in Hannover noch ein­
mal politisch eine Rolle spielen. Von seinen Kontaktleuten wurde nur der So­
zialdemokrat Erwin Barth wieder für kurze Zeit Polizeipräsident. Entschei­
dender für die politische Machtverteilung nach Kriegsende waren jene Grup­
pierungen, die mit dem Gewerkschaftler Albin Karl in Verbindung gestanden 
hatten, und deren politisches Spektrum war gegenüber Menges Verbindungs­
kreis deutlich nach links verschoben. 





FORSCHUNGSBERICHTE 

Aus den Arbeitskreisen der Historischen Kommission 
für Niedersachsen und Bremen 

Um die Erforschung in einigen in der Aufgabenstellung der Kommission lie­
genden Bereichen zu intensivieren oder bestimmte Forschungs- und Arbeits­
schwerpunkte zu betreuen, hat die Kommission Arbeitskreise gebildet. Die 
Mitgliedschaft in den Arbeitskreisen ist nicht an die Mitgliedschaft in der 
Kommission gebunden; die Teilnahme an den Veranstaltungen steht jedem In­
teressierten offen. Künftig soll an dieser Steüe regelmäßig über die Tagungen 
und sonstigen Aktivitäten der Arbeitskreise berichtet werden. 

Arbeitskreis für Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
Zweck des Arbeitskreises ist die Pflege und Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung auf dem Gebiet der niedersächsischen Wirtschafts- und Sozialge­
schichte. Seine Aufgaben bestehen darin, Verbindungen und Informationsflüs­
se zwischen den wirtschafts- und sozialhistorisch Forschenden im Lande und 
in den angrenzenden Regionen zu schaffen, Arbeitstreffen und Tagungen zu 
veranstalten, Forschungsvorhaben anzuregen und zu betreuen, Institutionen 
in einschlägigen Fragen zu beraten, die Interessen der wirtschafts- und sozial­
geschichtlichen Forschung im Lande zu vertreten und mit anderen Organisa­
tionen auf dem Gebiet der Landeskunde und Landesgeschichte in Niedersach­
sen und angrenzenden Regionen zusammenzuarbeiten. 
Am 10. November 2001 fand im Historischen Museum in Hannover die Herbst­
tagung zum Thema „Jugendüche als Auffällige. Am Beispiel norddeutscher Re­
gionen (1830-1970)" statt. Dabei wurden folgende Vorträge gehalten: Frank Za-
dach-Buchmeier, Integrieren und Ausschließen - Die Arbeits- und Besserungs­
anstalt Bevern im Herzogtum Braunschweig; Markus Köster, Heranwachsende 
im Visier der westfälischen Jugendfürsorge zwischen Weimarer Republik und 
Bundesrepublik; Uwe Spikermann, Jugend und , Genussgifte' im Nationalsozia­
lismus; Klaus Weinhauer, Jugendkultur, Jugenddevianz und Kriminalisierung in 
den 1960er und 1970er Jahren. Am selben Ort wurde am 16. März 2002 die 
Frühjahrstagung des Arbeitskreises zum Thema „Kinder und Kindheit(en)" 
durchgeführt. Dabei wurden folgende Vorträge gehalten: Thomas Müller-Bahl-
ke, Die pietistische Waisenhauskonzeption in Halle und ihre Ausstrahlung ins 
antipietistische Kurfürstentum Hannover im 18. Jahrhundert; Sabine Mesch-
kat-Peters, Warteschulen, Kinderpflegeanstalten, Kinderkrippen - Sozialfür-



326 Au s de n Arbeitskreisen de r Historischen Kommissio n fü r Niedersachsen un d Breme n 

sorge für Kinder armer Leute im 19. Jahrhundert in Hannover und Linden; Oli­
ver Doetzer und Sigrid Anna Friedrich, Zwischen aktivem Mitmachen und 
Sich-Entziehen - Erfahrungen und Handlungsspielräume von Kindern in den 
30er Jahren in verschiedenen Sozialmilieus Südniedersachsens. 
Kontakte: 
Sprecherin*. Prof. Dr. Adelheid von Saldern. E-Maü: asalder@gwdg.de 

Stellv. Sprecherin: Prof. Dr. Heidi Rosenbaum 
Schriftführerinnen: Dr. Gudrun Fiedler, Staatsarchiv Wolfenbüttel, 

Forstweg 2, 38302 Wolfenbüttel. 
Tel.: 05331-935225; Fax: 05331-935211; 
E-Mail:Gudrun.Fiedler@staatsarchiv-wf .niedersachsen.de. 
Dr. Anne-Katrin Henkel, 
Niedersächsische Landesbibüothek, 
Waterloostr. 8, 30169 Hannover. 
Tel.: 0511-1267369; Fax: 0511-1267202; 
E-Mail: Katrin.Henkel@mail.nlb-hannover.de. 

Arbeitskreis für die Geschichte des 19 . und 20 Jahrhunderts 
Der Arbeitskreis wül die weitere Erforschung der Geschichte Niedersachsens 
und Bremens im 19. und 20. Jahrhundert anregen und aktivieren. Er benennt 
Forschungslücken und gibt Anstöße, um diese zu schließen. Ferner vermittelt 
er Informationen über laufende und abgeschlossene Forschungen. Der 
Schwerpunkt der Arbeit liegt auf der politischen und der Verfassungsgeschich­
te, doch werden andere Aspekte fallweise mit einbezogen. 
Am 3. November 2001 fand im Stadtarchiv Harmover die 6. Zusammenkunft 
des Arbeitskreises unter dem Thema „Aspekte des Nationalsozialismus" statt. 
Folgende Vorträge wurden gehalten: Dirk Stegmann, Formierungsphase der 
NSDAP in Harburg-Wilhelmsburg; Ernst Böhme, Nationalsozialismus und 
Kommunalverwaltung - das Beispiel Göttingen; Manfred Grieger, Das Volks­
wagenwerk in der NS-Zeit; Elke Meyer-Hoos, Jugend im Nationalsoziaüsmus in 
Lüchow-Dannenberg; Marlis Buchholz, Finanzverwaltung und Judenverfol­
gung am Beispiel der OFD Hannover. Die 7. Zusammenkunft wurde am 2. März 
2002 im Unternehmensarchiv der Volkswagen AG in Wolfsburg mit dem Thema 
„Zwangsarbeit im NS-Staat in Niedersachsen" durchgeführt. Folgende Referate 
wurden gehalten: Gudrun Fiedler, Hans-Ulrich Ludewig und Norman Pingel, 
Zwangsarbeit in der Kriegswirtschaft im Land Braunschweig; Thomas Scharf-
Wrede, Zwangsarbeit in kirchlichen Einrichtungen im Bistum Hildesheim; Ka­
tharina Hoffmann, Prinzipien und Aufbau der Webpräsentation zur Geschichte 
der NS-Zwangsarbeit im Landkreis Harburg. Anschließend führte Manfred Gie-
ger durch die im VW-Werk eingerichtete Zwangsarbeitergedenkstätte. 

mailto:asalder@gwdg.de
http://niedersachsen.de
mailto:Katrin.Henkel@mail.nlb-hannover.de
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Kontakte: 
Sprecher: Dr. Dieter Brosius 
Stellv. Sprecher: Prof. Dr. Gerhard Schneider 
Schriftführer: Dr. Karljosef Kreter, c/o Stadtarchiv Hannover, 

Am Bokemahle 14-16, 30171 Hannover. 
Tel.: 0511-16842173; Fax: 0511-16846590; 
E-Mail: karljosef.kreter.47@hannover-stadt.de. 

Arbeitskreis Geschicht e de r Juden 
Der Arbeitskreis untersucht die ökonomische, politische und kulturelle Situa­
tion der Juden sowie die lokale und regionale Organisation der jüdischen Ge­
meinden in Niedersachsen und Bremen. Eine besondere Bedeutung hat die 
Stellung der Juden in der deutschen Gesellschaft, also der Prozess der Integra­
tion, aber auch der Ausgrenzung und schließlich der Vernichtung in der Zeit 
des Nationalsozialismus. 
Am 26. September 2001 fand im Alten Rathaus in Einbeck eine Sitzung des 
Arbeitskreises mit dem Thema „Landjudentum in Niedersachsen (II)" statt. 
Zum Programm gehörten folgende Vorträge: Elke Heege, Die jüdischen Fried­
höfe in Einbeck; Werner Meiners, Das Gemeindeleben des voremanzipatori-
schen Landjudentums in Nordwestdeutschland; Ulrich Knufinke, Ländlicher 
Synagogenbau im südlichen Niedersachsen um 1800; Jürgen Bohmbach, Die 
Bemühungen um die Existenz jüdischer Landgemeinden im Landrabbinat Sta­
de während des 19. Jahrhunderts; Sibylle Obenaus, Das Problem der Verwal­
tung und Pflege jüdischer Friedhöfe nach der Auflösung ländlicher Synagogen­
gemeinden im Königreich und in der Provinz Hannover 1842 bis 1914. Im 
Haus der jüdischen Gemeinde in Bremen wurde am 7. März 2002 eine Tagung 
durchgeführt, die erneut unter dem Thema „Landjudentum in Niedersachsen 
(III)" stand. Folgende Referate wurden gehalten: Rüdiger Kröger, Familiäre 
Beziehungen im Hildesheimer Landjudentum; Sibylle Obenaus, Das Beispiel 
Dannenberg Eine kleinstädtisch-ländliche Synagogengemeinde im König­
reich Hannover (1814-1866) zwischen Tradition und Reform. Der Arbeitskreis 
wird auf seinen nächsten Tagungen ein neues Schwerpunktthema behandeln, 
das von Marlis Buchholz vorgestellt wurde: Deportationen der Juden aus Nie­
dersachsen und Bremen. 
Kontakte: 
Sprecher: Prof. Dr. Herbert Obenaus 
Stellv. Sprecher: Prof. Dr. Albrecht Eckhardt 
Schriftführer: Dr. Herbert Reyer, c/o Stadtarchiv Hildesheim, 

Am Steine 7, 31134 Hildesheim. 
Tel.: 05121-16810; Fax: 05121-168124; 
E-Mail: Stadtarchiv.Hildesheim@t-online.de 

mailto:karljosef.kreter.47@hannover-stadt.de
mailto:Stadtarchiv.Hildesheim@t-online.de




B E S P R E C H U N G E N U N D A N Z E I G E N 

ALLGEMEINES 

Repertorium Poenitentiariae Germanicum.  Verzeichni s der in den Supplikenregistern 
der Pönitentiarie vorkommenden Personen, Kirchen und Orte des Deutschen Rei-
ches. Hrsg. vom Deutschen Historischen Institut in Rom. 
Bd. 1: Euge n IV 1431-1447 Tex t bearb. von Ludwig SCHMUGGE mit Paolo OSTI­
NELLI und Hans BRAUN. Indices bearb. von Hildegard SCHNEIDER-SCHMUGGE und 
Ludwig SCHMUGGE. Tübingen: Niemeyer 1998. XXV, 166 S . Kart. 2 8 - € . 
Bd 2 : Nikolau s V  1447-1455 . Text bearb. von Ludwi g SCHMUGGE unter Mitarb. 
von Krystyna BUKOWSKA und Alessandr a MosciArn. Indices bearb. VON Hildegard 
SCHNEIDER-SCHMUGGE und Ludwig SCHMUGGE. Tübingen: Niemeyer 1999. XXIX, 
3 6 4 S . Kart. 5 6 - € . 
Bd. 3 : Calix t III . 1455-1458 . Tex t bearb. von Ludwi g SCHMUGGE und Wolfgan g 
MÜLLER. Indice s bearb . vo n Hüdegar d SCHNEIDER-SCHMUGGE un d Ludwi g 
SCHMUGGE. Tübingen: Niemeyer 2001 . XXIII, 3 5 4 S . Kart. 5 4 - € . 

• 
Eine wesentüche Aufgabe des Deutschen Historischen Instituts in Rom ist es, die unge-
wöhnlich reichen QueUen des Vatikanischen Archivs für die deutsche Geschichte in ge-
druckten Regestenwerken zugänglich zu machen. Ergänzend zum Repertorium Germa-
nicum, das die deutschen Betreffe aus den großen Registerserien der päpstlichen Kanzlei 
und Kammer seit 1378 extrahiert und inzwischen bis zum Pontifikat Paul s II. (1464-
1471) gelang t ist, erscheint seit fünf Jahren das Repertorium Poenitentiariae  Germani-
cum, da s di e Registe r de r päpstüchen Büß- , Beicht- un d Gnadenbehörd e erschließt . 
Gleichsam als Muster hat der Hauptbearbeiter Ludwig SCHMUGGE damals den Band 4 
mit de m Materia l au s de m Pontifika t Piu s II . (1458-1464) vorgelegt , zusamme n mit 
einem Erläuterungsband, de r diese Quelle eingehend analysiert e und Geschichte und 
Aufgabe diese r besonderen päpstliche n Behörd e beschrieb -  vgl . Rez . in dieser Zeit-
schrift 70, 1998, S. 3 8 7 
Dank de r bemerkenswerten Energi e vo n Ludwi g Schmugg e könne n jetz t dre i neu e 
Bände angezeig t werden , di e di e Pönitentiarieregister au s den Pontifikate n vo n Pius* 
Vorgängern auswerten. Von dem 16 Jahre langen Pontifikat Eugens IV haben sich leider 
nur bescheidene Rest e aus den Monaten Mai 1432 bis März 1433 erhalten, immerhin 
noch 775 einschlägige deutsche Betreffe. Von dem achtjährigen Pontifikat Nikolaus* V. 
fehlen zwar nur die Einträge aus den ersten Monaten voüständig, doch aus der übrigen 
Zeit ist nur ein Teü de r üblichen Materien überliefert (de diversis formis, de defectu na-
talium un d de uberiori  - insges . 2785 deutsch e Betreffe) . Ers t aus dem nur drei Jahre 
währenden Pontifikat von Calixt III. scheinen alle genehmigten und in den Suppüken-
registem abgeschriebenen Bittschriften a n die Pönitentiarie erhalten geblieben zu sein 
(2242 deutsch e Betreffe). So ist die Dichte und Aussagekraft der Bände recht verschie-
den und erst der dritte lässt sich ganz mit dem schon besprochenen Band 4 vergleichen. 



330 Besprechungen un d Anzeige n 

Die Zahl der norddeutsch-niedersächsischen Betreffe ist hier relativ gesehen eher grö­
ßer. Doch obwohl in den Pönitentiarieregistern sonst ein größerer Anteil an Laien im 
Verhältnis zu den Klerikern als in den Registern von der päpstlichen Kanzlei zu beob­
achten ist, scheint die Zahl der Laien unter den Bittstellern aus den norddeutschen Di­
özesen eher gering zu sein; vor allem Bitten um Ehedispense wegen zu naher Verwandt­
schaft sind auffällig selten anzutreffen. 
Stärker als im Repertorium Germanicum spiegelt sich das Heilige Jahr in den Pöniten­
tiarieregistern. Gut die Hälfte aller Betreffe in Band 2 stammt aus dem Heiligen Jahr 
1450. Aus erzählenden Quellen ist bekannt, dass der Strom der Pilger nach Rom durch 
den Ausbruch der Pest im Sommer jäh unterbrochen wurde; der Index zu den Daten der 
Registereinträge bestätigt dies konkret: Den Hunderten von Bittschriften aus den Mo­
naten März bis Mai und wieder ab Mitte September bis Ende des Jahres stehen wenige 
Dutzend aus den Sommermonaten gegenüber, die die um Dispens, um Absolution Bit­
tenden entweder selber in Rom einreichten oder Romreisenden mitgaben. Stehen in den 
Bittschriften an Kanzlei und Kammer, also in dem Material des Repertorium Germani­
cum, die Vergabe kirchlicher Ämter, der Pfründenerwerb und die Streitigkeiten darüber 
im Vordergrund, so geht es hier an der Pönitentiarie um die Praxis der dem Papst reser­
vierten Büß- und Gnadenfälle. Da nur wenige der Bittsteller sich sowohl an die päpst­
liche Kanzlei wie an die Pönitentiarie wandten, bedeutet die Publizierung der Pöniten-
tiarieregister zugleich eine erhebliche Ausweitung unserer Personenkenntnis: Der RG-
Band zu Calixt III. enthält nur geringfügig mehr Petenten aus deutschsprachigen Gebie­
ten als der entsprechende hier anzuzeigende RPG-Band! 
Da Ludwig Schmugge an dem Grundsatz festhält, möglichst alle Informationen aus den 
Pönitentiarieregistern, und sei es in sehr verknappter Form, in den Regesten wiederzu­
geben, vor allem aber die z.T. ausführlichen Schilderungen der zu absolvierenden Taten 
nahezu wörtlich bringt, bieten diese RPG-Bände ein reiches Material für kirchen-, sozi­
al- und landesgeschichtliche Fragestellungen, machen den Rückgriff auf die Quellen in 
aller Regel entbehrlich und wecken den Wunsch, dass er diese Reihe mit der gleichen 
Zielstrebigkeit und Effektivität fortzusetzen vermag. 
Hannover Heiko L EERHOFF 

Handschriften des  Kestner-Museums  zu  Hannover.  Beschrieben von Helmar HÄRTEL . 
Wiesbaden: Harrassowitz 1999. 173 S. m. 31 färb, und 4 sw Abb. = Mittelalterliche 
Handschriften in Niedersachsen. Bd. 11. Geb. 74,- € . 

Zehn Jahre zuvor war der Handschriftenkatalog zur Niedersächsischen Landesbiblio­
thek erschienen, ebenfaüs aus der Feder des langjährigen Betreuers und jetzigen Chefs 
der Wolfenbütteler Kodizes (zusammen mit Felix Ekowski). Jetzt die prachtvollen Zi-
melien des Kestner-Museums. Härtel berichtet in der Einleitung (S. IX-XXV) ausführ­
lich über das Werden, Wachsen und Erforschen dieser Sammlung. Kurz: sie zählt nur 34 
voüständige Kodizes und 70 Fragmente, und sie ist - etwa im Gegensatz zur St. Galler 
Klosterbibliothek- erst im Laufe des 19. Jahrhunderts zusammengetragen worden. Denn 
1884 wurden hannoversche Kunstsammlungen bürgerlichen Besitzes ins damals ge­
gründete Kestner-Museum zusammengeführt - ein Zeichen berechtigten Bürgerstolzes 
und ein Abglanz königlicher Herrlichkeit aus der Zeit Georgs V. 
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Hier seien -  wenigsten s auswahlsweis e -  jen e beschriebenen Zeugniss e genannt , di e mit 
der niedersächsischen Landesgeschicht e etwa s z u tun haben, wen n auc h Rezensen t zu-
erst vermerkt, das s sich in der Sammlung ei n Traktat über Ablass findet,  de r alemannisc h 
formuliert und im frühen 16 . Jahrhundert geschrieben ist . Der Ablassstreit war also nich t 
nur Sach e de s Thüringers Marti n Luther , auc h de r Toggenburger Zwingl i un d der St. 
Galler Vadian haben sich am Streit mit dem gnädigen Herr n von Ro m beteiligt. Auch das 
älteste Zeugnis stamm t nicht aus Sachsen, wo man bekanntlich in der zweiten Hälft e des 
6. Jahrhunderts nu r Runen kleckse n ode r wohl lege n konnte , abe r nicht -  wi e das irisch 
betreute Luxeui l eine n Pseudo-Hieronymu s (,Brevariu s i n Psalmos*) i n der merowingi-
schen Minuske l de s ,Luxeuil- un d az-Ttyps' kalligraphierte (S . 91: Nr. 3961 der Samm -
lung). S o findet  sic h vie l Verstreute s au s aller Herre n Länder . 

Aus Sachse n dagege n stamme n als ältestes Schriftzeugnis zwe i Fragment e aus einem Sa-
kramental geschriebe n i n Helmarshausen zwische n 115 0 und 1160 (Nr. 3969a un d b). 
Wenige Jahr e jünge r datier t ei n Horaz i n spätkarolingischer Minuske l (Nr . 3969). Aus 
dem 13 . Jahrhundert stamme n ei n Missale-Fragment (Nr . 3985 ) un d ein vollständige s 
Missaleplenar (Nr . 3028), letztere s mi t Sicherhei t au s der Diözes e Hildesheim . Da s 
15. Jahrhundert is t zumindest mi t vier Zeugnisse n vertreten : ei n lateinisch abgefasste r 
Ablassbrief vo n 141 8 (Nr. 4010) , ein e gleichsprachig e Kompilations-Sammlung , datier t 
1481 (W.M . XXIa 32a) , ein Stundenbuch (Nr . 3935 ) und eine mnd. Legensammlung , die 
nach 146 5 entstand . Aus dem frühen 16 . Jahrhundert datier t eine lateinisch e Professfor -
mel fü r Zisterzienserinnen (W.M . XXIa 32b) . 

Viele Zeugniss e au s der Sammlung habe n wertvoll e Miniaturen , Bilde r ode r Initialen , 
entsprechend de m Geschmac k de r ursprüngliche n (Hannoveraner ) Käufer . S o sin d 
diese Handschrifte n meh r zu m Schaue n al s zum Lesen bestellt , was einem Museu m gut 
ansteht. We r sic h übe r den reichen Bilderschmuck , wa s die Motive betrifft , eine n Über -
blick verschaffe n will , sehe im Sachregister unter »Buchschmuck * S . 137-142 nach , den n 
da finden  sich , wiede r alphabetisc h aufgereiht , gege n ei n halbes Tausen d Beispiele . 

Die Handschrifte n un d Fragment e sin d -  wi e alle von Härtel betreute n Bänd e -  muster -
gültig beschrieben . De m Buch sin d prachtvoll e Abbildunge n beigebunden , di e fast das 
Original ersetze n können . Kurz : Einer der schönsten Katalog e in der langen Reih e diese r 
meist nu r Fachleuten bekannte n Spezies . 

St. Galle n Pete r O CHSENBEIN 

SCHWARZWÄLDER, Herbert : Das  Große  Bremen-Lexikon.  Bremen : Editio n Temme n 
2002. 83 2 S. Geb . 44,5 0 € . 

Wenn de r Absatz eine s Buche s ein Zeichen seine s Erfolge s ist , dann is t Schwarzwälder s 
Großes Bremen-Lexiko n bereit s jetz t ei n Erfolg: di e erste Auflag e is t ausgeliefert, ein e 
zweite i n Vorbereitung . 

Schwarzwälders Lexiko n ma g sich ein „Großes" nennen, wei l e s mit 832 Seiten und ca. 
6.000 Stichworte n eine n stattlichen Umfan g hat , vielleicht aber auch daher , weü sic h das 
erste währen d de r Jahre 1961-196 5 i m Weser-Kurier erschienen e Bremen-Lexiko n zum 
Ausschneiden noc h „Kleine s Breme r Lexikon " genann t hatte . E s wurde jedoc h ni e als 
Buch gedruckt . S o war Werner Kloos ' 197 7 bei H. M. Hausschild erschienene s „Breme r 
Lexikon. Ei n Schlüssel z u Bremen" da s erste eigentlich e Bremen-Lexikon . 199 7 folgte 
der dritte n Auflag e ein e Neubearbeitun g durc h Reinhol d Thiel , di e in der Bremer Öf -
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fentlichkeit lobend als nützlicher Schlüssel zu Bremens Vergangenheit und Gegenwart 
aufgenommen wurde. 
Schwarzwälder hat sein neues Bremen-Lexikon bewusst weiter angelegt, um den zahl­
reichen Wünschen vielseitig interessierter Leser nachzukommen. „Wissenswertes und 
Hintergründiges zu allen denkbaren Themenbereichen" lobt der Verleger und fährt spä­
ter im Umschlagstext fort: „Das Große Bremen Lexikon eignet sich als Nachschlage­
werk für den professionellen Einsatz ebenso wie zum Schmökern". Was manche Leser 
für überflüssig halten, mag für andere wichtig und unverzichtbar sein. Sp kann man ver­
stehen, wie ein solch dickes Buch entsteht. Von Kloos' Bremen-Lexikon sich vorsichtig 
entfernend, hat Schwarzwälder sich dafür entschieden, Begriffe, die in Bremen zwar 
eine Rolle spielen - wie etwa BrasU-Zigarren, Brigg oder Blaues Band -, aber keinen di­
rekten Bezug zu Bremen haben, nicht aufzunehmen. Auch Fachbegriffe aus der Kunst­
geschichte etwa oder einzelne Gegenstände aus Museen, Stichworte, denen Kloos auf 
Grund seiner langen Verbundenheit zum Focke-Museum erlegen war, sucht man ver­
nünftigerweise bei Schwarzwälder vergeblich. 
Das Große Bremen-Lexikon kennt ausführüche und kurzgefasste Artikel. Am Ende bei­
der wird, soweit nützüch, vorhanden oder bekannt, weiterführende Literatur genannt. 
Artikel und Stichworte sind mit- und untereinander durch Verweisungen verknüpft, be­
sonders dort, wo ältere oder ihren Namen gewechselte Begriffe vorliegen. Die Sachin­
formationen werden in den einzelnen Artikeln bis in die Gegenwart und bei erkennba­
ren Planungen auch darüber hinaus foi^eführt. Biographien sind nur von bereits ver­
storbenen Personen aufgenommen worden. Ungefähr 1200 Abbüdungen illustrieren das 
Große Bremen-Lexikon. Sie sollen den Text auflockern und über den Blick neugierig 
aufs Lesen machen. Das ist gelungen, in Farbe und in Schwarz-weiß, nur wird man ver­
geblich nach der Herkunft der einzelnen Abbüdungen fragen. 
Es ist müßig zu werten, warum dieses und nicht jenes Stichwort aufgenommen oder 
weggelassen wurde. Mitentscheidend werden oft die Vorliebe des Autors bzw. die 
Schwerpunkte in seiner über vierzigjährigen Befassung mit bremischer Geschichte ge­
wesen sein. Das ist kaum zu verhindern. Es hat aber bei aüem anzuerkennenden Bemü­
hen, mangelnde eigene Kenntnisse durch Heranziehung von Sekundärliteratur auszu­
gleichen, zur Folge, dass manche Bereiche und Artikel des Lexikons nicht oder nur un­
zureichend dem aktuellen Anspruch bremischer Geschichtswissenschaft entsprechen. 
Dies gut immer noch und besonders für Artikel und Stichworte aus der Zeit des 3. Rei­
ches. Hier ist Schwarzwälder oftmals nicht auf dem neusten Wissensstand, Literatur 
fehlt oder wird ausgelassen, nationalsoziaüstisches Geschehen mitunter verbal verharm­
lost, Fragen bleiben offen. Stichworte wie Konzentrationslager, Fremdarbeiter, KPD, 
Lettow-Vörbeck oder Sondergericht seien nur als Beispiele herausgegriffen. 
Die Grundproblematik bei Schwarzwälders Großem Bremen-Lexikon liegt in dem nur 
aus der Persönlichkeit des Verfassers nachzuvollziehenden Anspruch, ein modernes Le­
xikon ganz alleine herausgeben zu wollen und auch zu können. Hier unterscheidet sein 
Lexikon sich im Ansatz grundsätzlich von anderen, in letzter Zeit vorgelegten Lexika 
oder Handbüchern aus dem nordwestdeutschen Raum. Am 1998 erschienenen Ham­
burg-Lexikon z. B. arbeiteten 49 Autoren mit, das Biographische Handbuch zur Ge­
schichte des Landes Oldenburg erschien 1992 als Gemeinschaftswerk von 87 Autoren 
und auch das Geographische Handbuch zur Geschichte des Landes Oldenburg entsteht 
z. Zt. als Gemeinschaftswerk vieler Historiker und Historikerinnen. 
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Autor und Verlag müssen sich die Frage stellen lassen, warum sie in Bremen nicht ähn­
lich vorgegangen sind. Bei aller Hochachtung für das vom Autor eingebrachte Wissen 
und bei aller Brauchbarkeit der angebotenen umfangreichen und gut lesbaren Informa­
tionen, die weit über das bisher Vorhandene hinausgehen, bleibt der ärgerliche Nachge­
schmack um das Wissen, dass bei einer offeneren Herangehensweise ein fachlich besse­
res und zuverlässigeres Ergebnis hätte erzielt werden können. 
Sein Vorwort beschließt der Verfasser des Großen Bremen-Lexikons mit einer Abbil­
dung des „Büchermachers" und dem dazugehörenden Text: „Schauen's, mein Bester, es 
ist zwar eine saure Arbeit, aber - das Werk lobt den Meister." Diesem Lob mag sich der 
Rezensent nur in Grenzen anzuschließen. 
Stuhr Hartmut MÜLLER 



LANDESKUNDE 

OHAINSKI, Uwe und Jürgen UDOLPH: Die Ortsnamen des Landkreises Osterode.  Biele­
feld: Verl. für Regionalgeschichte 2000. 272 S. m. 1 Abb. - Veröff. des Instituts für 
historische Landesforschung der Universität Göttingen. Bd. 40. Nieders. Ortsna­
menbuch. Hrsg. v. Jürgen UDOLPH. Teil II. Geb. 24,- € . 

Nur kurze Zeit nach dem Erscheinen des ersten Bandes des Niedersächsischen Ortsna­
mensbuches mit den Ortsnamen des Landkreises und der Stadt Hannover (1998) legen 
die beiden Autoren die Fortsetzung ihrer Arbeit mit den Ortsnamen des Landkreises 
Osterode vor, wobei man sich natürlich fragt, wieso nach Hannover nun Osterode folgt. 
Mit ihrer Arbeit haben sie drei Zielgruppen im Auge: die Fachwissenschaftler der histo­
rischen und sprachwissenschaftlichen Disziplinen, die Einwohner des Landkreises und 
die an allen Fragen der Namensforschung Interessierten. Um diese sehr unterschiedli­
chen Zielgruppen gleichermaßen ansprechen zu können, sind die Autoren Kompromis­
se eingegangen, haben auf eine allzu sehr ausufernde Beweisführung verzichtet, ohne al­
lerdings die wissenschaftliche Exaktheit zu vernachlässigen. 
Die Autoren haben das gesamte Namenmaterial von Orten des heutigen Kreises Oste­
rode, wie er durch die niedersächsische Gebietsreform 1972 entstanden ist, auch von 
Wüstungen, aufgenommen, die vor 1500/1600 erstmals in Quellen belegt werden, die ge­
druckt vorliegen. Nach ausführlichen Hinweisen zum Aufbau und zur Benutzung des 
Lexikonteiles, Erläuterungen zum Inhalt der einzelnen Artikel und einem umfangrei­
chen Abkürzungs- und Zeichenverzeichnis folgen in alphabetischer Reihenfolge die 
Ortsnamen von +Abbaterode bis Zorge, wobei die einzelnen Ortsartikel jeweils gleich 
aufgebaut sind. Nach der Nennung des Ortsnamens mit der Angabe, wo der Ort oder die 
Wüstung lag bzw. liegt, kommen die Quellenbelege mit den verschiedenen Namensfor­
men. Den Belegangaben folgen I. „Quellenkritische Angaben und Angaben zur Beleg­
entwicklung", II. „Bisherige Deutungen", III. „Eigene Deutungen" und IV. „Literaturan­
gaben". 
Insgesamt haben die Autoren 118 Ortsnamen erfasst und interpretiert. Davon beschrei­
ben 72 Ortsnamen Wüstungen, ein auffälliger Befund, der auf ein wechselvolles mittel­
alterliches und frühneuzeitliches Siedlungsgeschehen im südwestlichen Harz und Harz­
rand verweist. Die nach der alphabetischen Ortsnamenbeschreibung auf wenigen Seiten 
folgende Aufstellung der wichtigsten Ortsnamengrundwörter und Suffixe kann helfen, 
anhand der Ortsnamengruppen das historische Siedlungsgeschehen altersgemäß zu 
schichten. Ein Verzeichnis ausgewählter Fachausdrücke hilft auch den interessierten Le­
sern der Arbeit, den NichtWissenschaftlern den Zugang zu den Namensinterpretationen. 
Ein Literatur- und Kartenverzeichnis macht nochmals deutlich, welch umfangreiche Ar­
beit zu leisten war. Ein Register ermöglicht das schnelles Auffinden des gesuchten Orts­
namens. Eine Übersichtskarte des Landkreises Osterode mit den beschriebenen Orten 
(auch Wüstungen) macht den Zugang zu dieser hochverdienstvollen Arbeit leichter. 
Mann kann nur hoffen, dass die nächsten Arbeiten mit den Ortsnamen weiterer Städte 
und Landkreise bald folgen. 
Salzgitter Jörg LEUSCHNER 
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Historisch-Landeskundliche Exkursionskarte  von  Niedersachsen.  Maßstab 1 : 50 000. 
Karte mit Erläuterungsheft = Veröff. des Instituts für Historische Landesforschung 
der Universität Göttingen 2. Teil 13: Blatt Höxter. Bearb. von Karl E ICHWALDER U. 
a. Hrsg. von Gerhard S TREICH. Bielefeld: Verl. für Regionalgeschichte 1996. 178 S. 
m. 27 Abb., 1 Kt. als Anl. Kart. 12,40 € . Teil 14: Blatt Vechta. Bearb von Wilhelm 
HANISCH U. a. Hrsg. von Armin H ÜTTERMANN und Gerhard S TREICH. Bielefeld: 
Verl. für Regionalgeschichte 1994. 116 S. m. 21 Abb., 1 Kt. als Anl. Kart. 12,40 € . 
Teil 15: Blatt Holzminden. Bearb. von Gerhard M EYER U. a. Hrsg. von Gerhard 
STREICH. Bielefeld: Verl. für Regionalgeschichte 1997. 137 S. m. 31 Abb., 1 Kt. als 
Anl. Kart. 12,40 € . 

Die Rezension der drei Exkursionskarten gibt insbesondere hinsichtlich der zugehörigen 
Erläuterungshefte Veranlassung, sich zuvor die angestrebte Zielsetzung des seit 1964 er­
scheinenden Kartenwerkes noch einmal vor Augen zu führen. Als sein erster Herausge­
ber definierte damals Helmut Jäger das von Seiten der Historischen Geographie ange­
stoßene neue Vorhaben „in erster Linie als Grundlage für die Vorbereitung und Durch­
führung von Exkursionen" (Teil 1 Blatt Duderstadt, S. 1). 
In diesem Sinne konnte sich trotz des Reichtums an Einzelobjekten im Duderstädter 
Blattbereich das auf das exkursionsorientiert  wirklich Notwendige und Wesentliche 
konzentrierte zugehörige Erläuterungsheft auf insgesamt nur 62 (!) Druckseiten be­
schränken. Dass die meisten nachfolgenden Hefte im Vergleich dazu an Umfang zwar 
erheblich zugenommen haben, dennoch dahinter an einschlägig relevanter  notwendiger 
Information - vor allem in Hinblick auf die Einzelobjekte - teilweise deutlich zurück­
bleiben, möge die folgenden knapp ausgeführten kritischen Gedanken nicht nur als 
Maßstab für die vorgelegten Rezensionen rechtfertigen, sondern soll diese gerade auch 
unter Rückbesinnung auf die eigentliche Zweckbestimmung des Kartenwerkes als kon­
struktive Vorschläge für die Gestaltung künftiger Blätter an Herausgeber und Bearbeiter 
legitimieren. 
Da eine Exkursion (oder Besichtigung überhaupt) vor Ort üblicherweise besonders 
durch Augenschein wahrnehmbare, vom historischen Standpunkt aus interessierende 
Objekte zum Gegenstand hat, obliegen Karte und Erläuterungsheft die folgenden Auf­
gaben in erster Linie: 
1. Bezeichnung und Lokalisierung entsprechender gegenständlicher Objekte und ggf. 

auch abstrakter Raummerkmale (z. B. Grenzverläufe) im Kartenbild sowie ihre über­
sichtliche Darstellung und Erläuterung im Beiheft. 

2. Hilfestellung beim Auffinden, Erkennen und Ansprechen der Gegenstände vor Ort 
selbst, ggf. durch Beschreibung, Zeichnung, Foto o. ä. 

3. Deren Einordnung in historische und räumliche Bezüge durch Vermittlung dafür not­
wendiger Zusatzinformationen, z. B. Zuordnung zu Zeiten und Epochen durch 
knapp gefassten Text, tabellarische oder alphabetische Übersichten, Nebenkarten, 
Abbildungen und Fotos. 

4. Herstellung der zum historisch-landeskundlichen Verständnis erforderlichen Zusam­
menhänge etwa durch Verweise auf weiterführendes allgemeines und regional bezo­
genes Schrifttum sowie andere Informationsquellen. 

Keinesfalls können den Erläuterungsheften die Funktionen regionalhistorischer Nach­
schlage- oder Handbücher aufgebürdet werden oder solche Aufgaben, wie sie von Städ­
tebüchern, Katalogen historischer und kunstgeschichtlicher Stätten oder von Büchern 
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der Heimatgeschichte wahrzunehmen sind. Priorität und Berücksichtigung gebühren in 
erster Linie den im Gelände anzutreffenden Sachgegenständen selbst und den Basisin­
formationen dazu. Darin hegen die Grundkriterien für Exkursionskarte und Beiheft, 
wenn sie denn ihrer Betitelung gerecht werden wollen. 

Das setzt eine straffe und konsequente redaktionelle Handhabung der i. A. als bewährt 
anzusehenden Programmatik des Kartenwerkes selbst sowie der (ursprüngüchen!) Güe-
derungskonzeption der Erläuterungshefte voraus. Und diese sei hiermit dringend ange­
mahnt für künftige Blätter! Weiter gehende Informationsvermittlung über Prozessabläu­
fe jegücher Art, über die Geschichte von Burgen, Städten und Klöstern etc. sind nicht 
das eigentiiche Anliegen der Karte und daher im Erläuterungsheft nur soweit unbedingt 
zum Verständnis erforderüch einzubringen. Schon gar nicht können sie an die Stelle 
konkreter Objektcharakterisierung treten. Zahlreiche fundierte und gewiss sehr gut ab-
gefasste Einzelabhandlungen - wie auch in den drei vorüegenden Beiheften - sind so 
trotz bester Quaütät darin gänzlich fehl am Platze! 

Zum Abschluss: Es hegt in der Natur der Sache, dass die einzelnen Blattbereiche recht 
unterschiedlich sind nach Art, Zahl und Vorherrschen ihrer zu beschreibenden Objekte. 
Damit werden Reichhaltigkeit der Karten und Umfang der Beihefte notwendigerweise 
variieren müssen! Was aber macht es für einen Sinn, solcherart womöglich schmaler ge­
ratende Hefte durch „Füllmasse" zu verstärken, wie es dem Rez. im FaUe von Blatt Vech­
ta vorkommen will, wo die beiden Abschnitte über Entwicklung von Agrarwirtschaft, 
Gewerbe und Industrie sowie über landwirtschaftliche Zweckbauten überwiegend die 
Jetztzeit oder die jüngste Vergangenheit behandeln - also ohne direkten Bezug sind zum 
thematisch gebotenen Karteninhalt? Vieüeicht könnten sich kürzer gefasste Beihefte 
nicht nur kostengünstiger auf HersteUung und Erwerb auswirken, sondern auch die 
etwas lahme Erscheinungsfolge der Blätter etwas beschleunigen helfen? 

Teil 13 Blatt Höxter überschreitet nach Teü 6 Blatt Wolfsburg als zweite Exkursionskarte 
(nicht als erste, wie im Vorwort angemerkt) die niedersächsische Landesgrenze. Die 
überwiegend westiich der Weser gelegenen Teilgebiete von Hessen und Nordrhein-
Westfalen sind dabei in gleicher Weise erfasst und berücksichtigt wie niedersächsisches 
Gebiet. Die Einzelbeiträge sind nach Art ihrer Anlage und Umfang zwar recht unter-
schiedüch, inhaltlich aber durchweg kompetent abgefasst. Hervorgehoben sei die kon­
zentriert knappe Behandlung der übüchen Eingangskapitel über Naturraum, Ur- und 
Frühgeschichte sowie die tabellarische Übersicht über Verwaltungs- und Gerichtsbezir­
ke um 1800. 

Anders steht es um die ländlichen Siedlungen, welche aüein unter Aspekten des Sied­
lungsganges, untergüedert in vier genetische Perioden vom frühen Mittelalter bis zur 
Neuzeit, betrachtet werden. Dabei unterbleibt jegliche wünschenswerte Eimelinforma-
tion über die im Blattfeld nach Lage, Alter und Formgestalt durchaus recht differenzier­
ten Dörfer. Wie begrüßenswert wäre hier nicht ein tabellarisches Verzeichnis der Orte, z. 
B. mit Angabe interessanter Grunddaten (z. B. älteste Nennungen mit Ersterwähnungs-
jahr, Ortsform, besondere Merkmale)? Entsprechendes gut auch für die erhebliche An­
zahl der sonst nur der Hauptkarte zu entnehmenden mittelalterüchen Ortswüstungen, 
wie sie sich hingegen in einigen früheren Blättern mit hilfreichen Zusatzinformationen 
aufgeüstet finden. H.-G. Stephan ist freilich mit einem prägnanten knappen Exkurs auf 
den Sonderfall der Stadtwüstung Corvey eingegangen. Ob die kurze Abhandlung über 
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die Grenze des Niederdeutschen Hallenhauses in dieser Form ohne nennenswerte kon-
krete Objektbezüge angebracht ist, kann bezweifelt werden. 
Fragwürdig erschein t de m Rez . auc h da s umfangreich e Kapite l übe r di e städtische n 
Siedlungen, das letztlich nichts anderes enthält als eine Ansammlung sieben verkürzter 
Stadtgeschichten, und zwar ohne einzugehen auf die in den Stadtbildern aufzusuchen-
den, vo r allem baulichen Denkmäler der örtlichen Entwicklung. Das Exkursionsanlie-
gen scheint hier vöüig aus dem Bück geraten! Darüber hinaus sind die den Schilderun-
gen der einzelnen Städte beigegebenen historischen Grundrisskärtchen von sehr unter-
schiedlicher Provenienz, Ausführung und Quaütät (dazu sämtiich ohne Maßstabsleisten 
und Orientierung) - kau m hilfreich und eher ein peinliches Sammelsurium! 
Zu Recht wurde de n zahlreiche n mittelalterüche n Wehranlage n breiter Rau m einge-
räumt. Ihre Behandlung hier erinnert aber in vieler Weise nachteiüg an das zuvor über 
den Abschnitt der städtischen Siedlungen Gesagte: Zuviel historischer Ballast, wenig in-
formative Abbildungen (bevorzugt Merian-Stiche), zu wenig hilfreiche Herariführung an 
die Objekt e selbst . Müsse n di e Geschichte n vo n Kirche n und Klöster n hie r wirklich 
noch einmal eingehend in Einzeldarstellungen neu ausgebreitet werden? Die davor ste-
hende knapp kommentierte Übersich t über die Kirchenorganisation un d ihre räumli-
chen Aspekte würde doch den vorgesehenen Zweck allein voUständig erfüllen. Demge-
genüber erfreut die auf das Wesentiiche reduzierte knappe und präzise Behandlung der 
Kunstgeschichte von K. Eichwalder mit einem allgemeinen Einleitungsteil und der mit 
wenigen treffenden Zeichnungen und Fotos angereicherten Schilderung der ausgewähl-
ten Bauten in alphabetischer Folge der Orte, 
Wiewohl gut geschrieben ist hier wie auch in anderen Blättern die Frage nach der Not-
wendigkeit eines Wirtschaftskapitels z u stellen, das i. A. ja mangels konkreter Objekte 
allenfalls zur „Abrundung" der Hefte beiträgt, in Wirküchkeit aber - d a zumeist ohne di-
rekten Exkursionsbezug - mehr zum Selbstzweck gerät. Mit den Abschnitten Altstraßen 
sowie der Aufführung von 18 Seiten Quellen und Literatur schüeßt dieser Erläuterungs-
band zu einer detailreichen und als solcher fraglos sehr nützlichen und hilfreichen Karte 
über ei n kulturhistorisc h reizvolle s Teilgebie t Niedersachsens . Bedauerlich , das s da s 
Beiheft gerade für die Elemente der dort so abwechslungsreichen Siedlungslandschaft so 
viel an wünschenswerter Information schuldig bleibt. 
TeilU Blatt  Vecht a ist ein eher objektarmes Blatt, in dessen Bereich aber die ländlichen 
Siedlungen zweifello s kulturhistorisc h dominieren . Gerad e dere n Behandlun g be -
schränkt sich auf eine karge summarische Beschreibung der Siedlungslandschaft fast nur 
unter kulturgeographischen Aspekte n un d ohne nachvollziehbare Veranschaulichun g 
von Ortslage n un d Flure n de r angesprochenen Siedlungsformen . Di e einzig e al s Ab-
druck einer Katasterkarte gänzlich unaufbereitet beigegebene Abbildung aus dem Feld-
markbezirk Bakum ist so wohl nur dem Siedlungsgeographen verständlich und von der 
Wiedergabequalität her allenfalls mit Schwierigkeiten überhaupt lesbar. Im Text einge-
streute gelegentliche Hinweise mit Ortbezug sind kein hinreichender Ersatz für eine ge-
rade bei diesem Blatt angezeigte detailüerte Berücksichtigung der ländlichen Siedlungs-
individuen - i n ähnlichem Sinne, wie bei Blatt Höxter bereits angemerkt. Zu begrüßen 
ist die Aufnahme der regionaltypischen Eschländereien in das Kartenblatt. 
Positiv angemerkt sei die durch mehrere Nebenkarten ergänzte - wen n auch überwie-
gend ablaufgeschichtlich angelegte - Bearbeitun g von Vechta unter (vorbildlicher) Bei-
gabe eine s Ausschnitt s de r aktuellen Deutsche n Grundkart e mi t Hervorhebun g vo n 
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Baudenkmälern etc . durch H.-A . Meißner . Leide r vermiss t ma n Entsprechende s für 
Lohne. Ebenso gut entsprechen dem Zweck des Erläuterungsheftes die übersichtlichen 
und präzisen Darsteüungen der mittelalterlichen Wehranlagen sowie der Denkmäler aus 
Bau-, Kunst - und Technikgeschichte vo n B.-U. Hucker . Dass auch hier einige andere 
Beiträge wegen ihres zu allgemeinen Charakters als fehl am Platze angesehen werden, 
hat das Heft mit den anderen gemein. Neben den oben angemerkten beiden hinsichtlich 
der neueren Wirtschaft betrifft dieses die arg verkürzte erdgeschichtüche Entwicklun g 
(kurioserweise mit etymologischen Erläuterungen der Fachterrnini!), die weitschweifi-
gen Ausführungen übe r allgemeine und regionale Geschichtsabläuf e sowi e di e etwas 
ausgeuferte Kirchengeschichte. Das Heft (mi t achtseitigem Queüen- und Literaturver-
zeichnis) hätte trotz Schließung der angemahnten Lücken bei einer auf das eigentliche 
Anliegen der Exkursionskarte konzentrierten Bearbeitung kaum mehr als die Hälfte sei-
nes Umfangs zu erhalten brauchen. 
TeillS Blatt  Holzminden  schüeß t nördlich an das zuvor besprochene Blat t Höxter an 
und erfasst ebenfaüs nichtniedersächsisches Gebie t westlich de r Weser. Die üblichen 
Eingangskapitel über naturräurnüche GUederung, Ur- und Frühgeschichte, territorial-
administrativen Werdegang und Raumgüederung sind knapp und übersichtüch gehal-
ten. Di e ländlichen Siedlungen kommen ähnlich wie bei Blatt Höxter als Einzelobjekte 
zu kurz, da sich auch hier die Behandlung in erster Linie nur auf die frühmittelalterlich e 
bis neuzeitliche Siedlungsentwicklung bezieht, exemplarisch z. T. gestützt auf den Flek-
ken Ottenstein und das Dorf Arholzen. Demgegenüber ist die vollständige Auflistun g 
der 66 Ortswüstungen mit zahlreichen, z. T. allerdings recht beiläufigen Detailinforma -
tionen zu begrüßen (A. Reuschel). 
Besonders positiv hervorgehoben wird die knapp e aber informative Präsentatio n der 
WaUanlagen und Burge n (Chr . Leiber) sowi e der Bau- und Kunstdenkmäler vo n G. 
Meyer. Gleichermaßen problematisch hingegen wie im südlichen Nachbarblatt Höxter 
stellt sich die ganz ähnlich erfolgte Behandlung der städtischen Siedlungen mit densel-
ben wie dort angemerkten Mängeln dar. Auf die bereits berührten Fragen nach der Not-
wendigkeit ausführlicher Abschnitte über Kirchen- sowie Wirtschaftsgeschichte i n den 
Beiheften ist auch angesichts der hier enthaltenen einschlägigen Kapite l rückbückend 
hinzuweisen. 
Den Abschluss dieses unter den drei besprochenen Teilen insgesamt gesehen relativ am 
straffsten abgefassten Erläuterungsheftes zu einem objektreichen und ebenfalls kultur-
historisch besonders interessanten Blatt des Kartenwerkes büden nach dem trefflichen 
Kurzkapitel über die Altstraßen ein nach den Einzelabschnitten gegliedertes Literatur-
verzeichnis sowie ein Sach- und Namensregister. 
Braunschweig Wolfgan g MEIBEYER 

Die oldenburgische  Vogteikarte  1790/1800.  Faksimüe-Ausgabe . Erläuterungshef t vo n 
Matthias NISTAL. Hrsg. von der Historischen Kommission für Niedersachsen und 
Bremen. Hannover: Landesvermessung und Geobasisinformation Niedersachsen -
LGN 2000. 47 Kartenblätter. 67 S. m. 4 Kt. = Veröff. der Historischen Kommis -
sion. Bd. 200. Kartenwerk 152, - €. Erl. Kart. 6,50 €. 

Als Herzog Friedrich August von Oldenburg 1781 „zur besseren Beförderung der Auf-
nahme und gemeinen Wohlfahrt Unserer Lande" die aügemeine Landesvermessung des 
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1774 errichteten Herzogtums anordnete, folgte er mit diesem „gemeinnützigen Ge­
schäft" zeitgenössischen Bedürfnissen der Landesherren und ihrer Verwaltungen im 
18. Jahrhundert und leitete auch für Oldenburg „eine neue Epoche der Kartographie 
ein" (O. HARMS). Vornehmstes Ergebnis waren jene Karten der 27 (29) Vogteien, Haus-
vogteien, Ämter des Herzogtums, welche in dreifacher Ausfertigung Kabinett, Kammer, 
Vogteien den erstrebten anschaulichen und hinreichend differenzierten Überblick über 
die Topographie des Landes und eine auf exakter trigonometrischer Vermessung beru­
hende verlässliche Grundlage für landesplanerische Maßnahmen im günstigen Maßstab 
1 : 20.000 boten, dem heutigen Nutzer aber einen einzigartigen Einbück in die Kultur­
landschaft vor den tiefgreifenden landeskulturellen und industriellen Eingriffen des 19./ 
20. Jahrhunderts gewähren, wie sie die Preußische Landesaufnahme 1:25.000 und an­
dere Kartenwerke seit Ende des 19. Jahrhunderts festhalten. 
Diese hervorragenden Primärquellen der Forschung zu erschließen war frühes AnHegen 
der Historischen Kommission für Niedersachsen. Bis in den Anfang des 20. Jahrhun­
derts datieren die Bemühungen um eine Edition der Kurhannoverschen Landesaufnah­
me (1764-1786). Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das Vorhaben in Verbindung mit 
der Landesvermessung erweitert und vorangetrieben. Dominantes Ziel war die direkte 
Vergleichbarkeit der alten Grundkartenwerke mit den jüngeren Messtischblättern. Im 
einheitlichen Maßstab 1 : 25.000 erschienen so in kurzen Abständen Reproduktionen 
der Kurhannoverschen  Landesaufnahme  (1958-1962) und Gaußschen  Nachvermes-
sung (1963-1980) bzw. die Unizeichnungen der Karte  des  Landes  Braunschweig  im 
18. Jahrhundert (1956-1964) und der Oldenburgischen  Vogteikarte  um  1790  (1961-
1981). Bei Einbeziehung weiterer Kartenwerke werde Niedersachsen, so begeisterte sich 
G. S CHNATH schon 1963, eines Tages über eine nahezu lückenlose Kartierung für das 
Ende des 18. Jahrhunderts im einheitlichen Maßstab 1:25.000 und damit über ein ganz 
unvergleichliches Hilfsmittel der historischen Landesforschung verfügen, und es bestehe 
die begründete Hoffnung, dass auch die frühere führende Stellung des Landes in der hi­
storischen Geographie wieder erlangt werde. 
Dieses Ziel und seine praktischen Folgen muss sich vergegenwärtigen, wer die Faksimi­
le-Ausgaben der letzten Jahre - Preußische Landesaufnahme, Papen-Atlas und nun Ol­
denburgische Vogteikarte - würdigen will. Grundlage der älteren Bearbeitung der Ol-
denburgischen Vogteikarte  um  1790  durch O, H ARMS und H . L ÜBBING 1961 ff. wie der 
vorliegenden Faksimile-Ausgabe sind nach Verlust der originalen Reinzeichnungen 
1945 die unvollständige Zweit- und Drittausfertigung des Kartenwerkes, die bis zur Par­
zellarvermessung von 1836 fortgeführt wurden. Gerade die ältere Bearbeitung offenbart 
den Preis direkter Vergleichbarkeit: Die für erforderlich befundenen Eingriffe in die Vor­
lagen - Umzeichnung der Inselkarten zu Rahmenkarten in Blattschnitt, Maßstab, Be­
zeichnung der Messtischblätter, Tilgen der Fortführungen bis 1836, zusätzliche Eintra­
gungen von Burgstellen, Landwehren, Humamen aus anderen Kartenwerken, Moder­
nisierung von Signaturen, Farben, Rechtschreibung - reduzierten bzw. veränderten den 
Quellenwert. Die zeit- und kostenintensive, weil überaus sorgfältige Bearbeitung wurde 
schließlich durch den technischen Fortschritt überholt und 1981 abgebrochen. Ca. zwei 
Drittel der Fläche waren zu diesem Zeitpunkt bearbeitet. 
In der digitalen Faksimile-Ausgabe wird die Oldenburgische Vogteikarte  als Primärquel­
le in der Vielfalt ihrer Befragungs-, Vergleichs-, Aussagemöglichkeiten wiedergewonnen. 
Eine CD-ROM-Ausgabe mit ihren Anwendungsmöglichkeiten würde Authentizität und 
Vergleichbarkeit gewährleisten. Die 47 Blätter aus 53 Vorlagen bieten i. Ü. ein anspre-
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chendes Bild aquarellartig zarter Farbigkeit. Der Vergleich mit den Originalen bzw. de n 
eingescannten Blättern vor der lithographischen Bearbeitung bezeugt freilich eine z. T 
nicht geringe Einbuße an Kontrastreichtum, Plastizität bzw. Tiefendimensio n der hand-
gezeichneten Karten. Die farbigen Abstufungen erscheinen wie zurückgenommen, die 
Unterschiede zwischen den Kulturarten weniger „augenfällig", ebenso allerdings die Be-
schädigungen, Riss e und Flecken de r Vorlagen. Stempelungen , Lagerungsvermerke , 
Nummerierungen wurden zugunsten eines einheitlichen Erscheinungsbüde s wegretu-
schiert. Die fehlenden Karte n der Ämter Varel, Rastede und des nördlichen Teüs der 
Vogtei Wardenburg wurden durch andere Karten ersetzt, die je 2 Karten der Vogteien 
Moorriem und Wüstenlande auf einem Blatt, die 6 Karten des Amtes Rastede auf 2 Blät-
tern vereinigt. Bei den Blättern Rastede C 4 Nr. 40c und d fehlt der obere, bei Blatt f der 
östüche TeU der Vorlage (vgl. aber für Blatt d das Blatt Jade I). 
Die Edition 196 1 ff. war mit einer Untersuchung und DarsteUung der amtiichen Topo-
graphie in Oldenburg un d ihre r kartographischen Ergebniss e aus der Feder von O. 
HARMS1 verbunden. Die Faksimüe-Ausgabe wird von einem Erläuterungsheft begleitet, 
in dem M. NISTAL die erwähnten Untersuchungsergebnisse knap p zusammenfasst, an-
schüeßend jede Vogtei nach Lage, Orten, Bodenbeschaffenheit, Wirtschafts - und Sied-
lungsstruktur, Bevölkerungsstatisti k u . a. m. anhan d zeitgenössische r Beschreibunge n 
und ausgewählte r Spezialuntersuchunge n abhandelt , dami t in Zusammenhänge zwi -
schen naturräunüicne n Gegebenheiten , Wirtschafts - un d Siedlungsweise , Bevölke -
rungs- und BesitzverteUung einführt und vergleichender Auswertung der Karten vorar-
beitet. Nächst einer zeichnerischen Konkordanz der beiden Ausgaben der Oldenburgi­
schen Vogteikarte wir d der weniger geübte Kartennutzer vor allem die schon dem origi-
nalen Kartenwerk fehlende Zeichenerklärung vermissen, ohne welche der Karteninhalt 
nur mühsam ausgeschöpft werden kann. Hier ist ersatzweise auf die ältere Bearbeitung 
zurückzugreifen. 
Die oldenburgische Landesgeschichte und Landeskunde nicht minder als die historische 
Kartographie dürfen sich glücklich schätzen, mit der unvollendeten älteren Bearbeitung 
und der vorliegenden Faksimile-Ausgabe zwei unterschiedliche Ansprüche befriedigen-
de, einander ergänzende Editionen eines qualitätvollen Grundkartenwerkes zu besitzen. 
Enge konzeptionelle Zusammenarbei t von LGN und Historischer Kommissio n ist zu 
begrüßen. 
Wennigsen Kari n GIESCHEN 

Historischer Atlas Schleswig-Holstein seit 1945. Bd . 1. Im Auftrag der GeseUschaft für 
Schleswig-Holsteinische Geschicht e hrsg. von Ulrich LANGE u . a. Bearb. von Jür-
gen H. IBS U. a. unter Mitw von Walter ASMUS u. a. Geographische Informations-
systeme Frank SCHWENDLER, Ulrik e SCHWENDLER. Neumünster : Wachholtz 1999 . 
216 S. m. 130 Kt. u. Diagr. Geb. 35 - €. 

Relativ spät im Vergleich zu anderen Bundesländern, dafür unter Verwendung moderner 
Arbeitsmittel und Methoden erschien 1999 nach dem Pilotprojekt „Atlas zur Verkehrs-
geschichte Schleswig-Holsteins im 19. Jahrhundert" nach zweieinhalbjähriger Bearbei-
tungszeit der erste Band des Historischen Atlas Schleswig-Holstein; abgehandelt wird 

1 Oldenburge r Jahrbuch 60,1961, TeU 1, S. 1-38; 62,1963, S. 123-174. Vgl. 200 Jahre Olden-
burger Landesvermessung. Oldenburg 1981. 
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die Zei t sei t 1945 . Vorschläg e un d Planunge n fü r eine n Historische n Atla s Schleswig -
Holstein ga b e s sei t 1980 ; ein e besonder e Hürd e wa r de r zu erwartend e finanzielle  un d 
personelle Aufwand; inhaltlich e und methodische Vorüberlegungen brauchte n ihr e Zeit , 
wie schließlich noc h di e Frage de r Finanzierung z u lösen war; doch 199 7 konnt e di e Ar -
beit aufgenomme n werden . Vo n Begin n a n wa r de r Historisch e Atla s Schleswig-Hol -
stein al s ei n Handatla s geplan t un d dami t i n Größ e un d Erscheinungsweis e festgelegt . 

Herausgeber un d Bearbeite r des Historische n Atla s Schleswig-Holstei n sehe n e s als ihr e 
Aufgabe an , da s Werden de s Lande s Schleswig-Holstei n i n seine r heutige n Ausdehnun g 
und di e Lebensverhältniss e seine r Bewohne r i m Kartenbü d darzustellen , un d zwa r vo n 
der Gegenwart au s rückwärts blickend, und dabe i auc h früher Dazugehörendes entspre -
chend z u berücksichtigen . E s is t da s Zie l de s gesamte n Projektes , „di e raumbezogene n 
Inhalte de r Geschicht e de s Lande s vo n de r ersten Jahrtausendwende bi s in unser e Zeit " 
darzustellen, daz u gehören „naturräumlich e Gliederun g und Kulturlandschaft , Bevölke -
rung, Wirtschaft un d Gesellschaft , Infrastruktur , Umwel t sowi e Politi k un d Verwaltung " 
(Vorwort, S . [5]) . Di e Kart e is t de r räumliche Bezu g fü r di e Geschicht e de s Landes . Ge -
schichtliche Entwicklun g un d räumlich e Prägun g sin d nich t z u trennen , s o das s Histo -
riker und Geographe n gemeinsa m a n diese m Atia s arbeiten . De r Abschlus s de s gesam -
ten Historische n Atla s Schleswig-Holstei n i n wenige r al s eine m Jahrzehn t is t geplant . 

Am erste n Ban d de s Historische n Atla s Schleswig-Holstei n ware n 1 6 Autoren beteüigt , 
die all e unte r de n Herausgebern , Bearbeiter n un d Mitwirkende n aufgeführ t sind , daz u 
vier weiter e Mitarbeiter . Vo n de n 21 1 Seite n entfalle n 1 4 au f de n Vorspan n un d ach t 
(S. 15-22 ) au f di e Einleitun g un d eine n Einführungstex t z u „Schleswig-Holstei n sei t 
1945"; von S . 2 3 - 1 9 0 gib t es 18 0 Karten , 14 6 Diagramme , zwöl f einführend e Texte , fün f 
Zeittafeln, 1 9 kürzere ode r längere Definitione n ode r Erläuterungen ; es folgen 1 4 Seite n 
(S. 191-204 ) mi t Quellen - un d Literaturangaben ; di e Seite n 2 0 5 - 2 0 9 enthalte n ein e 
Auflistung un d ein e Kart e der schleswig-holsteinischen Gemeinde n un d des nördlich an -
grenzenden dänische n Amtes nac h de m Stan d von 199 4 mit Kreis - und Gemeindekenn -
ziffer. 

Im Einzelne n gib t e s Darstellunge n z u de n folgende n 1 7 Themenbereichen : Lag e un d 
Naturraum ( 3 Karten) , Aspekte de r Nachkriegszei t ( 1 Text, 1 1 Karten, 1 4 Diagramme, 1 
Zeittafel, 1  Definition/Erläuterung), Bevölkerun g ( 8 Karten , 8  Diagramme , 2  Definitio -
n e n / Erläuterungen , 1  Zeittafel), Gesamtwirtschaftlich e Entwicklun g un d Erwerbstätig -
keit ( 1 Text , 2 6 Karten , 2 0 Diagramme , 2  Definitionen/Erläuterungen , 1  Zeittafel) , 
Landwirtschaft ( 1 Text, 2 1 Karten , 3 3 Diagramme , 7  Definitionen/Erläuterungen) , Bo -
denreform ( 1 Text , 6  Karten , 2  Definitionen/Erläuterungen) , Seefischere i ( 8 Diagram -
me), Gewerb e un d Dienstleistunge n (2 3 Karten , 1 1 Diagramme , 1  Definition/Erläute -
rung), Verkeh r ( 1 Text, 1 1 Karten , 8  Diagramme) , Wohnungsba u un d Siedlungsstruktu r 
(1 Text , 1 2 Karten , 1 2 Diagramme , 3  Definitionen/Erläuterungen , 1  Zeittafel) , Wasser -
und Energieversorgun g ( 1 Text , 8  Karten , 5  Diagramme) , Gesundheitswese n ( 1 Text , 3 
Karten, 9  Diagramme) , Bildun g un d Kultu r ( 1 Text, 1 7 Karten , 9  Diagramme , 1  Erläute -
rung), Natu r un d Umwel t ( 1 Text, 4  Karten) , Küstenschut z a n de r Nordseeküst e ( 3 Kar -
ten, 1  Zeittafel) , Bundesweh r ( 1 Text , 5  Karten , 2  Diagramme ) sowi e Politi k un d Ver -
waltung ( 1 Text , 1 9 Karten , 7  Diagramme) . 

Die Karte n zeige n Ausbreitun g un d Verteilun g i m Rau m un d veranschauliche n Raum -
strukturen un d Raummuster ; i n ihre r Größ e variiere n si e zwische n ganzseitige n ode r 
viertelseitigen j e nac h zugrund e liegende r Datenfülle ; zu r Darstellun g de r Inhalt e wer -
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den Symbolen und Farben verwandt. Je nach thematischem Gegenstand ergänzen und 
vertiefen Begleitseiten mit Diagrammen, Definitionen und kurzen und längeren erläu-
ternden Texten die Aussage der Karte und erweitem so den Blickwinkel oder geben ex-
emplarischen Detail s wie di e Texte zu einem adeligen Gu t in der Bodenreform, zum 
„Programm Nord", zur Siedlungsentwicklung vo n Kie l un d seine m Umland , zu den 
Neusiedlungen Trappenkamp und Tegelhörn oder zur dänischen Minderheit sowie die 
Auflistung der Landtagswahlkreise 195 0 (46), 1971 (44), 1988 (44) und 1996 (45). 
Sicher bleiben Wünsche und Anregungen hinsichtüch der Gestaltung und für die Auf-
nahme weiterer Themenbereiche. AUerdings sollte hier angesichts des Geleisteten Zu-
rückhaltung geübt werden, denn die Bearbeiter stießen auch so schon an die Grenzen 
ihrer Arbeitskapazität und mussten auf Darstellungen zu Themenbereichen wie Sport-
vereine und Rüstungsaltlasten verzichten. Anderes, was vieüeicht noch vermisst wird, ist 
für einen später erscheinendem, abe r zeitüch früheren Ban d in Aussicht gesteht. Ab-
schließend findet sich die Vorankündigung für den nächsten Band „Historischer Auas 
Schleswig-Holstein von 1867-1945" (S. 211). 
Bovenden Gudrun PISCHKE 
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Dinge und  Menschen.  Geschichte, Sachkultur, Museologie. Hrsg. von Uwe MEINERS 
und Karl-Heinz ZIESSOW. Beiträge des Festkolloquiums zum 65. Geburtstag von 
Helmut Ottenjann. Cloppenburg: Museumsdorf 2000. 184 S. m. 39 Abb. = Kata­
loge und Schriften des Museumsdorfs Cloppenburg. H. 6. Geb. 15,50 € . 

Zu Ehren des 1996 in den Ruhestand verabschiedeten, ehemaligen Museumsdirektors 
Heimut Ottenjann, der das Amt im Museumsdorf Cloppenburg seit 1961 innehatte, sind 
in dem Aufsatzband eine Bibliographie seiner 19 selbständigen Schriften (1962-1998), 
seiner zahlreichen Beiträge in Zeitschriften und Sammelwerken (1954-1999) sowie sei­
ne umfangreiche Herausgeberfunktion dokumentiert (S. 171-182). Ruth-E. Mohrmann 
(Münster, Universität) übernahm die Laudatio des Museumswissenschaftlers (S. 11-13). 
Der Sammelband ist in sechs Kapitel mit jeweils zwei Beiträgen untergliedert. Zu dem 
Thema „Haus und Sachkultur" stellt G. Ulrich Großmann (Nürnberg, Germanisches 
Nationalmuseum) Beobachtungen über „Das Baugerüst im 19. und 20. Jahrhundert" vor 
und veranschaulicht dies mit 13 Abbildungen. Sein Beitrag befasst sich mit dem Begriff 
der „Gefügeforschung", wie ihn die Volkskundler bezeichnen, indem er das Gerüst als 
Hilfsmittel beim Bau mit Treppen und Leitern zum Aufstieg und Transport der Arbeits­
mittel nach seinen verschiedenen Konstruktionsformen vorstellt. Er streift das einfache 
Bockgerüst und geht ausführlicher ein auf das einfache und doppelte Stangengerüst, auf 
Abstrebungen, Masten- und Leitergerüste und weist darauf hin, dass das Holzgerüst 
mehr und mehr vom perfektionierten, genormten Stahlrohrgerüst abgelöst wurde. 
Schon Ende des 19. Jahrhunderts seien in London Baugerüste zum Schutz der Passanten 
mit Planen oder Planken verhängt worden. Heutzutage seien Planen verbreitet, vielfach 
dienten sie auch der Werbung oder gelegentlich der Veranschaulichung eines Baupro­
jektes. Der Artikel schließt augenzwinkernd mit einem literarischen Zitat aus der Kurz­
geschichte „Das Gerüst", 1977 von Oskar Maria Graf. Helmut Hundsbichler (Krems, In­
stitut für Realienkunde) versucht unter dem Titel „Re-Konstruktion, Re-Präsentation, 
Re-Vision. Zum fächerübergreifenden Denken in der mittelalterlichen Hausforschung" 
anzuregen, indem er in Modellen darlegt, wie auch unter Heranziehung verschiedener 
Quellenarten, etwa in Schrift und Bild, und unter Berücksichtigung der Erkenntnisse in­
terdisziplinärer Arbeit das Ergebnis an die auswertende Einzelperson gebunden bleibt. 

Im 2. Kapitel zur „Agrargeschichte" behandelt Heide Wunder (Kassel, Universität) unter 
dem Thema „Der süße Brei. Vom Sattwerden und Überleben in der Frühen Neuzeit", 
dass anhand von Aussagen über den Getreidestandard von Weizen und Roggen, manch­
mal auch Gerste und Dinkel, allzu oft vergessen wurde, dass dazu auch Buchweizen und 
Hirse, auch andere Anbaufrüchte, gehören konnten. Anhand von Einzelstudien legt sie 
dar, dass Buchweizen und Hirse in mehreren Regionen zur Sicherung der eigenen Ver­
sorgung dienten oder damit Geldeinkommen erzielt wurden. Sie plädiert für eine ge­
nauere Erforschung der jeweiligen Agrarverhältnisse. Alexander Fenton (Edinburgh) 
fragt „Gab es eine landwirtschaftliche Revolution'? Wechselnde Perspektiven und Ein-
steUungen in der Beurteilung landwirtschaftlicher Arbeit am Beispiel des Schottischen 
Tieflandes." Aus ethnologischer Sicht fasst er die Forschungsergebnisse für das 17. und 
18. Jahrhundert zusammen und betont, dass es in Schottland anders als sonst in Europa, 
keine Landarbeiter gab, sondern Pächter und Grundbesitzer. Der Wandel in der Agrar-
wirtschaft habe sich, wie schon J. H. von Thünen 1826 festgestellt habe, gemäß der Theo-



344 Besprechungen un d Anzeige n 

rie der konzentrischen Ringe mit dem Hof als Wirtschaftsmittelpunkt, vollzogen. Adlige 
und Pächter hätten sich zwar gegenseitig beeinflusst, aber die schnelle Stadtentwicklung 
in Schottland habe den Wandel überlagert. 

Im 3. Kapitel „Kleidungsforschung" steüt Gabriele Mentges (Dortmund, Universität) die 
Geschiente eines heute alltäglichen Gebrauchsgegenstands dar: „Der Aufreißer. Zur Er-
findung, modischen Rezeptio n und symbolischen Verwendung des Reißverschlusses". 
Von der Erfindung über die Innovateure, die das Prinzip von Haken und Öse zum Öff-
nen und Schüeßen vervollkommneten und als Patente anmeldeten, führte der Weg zu 
den ersten Angeboten von Reißverschlüssen vor dem 1 . Weltkrieg in Deutschland . In 
den 1920er Jahren wurden sie stärker verbreitet, aber der wirtschaftiiehe Durchbruch für 
diesen Artikel gelang auf dem deutschen Markt erst in den 1950e r Jahren. Als weitere 
Gesichtspunkte sind berücksichtigt: Der Reißverschluss in der Werbung, die ästhetische 
Gestaltung, die Modewelt und die Praktikabüität (vielfach zuerst vom Miütär erprobt), 
und schüeßüch die Metaphorik bis zur Banane mit Reißverschluss. Bernward Denecke 
(bis 1993 Germanisches Nationalmuseum) setz t sich über „Kleidung und Historismus" 
auseinander, wie si e exemplarisch bisher für fest umrissene Zeiträume, Regionen und 
Anlässe erforscht wurden. Das Vermitteln von Neuheiten in Modezeitschriften und die 
zunehmende Kommerziaüsierun g de r Mode habe es den Zeitgenossen kau m erlaubt, 
den Bezug zur Historie aufzuzeigen . Ers t die rückschauende Beurteilun g ermögliche , 
historistische Tendenzen, wie sie in der Kunstgeschichte durch die Klassifizierung in Sti-
le entwickelt wurden, auch auf die Kleidung zu beziehen. 

Im 4. Kapitel „Museum und Wissenschaft" erörtert Gottfried Korff (Tübingen , Univer-
sität) „Die Kunst der Weihrauchs - un d sonst nichts? Anmerkungen zur Situation der 
Freiüchtmuseen in der Wissenschafts- und Freizeitkultur". Das heiße Eisen „Entertain-
ment" und „Inszenierung" wird kenntnisreich im Vergleich mit verschiedenen Entwick-
lungen in volkskundüchen Museen und deren Zielen, auch in Verknüpfung mit moder-
nen Volksfesten ode r Festivals, diskutiert. Selbstbesinnung und Kontrolle der Auswir-
kungen jeder AussteUung oder Veranstaltung werden gefordert. Matthias Puhle (Mag-
deburg, Kulturhistorisches Museum ) leg t Rechenschaft a b „Zwischen Sandmännche n 
und Otto dem Großen. Was geht alles im historischen Museum". Puhle fragt: Lässt sich 
Geschichte ausstellen, Wie kann man Geschichte ausstellen, Was geht alles in Histori-
schen Museen. Und er plädiert schüeßüch pragmatisch für eine Ausstellungspolitik, die 
auf eigene Bestände zurückgreift, Modelle und Repliken, als solche kenntlich gemacht, 
einbezieht, restauratorische Belange beachtet, bei Historischen Ausstellungen dem Be-
sucher den Bezug zur Gegenwart aufzeigt, auch Kriege und negative Aspekte der Ver-
gangenheit zur Anschauung bringt. Inhalt und Konzeption seie n vom Museum eigen-
ständig zu vertreten , ohn e von vorgesetzte n Behörde n ode r Sponsore n gegängel t z u 
werden. 

Im 5. Kapite l „Repräsentatio n und Bildung" untersucht das Ehepaar Annemarie und 
Wolfgang Brückner (Würzburg) „Zur Repräsentation weibüchen Eigenvermögens. Am 
Beispiel der Mantegna-Cassoni für Paola Gonzaga 1477" Brauttruhen, die sich heute im 
Dom zu Graz und im Landesmuseum Klagenfurt befinden. Archivalische und bildliche 
Zeugnisse werden interpretiert und im Hinblick auf das eheüche Güterrecht geprüft. Ein 
Bogen vom Brautschatz in Florenz in der Zeit der Renaissance wird zur Aussteuer und 
Mitgift im Oldenburger und Osnabrücker Raum im 17./18. Jahrhundert geschlagen, auf 
konfessionell gebundene Traditionen verwiesen und der Wert der Realienforschung ge-
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priesen, Jan Peters (Potsdam , Universität) publiziert e „Ländlich e Bildung und märki-
sches Lehrerleben unter Bauernaufsicht, Eine Fallstudie aus Neuholland (1750-1850)" -
nördlich von Berlin im Niederbarnim hatte n reformierte Mensche n vom Niederrhei n 
gesiedelt. Die Neuholländer Schule vor der Mitte des 18. Jahrhunderts, Märkische Land-
schulentwicklung und neuholländische Querköpfigkei t sei t der Mitte des 18 . Jahrhun-
derts, Lehrerschicksale, die erste Differenz: wenn Bauern Bildung bezahlen, die zweite: 
wenn Bauern Bildung teilen und schließlich die anachronistische Eskalation, so umreißt 
Peters die Fallstudie und er führt aus, dass eine SozialdiszipUnierung von oben bei den 
Neuhoüändern nicht ankam, soziales Statusdenken lange aufrecht erhalten wurde bis 
zum Ende des 19. Jahrhunderts, als das neue Büdungsbewusstsein amtücherseits durch-
gesetzt wurde. 
Im 6. Kapitel „Regionalgeschichte" setzt sich Silke Göttsch (Kiel , Universität) mit „Re-
gion und Regionales als Thema der Volkskunde" auseinander. Die Methodenreflexio n 
führt sie zum Fazit, dass Fragesteüungen auf ihre historische Dimension zwischen Mo-
dernisierungen und traditionalistischen Bewegungen analysiert werden soüten, dass Re-
gionen als räumüche Einheiten sowohl real erfahrbar als auch ein Konstrukt sein könn-
ten und von den Volkskundlern jeweils gegenwartsbezogen zu ergründen seien. Ernst 
Hinrichs (Oldenburg , Universität ) hiel t eine n Vortra g „Volkskund e un d Regionalge -
schichte. Gedanke n zum Lebenswerk Günte r Wiegelmanns". Er versteht dies als den 
von Ottenjann angeforderten Beitrag seitens des Faches der Geschichte, Stellung zu den 
Publikationen Wiegelmanns , insbesonder e z u de r 2. Auflage „Theoretisch e Konzept e 
der Europäischen Ethnologie, Diskussionen um Regeln und Modeüe", 1995 , zu bezie-
hen und auf die Regionsbüdungsprozesse einzugehen . Alles in allem, wie in Festschrif-
ten üblich, ein bunter Strauß, dargeboten von Volkskundlern, auch Ethnologen, Muse-
umspraktikern, Soziologen und Historikern, zum Teil sehr sachbezogen, zum anderen 
alte und neue Theorien überdenkend und im Ganzen eine Ehrung des rastlos tätigen 
Helmut Ottenjann. 

Hannover Alheidis VON ROHR 



ALLGEMEINE GESCHICHTE UND LANDESGESCHICHTE 

BECK, Lorenz Friedrich: Herrschaft und Territorium  der  Herzöge von Sachsen-Witten-
berg (1212-1422). Potsdam: Verl. für Berlin-Brandenburg 2000 . 33 8 S . m . zahlr. 
Abb. u. 2  Kt . = Bibüothe k de r brandenburgischen un d preußische n Geschichte . 
Bd. 6. Kart. 35,- € . 

Der Sachsen-wittenbergische Zweig der Askanier ist bislang im Gegensatz zur anhalti-
schen, brandenburgischen und selbst zu der wenig bedeutenden, dafür bis ins 17 . Jahr-
hundert hinein blühenden Sachsen-lauenburgischen Linie des Geschlechts von der For-
schung weitgehend vernachlässigt worden. Daher ist es sehr erfreulich, hier das Erschei-
nen einer Arbeit anzeigen zu können, die diesem Missstand abhilft 
Begütert vor aüem auf beiden Seiten der mittleren Elbe um Wittenberg und das nördlich 
angrenzende Beizig , konnten di e Herzöge von Sachsen-Wittenberg ihren Herrschafts-
bereich unter anderem durch den Erwerb der Grafschaft Brehna von den Wettinern wei-
ter ausdehnen. Aufgrund ihrer bedeutsamen geographischen Lage überflügelten sie ihre 
Lauenburger Vettern bei weitem. Der langwierige Streit um die Kurrechte und das Erz-
marschallamt wurde 135 6 durch die Goldene Bulle zu ihren Gunsten geschlichtet. 30 
Jahre später war der Ausgriff nach dem Herzogtum Lüneburg jedoch zum Scheitern ver-
urteilt; schon nach vier Generationen starb das Geschlecht 1422 aus. Ihr Erbe traten die 
Wettiner an, die mit dem Erwerb von Kurwürde und Erzmarschaüamt endgültig in die 
vorderste Linie des Reichsfürstenstandes aufstiegen . 
Ausgehend vom Forschungsstand und von der Quellenlage -  akribisc h weist Beck den 
verschlungenen Weg von Urkunden, Kopiaren und frühen Amtserbbüchern der Witten-
berger Askanier durch verschiedene wettinische Archive nach - werden zunächst die na-
turräumlichen Bedingungen , Besiedlun g und Verfassung de r slawischen Stämm e und 
der Aufbau de r deutschen Herrschaf t bi s Mitte des 12 . Jhs. erläutert. I m zweiten Ab-
schnitt beschreibt der Autor den Aufstieg der Askanier im mittleren Elberaum. Auf der 
schmalen Basis von Herrschaftsrechten zwische n Mulde und Elbe erfolgte zur Zeit Al-
brechts des Bären eine gezielte Kolonisatio n de s Neusiedlungsgebietes, einhergehen d 
mit einer vorausschauenden Städtepolitik . 
Die Einbeziehung des Adels und die Gründung von Burgen, Herrschaftsbildung durch 
Rodung und Siedlung und in geringerem Maße die Wahrnehmung von Pfarr- und Zehnt-
rechten waren viel versprechende Ansatzpunkte zu m Herrschaftsausbau, di e das Ge-
schlecht bis zum Ende des 12. Jhs. erfolgreich nutzen konnte, bevor ihm durch den un-
gleich kraftvolleren Expansionsdrang der Wettiner, der großen Konkurrentin der Aska-
nier im Elberaum, enge Grenzen gesetzt wurden. 
Im dritten Kapitel gibt Beck einen Überblick über die Genealogie der Sachsen-Witten-
berger, ihr Konnubium, ihre Leitnamen, die Grundlage von Erbteilungen, über die Ver-
sorgung von Frauen und schließlich über das durch eine Häufung von Unglücksfällen -
1407 wurden der Kurprinz Wenzel und sein Bruder mit Gefolge beim Einsturz eines Tur-
mes in Schweidnitz erschlagen, Herzog Albrecht III. zog sich 1419 bei einem Brand des 
Jagdschlosses Locha u lebensgefährlich e Verletzunge n z u -  bedingt e End e de s Ge -
schlechts. Einen großen Abschnitt widmet der Autor der Territorialgeschichte. Ausge-
hend von der urkundlichen Überlieferun g untersucht er detailliert die Geschichte des 
Erwerbs der einzelnen Besitzungen um Wittenberg und hält sie in zwei beigefügten Kar-
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ten auch bildlich fest. Gescheiterte „territorialpolitische Ambitionen und Projekte" wa­
ren der Versuch des Erwerbs der Markgrafschaft Brandenburg zwischen 1320 und 1347, 
auf die nach dem 1319 überraschend eingetretenen Tod des Markgrafen Woldemar von 
Brandenburg für Herzog Rudolf I. von Sachsen als ältestem Agnaten zunächst gute Aus­
sichten bestanden. Letztlich scheiterte der Herzog an der beträchtlichen Diskrepanz, die 
„zwischen der reichspolitisch gewichtigen Kurfürstenwürde, die die Wittenberger seit ih­
rer Eheverbindung mit dem Haus König Rudolfs I. innehatten, und der realen Stellung 
des kursächsischen Territoriums als Reichsfürstentum klaffte [...]." Ebenso wenig ver­
mochten die Askanier ihre Erbansprüche auf das Herzogtum Braunschweig-Lüneburg 
durchzusetzen; so endete der Lüneburgische Erbfolgestreit 1389 zwar mit einer neuer­
lichen Erbverbrüderung von Lüneburgern und Wittenbergern, die jedoch durch den Kai­
ser nicht bestätigt wurde. 

Mit „Überschichtung, Territoriaüsierung und Verdichtung" überschreibt der Autor ein 
Kapitel zur Analyse von Herrschaftsrechten, denen er anhand von Kriterien wie Hof -
Verwaltung - Lehnsherrschaft - Ständewesen nachgeht. Unterkapitel sind der Bedeu­
tung von Herzogtum und Kurwürde in diesem Kontext sowie der Residenzbildung in 
Aken und Wittenberg, die allerdings über Ansätze nicht hinausging, gewidmet. Nur sehr 
rudimentär sind die Quellen, die Beck zur Beschreibung von Regierungsinstutionen wie 
Hofrat und Kanzlei, ihrer Organisation, ihrem personellen Umfang heranziehen kann. 
Die Einbeziehung des Klerus der landesherrlichen Stifte in Aken und Wittenberg in die 
Verwaltung wird plausibel vor Augen geführt. Bei der Beauftragung von Angehörigen 
des landesherrlichen Adels mit Aufgaben im Hofrat wird etwas pauschal mit dem Ver­
trauen des Landesherrn argumentiert. Gern hätte man gewusst, ob diese Ämter nicht 
auch gegen finanzielle Vorleistungen übertragen wurden. Verf. deutet dies an einer Stelle 
eher zufällig an. 

Nicht befriedigen kann der Abschnitt über die Ausbildung der Ämterverfassung, die 
Beck im Vergleich mit brandenburgischen und markmeißnischen Verhältnissen unter­
sucht. Eine Kontinuität der wettinischen Vogteien und Ämter mit den Bezirken der 
Burggrafen hat allenfalls in Ansätzen existiert; bei gegen Ende des Mittelalters über 70 
wettinischen Ämtern und Vogteien fällt die Zahl der Burggrafschaften allerdings kaum 
ins Gewicht. Die Literatur, auf die Beck sich in seiner Argumentation bezieht, ist, zu­
mindest für den wettinischen Raum, kaum einschlägig. Seine Auffassung, die Ämter sei­
en stets von größerer Ausdehnung als die Vogteien, ist zu relativieren; ein Blick in das 
Registrum dominorum marchionum Missnensium hätte ihn belehren können, dass bei­
de Begriffe häufig dasselbe meinen. Voüends bleibt unklar, welche Aufgaben der Amts­
inhaber oder Vogt eigentiich zu erfüllen hatte. Die fiskalische Seite kommt kaum zur 
Sprache, ebenso wenig die militärische. Statt dessen plagt sich B. mit dem schwierigen 
und vielschichtigen Problem der durch die Vögte ausgeübten höheren und niederen Ge­
richtsbarkeit, deren Sprengel in den meisten Fällen gerade nicht mit der Ausdehnung 
von Vogtei oder Amt übereinstimmte. Auch der Versuch, die räumlich bezogene Vogtei 
aus der Kirchenvogtei abzuleiten, muss fehlschlagen: Hier handelt es sich um zwei par­
allele Entwicklungen aus unterschiedlichen Wurzeln. 

Trotz dieser Kritik überwiegt der positive Eindruck: Beck hat ein längst überfälfiges 
Werk zur Geschichte der Herzöge von Sachsen-Wittenberg vorgelegt, das eher traditio­
nelle landesgeschichtliche Ansätze, z. B. der Siedlungs- und Verfassungsgeschichte, mit 
Untersuchungen zu Genealogie und Verwaltungsgeschichte kombiniert. Eine spürbare 
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Lücke in der mitteldeutschen Forschungslandschaft is t damit geschlossen. Ausgestattet 
ist das Buch mit Personen- und Ortsregister, mehreren Tabellen und zwei Karten zur Be-
sitzgeschichte. 
Wiesbaden Brigitt e STREICH 

Acta Pacis Westphalicae. Seri e II. Korrespondenzen. Abt. A: Die Kaiserlichen Korre-
spondenzen. Bd . 4: 1646 . Bearb. von Hubert SALM U. Brigitte WÜBBEKE-PFLÜGER 
unter Benutzun g de r Vorarb . vo n Wilhel m ENGELS, Manfre d KLETT U. Antje 
OSCHMANN. Münster: Aschendorff 2001 . LXXIX , 741 S. Lw. 126,80 € . 

Mit den kaiserüchen Korrespondenzen vom 17. April bis 14 . September 1646 schüeßt der 
vorüegende Band eine Lücke, die dadurch entstanden war, dass nach den 1969 , 1976 
und 1985 erschienenen Bänden 1- 3 diese r Abteüung im Jahre 1993 bereits Band 5 mit 
dem Briefwechsel vom 16.9.1646 bis 27.3. 1647 erschienen ist. 
Für die Edition besonders ertragreich erwies sich in Wien das Österreichische Staatsar-
chiv mi t de m i m AUgemeine n Verwaltungsarchi v verwahrte n Trautmannsdorffsche n 
Zentralen Famiüenarchiv und den im Haus-, Hof- un d Staatsarchiv befindüchen Frie-
densakten der Reichskanzlei. Konsultiert und herangezogen wurden aber auch das Kö-
nigüche Hausarchiv in Den Haag, das Österreichische Landesarchiv in Linz, das Fami-
üenarchiv Trautmannsdorff in Püsen sowie die Universitätsbibliothek in Gießen und die 
Vatikanische Bibüothek in Rom. 
Korrespondenzpartner des Bandes sind die Angehörigen der kaiserüchen Gesandtschaft 
auf dem Friedenskongress auf der einen und Kaiser Ferdinand III. , die Reichskanzlei 
und der Reichsvizekanzler auf der anderen Seite sowie die kaiserlichen Gesandten in 
Münster und Osnabrück, die auch untereinander im brieflichen Kontakt standen. Kai-
serlicher Prinzipalgesandter war Maximilian Graf von Trautmannsdorff, der sowohl in 
Münster al s auch in Osnabrück di e Verhandlungen führte . Ih m zur Seite standen in 
Münster bzw. vertraten ihn während seine r Abwesenheit Gra f von Nassau-Hadama r 
und der Jurist Volmar und in Osnabrück die Gesandten Graf von Lamberg und de r Jurist 
Krane. Der Kontakt zum Kaiserhof war derar t geregelt, dass aus beiden Kongressorten 
in kurzen Abständen Relationen über den Stand der Verhandlungen nach Wien gesandt 
wurden, auf die Ferdinand III. mit Weisungen in dichter Folge reagierte. Trautmanns-
dorff hat aber neben der offiziellen Korrespondenz auch eigenhändige erbauüche Briefe 
an den Kaiser und den Reichsvizekanzler Kurz geschrieben. Die vom Kaiser persönlich 
verfassten Schreiben an ihn sind leider verloren. 
Die sechsmonatigen Verhandlungen in Münster und Osnabrück standen für die kaiser-
üche Gesandtschaft unter keinem guten Stern. Die müitärische Lage war für den Kaiser 
äußerst prekär und verschlechterte sich zusehends, da die schwedischen Truppen nach 
Westfalen vorstießen und sich im August mit den französischen in Oberhessen vereinig-
ten. In dieser Situation lag dem Kaiser daran, auf dem Verhandlungswege möglichst bald 
einen Friedensschluß zu erreichen. Dies war aber nach Lage der Dinge nur mit weitge-
henden Zugeständnissen in den Verhandlungen mit Frankreich und Schweden zu errei-
chen, in denen auc h au f di e Interessen de r vorderösterreichischen Lini e de s Hause s 
Habsburg Rücksicht genommen werden mußte, die das Elsass bisher besessen hatte. Das 
Gleiche galt für Spanien; denn in Madrid befürchtete man, dass sich der Kaiser mit den 
Zugeständnissen im Elsass möglicherweise aus dem Bündnis lösen würde. Spanien führ-
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te zeitgleich erfolgversprechende Verhandlungen mit den Niederlanden, die im Januar 
1647 mit der Vereinbarung spanisch-niederländischer Artikel abgeschlossen werden 
konnten. 
Wegen seiner durch die Kriegslage geschwächten Verhandlungsposition sah sich Traut­
mannsdorff angesichts der sich laufend steigernden Forderungen Frankreichs in die De­
fensive gedrängt. So musste er zustimmen, dass die drei lothringischen Bistümer Metz, 
Toul und Verdun und die Reichsstadt Metz an Frankreich fielen und die habsburgischen 
Besitz- und Rechtstitel im Elsass auf Frankreich übergingen. Verhindern konnte er al­
lerdings den Verlust der Festung Breisach, da sich die Franzosen dafür mit dem Erwerb 
von Philippsburg zufrieden gaben. Als Ergebnis der zähen Verhandlungen wurden 
schließlich am 13. September kaiserüch-französische Satisfaktionsartikel mündlich ver­
einbart, die - wenn auch kein Vorfriede - aber nur wenig verändert in ihrer verfassungs­
rechtlichen Substanz zunächst in den unterzeichneten Vorfrieden vom November 1647 
eingingen und dann Hauptteü des Instrumentum pacis Monasteriensis geworden sind. 
Die Satisfaktionsverhandlungen mit Schweden, das im Nordosten des Reiches Pom­
mern forderte und im Nordwesten Ansprüche auf die Hochstifte Bremen und Verden so­
wie auf Vechta und Meppen anmeldete, verliefen jedoch ergebnislos, da der Kaiser bei 
territorialen Zugeständnissen auf die Zustimmung der betroffenen Reichsstände ange­
wiesen war. Auch die Schweden bewiesen mit immer neuen Forderungen, dass sie kein 
Interesse an einer schnellen emvernehmlichen Regelung hatten, die erst 1647 erreicht 
wurde. So verschleppten sie bewusst die Verhandlungen. 
Neben den Verhandlungen mit den Kronen bemühte sich Trautmansdorff, die seit dem 
12.4.1646 in Osnabrück geführten Verhandlungen zwischen den protestantischen und 
katholischen Reichsständen über die beiderseitigen Reügionsgravarnina vom Dezember 
1645 und Januar 1646 als Vermittler im Sinne einer angestrebten Einigung positiv zu be­
einflussen. Dies gelang jedoch nicht, so dass der Prinzipalgesandte nach dem Scheitern 
der Verhandlungen im Sommer 1646 zeitweilig sogar seine Abreise vom Kongress in Be­
tracht zog. 
Der mustergültigen Edition der kaiserlichen Korrespondenzen ist am Anfang nach ei­
nem Verzeichnis der gedruckten Quellen und Literatur eine umfangreiche Einleitung 
vorangestellt, welche im Zusammenhang die 345 im Band veröffentlichten Dokumente 
thematisch überbückt und für den Benutzer als erste Orientierung über den Inhalt sehr 
hilfreich ist. Bei den einzelnen Briefen wird jeweils die Überlieferung und die gewählte 
Druckvorlage nachgewiesen und dem Brieftext ein Kopfregest vorangesteüt. Die Beüa-
gen sind nur abgedruckt, wenn der sachliche Zusammenhang dies rechtfertigt und sie 
nicht an anderer Stelle in den APW publiziert wurden oder später veröffentlicht werden. 
Auf die sicher mit erheblichem Zeitaufwand verfassten detaillierten Erläuterungen sei 
als Positivum besonders hingewiesen, wobei aüerdings zu fragen wäre, ob man bei der 
Charakterisierung von Personen nicht auf aUgemein bekannte Nachschlagewerke wie 
etwa die ADB und NDB als Beleg verzichten könnte. 
Außer den Nachträgen zum 3. Band der Korrespondenzen befindet sich am Schluss der 
Edition ein Register der Verhandlungsakten, ein chronologisches Register mit den abge­
druckten bzw. erwähnten und nicht edierten Schreiben sowie ein über 60 Seiten umfas­
sender Index der Personen, Sachen und geographischen Betreffe (Orte, Länder, Territo­
rien). 
Wolfenbüttel Günter SCHEEL 
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BARTON, Walter: Oldenburgische Geschichte im Spiegel  der frühen Presse.  Die ersten 
150 Jahre 1596-1746. Oldenburg: Isensee 2000. 288 S. m. 46 Abb. = Oldenburgi -
sche Forschungen. Neue Folge. Bd. 10. Kart. 13,90 € . 

Ausweislich der Vorbemerkung und des Literaturverzeichnisses hat sich Walter Barton 
drei Jahrzehnte mit dem Bild Oldenburgs in der Presse befasst. Der Autor ist insoweit 
ausgewiesen. Er berichtet, dass er „methodische Vorarbeiten" (S. 8) geleistet, sich aber 
zunächst auf das beschränkt habe, was in absehbarer Zeit zu leisten sei. Er führt die Le-
serinnen und Leser durch 150 Jahre Zeitungsgeschichte und trägt dabei viele Berichte zu 
Oldenburg i. O. in seinen heutigen Grenzen zusammen. Sein Motto findet er bei Goethe: 
„Wer vieles bringt, wird manchem etwas bringen." 

Walter Barton steüt zunächst die Zeitung als Medium, ihre Entwicklung, Bedeutung und 
Erforschung vor. Wir erfahren, dass die Zeitungen sich gegen die Messrelationen durch-
gesetzt haben, Postmeister die ersten Redakteure waren, weü sie Informationen von den 
Durchreisenden erhielten , di e Nachrichten wegen dieser InformationsqueUe of t vage 
büeben und bisweüen widerrufen wurden. Bartons Fundort für die Zeitungen is t die 
Deutsche Presseforschung i n Bremen. Sie sammle seit 1957 Zeitungen. Wer diese Be-
stände benutzen woüe, müsse sich dorthin begeben, weü Zeitungen nicht mehr versandt 
werden könnten. Und man müsse sich auf langwierige Recherchen einrichten, weil die 
Zeitungen nicht sehr tief erschlossen seien. 

Die Edition erläutert er so: Seine Anthologie sei Ergebnis „jahrelanger Arbeit" (S. 13), 
der jeweiüge Fund mit einer Einleitung versehen, die Texte in der Originalsprache wie-
dergegeben und dort, wo sie allzu unverständlich seien, würden sie erläutert. Be i der 
Auswahl der Zeugnisse habe er nicht allzu wählerisch sein können, weil Oldenburg so 
abseits gelege n habe , das s kein e groß e Meng e zusammengekomme n sei . Oldenbur g 
habe „ im toten Winkel" gelegen (S. 23). Mit diesem methodischen Rüstzeug führt der 
Autor auf 255 Seiten durch 200 Beispiele, die ergänzt werden durch Anmerkungen und 
Indizes zu Korrespondenzorten, Personen, Geographie und Sachen. Das Werk beruht 
insoweit auf einer soüden Grundlage. Der Autor stellt mit diesem Buch eine Quellen-
gattung vor, die für die Lokalgeschichte auch außerhalb Oldenburgs nützlich ist. Wegen 
der Druckfassung der Quellen sind diese leichter zugängüch als handschriftliche. Vieles 
zur Geschichte und dem Alltag der Menschen kann der Leser den Quellen entnehmen. 
Dank der Register kann sich er sich leicht informieren. Insofern liegt mit dem Buch eine 
nützüche Edition vor. Dennoch gibt es einiges anzumerken. 

Barton pflegt einen Stil, der bei Heimatforschem al s volkstümlich gilt , aber leider oft 
mehr für Unklarheit denn für Klarheit sorgt. Vielleicht kann er deshalb die eigenen Vor-
gaben nicht immer einhalten . De r Autor beschreibt au f Umwegen , was e r kurz und 
knapp hätte ausführen sollen. Dies z. B. bei Nummer 10 „Ein lürnierunfall, Juli 1616". 
Mehr als eine halbe Seite benötigt er, um eine Meldung als Falschmeldung zu entlarven. 
Dies nicht , weil das Falsche schwierig zu ermitteln gewesen ist , sondern weil e s um-
ständlich vermittel t wird. Die Ausführungen werden so eingeleitet: „Die Politik führt 
zwei regierende Herren zusammen. Wie verläuft ein solches Treffen? Gewiss nicht nur 
rein sachlich. Natüriich stehen die Verhandlungen im Beisein der Räte im Mittelpunkt, 
aber es gibt ein erlesenes Rahmenprogramm... . Dabe i wird kräftig gezecht. Anschlie-
ßend begibt man sich, schon beträchtlich angetrunken, zum üblichen Turnier... Und da 
kommt es nun wegen „Alkohols zu Pferde zu einem Unfall." (S. 28) 
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Barton folg t immanen t de r vermeintliche n Todesmeldun g de s Herzog s vo n Braun -
schweig, stell t dabe i Vermutunge n übe r die Ursache de s Unfalles a n und komm t zu dem 
Ausdruck „Alkoho l zu Pferde" - offensichtlic h ein e Assoziation zu „Alkohol a m Steuer. " 
In der Quelle wir d zwa r vo n einem Bankett , abe r nich t vo n Trunkenheit geschrieben . 
Doch nich t nu r die Assoziationen de s Autors sin d problematisch . De r Leser frag t sich , 
warum de m Inhal t de r Quell e gefolg t wird , obwoh l e s sich um eine Falschmeldun g han -
delt. Bei einer Quellenanalyse sollte n Ursachen , Bedeutun g und Intentio n de r fehlerhaf -
ten Meldung i m Vordergrund stehen . Die s leistet Barton nicht. E r verfügt übe r keine Dis -
tanz zu seinen Quelle n un d kan n ihre n Gehal t nich t verarbeiten . Di e Quelle wir d nich t 
analysiert. Dies e Vorgehensweis e is t leider kein Einzelfall . Ic h verweise auf S. 60, S. 198 , 
S. 97, S. 93 etc. Die Ausführungen z u den einzelnen Dokumente n erläuter n dies e nicht . 
Der Leser muss de n Eindruck gewinnen , das s de r Autor die Gedanken , di e ihm assozia -
tiv durc h de n Kopf gingen , z u Papier brachte , ohn e sic h z u überlegen, o b sie zum Be -
greifen de r Quelle erforderlic h sind . 

Bei „Alkoho l z u Pferde" ma g diese oberflächlich e Vorgehensweis e nich t seh r gravieren d 
sein. Wenn e s sich jedoch um Krieg, Seuche n ode r di e Justiz handelt , erweis t si e sich im -
mer meh r al s unangemessen. Barto n versuch t di e Todesstrafen un d Hinrichtungsarte n 
der neuzeitüchen Justi z unte r Hinwei s au f das Neu e Testamen t z u erklären („Aug e und 
Auge, Zah n u m Zahn", Matthäusevangelium) . Die s mus s misslingen , we ü der Spruch, 
auf de n Barto n sic h bezieht , i n seinem historische n Gehal t i m Alten un d Neuen Testa -
ment nich t untersuch t wird . Wede r die Quelle noc h de r Spruch begründe n di e Ausfüh-
rungen von Barton . Zwar is t in der Quelle vo n eine m brutale m Mor d an einem Geldbo -
ten di e Rede, abe r das Zerschlagen de r Knochen de s Täters, von dem in der Quelle als 
Strafe berichtet wird, hat eine andere Dimension . E s ist unwahrscheinlich, das s der Täter 
dem Opfer di e Knoche n Stüc k für Stück zerschlagen hat . Die Hinrichtungsart beinhalte t 
- se i es aus Rache , Abschreckun g ode r ander n Gründe n -  meh r al s die bloß vergeltend e 
Todesstrafe. Di e durch Beispiel e au s dem Zitatenschatz versucht e Untermauerun g der 
eigenen Aussage n is t unangemessen un d damit methodisc h fehlerhaft . 

Leider nutz t de r Herausgebe r di e Möglichkeiten , di e ihm dies e Quellengattun g bot , 
nicht. Er führt nicht an sie heran, zeigt weder ihren Wert und noc h erläuter t er sie, um ih -
ren kulturhistorische n Gehal t herauszuarbeiten . Deshal b bleib t ei n zwiespältiger Ein -
druck zurück . De r Autor hat interessante Quelle n vorgesteUt , durc h seine Bemerkunge n 
aber vie l vo m Wer t seine r Recherche n zerstört . 

Rotenburg (W. ) Dietma r K OHLRAUSCH 

DOHNKE, Kay : Nationalsozialismus  in  Norddeutschland.  Ei n Atlas. Kartografl e Fran k 
THAMM. Hamburg , Wien : Europ a Verla g 2001 . 12 8 S. m. 60 Kt. und 1 Kt. i. Tasche. 
Geb. 19,9 0 € . 

Atlanten könne n ei n sehr wertvolle s Hilfsmitte l fü r alle Wissenschaftler un d Studieren -
den sei n und erfreuen sic h dementsprechen d eine r rege n Nachfrage , auc h wen n si e auf-
grund ihre r hohe n Koste n selte n i n heimischen Bücherregale n z u finden  sind . S o mag 
auch di e Ankündigung bzw . Vorlage diese s zu so einem wichtigen Thema ersteüte n Kar -
tenwerks manch e Hoffnun g au f ein neues Standard(nachschlage)wer k geweck t haben . 
Gewöhnl ich stehe n hinte r de r Erstellun g solche r Atlante n (wi e alle r Nachschlagewerk e 
insgesamt) ganz e Institute , Lehrstühl e ode r wenigstens ein e namhaft e Rieg e von Histo-
rikern, die sich diese m Vorhabe n meis t übe r Jahre hinau s al s Herausgeber ode r Berate r 
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gewidmet haben. Umso erstaunter kann man sein, dass hinter dem hier zu besprechen-
den Projekt eine Einzelperson, die zudem noch nicht aus der einschlägigen Literatur be-
kannt ist, als Bearbeiter (nicht als Herausgeber o.a.!) firmiert. Dohnke ist von Hause aus 
freier Journalis t un d Autor , de r sich mi t literarische n un d historische n Theme n de s 
20. Jahrhunderts im Raum Hamburg und Schleswig-Holstein beschäftigt, aber auch z. B. 
Reiseführer für Kalifornien geschrieben hat. Außerdem ist er nach dem Klappentext im 
Vorstand de s „Arbeitskreise s zu r Erforschung de s Nationalsozialismu s i n Schleswig -
Holstein" un d Redakteu r de r „Informatione n zu r Schleswig-Holsteinische n Zeitge -
schichte". Trotzdem wird man ihm nicht zu nahe treten, wenn man ihn nicht als Exper-
ten für die Geschichte des Nationalsozialismus in Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-
sachsen oder Bremen bezeichnet. Angesichts dessen steUt sich unwillkürlich die Frage, 
wie Dohnke diesen doch sehr umfangreichen Raum Norddeutschlands von Schleswig-
Holstein über Hamburg, Bremen, Niedersachsen bis hin nach Mecklenburg-Vorpom-
mern zum Thema Nationalsozialismus bearbeiten konnte. Das zeugt von hohem Mut 
oder auch von Naivität! Doch zunächst ein Bück auf die Gliederung und das Konzept 
des Atlasses. 

Dohnke hat sich bei der Auswahl der Karten auf vier, auch chronologisch angelegte The-
menschwerpunkte konzentriert: Im Zeitraum von 1925-193 2 werden der Aufstieg der 
NSDAP, der Anteil der jüdischen Bevölkerung, Propagandaauftritte und politische Ge-
waltanwendungen, im Zeitraum von 1933 bis 1939 die Aspekte Herrschaftsaufbau und -
ausübung, Widerstan d un d Verfolgun g behandelt . I m abschließende n Zeitrau m vo n 
1939 bis 1945 geht es in insgesamt zwei Kapiteln einerseits um die Themen Euthanasie, 
Judendeportationen, Konzentrationslager und NS-Justiz, andererseits um Kriegsgefan-
gene und Zwangsarbeiter, Todesmärsche und KZ-Evakuierungen. Allesamt immer noch 
höchst brisante und aktuelle Fragestellungen zur NS-Geschichte, die auf die Ergebnisse 
der kartographischen Zusammenfassung neugierig machen. 

Jedes Thema ist mit einer sehr knappen Einführung versehen, die kurz den Inhalt der 
Karten anreißt. In manchem Kartenwerk finden sich neben der Legende noch statisti-
sche Angaben (jeweil s mit Literaturangabe) ode r ein erläuternder Textkasten zu Son-
derthemen. 

Doch, und dies sei als wichtige Einschränkung vermerkt, ein Atlas kann immer nur so 
gut sein, wie die Vorarbeiten, die als Grundlage für eine kartographische Umsetzung die-
nen soüten. Unbestreitbar gibt es im norddeutschen Raum zum Thema des Nationalso-
zialismus immer noch große Lücken, z. B. zum Thema der ,,Arisierung". Trotzdem fällt 
beim Durchblättern auf, das s die jeweils zu Schleswig-Holstein un d Hamburg erarbei-
teten Karten sehr viel genauer und dichter gestaltet sind als die zu den anderen Regio-
nen, und dies drängt den Verdacht auf, dass hier einfach der Forschungsüberbück fehlte. 
Ein Vergleich der entsprechenden Karten z. B. zum Thema „Aufstieg der NSDAP* (Kar-
ten 1 und 2 im Vergleich zu den Karten 3 und 4) oder zum Thema „Poütische Gewalt-
anwendung" (Karten 13 und 14 im Vergleich zu den Karten 15 und 16) zeigt die ersten 
Schwächen dieses Atlasses, denn zu beiden Themen fehlen nach den Literaturangaben 
einschlägige Werke für Niedersachsen (z. B. diejenigen von Noakes und Behrend für das 
erste, verschiedene Beiträge von Obenaus und mehrere Ausstellungskataloge des Histo-
rischen Museums Hannover zum meist sozialistischen Widerstand für das zweite The-
ma). Diese Aufzählung ließe sich auch für weitere Themen fortsetzen (z . B. fehlen die 
Werke vo n Tec h un d Anschütz/Heik e i n de r Kart e 5 5 z u Kriegsgefangenen - un d 



Allgemeine Geschicht e un d Landesgeschicht e 353 

Zwangsarbeiterlagern). Als Ergänzung zur Karte zur „Gründung von NSDAP-Ortsgrup­
pen in Niedersachsen und Bremen" sei angefügt, dass sich im Hauptstaatsarchiv Han­
nover eine zeitgenössisches Manuskript befindet, das u. a. die Gründungsdaten der 
Ortsgruppen auch über den Gau Südhannover-Braunschweig hinaus verzeichnet. 

Eine weitere Schwäche ist die mangelnde Übei^rüfung der z. T. veralteten Forschungs­
ergebnisse oder die fehlende Ortskenntnis. Hier mag die Karte 29 (Die Reichspogrom­
nacht 1938: Südüches Niedersachsen) als signifikantes Beispiel dienen. Ein quellenmä­
ßiger Nachweis für die im zugehörigen Textkasten erwähnte Verlegung aller 334 inhaf­
tierten Juden aus dem Raum der Gestapoleitstelle Hannover in das KZ Buchenwald 
fehlt bisher. Es gibt auf jeden Fall einzelne Gegenbeispiele. Die im Folgenden gebotenen 
Angaben über Verhaftungen von Juden in kleineren Orten strotzen vor Fehlem: statt 
Banstorf muss es wohl Barnstorf heißen, Fülle gibt es ebenso wenig im Raum Hannover 
wie das folgende Hammen, Hülfede muss wohl Hülsede bei Springe sein und statt Tei­
stungen ist wohl eher Twistringen gemeint. Diese Angaben beruhen wahrscheinlich auf 
einer bereits fehlerhaft vorliegenden Quelle, die ungeprüft von der Literatur übernom­
men wurde, doch ein wenig Ortskenntnis hätte über diesen Mangel hinweg geholfen. 
Ein weiteres Beispiel ist die angebüch erste Deportation von 484  Juden ab Hannover 
nach Zbasyn in Polen (Karte 40). Auch wenn eine Deportation Hannoveraner Juden in 
das Niemandsland zwischen Deutschland und Polen sicherlich stattgefunden hat, ist bis­
her zur genannten Zahl in der Literatur keine Quellengrundlage genannt worden. Des 
Weiteren die Karte 19 zur Gestapo in Norddeutschland: Die Gestapoleitstelle Lüneburg 
für den gleichnamigen Regierungsbezirk mit ihrem Sitz in Harburg-WUhelmsburg ist gar 
nicht erwähnt. Die Außenstelle Ahlem der Stapoleitstelle Hannover wurde erst im Sep­
tember 1943 und nicht im Winter 1941 eröffnet etc. 

Hier liegt ein Grundproblem des Atlasses. Für solch einen großen Raum hätte es der Zu-
arbeit von regional tätigen und thematisch einschlägig versierten Forschem vor Ort be­
durft, die mit ihrem Blick für die Spezifika manchen Fehler hätten vermeiden oder auch 
manchen Hinweis auf neue Literatur oder Archivalien hätten geben können. 

Des Weiteren ist auch die Auswahl der kartographisch umgesetzten Themen zu hinter­
fragen. Warum wurden Orte und Daten plattdeutscher Propagandareden in das Karten­
werk mit aufgenommen (Karten 11 und 12)? Die Projezierung der Forschungsergebnis­
se, die von Dohnke selbst stammen, mag nicht so recht überzeugen. Auch die Aussage­
kraft der Karten zur politischen Gewaltanwendung (im Sinne einer individuellen, spon­
tanen und tödlichen Gewalt) (Karte 13-16) oder zu Verfahren des Sondergerichts 
Braunschweig wegen Schwarzschlachtens (Karte 51) scheint doch sehr begrenzt. Dage­
gen fehlen leider Darstellungen zur Parteiorganisation der NSDAP mit ihrer wechseln­
den Aufteilung der Gaue und Kreise, die als Hilfsmittel sehr lohnend eingesetzt werden 
könnten, ohne dass es dazu grundlegender Literatur bedurft hätte. 
Schließlich soll noch auf die kartographische Umsetzung der Forschungsergebnisse ein­
gegangen werden. Hier fällt auf, dass sich Dohnke und der Kartograph Frank Thamm 
nicht immer auf eine schlüssige Umsetzung einigen konnten. Vielfach wird zu jedem 
Eintrag in der Karte neben den Symbolen auch noch ein erläuternder Text gesetzt. Damit 
werden die Karten allerdings überlastet bzw. ihrer eigentlichen Aussagekraft als Karte 
beraubt. Als Beispiel sollten wieder die Karten 13-16 zum Thema „Politische Gewaltan­
wendung mit Todesfolge" oder die Karten 17-21 zum Thema „Herrschaftsaufbau und -
ausübung" dienen. Andererseits verwirren andere Karten den Betrachter, weü sie zu vie-
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le Informationen in sich aufnehmen müssen bzw. auf zahlreiche Orte außerhalb der Kar-
ten verweisen. So zeigen die Karten zur „Euthanasie" oder zur „Deportation von Juden" 
Dutzende sich überkreuzender Pfeüe z. T. mit zweiseitigen Richtungsangaben , die die 
Verlegung der Verfolgten nachzeichnen woüen und doch nur zur Verwirrung beitragen 
(insb. Karten 34, 39 oder 40). Die Auswahl der Piktogramme (z. B. Dampfloks mit Gü-
terwaggon fü r di e Evakuierunge n au s de n KZ-Außenlager n pe r Zug ) is t ein e Ge -
schmacksfrage. 
Ein Wort noch zur Literaturüste und zur dazugehörigen Website: Die Aufteüung der Ti-
tel nach regionalen bzw. sachthematischen Gesichtspunkten ist für die Suche eher hin-
derüch. Leider sind die Angaben weder vollständig noch auf dem neuesten Stand. Die 
eingangs gemachte Einschränkung, dass weitere Publikationen und auch evtl. benutzte 
Archivmateriaüen au f einer Website zum Atlas nachzulesen sind , kann nicht befriedi-
gen, denn warum sollte der Leser extra noch einmal das Internet bemühen müssen, um 
aüe nötigen Angaben zu bekommen? Die prinzipieüe Idee allerdings, über eine Website 
den Leser mit Aktualisierungen und Korrekturen am weiteren Werdegang des Atlasses 
partizipieren zu lassen, ist grundsätzlich gut und auch gerade für solch ein Vorhaben ein 
geeigneter Weg zur (meist nötigen) Nachbesserung von Nachschlagewerken. Doch lei-
der enttäuscht der Bück auf die Website ganz außerordentüch. Dort wird außer einfüh-
renden Bemerkungen, emer Güederung des Buches, einem Link zum Verlag nichts Wei-
teres geboten (Stand: September 2002). Dieser an sich wertvoüe Verweis ist also (noch) 
nicht zu nutzen. Doch ein Website lebt von ihrer Aktuaütät, sonst braucht man sie nicht 
als zusätzliches Informationsmedium . E s bleibt daher resümierend festzuhalten , das s 
dieser Atlas, auch wenn de r Titel zum Kauf verführt, wissenschaftüche n Ansprüche n 
nicht genügen kann . Warten wir, in der Sprache de r Software-Entwicklung, au f ein e 
mögliche Beta-Version. 
Hannover Thoma s BARDELLE 

HERLEMANN, Beatrix : „Wir sind  geblieben,  was  wir  immer  waren,  Sozialdemokraten". 
Das Widerstandsverhalte n de r SP D i m Parteibezir k Sachsen-Anhal t gege n de n 
Nationalsozialismus 1930-45 . Halle : mdvMitteldeutscher Verlag 2001. 358 S . mit 
zahlr. Abb. = Studien zur Landesgeschichte. Bd. 6. Kart, 23,10 € . 

Die hier vorzustehende Publikatio n ist das erstaunüch material- und inhaltsreiche Er-
gebnis eines nur dreijährigen Forschungsprojekts, das unter der Ägide von Erich PoU-
mann (T U Braunschweig ) mi t Mitteln de s 198 5 bei de r VW-Stiftung gebildete n For-
schungsschwerpunkts „Deutscher Widerstand 1933-1945 " gefördert worden ist. 
In der niedersächsischen Forschungslandschaf t is t die Bearbeiterin längst keine Unbe-
kannte mehr. Auf insgesamt 1 5 Jahre NS- und Widerstandsforschung zurückbückend , 
hat sie sich nicht zuletzt durch ihre Mitarbeit an dem von der Historischen Kommission 
initiierten Forschungsvorhaben „Widerstand, Verfolgung und Verweigerung unter dem 
Nationalsozialismus auf dem Gebiet des heutigen Landes Niedersachsen" einen guten 
Namen gemacht. 
Die Autorin, übrigens selbst gebürtige Magdeburgerin, hatte zunächst an eine verglei-
chende Untersuchung gedacht, in deren Mittelpunkt die Städte Braunschweig, Hanno-
ver und Magdeburg stehen sollten , ein sicherüch reizvoUer komparatistischer Ansatz, 
der aber schon bald, nicht zuletzt wegen des Anfang der 90er Jahre noch unbefriedigen-
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den Forschungsstandes in Hannover und Braunschweig, aufgegeben werden musste. 
Gleichwohl bedarf die Konzentration auf die Region Magdeburg keiner besonderen 
Rechtfertigung, aus mehreren Gründen: Die DDR-Historiografie hat der Geschichte der 
Sozialdemokratie im Allgemeinen und dem sozialdemokratischen Widerstand im Be­
sonderen aus den sattsam bekannten Gründen nie die verdiente Beachtung geschenkt. 
So gibt es in den neuen Bundesländern in der Tat noch viele weiße Flecken und im Üb­
rigen einen Nachholbedarf, der auch eine moralische Komponente hat. Letzteres gilt zu­
mal für eine Stadt wie Magdeburg, die zu den sozialdemokratischen Hochburgen gehört 
hat und beispielsweise in der Weimarer Republik die einzige deutsche Großstadt gewe­
sen ist, die durchgehend von einem sozialdemokratischen Oberbürgermeister regiert 
worden ist. Überregionales Interesse darf die Untersuchung aber auch deshalb bean­
spruchen, weil hier einige damals bzw. später führende deutsche Sozialdemokraten be­
heimatet gewesen sind. Zu nennen sind u. a. Emst Reuter, der letzte Oberbürgermeister 
vor der Machtergreifung der Nationalsozialisten - er hat noch bis 1935 in Magdeburg ge­
lebt ferner der in Magdeburg geborene Erich Ollenhauer, der spätere Bundesvorsit­
zende der SPD, der 1928 die Führung der Sozialistischen Arbeiterjugend (SAJ) in 
Deutschland übernommen hatte und bis 1933 auch als 1. Sekretär der Soziaiistischen 
Arbeiterinternationale fungierte, oder auch Karl Höltermann und Otto Hörsing, die ge­
meinsam mit weiteren vier Magdeburger Sozialdemokraten am 22. 2. 1924 das Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold gegründet und diesen mitgliederstärksten republikanischen 
Kampf verband nacheinander (zunächst Hörsing, ab 1932 Höltermann) auch auf Reichs­
ebene geführt haben. So war dann auch 1999 der 75. Jahrestag der Gründung des 
Reichsbanners in Magdeburg Anlass für eine repräsentative Ausstellung, die von der Au­
torin gewissermaßen nebenher erarbeitet und zunächst im Landtag von Sachsen-Anhalt 
und danach in verschiedenen Gedenkstätten und anderen Landtagsgebäuden gezeigt 
worden ist. 
Hervorhebung verdient zunächst die mit erheblicher Mehrarbeit verbundene Entschei­
dung der Autorin, den Gegenstand der Untersuchung von der wohl ursprünglich allein 
ins Auge gefassten Stadt Magdeburg auf den gesamten Parteibezirk Magdeburg-Anhalt 
auszudehnen, der den Regierungsbezirk Magdeburg und den Freistaat Anhalt umfasste 
und mit dem Reichstagswahlkreis 10 identisch war. Bemerkenswert ist aber auch der 
Untersuchungszeitraum, der schon 1930 einsetzt und zudem durch ein ausführliches 
Einleitungskapitel ergänzt wird, das den als gelungen zu bezeichnenden Versuch unter­
nimmt, eine erste Überblicksdarstellung für den gesamten Zeitraum der Weimarer Re­
publik zu geben. Auch wenn letzteres „nur" auf der Basis von Zeitzeugengesprächen, 
VdN-Akten und sonstigen Lebensberichten geschehen konnte, entsteht ein eindrucks­
volles Bild des sozialdemokratischen Lebensmilieus und -geflechts, vor dessen Hinter­
grund widerständiges Verhalten nach 1933 mit all seinen Facetten und Nuancen erst ei­
gentlich verständlich gemacht werden kann. 

Das Quellen- und Literaturverzeichnis ist imposant, insbesondere was die von der Au­
torin ausgewerteten Archive bzw. Archivbestände auf Bundes-, Landes- und kommuna­
ler Ebene angeht. Erhebliche Schwierigkeiten ergaben sich hier aus der Tatsache, dass 
die Archivlandschaft der ehemaligen DDR nach der „Wende" kräftig in Bewegung ge­
raten war, wovon, zunächst vornehmlich negativ, nicht nur die beteiligten Archive, son­
dern vor allem auch deren Nutzer betroffen waren. So war beispielsweise der VdN-Be-
stand im Landeshauptarchiv Magdeburg während des Projekt-Zeitraums nicht zugäng­
lich. Noch größer scheinen aber wohl die Probleme gewesen zu sein, die bei dem Bemü-
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hen zu überwinden waren, mit Zeitzeugen ins Gespräch zu kommen. Jahrzehntelange 
DDR-Soziaüsation hatte hier ihre Wirkung nicht verfehlt, und so bedurfte es offenbar 
sehr viel Uberzeugungskunst, das vorhandene Misstrauen gegenüber mündlichen Befra-
gungen durch eine „Wessi"-Historikerin zu überwinden. Dass hier schon aus biologi-
schen Gründen nicht mehr lange zugewartet werden konnte, zeigt das Beispiel von Wer-
ner Bruschke, letztes noch lebendes Mitglied der SPD-Bezirksleitung Magdebur g vor 
1933 und nach dem Krieg Ministerpräsident des Landes Sachsen-Anhalt, der bei semer 
Befragung 1991 bereits das 93. Lebensjahr voüendet hatte. 

Die vorwiegend chronologische Gliederung des Bandes entspricht der gängigen Periodi-
sierung: Dem bereits genannten Einführungskapitel (Weimare r Republik) folgen zwei 
kürzere Abschnitte, die den Monaten uxunittelbar nach der Machtübernahme gewidmet 
sind. Das sich anschüeßende und mit Abstand umfangreichste Kapitel schüdert den Wi-
derstand in den Jahren 1934 bis 1938/39. In einem eigenen Abschnitt werden dann die 
Kriegsjahre zusammengefasst, während in einem kurzen Schlusskapitel die unmittelba-
re Nachkriegszeit behandelt wird. Ergänzt wird das Ganze durch zwei Querschnittska-
pitel, von denen das eine sich mit zwei sozialistischen Splittergruppen, nämüch dem In-
ternationalen Sozialistischen Kampfbun d (ISK) und der Sozialistischen Arbeiterpartei 
(SAP), beschäftigt, während das andere der DarsteUung des denunziatorischen Verhal-
tens großer Teile der sog. Völksgemeinschaft vorbehalten ist, einem Phänomen also, das 
in der ersten Hälfte der 90er Jahre dank der Arbeiten des kanadischen Historikers Gel-
lately stärker ins Blickfeld der Forschung gerückt war. 

Der eine oder andere Leser wird vieüeicht bedauern, dass resümierende, reflektierende 
Bemerkungen gegenüber der DarsteUung von tausenden Einzelschicksalen ein wenig zu 
kurz gekommen zu sein scheinen. Rez. ist nicht dieser Meinung. Ohnehin wird es nie-
manden überraschen, wenn wir hier als grundsätzliches Resümee festhalten, dass sich 
die großen Linien widerständigen Verhaltens im Parteibezirk Magdeburg-Anhalt allen-
falls graduell von jenem in anderen Regionen unterschieden haben. So steht z. B., wenn 
wir die Monate nach der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten ins Auge fas-
sen, auch im Parteibezirk Magdeburg-Anhalt der brutale Terror der Nationalsoziaüsten 
am Anfang, dem die von legaüstischem Denke n geprägt e Haltun g der SPD-Führung 
nicht viel entgegenzusetzen hatte, und - wie in Hannover und anderswo - waren es auch 
im Parteibezirk Sachsen-Anhalt vomehmüch junge Leute, die mit dem Verhalten ihrer 
Führung nicht einverstanden waren und sich als erste dem braunen Terror entgegenzu-
stemmen versuchten, wenn auch zunächst noch sehr spontan und in einer Mischung 
von jugendüchem Aufbegehren, Widerspruchsgeis t und Abenteuerlust. Ähnüche Fest-
stellungen - Unterschiede im Einzelnen, ähnüche Abläufe im Wesentlichen - üeßen sich 
auch für die folgenden Abschnitte treffen. 

Es gibt nun einmal nur wenige Perioden in der deutschen Geschichte, in der das Einzel-
schicksal, genauer: das Verhalten des Einzelnen einen solchen Stellenwer t gehabt hat 
wie in der NS-Zeit, jenem permanenten Ausnahmezustand mit immer neuen existen-
zieUen Anforderungen a n das Gewissen, den Mut und die Opferbereitschaft de r sog. 
kleinen Leute. Diesen hier ein bleibendes Denkmal gesetzt zu haben, ist ein zusätzliches 
Verdienst, das nicht geringer geschätzt werden soUte als der beachtliche wissenschaftli -
che Ertrag dieser Arbeit. 

Hannover Klaus MLYNEK 
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HESSE, Hans und Jens S CHREIBER: Vom  Schlachthof  nach  Auschwitz.  Die NS-Verfol-
gung der Sinti und Roma aus Bremen, Bremerhaven und Nordwestdeutschland. 
Marburg: Tectum Verlag 1999. 343 S. Kart. 29,90 € . 

Der etwas reißerische Titel des hier zu besprechenden Werkes erklärt sich daraus, dass 
in Bremen für die große Auschwitz-Deportation der Sinti im März 1943 eine leerstehen­
de Halle des Schlachthofs als Sammelplatz benutzt wurde. Allerdings beschränkt sich 
die Darstellung von Hesse und Schreiber nicht nur auf diese umfangreichste Aktion ge­
gen die Sinti und Roma im ,,Altreich", auch nicht auf die Stadt oder das Land Bremen, 
sondern ist sowohl räumlich als auch zeitlich weiter gespannt. Inhaltlich stehen vor al­
lem die überregionalen Aktionen gegen die Sinti und Roma in der NS-Zeit im Vorder­
grund: die sog. Aktion „Arbeitscheu Reich" vom Juni 1938, bei der die Sinti und Roma 
nur eine der betroffenen Gruppen waren, dann die beiden Deportationswellen, die sich 
ausschließlich gegen Sinti und Roma richteten: die frühe, zahlenmäßig begrenzte De­
portation ins Generalgouvernement im Mai 1940 und die schon genannte umfassende 
Deportation in das „Zigeunerfamilienlager" in Auschwitz-Birkenau im März 1943, 
schließlich die Bemühungen um die Steriüsation der wenigen Zurückgebüebenen. 
Durch eine umfangreiche Einleitung wird die Verfolgung der Sinti und Roma in der NS-
Zeit nicht nur in die repressive „Zigeunerpoütik" der deutschen Staaten seit dem 19. 
Jahrhundert eingebunden, sondern sie wird darüber hinaus als Höhepunkt einer „bei-
spiellose(n) Verfolgung" (S. 20) gesehen, die mit dem Abschied des Reichstags in Frei­
burg im Breisgau von 1498 eingesetzt und sich durch die Jahrhunderte in zahlreichen 
Edikten niedergeschlagen habe. Es kann hier nicht weiter erörtert werden, inwieweit 
solche Bestimmungen tatsächlich beispiellos sind (schüeßüch finden sich nicht nur in 
den Reichsabschieden und Reichspolizeiordnungen, sondern auch in den landesherrli­
chen Edikten ebenso häufig fast gleichlautende Bestimmungen gegen andere Vaganten­
gruppen), die ständigen Wiederholungen hätten die Verfasser jedenfalls davor bewahren 
müssen, hier naiv die Drohung für die Realität zu nehmen. Statt die „Zigeunerpolitik" 
der Nationalsozialisten als logischen Höhepunkt eines jahrhundertelangen vergeblichen 
Bemühens zu sehen, die Zigeuner wieder loszuwerden, ließe sie sich mit ebenso viel 
Recht als Bruch mit dieser Tradition interpretieren, weil nun zum ersten Mal wirklich 
Emst gemacht wurde mit der in der frühen Neuzeit immer nur proklamierten Absicht, 
die Zigeuner entweder wegzuschaffen oder totzuschlagen. 

Intensiver und gewinnbringender als diese Einbindung in die Vorgeschichte der natio­
nalsozialistischen Zigeunerverfolgung ist die Berücksichtigung der Nachgeschichte. Sie 
wird im Falle Bremens auf drei Ebenen behandelt: der fortdauernden Diskriminierung 
und Schikanierung der Sinti und Roma durch Poüzei und Behörden, der Entnazifizie­
rung und (weitgehend versäumten) Strafverfolgung der Täter und der als „zweite Ver­
folgung" apostrophierten Wiedergutmachungspolitik gegenüber den Sinti und Roma. 
Insbesondere die quantitative Auswertung der Bremer Wiedergutmachungsakten ist ein 
verdienstvolles Unterfangen, auch wenn die Ausführung gelegentlich etwas zu wün­
schen übrig lässt (z. B. S. 133: ein Schaubild, dessen „Ergebnis" nicht nachzuvollziehen 
ist, da alle Bezugsgrößen fehlen). 
Wenig einleuchtend erscheint auf den ersten Blick die räumliche Orientierung der Ar­
beit: Behandelt werden neben Bremen und Wesermünde/Bremerhaven das Land Ol­
denburg, der preußische Regierungsbezirk Aurich („Ostfriesland") und die zum preußi­
schen Regierungsbezirk Stade gehörenden Landkreise Verden und Rotenburg. Die 
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Logik dieser Zusammenstellung erschließ t sich durch die Struktur der Verfolgungsbe-
hörden: Für die Sinti und Roma war traditionell die Kriminalpoüzei zuständig und sie 
blieb das auch über die ganze NS-Zeit hinweg. Zur Zusammenfassung und Effektivie -
rung der „Bekämpfung der Zigeunerplage" (Erlass Himmlers vom 8. Dezember 1938) 
wurden im März 1939 auf Anweisung des Reichskriminaipolizeiamts bei aüen Kriminal-
poüzeüeitstellen „Dienststeüe n fü r Zigeunerfragen" eingerichtet . I n Norddeutschlan d 
gab es nur drei Kriminalpolizeileitstellen in Hamburg, Hannover und Bremen. Das Un-
tersuchungsgebiet der Arbeit deckt sich nun weitgehend mit dem Zuständigkeitsbereich 
des Bremer „Zigeunerdezernats", wobei unklar bleibt, warum zwei Landkreise des Re-
gierungsbezirks Stad e behandelt werden, obwohl di e LeitsteU e auc h für dre i weitere 
Landkreise des Regierungsbezirkes zuständig war sowie für den Kreis Grafschaft Hoya, 
der ebenfaüs nicht behandelt wird. 
Die Orientierung der Untersuchung an einer entscheidenden Organisationseinhei t der 
Verfolgerinstitutionen ha t allerdings den VorteU, mehr als übüch die Täter ins Bückfeld 
zu rücken, und tatsächüch wird hier einige Mühe darauf verwandt, die Beteüigten auf 
der Täterseite zu identifizieren, ihr Verhalten (aüerdings nicht ihre Motive) zu beschrei-
ben und ihr Schicksal nach Kriegsende weiter zu verfolgen. Die enge Verbindung von 
Opferforschung und Täterforschung ist eine der Stärken dieser Arbeit. Eine zweite ist die 
umfassende Erhebung der Quellen in den verschiedenen staatiichen und kommunalen 
Archiven. Die Arbeit zeigt fast mustergültig, was man durch die intensive Auswertung 
der verschiedensten QueUen für die historische Rekonstruktion in einem Bereich errei-
chen kann, für den di e eigentüche n Akten de r Verfolgungsinstanzen durc h die Täter 
selbst oder die Bomben der Alliierten so gut wie vollständig vernichtet worden sind. 
Leider erweist sich das Fehlen dieser Akten doch insofern als entscheidender Nachteil, 
als die Autoren gar nicht versuchen, ihre Darstellung auf die Tätigkeit der Kriminalpo-
lizeileitstelle Bremen zu konzentrieren, sondern als Gliederungsprinzip die verschiede-
nen Gebiete ihrer Zuständigkeit wählen, d. h. ihre Arbeit reiht insgesamt vier chrono-
logische Durchgänge aneinander, zwei ausführiichere - Bremen und Oldenburg mit Ost-
friesland - und zwei kürzere - Bremerhaven und die Landkreise Verden und Rotenburg. 
Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass diese Struktur vor allem durch die an 
den verschiedenen Archiven orientiert e Arbeitsteilun g zwischen de n beiden Autoren 
entstanden ist. Herausgekommen is t dadurch jedenfaUs wenig mehr als eine Buchbin-
dersynthese von zwei recht unterschiedüchen Teilen, zumal die Chance, die eine solche 
DarsteUung immerhin auch hätte bieten können, nämlich wenigstens zusammenfassend 
einen Vergleich der verschiedenen Regionen zu versuchen, von den Autoren nicht wahr-
genommen wird. 
Es liegt auf der Hand, dass bei einer solchen Struktur Wederholungen unvermeidlic h 
sind. Dass darüber hinaus aber auch noch innerhalb der einzelnen Teile häufig Wieder-
holungen auftreten, ist für den Leser ärgerlich; dass sogar ein längerer Quellenauszug in-
nerhalb weniger Seiten (S . 128 f. und 135 f.) zweimal abgedruckt wird, ist unverständ-
lich. Es verweist auf das immer mehr um sich greifende Übel, dass Bücher in kleinen Ver-
lagen überhaupt nicht mehr lektoriert werden. Im voriiegenden Fall kann - zumindes t 
im ersten Teü - nicht einmal Korrektur gelesen worden sein, denn einen Großteil der un-
zähligen Druckfehler hätte selbst das Korrekturprogramm jedes Textverarbeitungspro-
gramms gefunden. Zusätzüch erschwert wird die Lektüre durch den streckenweise ex-
orbitanten Gebrauc h vo n Fußnoten , insbesonder e ganz e Batterie n vo n unnötige n 
„Ebenda"-Verweisen, wo eine Fußnote gereicht hätte. 
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Es is t bedauerlich , das s ein e s o verdienstvoll e Arbeit , i n de r zu m erste n Ma l di e Ge -
schichte de r Verfolgun g de r Sint i un d Rom a i n de r NS -Zeit i n eine r größere n Regio n 
Niedersachsens intensi v un d quellenna h untersuch t wird , durc h solch e formale n Män -
gel nachhalti g beeinträchtig t wird . 

Hannover Hans-Diete r SCHMID 
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DRIEVER, Rainer: Obrigkeitliche Normierung sozialer Wirklichkeit. Di e städtischen Sta-
tuten des 14 . und 15 . Jahrhunderts in Südniedersachse n un d Nordhessen . Biele-
feld: Verl. für Regionalgeschichte 2000 . 279 S. = Göttinge r Forschungen zur Lan-
desgeschichte. Bd. 2. Kart. 24 - € . 

Bei der hier vorgesteüten Veröffentlichung handel t es sich um die leicht überarbeitete 
Fassung einer Untersuchung, die 1997 von der Philosophischen Fakultät der Georg-Au-
gust-Universität zu Göttingen als Dissertation angenommen wurde. Ausgangspunkt der 
Fragesteüung Drievers ist die von Gerhard Oestreich, Norbert Eüas und Max Weber an-
gestoßene und beeinflusste Diskussion, in der die obrigkeitliche Gesetzgebung als Mittel 
zur Sozialdiszipünierung, zu r aktiven Formun g des Untertanenverbandes verstande n 
wird. Diesen Ansatz überträgt der Verfasser von der Neuzeit auf die spätmittelalterü-
chen Städte und nimmt dabei die besonderen Bedingungen, unter denen die städtischen 
Räte - vergliche n mit den Territorialfürsten -  al s Obrigkeiten handelten, in den Bück. 
Der Untersuchungszeitraum reicht vom Anfang des 14. bis Ende des 15. Jahrhunderts, d. 
h. vom Beginn der städtischen Autonomie bis zum Wiedererstarken des Territorialfür-
stentums und seinem letztlich meist erfolgreichen Bemühen, die autonome Steüung der 
Städte aufzubrechen. Für den Raum Südniedersachsen und Nordhessen werden vorwie-
gend edierte Quellen, insbesondere die Statutenpublikationen des 19. und 20. Jahrhun-
derts ausgewertet. Dabei konzentriert sich der Verfasser auf die zeitlich späteste Gruppe 
von Regelungen, die nicht grundlegende (Sicherung des innerstädtischen Friedens, Erb-
recht u.a. ) ode r organisatorisch-technisch e Bestimmunge n (Abfallordnungen , Bau -
recht), sondern Regeln für den gesellschaftlichen Bereich betreffen. Auf diese Weise wird 
die auf die Entstehungsphase folgende Ausbaustufe der sich festigenden städtischen Ge-
sellschaft des Spätmittelalters in den Blick genommen. 
Die Untersuchung der Statutenentwicklung zeigt die Gemeinsamkeiten und Unterschie-
de innerhalb des Zeitraumes von 200 Jahren. Ziel des Verfassers ist es dabei zu zeigen, 
dass die Entwicklung, Veränderung und Fortschreibung der Statuten hauptsächlich re-
aktiv ist und als Antwort auf die Veränderung der städtischen Lebensumstände erfolgt. 
Das unterscheidet die städtischen Statuten von den seit dem Ende des 15. Jahrhunderts 
entstehenden landesherrliche n Polizeiordnungen , di e mi t eine m vorausschauenden , 
umfassenden Rechtssetzungs- und Rechtslenkungsanspruch antraten, sich inhaltlich al-
lerdings häufig an den städtischen Statuten orientierten. Die in den verschiedenen Städ-
ten gefundenen Regelungen zu einzelnen Themen werden vergleichend nebeneinander 
gesteüt, so dass der Leser einen guten Überblick erhält. Auf eine vertiefende Analyse der 
gegenseitigen Abhängigkeite n de r Statuten bzw. de r Gründe für di e unterschiedlich e 
Entwicklung in bestimmten Städten verzichtet der Verfasser. 
Als Antwort auf gesellschaftliche Entwicklungen und Missstände beschreiben die Statu-
ten in gewisser Weise die gesellschaftliche Wirklichkeit der spätmittelalterlichen Städte, 
wobei davon auszugehen ist, dass sie umso wirklichkeitsnaher sind, je mehr sie in der 
Regelung bestimmter Feste oder volkstümlicher Bräuche ins Einzelne gehen. Gleichzei-
tig sin d die Statuten allerdings kein reiner Spiegel der Wirklichkeit. Dem Verfasser ist die 
Schwierigkeit de s Umgangs mit normativen Quellen , das Auseinanderklaffen vo n ge-
setzter Regelung und gesellschaftlicher Wirklichkeit , bewusst. Dass er daraus die Kon-
sequenz zieht, sich - mi t der Ausnahme der Göttinger Spielordnungen -  au f den nor-



Rechts-, Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte 361 

mativen Rahmen zu beschränken und auf eine Untersuchung der tatsächlichen Wirk-
samkeit, der Umsetzung der Regelungen zu verzichten, ist bedauerlich. Hier hätte mehr 
Fleisch bei den Knochen dem Werk gut getan. 
Driever beginnt seine Untersuchung mit einer ausführlichen Erörterung der Frage, wie 
die Statuten das Problem der Legitimität der städtischen Obrigkeit lösen. Dabei arbeitet 
er den „Gemeinen Nutzen" als legitimierenden Rahmen der städtischen Gesetzgebung 
heraus, dessen scholastisches Konzept in der Praxis der städtischen Gesetzgebung aller-
dings meist auf das Motto „Gemeinnutz geht vor Eigennutz" reduziert ist. Es folgen die 
Bestimmungen zu einzelnen Festen wie Hochzeit, Taufe, Kindbettfeiern, Begräbnis und 
Klosterfahrt, de m festlich begangene n Eintrit t in eine geistlich e Institution , zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung , zur Regelung der „Sittsamkeit" 
und zum Schutz von Kirche und Religion. 
Ansatzpunkt der städtischen Obrigkeiten bei der Regelung des Spielwesens - a m weite-
sten verbreitet war das Würfelspiel - war die Gewinnmöglichkeit. Die meisten der vom 
Verfasser untersuchte n Städt e verfolgte n gegenübe r de m Glücksspiel da s nüchterne 
Ziel, nicht das Spie l grundsätzüch zu verbieten, sondern seine schädlichen Folgen zu be -
grenzen: Festsetzung von Einsatz- und Gewinnobergrenzen, deren schrittweise Anhe-
bung, härter e Bestrafun g de r Spielveranstalter , Verfolgun g de r Geldverleiher , di e 
Glücksspiel ers t ermögüchten . S o spiegeln sich die jeweüs neuen Ausformungen des 
Glücksspielbetriebes in den Versuchen der nacheinander erlassenen Spielordnungen , 
darauf zu antworten. Eine Durchsicht einzelner Jahrgänge der Göttinger Kämmereire-
gister des 15. Jahrhunderts auf die Zahl der mit Bußgeldern belegten Spieler zeigt aüer-
dings keinen Zusammenhang mit den Strafverschärfungen de r Statuten. Die Verbote 
hatten keinen erkennbaren Einfluss auf das Spielverhalten der Stadtbevölkerung. 
Der Verfasser hat mit seiner sehr solide erarbeitete n und detailreichen Untersuchun g 
eine wichtige Grundlage und Ausgangsbasis geschaffen, durch die weiterführende For-
schungen zu r spätmittelalterlichen städtische n Geseüschaf t i n Norddeutschland ers t 
möglich werden. Die trotz ihres „trockenen" Stoffes flüssig und gut lesbar verfasste Stu-
die wird durch ein zuverlässiges Register erschlossen. 
Göttingen Erns t BÖHME 

SCHMIDT-SALZEN, Wolf-Nikolaus: Die Landstände  im  Fürstentum  Lüneburg  zwischen 
1430 und  1546.  Bielefeld: Verl . für Regionalgeschichte 2001 . 269 S. = Göttinge r 
Forschungen zur Landesgeschichte. Bd. 4. Kart. 24,- €. 

Das Erklärungsmodel l vo m Dualismus zwische n Landesfürste n un d Ständen is t nun 
auch, was das Fürstentum Lüneburg angeht, ad acta zu legen. Das ist die Quintessenz 
dieser Göttinger Dissertation des Jahres 2000, die unter Betreuung durch Emst Schubert 
entstand und zum größeren Zusammenhang der Erforschung des spätmittelalterlichen 
und frühneuzeitiichen Ständewesen s ehren neuen Baustein hinzufügt. An die Steüe ei-
nes Duaüsmus , wie ihn die Forschung sei t dem 19. Jahrhundert zunächs t vermutete, 
dann postulierte und schüeßüch nachzuweisen versuchte, tritt die nüchterne Feststel -
lung, dass die Stände neben dem Fürsten Machtpolitik zur Förderung eigener Interessen 
betrieben, dass sie aber keine im Verfassungssystem begründete Oppositionsrolle wahr-
nahmen. 
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Der Abschied von eingeführten, allein durch ihr Alter vermeintlich wohlbegründeten 
Anschauungen verfassungs- und landesgeschichtlicher Forschung fällt schwer, aber er 
wurde vorbereitet: durch erste Kritik am Dualismusmodell durch Gerhard Oestreich seit 
den siebziger Jahren, durch Fallstudien zu einzelnen Territorien schon seit den sechziger 
Jahren (nicht zuletzt in der Dissertation des jetzigen Doktorvaters zu den Würzburger 
Landständen) und durch jüngste Kanonisierung der Kritik in Einführungen, Handbü­
chern und Lehrbüchern, wiederum nicht zuletzt durch Emst Schubert. Nimmt man die­
se Kritik insgesamt, dann ist es zwar plakativ, aber keineswegs übertrieben, vom Dua­
lismus als von einer „Fiktion" zu sprechen und damit wenn schon nicht über früheren 
Fallstudien, so doch insgesamt über dem Modeü den Stab zu brechen. 
Das ist der Hintergrund, vor dem Schmidt-Salzens Arbeit gesehen werden sollte. Was er 
zusammenträgt, ist folgerichtig auf die zentralen Bereiche ständischer Interessen, stän­
discher Politik, kurz: ständischer Interessenpoütik bezogen. In neun Kapiteln geht er 
seinen Leitfragen nach (S. 131). Eine Einleitung (S. 11-19) bringt die obligate Einfüh­
rung in Erkenntnisinteresse, Forschungsstand und Quellenlage. Vf. kann auf einer Fülle 
von Quellen aufbauen, nicht zuletzt der 1794 erschienenen Sammlung der Landtagsab­
schiede durch Jacobi; ungedruckte QueUen werden aus der weifischen Zentralüberüe-
ferung sowie aus der Stadt Lüneburg hinzugezogen (dazu siehe unten). Die folgenden 
Kapitel untersuchen die Entwicklung der Landtagstätigkeit (S. 20-35), der Steuern 
(S. 36-60) sowie der drei lüneburgischen Stände (Prälaten, Adel, Städte), ihrer Zusam­
mensetzung und ihrer Aktivitäten (S. 61-118). In einer Art Zwischenbüanz leitet 
Schmidt-Salzen daraus allgemeine Feststellungen über „Die ständische Entwicklung im 
Fürstentum Lüneburg im 15. und frühen 16. Jahrhundert" ab (S. 119-142). 
Einen weiteren Untersuchungskreis beginnt er sodann mit einem Kapitel über „Das Ver­
hältnis des Herzogs zum Reich" (S. 143-160), in dem er zeigt, wie wenig das geläufige 
Epitheton vom „königsfernen" Norden ungeprüft übernommen und auf einen so hete­
rogenen Zeitraum wie die Jahrzehnte zwischen 1430 und 1546 angewandt werden sollte. 
Nach den „Parteinahmen der Stände" bei den innerfamiliären Auseinandersetzungen 
der Weifen um die Landesherrschaft im Fürstentum zu fragen (S. 161-191), lässt den Re­
gierungsantritt Herzog Emsts, die Abfindung Herzog Ottos und den Versuch einer Lan­
desteilung zugunsten des Herzogs Franz in durchaus neuem Licht erscheinen. Schließ­
lich fragt Vf. zu Recht nach den Auswirkungen der Reformation auf die Stände (S. 192-
214), beschreibt den bekannten Vorgang der Entmachtung der Prälaten, den - weniger 
bekannten, wenngleich zu erschließenden - Folgevorgang zusätzlicher Belastung des 
Adels mit Krediten, Bürgschaften u.a. und äußert sich dabei unter der Überschrift 
„Schuldentilgung, Herrschaftsnitensivierung oder Reformation des Glaubens?" (S. 207-
211) auch zur hinreichend oft gestellten, meist aber eher plakativ beantworteten Frage 
nach den Motiven der Landesherren für die Einführung der Reformation. Ein abschlie­
ßendes Kapitel ordnet die Entwicklungen der lüneburgischen Landstände in Vorgänge 
anderer deutscher Territorien ein (S. 215-239) und räumt dabei nicht zuletzt - und dan­
kenswerterweise - mit dem Vorurteil einer ubiquitären Phasenverzögerung in der Ver­
fassungsentwicklung norddeutscher Territorien gegenüber Süddeutschland auf. 

Was ist der wesentliche Erkenntnisgewinn der Dissertation? Die quellengestützte Argu­
mentation gegen das Dualismusmodell steht sicherlich an erster Stelle auf der Haben­
seite. Es sind Feststellungen wie die, dass die Stände zwar über Gewährung, Festsetzung 
und Zahlung von Beden, Steuern und ähnlichen Abgaben mitzubestimmen trachteten, 
dass sie aus ihrer Mitbestimmung aber keinerlei weitergehende Forderungen über poli-
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tische Mitbestimmun g i m Allgemeine n ableiteten , di e vo r manc h kurzschrittige r Folge -
rung im Sinn e de s Dualismusmodells warnen sollten . Die Differenzierun g de s Ausmaße s 
ständischer Mitwirkun g unte r de n Prälate n un d Städte n schein t nu n noc h sichere r z u 
sein al s bisher: Dass Lünebur g ein e Sonderroll e behauptete , war im Grundsat z bekannt ; 
wie weit si e ging, wird gerade aus dem Vergleich mi t den kleineren Städte n ers t in volle m 
Umfang deutlich . 

Wichtig sind Schmidt-Salzens Ergebniss e auch , was da s Verhältnis des Territoriums zu m 
Reich angeht . E s gib t ein e gewiss e Forschungstraditio n i m weifische n Niedersachsen , 
nach der dieses Verhältnis i m 16 . Jahrhundert allei n unter religionspolitischen Gesichts -
punkten ein e Untersuchun g lohne . Das s di e Frage n von Reichssteuern , Reichsmatrikel n 
und Reichskreise n nich t wenige r vo n Interess e sind , is t ei n nich t z u unterschätzende r 
Ertrag der vorliegenden Arbeit . Schließlic h war die Roll e des Adels in den Jahren de r Re-
formation z u bedenken. O b es um di e Abteilung des Harburger Herzogs Otto , um die an-
gestrebte Landesteilun g mi t de m Gifhome r Fran z geht , u m di e Frag e de r Kreditierun g 
der notorisc h i n Geldnöte n steckende n Landesherren : Überal l wir d deutlich , das s ei n 
steigendes Ausma ß adlige r Mitwirkun g a n de n Geschicke n de s Lande s -  wohlgemerkt , 
unterhalb de r Schwell e zu r dualistische n Teilhab e -  auc h steigend e Pflichte n mi t sic h 
bringt, nich t zuletz t i n finanzielle r Hinsicht . Nac h 1527/3 1 wurd e de r Herzo g fü r de n 
Adel zwa r z u eine m sicherere n Schuldne r al s vorher (S . 210f.) , abe r auc h jetz t musste n 
die erwünschte n Kapitalie n ode r verordnete n Steuer n ers t einma l aufgebrach t werden . 

Natürlich bleibe n auc h nac h de r Lektür e de r Arbeit Desiderat e offen . Wi e fas t jede r ge -
lungene Forschungsbeitra g öffne t auc h dies e Dissertatio n de n We g z u neue n Fragestel -
lungen: We r eigentlic h ware n di e treibende n Kräft e i n „den " Ständen ? Wi e wei t gehe n 
(familiäre, wirtschaftliche ode r sonstige) Verbindunge n Adlige r untereinander? Sin d ad -
lige Prälate n de n weltliche n Familienangehörige n völli g entfremde t ode r bestehen auc h 
dort Verbindunge n weiter ? Gib t e s Konzentratione n be i de r Beteiligun g de s Adel s a n 
ständischer Politik ? Da s knapp e Verzeichni s Adlige r al s Landtagsteilnehme r bi s 152 0 
(S. 24 4 f.) hilf t hie r nicht weit genug . Wäre -  u m ei n wesentlich umfangreichere s Projek t 
ins Gespräc h z u bringe n -  nich t auc h ei n „Personenstaa t de s Fürstentum s Lüneburg " 
wünschenswert, wi e ih n vo r Jahrzehnte n Demand t fü r di e Landgrafschaf t Hesse n vor -
gelegt hat ? 

Die Arbei t zieh t nu r i n eine m Punk t nennenswert e Kriti k au f sich : Di e Wiedergab e un -
gedruckter Textvorlagen un d ihr e Verarbeitung i m Inde x sin d alle s ander e al s fehlerfrei . 
Da findet  sic h „he r Ludelen e t o Sut e Mychael e binne n Luneborg" , w o e s u m de n Ab t 
„Ludeleve t o sunt e Mychaele " geht (S . 10 2 Anm. 229) , d a wird a n gleicher Stell e „Eher -
de vo n Wustrow " genannt , desse n Vornam e al s „Gherde " z u lese n ist , d a erschein t de r 
Adlige „Frant z Syorke " (S . 157) , in Wahrheit au s der Familie (von ) Spörcke , d a wird au s 
der Monatsangab e „novembris " fehlerhaf t „nottembris " (S . 16 0 Anm . 75) , schließlic h 
führen Lesefehle r soga r zu r Erfindun g vo n Schlos s un d Am t „Meiseburg " (S . 264) , w o 
richtig „Moisburg" gemeint ist , usw. usf. Keine r dieser Fehler ist wirklich sinnentstellend , 
sondern si e lasse n sic h mi t einige r Phantasi e all e richtigstellen , abe r i n eine r s o star k 
auch personengeschichtlich e Informatione n enthaltende n Arbei t dar f e s nicht sein , das s 
sich ers t de r Lese r beispielsweis e di e getrennte n Registerpositione n „Torney , Bodert " 
und „Torney , Godert " (S . 268) bzw . „Wustrow , von , Erhard " und „Wustrow , von , Gerd " 
(S. 269 ) z u eine r Perso n zusammenziehe n ode r i n di e verunglückte n Lemmat a zu r Fa -
milie vo n Plat o Ordnun g bringe n mus s (S . 265) , be i welche r Gelegenhei t ma n mi t „Ra -
dobe" stat t „Rabodo " un d „Vynam " stat t „Vivian " von Plat o konfrontier t wird . 
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Trotz dieser Kritik handelt es sich in den wesentlichen Punkten um eine gelungene Ar-
beit. Die durchweg spürbare Ausrichtung an einer Leitfrage, die Systematik der Durch-
führung und die klare Aufeinanderfolge der Argumentationsschritte sind unstreitige Po-
sitiva der Dissertation. Sie bereichert die Kenntnis eines wichtigen Feldes der spätmit-
telalterüchen und frühneuzeitlichen Geschicht e de s Fürstentums Lüneburg erhebüch. 
Sie zeigt schüeßüch, wie notwendig und sinnvoü es sein kann, eingefahrene Epochen-
grenzen zu überschreiten, wenn es um Fragen auch der Verfassungsgeschichte geht, mit 
der im Mittelalter wie in der Frühen Neuzeit immer auch in erheblichem Umfang Sozi-
algeschichte verbunden ist. 
Osnabrück Thoma s VOGTHERR 

NIPPERT, Klaus : Nachbarschaft der Obrigkeiten. Zu r Bedeutun g frühneuzeitiiche r 
Herrschaftsvielfalt am Beispiel des Hannoverschen Wendlands im 16. und 17. Jahr-
hundert. Hannover: Hahn 2000. 367 S. mit 1 Kt. = Veröff. der Historischen Kom-
mission für Niedersachsen und Bremen. Bd. 196. Geb. 26,50 €. 

Als Göttinger Dissertation legt Klaus Nippert eine Untersuchung über die alltägüchen 
Probleme de s nachbarschaftlichen Zusammenleben s verschiedene r Obrigkeite n im 
Hannoverschen Wendland de r frühen Neuzei t vor . Di e inhaltüchen Konture n dieser 
stark rechtshistorisch orientierten Arbeit werden anhand der Fragen deutlich, die in der 
Einleitung gesteüt werden und deren Beantwortung sich der Verfasser als Forschungs-
aufgabe vornimmt. Traditionell hatte die historische Forschung, so der Vf., sich bis dahin 
eher mit „großen Strukturen" als mit alltäglichem Leben beschäftigt, wenn es um die Ge-
schichte einzelne r Landesherrschafte n ging . Vor aUem bei de r Forschung zur Entste-
hung des modernen Staates galten die Fragestellungen eher der „Verdichtung einzelner 
Herrschaftsrechte zu einheitlicher Flächenherrschaft" (S. 11) und damit der Entstehung 
staatlicher Institutionen de s modernen Staates . Fragen des alltäglichen Umganges der 
Zeitgenossen mit den Obrigkeiten, unter denen sie lebten und die sie umgaben, wie sie 
mit Urnen zurechtkamen, blieben nach Feststellungen des Vf.s ebenso außerhalb des In-
teresses wie Untersuchungen zum nachbarschafüichen Zusammenleben der verschiede-
nen Obrigkeite n im Alltag. Di e vorüegend e Arbei t wül deshal b nicht de r „vertikalen 
Schichtung", sondern der „horizontalen Herrschaftsvieüalt" nachgehen und dabei ver-
suchen, die Geschichte größerer Strukturen mit Ansätzen zu verbinden, die auf die Er-
forschung „kleinerer Einheiten" gerichtet sind, also der Alltags- und Mikrogeschichte. 
Erkenntnisleitende Fragen sind hierbei berechtigterweise ganz auf den Aütag ausgerich-
tet: Wie hat die uferlose Zerspütterun g in kleine und kleinste Herrschafte n i m Alten 
Reich funktionieren können? Wie sahen die verborgenen Regeln des Zusammenlebens 
dieser vergangenen Welt aus? 

Untersuchungsgebiet is t das Hannoversche Wendland , da s mit den Ämtern Dannen-
berg, Hitzacker, Lüchow und Wustrow, dazu mehr als 20 Adelsherrschaften di e nötige 
Gemengelage an Obrigkeiten bietet, Untersuchungszeitraum die Zeit von der Mitte des 
16. Jahrhunderts bis 167 1 (Ende der Dannenberger Erbteilung) . Als Grundlage für die 
weitere Arbeit bietet der Vf. zunächst eine Herrschaftsgeschichte de s Wendlandes seit 
dem Spätmittelalter. 
Nippert konzentriert die Untersuchung auf die Gerichtsbarkeit, wie sie durch die Lokal-
gewalten ausgeübt wurde, und auf die Probleme der Wahrung der grundherrschaftlichen 
Rechte, die allen Herrschaftsträgern ein gemeinsames Anliegen bedeutete. Dabei geht er 
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der alltäglichen Zusammenarbeit der Obrigkeiten nach, zunächst, wie sie den normati-
ven Texten der Amtsordnungen oder Stadtrechte vorschwebt, später mit vielen Beispie-
len aus der Praxis der gegenseitigen Rechtshilfe, die - vor allem im Hauptteil „Nachbar-
schaft der Obrigkeiten" (einem Terminus der Quellen) - i n strenger und bis ins Detail 
führender Systematisierung der Problemfelder vor dem Leser ausgebreitet werden. 
Inhaltlich sind dies Rechtsvorgänge um Hau s und Hof , Dorf, Feldmark und Straße, nach 
der Gerichtsverfassung geordne t Verfahren de r hohen un d niederen Gerichtsbarkeit , 
wobei Unzuchtsdelikte Kompetenzstreitigkeite n auslösen , weil ihre Zuordnung unter-
schiedlich gesehen wird. 
In den Ergebnissen der Untersuchung zeigt sich zunächst eine Gleichrangigkeit der agie -
renden Obrigkeiten, die sich später zugunsten der weifische n Zentrale verschiebt. Wenn 
sich die Obrigkeiten im Schriftverkehr al s „Nachbarn" bezeichnen, dann ist dies nicht 
allein räumlich zu verstehen, sondern hat gewissermaßen adhortativen Charakter inso-
fern, als mit dem Aufruf zur Rechtshilfe des Nachbarn stets gemeinsame Interessen im 
Hintergrund stehen, also unausgesprochen das Prinzip der Gegenseitigkeit zugrunde ge-
legt wird: Ohne dieses Prinzip, das aüerdings in der Ausführun g erhebliche Defizite zeig-
te, wa r die eigene Herrschaft der einzelnen Lokalgewalten nicht zu sichern, die Zusam-
menarbeit blieb aber trotzdem schwach ausgebildet. 
Dass die Herrschaftsvielfalt de m Untersassen Triimpfe in die Hand spielte, lag an der 
Gemengelage der einzelnen Herrschaftsgebilde, die bis in das einzelne Dorf mit seinen 
verschiedenen Grundherrschafte n hineinreiche n konnte . Di e Flucht de s Missetäters 
über die kaum entfernte Grenze, ja selbst auf den benachbarte n Hof mit andere r Grund-
herrschaft konnte ihm Handlungsfreiheit wiedergeben: Der Verlust eines Steuerbürgers 
oder die Drohung, einen Hof aufzugeben, waren Druckmittel genug gegenüber der ei-
genen Obrigkeit. Das häufige Geleit zu Verhandlungen zeigt sich als selbstverständlicher 
Alltag, im Vergleich eher milde Geldbußen sind häufige Sühne bei der Regelung eines 
Verstoßes. Insofern bot die Herrschaftsvielfalt de m Untersassen erheblich e Chancen , 
auch im Vergleich der Lebensbedingungen unter verschiedenen Obrigkeiten. 
Umfangreiche Anhänge mit Urkunden über Besitzveränderungen von Grundherrschaf-
ten und über die Grundherrschaften un d die Gerichtsbarkeit vo n Adel, Städte n und 
geistüchen Herren im Untersuchungsgebiet, normative Texte im Wortlaut und Nachwei-
sungen zur Behandlung von Tötungsdelikten ergänzen die Untersuchung. Neben dem 
üblichen Quellen- und Literaturverzeichnis erschließ t ein Ortsregister den Band. Eine 
beigelegte Karte dokumentiert Lage und Eigentümer der Grundherrschaften i m Wend-
land des späten 17 . Jahrhunderts. 
Uelzen Hans-Jürge n VOGTHERR 

Rechtsquellen aus  den  hannoverschen  Landen  1501  bis 1803.  Ein Verzeichnis als Bei-
trag zu r Alltagsgeschichte. Nac h de n Beständen de r Niedersächs. Landesbiblio -
thek bearbeitet von Reinhard O BERSCHELP. Hameln : CW Niemeyer 1999 . 3 Teile . 
1136 S . =  Veröff . de r Niedersächsischen Landesbibliothek . Bd . 17, 1-3 . Kart. 
98 - €. 

Mit ihren beiden Reihen „Kleine Schriften" und „Veröffentlichungen" hat sich die Nie-
dersächsische Landesbibliothek ein zeitgemäßes Forum für Arbeiten geschaffen, die in 
enger Beziehung zu den Beständen bzw. zu Veranstaltungen der Bibliothek entstanden 
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sind. Damit kann und will sie zugleich einer breiteren Öffentlichkeit Einblick e in ein-
zelne ihrer Tätigkeitsfelder und in (oft entlegene) Bestände vermitteln. Für beide Reihen 
wird - de m Rang der Landesbibliothek angemesse n -  Wissenschaftlichkei t postuüert . 
Dass der Bezug auf Niedersachsen im Vordergrund steht, ist durch Herausgeberschaf t 
und Zielsetzung der Reihen vorprogrammiert. Dass jedoch in der Titelüste, wie sie bis 
jetzt vorliegt, landesgeschichtüche Theme n dominieren , erschein t doc h nich t in glei -
chem Maße selbstverständüch. Der Umstand geht ersichtüch auf die Person R. Ober-
schelps zurück, Historiker und langjähriger Bibüothekar an der Landesbibüothek. Er ist 
Initiator und mit seinen Beiträgen zugleich tragender Pfeiler der beiden Publikationsrei-
hen. Ihm ist auch das hier anzuzeigende Verzeichnis zu verdanken. 
Auch mit diesem Verzeichnis verfolgt der Bearbeiter zunächst und aüererst das Ziel der 
Erschüeßung vo n Altbestandsteüe n seine r Bibüothek . Si e verwahr t ein e beachtüch e 
Gruppe von Sammelbänden, die unter einem fingierten Sachtitel jeweils eine mehr oder 
weniger große Zahl von Kleinschriften zusammenfassen . Oberschel p hat sie in einem 
früher herausgegebenen Übersichtsverzeichnis („Sammelbände im Altbestand der Nie-
dersächsischen Landesbibüothek" , 1996 ) kurz beschrieben. Aus diesem Bestan d sind 
hier neun ausgewählt worden, die gedruckte, z. T. auch handschriftüche (Voü-)Texte von 
Landes(ver)ordnungen, Gesetzen, Ausschreiben pp. enthalten. Ihr Inhalt im Einzelnen, 
Stück für Stück, war bisher nirgends katalogmäßig erfasst worden. Diese Aufgabe hat 
sich Oberschelp nunmehr vorgenommen, glaubte aber, sich nicht darauf beschränken zu 
sollen. Zur Ergänzung hat er ältere und - i n minimaler Auswahl - auc h jüngere Druck-
werke ausgewertet, vor allem die in der Rechtspraxis des 18 . und 19 . Jahrhunderts als 
Standardwerke benutzte n un d verbreitete n hannoversche n Verordnungssarnmlunge n 
wie di e halboffiziellen „Chur-Braunschweig-Lüneburgische n Landes-Ordnunge n un d 
Gesetze" und die mehrbändigen Privatsammlungen von Ebhardt, Spangenberg, Willich 
und anderen. Das in ihnen veröffentlichte reiche Material, in das vorliegende Verzeich-
nis eingearbeitet, hat den Stoff auf stattliche rund 12.000 Stücke anwachsen lassen, von 
denen nur knapp die Hälfte mi t Signaturen der Landesbibliothek nachgewiese n sind. 
Diese Grundlagenverbreiterung und Stoffvermehrung ha t auch den Charakter des Ver-
zeichnisses beeinflusst: es greift über die Bestände der Landesbibliothek hinaus; es weist 
femer nicht allein Volltexte nach, sondern übernimmt aus den gedruckten Sammlungen 
auch bloße Erwähnungen von Rechtsverordnungen (andererseit s können solche bloße 
Erwähnungen mit Volltexten in den ausgewerteten Sammelbände n belegt werden); es 
integriert neu erschlossene Queüen in einen großen, indes nicht abgeschlossenen Kom-
plex relativ gut zugängücher Quellen gleicher Thematik. Die Thematik wird vom Titel 
mit „RechtsqueUen" nicht ohne Grund sehr allgemein angesprochen. In der Hauptsache 
handelt es sich aber um Rechtsvorschriften in breiter Fächerung von Urheber, Adressat, 
Entstehungsgrund, Inhalt und Bezeichnung. 
In diesem Zusammenhang verspricht ein Vergleich mit einem Verzeichnis aufschluss -
reich zu sein, das Walter Petersen geraume Zeit vorher aus den Beständen der Herzog 
August Bibliothek zu Wolfenbüttel erarbeitet hat („Verzeichnis der Einbiattdrucke und 
Handschriften aus dem Rechtsleben des Herzogtums Braunschweig-Lüneburg", 2 Bän-
de, Wiesbaden 1984, = Repertorien zur Erforschung der frühen Neuzeit, Bd. 9). Die Pu-
blikation mag anregend auf Oberschelp gewirkt haben, ist von ihm jedenfaüs „in Aus-
wahl" berücksichtigt worden. Petersens primäres Ziel war gleichfalls die Erschließung 
eines Bibliotheksbestandes ; auch er hielt eine Ergänzung aus anderen Bestände n für 
notwendig und hat, ungeachtet des Problems der Auswahl und Abgrenzung im Einzel-
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nen, nac h weitere n gedruck t ode r handschriftlic h überlieferte n Rechtsquelle n (verstan -
den al s Rechtsvorschrifte n i m weiteste n Sinne ) gesucht , dabe i jedoc h de n Bereic h ein -
schlägiger Beständ e de r Herzo g Augus t Bibliothe k nich t verlassen . I n diese m Rahme n 
konnte e r immerhi n 611 5 Stück e (of t i n mehrfache r Überlieferung ) au s de r Zei t 1418 -
1807 nachweisen . Di e Zah l beleg t di e gut e Quellenlag e de r Wolfenbüttele r Bibliothek ; 
sie wir d freilic h vo n de r fas t dreima l s o große n Sammlun g de s Staatsarchiv s i n Wolfen -
büttel noc h übertroffe n (ein e Konkordan z z u ih r bei Peterse n i m Anhang) . Das s di e be i 
Petersen nachgewiesene n Rechtsvorschrifte n trot z de s umfassenderen Titel s im Wesent -
lichen da s Fürstentu m Woüenbütte l un d di e Stad t Braunschwei g betreffe n ode r vo n ih -
nen herrühren , kan n al s Folg e de r Konzentration au f die Bibliotheksbeständ e nich t wei -
ter überraschen . 

Von Petersen s Bibliotheksrepertoriu m unterscheide t sic h als o Oberschelp s Verzeichnis , 
wie ma n sieht , durchau s un d dami t is t nur entfern t ei n Qualitätsunterschie d verbunden . 
Denn be i de n Sammelbände n de r Landesbibliothek ha t Oberschelp di e gleiche Erschlie -
ßungsarbeit geleiste t wie Petersen . Ihr e Ergebnisse werden nur gleichsam überlagert un d 
in de n Schatte n gesteü t durc h di e kumulierend e Auswertun g jener Druckwerk e un d di e 
aus ihnen gewonnen e weitau s größer e Zah l de r Nachweise. Hierunte r findet  ma n i n de r 
Regel auc h de n erwünschte n Volltext , abe r ebe n auc h blo ß Erwähnunge n (i n For m vo n 
Regesten), Hinweis e ode r Zitate . Dies e führe n dan n of t nicht weiter. Immerhi n wird de r 
Benutzer, der den Text einer wolfenbüttelschen Verordnun g sucht , dann , wenn di e Sam -
melbände de r Landesbibliothe k keine n biete n (si e enthalte n durchau s auc h solche) , un -
ter Umstände n au f da s Repertoriu m vo n Peterse n un d dami t au f ein e Signatu r de r Au -
gustana verwiese n -  nich t gerad e ei n direkte r Weg z u eine m Quellentext . Das s de r Tite l 
des Oberschelpsche n Verzeichnisse s wolfenbüttelsch e Rechtsquelle n eigentlic h ga r 
nicht vermute n lässt , steh t au f e ine m andere n Blatt . 

In seine m feste n Regestenschema , i n de m di e Stück e verzeichne t sind , ha t Oberschel p 
freilich de r territorialen Differenzierun g durchau s Rechnun g getrage n un d i n eine r eige -
nen Rubri k de n räumliche n Geltungsbereic h de r einzelnen Rechtsvorschrift , sowei t die s 
möglich war , bestimmt. Di e übrige n Rubrike n sin d au f da s Notwendige beschränkt : Da -
tum, Bezeichnung de s Dokuments , Urhebe r ode r Aussteller, Inhal t in knapper Beschrei -
bung (of t nur Stichworte) , Fundor t (Quelle) , ggf. mi t Signatur der Landesbibliothek. An -
ders al s bei Petersen , de r seine inhaltlic h entsprechende n Angabe n au f vier Spalte n ver -
teilt, werden di e Rubriken durch Einzüge und Schrägstrich e voneinander getrennt. I n der 
chronologischen Anordnun g de r Stücke stimmen beide Verzeichnisse wieder überein, für 
historische Findmitte l diese r Art sicher das bessere Ordnungsprinzip al s die Gruppierun g 
nach Materien , di e von de n angeführte n alte n Verordnungssammlungen bevorzug t wor -
den wa r un d i m praktische n Rechtslebe n vo n Vortei l gewese n sei n mochte . 

Bei eine m derar t umfangreiche n Stof f sin d ausführlich e Registe r unverzichtbar . Fü r si e 
hat Oberschelp angemesse n un d benutzerfreundlich de n dritten Band reserviert . Genau -
er gesagt handelt e s sich um ei n breit angelegtes Einheitsregister , da s neben Sachbegriffe n 
auch Orts- und Personennamen , nich t jedoch die Namen de r Fürstlichkeiten enthält . Au s 
den beigegebene n Tabelle n lasse n sic h jedoc h di e Regierungszeite n de r weifische n un d 
sachsen-lauenburgischen Herzög e un d di e vo n ihne n jeweil s beherrschte n Territorie n 
unschwer ersehen . Etwa s unerwarte t beschließ t ei n 16-seitige s Nachwor t diese n Band , 
Es führ t de n Lese r bereits au f de n We g eine r ansatzweise n Auswertun g de s zuvo r ange -
sammelten Materials . Unte r de m Leitthem a de r Alltagsgeschicht e werde n Quellenaus -
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sagen zu bestimmten signifikanten Sachbegriffen wie Steuern, Amtsverwaltung, Kirche, 
Militär, bäuerliches Leben, Ackerbau, Handwerk und andere mehr herausgearbeitet. 
Oberschelp ha t seine m Verzeichni s di e Zweckrichtun g eine s Beitrag s zu r Alltagsge-
schichte ausdrücklich im Untertitel mitgegeben (ein ihm vertrautes Thema, vgl. diese Zs. 
Bd. 56,1984, S. 323) und am Schluss gleich selbst den Beweis angetreten, dass es in die-
ser Richtung seine n gute n Nutze n entfalte n kann . Darübe r hinau s is t aber auch ei n 
brauchbares Nachschlagewerk für jedwede landesgeschichtliche Fragestellung entstan-
den, die auf Rechtsvorschriften de s 16. bis 18. Jahrhundert der „hannoverschen Lande" 
zurückgreifen muss . Unter diesem Aspekt mag man zwar den nicht ganz homogenen 
Charakter des Verzeichnisses und die insgesamt recht willktiriiche Auswahl der ausge-
werteten Druckwerke bedauern, vom Fehlen auch nur eines Hinweises auf archivische 
Überlieferungen (z . B. im Niedersächsischen Hauptstaatsarchi v Bestand Cal. Br. 23b) 
ganz zu schweigen. Doch findet der Benutzer den Fundus althannoverscher Rechtsver-
ordnungen in erstmaüger Zusammenfassung hie r verzeichnet un d nachgewiesen . O b 
das Verzeichnis nur „ein Anfang" sein und einmal durch ein sachlich irgendwie vollstän-
diges und regional weiter gefasstes Werk überholt werden wird, wie Oberschelp es sich 
erhofft, mag dahingesteüt bleiben. Jedenfaüs mussten der oder wohl eher die Bearbeiter 
eines solchen Verzeichnisses ein gerütteltes Maß an Fleiß und Zeit aufwenden, um über 
das von Oberschelp (und das von Petersen) nicht bloß marginal hinauszukommen. 
Wennigsen Christop h GIESCHEN 

KRUSE, Horst: Stände und  Regierung  - Antipoden?  Die  calenberg-göttingschen  Land-
stände 1715-1802.  Hannover: Hahn 2000. 352 S . m. Abb. u. Tab. = Quelle n und 
Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens. Bd. 121. Geb. 29,50 € . 

Untersuchungszeitraum der von der Fakultät für Geistes- und Sozialwissenschaften der 
Universität Hannover im Herbst 1997 angenommenen Dissertation ist das 18. Jahrhun-
dert vom Beginn der Personalunion Hannovers mit Großbritannien bis an die Schweüe 
der auch in Niedersachsen kur z nach de r Wende zu m 19 . Jahrhundert beginnende n 
Franzosenzeit. Wie zuvor schon im Siebenjährigen Krieg machte auch diese neuerliche 
Besetzung der Kurlande durch die Franzosen deutüch, wie sehr die mit der aufstreben-
den See- und Kolonialmacht jenseits des Kanals verbundenen Welfenlande deren Achil-
lesferse auf dem europäischen Festland waren. 
Seinem Thema gemäß untersucht Kruse schwerpunktmäßig Struktur und Arbeitsweise 
der Stände, ihre Rechte, Pflichten und Entscheidungsfindungen unter Berücksichtigung 
mögücher Veränderungen im Laufe des 18. Jahrhunderts. Darüber hinaus ist es sein be-
sonderes Anüegen, die sozialgenealogische Verflechtung zwischen Regierung und Stän-
den in Calenberg-Göttingen gründüch auszuleuchten und auf ihre Auswirkungen hin zu 
befragen. Hierz u wir d anhan d de s einschlägige n Quellenmaterial s ein e prosopogra -
phisch-personengeschichtüche Untersuchung der Ständevertreter vorgenommen, deren 
aufschlussreiche Befunde sich in einer Vielzahl von Kurzbiographien auf mehr als acht-
zig Seiten präsentieren. 
Als wesentüche Queüengrundlage für seine Untersuchungen insgesamt konnte sich Kru-
se auf die Akten der Calenberg-Göttingschen Landschaft (Depositum 7 A und B im Nie-
dersächsischen Hauptstaatsarchiv) stützen, wohingegen die Gegenakten der Geheimen 
Räte zu den Kriegsverlusten im Zweiten Weltkrieg gehören. 
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Nach Darlegung seines thematischen und methodischen Vorgehens stellt Kruse zu­
nächst die Verfassung Calenberg-Göttingens vor, die zu keiner Zeit eine moderne, in 
einzelnen Abschnitten geordnete politische und gesellschaftliche Grundordnung zur Re­
gelung der Machtverhältnisse war, sondern sich aus einer Vielzahl von sorgsam gehüte­
ten Privilegien, Landtagsabschieden, Rezessen und Reversalien zusammensetzte (Kapi­
tel 2). Sie alle bildeten im Verhältnis von Landesherrn und Ständen eine konstante Grö­
ße. Hinzu kamen die Landtage, die allerdings, weil immer weniger Ständemitglieder auf 
ihnen erschienen, mehr und mehr zu Ausschusssitzungen geworden waren. Dabei nahm 
vor allem das Schatzkollegium, ein Gremium aus Vertretern aller drei Landtagskurien, 
die Rechte und Pflichten der Stände insgesamt wahr und wurde dadurch zum wichtig­
sten Verhandlungspartner der Regierung. 
Rechtzeitig vor dem Aufbruch von Kurfürst Georg Ludwig nach London hatte das Re­
gierungsreglement vom August 1714 nicht nur die Rechte und Pflichten der mit erhebli­
chen Kompetenzen ausgestatteten Geheimen Räte festgelegt, sondern auch die nicht un­
beträchtliche Rolle der Stände im Duaüsmus zwischen Regierung und Landständen, der 
im 18. Jahrhundert unangefochten fortbestand. 

In einer breiter angelegten Untersuchung zu den handelnden Personen (Kapitel 3) er­
mittelt der Verfasser die koüektiven Merkmale der in den landschaftlichen Ausschüssen 
tätigen Ständedeputierten und weist nach, wie umfangreich die sozialgenealogische Ver­
flechtung zwischen Ständen und Geheimen Räten war, indem von den 26 Land- und 
Schatzräten seines Untersuchungszeitraumes 77 Prozent in engsten verwandtschaftü-
chen Beziehungen zu den Geheimen Räten standen. Aus den Reihen der Stände abge­
ordnet, galten die Land- und Schatzräte als „Amtsträger zwischen Krongewalt und Stän­
den". Darüber hinaus standen nicht wenige der adeligen Ständevertreter gleichzeitig in 
ständischen und staatlichen Diensten, wobei einige sogar in den Rang von Geheimen 
Räten aufstiegen. Bei den faktisch nur durch ihre gewählten Deputierten agierenden 
Ständen dominierten die adeügen Land- und Schatzräte nach Privilegien und Gewohn­
heitsrecht die ständischen Gremien „so staatsverantwortlich, daß sie sich schließlich aus 
voller Überzeugung zugleich als Staatsdiener bezeichneten" (Kruse). Ja, sie fühlten sich 
sogar als die wahren Stellvertreter der Regierung. 

Auch in Calenberg-Göttingen gehörten Steuern und Finanzen zu den vorrangigsten 
Landtagsthemen (Kapitel 4). AUerdings konnte die Erhebung des Akzise- oder Konsum-
tionslizents von den Ständen nicht mehr infrage gestellt werden. Dennoch behaupteten 
sie beharrlich das Recht, um jede Steuerbewilügung stets erneut gefragt zu werden. Da­
bei wussten die Rittergutsbesitzer ihre Exemtion erfolgreich zu wahren. 
Schon Justus Moser, um die Mitte des 18. Jahrhunderts Syndikus der Ritterschaft im Für­
stentum Osnabrück, sah in den Landeigentümern einen festgefügten Interessenverband, 
den er mit einer „Actienkompanie" gleichsetzte. Auch in Calenberg-Göttingen zeigten 
die Stände in Bezug auf eine gleichmäßige finanzielle Belastung etwa aller Bevölke­
rungsgruppen „weder Mitleid, noch beeindruckten sie die Proteste und Erhebungen der 
Bevölkerung" als Reaktion auf die durch den Siebenjährigen Krieg im Land hervorge­
rufenen Notzeiten. An der Wahrung ihres nach wie vor privüegierten Besitzstandes lie­
ßen sie nicht rütteln. Wie sehr man sich zur Legitimierung des eigenen Verhaltens auf 
eine Art Gewohnheitsrecht berief, lässt sich bei dem hannoverschen Juristen und Ver­
fasser der „Nebenstunden" (Teil 2, 1746), David Georg Strube, nachlesen. Andererseits 
zeigten sich die Stände mit ihrem Einsatz für Einrichtungen wie das Zuchthaus in Ceüe, 
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das Waisenhaus in Moringen, die landschaftliche Brandkass e sowie die Witwenkasse 
auch sozial engagiert. Im Justizwesen durften sie - allerdings gegen Übernahme der Ko-
sten - neu n der zwölf Richter am Celler Oberappellationsgericht stellen. Hier wird der 
Dualismus zwischen Staat und Ständen erneut erkennbar. Zudem bestand auf mittlerer 
Ebene das ständische Hofgericht neben dem landesherrlichen Justizgericht fort. 
In welcher Weise das Grundsatzthema Verfassung und Reformen innerhalb der Stände 
aufgenommen un d diskutiert wurde, mit welchen unterschiedliche n Sichtweise n und 
Ergebnissen, ist ebenso Gegenstand des 5. Kapitels wie die damals zunehmenden Diffe-
renzen zwischen Regierung und Ständen, vertieft durch militärische Vorbereitungen der 
Regierung nac h Ausscheide n Preußen s au s dem Koalitionskrieg gege n Frankreic h -
nicht 1785 (!), sondern 1795 (Frieden von Basel). 
Am Ende kam es zum Rücktritt mehrerer ritterschaftücher Deputierter sowie des Land-
und Schatzrates von Hake, die vergeblich für gemäßigte Reformen eingetreten waren. 
Der Versuch der Stände, eingedenk de r schweren finanziellen Belastungen durch den 
Siebenjährigen Krieg, das Land diesmal aus dem militärischen Konflikt mit dem revo-
lutionären Frankreich herauszuhalten und damit um der Friedenswahrung wülen auf 
die landesherrüche Außenpolitik Einfluß zu nehmen, schlug, wie nicht anders zu erwar-
ten, gänzlich fehl. Mehr noch: Er endete mit der Entlassung des Land- und Schatzrats 
Friedrich Ludwig v. Berlepsch, der faktisch zum Widerstand gegen Georg III. aufgerufen 
hatte. 
Auch wenn das zeitweiüge Gegeneinande r von Regierung und Ständen diesen nichts 
einbrachte, so waren sie dennoch nicht zu Statisten geworden. Sie waren und blieben 
„Mit- wie auch Gegenspieler der Regierung und wirkten somi t gleichermaßen sozial -
und herrschaftsstabüisierend". Al s Gegengewicht zum Landesherrn und seinen Räten 
übten sie nach wie vor Kontrollfunktionen aus, wie sie solchermaßen weder in Preußen 
noch in Österreich möglich waren. In Hannover triumphierten weder die Stände über 
den Landesherrn noch dieser über die Stände. Während sie in der inneren Landesver-
waltung ihr Mitspracherecht unangefochte n zu behaupten vermochten, scheitert e der 
Versuch, dieses auch auf die Außenpolitik ausdehnen zu wollen. 
Mit der vorliegenden Untersuchung schüeßt Horst Kruse eine weitere Lücke in der nie-
dersächsischen Ständeforschung und liefert einen soüden Baustein für eine künftig noch 
vorzunehmende Gesamtauswertung der Rolle der Stände als Mitträger staatlicher Ge-
walt in den so zahlreichen Territorialstaaten des Alten Reiches. 
Hannover Dietma r STORCH 

AMT, Stefan: Das Landbauwesen  Kurhannovers  im  18.  Jahrhundert. Oberlandbaumei -
ster Otto Heinrich von Bonn (1703-1785). Hannover: Inst, für Bau- und Kunstge-
schichte der Universitä t 1999 . 434 S. m. zahlr. Abb. — Schrifte n des Instituts für 
Bau- und Kunstgeschichte der Universität Hannover. Bd. 13. Kart. 18,- €. 

Das Buch beinhaltet zwei Themenkomplexe, die der Autor in 14 Kapiteln abhandelt: 
1. eine Übersicht über den Verwaltungsaufbau des Landbauwesens im 18. Jh. im Kurfür-
stentum Hannover sowie 2. eine Darstellung über Leben und Werk des Oberlandbau-
meisters Otto Heinrich v. Bonn. 
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In der Einleitung gibt Stefan Amt einen Forschungsüberblick, der deutlich macht, dass 
die Beschäftigung mit dem Baugeschäft der Baumeister sowie dem Aufbau und der Ver­
waltungsstruktur des Landbauwesens im Kurfürstentum Hannover im 18. Jh. bisher nur 
in Ansätzen erfolgte. Ziel seiner Arbeit war es, den fragmentarischen Kenntnisstand zum 
hannoverschen Landbauwesen zu erweitem. Neben den administrativen Aufgaben der 
Bauverwaltung, die sich gut rekonstruieren ließen, lag ein weiterer Schwerpunkt auf der 
Ermittlung des Personalbestandes des kurhannoverschen Landbauwesens, der sich in 
diesem Zeitraum auf etwa 53 Personen belief. Stefan Amt stellt im 7. Kapitel das Schaf­
fen des in den Diensten des hannoverschen Kurfürsten bzw. englischen Königs stehen­
den Oberlandbaumeisters Otto Heinrich von Bonn in den Mittelpunkt und zeigt daran 
auf, welche vielfältigen Aufgaben dieser zu bewältigen hatte. Er war Architekt, Land­
messer, Ingenieur und Kartograph und erhielt als erster den Rang eines Oberlandbau­
meisters. Als Quellen benutzte Amt hauptsächlich Archivaüen der Kammer und der Äm­
ter, die heute im Niedersächsischen Hauptstaatsarchiv in Hannover gelagert werden. 

Als Hüfestellung für den Leser steüt Amt im 2. Kapitel eine Definition von Fachbezeich­
nungen und Titularien, wie z. B. Landbaukunst, Landbaumeister, Bauschreiber oder 
Baurendant und Kondukteur, zusammen, die er mit Hilfe von historischen Lexika des 
18. Jhs. (Krünitz, Zedier) ausführte. Das darauffolgende Kapitel mit der Darstellung der 
Verwaltungsstruktur des hannoverschen Landbauwesens ist eines der Kernkapitel des 
Buches. 
Die Anfänge der verwaltungsmäßigen Reglementierungen des Landbauwesens gehen 
auf die Regierungsordnung von 1680 zurück. Die oberste Dienstbehörde war demnach 
der Geheime Rat, dem auch das Bauwesen unterstellt war. Dieses wiederum wurde von 
der königlichen Kammer verwaltet. Anhand von Erlassen und Verfügungen stellt Amt in 
knapper Form den Verwaltungsaufbau bzw. die Behördenabläufe des Bereiches „Bau­
wesen" innerhalb der Kammer dar. Die wichtigsten Reglementarien für das 18. Jh. sind 
die Dienstanweisungen von 1754 sowie von 1779 , bei der die Aufteilung in drei Land­
baudistrikte erfolgte, und die von 1787, mit der Unterdistrikte mit eigenen Landbauver­
waltern eingerichtet wurden. 

Bis 1824 übernahmen die Baumeister auch die kirchlichen Bauaufgaben der Konsisto­
rien. Eine Reglementierung des kirchlichen Bauwesens setzte ebenfalls im 18. Jh. ein. Bis 
1712 waren für das kirchliche Bauwesen die Pastoren, Kirchenjuraten und Superinten­
denten sowie der Amtmann als Aufsichtsbehörde tätig. Danach verlangte das Konsisto­
rium bei Bauvorhaben, bei denen Kollekten verwandt wurden, die Einreichung von 
Bauabrechnungen zur Prüfung. 1721 erfolgte eine Verschärfung dahingehend, dass nun 
Baurisse und Kostenanschläge zur Genehmigung eingereicht sowie Bausachverständige 
häufig von den Landbaubedienten hinzugezogen werden mussten. Ab 1736 mussten 
dann auch noch die einzelnen Rechnungsbelege vorgelegt werden. Nach 1755 gab es 
eine eigene Bauverwaltung am Konsistorium in Hannover. Zuständig war nun ein Kon-
sistorialsekretär, dem Risse und Kostenvoranschläge vorgelegt werden mussten. Einher­
gehend mit den Neustrukturierungen, so lässt sich feststellen, war ab 1770 ein deutlicher 
Anstieg beim Personal im Landbauwesen zu verzeichnen, was Amt anhand von Graphi­
ken anschaulich belegt. 

In dem umfangreichen 4. Kapitel behandelt Amt die hannoverschen Landbaubedienten, 
insbesondere deren Herkunft, Ausbildung, Besoldung und Einsatzgebiete. An den An­
fang des Kapitels stellt er Kurzbiographien der einzelnen Landbaubedienten. Da 1881 
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sämtliche Personalakten kassiert wurden, wertete Amt die Kammerregister und weitere 
Sekundärquellen aus. Er kam zu teilweise detaillierten Ergebnissen, so dass diese Bio-
graphien als wichtige Quell e dienen. Nach 177 9 war das Kurfürstentum Hannove r in 
drei Landbaudistrikte eingeteil t worden, denen jeweils ein Landbaumeiste r vorstand: 
1. Fst . Calenberg, Göttingen und Grubenhagen, Grafschaft Hohnstein , Amt Sternberg; 
2. Fst . Lüneburg, Hzgt. Lauenburg, Grft. Dannenberg; 
3. Herzogtüme r Bremen und Verden, Grafschaften Hoy a und Diepholz, Amt Wüdes-

hausen, Land Hadeln. 
Amt gibt jeweils eine Übersicht, wer dort tätig war. In Kurzbiographien werden die ein-
zelnen Landbedienten vorgestellt. Dabei konnte er wie oben schon festgestellt belegen, 
dass von den Amtsinhabern öfter Famüienmitgüeder zu Nachfolgern im Amt aufgebaut 
wurden, und dass innerhalb der Laufbahnen häufig Wechsel von einem Landbaudistrikt 
in einen anderen erfolgten. Gründe dafür konnte er mangels Archivalien nicht nennen. 
Zu vermuten ist aber, dass die Bediensteten andere Regionen kennen lernen soüten und 
dies zur Erweiterung ihrer Kenntnisse dienüch war. 
Die Ausbüdung (Kapitel 4.4) der einzelnen Landbaumeister zu erhellen ist schwierig, da 
die primären Queüen fehlen. Eine akademische Ausbüdung an einer Universität war für 
die Oberlandbaumeister die Regel. Einige haben zudem Bildungsreisen unternommen, 
wobei eine s der vorrangigsten Ziel e di e Niederlande waren , um dort die Wasserbau-
kunst zu studieren. Die Landbaumeister dagegen hatten oft kerne Universität besucht, 
sondern einen Handwerksberuf erlernt. Die Ernennung zum Landbaumeister erfolgte in 
der Regel nach dem Durchlaufen mehrerer Rangstufen. In einem Unterkapitel (4.5.), das 
man auc h al s Exkur s bezeichnen kann , geht Amt au f di e Architektenausbildun g i m 
18. Jh. ein (miütärischer Zweig Ingenieurkorps/ziviler Zweig Kunstakademien). Er stellt 
die akademischen Studienmöglichkeiten a n den Universitäten Jena und Göttingen vor, 
wo man nach 3-4 Jahren seinen Abschluss machen konnte. Das Studium der Mathema-
tik spielte dabei eine wichtige Roüe. 
Die kurhannoverschen Landbaubedienten (Kapitel 4.6.) stammten häufig aus Familien, 
die den gehobenen sozialen Schichten angehörten oder deren einzelne Mitgüeder über 
Generationen im Landbauwesen oder in der Bauverwaltung tätig waren. Die Quellen-
lage zu r Frage nac h de r Besoldungshöh e is t besonders gut . Demnac h verdient e ei n 
Landbaumeister jährüch 400 Taler, ein Landbauverwalter 100-25 0 Taler und ein Kon-
dukteur 100 Taler. Hinzu kamen gegebenenfaüs noch Diäten oder Zulagen für Auslagen 
(z. B. Schreibmateriaüe n ode r Kopien ) sowi e besondere „Verehrungen " für außerge-
wöhnüche Arbeitsbelastungen. Die Angehörigen des Landbaus zählten zu den oberen 
Einkommensgruppen in der Verwaltung. Einen noch höheren Verdienst hatten jedoch 
die Hofbaubedienten. 
Im 5. Kapitel stellt der Autor Aufbau und Strukturen der Landbauverwaltungen benach-
barter Territorien - sowei t sie erforscht sind - anhan d von Sekundärqueüen vor. Kurz 
dargesteUt werde n di e einzelne n Landbaumeiste r de s 18 . Jhs. i n de n Herzogtümer n 
Braunschweig-Wolfenbüttel un d Holstein , im Hochstif t Osnabrück , Königreic h Preu-
ßen, Kurfürstentum Sachsen und in der Grafschaft Schaumburg-Lippe . Einen direkten 
Vergleich mi t de n hannoversche n Verhältnisse n unterlie ß de r Autor, so das s e s dem 
Leser etwas schwer fäüt, Unterschiede oder Gemeinsamkeiten festzusteUen. Dies wird 
jedoch im 6. Kapitel zumindest teilweise nachgeholt. Amt führt kerne Detailvergleiche 
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aus, sondern greift übergeordnete Aspekte heraus, die er etwas zu knapp abhandelt. Es 
fehlen zudem Anmerkungen, so dass man gezwungen ist, zwischen den beiden Kapiteln 
hin- und herzublättern. Die Frage, ob man in Hannover aus anderen Ländern in verwal­
tungstechnischer Hinsicht etwas übernommen hat oder in welchen Ländern die hanno­
versche Verwaltung vorbildlich war, wird nicht weiter behandelt. Interessant wäre auch 
die Frage gewesen, ob es zum englischen Bauwesen Parallelen gab oder nicht. 

Mit Beginn des nächsten Kapitels fängt der zweite Hauptteil des Buches an, der das Le­
ben und Werk des Oberlandbaumeisters Otto Heinrich v. Bonn (1703-1785) behandelt. 
Leider fehlt am Anfang des Kapitels ein sinnvoller Querverweis zu den biographischen 
Angaben, die man zu Beginn des 4. Kapitels findet. Amt stellt die alltäglichen Aufgaben 
des Oberlandbaumeisters in den Mittelpunkt seiner Ausführungen. Er gliedert die über 
1000 Bauaufgaben und Projekte, mit denen sich v. Bonn in der Zeit von 1736 bis 1785 be­
schäftigte, in mehrere Aufgabenschwerpunkte, die von gutachterücher Tätigkeit bis hin 
zu Planungen von Neubauten reichten: Demnach machten von diesen Aufgaben (in 
Auswahl) 24% Ingenieurarbeiten (Brücken, Siele), 19,5% landwirtschaftliche Nutzbau­
ten sowie 16% Gebäude der Landesverwaltung aus. Höfische Bauten nahmen dagegen 
nur 2% ein, während 12,5% auf Bauaufgaben für das Konsistorium entfielen. Die Haupt­
aufgaben bestanden weniger in Planung und Ausführung von Neubauten, als in Repa­
raturmaßnahmen. Die königliche Kammer war der Hauptauftraggeber. Exemplarisch 
führt Amt die Einbindung der Arbeit v. Bonns in die Adnünistration des Landbauwesens 
vor, wobei er auf Kostenarten, Baugenehmigungsverfahren und Finanzierungspläne ein­
geht. 

Von Bonn war im nordwestlichen Fürstentum Lüneburg tätig, das ihm 1779 als Baudi­
strikt zugeteilt worden war. Der Autor stellt die Aufgaben, die v. Bonn zu erledigen hatte, 
detailliert vor. Neben Neubauplanungen, die meist nur in geringen Umfang stattfanden, 
waren es vor allem Reparaturmaßnahmen, die er planen und zur Ausführung bringen 
musste. Anhand der im Anhang beigefügten Abbildungen gibt der Autor einen ausge­
wählten Überblick über einzelne Baumaßnahmen, die das breite Spektrum der Tätigkeit 
von Bonns illustrieren und von Brücken, Amtshäusern bis hin zu Wirtschafts- und Ge­
werbebauten (Mühlen) reichen. Bei den Amtshäusern hat v. Bonn oftmals mehrere Al-
ternatiworschläge vorgestellt. Interessant sind auch seine Arbeiten für das Konsistori­
um, zumal für diesen Bereich eine Übersicht fehlt. Außer einigen Küchenneubauten 
(Bleckede, Scheeßel, Gifhorn, Suderburg, Schwarzenbek) waren es vor allem Umbauten 
und Reparaturen sowie Innenraumgestaltungen, die v. Bonn vornahm. Neben der Erle­
digung stadtplanerischeO Arbeiten in Göttingen und Moringen hatte er 1762-65 das 
Stadtschloss in Lüneburg umgebaut. Für den Leser ist zunächst nicht verständlich, war­
um die Kapitel 8-12 hinter den ausführlichen Beitrag von Bonns Tätigkeit gestellt wur­
den, da in ihnen wiederum Allgemeines zur hannoverschen Bauadministration abge­
handelt wird (Genehmigungsverfahren, Einflussnahme der Behörden auf Planungen, 
Bauaufsicht und die Baukosten sowie Materialbeschaffung und Vergabe der Bauarbei­
ten). Der Autor erläutert dieses aber anhand von konkreten Beispielen aus dem Schaffen 
von Bonns und interpretiert ausgewertete schriftliche Quellen. 

Im Anhang sind u. a. schematische Karten mit der Einteilung der einzelnen Landbaudi­
strikte neben drei „Organigrammen" derselben enthalten. Es folgen 162 Schwarz-Weiß 
Abbildungen von Grundrissen, Bauzeichnungen etc., die das Werk von v. Bonns doku­
mentieren. Leider sind die Abbildungen von schlechter Qualität, da anscheinend Kopien 
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oder schlechte Fotos als Vorlagen dienten. Die grobe Rasterauflösung beim Druck kam 
verschlechternd hinzu , so dass einige Abbildungen gar nicht erkennbar sind. Als eine 
Quelle ersten Ranges ist dagegen der alphabetisch nach Orten sortierte Werkkatalog von 
Otto Heinric h v . Bonn zu sehen. De r Autor stell t kur z die Quellenlage da r und be-
schreibt den Planungsablauf der Baumaßnahmen anhand der Archivalien. Als Quellen 
sind u. a. die gedruckte „Cammer Instruction für die Ober- und Land Baumeister" vom 
10. Mai 175 4 und das Reglement für die neue Einrichtun g des Landbauwesens vom 
8. November 177 9 sowie die Instruktion für die Land-Bauverwalter vom 6. März 1787 
abgedruckt. Ein Queüen- und Literaturverzeichnis schüeßt sich an und - was besonders 
hilfreich ist - ein Personenregister mit Berufsbezeichnung. Die Ausstattung und Gestal-
tung des 434seitigen Buches (Klebebindung, broschiert) ist sehr einfach. Man hätte sich 
hier eine bessere Quaütät gewünscht, die jedoch sicherüch mit einer Preiserhöhung des 
Werkes einhergegangen wäre. 
Die Auswertung von Primärqueüen ist eine zeitaufwendige un d umfangreiche Arbeit , 
die sich der Mühe lohnt, wie das vorüegende Buch von Stefan Amt zeigt. Mittels Inter-
pretation archivaüscher Quellen wird das hannoversche Bauwesen im 18. Jh. anschau-
lich dargestellt. Zudem lässt sich vorüegende Veröff entiichung in die Untersuchungen zu 
Baumeistern des 18. Jhs. im Kurfürstentum Hannover einreihen. In der Kunstgeschichte 
spielten Architekten und Baumeister in der Funktion als Landbaumeister lange Zeit kei-
ne Rolle. Sie galten als nicht innovativ und kaum beachtenswert. Doch gerade bei diesen 
Bauangestellten lassen sich Alltag und Normaütät im täglichen Baugeschäft of t besser 
und anschaulicher darstellen als bei wohlbekannten Architekten. Besonders hervorzu-
heben sin d in der Arbeit von Amt die Kurzbiographien un d das Werkverzeichnis v. 
Bonns. Das Buch ist daher ein wichtiges Nachschlagewerk für alle diejenigen, die sich 
mit der Geschichte und Verwalttmgsstruktur des Landbauwesens und der Architektur in 
den kurhannoverschen Lande n beschäftigen. Diese r Gesamteindruck wird auch nicht 
geschmälert durch die teilweise etwas kurz abgehandelten bzw. nur angerissenen Ne-
benkapitel un d die sparsame Verwendun g von Anmerkungen (mi t denen ma n z. B. 
Querverweise hätte anzeigen können). 
Stockelsdorf Thorste n ALBRECHT 

WRAGE, Michael : Der  Staatsrat  im  Königreich  Hannover  1839-1866.  Münster , Ham-
burg, London: LIT Verlag 2001. 296 S. = Juristische Schriftenreihe. Bd . 161. Kart . 
35,90 €. 

In seiner rechtswissenschaftüchen Dissertation, die der Universität Hamburg 2000/2001 
vorgelegen hat , beschäftigt sic h Wrage  mi t der Tätigkeit des Staatsrat s im Königreich 
Hannover von 1839 bis 1866. Der Staatsrat wurde 1839 im Rahmen des hannoverschen 
Verfassungskampfes al s Nachfolger de s Geheimen Ratskollegium s institutionalisier t 
und bestand aus Adel und hoher Beamtenschaft, einschließlich der Minister. Die Haupt-
aufgabe des Staatsrats bestand in der Beratung des Monarchen in genau definierten Fäl-
len, insbesonder e bei Erlass oder Änderung von Gesetzen und Verordnungen, sowie in 
der Entscheidung von Kompetenzkonfükten zwischen Justiz und Verwaltung. Politisch 
war der Staatsrat vöüig bedeutungslos, er wurde gemeinhin als willfähriges Instrument 
der hannoverschen Monarche n angesehen . Ein e Außenwirkung hat die Tätigkei t des 
Staatsrats nicht erlangt, die meisten hannoverschen Bürger dürften von der Existenz die-
ses Organs nichts gewusst haben. Das Konzept von König Emst August, mit der Bildung 
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des Staatsrat s 183 9 ein politisches Gegengewich t zu r Ständeversammlung z u schaffe n 
und dere n Bedeutun g dami t einzuschränken , is t jedenfalls vo n vornherein gescheitert . 
Der Staatsra t al s retardierendes un d auf Seiten vo n Monarch un d Regierung stehende s 
Organ hat im Folgenden a n allen Wandlungen de r hannoverschen Verfassungsgeschich -
te tei lgenommen , hinsichtlic h seine r Modernitä t jedoc h antizyklisc h zu m allgemeine n 
verfassungsrechtlichen Standard : De r Degradierung 184 8 folgte di e Wiederaufwertun g 
des Staatsrat s i m Rahmen de r Reaktion i m Jahr 1855. 

Die Arbei t besteh t au s fünf Teilen : Der Vorgeschichte de s Staatsrats i m ersten Tei l folg t 
die Einrichtun g un d Entwicklung de s Staatsrats v on 1839 bis 1866 im zweiten Teil . Der 
dritte un d vierte Te ü beschäftigen sic h mi t Mitgliedschaft un d Geschäftsgang i m Staats-
rat, während Wrage  i m fünften un d letzten Tei l sech s Geschäftsvorfäll e un d deren Ab-
wicklung i m Staatsrat schildert . E s folgen verschieden e Anlagen , darunte r ein e 66-seiti -
ge Auflistung de r Staatsratsmitglieder . 

Wrage beschränkt sic h in seiner Arbei t auf die Schilderun g de r bürokratisch-administra -
tiven Abwicklung de r Geschäfte bzw . Verwaltungsabläufe i m Staatsrat und dami t auf die 
behördliche Ablauforganisation . Di e Arbeit besteht fas t ausschließlic h au s der endlosen 
Aufzählung un d bloßen Wiedergab e v on Rechtsvorschriften, Geschäftsordnungen , Aus -
zügen au s Briefen, Protokollen , Akte n un d Gutachten, Lebensläufe n au s dem Hanno-
verschen Staatskalender , Tabelle n un d Aufzählungen übe r Mitgliedschafte n un d Sit -
zungsteilnehmer sowi e Übersendungsdate n de s Schriftverkehrs . S o is t z . B. de r Ab-
schnitt übe r di e Portofreihei t länge r al s die Wertung de r Arbeit de s Staatsrats au s der 
Sicht de s Präsidenten . 

Es fehle n jeglich e materiell e Ausführunge n un d damit alles , was die Arbeit hätt e inter -
essant machen können , so z. B. die staatsrechtliche Stellun g des Staatsrat s (Staatsorgan , 
Behörde, Sachverständigenra t ode r Gutachterausschus s de s Monarchen?), spezifisch e 
Funktion un d Rolle de s Staatsrats zwische n Monarch , Regierun g und Ständeversamm -
lung, soziologisch e Struktur , Wirkungsanalys e un d damit Untersuchun g de s Einflusse s 
des Staatsrats auf Handeln von Regierung un d Monarc h (die s erfolg t selbst nicht bei fün f 
der sechs im fünften Tei l geschilderten Geschäftsvorgänge , di e jeweils lapidar mit der Mit-
teilung de s Datums enden , wan n de r Staatsrat di e Akten a n das Kabinett gesand t hat) . 

An wenigen Stelle n werde n Bewertunge n vorgenomme n un d dort, wo sie vorgenomme n 
werden, sin d si e sehr holzschnittartig , bewege n sic h i m Bereich de r Mutmaßungen und 
Spekulationen un d scheinen au f Zufallsfunden au s den Akten z u beruhen. Di e Bewer -
tungen erfolge n fas t immer ohn e Begründun g un d werden durc h die vorherigen Ausfüh -
rungen nich t bestätigt . Insbesonder e di e Aussagen v o n Wrage, das s de r Staatsrat „ein e 
von de r Regierung unabhängig e Stellun g besesse n habe " (w o doch di e Minister Mitglie -
der des Staatsrat s waren), „fre i und unbeeinfluss t entscheide n konnte " und kein willfäh -
riges Instrumen t de s Monarchen gewese n sei , sind angesicht s von Struktur , Aufgabe und 
Zusammensetzung de s Staatsrats geradez u grotes k und werden a n keiner Stell e de r Ar -
beit auc h nur ansatzweise untermauert . Wrage  zieh t dies e entscheidende n Schlussfolge -
rungen allei n daraus , dass die Mitglieder des Staatsrat s während de r Beratung in den Ab-
teilungen un d im Plenum vermeintlic h fre i un d unbeeinflusst rede n konnte n (sog . „auf-
geklärte Entscheidungsstrukturen" , S . 183-186) , un d übersieh t dabei , das s di e Arbei t 
des Staatsrat s i n völliger Abgeschiedenhei t stattfan d un d kein Wor t nac h auße n drang . 
Nach Wrages  Logi k müsst e jede s Gremium , i n welche m unte r Ausschlus s de r Öffent -
lichkeit fre i gerede t werde n kann , ohn e weitere s al s aufgeklärt, unbeeinfluss t un d unab-



376 Besprechungen und Anzeigen 

hängig gelten. Der Satz in der „Schlussbetrachtung", dass der Staatsrat zur Zeit der Re-
aktion deshalb eine „Insel des Fortschritts" (S. 186) gewesen sei, ist völlig absurd und be-
darf keiner weiteren Kommentierung. 
An vielen Stellen wird deutlich, dass dem Verfasser das erforderliche historisch e und 
verfassungsgeschichtliche Hintergrundwissen fehlt (z. B. S. 9-11,45-49,156-159). Be-
sonders ärgerlich ist dies dort, wo dem Verfasser krasse verfassungsrechtliche Fehlein-
schätzungen unterlaufen, die hoffentlich keine weitere Verbreitung finden, wie z. B. die 
angebliche „politische Verantwortlichkeit der Minister gegenüber der Ständeversamm-
lung" nach dem Staatsgrundgesetz 183 3 (S. 10) oder die vermeintüche Möglichkeit der 
Ständeversammlung nach 1848, „Minister zu enüassen" (S. 52). Überhaupt geht Wragß 
mit verfassungsrechtiiche n Fachbegriffe n (Verfassung , Parlament , Gesetz , Gesetzge -
bungskompetenz, Verantwortüchkeit) sehr fahrlässig um und verwendet sie in einer für 
den deutschen Konstitutionalismus nicht angemessenen Art und Weise. 

Als Quelle hat Wrage ausschüeßüch den Aktenbestand Hann. 110 über den Staatsrat im 
Niedersächsischen Hauptstaatsarchiv in Hannover angegeben. Warum der Autor nicht 
noch weitere Akten des Hauptstaatsarchivs sowie sonstige Archivbestände (z. B. Stadt-
archiv Hannover) mit Bezugspunkten zum Staatsrat ausgewertet hat, bleibt unerfind-
lich. Aber es bleibt auch fragüch, ob der Autor die angegebenen Akten des Bestandes 
Hann. 110 umfassend ausgewertet hat. Dies wird beispielsweise an der vierbändigen Pri-
vatakte des Präsidenten des Staatsrats deutüch, die Wrage lediglich auf einer halben Sei-
te behandelt (S. 135). 

Das Literaturverzeichnis beschränkt sich auf wenige Werke und im Verlaufe der Arbeit 
werden hauptsächüc h di e aUgemein-geschichtüchen Standardwerk e übe r das König-
reich Hannover von Oberschelp, Meier und von Hassell sowie Hubers Verfassungsge-
schichte zitiert . Von den 36 im Literaturverzeichnis aufgeführte n Werke n werden 21 
Werke an nur einer Stelle verwendet. Daneben ist der Autor mit der Technik des wis-
senschaftlichen Zitierens nicht vertraut: So werden beispielsweise an einigen Stellen aü-
gemein-historische Daten mit einer Fußnote belegt (z. B. Fn 259 über die Schlacht bei 
Langensalza, wobei Wrage hier zum einzigen Mal das Werk von Barmeyer über die An-
nexion Hannovers verwendet, oder wenn in Fn 250 Oberschelp als Beleg für die Grün-
dung des Deutschen Bundes 1815 angeführt wird!!). 

AUes in aüem eine sehr enttäuschende Arbeit , wissenschaftlich is t sie gänzüch ohn e 
Wert. Der Titel ist zu weit gefasst, er soUte besser lauten: „Abwicklung der Geschäfts-
vorfaüe im Staatsrat im Königreich Hannover". Angesichts seiner völligen politischen 
Bedeutungslosigkeit und seines Charakters als geheimes Beratungsgremium dürfte der 
Staatsrat vieUeicht gerade genügend Material für einen Festschriftenaufsatz bieten . Ins-
gesamt wird deutüch, dass Wrage mit dieser Dissertation in Hamburg über ein hanno-
versches Thema nur möglichst schnel l un d einfach sei n Zie l erreiche n woUte. Es ist 
höchst fragüch, ob Wrage an der Universität Hannover mit dieser Arbeit durchgekom-
men wäre. 

Berlin Carsten H AYUNGS 
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LUDEWIG, Hans-Ulrich und Dietrich K UESSNER: „ES  sei  also  jeder  gewarnt".  Das Son­
dergericht Braunschweig 1933-1945. Wolfenbüttel: Selbstverlag des Braunschwei­
gischen Geschichtsvereins 2000. 319 S. mit 10 Abb. = Quellen und Forschungen 
zur Braunschweigischen Geschichte. Bd. 36. Geb. 24,- € . 

Anhand ausgewählter Fälle berichten - mit den Worten der Autoren: „erzählen" - die 
beiden Autoren von dem Wirken der Staatsanwälte und Richter am Sondergericht 
Braunschweig in den zwölf Jahren der nationalsozialistischen Diktatur. Das Sonderge­
richt war ein nationalsozialistisches Ausnahmegericht, ein Schnellgericht mit einge­
schränkten Rechten für den Angeklagten, eingerichtet für den Bezirk eines jeden Ober­
landesgerichts mit der Notverordnung des Reichspräsidenten von Hindenburg vom 21. 
März 1933, abgeschafft mit der Proklamation Nr. 3 des alliierten Kontrollrats vom 20. 
Oktober 1945. Vom ersten Verhandlungstag am 8. April 1933 bis zum letzten Verhand­
lungstag am 6. April 1945 kamen mehr als 7000 Personen in fast 6000 Verfahren mit dem 
Braunschweiger Sondergericht in Berührung. Neben VerfahrenseinsteUungen und Frei­
sprüchen reichte das Strafmaß von Geldbußen, über kurze oder längere Gefängnis- und 
Zuchthausstrafen (letztere auch mit anschüeßender Schutzhaft im KZ, oft mit Todesfol­
ge) bis hin zu den seit Mai 1939 verhängten 92 Todesstrafen. 

Die Einleitung (1. Kapitel) beginnt mit Beispielen, bevor in einem kurzen Abriss über 
Quellenlage und -inhalte im Spezieüen und die Forschungslage im Augemeinen infor­
miert wird (S. 12-17). Es folgen Abschnitte über die Einrichtung der Sondergerichte und 
Nennung ihrer „Werkzeuge" (Verordnungen und Gesetze) wie auch ihre Einordnung ins 
nationalsozialistische Gerichtssystem, des Weiteren eine Aufzählung der Staatsanwälte 
und Richter (Vorsitzende und Beigeordnete) am Sondergericht Braunschweig und des­
sen Verbindung zu Gestapo und SS (2. Kapitel). Im statistischen Teil (3. Kapitel) werden 
Daten zum Wirken des Sondergerichts Braunschweig vor Augen geführt: TabeUen und 
Grafiken zu den Verfahren, zu den Delikten, zu den Beschuldigten, zu den Strafen und 
zum Sozialprofil der Beschuldigten. Dann werden - chronologisch gegliedert in die bei­
den zeitlichen Hauptabschnitte der Jahre bis Kriegsbeginn (4. und 5. Kapitel) und der 
Kriegsjahre (6. und 7. Kapitel) - die Menschen vorgestellt und die Umstände, unter de­
nen sie in die Mühlen des Sondergerichts gerieten: besonders der politische Gegner 
(zum poütischen Gegner wurde, wer Kritik in welcher Form auch immer übte), Ange­
hörige verschiedener Religionen, sogenannte Randgruppen der Gesellschaft, später Aus­
länder als Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter. 

Die Vorkriegszeit wird in zwei Phasen aufgeteilt, die der Machtdurchsetzung (1933/34) 
- hier war in der Hauptsache aufgrund der Verordnung zum Schutz von Volk und Staat 
(„Reichstagsbrandverordnung") vom 28. Februar 1933 der tatsächliche oder vermeint­
liche politische Gegner im Visier - und die der Stabilisierungsphase (seit 1935) - hier 
griff hauptsächlich das die Heimtückeverordnung vom 21. März 1933 ablösende Heim­
tückegesetz vom 20. Dezember 1934: Kritik an den politischen Verhältnissen, „Meckern 
über die schlechten Zeiten" oder das Erzählen von Witzen, die auf Hitler und NS-Grö-
ßen zielen, brachte Menschen vor das Sondergericht. Die Kriegszeit mit ihrem „Kern­
stück", der Volksschädlingsverordnung vom 5. September 1939 als Kriegsstrafrechtsver-
ordnung, wird ebenfalls zeitlich in zwei Abschnitte geteilt: September 1939 bis Jahres­
ende 1944 und „Das letzte Vierteljahr". Im Krieg gab es neben den weiterhin erhobenen, 
der neuen Situation angepassten Heimtückeanklagen (Kritik an Kriegsführung und 
Kriegspolitik, Äußerungen über militärische Niederlagen, Kritik an Versorgungslage 
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oder Löhnen) neue Straftatbestände wie Abhören ausländischer („feindlicher") Radio­
sender, Wehrdienstverweigerung, Sexual„delikte", Schwarzschlachten, Schwarzhandel, 
Nahrungsmitteldiebstahl, Plünderungen. Dieses ganze Spektrum der Anklagen spiegeln 
die 92 Verfahren von Januar bis April 1945 wider (Übersicht S. 223-232); sie machen 
deutlich, dass beim Sondergericht Braunschweig die Rechtspflege im „Dienst des totalen 
Kriegseinsatzes" (S. 190) blieb; mit dem „Diebstahl aus Volksopfersammlungen" gab es 
einen neuen Straftatbestand. 
Das Sondergericht sollte brandmarken, abschrecken, einschüchtern. Eins wird klar: 
sehr viele Anklagen erfolgten aufgrund von Denunziationen. Angehörige aüer Gesell­
schaftsschichten gehörten zu den Angeklagten vor dem Sondergericht Braunschweig, 
verurteüt bzw. härter bestraft wurden besonders Menschen aus den unteren Bevölke­
rungsschichten und - seit 1939 - Ausländer: Kriegsgefangene und Zivüarbeiter. Tatbe­
stand und Urteü stehen in allzu vielen Fällen im Missverhältnis; Bagateüsachen und AU-
tagsdelikte wurden zu Volksschädüngstaten. „Es waren die kleinen vertrauten Dinge des 
AUtags, die einen im Dritten Reich gefährlich werden konnten" (S. 73); und es konnte 
„ganz unvermittelt passieren" (S. 301). Das ungebrochene Wirken des Sondergerichts 
Braunschweig im nationalsoziaüstischen Sinn vom ersten bis zum letzten Verhandlungs­
tag und dieser Widersinn gegen Kriegsende wird in den letzten Tagen deutlich: während 
die Amerikaner heranrücken, entstehen die letzten Anklageschriften. Dass „ihre Welt" 
zusammenbrach, wurde nicht wahrgenommen. Am 12. April 1945 war es vorbei. Der für 
den 13. April 1945 angesetzte Verhandlungstag fand nicht mehr statt. 
Doch damit schüeßt das Buch nicht. Im achten Abschnitt wird das Umgehen mit den 
Richtern und Staatsanwälten des Sondergerichts Braunschweig in den Nachkriegsjah­
ren verfolgt: Entlassung, Suspendierung, Wiedereinstellung, Entnazifizierung, Strafver­
fahren; weiter werden Beispiele für die vergebliche und erfolgreiche Aufhebung oder 
Minderung von Urteilen des Sondergerichts Braunschweigs aufgezeigt; und es gab Ver­
fahren gegen Denunzianten. Es folgen die Lebensläufe von elf Richtern (Kapitel 9) und 
acht Staatsanwälten (Kapitel 10) des Sondergerichts Braunschweig einschließüch ihrer 
beruflichen Laufbahn nach 1945; ein Abschnitt ist den Verteidigern (Kapitel 11) gewid­
met. Das Schlusskapitel zeichnet die Entwicklung unter Hervorhebung wichtiger 
Aspekte nach. Es schließen sich ein Quellen- und Literaturverzeichnis sowie ein Perso­
nen- und ein Ortsregister an. Von den zehn Abbildungen zeigen sechs am Sondergericht 
Braunschweig tätige Richter, drei Staatsanwälte und eine einen Verteidiger. 

Die Arbeit bietet sehr viel Informationen. Es wird nicht nur über Tätigkeit und Rolle des 
Sondergerichts Braunschweig aufgeklärt, sondern es werden Grundlagen gelegt für die 
weiterführende Diskussion und Erforschung der Quellen unter anderen Fragestellungen 
wie z. B. der des auch mehrfach angesprochenen Alltags im Nationalsozialismus. Die 
beiden Autoren haben die von 1933 bis 1945 für jeden Einzelnen allgegenwärtige Be­
drohung, die aber nicht ohne die Mithilfe „lieber Mitmenschen" möglich war, ans Tages­
licht geholt und die betroffenen Menschen damit dem Vergessen, dem Verstecken und 
der Scham entrissen. Es sind die Beispiele, die für sich sprechen. 
Bovenden Gudrun P ISCHKE 
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LIESSMANN, Wilfrie d unte r Mitarbei t vo n Wolfgan g L AMPE, Wilhel m R ÖGENER un d 
Hermann K ISSLING: Kupfererzbergbau  und  Wasserwirtschaft.  Zu r Montange -
schichte vo n Ba d Lauterberg/Südwestharz . Duderstadt : Meck e 2001 . 472 S . m . 
161 Abb. , davo n 4  Farbtaf . u . 28 Fotos. Kart . 2 2 ,- €. 

Die Kupfererzgäng e i m Raum von Bad Lauterberg im Südwestharz bildete n sei t de r frü-
hen Neuzei t di e Grundlag e fü r einen ausgedehnte n Bergbau , de r während de r erste n 
Hälfte de s 18. Jahrhunderts sein e größt e Blüt e erlebte . N a c h de r Einstellung de s Erzab-
baus in den 1820er Jahre n wege n zunehmende r Unrentabiiitä t erfolgte n bi s 1869 ledig -
lich Prospektionsarbeiten , di e aber erfolglo s verliefen . Als Teil des „Einseitigen" hanno -
verschen Harze s stande n di e von Gewerkschaften betriebene n ca . 20 Gruben unte r der 
Aufsicht de s Clausthaler Bergamtes . Hinsichtlic h de r Kupferproduktion findet  sic h das 
Lauterberger Revie r mit einer Gesamtleistun g vo n etw a 1670 1 Kupfe r gleic h hinte r dem 
St. Andreasberge r Revie r mit 17281 i m Harzer Gangerzbergba u a n zweiter Stelle . 

Die Verfasse r vermittel n mi t ihrem Wer k umfassend e Informatione n z u Geologie un d 
Lagerstätten un d zur allgemeinen Lauterberge r Montangeschichte , si e beschreiben den 
Metallerzbergbau au f den u m Lauterberg vorkommende n Gangzügen , de n Bergbau auf 
Kupfer un d Blei südöstiic h v o n Lauterberg sowi e de n Bergbau au f Kupferschiefer und 
auf Flussspa t un d sie behandeln di e Technik- un d Betriebsgeschichte de r Lauterberge r 
Kupferhütte. Darübe r hinau s beschäftige n si e sich ausführlic h mi t der Entwicklung der 
montanen Wasserwirtschaf t i n diesem Gebie t un d knüpfen dami t a n die wegweisende n 
Arbeiten von Martin Schmid t zu m „Kulturdenkma l Oberharze r Wasserregal " an 1 . Wäh -
rend der allgemeine Tei l des Buches di e wirtschaftlichen un d soziale n Rahmenbedingun -
gen sowi e di e Bergbautechnik zu m Inhalt hat , behandel t de r spezielle Tei l di e Betriebs-
geschichte de r einzelnen Hauptgruben . Di e vorgestellten Ergebniss e beruhe n i m We -
sentlichen au f der Auswertung de r ca. 3.000 Seite n umfassenden , i m Archiv de s Ober-
bergamtes erhaltene n handschriftliche n Bergamtsprotokolle . Durc h di e Verknüpfun g 
der Auswertun g diese r archivalische n Quelle n mi t den Geländebefunden sowi e Infor -
mationen au s historischen Karte n un d Grubenrissen gelan g es , verschiedene Bergbau -
anlagen i n ihrer bauliche n Entwicklun g z u rekonstruieren. Anschaulichkei t erhäl t das 
Buch durc h di e große Zah l vo n Abbildungen wi e z. B. Karten- un d Lageskizzen, Gru -
ben-, Seiger - und Profilrissen, schematische n Darstellunge n sowi e Reproduktione n von 
schriftlichen un d kartographischen Quellen . Erwähnenswer t sin d in diesem Zusammen -
hang auc h di e Illustrationen de s Künstlers Herman n Kißlin g zu r Arbeitswelt de r Berg-
leute, di e an Aussagekraft kau m z u überbieten sind . Eingeschlosse n i n das Werk sin d 
fünf Exkursionsvorschläg e z u den Relikten des Bergbaus, ein 99 Titel nachweisende s Li-
teraturverzeichnis, ei n ausführliches Quellenverzeichni s (i . e.: Verzeichnis de r im Archi v 
des Oberbergamte s Claustha l vorhandene n Lauterberge r Kupferbergbauakten ) sowi e 
ein umfangreiche r Anhan g mi t Zeittafel n zu r Regional - un d Montangeschichte , Be -
triebsdaten de r Gruben, Verzeichnisse n vo n Preise n un d Löhnen, Grubeninventaren , 
Befahrungsberichten de r Grube n un d Verzeichnisse n de r Forst - un d Bergbedienten . 

1 Marti n Schmidt , Di e Wasserwirtschaft de s Oberharzer Bergbaues , Schriftenreihe de r Fron-
tinus-Gesellschaft e . V . Hef t 13 , Bonn, 1989 ; derselbe, WasserWanderWege . Ei n Führe r 
durch da s Freilichtmuseum Kulturdenkma l Oberharze r Wasserregal , Clausthal-Zellerfeld , 
1997. 
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Eine Aufstellung über die im Harzer Montanwesen gebräuchlichen Maße und Gewichte, 
ein Glossar sowie ein Orts- und Sachregister erhöhen den Gebrauchswert des Buches. 
Durch die im Anhang auszugsweise im Originaltext wiedergegebenen Berichte des da-
maligen Reviergeschworenen über die im Jahre 1808 im Südharz stattgefundene Flutka-
tastrophe hat das Buch darüber hinaus ungewoüt auch einen aktuellen Bezug. 
In einem ebenfaüs 2001 von Deutschen Bergbau-Museum in Bochum veröffentüchten 
Sammelband unter dem Titel „Montanregion Harz" 2 beklagt Jörg Leuschner: „Bei der 
wissenschaftlichen Bearbeitun g der Geschichte des Montanwesens des Harzes stehen 
stets Goslar und der Rammeisberg, der Oberharz mit Clausthal und ZeUerfeld und al-
lenfalls noch St . Andreasberg und Bad Grund im Mittelpunkt des Interesses. Weitge-
hend unerforscht ist das Montanwesen im Südwestharz, in dem Gebiet, das für über 300 
Jahre als Fürstentum Grubenhagen als weifisches Teilfürstentum weitgehend unabhän-
gig war." Mit der angezeigten Veröffentüchung von Ließmann et al. kann diese Aussage 
nicht mehr gelten. 
Braunschweig Hans-Marti n ARNOLDT 

Christian Freiherr  von Hammerstein  und  die  Modernisierung der  Landzoirtschaft in  der 
Lüneburger Heide  im  19.  Jahrhundert. Hrsg . von Hans-Jürgen VOGTHERR. Uelzen: 
Becker Verlag 2001. 170 S. m. zahlr. z. T. färb. Abb. = Uelzener Beiträge . Bd . 15. 
Geb. 19,50 €. 

Die Geschichte der Landwirtschaft im 19. Jahrhundert ist ein altes Thema der deutschen 
Agrar- und Regionalgeschichte. Dennoch bleibt sie ein lohnendes, denn unsere Kenntnis 
ist weiterhin lückenhaft . Da s hat auch methodische Gründe . Zu lange blieb Agrarge-
schichte Verfassungsgeschichte, z u lange wurd e die ökonomische, soziale , abe r auch 
kulturelle Realität ausgeblendet, zu wenig wurde nach den Akteuren gefragt. Dabei wur-
den im Zuge der Agrarreformen, der Aufhebung feudaler wie genossenschaftlicher Ab-
hängigkeit und der Neuordnung der bäuerlichen Wütschaft , Weiche n gestellt, di e bis 
heute die Landwirtschaft und unsere Vorstellung von „richtiger" Landwütschaft bestim-
men. Das 19. Jahrhundert erreichte zudem etwas, wovon die Menschen seit Jahrhunder-
ten geträumt hatten: eine ausreichend e Nahrungsversorgun g ohn e Hungersnöt e (das 
galt gerade für die ländlichen und städtischen Unterschichten) und eine vergleichsweise 
reichhaltige Versorgung mit Fleisch. 
Aus Anlass des 150 . Todestages von Christian Freiherr von Hammerstein am 11 . April 
2001 wurde im Landwirtschaftsmuseum Hösseringe n 2000 eine Tagung durchgeführt, 
deren Vorträge nun gedruckt vorliegen. Sie spiegeln die Ambivalenz der Forschungssi-
tuation beispielhaft wider. Da stehen zwei Beiträge, die eigentüch nicht viel Neues bie-
ten: Walter Achilles üefert einen Überbück der Lage der Landwütschaft End e des 18 . 
Jahrhunderts, de r weitgehend au f seinen älteren , wenngleich keinesweg s überholte n 
Forschungsergebnissen beruht. Frank Konersmann bemüht sich um eine kritische Sicht 
der niedersächsischen Reformen , wobe i e r sich besonder s ausführüc h mi t den For -
schungsergebnissen vo n Werne r Conz e auseinande r setzt , die nun keinesweg s meh r 
Stand der Dinge sind; das gilt auch für seine Einschätzung der Positionen von Carl Bert-
ram Stüve, speziell seiner nur schembar bauernfreundlichen Positionen. Wichtig an die-

2 Hans-Jürge n Gerhard , Kar l Heinric h Kaufhold , Ekkehar d Westerman n (Hrsg.) . Europäi -
sche Montanregion Har z Bd . 1 . Bochum, Dt . Bergbau-Museum , 2001. 
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sen beiden Beiträgen ist vorrangig die Feststellung, dass die Agrarreformen nicht mit den 
gesetzlichen Maßnahmen gleichgesetzt werden können, sondern die konkrete, langwie­
rige Umgestaltung der Reformen zu berücksichtigen ist. 

Bemerkenswerter als diese beiden, stark ältere Forschungspositionen widerspiegelnde 
Darstellungen ist der zentrale Beitrag von Hans-Jürgen Vogtherr über die Person, der 
dieser Band gewidmet ist, Christian Freiherr von Hammerstein. Vogtherr macht etwas, 
was die Forschung zu den Reformen in den letzten Jahren ebenfalls getan hat: er wendet 
sich den Akteuren zu. Dies geschieht in einer wie ich finde überzeugenden Weise. Er ver­
knüpft dreierlei: die Person und das Leben Hammerstems, seine Aktivitäten für und im 
Verein und die Aktivitäten des Vereins selbst. Zunächst die Biographie: Der 1769 gebo­
rene von Hammerstein musste zwar aus famiüären Gründen eine miütärische Laufbahn 
einschlagen, versuchte sich aber schon früh als Landwirt. Dieser Versuch, reaüsiert 
durch den Kauf zweier Güter im Hannoverschen und in Mecklenburg, scheitert 1823 -
zu groß waren die finanzieüen Lasten insbesondere durch die französische Besatzungs­
zeit gewesen. In den folgenden Jahren sicherte er den Lebensunterhalt seiner Famüie 
wieder durch seinen Dienst in der Armee; seine Leidenschaft büeb aber die Landwüt­
schaft, und speziell ihre Modernisierung. Es folgt eine knappe, aber informative Darstel­
lung der Arbeit des 1830 als Lesezirkel gegründeten Landwirtschaftevereins, der vorran­
gig von in der Landwirtschaft tätigen Männern gegründet und getragen wurde. Aus dem 
Ansatz, über einen Lesezirkel eine schnelle und kostengünstige Vermittlung neuerer In­
formationen zur Modernisierung der Landwirtschaft zu gewinnen, entwickelte sich bald 
ein Verein mit weitergehenden Intentionen, die aber zunächst auf Widerstände stießen -
die Reform der niedersächsischen Landwütschaft war ein härteres Geschäft als manche 
Zeitgenossen (und viele Historiker) annahmen. Schließlich folgt eine Skizze der politi­
schen Aktivitäten und Überzeugungen Hammersteins: „Ein weifischer, monarchistisch 
gesinnter Offizier, der den Blick für die Notwendigkeit der deutschen Einheit behalten 
hatte, ein Mann, der als Grundlage des Zusammenlebens im Staat die Sicherung der 
Ordnung durch das Recht ansah, der über alle Einzelinteressen das „allgemeine Wohl" 
stellte, ein Reformer - kaum auf politischem Gebiet, mit allem Einsatz aber innerhalb 
der Landwirtschaft und des ländlichen Bereichs der Gesellschaft, deren Wohlergehen 
nach seiner Auffassung das Wohlergehen des ganzen Staates begründete." (S. 72) Ein 
Verzeichnis der Schriften und Vorträge Hammersteins schließt diesen Beitrag ab. 

Marten Pelzer untersucht „Landwirtechaftüche Vereine im 19. Jahrhundert - nordwest­
deutsche Beispiele zu einem vernachlässigten Phänomen" (101-130). Drei Aspekte sind 
hervorhebenswert: Pelzer betont, dass die landwirtschaftlichen Vereine Ende des 19. 
Jahrhunderts keineswegs, wie von einigen Kritikern angenommen, veraltet oder gar 
überholt gewesen seien, sondern weiterhin wichtig für den agrarischen Fortschritt blie­
ben. Dann kann er die Annahme, Bauern seien in den Vereinen kaum aktiv gewesen, zu­
mindest modifizieren: sie waren dort in Führungspositionen stärker vertreten, wo es an 
bürgerlichen Vertretern mangelte. Schüeßüch kann er die These einer zu großen Staats­
nähe der Vereine entkräften: beide kooperierten eng miteinander, aber das hinderte sie 
nicht im Einzelfall an einer distanzierten Haltung. 

Karl-Heinz Ziesow widmet sich der „Lektüre und Büdung auf dem Lande in der ersten 
Häute des 19. Jahrhunderts". Er kann nicht nur anhand einiger Beispiele die Bedeutung 
dieses Themas nachdrücküch belegen, sondern er bietet einen knappen, aber bemer­
kenswerten Forschungsüberblick, der weitere Forschungen anregen sollte. 
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Zwei Artikel von Hans-Jürgen Vogtherr und Beate Saska-Lindermeier über das Ham-
mersteindenkmal, Jubüäen und einen Festzug sowie die Restaurierung und Umsetzung 
des Denkmals in Uelzen im Jahre 2 0 0 0 runden den Band ab. 
Insgesamt Hegt damit eine weitere wichtige Publikation des Landwirtschaftsmuseum s 
Lüneburger Heide vor, die - in knapper Form - ältere und neuere Forschungsergebnisse 
zur Agrargeschichte des 19. Jahrhunderts vorlegt und mehr ist als „nur" eine Festschrift. 
Hannover Kar l Heinz SCHNEIDER 

MUSSMANN, Olaf: Selbstorganisation und Chaostheorie in der Geschichtswissenschaft. 
Das Beispiel des Gewerbe- und Rüstungsdorfes Bomlitz 1680-1930. Leipzig : Leip-
ziger Universitätsverlag 1998. 3 3 4 S . m. Graf. = Beiträg e zur Universalgeschichte 
und vergleichenden Geseüschaftsforschung. Bd . 17. Kart. 3 2 , - € . 

Angesichts eines häufig beklagten Theoriedefizits der Geschichtswissenschaft weckt der 
Titel dieser Studie , eine hannoversche Dissertation , besonderes Interesse . Ola f Muß-
mann wagt das Experiment, unter Zugriff auf Grundgedanken der Systemtheorie und 
der Chaostheorie komplexe Bezüg e von Mikro- und Makrogeschichte ode r Struktur-
und Ereignisgeschichte aufzudecken. Mußmann wül auf diesem Wege die Grenzen „re-
duktionistischer Ansätze" in der Regionalgeschichte überwinden, um neue Einsichten in 
die strukturprägende Kraf t lokaler oder regionaler Phänomene z u gewinnen (S . 102). 
Zum eigentlichen „Testfall" für sein Konzept der ,Komplexen Geschichte* wird die heu-
tige Gemeinde Bomüt z a m Südrand de r Lüneburger Heide , konkre t dere n außerge-
wöhnüche Entwicklung vom Standor t einer vorindustriellen Papiermühle zum „Gewer-
be- und Rüstungsdorf*. Bomütz repräsentiert kein typisches „Dorf**, sondern einen länd-
lichen Gewerbe- und Industriestandort, dessen Strukturen bis in die Gegenwart von ei-
nem Chemieuntemehmen (mit Verwaltungssitz im nahe gelegenen Walsrode) maßgeb-
lich geprägt wurden. Mit der Leitfrage nach den Ursachen für die wiederholte „Stabili-
sierung** oder das „Überleben" des Gewerbe- und Industriestandorts Bomlit z rücke n 
wirtschaftshistorische Zusammenhänge in den Mittelpunkt. Doch Mußmann steckt den 
Rahmen weiter und strebt eine umfassende Perspektive an, indem er die ökonomische 
Sphäre als Teilsystem des „Systems Bomlitz'* neben Poütik und Gesellschaft analysiert. 

Die Studie besteht aus den drei Teilen Theorie, DarsteUung des Fallbeispiels und Analyse 
bzw. Anwendung des Konzepts der »Komplexen Geschichte* . Im ersten Teil stellt der 
Verf. Grundzüge der Systemtheorie und des Selbstorganisationskonzepts vor . Versiert 
setzt er sich mit bisher kaum genutzten Möglichkeiten der Übertragung sozial- und na-
turwissenschaftlicher Modeüe oder Methoden in die Geschichtswissenschaft auseinan -
der. Dabei geht es ihm um ein theoretisches Fundament zum erweiterten Verständnis 
von großer und kleiner Geschichte in Bomütz, also um eine angemessene Form der Syn-
opse. Mikrogeschichte wird dabei aüerdings auf den Raum und dessen Strukturen sowie 
die Aktivitäten einflussreicher Untemehrnerfamüien reduziert. 
In seinem Konzept der »Komplexen Geschichte* nimmt Mußmann im Wesentiichen Im-
pulse der naturwissenschaftüchen Chaostheori e auf, die in den achtziger und neunziger 
Jahren - geradezu einem Modetrend folgend - auch Eingang in die Sozialwissenschaften 
fand. Star k vereinfacht erklär t da s au s ,Chaos * und ,Selbstorganisation * entwickelt e 
Theorem den Strukturwandel in geseUschaftlichen Systemen als Resultat von Differen-
zierungsprozessen, die bei eintretender Destabiüsierung strukturbüdende Kräfte entfal-
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ten, inde m sic h neu e Subsystem e un d Ordnunge n herausbilden . Eine n Vorzu g diese s 
Ansatzes sieh t Mußmann darin , dass Instabilitä t al s eine offen e historisch e Situatio n mi t 
einer Vielzah l vo n Möglichkeiten , de n Einzelfal l ode r Zufal l eingeschlossen , Berück -
sichtigung findet. 

Mit de m »Produktlebenszyklus ' wähl t de r Verf . fü r di e eigentiich e Untersuchun g ei n 
Gliederungsschema, da s eine m ökonomische n Model l au s de r Konjunkturzyklen - un d 
Wachstumstheorie folgt . Dami t geling t e s ih m auc h ohn e weiter e theoretisch e Um -
schweife seh r treffend, di e historischen Etappe n vo n de r Papiermühle zu r Schießpulver -
produktion un d chemische n Industri e vom späte n 17 . bis zum frühen 20 . Jahrhundert je-
weils i n Zusammenhänge n de s spezifische n ,Produktzyklus ' darzustelle n un d typisch e 
Zäsuren i n Bomlit z z u markieren . Allerdmgs gib t das Model l ein e klare Ausrichtung au f 
wirtschaftshistorische Vorgäng e vor , di e de r Verf. lapida r mi t de r „höhere n Steuerungs -
kompetenz" de s »Teilsystem s Ökonomie ' begründe t (S . 261). Vo r diese m Hintergrun d 
wirkt de r theoretische Teil , etwa di e Auseinandersetzung mi t Aspekten de r Systemtheo -
rie Luhmanns , teil s inkompatibel , teü s aüz u ausführlich . 

Mehr als 10 0 Seiten muß sich der Leser gedulden, bis er von de r spannenden Geschicht e 
des ländlichen Industrie - und Rüstungsstandort s Bomlit z erfährt , di e 168 1 mit der Grün -
dung einer Papiermühle beginnt . Dere n Entwicklun g wird im Rahme n technischer , wirt -
schaftlicher un d gewerberechtliche r Bedingunge n de r vorindustrieUe n Hadempapier -
produktion sowi e de r allgemeine n ode r auc h kurhannoversche n Verhältniss e geschil -
dert. Di e kameraüstisch e Wutschaftspoliti k un d de r Zugan g z u wachsende n Märkte n 
werden ebens o wi e di e natürliche n Ressource n ode r auc h di e soziale n Netzwerk e de r 
hochspezialisierten Papiermacherfamüie n i n ihrer Bedeutung für den peripheren Stand -
ort Bomlit z herausgestellt . Da s vorzeitig e End e de r Papiermühl e trit t in de n 1770e r Jah-
ren al s Folg e schwere r Hochwasserschäde n ein . Als maßgeblich e Ursach e gescheiterte r 
Versuche zu r Fortsetzun g werde n jedoc h di e wirtschaftliche n un d politische n Struktur -
veränderungen sei t de m späte n 18 . Jahrhundert erkennbar , di e u m 185 0 da s End e de r 
vorindustriellen Papierherstellun g besiegelten . Mi t dem »Zyklu s Papier' behandelt Muß -
mann au f relati v knappe m Rau m als o weitau s meh r al s ein e Vorgeschicht e de r indu -
striellen Entwicklun g i n Bomlitz , fü r di e di e Weichen 181 5 mi t der Gründun g eine r Pul -
vermühle gestell t wurden . 

Der anschließend e ,Zyklu s Pulver ' umfass t ei n breite s Themenspektrum . E s reich t vo n 
allgemeinen Bedingunge n de r vor- und frühindustrielle n Schießpulverproduktio n bi s z u 
den strukturelle n Veränderungen diese s Metier s im Zuge de s Verdrängungswettbewerb s 
durch chemisch e Sprengstoffe , di e sei t de n 1860e r Jahren mi t de m Dynami t aufkamen . 
Daneben werde n di e regional e Wirtschafts - un d Infrastruktu r ode r auc h di e politische n 
Verhältnisse bi s hi n zu r kommunale n Verwaltungsstruktur , de n Siedlungsforme n un d 
Wahlen behandelt . Doc h stehe n aü e dies e Theme n i n meh r ode r weniger enge m Bezu g 
zur Geschicht e de r Unternehmen , vo r alle m de r Pulverfabri k de r Wolf f AG . De n 
Schwerpunkt bilde n demzufolg e auc h wirtschafts - un d untemehmensgeschichtlich e 
Aspekte wi e di e Interessenpoliti k de r Gründerfamilie , Märkte , Rohstoffe , Produktion , 
Absatz, Innovationen , Arbeiterschaft , sozial e Maßnahme n un d Arbeitskonflücte . 

Gerade i n wirtschaftshistorische r Perspektiv e biete t de r Fal l Bomlit z überau s wichtig e 
Aufschlüsse. Da s zeige n di e eindrucksvoUe n Ausführunge n übe r den weltweite n Absat z 
v o n Bomlitze r Pulve r sowi e di e national e un d international e Konzentratio n un d Kar -
tellbildung i n de r Pulver - un d Sprengstoffindustri e i m letzte n Vierte l de s 19 . Jahrhun -
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derts. Bereits gegen Mitte des 19 . Jahrhunderts bildete der Export neben dem inländi-
schen Militär- und Zivilbedarf eine wesentliche Basis für den raschen Ausbau der Bom-
litzer Pulverfabrik. Beim Absatz in die Karibik, nach Südamerika, Südostasien, China 
oder auch auf den Balkan profitierte Bomüt z vor allem von den zahlreichen kriegeri-
schen Konflikte n de s ausgehende n 19 . Jahrhunderts. De r europäisch e Imperiaüsmu s 
sorgte sogar für Wachstumsimpulse, als im Zuge von Veränderungen der Waffen-, Pul-
ver- und Sprengstofftechnik di e wichtige Bümennachfrage von Mifitär und Bergwerken 
nachhaltig stockte. Das relativ minderwertige Bomlitzer .Afrikapulver', das an Freischär-
ler, Armeen, Großwüdjäger oder auch Sklavenhändle r in Ostafrik a abgesetz t wurde, 
büeb bis zum Ersten Weltkrieg der erfolgreichste Exportartikel . Unter schwierigen Be-
dingungen konnt e Bomlit z trot z ehe r untergeordnete r Bedeutun g i m Pulver - un d 
Sprengstoffkartell bi s 1918 wohl auch aufgrund persönfichen Einflusse s de r Unterneh-
mer eine recht sichere Position erreichen. Hier wird ein eigentümüches Beziehungsge-
flecht zwischen de r Unternehrnerfamüi e un d einflussreiche n Politiker n un d Miütär s 
sichtbar, das der Firma Wolff vor aüem während des Krieges elementare Vorteüe durch 
die Beteiligung an staatüchen Rüstungsprogrammen sicherte. Nicht zuletzt dadurch ver-
zögerte sich das drohende Ende des Produktzyklus Pulver bis nach 1918. Zugleich kam 
es aber auch zu erfolgreichen Strukturanpassunge n durch Diversifikation und Investi-
tionen in neue Produktlinien für chemische Schieß- und Sprengstoffe sowie Kunststoff-
nebenprodukte oder Verpackungen. Der Einfluß der Gründerfamüie, die nach der Um-
wandlung in eine Aktienkommanditgesellschaft nich t mehr alleiniger ,Herr im Hause* 
war, scheint dabei beachtüch gewesen zu sein. Der Verf. dokumentiert deren vielseitiges 
politisches und ökonomisches Engagement durch koloniale Kapitalanlagen oder Betei-
ligungen in Kaffeeplantagen und Straußenfarmen Ostafrikas sowie Untemehmensgrün-
dungen im Textil- und Nahrungsmittelgewerbe in der Region Walsrode-Bomütz. 

Freiüch können im Rahmen eines derartigen Gesamtprogramms nicht alle Themen glei-
chermaßen durchdrungen werden. Einige werden nur kurz in den Blick genommen oder 
bleiben hinsichtlich neuerer Forschungsfragen stark unterbelichtet. Das gilt insbesonde-
re für betriebswirtschaftliche Aspekt e wie Rentabilität, Investitionen und Produktivität 
sowie Organisation und Management. Infolgedessen bleiben die Grundlagen und Wir-
kungen strategischer Entscheidungen im Unternehmen oft unklar. Wünschenswert wä-
ren auch genauere Informationen zur Bilanz der Modernisierungen und der Rüstungs-
geschäfte, die offenbar nicht nur die erneute Intensivierung der Rüstungsproduktion im 
Zweiten Weltkrieg, sondern auch einen weiteren Aufschwung des Unternehmens und 
der Gemeinde Bomlitz in der Nachkriegswirtschaft ermögüchten. Angesichts dieser De-
fizite erweist es sich als Nachteü, dass Mußmann wirtschaftshistorische Forschungsan-
sätze, besonders der Unternehmensgeschichte un d »regionalen Industriaüsierung', die 
wichtige Anregunge n z u Mikro - un d Makrobezüge n bieten , gan z auße r Ach t lässt . 
Schwer wiegt bei dieser Kritik allerdings auch, dass sich die Studie gerade in zentralen 
Abschnitten zur wirtschaftfichen Entwicklun g der Pulverfabrik nahezu ausschüeßlich 
auf eine zweibändige „Werkschronik" stützt, die 1926 und 1940 von einem Mitgüed der 
Gründerfamüie verfasst wurde. Hier wäre zumindest ein queUenkritischer Kommentar 
zu erwarten. 

Ungeachtet dieser Kritik vermittelt die Studie wichtige Einsichten in Wechselwirkungen 
zwischen ökonomischen, politischen und rechtlichen Entwicklungen sowie individuel-
len Handlungen, die über den engen Horizont der lokalen oder regionalen Verhältnisse 
hinausweisen. Im singulären Fall zieht der Verf. Fäden der kleinen und der großen Ge-
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schichte zu einem Muster zusammen, das Strukturen und nicht etwa »fraktale Gebilde' 
zeigt. So werden überzeugende Erklärungen für die Anpassungsfähigkeit des »Systems 
Bomlitz' im Modernisierungsprozess geboten. Zweifellos leistet die Arbeit damit eine 
Bereicherung, gerade auch für die Landesgeschichte. Indessen überzeugt die Reichweite 
des systemtheoretischen Ansatzes nicht. Am Ende bleibt Skepsis, ob das Resultat ohne 
Zugriff auf die Systemtheorie und die Anlehnung an deren Terminologie anders ausge­
fallen wäre. 
Göttingen Johannes LAUFER 

GERKING, Willy: Die Grafen zur  Lippe-Biesterfeld. Aus der Geschichte einer Seitenlinie 
des gräflichen Hauses zur Lippe sowie einem Exkurs zur Entstehung des Hauses 
zur Lippe-Weißenfeld. Mit einem Beitrag von Hermann Josef SCHMALOR. Bad 
Oeynhausen: heka-Verlag 2001.192 S. m. 39 z. T. färb. Abb. u. 10 Taf. = Sonderver-
öff. des Naturwissenschaftlichen und Historischen Vereins für das Land Lippe. 
Bd. 65. Geb. 17,90 € . 

Seitenlinien von regierenden Adelsgeschlechtern haben gemeinhin einen schweren 
Stand in der Geschichtsschreibung, wenn sie nicht selbst zur Regierung eines Territori­
ums gelangt sind. Das Haus Lippe-Biesterfeld war im 18. Jahrhundert weit davon ent­
fernt, eine solche Rolle zu spielen. Erst 1897 ging es aus dem Lippischen Thronfolgestreit 
als Sieger hervor und übernahm den lippischen Fürstenthron. Das zu besprechende 
Buch widmet sich nur am Rande dieser späten Erfolgsgeschichte, sondern beleuchtet in 
erster Linie die Zeit der Famüie an ihrem namengebenden Ort Biesterfeld von 1654 bis 
1763. In einer Mischung aus Sozial- und Wirtschaftsgeschichte steüt Willy Gerking 
schwerpunktmäßig die Verhältnisse in Biesterfeld in diesen 109 Jahren dar. Nach einer 
anschaulichen Schilderung der Lebensläufe der gräflichen Besitzer und ihrer Familien 
fragt der Autor in einem Ansatz, den man sich häufiger wünschen würde, auch nach den 
Existenzbedingungen des Adels vor Ort. Eine zentrale Quelle für die Lebensverhältnisse 
auf Gut Biesterfeld ist ein Tagebuch aus den Jahren 1692 bis 1696. Gerking schöpft dar­
aus einen erheblichen Teil seiner gutswirtschaftlichen Darstellung. Aus dieser Zeit 
stammt auch ein Verzeichnis über den Buchbesitz von Graf Jobst Hermann. Hermann 
Josef Schmalor rekonstruiert diese verloren gegangene Bibliothek aufgrund dieser Auf­
zeichnungen und interpretiert sie als „Spiegel der Persönlichkeit" des Grafen. 

Die gräfliche Famüienpolitik war darauf ausgerichtet, sich nicht mit dem Status kleiner 
Landadeliger zu begnügen, vielmehr sollte Biesterfeld zu einem eigenen Territorium aus­
gebaut werden. Doch die Ambitionen gingen noch weiter. Schüeßüch war man mit dem 
regierenden Haus so nah verwandt, dass auch eine eigene Sukzession in Detmold schon 
im 18. Jahrhundert im Bereich des Möglichen lag. Aber mit beiden Zielen scheiterten die 
Grafen. 
In einem Exkurs schildert der Autor die Anfange der nach einem Biesterfelder Teilungs-
rezess gegründeten Seitenlinie Lippe-Weißenfeld. Da Gerking auf die bestehende For­
schungslücke für diesen Familienzweig hinweist, sei erwähnt, dass es Graf Carl Christi­
an in den 1780er Jahren bis zum Reichshofrat in Wien brachte. Im Staatsarchiv Bücke­
burg sind Korrespondenzen verwahrt, die dokumentieren, wie wichtig dieser Graf für 
die Behauptung Schaumburg-Lippes gegen den hessischen Überfall von 1787 war. Aber 
auch Lippe-Biesterfeld selbst ist für die niedersächsische Geschichte nicht unerheblich. 
1895 starb das Haus Lippe-Detmold im Mannesstamm aus. Sowohl der letzte regierende 
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Fürst dieser Linie als auch Kaiser Wilhelm IL engagierten sich für die Erbfolge von Prinz 
Adolf zu Schaumburg-Lippe, der mit eurer Schwester des Kaisers verheiratet war, doch 
das Engagement blieb ohne Erfolg. 
Das Buch zeichnet sich durch große Quellennähe aus , die auch durch einen häufigen 
Abdruck lange r Zitate zu m Ausdruck kommt . Allerdmg s trübe n einig e veraltete Kfi -
scheevorstellungen vo n Geschichte das Bild, wie zum Beispiel im Abschnitt über das 
Jagdwesen (S. 112). In manchen Teüen ist eine zu kurz greifende Quelleninterpretatio n 
nicht zu verkennen, so etwa in der Bewertung von Bemühungen des Grafen Friedrich 
Carl August, eine Audienz bei König Friedrich II. von Preußen zu erhalten. Der Autor 
vermutet hinte r dem hartnäckig verfolgte n Vorhabe n ausschüeßüc h di e Eitelkei t de s 
Grafen. Dabei war doch der persönüche Kontakt zu einem der mächtigsten Monarchen 
Europas ein verständüches, vieüeicht zukunftssicherndes Zie l (S . 99-100). Solche ein-
seitigen Deutungen hätten vermutfich vermieden werden können, wenn eine Auseinan-
dersetzung mit der einschlägigen wissenschaftüchen Literatur zur Adelsforschung statt-
gefunden hätte. Das knappe Literaturverzeichnis weist weitgehend nur lokalgeschicht-
üche Titel auf. Lobenswert ist jedoch die sorgfältige Bearbeitung der sprechenden Quel-
len und die lesenswerte Präsentation der behandelten Aspekte in dem auf Hochglanz-
papier gedruckten und reich bebilderten Band. Text und Bilder sind bewusst auf ein brei-
teres Publikum ausgerichtet, das dieses Buch sicher dankbar aufnehmen wird. 
Bückeburg Marti n FIMPEL 

GELHAUS, Hubert : Das politisch-soziale  Milieu  in  Südoldenburg  von  1803  bis  1936. 
4 Bde . Oldenburg : Bibliotheks - un d Informationssyste m de r Universitä t 2001 . 
2.019 S. Kart. 30,50 € . 

Es ist scho n ein e interessant e Aufgabe , da s -  kathoüsch e -  ,MUieu ' im Oldenburge r 
Münsterland zu untersuchen, gut doch diese kleine Region aus den beiden Landkreisen 
Vechta und Cloppenburg als besonders intensiv katholisch geprägt. 180 3 vom aufgelö-
sten Stift Münster an Oldenburg gekommen, bildete sie den südlichen rein katholischen 
Teil diese s protestantischen (Groß-)Herzogtum s bzw . Freistaat s mit durchaus bemer-
kenswerten Besonderheiten: Die konfessionellen Verhältnisse führten zur Bildung einer 
weltweit einmafige n kirchüche n Verwaltungseinrichtung , de m Bischöflic h Münster -
schen Offizialat in Vechta, und zu einer spezifischen Ausgestaltung der innerstaatlichen 
Strukturen, die die konfessioneüen Verhältnisse so zu berücksichtigen suchte, dass der 
kleine Staat Oldenburg nicht aus dem Gleichgewicht kam. Dennoch gab es einen olden-
burgischen Kulturkampf , der an innerer Härte dem preußischen durchaus nahe kam, 
nach außen aber kaum bemerkt wurde. Es gab 1936 mit dem Kreuzkampf eine Wider-
standsaktion, die in ganz Europa aufhorchen üeß. Ausgerechnet hier erfolgte die erste 
Neugründung de r interkonfessionelle n Christüch-Demokratische n Unio n i n Nieder -
sachsen und ausgerechnet im ,tiefschwarzen' Südoldenburg gibt es bis heute besonders 
gute ökumenische Beziehungen, aber auch Institutionen, die seit ihrer Gründung unge-
liebt waren und zeitweise bekämpft wurden, wie das Offizialat unte r dem NS-Regime 
und die Pädagogische Hochschule bzw. Universität in Vechta, die ein bis heute unge-
üebtes Kind der niedersächsischen Kulturpolitik ist. 
Vor diesem Hintergrund macht sich natüriich der verdient, der „den Schlüsselfragen" 
nach der Rezeption der Modernisierung in einer historischen Analyse nachspüren wül, 
die „wesentlich dazu beiträgt, bisher verborgene Strukturen und Prozesse ins Bewußt-
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sein z u hebe n un d di e Geschicht e Südoldenburg s al s modern e Geschicht e ne u z u be -
schreiben", wi e de r Auto r nac h eigene m Bekunde n sein e Leistun g einordne t (Bd . 1 , 
S. 7) . E r wil l sic h gegenübe r eine r vo n ih m s o empfundene n „affirmative n Geschichts -
schreibung" absetzen , di e e s al s ihr e Aufgab e gesehe n habe , „di e traditionelle n Struktu -
ren de s katholische n Milieu s z u bekräftige n un d si e vo r de r kritische n Analys e z u be -
wahren" (Bd . 4, S . 421) . Die neu e Aufarbeitung geschieh t in vier Bänden au f 2.019 Seite n 
- scho n ei n wenig lang , um e s vorsichtig auszudrücke n - , ohn e das s z u sehe n wäre , war -
um di e Untersuchun g nu n ausgerechne t 193 6 endet . 

Der Autor bedient sic h in seinem methodische n Zugrif f de s Milieubegriffs un d de s Kom -
plementärbegriffs de r Modernisierung , dere n Anwendun g i n de r Katholizismus-For -
schung teilweis e z u durchau s weiterführende n Ergebnisse n geführ t hat . „Hierarchisie -
rung, Zentralisierun g un d bürokratisch e Funktionalisierung " neue r küchliche r Sozial -
formen hätte n daz u beigetragen , „di e kirchlich e Herrschaftstechni k nac h neueste n Mo -
dernisierungsstandards au f h o h e m Nivea u z u organisieren" , heiß t e s d a zu m eine n 
(Bd. 1 , S . 9 ) un d de r Begrif f de r Modernisierun g könn e „mi t große m Erfol g au f Zeite n 
des Umbruch s . . . angewand t un d au s historische r Perspektiv e sinnvol l eingesetz t wer -
den" (Bd. 1 , S. 6) . Mit de r Modernisierung werde n i m Kontex t de r Milieubildung sozial e 
Prozesse wi e Urbanisierun g un d Industrialisierung , abe r auc h Individualisierun g un d 
Säkularisierung beschrieben . 

Hier zeigt sich bereits di e Kru x der Untersuchung, den n wer „di e kirchliche Herrschafts -
technik nac h neueste n Modernisierungsstandard s au f h o h e m Niveau " analysiere n will , 
muss sic h scho n darübe r kla r werden, o b dies e klingende n Begriff e au f seine n Untersu -
chungsgegenstand anwendba r sind . D a gib t e s Anlas s z u ernste n Zweifeln , w e n n ma n 
etwa weiß , das s da s Bischöflich-Münstersch e Offiziala t nebe n de m Offizia l vie r ehren -
amtliche Beisitze r hatt e un d hauptamtlic h gerad e ma l eine n Sekretär , de r gleichzeiti g 
staatlicher Bevollmächtigte r war , eine n Kopiste n un d eine n Vikariatsboten . Vo n Urba -
nisierung kan n bi s i n unser e Tag e i n Südoldenbur g kau m di e Red e sein , vo n Industria -
lisierung vo n Ausnahme n abgesehe n nich t bi s i n di e 1960e r Jahr e un d mi t de r Indivi -
dualisierung is t e s i n eine r ländlich-agrarische n Regio n ebenfall s nich t sonderlic h wei t 
her. 

N u n mus s nich t jede r Dissertatio n ei n ausgefeilte r Theorietei l vorangeschick t werden , 
der Lese r is t auc h dan n zufrieden , w e n n ih m au s de n Quelle n erhoben e neu e Erkennt -
nisse gebote n werden . We r jedoc h di e regionalgeschichtlich e Literatu r einigermaße n 
überblickt, wir d i n diese r Hinsich t au f de n übe r 2.00 0 Seite n ar g enttäuscht . Au s de n 
Quellen erarbeitet e neu e Forschungsergebniss e wir d e r kau m entdecken . Dafü r zitier t 
der Autor umfangreich di e regionalgeschichtliche Literatur , erläuter t bekanntes Landes -
geschichtliches un d Nationalgeschichtliche s un d spann t da s Vorgefunden e i n sei n Mo -
dernisierungs-Milieu-Muster, mi t desse n Hilf e e r z u de m Ergebni s seine r Untersuchun g 
gelangt, nämlic h aufzuzeigen , das s „au s antimodernistische n Abwehrhaltunge n un d 
Verweigerungen. . . sic h prägende Faktore n de s südoldenburgischen Konservatismu s ab -
leiten" lassen , vo n de m nich t nu r „antimoderne , sonder n antidemokratisch e Impulse " 
ausgegangen seien , di e „de n Zugan g z u neuen -  offenen , demokratische n -  gesellschaft -
lichen un d politische n Konfliktlösungen " versteü t hätte n (Bd . 1 , S. 8 , 10 ) . Etwa s verall -
gemeinernd zusammengefass t laute t di e Grundthes e de s Autors , dass Kirche , katholisc h 
geprägte Gesellschaf t un d Politi k sei t 180 3 bi s 193 6 (vermutlic h bi s heute ) »versagt * hät -
ten, wei l si e nicht de n gerade n We g z u de m vo n ih m al s Maßsta b angesehene n heutige n 
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Pluralismus gegangen sind. G. nennt seinen Zugang eine „historische(n) Fragehaltung, 
die sich der demokratischen Gegenwart verpflichtet weiß". 
Dieses Vorgehen führt zu Beurteilungen, die nicht einmal mehr als historisch zweifelhaft 
bezeichnet werden können. Dazu nur ein Beispiel: „Der Katholizismus der Weimarer 
Republik versäumte die historische Chance, den Emanzipationsprozeß der katholischen 
Frau zu fördern und ihre politische Mündigkeit zu entwickeln. Es lag nicht in seinem In-
teresse", urteilt der Autor in Band 2 auf Seite 126. Auf Seite 163 des gleichen Bandes folgt 
dann die interessante Information, dass ausgerechnet Frau Maria Brand aus Essen i. O. 
(Amtsbezirk Cloppenburg) als erste Frau im Jahre 1919 in den oldenburgischen Landtag 
einzog, nicht etwa für die Sozialdemokraten oder die Liberalen, nein für die katholische 
Partei, das Zentrum. Bekanntlich erhielten die Frauen in Deutschland das Wahlrecht im 
Jahre 1918, in England 1928, in Frankreich 1946, in der Schweiz 1971 - wa s doch wohl 
kaum an den Katholiken gelegen haben kann. 
Wenn man sich der durchaus lohnenden Aufgabe, Reügion, Kirche, Geseüschaft und Po-
litik, ihre Verflechtungen, Bedingunge n und Wirkungen auch in einer kleinen Region 
wie dem Oldenburger Münsterland zu analysieren, unterzieht, müssen die Leitbegriff e 
für ein solches Unterfangen passen und es genügt im derzeitigen Stand der Forschung 
auch nicht, die regionalgeschichtüche Literatur so zu zitieren, dass sie in einen vorgege-
benen Bezugsrahmen passt. Es lässt sich schon in einem gewissen Vorverständnis vom 
,kathoüschen Miüeu ' sprechen, doc h wenn man so weitreichende Folgerunge n zieht , 
musste seine Struktur einigermaßen empirisch erhoben werden und damit es nicht zur 
Nabelschau gerät, ist der Blick über die Grenzen der Region für eine solche Untersu-
chung unverzichtbar. De s Autors schon 198 8 mit Zitaten aus dem Jahrgang 193 3 der 
Ortszeitung gestützte These von der Kapitulation des katholischen Miüeus in Südolden-
burg hält einem Vergleich, beispielsweise mit der „Achülesferse des deutschen Kathoü-
zismus" (Heilbrunner, 1998) , nun wirküch nicht stand, abgesehen davon, dass der ter-
roristische Charakter des NS-Regunes in der Untersuchung nicht einmal benannt wird. 
Soü man wirklich glauben, dass der Vikar Morthorst ins Gefängnis, die Pfarrer aus Pe-
heim und Neuscharre l (Landkrei s Cloppenburg ) in s KZ gegangen sind , weil si e ihre 
,Herrschaft' über die Gläubigen bewahren wollten? 

Im Sinne des Glaubens ist eben „der Sinn von Geschichte" nicht einfach „Geschichte", 
wie der Autor meint (Bd. 4, S. 426), sondern die Sorge für das Jenseits, wie der aus Din-
klage, Landkreis Vechta, stammende Bischof Clemens August Graf von Galen in seinem 
Hütenbrief vom 6 . Februa r 193 8 auf die Forderung der Nationalsoziaüsten nac h Be-
schränkung der Kirche auf das Jenseits hervorhob. Denn die Sorge für das Jenseits könne 
und müsse, nach Galens Worten, die Küche erfüllen, indem sie die Menschen anleite, 
„ihr diesseitiges Leben nach ,reügiösen Prinzipien', nach dem heüigen Wiüen Gottes" zu 
gestalten, der das „Naturrecht als Norm und Grenze menschlicher Gesetzgebungsge -
walt" in die Herzen der Menschen eingeschrieben habe. 
Zweifeüos is t di e Küch e vo n Mensche n getragen , i n a ü ihre r Schwäche , ihre n Be -
schränktheiten, üiren Fehlern und begrenzten Mögüchkeiten. Aber dass sie auch unter 
dem NS-Regime darauf hingewiesen hat, das Handeln an naturrechtiichen Prinzipien zu 
messen und damit die Welt als einen Teü des Weges zum Himmel zu gestalten, zeigt, dass 
sie ihrem reügiösen Auftrag treu gebüeben ist. Auch in Südoldenburg sind ihr, je nach 
Kraft, Mut und Mögüchkeiten viele gefolgt. So ging beispielsweise in Lohne ein Drogist 
deswegen bankrott, weil er ein Transparent mit der Aufschrift „Juden raus" über die Stra-
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ße gespann t hatt e un d seither nieman d meh r de n Laden betrat . Diese s Beispie l findet 
sich übrigen s i n einem kleine n Erinnerungsbuc h vo n Paul Brägelman n au s Vechta mit 
dem Titel „Al s die Kreuze Hake n hatten " (Breme n 1998) , da s jedoch i m umfangreiche n 
Literaturverzeichnis de r Arbeit nich t auftaucht . 

Vechta Joachi m K UROPKA 

SPECKMANN, Karl-Heinz : Die  Glasarbeiterschaft  in  Nienburg  1870-1933.  Beitra g zu r 
Erforschung de r Arbeiterbewegunge n i m Mittelweserraum . Nienburg : Iggese n 
1996. 4 49 S. m. 3 Kt . Geb. 

Die Geschicht e de r niedersächsischen Arbeiterbewegun g mus s noc h geschriebe n wer -
den, ähnlic h wi e die Geschicht e de r niedersächsischen Industrialisierung . Stat t diese r 
Feststellung ließe sic h auch fragen: Gab es denn ein e nennenswerte niedersächsisch e In-
dustrialisierung un d eine darstellenswert e Arbeiterbewegun g i m 20. Jahrhundert? Wie 
eindeutig positi v dies e Frag e beantworte t werde n kann , zeig t di e vorzustellende, 199 6 
erschienene Arbei t v o n Karl-Hein z Speckman n übe r Nienburg s Glasarbeiterschaf t i n 
den 60 Jahren zwische n de r Reichsgründung un d dem Nationalsozialismus. E s gab bei-
des, Industrialisierun g wi e Arbeiterbewegung, un d beide ware n mi t der deutschen un d 
europäischen Entwicklun g en g verbunden. Si e zeigten abe r zugleic h ei n durchaus typi -
sches „niedersächsisches " Erscheinungsbild , w e n n ma n darunter verstehe n will , das s 
hier di e Industrialisierun g wede r z u eine r Industrielandschaf t noc h zu r Bildung eine r 
ausufernden städtische n Metropol e führte , sonder n „inselhaft " blie b in einem weiterhi n 
ländlich geprägte n Umfeld . 

Wie seh r dies e „inselhafte " Industrialisierun g mi t allgemeinen Entwicklunge n verbun -
den war , zeig t scho n de r Anfang de r Darstellung: E s war gewiss kei n Zufall , das s kur z 
nach 187 0 zunächs t ein e modern e Glasfabri k entstand , die 1891 ein e Nachfolgeri n fand . 
Insbesondere di e Jahre nac h 187 0 ware n ein e Phas e starke r ökonomische r Prosperität , 
in de r zudem wichtig e technologisch e Entwicklunge n z u verzeichnen waren , di e insbe-
sondere be i Glashütten di e Standortfrage ne u stellten. I m Faüe Nienburg s ware n e s der 
Bahnanschluss, de r an dieser Stell e die Neugründung eine r Glashütt e ermöglichte , wäh -
rend älter e Standortfaktoren , vo r allem der Rohstoff Hol z kein e Bedeutun g meh r hatte n 
(und auc h nich t ein e günstig e Hanglag e wi e in Obernkirchen) . 

Die Geschicht e de r Industrialisierung is t zugleich di e Geschichte wichtige r Industrielle r 
wie de r Arbeiterbewegung -  un d der Wechselbeziehungen zwische n beiden . Fü r die Zeit 
des Kaiserreich s war dies in erster Lini e di e Geschichte de s Obernkirchener Industriel -
len Friedric h Car l Theodo r Heye , Inhabe r eine s sic h schnel l entwickelnde n „Glasimpe -
riums". Hey e wa r ein Industrieller, de r einerseits i n hohem Maß e innovati v war , ande -
rerseits ei n gespaltenes Verhältni s z u seinen Arbeiter n besaß ; er handelte wi e ein Patri -
arch, fürsorglic h zwar , abe r keinesweg s bereit , seine n Arbeiter n ei n Mitspracherech t 
oder ein Assoziationsrecht zuzugestehen . Dies e ware n ihrerseit s nu r bedingt bereit , den 
ihnen v o m Arbeitgeber zugewiesene n Statu s hinzunehmen , scheiterte n abe r be i dem 
Versuch, di e eigenen Interesse n durchzusetzen . Immerhi n führt e diese r -  vergeblich e -
Kampf u m Anerkennung z u einem mehrer e Monat e anhaltende n Streu e i m Jahre 1901, 
der zeitweis e soga r international e Unterstützun g erfuhr . 

Radikalisierungstendenzen ga b es allerding s nu r wenige; zwa r erzielt e di e S PD in der 
Weimarer Republi k i n den Wahlbezirken mi t hohem Arbeiterantei l teilweis e Rekorder -



390 Besprechungen un d Anzeige n 

gebnisse mit über 80 % der Stimmen, jedoch erfuhr sie selbst hier nach 1930 partiell her-
be Einbrüche. Hierin unterschied sich die Situation von der in Obernkirchen, das an-
sonsten vergleichbare soziale wie ökonomische Elemente aufzuweisen hatte: in Obern-
kirchen und einigen Nachbarorten konnte die KPD beispielsweise noch 1932 zweistel-
üge Wahlergebnisse erzielen, verlor die SPD bis 1933 nur wenige Wähler (und büßte vor 
aUem deshalb Stimmenanteüe ein, weil die Zahl der Wähler anstieg). Dennoch: auch in 
Nienburg bewahrte die vorhandene Orgarnsationsstruktur die Arbeiterbewegung vor zu 
starken Verlusten. Das sozialdemokratische Miüeu büeb relativ lange stabil; hierzu ge-
hörten auch die Aktivitäten junger „Genossen" im Reichsbanner. Speckmanns Arbeit 
zeichnet in aller Detaütreue ein präzises Büd der Elemente der Arbeiterbewegung zwi-
schen 1919 und 1933. Sie umfasste nicht nur poütische Organisationen, sondern beson-
ders auch kultureüe und sportiiche. Diese banden in hohem Maße die Freizeitaktivitäten 
der Arbeiter - ei n Befund, den der Rezensent auch bei Interviews mit Angehörigen der 
Schaumburger Arbeiterbewegung für die gleiche Zeit gemacht hat. 
Insgesamt legt Speckmann mit dieser Arbeit ein Werk vor, welches unsere Kenntnis über 
die niedersächsische Arbeiterbewegung erheblich erweitert und vertieft - das s es in an-
deren niedersächsischen Regionen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen (ich denke 
hierbei vorrangig an Schaumburg) ähnlich war, schmälert nicht den Wert der Studie. 
Vielmehr zeigt sie, wie auch die ländliche Arbeiterbewegung eingebunden war in die 
deutsche und europäische Arbeiterbewegung und ihr poütischer wie kultureller Hori-
zont weit über den engeren lokalen Bereich hinausragte. 
Der Schwerpunkt der Arbeit liegt nicht auf der Herausarbeitung entscheidender Ent-
wicklung ode r de r Einordnung de r Untersuchungsergebnisse i n einen breitere n For-
schungskontext, sondern in der detaiüierten Beschreibung der Verhältnisse. Damit üe-
fert sie eine Materialfülle, die dem Leser einiges abverlangt, jedoch die Basis für weitere, 
auch vergleichende Untersuchungen bietet. 
Hannover Kar l Heinz SCHNEIDER 

Zwischen Heimat  und  Zuhause.  Deutsch e Flüchtling e un d Vertrieben e i n (West- ) 
Deutschland 1945-2000 . Hrsg. von Rainer SCHULZE ZUS. mit Reinhard ROHDE und 
Ramer Voss, Osnabrück: secolo Verlag 2001. 30 4 S. m. zahh. Abb. u. 1 Kt. = Quel-
len und DarsteUungen zur Geschichte des Landkreises Celle. Bd. 6. Geb. 20,50 € . 

Die Publikation setzt sich mit Flucht und Vertreibung von Menschen aus ihrer ange-
stammten Herkunftsregion und ihrer Integration in der neuen zugewiesenen oder selbst 
gewählten Heimat auseinander. Grundlage dieses Aufsatzbandes is t ein Interviewpro-
jekt, das seit 1997 mit Flüchtüngen und Vertriebenen geführt worden ist, die aus den Ge-
bieten östüch von Oder und Neiße stammen und heute im Landkreis Ceüe leben. Aus 
diesem Interviewprojekt ist die Aussteüung „Fremde - Heima t - Niedersachsen" im Bo-
mann-Museum in Ceüe hervorgegangen, die beispielhaft für die Region Celle den Pro-
zess des Zusammenwachsens von Einheimische n und Zugewanderten dokumentiert . 
Anknüpfend an Interviewprojekt und Aussteüung gehen die einzelnen Beiträge den viel-
schichtigen Aspekten von Flucht und Vertreibung ausführücher als in der Aussteüung 
dargestellt nach . Di e Autorinne n un d Autoren de r 1 7 Aufsätze komme n au s unter-
schiedlichen Fachdisziplinen. E s sind Historiker, Politologen, Soziologen, Volkskund-
ler, Sozial- und Literaturwissenschaftler, di e sich mit diesem Themenkomplex aus ihrer 
jeweüigen wissenschaftiichen Sich t auseinander setzen. Die Beiträge beziehen sich auf 
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den Landkrei s Celle , de r hier beispielhaft fü r viele andere , vor alle m ländlich e Regione n 
im Nachkriegsdeutschlan d steht . 

Das 20. Jahrhunder t wir d im europäische n Rau m auc h al s das Jahrhundert de r Zwangs -
wanderungen charakterisiert . Verschiedene n ethnische n Gruppe n sin d unterschiedlich e 
Formen vo n Abwanderun g au s ihre n angestammte n Siedlungsgebiete n un d Zuwande -
rung i n eine r neue n Heima t widerfahren . I m Mittelpunk t de s Aufsatze s vo n Johannes -
Dieter Steiner t stehe n Fluch t un d Vertreibun g de r deutsche n Bevölkerun g au s Mittel- , 
Ost- und Südosteurop a währen d de s Zweite n Weltkrieges und i n de r Nachkriegszeit . E r 
bewertet dies e Ereigniss e al s eine n historische n Meilenstei n i n eine r lange n Traditions -
linie vo n Wanderungsbewegunge n i m 20 . Jahrhundert . Di e Zwangsumsiedlunge n deut -
scher Bevölkerungsteil e seie n vo n de n Alliierte n politisc h gewoll t gewesen . Di e Alliier -
ten hätte n si e al s ein e logisch e Folg e de s Zweite n Weltkriege s gesehen , si e hab e i n de n 
Diskussionen u m ein e Nachkriegsneuordnun g i n Europa für sie nur eine nachgeordnet e 
Rolle gespielt . Auc h de r Herausgebe r Raine r Schulz e versuch t i n seine m Aufsatz , Kon -
tinuitätslinien vo n Zuwanderun g i n ländliche n Regione n i m 20 . Jahrhundert nachzu -
zeichnen. Hierbe i unterscheide t e r zwischen freiwillige n bzw . unfreiwilligen sowi e deut -
schen bzw . nichtdeutschen Flüchtlinge n un d Vertriebenen . Si e all e sind Fremd e i n eine r 
neuen Umgebung , vo n dene n sic h di e Einheimische n distanzieren . Ers t i m Lauf e de r 
Zeit entsteh t au s e ine m anfängliche n Gegeneinander , eine m nachfolgende n Nebenein -
ander ei n gemeinsame s Miteinander . 

Das täglich e Lebe n de r Flüchtling e un d Vertriebene n i n ihre r neue n Heima t is t durc h 
Wohnraumnot un d Flüchtlingslage r geprägt . De r Wunsch nac h eine m eigene n Zuhaus e 
wird z u eine m wichtige n Lebensziel . Andrea s Brundier s zeig t a m Beispie l de r Flücht -
lingssiedlung Vorwerk i n Celle , wie diese s Lebenszie l durc h Wohnraumbeschaffung übe r 
Eigentumsbildung erreichba r wird . Durc h de n Ba u solche r Flüchtlingssiedlungen , di e 
nicht ei n besondere s Merkma l vo n Dor f ode r Stad t sind , entsteht be i de n pauperisierte n 
Flüchtlingen un d Vertriebenen ei n kollektive s Selbstbewusstsein , da s sie z u Neubürger n 
der (west-)deutsche n Nachkriegsgesellschaf t aufwertet . 

Für Kinder und Jugendlich e bedeute n Fluch t und Vertreibung tiefgreifende Veränderun -
gen i n ihre r Lebensentwicklung . Schul - un d Berufsausbildun g könne n oftmal s nich t al -
tersgemäß wahrgenomme n werden . A m Beispie l de s Celle r Hermann-Billung-Gymna -
siums untersuch t Wolfra m Liet z di e Bildungsgäng e vo n Abituriente n i n de n 1950e r Jah-
ren i n Verbindun g mi t de n Lebensläufe n vo n junge n Flüchtlinge n un d Vertriebene n i m 
Vergleich z u dene n vo n einheimische n Kinder n un d Jugendlichen . 

Reinhard Rohd e geh t i n seine m Aufsat z de r Frag e nac h de r Einstellun g de r einheimi -
schen Elite n z u de n Flüchtlinge n un d Vertriebene n nach . Besonder s i n ländliche n Re -
gionen habe n di e alteingessene n Elite n z . B . Lehrer , Pastoren , Großbauer n große n Ein -
fluss darauf , wi e sic h di e einheimisch e Bevölkerun g gegenübe r de n Fremde n verhält . 

Die politisch e Orientierun g de r Flüchtling e un d Vertriebene n i n de r (west-)deutsche n 
Nachkriegszeit is t Inhal t de s Aufsatze s vo n Fran k Bosch . Nebe n ihre r wirtschaftliche n 
und soziale n Eingliederun g is t ihr e politisch e Einbindun g ei n langwierige r Prozess . 
N o c h Anfan g de r 1960e r Jahre sin d Flüchtling e un d Vertriebene politisc h wenige r star k 
engagiert al s Einheimische . Ihr e Aufnahm e i n di e ne u gegründete n Parteie n sowi e di e 
Wahrnehmung ihre r Interesse n durc h politisch e Gruppierunge n vollzieh t sic h nu r seh r 
langsam. Das s e s i m Bereic h de r politischen Aktivitäte n de r Flüchtling e un d Vertriebe -
n e n auc h Ausnahme n gegebe n hat , zeig t de r Beitra g vo n Reinhar d Rohde . De r Auto r 
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stellt mit Heinrich Albertz (SPD) und Erich Schellhaus (BHE) zwei Flüchtlingspolitiker 
gegenüber, die beide aus Schlesien stammen, beide im Raum Celle ihre politische Nach-
kriegskarriere beginnen und beide (nacheinander) in der niedersächsischen Landesre-
gierung das Amt des Hüchtlingsministers bekleiden (S. 14). Die gemeinsame Basis ihrer 
Politik ist die Linderung der unmittelbaren Not der Flüchtlinge und Vertriebenen, Un-
politischer Weg zur Umsetzung dieses Ziels differiert. Während Albertz die Behebung 
des Flüchtlingsproblems durc h einen gesellschaftlichen Wande l anstrebt, bemüht sich 
Schellhaus al s interessenorientierter landsmannschaftiiche r Vertriebenenpolitike r u m 
die Bewahrung des kultureUen Erbes der Herkunftsregionen in der neuen Heimat. 
Auch die evangelische Küche nimmt sich der Hüchtüngsproblematik i n unterschiedli-
cher Weise an. 1946 wird in Hermannsburg (Landkreis CeUe) die Evangeüsche Akade-
mie der Hannoverschen Landeskirche gegründet. Als Forschungseüirichtung richtet sie 
zwischen 1947 und 1962 neun Arbeitstagungen zur Lage der Flüchtlinge und Vertriebe-
nen aus. Rulf Jürgen Treidel geht in seinem Aufsatz der Frage nach, welchen Beitrag die 
Diskussionen und Ansätze solcher Tagungen leisten und inwieweit sie den geistiichen 
Auftrag mi t einer neuen geseilschaftspoütischen Roll e de r Küchen verbinden (S . 15). 
Peter Stettner untersucht in seinem Aufsatz das Büd der Flüchtlinge und Vertriebenen 
im (west-)deutsche n Nachkriegsfü m a n de n Beispiele n de s Dokumentarfilm s „Asyl -
recht", des Heünatfilmklassikers „Grü n ist die Heide" und des Dramas „Mamitschka". 
Bei alle n dre i Filmgattunge n lasse n sic h wiederkehrend e Merkmal e wi e Stereotype , 
Sehnsüchte und Ängste nachweisen . Auch in der Literatur werden die Ereignisse um 
Flucht und Vertreibung thematisiert. Susanne Fischer sucht in ihrem Beitrag nach Spu-
ren der Verarbeitung der Flüchtlingsproblematik im Werk Arno Schmidts (S. 15). In sei-
nen literarische n Schrifte n lasse n sic h viel e Bezüg e z u Flüchtlingsschicksale n sowi e 
Konflikte zwischen Einheimischen und Fremden nachweisen. 

Ein weiterer Aspekt zum Thema „Flucht und Vertreibung" ist die kollektive bzw. indi-
viduelle Aufarbeitung des Erlebten. Rainer Voss geht in seinem Aufsatz der Frage nach, 
inwieweit die Heimatgeschichtsforschung di e Flüchtlingsproblematik in das lokale Ge-
schichtsbewusstsein integriert. Hierzu untersucht er eine Reihe von Orts- und Dorfchro-
niken aus dem Landkreis Celle. Ein lokales Geschichtsbewusstsein dürfe nicht nur Ein-
heimischen zuerkannt werden, auch die Zuwanderer leisteten ihren Beitrag zur kollek-
tiven Erinnerung und seien somit Teil der Heimatgeschichtsforschung. Denkmäle r und 
andere Erinnerungsstätten historischer Ereignisse tragen ebenfalls zur Identitätsbildung 
im lokalen Rau m bei. Kathri n Panne analysier t in ihren Beitrag die Frage , inwiewei t 
symboüsche Erinnerungszeiche n (z . B . Gedenksteine , Wappenbüde r de r verlorene n 
Heimat an Gebäuden, Ausstellungen in Heimatmuseen) in der Region Celle zu finden 
sind, die eine öffentüche Erinnerun g an das Erlebte angemessen würdigen. Flucht und 
Vertreibung spielen im Gedächtnis vieler Familien eine große RoUe, sodass die Erinne-
rungen auch bei de n nachfolgenden Generationen , di e diese familiär e Schicksalszei t 
selbst nicht erlebt haben, durch entsprechende Erzählungen lebendig bleiben. Am Bei-
spiel zweier Famüien aus dem Raum CeUe untersuchen die Autoren Torsten Koch und 
Sabine Moller, wie Erinnerungen der Zeitzeugengeneration a n die Kinder- und Enkel-
generation weitergereicht werden, die hieraus ihre eigene Interpretation der Ereignisse 
um Flucht und Vertreibung ableiten. 

Nach 194 5 sind deutsche Flüchtlinge und Vertriebene nur eine von vielen ethnischen 
Gruppen, die in ländlichen Gebieten eine neue Heimat finden. Am Beispiel yezidischer 



Wirtschafts- un d Sozialgeschicht e 393 

Kurden in der Region Celle versuchen die Autoren Siamend Hajo und Eva Savelsberg in 
ihrem Beitrag, Ähnlichkeiten der Erfahrungswelten zwischen beiden Zuwanderungs­
gruppen nachzuzeichnen. Das alltägliche Leben in einer fremden Umgebung, das Ge­
fühl der Verlorenheit sowie die Abgrenzung durch die Einheimischen sind Erfahrungen, 
die trotz vieler anderer Unterschiede beide Gruppen erleben. 
Am Beispiel der schlesischen Hauptstadt Breslau/Wroclaw geht Krzysztof Ruchniewicz 
der Frage nach, wie die polnischen Vertriebenen mit der deutschen Geschichte ihrer 
neuen Heimat umgehen, wobei das heutige Wroclaw nicht das alte Breslau sei. Die An­
eignung des historischen Erbes ihrer Stadt sei für die heutigen Einwohner von Wroclaw 
ein wichtiger Bestandteil ihres lokalen Geschichtsbewusstseins, während die vertriebe­
nen Breslauer mit den Erinnerungen an ihre Stadt auch in der Fremde weiterleben. Es 
komme „zur Fusion zweier unterschiedlicher lokaler Geschichten und damit zur Schaf­
fung eines gemeinsamen historisch-kollektiven Raumes" (S. 16). 
Zehn Porträts des Fotografen Dietrich Klatt aus dem Eingangsbereich der Ausstellung 
„Fremde - Heimat - Niedersachsen" im Bomann-Museum in Celle vervollständigen die 
vorangegangenen Aufsätze. Eine Interpretation der Fotografien wird dem Betrachter 
überlassen. 
Der Herausgeber Ramer Schulze versucht in einer Schlussbewertung der Frage nachzu­
gehen, ob wir uns auf dem Weg zu einer umfassenden deutschen Nachkriegsgeschichte 
befinden, in der alle Bevölkerungsgruppen, die hier heute leben, ihre spezifischen Er­
fahrungen und Erlebnisse in der lokalen Geschichtsforschung wiederfinden und damit 
für alle ein Heimatgefühl vermittelt werden kann (S. 17). Nach Meinung des Herausge­
bers ist diese Diskussion noch lange nicht beendet, sie beginnt gerade erst. 
Mehr als 5 5 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges sind die Ereignisse um Flucht und 
Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus Mittel-, Ost- und Südosteuropa immer noch 
von Interesse, zumal in jüngster Zeit durch Zuwanderung unterschiedlicher ethnischer 
Gruppen die Flüchtlüigsproblematik an Aktuaütät nicht verloren hat. Die unterschied­
lichen Beiträge dieses Aufsatzbandes verdeutlichen, wie vielschichtig das Spektrum an 
Fragen zu dieser Thematik aus Vergangenheit und Gegenwart ist. 
Hannover Petra D IESTELMANN 
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DROSTE, Heiko: Schreiben über  Lüneburg.  Wandel von Funktion und Gebrauchssitua­
tion der Lüneburger Historiographie (1350 bis 1639). Hannover: Hahn 2000. 488 
S. = Veröff. der Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen. Bd. 195. 
Geb. 50,- € . 

Als ungewöhnüch reich gilt die Überüeferung der Lüneburger Historiographie des 14. 
bis 17. Jahrhunderts, sowohl an ursprüngüchen Werken als auch an Abschriften und 
Überarbeitungen einzelner Werke. Die Mehrzahl der Lüneburger Chroniken wurde in 
dem 1931 erschienenen Lüneburg-Band der Chroniken der Deutschen Städte durch den 
Archivar und Historiker Wilhelm Reinecke ediert. Seine Bewertung der Lüneburger 
Chroniken und deren Gebrauch für die von ihm verfasste Stadtgeschichte lassen jedoch 
eine den heutigen Ansprüchen genügende QueUenkritik vermissen. An dieser Stelle 
setzt die Untersuchung von Heiko Droste ein, die 1994 an der Universität Hamburg als 
Doktorarbeit eingereicht und für den Druck aktualisiert worden ist. 
Die von Klaus Arnold betreute Studie behandelt unter historischen wie germanistischen 
Fragesteüungen „alle nicht-klösterlichen, nicht-theologisch motivierten historiographi-
schen Äußerungen über die Stadt Lüneburg" (S. 24). Dabei distanziert sich Droste in 
Anlehnung an Franz-Josef Schmale von den schematischen Gattungsemteilungen der 
mittelalterüchen Historiographie, wie sie von Herbert Grundmann, Rolf Sprandel u. a. 
aufgestellt worden sind. Er verzichtet auf eine systematische Einteilung der Einzelwerke, 
und erhebt stattdessen den Anspruch, die gesamte historiographische Überüeferung der 
Stadt Lüneburg als Teil der städtischen Literatur zu berücksichtigen, auch die eher un­
scheinbaren Erzeugnisse der Geschichtsschreibung wie etwa Exzerpte und Register. Vor 
dem Hintergrund der Lüneburger Geschichte stellt er die jeweiligen Funktions- und Ge­
brauchszusammenhänge sowie die Bestimmung des Verfasser- und Rezipientenumfelds 
eines Textes in den Mittelpunkt seines Interesses. 
Heiko Droste hat in vielen niedersächsischen Archiven und Bibliotheken nach Hand­
schriften und Texten der Lüneburger Historiographie gefahndet. Außerhalb von Nieder­
sachsen war die Suche nur in Berlin, Kopenhagen und Werl erfolgreich. So ließen sich 
179 historiographische Texte zu Lüneburg nachweisen, die allesamt in die Untersuchung 
einbezogen wurden. In Anbetracht dieser Textmenge wird verständlich, dass eigene For­
schungen zur historischen Entwicklung Lüneburgs nur „in begrenztem Umfang" (S, 27), 
insbesondere für das Kapitel zum Prälatenkrieg, durchgeführt werden konnten. Die Ar­
beit gliedert sich in vier Hauptteile, von denen die ersten drei weitgehend chronologisch 
aufgebaut sind. Sie folgen den einschneidenden Ereignissen der Lüneburger Stadtge­
schichte, da diese zugleich zu Schwerpunktthemen der historiographischen Schriften 
wurden. Der vierte Hauptteil stellt eine Synthese der gewonnenen Einzelergebnisse dar. 
Die Anfänge der Lüneburger Geschichtsschreibung liegen in den Jahren des Lüneburger 
Erbfolgekriegs (1369-1374) und des sich anschließenden Satekriegs (1392-1406). Die 
parallel zu den Ereignissen verfasste Chronik zum Lüneburger Erbfolgekrieg des Stadt­
schreibers Nikolaus Floreke ist den Interessen des Rats verpflichtet und zugleich Aus­
druck des städtischen Rechtsempfindens. Droste zeigt, wie in dem Konflikt zwischen 
Stadt und Landesherrn die juristisch argumentierende Aufzeichnung der Ereignisse zu 
einem Mittel der Verteidigung wird. Die enge Verbindung zwischen den herrschenden 
Rechtsvorstellungen und der Historiographie setzt sich auch bei der „Satechronik" und 
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der „Lüneburger Chroni k bi s 1414 " fort un d kan n generel l al s ei n Charakteristiku m de r 
Lüneburger Chronisti k bezeichne t werden . 

Der zweit e Haupttei l beschäftig t sic h mi t de r Zei t vo n 144 6 bi s 1533 . Am Begin n diese r 
Phase steh t de r sogenannt e Lüneburge r Prälatenkrie g (1446-1462) , di e bedeutendst e 
Krise i n de r Geschicht e Lüneburgs . Si e is t bi s zu m Dreißigjährige n Krie g wichtigste s 
Thema i n de r Lüneburge r Historiographie . Mi t meh r al s 10 0 Seite n bilde n di e Ausfüh -
rungen Droste s zu m „Prälatenkrieg " eine n deutiiche n Schwerpunk t seine r Arbeit . 
Durch ein e tiefschürfend e Analys e de r historiographische n Überlieferung , Auswertun g 
bislang unberücksichtigter Quelle n un d prosopographisch e Untersuchunge n komm t de r 
Verfasser zu eine r neuen Bewertun g de r Ereignisse, di e sich insbesondere mi t der zuletz t 
von Bernd-Ulric h Hergemölle r vertretene n Sich t kritisc h auseinandersetzt . E s wir d 
deutlich, wi e dringen d di e Lüneburge r Chronisti k eine r moderne n Textkriti k bedurfte . 
Nach de m „Prälatenkrieg " wurd e ers t wieder di e Reformatio n (1529-1533 ) i n chronika -
lischen Berichte n ausführlic h dargestellt . Währen d di e Chronike n zu m „Prälatenkrieg " 
fast ausschließlic h i m Ratsinteress e entstande n sin d un d sic h i n ihne n bal d ein e herr -
schende Vorstellun g de r Krisensituatio n durchsetzte , weis t di e historiographisch e Dar -
stellung de r Reformatio n j e nac h Interessenlag e de r Chroniste n unterschiedlich e Sicht -
weisen auf . 

Die Geschicht e Lüneburg s nac h de r Reformatio n bi s zu r Aufgabe de r endgültige n städ -
tischen Freihei t i m Jah r 163 9 is t zu m eine n gekennzeichne t durc h ein e kulturell e Blüte , 
zum andere n durc h de n wachsende n Einflus s de r Herzög e un d de n Niedergan g de r Sa -
line. I n diese r Epoche , welch e Gegenstan d de s dritte n Hauptteil s ist , entstande n konti -
nuierlich historiographisch e Texte , di e zumeis t nich t meh r singulär , sonder n zusamme n 
mit andere n Äußerunge n i n Mischhandschrifte n überliefer t wurden . Dere n Inhalt e un d 
Formen gewinnen , u . a . durc h di e Aufnahme humanistisc h geprägte n Bildungsgutes , a n 
Breite und Vielfalt . I n Anbetracht de r Füll e und Vielschichtigkei t diese r Historiographi e 
verzichtet Drost e z u Rech t au f ein e Emzeluntersuchun g alle r Texte ; lediglic h da s he -
rausragende Wer k de s Brauermeister s Hammensted e wir d eingehen d vorgestellt . 

Abschließend spür t de r Verfasse r de m Selbstverständni s de r Lüneburge r Chroniste n 
nach un d stell t di e Lüneburge r Texte i n de n Kontex t m o d e m e r Gattungsdiskussion . Da -
bei werde n di e Schwierigkeite n deutlich , di e einzelne n Werk e de n bislan g für di e Lüne -
burger Chronike n verwendete n Gattunge n de r Relation , Histori a un d Stadtchroni k zu -
zuweisen. Darübe r hinau s rekonstruier t Drost e de n konkrete n Gebrauc h de r Texte un d 
fragt nac h dere n „Sit z i m Leben". 1 Demnac h is t di e Lüneburge r Historiographi e über -
wiegend nich t i m literarische n Interess e entstanden , sonder n zu r dauerhafte n Bewah -
rung vo n Geschicht e un d Herkommen . Di e groß e Zah l vo n Abschrifte n zeigt , das s di e 
Werke übe r di e städtisch e Elit e hinau s auc h be i Brauern , Händlern , Handwerker n un d 
Stadtschreibern verbreite t waren . I n vergleichende r Perspektiv e bleib t di e Erkenntnis , 
dass di e unterschiedlich e Ausprägun g de r Historiographi e i n norddeutsche n Städte n 
wie Hamburg , Lünebur g un d Braunschwei g vo n verschiedene n Faktore n abhäng t un d 
ein Resulta t de r konkrete n Entwicklun g eine r Stad t ist . Di e Frage , wi e sic h di e i m Ver -
gleich mi t andere n Städte n reich e historiographisch e Überlieferun g i n Lünebur g erklä -
ren lässt , diskutier t de r Verfasser s o leide r nicht . 

1 Ein e Zusammenfassun g diese r Themati k biete t Heik o Drost e i n de m Aufsat z „Z u zeitge -
nössischem Gebrauc h und Wirkung von Stadtchronike n -  da s Beispiel Lüneburg " in Bd. 7 3 
(2001) diese r Zeitschrift , S . 271-293 . 
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Die Vielfalt der Überlieferungszusammenhänge spiegel t sich noch einmal in dem fast 
fünfzigseitigen Verzeichni s aller benutzten Handschriften mi t historiographischem In-
halt im Anhang des Buches. Das Handschriftenverzeichnis wird zudem durch ein Regi-
ster der historiographischen Texte erschlossen. Ferner werden im Anhang vier bislang 
unbekannte Texte zur Lüneburger Geschichte veröffentücht . 
Insgesamt wartet Heiko Drostes Untersuchung mit einer Vielzahl interessanter Einzel-
ergebnisse auf, die hier nur angedeutet werden konnten. Sie steüt damit eine Bereiche-
rung für die Forschung zur städtischen Historiographie dar und trägt zu einer Neube-
wertung der großen Ereignisse in der Lüneburger Stadtgeschichte Wesentüches bei. Der 
von Droste verfolgte Ansatz einer „Sozialgeschichte de r Lüneburger Historiographie w 

(S. 29) in germanistischer und historischer Sicht hat sich zweifeüos als fruchtbar erwie-
sen. 
Stade Sabin e GRAF 

PRESUHN, Sabine : Tot ist, wer vergessen wird. Totengedenke n an der St. Ansgarü-Kir-
che i n Breme n i m Spiege l de s Nekrolog s au s de m 15 . Jahrhundert. Hannover : 
Hahn 2001. 575 S. = Veröff. der Historischen Kommission für Niedersachsen und 
Bremen. Bd. 201. Geb. 45 - € . 

Die Bremer St. Ansgarii Kirche gehört zu den vier mittelalterüchen Kirchspielen der bre-
mischen Altstadt, die mit dem St.-Petri-Dom bis in die Neuzeit das religiöse Leben der 
Hansestadt bestimmten. In seiner über 700-jährigen Geschichte hat St. Ansgarii die Ge-
schichte Bremens entscheidend mitgeprägt. Am Ende des 12. Jahrhunderts war die Kü-
che als Kollegiatstift aus der Umwidmung einer früheren Stiftung der Bremer Erzbischö-
fe hervorgegangen. Das St.-Ansgarii-Kapite l spielt e schon bald eine wichtige RoUe im 
geistlichen Leben der Stadt und war neben dem Domkapitel die wohl wichtigste geist-
liche Institution in Bremen. Mit der Neueinteilung der Bremer Kirchspiele 1229 kam der 
Küche auch Pfarrgerechtigkeit zu , seither war sie der Mittelpunkt einer großen stadt-
bremischen Gemeinde. Steinerner Ausdruck ihrer Bedeutung war die St.-Ansgarii-Kir-
che, ei n imposanter Backsteinbau, der ein Wahrzeichen der Stadt war. In der Neuzeit 
kam der Kirche eine wichtige Rolle in der Reformation zu, denn von St. Ansgarii ging 
mit der ersten evangeüschen Predigt durch Heinrich von Zütphen die Reformation in 
Bremen aus. Im Zweiten Weltkrieg schwer beschädigt, verschwand die Küche in der 
Nachkriegszeit völüg aus dem Stadtbild. 
Unter den - ebenfaü s durch kriegsbedingte Auslagerungsverluste dezimierten - Urkun-
den- und Archivaüenbeständen von St. Ansgarii zogen schon früh die Nekrologe das In-
teresse der Forschung auf sich. Der ältere Nekrolog von St . Ansgarii (angelegt in der Mit-
te des 14. Jahrhunderts), wurde bekannt als „Regula capituü", die alle wichtigen Urkun-
den und ein Kalendarium enthielt und heute leider als verschollen gelten muss. Sie wur-
de als Herzstück de r Überlieferung bereits für das Bremische Urkundenbuc h vielfach 
herangezogen. Der jüngere Nekrolog von St. Ansgarii (angelegt in der Mitte des 14. Jahr-
hunderts) stand daher immer im Schatten dieser heute leider nicht mehr zugänglichen 
Queüe. 
Sabine Presuhn hat nun in ihrer Dissertation den jüngeren Nekrolog von St. Ansgarii ei-
ner eingehenden Analyse unterzogen. Die Autorin hat sich mit der bremischen Küchen-
geschichte bereits in einer Arbeit zu „Seelenhei l un d Armensorge" (Bremische s Jahr-
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buch 72, 1993, S. 34-50) auseinandergesetzt und dabei Fragen mittelalterlicher Fröm­
migkeit und Memoria anhand bremischer Quellen thematisiert. Die nun von ihr vorge­
nommene Auswertung von Memorialbüchern ist seit einigen Jahren ein mit großem Er­
folg betriebener Forschungszweig, so auch an der Universität Münster, wo die Arbeit 
entstanden ist. Für Bremen stellt die vorliegende Untersuchung allerdings Neuland dar, 
da bislang keine solche Bremer Quelle derart ausführlich bearbeitet worden ist. 

Die drei von der Verfasserin verfolgten Ziele werden mit der Arbeit voll eingelöst: 1. eine 
sozial- und religionshistorische Auswertung des Nekrologs, 2. eine queUenkritische Edi­
tion und Analyse der Handschrift und 3. die Erfassung aller im Nekrolog genannten Per­
sonen in einem kommentierten Register. 

In die Problematik mittelalterlicher Memorialpraxis, in fromme Stiftungen und kirchh-
che Brüderschaften wird von der Autorin kompetent eingeführt. Es gelingt ihr, aus der 
Analyse der knappen Memorialeinträge unter Hinzuziehung von urkundüchen Nach­
richten ein lebendiges Bild der Memorialpraxis und der Volksfrömmigkeit im spätmit­
telalterlichen Bremen zu zeichnen. Der jüngere Nekrolog von St. Ansgarii nennt anders 
als der verschollene ältere Nekrolog leider nur die Namen der Stifter und die Höhe der 
aus der Stiftung eingehenden Einkünfte, er enthält jedoch kerne Einzelheiten zu Art und 
Umfang der Stiftungen selbst. Daher hegt der Schwerpunkt der Untersuchung mehr auf 
den famiüären und sozialen Beziehungen zwischen den Stiftern und der bedachten In­
stitution, als auf den ökonomischen Zusammenhängen, die sich v. a. aus genaueren An­
gaben zum Stiftungsgut ziehen lassen würden. 
Den Hauptteil des systematischen Teils der Arbeit nehmen die Untersuchungen zu den 
„Stiftungen zum Seelenheil" ein, hier werden die Stifter und ihre Familien, die Altäre in 
St. Ansgarii und die Bruderschaften, die im Nekrolog genannt werden, analysiert. Die Be­
ziehungen von Stiftern in St. Ansgarii zu anderen Institutionen werden ebenso darge­
stellt wie die nachreformatorischen Einträge im Nekrolog - wie überhaupt nachgewiesen 
wird, dass nach der Reformation für die herkömmliche Memorialpraxis zwar langfristig 
kein Platz mehr vorhanden war, dass sie aber nur allmählich gänzlich abgelöst wurde. 
Neben diesen umfangreichen darsteüenden Teil der Arbeit tritt die Behandlung und Ana­
lyse der Handschrift, die zunächst beschrieben und datiert wüd. Hinzu treten Erläute­
rungen zum Sinn der Nekrologführung und zur Art der religiösen Feiern an St. Ansgarii. 
Für die eigentliche Analyse der Handschrift wurde wegen der zahlreichen kleinteiligen 
Einträge ein statistisches und grafisches Darstellungsverfahren gewählt. Weltliche und 
geistiiche Personen, Anniversarien und Consolationen werden in ihrer Bedeutung gra­
fisch dargestellt. Zeiträume, in denen bestimmte Feiern oder Personengruppen von gro­
ßer Bedeutung für St. Ansgarii waren, werden so schnell erkennbar. 
Fast die Hälfte der 575 S. starken Arbeit nehmen die Edition des Textes und die Register 
ein. Auf 100 Druckseiten wüd der Nekrolog-Text in einem Verfahren zur Verfügung ge­
stellt, das die erste Anlageschicht, die Nachtragsschichten und Hervorhebungen in der 
Handschrift deutlich grafisch erkennbar macht, ohne dass die Lesbarkeit der Edition 
durch zu große Uneinheitlichkeit beeüiträchtigt wird. 
Sehr viel Mühe wurde in die Erstellung der Tabellen zu den Personen des Nekrologs in­
vestiert. In diesem neben der Edition wohl wichtigstem Teil geht die Arbeit mit Nach­
weisen und Kommentaren weit über das hinaus, was man übücherweise in einem Per­
sonenregister anfindet. Für die Erforschung der städtischen bürgerlichen Schichten bie-
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ten die Kommentare mit ihren Querverweisen zu weiteren Quellen und urkundlichen 
Erwähnungen reichen Ertrag. Ihre Informationsdichte ist erstaunlich, in der chronolo­
gischen Folge der Anniversarieneinträge wird hier neben der Textedition nochmals eine 
systematische Fassung des Textes geboten (S. 406-524). Auch das folgende alphabeti­
sche Namensregister weist Informationen zur sozialen Stellung und zur familiären Zu­
ordnung der Personen nach. 
Für die bremische Kirchengeschichte hat Sabine Presuhn für den Themenbereich der 
spätmittelalterüchen Volksfrömmigkeit und der reügiösen Memorialpraxis mit ihrer Un­
tersuchung Maßstäbe gesetzt. Auch für die benachbarten niedersächsischen Regionen 
und vergleichbare norddeutsche Städte wird man aus ihrer Arbeit vielfach Nutzen ziehen 
können. 
Bremen Konrad E LMSHÄUSER 

DIEHL, Gerhard: Exempla  für  eine  sich  wandelnde  Welt  Studien zur norddeutschen 
Geschichtsschreibung im 15. und 16. Jahrhundert. Bielefeld: Verl. für Regionalge­
schichte 2000. 416 S. = Veröff. des Instituts für Historische Landesforschung der 
Universität Göttingen. Bd. 38. Geb. 39,- € . 

Die Auseinandersetzung mit der spätmittelalterlichen Historiographie ist in den vergan­
genen Jahren deutlich intensiviert worden. Hatte es schon im Kielwasser der monumen­
talen Editionsreihe „Die Chroniken der deutschen Städte vom 14. bis ins 16. Jahrhun­
dert" (Bd. 1,1862) zahlreiche Studien zur städtischen Chronistik gegeben, nicht zuletzt 
die nachgerade klassisch gewordene Dissertation von Heinrich Schmidt (1958), so gilt 
der Blick nun zunehmend auch den Klosterchroniken, Landeschroniken, Dynastiege­
schichten, autobiographisch eingefärbten Chroniken, kurz: jener Vielfalt spätmittelal-
terücher Geschichtsschreibung, die sich der eindeutigen Zuweisung zu bestimmten Ge­
nera nicht selten entzieht und die in den bisherigen Übersichten zur Historiographiege­
schichte oftmals zu kurz kam, weil sie als inhaltlich uninteressant und formal wie kon­
zeptionell anspruchslos angesehen wurde. 
Die vorliegende Dissertation, durch den Göttinger Landeshistoriker Emst Schubert und 
den Germanisten Volker Honemann betreut, zeigt an norddeutschen Beispielen des spä­
ten Mittelalters und der frühen Neuzeit, dass solche gängigen Vorurteile über mangelnde 
Qualitäten der Historiographie jener Zeit nicht zu halten sind. Diehls Beispiele stam­
men aus Norddeutschland, wohinter sich die Tatsache verbirgt, dass in überlegter Ab­
wendung von einem Niedersachsen-Begriff, der für das 15./16. Jahrhundert weitgehend 
anachronistisch wäre, Quellen aus Minden, Hildesheim, Osnabrück und Oldenburg im 
Zentrum semer Arbeit stehen und viele andere Beispiele aus dem norddeutschen, aber 
auch aus dem süddeutschen Raum kursorisch behandelt werden. 
Der erste Teil der DarsteUung liefert unter dem Titel „Texte" unterschiedlich ausführliche 
Werkanalysen, zunächst zur Chronistik aus dem Umkreis der Bursfelder Reform (S. 24-
59), hier vor allem zum 1493/1517 geschriebenen „Evi nostri memoriale" aus dem Klo­
ster St. Mauritius und Simeon in Minden sowie zum Hildesheimer „Chronicon Coenobii 
Sancti Godehardi" des Johannes Legatius, geschrieben zwischen 1493 und 1506. Es fol­
gen Untersuchungen zu Ertwin Ertmanns „Cronica sive catalogus episcoporum Osna-
burgensium", entstanden wohl zwischen 1485 und 1505 (S. 60-87), zu Johannes Schi-
phowers „Chronicon Archicomitum Oldenburgensium" von 1503 (S. 88-135), zum 
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„Chronicon domesticu m e t gentile " de s Mindene r Heinric h Pie l vo n 1572/8 0 (S . 136 -
182) sowi e zu r Chroni k de s Hildesheimer s Johanne s Oldecop , abgeschlosse n 157 3 
(S. 183-242) . 

Die Werkanalysen setze n mi t knappen Biographie n de r Autoren ei n und bringen sodan n 
unterschiedlich ausführlich e Anmerkunge n z u Entstehungsumständen , Entstehungszei t 
und verwendete n Quellen . Di e eigentlich e Charakterisierun g de r inhaltliche n Schwer -
punkte is t derjenige Bereich , in dem di e ansonsten forma l seh r ähnlich aufgebaute n Ein -
zelkapitel a m stärkste n voneinande r abweichen . Hie r geh t e s u m s o unterschiedlich e 
Fragen wi e di e nac h de m Berichtshorizon t i n geographische r wi e zeitliche r Hinsicht , 
nach de n verwendete n Begriffen , nac h de m Geschichtsbil d un d de m Interess e a n de r 
Gegenwart, nich t zuletz t nac h de r Stellun g zu r Reformatio n be i Pie l un d Oldecop . 

Der zweit e Haupttei l bring t di e systematisch e Analys e de r Darstellun g einige r „The -
men": de r Raumwahmehmun g (S . 244-278) , de r Personendarstellunge n (S . 279 -330 ) 
sowie de r Vorstellungen vo n Zeit , Daue r un d Wande l (S . 331-374) . I n diese m Tei l wer -
den i n stärkere m Umfan g al s vorhe r auc h ander e historiographisch e Zeugniss e unter -
schiedlichster Provenien z herangezogen , ei n Verfahren , da s da s Besondere , abe r auc h 
das Typische de r intensive r untersuchte n Quelle n besse r z u fasse n erlaubt . 

Die Arbei t ist ungewöhnlich reic h a n Einzelbeobachtungen , di e sie im Wesentlichen de r 
genauen Lektür e de r Quelle n verdankt . Da s is t ei n unstreitige r Vorteil , de r abe r ers t 
beim Durchlese n de r reichlich 40 0 Seite n auffällt , den n da s knapp e (Auswahl-)Registe r 
von gerad e ebe n dre i Druckseite n taug t zu r Erschließun g de s Inhalte s nu r seh r bedingt . 
Lässt ma n sic h abe r au f da s Abenteue r de s Lesen s ein , dan n wir d ma n mi t eindrückli -
chen Ergebnisse n entschädigt , unte r denen di e Art der Darstellung und Wertung de r Re -
formation durc h di e Verfasse r ebens o hervorzuhebe n is t wi e ihr e Fähigkei t z u eine r 
durchaus differenzierte n Persönlichkeitsschilderun g ode r di e Offenhei t gegenübe r seh r 
unterschiedlichen un d miteinande r konkurrierende n Modelle n de r Zeitgliederung . 

Es is t wede r Absich t noc h Verdiens t de r Arbeit , unbekannt e Text e an s Lich t beförder t 
und dami t die Quellenbasi s de r spätmittelalterlichen un d frühneuzeitlichen Historiogra -
phie verbreiter t z u haben . Stattdesse n werde n teil s wohlbekannt e un d of t behandelt e 
Texte wi e derjenig e Ertmanns , abe r auc h solche , di e zwa r bekann t waren , abe r bishe r 
eben noc h nich t durchgreifen d analysier t worden waren , wi e di e Chroni k Schiphowers , 
in eine r tatsächlic h vergleichende n Gegenüberstellun g daraufhi n befragt , w o Gemein -
samkeiten un d Unterschied e untereinander , abe r auc h i m Vergleic h z u süddeutsche n 
Chroniken derselbe n Zei t z u suchen sind . De r unstreitige Zugewin n a n Erkenntnis , de n 
die Durchsich t de r Quellen un d de r qualitativ wie quantitati v höchst unterschiedlich an -
zusetzenden Forschungsliteratu r dabe i erbrachte , is t erheblich . Gleichzeiti g is t ei n Fra -
geraster gewonne n worden , da s künfti g be i de r Interpretatio n andere r Zeugniss e ver -
gleichbarer Ar t nutzbringen d z u verwende n sei n dürfte . 

Natürlich fäll t e s leicht , auc h gegenübe r gute n Arbeite n Wünsch e anzumelden . D a fäü t 
dann scho n in s Gewicht , das s i n Diehl s Arbei t di e Studi e vo n Ulric h Anderman n übe r 
Albert Krant z nicht einma l zitier t wird, obwohl Krantzen s Einflus s au f die norddeutsch e 
Geschichtsschreibung z u Rech t hoc h veranschlag t wir d (S . 379) , ohn e das s diese r Fest -
stellung i m vorhergehende n Tex t Rechnun g getrage n worde n wäre . Freilic h bleib t da s 
der einzig e gravierender e Einwand . 
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An einer Dissertation über die Geschichtsschreibung früherer Jahrhunderte dar f aber 
auch etwas gelobt werden, das häufig allzu leicht vergessen wird: die Sprache . Diehl 
schreibt wohltuend klar und nüchtern, kann mit der Sprache des Historikers ebenso um-
gehen wie mit den Sprachen der Queüen, dem Lateinischen und dem Mittelniederdeut-
schen, und er versteht es, bei aller Präzision des Fachlichen daraus nicht die verbale 
Drohgebärde hermetischer Fachsprache werden zu lassen. Das ist ein Gewinn für den 
Leser, und es zeigt, dass gute Wissenschaftsprosa eben auch sein kann, was man ihr häu-
fig bestreitet : lesbar. - Kurzum : Ein gelungenes Buch. 
Osnabrück Thoma s VOGTHERR 

KAUERTZ, Claudia : Wissenschaft und Hexenglaube. Di e Diskussio n de s Zauber- und 
Hexenwesens an der Universität Helmstedt (1576-1626). Bielefeld: Verl. für Regio-
nalgeschichte 2001.279 S. = Hexenforschung. Bd. 6. Geb. 24,- €. 

Die moderne Hexenforschung, die sich zunächst an sozialgeschichtlichen Ansätzen ori-
entierte und dann zunehmend Ergebnisse aus der Ethnologie und der Anthropologie re-
zipierte, wendet sich seit einiger Zeit neuen Fragesteüungen zu, so z. B. den politischen 
Funktionen von Hexenprozessen oder der wissenschaftshistorischen Einordnun g zeit-
genössischer Debatte n übe r die Dämonen- und Hexenlehre. Z u dieser letzte n For -
schungsrichtung gehört die Arbeit von Claudia Kauertz, eine Göttinger geschichtswis-
senschaftiiche Dissertation . 
Dass die Figur der frühneuzeitlichen Hex e nicht dem dumpfen Aberglauben des unge-
bildeten Volkes entsprang, sondern auf ein intellektuelles Konstrukt gelehrter Theolo-
gen und deren DämonenvorsteUungen zurückgeht, ist allerdings nicht neu. Kaum un-
tersucht ist jedoch die Frage, auf welchem Wege, auf welche Art und Weise „die Dämo-
nologie und insbesondere ihr bedeutendster Teilbereich, die Hexenlehre, in die Univer-
sitäten der Zeit integriert wurde" (S. 11). Das Ziel der Arbeit von Kauertz ist es also, am 
konkreten Beispiel einer einzelnen Universität, nämlich der 1576 eröffneten, damals als 
modern geltenden Universität Helmstedt, aufzuzeigen, wo und von wem dor t ein Beitrag 
zur Hexereidebatte geleistet wurde, wodurch die Vorstellungen von Zauberei und He-
xerei als mit den zeitgenössischen Wissenschaften durchaus kompatibel erschienen und 
warum sie sogar einen interdisziplinären Dialog ermöglichten. 
Nach einem Überbück über die bisherige Forschung zur Dämonologie, wobei besonders 
auf die Arbeiten von Stuart Clark abgehoben wird, folgt ein Überbück über die gelehrte 
Zauberei- und Hexereidebatte im 16. und frühen 17. Jahrhundert - Foüe für die entspre-
chenden Auseinandersetzungen in Helmstedt. Im Hauptteil de r Arbeit wird dann an-
hand der veröffentiichten Schriften Helmstedter Ordinarien dargestellt, welche Haltung 
die Hauptfakultäten Theologie, Jurisprudenz und Medizin - die Phüosophen waren of-
fenbar nicht beteüigt - gegenüber der Hexen- und Dämonenlehre einnahmen. Der quan-
titative Beitra g der drei Fakultäten war unterschiedüch. Soweit die Theologen in Helm-
stedt überhaupt Interesse am Hexenwesen zeigten, bewegten sie sich in ihren eher spo-
radischen Äußerungen im Rahmen de r aUgemein-christlichen un d spezifisch lutheri -
schen Tradition. Die dämonische Macht des Teufels wurde als gegeben angenommen 
und der Teufelspakt als Abfaü von Gott interpretiert, der, sofern er nachweislich vorlag, 
mit dem Tod bestraft werden mußte. Deutiicher fassbar ist die Haltung der Juristenfa-
kultät, und zwar im Licht ihrer Spruchpraxis in Strafverfahren gegen Hexen und Zau-
berer. 228 solcher Rechtsbelehrungen aus der Zeit von 1589 bis 1626 gegen 245 Perso-
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nen (22 4 Frauen, 2 1 Männer ) sin d überliefert . Wi e bei den akademischen Juriste n der 
Zeit üblich , orientierte n sic h auc h di e Helmstedter a m processus Ordinarius de r Peinli-
chen Gerichtsordnun g Kaise r Karl s V . vo n 153 2 („Carolina") . Entlan g diese r Nor m 
suchten si e das Verfahren bei Hexenprozessen z u reglementieren un d so Unregelmäßig -
keiten un d Exzesse z u verhindern. Besonder e Skepsi s hegt e ma n in Helmsted t gegen -
über bloße n Besagungen , di e man für Verhaftung un d Folter al s nicht ausreichen d er-
achtete. Vergliche n allerding s mit der anderen bedeutenden norddeutsche n Universität , 
der von Rostock , di e weit entschiedene r für die Rechte von Angeklagten eintra t und ent -
sprechend häufi g Kriti k übte , ginge n di e Helmstedter Juriste n offenba r oberflächliche r 
und unkritische r mit den eingesandte n Prozessakte n um , so dass sie eher geneigt waren , 
die Darstellun g de r ratsuchenden Gericht e z u akzeptieren . 

Die aussagekräftigst e Überlieferun g lieg t fü r Angehörige de r medizinischen Fakultä t in 
Helmstedt vor . Mit drei Publikatione n und einer weiteren ausführliche n Stellungnahm e 
griffen sie in die dämonologische Debatt e ihre r Zeit ein . Am Anfang steh t Johann Bökel s 
„Tractatus d e philtris" (1587/99) . Dari n geh t e s um Liebestränke, di e er für medizinisch 
wirkungslos hält . Die ihnen trotzdem von den Zeitgenossen zugeschrieben e Wirkung er -
klärt er mit der suggestiven Täuschung durc h den Teufel. In seiner Leichenpredigt („Ora -
tio funebris" , 1589 ) fü r Herzog Juliu s von Braunschweig geh t er noch eine n Schrit t wei -
ter. Er bezweifelt di e Wirkmächtigkeit eine s Teufelspakte s un d erweist sic h damit , dem 
rheinischen Arz t Johann Weyer ähnlich, als grundsätzlicher Kritiker des Hexenglaubens . 
Die erfolgreichst e Helmstedte r Schrif t zu m Zauber- un d Hexenwesen wa r Martin Bier -
manns Dissertatio n „D e magicis orationibu s EXETASIS " (1590) , di e bis 1629 fün f Auf -
lagen erlebte . De r Autor wendet sic h dari n gege n di e ausufernden These n de s Dämono-
logen Jea n Bodin . Herman n Neuwal t setzt e sic h i n seiner Schrif t „Exegesi s purgationi s 
sive examini s sagaru m supe r aqua m frigidam " (1584 ) mi t der im norddeutschen Rau m 
bei Hexenprozesse n häufi g angewandte n Wasserprob e auseinander , insbesonder e mi t 
deren Befürworte r Wilhel m Scriboniu s au s Marburg. Zuletz t befasst e sic h Johan n Frei -
tag in seinem Werk „Nocte s medicae" (1616 ) mit den Lehre n des Paracelsus. Er übte dar -
in Kriti k a n dem von Paracelsus verbreitete n Zauber - un d Hexenglauben . 

Alle Helmstedte r Medizine r fußte n au f der Naturauffassung de r aristotelischen Physik . 
Danach konnte n magisch e Handlunge n vo n Hexe n keinerle i Wirksamkei t entfalten . 
Selbst de r Teufel besa ß Mach t nu r insoweit, al s sie im Einklang stan d mi t den natürli-
chen Gesetze n de r Physik. Vo n daher ergabe n sic h gan z von selbst Zweifel , o b es über-
haupt möglic h sei , den Tatbestand von Schadenzauber un d Hexere i nachzuweisen . Von 
Bökel abgesehen , hielten aber alle anderen Autoren de n Teufelspakt de r Hexen für gültig 
- e r blieb das eigentüche un d unbedingt todeswürdige Vergehen gegen Gott . Insofern die 
Helmstedter Medizine r gezwunge n waren , sic h mi t den theologischen Grundlage n der 
Hexenlehre auseinande r z u setzen un d aus den eigenen medizinische n Erkenntnisse n 
Folgerungen fü r die Strafverfolgungspraxis de r Juristen abzuleiten , besaße n ihr e Arbei -
ten auc h eine n interdisziplinäre n Charakter . 

Interdisziplinarität manifestiert e sic h noc h au f einer andere n Ebene , nämlic h i n der -
freundschaftüchen ode r strittige n -  Auseinandersetzun g zwische n de n Fakultäten . 
Greifbar w ü d diese Debatt e i n Helmstedt vo r allem i n der Tätigkeit de r Zensur, a n der 
Vertreter alle r Diszipline n beteilig t ware n un d die sich ausdrückt e i n Steüungnahmen , 
Genehmigungen, Verbote n ode r Änderungsauflagen bestimmt e Werk e betreffend . 
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Interdisziplinarität nennt Claudia Kauertz denn auch in ihrem Fazit neben Rationalität 
(da sich adle Autoren an den wissenschaftlichen Standard s ihrer Zeit orientierten) und 
Iraditionalität (da sie sich im Rahmen der Orthodoxie bewegten) als die wesentlichen 
Charakteristika de r gelehrten Diskussio n übe r das Hexen- und Zauberwesen a n der 
Universität Helmstedt am Ende des 16. und zu Beginn des 17 . Jahrhunderts. Inhaltüch 
wüd dari n zweierlei deutlich , was auch bereits andere Beiträg e zu r Hexenforschun g 
nachgewiesen haben: Protestantische Hochschulen und protestantische Territorien wa-
ren in Hexereiangelegenheiten keineswegs toleranter und nachsichtiger und standen in 
ihrer Verfolgungsbereitschaft de n Katholiken in nichts nach. So sehr es aber auf der ei-
nen Seite der lutherischen Tradition entsprach, Teufelspakt und Hexerei für absolut to-
deswürdige Verbrechen zu halten, genauso verpflichtete dieselb e Tradition dazu, sich 
vor der Verfolgung Unschuldiger zu hüten. In der Bewahrung einer solchen grundsätz-
üchen Skepsis allen dämonologischen Auswüchsen gegenüber - deutüc h spürbar auch 
in den Äußerungen der Helmstedter Gelehrten - la g denn auch die Chance, in der Zu-
kunft die Praxis der Hexenverfolgungen immer vorsichtiger zu handhaben, ihren Um-
fang emzuschränken und sie schüeßüch ganz zu beenden. Ohne den Boden der theolo-
gischen Rechtgläubigkeit verlassen zu müssen, konnten die Juristen, u.a. unter Einbe-
ziehung der Erkenntnisse aus der naturwissenschaftlichen Medizin , die Messlatte für ei-
nen einwandfreien Schuldnachweis immer höher hängen, bis sie am Ende so hoch lag, 
dass in keinem Fall noch irgendein Indiz den Tatverdacht der Hexerei hinlänglich be-
gründen konnte. 
Es wäre reizvoU gewesen, diese Entwicklung in Helmstedt über 1626 hinaus weiter zu 
beobachten. Spätestens 166 6 galt die dortige Universität offenbar als Zufluchtsort für 
Verfolgungsopfer. Denn damals holte sich der unter Hexereiverdacht stehende Lemgoer 
Pfarrer Andreas Koch ein für ihn günstiges Gutachten aus Helmstedt. 
Die Dissertation von Claudia Kauertz ist soüde recherchiert und dargestellt. In der Auf-
arbeitung der zeitgenössischen Publikationstätigkei t zu m Zauberei- un d Hexenwese n 
an einer bestimmten einzelnen Universität leistet sie wesentliche Grundlagenforschung. 
Allerdings bleibt für die Rezensentin ein Wermutstropfen. Die künftige Rezeptio n der 
Arbeit würde doch sehr erleichtert durch eine Übersetzung der oft längeren lateinischen 
Zitate. Denn welche/r „normale" Historiker/in - Große s Latinum hin oder her - wäre 
wohl imstande, diese nicht eben leichten Texte ohne weiteres zu verstehen? 
Lemgo Gisel a WILBERTZ 

BESSIN, Peter: Der Regent als  Architekt: Schlo ß Richmond und die Lustschloßbauten 
Braunschweig-Wolfenbüttels zwische n 168 0 un d 178 0 al s Paradigm a fürstüche r 
SelbstdarsteUung. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht 2001. 32 7 S. m. 70 Abb. u. 
1 CD-ROM = Rekonstruktion der Künste. Bd. 5. Kart. 84,- € . 

Wissenschaftliche Veröffentlichunge n zu r Kunstgeschichte Niedersachsen s sin d keine 
Alltäglichkeit. Noch erfreulicher ist es für Fachleute und Liebhaber, wenn - selten genug 
- ei n einzelnes Kunstwerk oder Baudenkmal eine Folge von ernst zu nehmenden Dis-
kussionsbeiträgen provoziert. Dies gut unter anderen von dem Schlösschen Richmond 
vor Braunschweig, dessen jüngste Bearbeitung hier vorgestellt werden soll. 
Der Verf. macht es in seiner Braunschweiger Dissertation dem Leser schwer. B. hat fünf 
Themenstränge ineinandergeschlungen, unter denen der rote Faden nicht immer leicht 
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auszumachen ist . Z u Begin n wir d de r Fürs t al s Bauher r un d Architek t anhan d vo n Bei -
spielen gewürdigt . De r nächste Ansatz betrifft da s Verhältnis de r Baukunst z u fürstliche r 
Repräsentation, höfische m Zeremoniel l un d desse n gelegentliche r Lockerung . Dan n 
wird di e Topographi e de r Residen z Wolfenbütte l au f di e Überlieferun g fürstliche r Gär -
ten un d Lusthäuse r durchleuchtet . Ebe n jen e Lustbaute n finden  knapp e monographi -
sche Bearbeitung . Un d alle s die s führt hi n zu eine r neuerlichen Bearbeitun g de r Proble -
me, die Richmon d de r Forschung sei t langem stellt . Für all dies ist eine Füll e von Quelle n 
durchgearbeitet, i n Anmerkungen , Abbildunge n un d CD-RO M zugänglic h gemacht . I n 
diesem Fundu s triff t de r Wissbegierige nochmal s au f Zumutungen . Mühsa m versuch t e r 
sich a n eine r Übersich t übe r di e zahlreiche n ausgewertete n Karte n un d a n ihre r Datie -
rung. Zur Einordnung von Pläne n und Archivalien in di e Geschichte de s Herzogshause s 
Wolfenbütteler Lini e is t e r z u gute n Teile n au f sein e Erinnerun g angewiesen . Dennoch : 
Der reich e Ertra g de r eindringende n Erforschun g entschädig t vielfältig . 
Die Einführun g bereite t konsequent au f das Ziel de r Untersuchung vor , indem si e „fürst -
liches Bauschaffen " a n Beispiele n au s de m europäischen , vo r allem abe r dem deutsche n 
Bereich zusammenstellt . U m einig e nahe liegende Beispiele herauszugreifen : Es wird au f 
den hessische n Landgrafe n Morit z de n Gelehrte n al s Zeichne r wen n nich t Entwerfe r 
von Bauwerke n ebens o verwiese n wi e au f den sächsische n Kurfürste n Augus t de n Star -
ken un d de n preußische n Köni g Friedric h de n Großen . O b die s fü r di e vo n B . beige -
brachten Welfen-Herzög e Julius , Anto n Ulric h ode r Car l I . gelte n kann , is t i n unter -
schiedlichem Maß e gesichert . Bekann t ist , das s di e Herzög e Heinric h Julius , Rudolp h 
August un d -  vo n B . mi t eine r (a n eine n vermittelnde n Adressaten , nac h de r Anred e 
schwerlich de n Herzo g gerichteten ) Denkschrif t de s Landbaumeister s Peltie r beleg t -
Karl Wilhelm Ferdinan d in Architektur unterrichtet wurden. Hie r liegt ein Verdienst de r 
weitgreifenden Übersicht . De n Ausblick aufs Mittelalter hätte B. indes besser vermieden . 
Gedankengänge de s Vitruvianismus lasse n sic h nich t au s de r Neuzei t i n di e mittelalter -
liche Szen e übertragen . Zude m is t für di e Mediävisti k da s Beziehungsdreiec k zwische n 
Bauherrn, Plane r un d Ausführende n mi t ungleic h meh r Unsicherheite n belaste t al s e s 
das schon fü r die uns näher liegende Vergangenhei t ist . Sicher dürft e sein , das s de r Ran g 
der Baukuns t -  si e steht außerhal b de r sieben freie n Künst e -  al s Gegenstand fürstliche r 
Tätigkeit ers t nac h de r i n de r Renaissanc e -  alle n vora n durc h Albert i -  bewirkte n Auf -
wertung angesetz t werde n kann . 

Die folgende n vier Kapite l sind Anlagen unterschiedlicher Bedeutun g und Überlieferun g 
gewidmet. I n ihnen werden viel e in der Lokalforschung offen e Frage n geklärt und Fehle r 
berichtigt. Erhell t werde n di e Geschicht e de s sei t 165 5 bestehende n Lustgarten s Mon -
plaisir vor dem Harztor , des Gartens de r Herzogin i n der Okeraue, des Gartens des Prin -
zen Rudolp h Augus t un d de r Doppelanlag e vo n Antoinettenruh/Pensez-y . Ausführlic h 
wird di e Anlag e de s sogenannte n Sternhause s diskutiert . Zentru m eine s Jagdsterns , zu -
gleich Poin t d e Vue de s nach de r Unterwerfung Braunschweig s 167 1 angelegte n Herren -
wegs zwische n de m Wegehau s vo n Kleinstöckhei m un d Wolfenbütte l wir d si e von B . z u 
einseitig au f di e Residen z Wolfenbütte l bezogen . Allz u seh r überhöh t erschein t si e um -
gekehrt, wen n si e mi t de n di e Alle e begleitende n Gärte n zusammengesehen , mi t de m 
Marly Ludwig s XIV . vergliche n un d zu m architektonisch-städtebauüche n Manifes t de s 
absolutistischen Prinzip s erklär t wird . E s gelinge n interessant e Berichtigungen , s o fü r 
das Lusthau s vo n Monplaisir . De r Zentralba u mi t Belveder e wir d 167 8 i m Inventa r be -
schrieben. Mi t dieser Beobachtung ha t B. eine von Friedric h Thöne 1 gestellt e Alternativ e 

1 Thöne , Friedrich : Wolfenbüttel, Geis t und Glanz eine r alten Residenz . Münche n 1963 . 
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entschieden: Die Errichtung fällt in die Amtsperiode des Stück-Kapitäns und fürstlichen 
Baumeisters Anton Reinhardt. Für den Rez. nicht ganz einsichtig wird die als Variation 
des Sternhauses interessante Blankenburger Luisenburg des Landbaumeisters Hermann 
Korb von 1728 ohne Abbildung nur kursorisch abgehandelt. Dagegen wird als letztes, 
1832 abgebrochenes Werk Korbs durch die Klärung der Baugeschichte Schloss Antoi-
nettenruh gewonnen. Die Errichtung von Lusthaus und Garten kann B. gegenüber den 
älteren Vermutungen in die Zeit zwischen 1731 und 1736 präzisieren. Derlei gut belegte 
Korrekturen helfen weiter und schmälern den Rang von Vorarbeiten wie denen Thunes 
oder überregionaler Zusammenfassungen wie der Hans Reuthers2 nicht: Im einen Fall 
ging es schüeßüch um eine erste Ordnung überbordender Materialfülle, im andern um 
eine Abwägung des aus vielen Quellen zusammenfließenden Materials. 

Im gewichtigen letzten Abschnitt seiner Dissertation führt uns B. nach Braunschweig. 
Richmond - sehen wir von informativen Beiträgen einmal ab - is t in letzter Zeit viermal 
bearbeitet worden: Dies leisteten 1971 Claus Rauterberg3,1984 Franz-Josef Christiani 4, 
1987 Gustav-Adolf Raben 5 und 1988 Rolf Kusch6. Die herausragende architektonische 
Bedeutung diese s Meisterwerks a n der SchweUe vom Rokoko zu m Frühklassizismus 
rechtfertigt allemal die nochmalige Untersuchung. B. analysiert die geographische Situa-
tion ansteüe einer Redoute der Festung Braunschweig, konstituierend für den Park ober-
halb der Oker. 1769 werden die Grundstücke von der Erbprinzessin erworben und der 
Bau unter Direktion des Hofbaumeisters Fleischer begonnen. Der Verf. schließt die ein-
dringliche formale und funktionale Analyse des Gartenpalais an, das sich als raffinierte 
Variante einer Maison de Plaisance erweist. Die vorbüdliche Rolle, die darüber hinaus 
der Königspavillon im Marly Ludwigs XIV. für die Konzeption spielt, wird beiläufig an-
gedeutet. De r Entwur f träg t aüe n Forderunge n zeitgenössische r Architekturtheori e 
Rechnung, wobei B. die Sonderform des in eine Raute komponierten Grundrisses mit 
den zuvor im Braunschweigischen beliebten, als Zentralbauten angelegten Lusthäusern 
zusammensieht. Wie wird Verf. die Frage der Urheberschaft entscheiden ? Der von Rau-
terberg als Autor der Planung angezweifelte Fleischer wurde von Christiani akzeptiert. 
Raben analysiert e de n Bau , würdigt e di e i n Braunschwei g tätige n Architekte n un d 
schied sie als Urheber aus. Beim Vergleich mit zeitgenössischer französischer und eng-
lischer Baukunst neigte er ohne wirklich schlüssigen Indizienbeweis zur Behauptung ei-
nes in England zu suchenden Entwerfers ; nicht zuletzt mit Verweis auf die englisch e 
Herkunft der Bauherrin. Gegen diese These wendet sich B., indem er als Entwerfer den 
Erbprinzen, späteren Herzog Carl Wilhelm Ferdinand vorschlägt. Er gründet diese breit 
ausgeführte Hypothese nicht zuletzt auf die einführenden Darlegungen, deren Zielrich-
tung dem Leser spätestens jetzt klar wird. Die zeitgenössischen Schriftsteüer , Ribben-
tropp und Pockels, geben hierfür kerne Handhabe. Bestand haben wird diese verlocken-
de Lesart sicher nur, wenn es gelingt, Leistung der Bauherrschaft und des Hofbaumei-

2 Reuther , Hans : Barock , Rokok o un d Anfäng e de s Klassizismus . In : Patze,Han s (Hg.) : 
Geschichte Niedersachsen s B.3.2 . 1983 , S. 694 ff. 

3 Rauterberg , Claus : Bauwesen un d Baute n i m Herzogtu m Braunschwei g zu r Zeit Car l Wil -
helm Ferdinands . Braunschweig 1971 . 

4 Christiani , Franz-Josef : Schlo ß Richmond . Arbeitsbericht e au s de m städtische n Museu m 
Braunschweig 45. Braunschweig 1984 . 

5 Raben , Gustav-Adolf : Richmon d Braunschweig . Schlo ß un d Parkanlage , ihr e Herleitun g 
aus England. Diss . Hambur g 198 7 

6 Kirsch , Rolf: Frühe Landschaftsgärten i m niedersächsischen Raum . Göttingen 1993 . 
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sters genaue r z u definiere n un d abzugrenzen ; die s versucht e de r Rez. beispielsweis e 
1982 für Herzog Anton Ulrich . Das von B . vorgelegte Materia l zu Richmond verdeutlich t 
wieder zahllos e Detaüs . Dafü r haben wi r dem Verf. abermals zu danken. Gute Beobach -
tungen, überzeugend e Zuweisunge n runde n sein e Darstellun g ab . Dennoch müsse n wir 
hinter sei n i m Titel ausgesprochene s Ergebni s vorers t ei n Fragezeichen setzen . 

Hannover Ur s BOECK 

„Ins Stammbuch  geschrieben".  Studentisch e Stammbüche r de s 18 . und 19 . Jahrhun-
derts au s de r Sammlun g de s Stadtarchiv s Göttingen . Bearb . vo n Mari a H AUFF, 
Hans-Joachim H EERDE u. Ulrich R ASCHE. Göttingen: Duehrkoh p &  Radicke 2000 . 
= Veröff . de s Stadtarchivs Göttingen . Nr . 7. CD-ROM. 15,3 0 € . 

Die Gattun g de r Stammbücher entwickelt e sic h au s den Freundschaftsalben , di e um 
1550 i n reformatorischen Kreise n i n Wittenberg aufkamen . Besonder s unte r Studente n 
war e s beliebt, Studienfreunde , Bekannte , möglichs t auc h hochgestellt e Persönhchkei -
ten u m einen Eintra g i n den meist querformatige n Bücher n z u bitten. Ihr e eigentlich e 
Blüte erlebte n di e Stammbücher zwische n 175 0 und 1840 , als Bildmotive nebe n di e rei-
nen Texteintragunge n traten , di e überwiegend vo n berufsmäßigen Stammbuchmaler n 
angefertigt wurden. An der 1737 gegründeten Universitä t Göttinge n ka m stattdesse n um 
die Mitt e de s 18. Jahrhunderts di e Verwendung vo n Kupferstiche n i n Mode, di e man in 
die Stammbücher einklebte oder später lose in Schubern sammelte . Angesichts mehrere r 
tausend Göttinge r Studenten , di e bis 1840 ein Stammbuch geführ t haben , entwickelt e 
sich di e Leinestadt z u einem Produktionszentru m diese r Kupferstich e un d der studen-
tischen Stammbuchkultu r überhaupt . So soü die Firma Wiederhold un d Grape zwische n 
1788 un d 184 0 mehrere hunderttausen d diese r Stammbuchblätte r vertriebe n haben . 
Dargestellt wurde n vo r allem Ansichte n de r Stadt un d beliebte studentisch e Ausflugs -
ziele i n der umliegenden Landschaft , abe r auc h Porträt s von Göttinger Gelehrte n und 
Künstlern. 

Der Quellenwer t diese r populäre n Druckgraphi k fü r vielfältige volkskundlich e un d hi-
storische Frage n war seit lange m bekannt und führte 199 7 zu der beeindruckenden Ge-
samtedition de r Göttinger Stammbuchkupfe r durc h Rol f Wilhel m Brednic h un d sein e 
Mitarbeiter. 

Obwohl auc h di e schriftlichen Stammbucheinträg e ein e wertvoll e kulturhistorische , so-
zialhistorische un d genealogische Quell e darstellen , erwie s sic h ein e wissenschaftüch e 
Auswertung au f breiter Grundlage bislang wegen unzureichende r Findmitte l al s äußerst 
schwierig. E s ist daher seh r zu begrüßen, das s im Rahmen eine s a m Stadtarchiv Göttin -
gen angesiedelte n Forschungsprojekte s nu n erstmals auc h die schriftlichen Einträg e der 
dortigen Stammbuchsammlung systematisc h erschlosse n worden sind , die mit 316 Num -
mern ein e de r größten Deutschland s ist . Insgesamt 17.17 8 Widmungsblätter wurde n an-
hand vo n 36 formalen un d inhaltüchen Erfassungskategorie n i n eine Datenban k (AL-
LEGRO) aufgenommen . Si e güedern sic h i n Angaben zu r Person de s Stammbuchfüh -
rers ode r -einträger s (Name , Geschlecht , Herkunft , Matrikelnummer , Beruf , Lebensda -
ten, biographisch e Queüen) , zu m Stammbuch (Laufzeit , Umfang , Beschreibung , Zah l 
der Einträge , Literatur ) und schüeßüch z u den einzelnen Einträge n (Zitat , Eintragungs -
datum, -ort , -spräche, Angabe n z u Illustratione n un d Zeichen sowi e z u persönliche n 
Vermerken de s Stammbuchführers) . 
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Für die Benutzung werden diese Datensätze anhand von zehn Registern erschlossen: 
1. Personen, 2. Herkunft, Nation , 3. Eintragungsort, 4. Eintragungsdatum, 5. Sprache, 
6. Zitat, 7. Brednich-Nr., IUustration (also Verweis auf die o.a. Edition) , 8. Stichworte 
(z. B . Beruf, Matrikel-Nr., Biographie), 9. Signaturen, 10 . Diverses. Es bestehen zwe i 
Suchmögüchkeiten: Über ein Index-Fenster kann man in einzelnen Registern blättern, 
Ergebnismengen büde n un d gewünscht e Datensätz e zu r Voüanzeige bringen . Dies e 
Suchmöglichkeit is t bei einer offenen Fragesteüun g sinnvoü , beispielsweise fü r einen 
Überbück über die vielfältigen Autoren, deren Zitate in den Einträgen Verwendung fan-
den, über die verwendeten Sprachen, eingelegten Erinnerungstücke (z. B. Haarlocken, 
Stickereien, Bandschmuck) , Verzierungen oder über Namensvarianten. Insbesonder e 
das umfangreichste Register „Stichworte" steht eine wahre Fundgrube zum Stöbern dar. 

Für konkretere Recherchen ist dagegen das Find-Menü vorgesehen, wo bis zu drei Such-
begriffe in ein Formular eingetragen und miteinander verknüpft werden können, bei-
spielsweise Name, Herkunft und Emtragungsdatum. Hier werden die Vorzüge einer Da-
tenbank gegenüber einem herkömmüchen gedruckten Verzeichnis besonders deutüch. 

Gesucht werden kann hier nach etwa 10.000 bekannten und weniger bekannten Göt-
tinger Studenten und Gelehrten, abe r auch Personen au s deren Bekanntenkreis , di e 
nicht der Universität angehört haben, beispielsweise Berühmtheiten wie Goethe, Lenz 
oder Forster. Eine breite Palette von Berufsgruppen erstreckt sich über Müitärangehö-
rige, Geistüche , Schuüeiter und Staatsdiener bis hin zu Künstlern und Handwerkern. 
Vertreten sind auch 2099 Einträge von weibücher Hand, überwiegend in den 70 Frau-
enstammbüchern. Anhand aller zu einem Stammbuch gehörenden Einträge lässt sich 
der Bekanntenkreis eines Stammbuchführers rekonstruieren und angesichts der Viel-
zahl von Eintragungsorten zuweüen geradezu ein Itinerar ersteüen. So finden sich in ei-
nem Stammbuch nicht nur Einträge aus Göttingen, Bovenden, Rinteln oder Pyrmont, 
sondern auch aus New York und Charleston. Eine weite Reise haben auch Stammbücher 
hinter sich, die nach Moskau, St. Petersburg oder Straßburg mitgenommen wurden. Er-
wartungsgemäß überwiege n Universitätsstädt e al s Eintragungsorte: Göttinge n is t mit 
9319 Einträgen am häufigsten vertreten, gefolgt von Jena (968), Helmstedt (421), Leipzig 
(249), Hall e (229) , Braunschwei g (194) , Erlange n (132) , Gieße n (131 ) un d Marbur g 
(130). Wertvoüe Hinweise zur Biographie der Einträger bieten die sogenannten „Memo-
rabitia", also Erinnerungen, die den Stammbuchführer und Einträger verbinden, oder 
später vorgenommene Vermerke des Stammbuchführers zum Schicksal einzelner Per-
sonen. Erschlossen sind außerdem Originalillustrationen der Einträger sowie Symbole 
und bildhafte Zeichen, an denen sich beispielsweise die Mitgliedschaft in studentischen 
Orden oder Verbindungen erkennen lässt. 

Zusätzlich zu den schriftlichen Einträge n wurden sämtliche im Stadtarchiv Göttingen 
vorhandenen Kupferstichmotive gescann t und als Bilddateien in die Datenbank inte-
griert. Sie entsprechen in ihrer Nunimerierung der Edition von Brednich. Etwa ein Vier-
tel der Kupfer enthalten Motive zu Göttingen und semer südniedersächsischen Umge-
bung sowie zur Universitäts-, Gelehrten- und Studentengeschichte. Obwohl im Zentrum 
des Stammbuchprojektes die schriftiichen Einträg e standen, ist die Zugabe der Abbil-
dungen sehr zu begrüßen; die CD-Form steüt hier eine im Gegensatz zu der gedruckten 
Edition außerordentlich preiswerte Mögüchkeit dar, die rund 800 Motive einem breiten 
Nutzerkreis zugänglich zu machen, und zwar in ausgezeichneter Qualität. Um einen be-
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stimmten Ort oder eine Person rasch zu finden,  wär e hier allerdings ein Register hilfreic h 
gewesen. 

Insgesamt stell t die CD-ROM ein e Fundgrub e fü r verschiedenste genealogische , sozial- , 
kultur-, universitätsgeschichtlich e un d ander e Fragestellunge n dar . Nebe n de r etw a 
17.665 Datensätz e umfassende n Stammbuchdatenban k un d dem Datenbankbrowse r Al -
carta enthält sie eine Dokumentatio n mi t Erläuterung de s Projektes und de r Erfassungs -
kategorien, ei n Abkürzungsverzeichnis sowi e weiterführend e Literaturhinweise . Aus -
führliche Beispiel e un d Benutzungshinweis e i m Unterverzeichnis Hel p erleichte m auc h 
ungeübten Benutze m de n Umgan g mi t der Datenbank . Systemvoraussetzun g fü r die 
Wiedergabe sin d Window s 9 5 / 9 8 / N T sowi e ein e Monitorauflösun g vo n mindesten s 
800 x  600 . 

Da fü r das Stammbuchprojekt nu r ein Zeitraum vo n drei Jahre n zu r Verfügung stand , 
mussten bei der Erschließung Einschränkunge n i n Kauf genommen werden . Ein e kom -
plette Transkription de r Einträge war aus diesem Grund e nich t möglich , was jedoch an-
gesichts de r Tatsache z u verschmerze n ist , dass all e Stammbüche r i n mikroverfilmte r 
Form vorliegen un d daher leich t Kopie n bei m Stadtarchi v bestell t werde n können . Au-
ßerdem finde n sic h in den Abbildungsdateien de r CD zahlreiche Einträge , die direkt auf 
die Kupferstich e geschriebe n wurden . 

Es wäre wünschenswert , wen n sic h auch nach Ablauf de s Projekte s noch Möglichkeite n 
ergeben würden, die Datenbank auszubaue n un d zu aktualisieren. Vielleicht könnte die -
se vorbildlich e Erschließungsarbei t durc h Einbeziehun g vo n etwa 10 0 weiteren Göttin -
ger Stammbüchern , di e sich in der Staats- und Universitätsbibliothek Göttinge n un d im 
Historischen Museu m Hannove r befinden , fortgesetz t werden . 

Bückeburg Silk e W AGENER-FIMPEL 

DANN, Thomas : Die  Königlichen  Pninkappartements  im  hannoverschen  Leineschloß. 
Untersuchungen z u Raumfolge n i n der 1 . Hälfte de s 19 . Jahrhunderts. Hannover : 
Hahn 2000 . 34 3 S . m . zahlr. , z . T . färb . Abb . - Quelle n un d Darstellunge n zu r 
Geschichte Niedersachsens . Hrsg . vo m Hist . Verei n fü r Niedersachsen . B d 120. 
Geb. 31,5 0 € . 

Das Leineschlos s wurde bei m erste n großen Luftangrif f au f Hannover am Mittag des 26. 
Juli 194 3 von Stabbrand- un d Phosphorbomben getroffe n un d brannte, abgesehe n von 
Teilen de s Kammerflügels, innerhal b wenige r Stunde n vollständi g aus . Am 11. Septem-
ber 196 1 wurde de r im April 195 6 beschlossene „Landtagsneuba u i m Leineschloss" ein -
geweiht. D a vom Schloss nur die Außenmauern mi t dem Portikus stehe n gebliebe n wa-
ren, stan d de r Verf., der bereits mehrfac h übe r Einzelaspekt e de r Schlosseinrichtung ge-
arbeitet hat , vor der überaus schwierige n Aufgabe , „ein e Rekonstruktio n de r Königli -
chen Prunkappartements " z u versuchen. Dies e is t ihm, das darf scho n einleiten d gesag t 
werden, unte r Heranziehun g un d differenzierte r Auswertun g eine s umfangreiche n 
Schrift- un d Bildquellenmaterials sowi e eine r vielfältigen Literatu r -  dere n Verzeichni s 
umfasst immerhi n 1 8 Seiten -  durchau s gelungen . 

Verf. stell t seinen Untersuchunge n knap p gefasste Überblicksdarstellunge n voran , in de-
n e n e r in die Forschungslage einführt , sic h zu r Quellenlage äußer t un d die Aufgaben -
stellung umreißt . Sodan n folge n Kurzinformatione n „Zu r politische n un d sozialen Si -
tuation de s Königreichs Hannove r i m Vormärz" -  wobe i allerding s übe r di e soziale Si-
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tuation im Königreich kaum etwas zu finden ist - weiterhin Kurzporträts der weifischen 
Herrscher während des Schlossbaus sowie vor allem der Architekten G. L. Fr. Laves und 
J. Molthan. Letzterer stand zwar ganz im Schatten von Laves, hatte aber einen außer-
gewöhnlich großen und eigenständigen Antei l a n der Innendekoration de s Schlosses, 
was Verf. gebührend herausgearbeitet und Molthan damit zweifeüos zu einer gerechte-
ren Würdigung verholfen hat. 

Als Grundlage semer Aufgabenstellung, der Rekonstruktion der Raumfolgen und der In-
nenausstattung des Schlosses, gibt Verf. einen Überbück über „Das Leineschloß und sei-
ne Räume" anhand der Baugeschichte von den Anfängen in den 1630er Jahren bis 1814 
und der Umbauprojekte zwischen 1814 und 1852, in deren langwierige Planung schüeß-
üch Oberhofmarschal l v . Wangenheim eingriff , de r Größe , Lichtverhältniss e un d die 
teils unzulängfiche funktionale Zuordnung mehrerer Räumlichkeiten bemängelte. Dar-
aufhin wurde 1829 eine Schlossbaukommission eingesetzt, deren Wünsche beim Innen-
ausbau, der 1834, nach zwanzigjähriger Planungs- und Rohbauphase begann und 1842/ 
43 beendet wurde, zu berücksichtigen waren. Da das Leineschloss bei Einsteüung der 
Arbeiten 1842/4 3 ei n Tors o gebüebe n war , löst e de r 185 2 erfolgend e Abbruc h de s 
Schlossopernhauses - au f dessen Grundstück steht heute der Plenarsaal - neu e Aktivi-
täten aus, die jedoch über die Diskussion von Plänen, mit denen Laves die klassizisti-
sche, auf Symmetrie angelegte Lemstraßenfront des Schlosses zu komplettieren hoffte , 
bedauerücherweise nicht hinauskamen. 

Im eigentüchen Hauptteil seiner Arbeit „Innenarchitektur und Ausstattung der Räume" 
(S. 59-222) folg t Verf. den beiden Ausbauphasen 1834-183 6 und 1837-1842. Er bietet 
sehr detaillierte Beschreibunge n de r Raumfolgen, ihre r Ausstattung mit Möbeln , Be-
leuchtungskörpern, Öfen , Spiegeln , ihre r Ausgestaltun g mi t Sockeln , Gesimse n un d 
Türfassungen, mit Tapeten, Malereien und plastischen Kunstwerken , an denen neben 
dem Klassizisten Laves und seinem wichtigsten Mitarbeiter Molthan, der nach den For-
schungen des Verf. als „Protagonist einer seinerzeit hochmodernen Stilströmung" , der 
Neorenaissance, gelte n kann, u. a. de r Gothaer Hofmale r P . E. Jacobs und de r junge 
Emst v. Bändel, der Schöpfer des Hermannsdenkmals, beteüigt waren. So wird dem Le-
ser sowohl eine Rekonstruktion der zerstörten Raumfolgen als auch ein aus der aufge-
zeigten Chronologie der Bau- und Ausstattungsarbeiten ablesbarer Stilwandel geboten. 

Besonders hingewiesen sei auf die aufschlussreichen Beschreibungen und Abbüdungen 
jener Räume, die primär Staatszwecken dienten: des Thronsaales, ein „Höhepunkt der 
Ausstattungskunst im Leineschloß", für die Molthan verantwortlich zeichnete, des üppig 
geschmückten Rittersaales , der mit reichhaltigem Stuck , mit Wappen, Orden und den 
Porträts weifischer Herrscher aufwartete - da s Modeü steht im Historischen Museum 
sowie des Landschaftensaales und des Goldenen Saales, die bei höfischen Feierfichkei -
ten als Speisesäle genutzt wurden. Der speziellen Bedeutun g und Funktion vor aUem 
dieser aber auch anderer Räumlichkeiten des Schlosses widmet Verf. das für Raumfolgen 
und Ausstattung sehr aufschlussreiche Kapitel „Die Appartements des Leineschlosses im 
Spiegel höfischen Zeremoniell s der Zeit um 1850". Dieser lesenswerte Exkurs bot sich 
auch deshalb an, weil der hannoversche Hof mit seinem HofmarschaU Dr. phil. C. E. v. 
Malortie, der 1842 sein Handbuch „Der Hof-Marschall. Einrichtung und Führung eines 
Hofhalts" veröffentücht hatte, über den bedeutendsten Experten für das Hofzeremoniell 
der damaligen Zeit im Deutschen Bund verfügte. Auf die „Zusammenfassung der Ergeb-
nisse" folgen quasi als Anlage drei Kataloge der Zeichnungen zu den ehemadigen könig-
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liehen Appartements, der schriftlichen Dokument e zu deren Raumausstattungen sowie 
der Einrichtungsgegenstände und deren teils ausländischer Herkunft . 
Den Darstellunge n beigegebe n sin d Grundriss e un d zahlreich e Schwarz-weiß-Fotos , 
viele leider in unzureichender Wiedergabequalität, was trotz mancher schwachen Vor-
lagen gerade bei einem solchen Werk von der Druckerei hätte vermieden werden müs-
sen. 1 7 Farbabbildungen sind in der Mitte des Buches auf acht Tafeln zusammengefasst. 
Schade, dass nur zwei reproduktionsfähige farbige Innenraumansichten abgebildet sind. 
Man muss dem Verf. Respekt zollen für seine Arbeit, die mit Freude am Detail die Ent-
wicklungsgeschichte de s Schlossbaus, der Raumfolgen und -gestaltung sowie den Stil-
wechsel aufzeigt und die königüchen Prunkappartements , soweit es Schrift- und Bild-
quellen zuließen, sehr eingehend und anschauüch beschreibt. Dan k gilt dem Verf. für 
diese „Teilbiographie" des Leineschlosses, die eine notwendige Weiterführung der sonst 
immer noch unverzichtbaren, 1962 erschienenen Arbeit von G. Schnath, H. Plath u. R. 
Hillebrecht ist. Dank vor aüem dafür, dass er aufgezeigt hat , welchen Verlust die han-
noversche Bau-, Kunst- und Kulturgeschichte am 26. Juli 1943 mit der Zerstörung des 
Leineschlosses erlitten hat. 
Hannover Waldema r R. RÖHRBEIN 

BORMANN, Irene: Keine Schule  wie  jede andere.  Geschicht e des Staatlichen Gymnasi-
ums in Duderstadt 1876-2001 . Duderstadt: Mecke 2001. 424 S . m. 23 Abb. Geb. 
29,40 € . 

Nachdem die Verf. bereits 1994 eine Arbeit über „Das Staatliche Gymnasium in Duder-
stadt 1931-1945 " vorgelegt hatte , fehlte noc h eine Gesamtgeschichte ihre r Wirkungs-
stätte. Diese große Lücke schloss die stellvertretende Schulleiterin anlässlich des 125-jäh-
rigen Jubiläums 2001. Dami t steht sie in einer langen Tradition. Denn anlässlich von sol-
chen Festtagen fühlten sich viele Kollegen besonders höherer Bildungseinrichtungen des 
19. Jahrhundert s berufen , meh r ode r wenige r ausführlich e Chronike n z u verfassen . 
Wegen der ausgebreiteten Informationsfüll e -  ma n denke an Übersichten zu Klassen-
stärken, Lehrer - un d Schülerstatistiken , Theme n von Abschlussarbeiten -  stelle n si e 
wichtige Quellen der Schul- und Bildungsgeschichte dar . Seither hat sich die Qualität 
ständig verbessert wie auch die Bildungsgeschichte allgemein, die Ende der 1970er Jahre 
durch die mitvollzogene sozialhistorische Wende deutlich an Professionalität gewann. Al-
lerdings überwogen damal s eindeutig Studie n über Bildungswesen und -politik sowi e 
quantifizierende Analyse n der Sozialstruktur. I m Zuge der lokal- und regionalhistori-
schen Neuorientierung der 1980er und namentüch 1990er Jahre entdeckten Bildungshi-
storiker(innen) das Schulwesen einzelner Regionen oder Städte wieder, erforschten den 
Alltag von Lehrer - und Schülerschaft ; Vertreter älterer Jahrgänge wie z . B . W. Klafki 
scheuten sic h nicht , ihre Jugend- und Schulerfahrunge n au s der NS-Zeit autobiogra -
phisch zu verarbeiten und einer mittlerweile interessierten Öffentlichkeit zu präsentieren. 
Von dieser Hinwendung zur unteren Erziehungsebene und den dortigen Akteuren muss-
te die Ausarbeitung der Geschichte einzelner Schulen zwangsläufig profitieren, ja man-
che Wissenschaftler sehen sie geradezu als ideale Methode. Nunmehr wird das klassische 
Quellenmaterial einer Schulchronik: Bestände des hauseigenen Archivs, Fotos, Erinne-
rungen Ehemaliger erweitert um Akten aus übergeordneten Archiven, Nachlässen auf 
Schüler- oder Lehrerseite und Interviews. Vor aüem aber erfolgt eine Einbettung in die 
überregionale und bildungshistorische Entwicklung, des Weiteren ein Vergleich mit ahn -
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liehen Anstalten. Dadurch wird zum einen die Enge des Erkenntnisgewinns vermieden 
und zum anderen das wirklich Spezifische der jeweiligen Einrichtung herausgearbeitet. 
Diesem hohen bildungshistorischen Anspruch genügen nach wie vor wenige Schulge-
schichten, was auc h nicht weiter tragisch erscheinen muss , wenn ma n die jeweiüge 
Schüler- und Lehrerschaft als größte Zielgruppe voraussetzt, die primär etwas über ihre 
eigene Schul- oder Arbeitszeit erfahren möchte und ein wenig über die zurückliegender 
Generationen. Den bildungshistorisch Forschenden unter uns dienen diese Werke ge-
wissermaßen als Fundgruben, aus denen das gewünschte Material geborgen wird. Zu 
hohe und hehre wissenschaftüche Ansprüche könnten darüber hinaus die unglücküche 
Konsequenz nach sich ziehen, dass niemand aus dem Kollegium Bereitschaft zeigt, eine 
Festschrift zu verfassen. 
Irene Bormann ist einen klug gewählten Mittelweg gegangen. Auf der einen Seite ver-
missen ehe r Wissenschaftsfixiert e vieUeich t Einleitung , einig e zusammenfassend e 
Worte, den Vergleich mit ähnlichen Institutionen wie dem HUdesheimer Gymnasium Jo-
sephinum (bearbeitet von J. Seiters), Literatur- und Quellenverzeichnis oder sozialsta-
tistische Erhebungen . Neuerdings fordern Bildungshistoriker gar die Interpretation der 
obügatorischen Lehrer- und Schülerfotos - schließlic h ermöglichen sie einen unmittel-
baren Eindruck von vergangener Mentalität und Lebensemstellung. 
Auf der anderen Seite entspricht Bormann den Erwartungen der unmittelbaren Adres-
saten mehr als genug, indem sie präzise den Werdegang ihres Arbeitsortes nachzeichnet, 
ihn grob in die allgemeine Geschichte einordnet, die Entwicklung der Frequenzen sowie 
der Unterrichtsinhalte aufzeigt , de n Lehrkörper porträtiert, wobei ein besonderes Au-
genmerk auf den Schulleitern fiegt und Charakteristisches hervorhebt. Die Skala reicht 
vom konfessionellen Aspekt über einen spektakulären Mord am Studienrat Härtung im 
Jahre 1920 bis hin zu einem Skandal der „wilden 60er", der das schon immer etwas kon-
servativere Duderstadt erschütterte und dank Bild-Zeitung bundesweit bekannt machte. 
Gegenstand war die dortig e Schülerzeitun g „Impuls " mit ihrem Vorschlag, all e über 
Sechzigjährigen „einzuschläfern, um die arbeitende Bevölkerung von der Versorgungs-
pflicht für die Alten zu entbinden". Einmalig war die Situation nach der innerdeutschen 
Grenzziehung: Die Duderstädter sahen sich nicht nur an die Peripherie der neuen Re-
publik gedrängt, sondern mussten zudem die Trennung vom Obereichsfeld verkraften. 
Für das Gymnasium bedeuteten diese Veränderungen teils den Verlust eines traditionel-
len Rekrutierungsgebiets, teils eine allmähliche Hinwendung zur evangelischen Univer-
sitätsstadt Göttingen. 

Darüber hinaus spart die Autorin kaum an der Offenlegung von QueUen zur gymnasia-
len Geschichte: Mehr als ein Drittel des Platzes beanspruchen in den laufenden Text ge-
streute Zitate vorwiegend aus dem behördüchen Schriftverkehr, Fotos sowie die Doku-
menten-Anhänge. 
Diese mit Aktenstücken, Zeitungsausschnitten und Jahresberichten gefüllten Anhänge 
sind den insgesamt vier chronologisch geordneten Großkapitel n angefügt , di e einem 
Geleitwort de s derzeitige n Direktor s folgen . Da s erst e Kapite l befass t sic h mi t de r 
„Gründung der Schule" (S. 9-71); sie geschah im mehrheitüch kathoüschen Untereichs-
feld vor dem Hmtergrund des Kulturkampfes, der eine angemessene DarsteUung erfährt, 
und nich t zuletz t au f Initiativ e unzufriedene r Duderstädte r Bürger . Si e formulierte n 
1872 eine Bittschrift an das preußische Kultusmüiisterium, weil aus ihrer Sicht das bi-
schöfliche Progymnasium keine ausreichende Vorbereitung auf Berufe in Handel, Indu-
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strie ode r Landwirtschaf t gewährleistete . I n Berli n stieße n di e Duderstädte r au f offen e 
Ohren -  letztendlic h erwartet e ma n vo n de r 187 6 eröffneten „höhere n Bürgerschul e mi t 
progymnasialer Nebeneinrichtung " (a m eheste n vergleichbar mi t heutigen Realschulen ) 
eine Schwächun g de r katholische n Schulkonkurrenz . U m e s klarzustellen : Da s Abitu r 
musste auch nach de r Gründung in anderen, vorzugsweise katholisc h dominierten Städ -
ten (Hildesheim , Heiligenstadt ) abgeleg t werden; das änderte sich nach zahlreiche n Be -
mühungen un d Streitigkeite n ers t 1906 . 

Den lange n We g dorthi n schilder t da s zweit e Großkapite l „Di e Entwicklun g zu m Voll -
gymnasium", da s großenteil s de n Zeitrau m 187 9 bi s 190 6 erfass t (S . 72-167) . Theme n 
sind die Einführung de r Sekunda 1879 , der Aufstieg zum Progymnasiu m (1883) , der nac h 
Initiativen vo n Schul - un d Bürgerseit e zu r Umwandlun g i n ei n Vollgymnasiu m führte . 
1906 wurde di e erst e Reifeprüfun g abgelegt . Etw a zeitgleic h fiel  kirchlicherseit s di e Ent -
scheidung, da s seit 236 Jahren existierende bischöfliche Progymnasiu m z u schließen un d 
stattdessen fü r auswärtig e Schüle r da s bischöflich e Konvikt , ein e Internatsform , in s 
Leben z u rufen . Das s ausreichen d katholisch e Lehrkräft e a m Gymnasiu m unterrichte n 
sollten, hatt e di e Bistumsleitun g ebenfall s durchgesetzt . Insofer n endet e ei n dreißigjäh -
riger Konkurrenzkamp f de r beide n Schule n mi t eine m befriedigende n Kompromiss . 
Seitdem ruhte n di e konfessionelle n Gegensätze . 

Das dritt e Kapite l träg t de n Titel „Di e Zei t de r politischen Umbrüche " (S . 168-338 ) un d 
umfasst di e Zeitspann e 1906-1945 . Behandel t werde n de r schnell e Aufschwun g trot z 
Erstem Weltkrie g un d Beschwernisse n de r erste n Weimare r Jahre , ausführlic h di e „Er -
richtung eine s Denkmal s fü r di e gefallene n Lehre r un d Schüler" , 50-jährige s Jubiläu m 
1926, feme r di e ei n Jah r späte r reformpädagogisc h beeinflusst e Reffeprüfungsordnung . 
Doch a b 193 0 fielen  wiede r Schatte n au f da s Gymnasium : Sinkend e Schülerzahle n 
waren vo n de n Sparmaßnahme n de r Brüningsche n Politi k begleitet , überdie s brannt e 
ein Lehrer 193 3 mit der Schulgeldkasse durch . Bedeutend folgenträchtige r sollt e sich di e 
„Machtergreifung" au f di e schulisch e Gemeinschaf t auswirken . Di e Nationalsozialiste n 
hegten gege n altkirchlic h beherrschte Einrichtunge n ähnlich e Ressentiment s wi e gegen -
über sozialdemokratischen ode r liberalen. Infolgedesse n fiel  da s Urteil , das Gymnasiu m 
sei ei n „Hor t de s [... ] Widerstandes " schnell , zuma l vo r 193 3 kein e einzig e Lehrkraf t 
NSDAP-Mitglied gewese n war . Derartig e Beurteilunge n musste n Nationalsozialiste n 
über zahlreiche gymnasial e un d volksschulische Einrichtunge n de s katholischen Milieu s 
abgeben, da s beweis t ei n vergleichende r Blic k au f Befund e Braunschweige r ode r Ham -
burger Untersuchungen . Au s Perspektiv e de r neue n Machthabe r wa r folglic h ein e per -
sonelle „Bereinigung " im Zuge de s „Gesetzes zur Wiederherstellung de s Berufsbeamten -
tums" unumgänglich ; ih r fielen  vie r Kollege n zu m Opfer , di e unangenehm e Versetzun -
gen a n ander e Ort e un d Gehaltskürzunge n hinzunehme n hatten . I m Abschnit t „Di e 
Jahre unte r de r nationalsozialistische n Herrschaft " erfähr t di e Leserschaf t gerafft , wi e 
die Rekrutierun g eine s linientreue n Direktor s verlief , di e Anpassung de s Unterricht s a n 
aktuelles Gedankengu t un d de r Umgan g mi t de n Belastunge n de r Kriegssituation . Wi -
derstand subtile r ode r offene r Ar t wurd e anscheinen d nich t geleistet . 

Auf de n Seite n 33 9 bi s 39 5 geleite t un s Borman n durc h di e jüngste Vergangenheit . De m 
„freudlosen Neubeginn " nac h de r Kapitulatio n schlösse n sic h di e Jahre de r Konsolidie -
rung an . Gestütz t wurd e si e u . a . vom 194 9 gegründete n Ehemaligenverein . Di e be i de n 
Göttinger Nachbar n weitau s stärke r wogende Unruh e de r „68er " erreichte mi t seichte n 
Ausläufern selbs t Duderstad t und sei n Gymnasium . Nachhaltige r für die Geschichte die -
ser Anstal t ware n jedoc h Ereigniss e de r 70e r Jahre : Zu m eine n öffnet e si e wege n de r 
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Schließung des Ursulmenlyzeums ihre Tore ab 1971/72 regulär für Mädchen, zum ande-
ren wurden die Raumprobleme wenig später durch einen Neubau gelöst. Die restüchen 
Seiten gelten den Bildungsreformen, den Jahren vor und nach der Wiedervereinigung 
sowie den innovativ wirkenden Antworten (Internet - und Ökologieprojekte) au f Her-
ausforderungen unserer Tage: Informationstechnologie und Umweltschutz. 
Zum Abschluss legt die Verf. weitere Queüen vor, und zwar „Berichte von Zeitzeugen", 
darunter von sech s ehemaügen Abiturient(inn)en ganz unterschiedücher Jahrgänge und 
von emer Engüschlehrerin. Das „Verzeichnis der Abkürzungen" verweist zusätzüch auf 
die vier benutzten Archive (u. a. Geheimes Staatsarchiv Berlin und Bistumsarchiv HU-
desheim). 
Resümierend muss man dem Gymnasium Duderstadt zu dieser flüssig geschriebene n 
Festschrift gratuüeren. Da der ansonsten oft sparsam berücksichtigten NS-Zeit, wie er-
wähnt, ein eigener Band gewidmet wurde, kann man diese Schule zu den am besten er-
forschten Niedersachsens rechnen. Viele Schulleitungen werden sie anlässtich eigener 
Jubeltage ohne vergleichbares Opus sicherüch um ihre Historiographin beneiden, die 
zweifelsohne zur Bereicherung der regionalen BUdungsgeschichte beigetragen hat. 
Ahlten Claudi a BEI DER WIEDEN 

Heimat bewahren, Heimat gestalten. Beiträg e zum 100jährigen Bestehen des Heimat-
bundes Niedersachsen. Hrsg. von Waldemar R. RÖHRBEIN im Auftrag des Heimat-
bundes Niedersachse n e . V Hannover . Hannover : Heimatbun d Niedersachse n 
2001.200 S. m. zahlr., z. T. färb. Abb. Geb. 

Nicht jede Festschrift jedes Heimatverems muss im Niedersächsischen Jahrbuch bespro-
chen werden. Wenn aber für den Heimatbund Niedersachen eine Ausnahme gemacht 
wird, so hat das seine Gründe: Er integriert mehr als 7000 Mitglieder in die Heimatpflege 
und gilt als ältester Verein Deutschlands, der sich ganz dieser Aufgabe widmet. Bei der 
Bedeutung, welch e di e Heimatbewegung gerad e in Niedersachsen besaß , angesicht s 
eines Einflusses, der sich gesellschaftlich, politisch und künstlerisch äußerte, muss die 
Festschrift des größten und ältesten niedersächsischen Heimatvereins Interesse wecken. 
Den Hintergrund der Vereüisgründung hat Werner Härtung in semer Dissertation nach-
gezeichnet.1 Chronologisc h anschließend behandelte Andrea Hanke die niedersächsi-
sche Heimatbewegun g zwischen 193 0 und 195 0 (Erscheinen angekündigt) . In beiden 
Fäüen erfolgte aber der Zugriff über den Verbund der Heimatvereine, den Niedersäch-
sischen Heimatbund, wie er heute heißt, weniger von der Basis aus. - Wahrscheinlich ist 
schon an dieser Stelle eine Begriffsklärung notwendig, die im anzuzeigenden Band Wal-
demar R. Röhrbein klar und eingehend trifft: Der heutige Niedersächsische Heünatbund 
(NHB), früher „Niedersächsischer Ausschuss für Heimatschutz", ist aus dem Heünat-
bund Niedersachsen heraus gegründet worden, um den norwestdeutschen Heimatver-
einen ein e Dachorganisatio n z u geben. Di e jetzige Namensverwirrun g stiftet e di e 
Gleichschaltung der Heimatbewegung im Nationalsozialismus. 1937 nahm der Nieder-
sächsische Ausschuss für den Heimatschutz den Namen „Niedersächsische r Heünat -
bund" an. Da die Bezeichnung „Bund" nur den Landesvereinen und Reichsorganisatio-
nen vorbehalten sei n soUte, musste sich der Heimatbund Niedersachse n in eine Na-
mensänderung fügen. Er wählte zähneknirschend den Namen „Hannoversche Heimat-

1 Rez . Nds . Jb. 66, 1994, S. 384-387 



Geschichte de s geistigen und kulturelle n Leben s 413 

freunde". Beid e Vereinigunge n löst e di e Gauleitung 194 3 auf. 194 6 bekannte n sic h die 
Hannoverschen Heimatfreund e wiede r zu ihrem alten Namen. Seithe r existieren ei n Re -
gionalverein un d eine Landesorganisatio n unte r fas t identische n Namen . 

Die Festschrif t de s Heimatbundes Niedersachse n setz t e s sich nich t zu m Ziel, di e Ver-
einsgeschichte kritisc h und umfassend aufzuarbeiten . Nich t das s die Geschichte zu kurz 
käme -  namentlic h Röhrbei n beleuchte t i n einige n Beiträge n Hintergründ e un d Ent -
wicklungen - , primä r abe r wil l de r Heimatbund da s Spektrum seine r Arbei t darstellen . 
Dieses Spektru m spannt e un d spann t sich weit : In übergreifenden Berichte n geh t es um 
Naturschutz, u m Denkmalschutz, u m die Förderung de r niederdeutschen Sprache . D en 
gleichen Umfan g beanspruch t jedoc h di e Würdigung einzelne r Aktionen . Da s trägt der 
Struktur de s Vereins Rechnung , der , dezentral organisiert , inzwische n 5 3 Ortsgruppe n 
im Rau m Hannove r un d darüber hinaus , bis nach Eystru p und Pyrmont, zählt . Ma n er-
fährt von den frühe n Niedersachsentagen , di e bis 1928 der Heimatbund, nich t de r Aus -
schuss fü r Heimatschutz, ausrichtete , von der Gründung de s Historischen Museum s i n 
Hannover, de r Vorgeschichte de s Kulturrings Hannover . Häufi g stöß t ma n au f den Na-
men des Oberlandeskirchenrates Dr . Walther Lampe, der die Geschicke de s Heimatbun -
des 1 9 3 3 - 1 9 4 2 un d 1946-1973 leitete . E r engagierte sic h al s Vorsitzender fü r die Ret-
tung der Herrenhäuser Gärten , die Erhaltung von Wilhelm Büsch s Geburtshau s i n Wie-
densahl, di e Gründung de r Gerrit-Engelke-Gedächtnisstiftung . 

Kurze Biografie n verdiente r Persönüchkeiten , ein e Auflistun g de r im Jahr 200 1 beste -
henden Ortsgruppe n und de r Veröffentlichungen beschließe n de n Band. Da s Veröffent -
lichungsverzeichnis führ t deutlic h vo r Augen, das s de r Heimatbund ebe n keine r de r in 
den 50e r Jahre n der Heimatbewegung geöffnete n Geschichtsverein e ist . Das Publikati-
onswesen la g nicht selten in der Verantwortung de r Ortsgruppe n un d bezog sic h au f be -
stimmte Anlässe; allei n in der Zeitschrift „Heimatland " besitzt de r Bund ein kontinuier-
lich gepflegte s Medium , da s aber vor allem Mitteilungscharakte r besitzt . 

Rez. weiß di e mühsam recherchierte n Fakte n ebens o wi e das anspruchsvoüe Desig n zu 
schätzen. Fü r die historische Forschun g sin d i n diesem Ban d Anregunge n de r verschie -
densten Art zu finden;  nich t zuletzt macht er auf das Desiderat emer Geschichte de r Hei -
matbewegung vo n unten aufmerksam , komplementä r z u Härtung un d Hanke: au s de r 
Lebenswirklichkeit de r Vereinsarbeit. Di e Mühe könnt e sic h lohnen . Reiche s Materia l 
bieten de r Bestan d „Heimatbun d Niedersachsen " ( W P 17 ) i m Niedersächsische n 
Hauptstaatsarchiv un d die Deposita de r Heimat- und Geschichtsverein e i n anderen nie -
dersächsischen Staatsarchiven . 

Hannover Brag e BEI DER WIEDEN 

QUAST, Anke : Nach  der  Befreiung.  Jüdisch e Gemeinde n i n Niedersachse n sei t 1945. 
Das Beispie l Hannover . Göttingen : Wallstei n 2001 , 4 8 0 S. m. Abb. = Veröff . de s 
Arbeitskreises Geschicht e de s Lande s Niedersachse n (nac h 1945) . Bd . 17. Kart . 
4 5 , - € . 

Eine Bemerkun g an den Verlag vorweg: so begrüßenswert e s ist, dass ein so renommier -
ter Verla g wie der Wallstein-Verlag sic h de r Herausgabe de r Veröffentüchungsreihe de s 
oben genannte n Arbeitskreise s angenomme n hat , so hoch werde n doc h di e Hürden für 
den Erwer b seine r Publikationen gelegt : 4 5 ,- € fü r ein kartoniertes Buc h ohn e eine n er-
kennbaren Aufwan d a n Layout schein t doc h ein sehr stolze r Prei s zu sein, der einen Er-
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werb de s Buche s durc h Privatpersone n offenba r vo n vornherei n nich t meh r einkalku -
liert. Das ist schade, denn so schränkt sich der Blick auf manch wertvolles Ergebni s lang -
jähriger Studien au f diejenigen ein , di e aus spezifischem Forschungsinteress e da s Exem -
plar aus de r nächstgelegenen wissenschaftliche n Bibliothe k beziehen . Di e Autore n hät -
ten meh r Publiku m verdient . 

Damit zu m eigentliche n Inhal t de s Buches : E s is t au s eine r 199 9 entstandene n Disser -
tation unter der Betreuung der zu diesem Thema einschlägig bekannten Professore n Her -
bert Obenau s (Hannover ) un d Hagi t Lavsk y (Jerusalem ) hervorgegange n un d profitier t 
offenbar von de m länger währenden Interessenschwerpunk t a n den beiden Lehrstühlen , 
wie ei n Blic k vo r alle m au f da s Quellenverzeichni s verrät . De r methodisc h schwierig e 
Umgang mi t de n Aussage n zahlreiche r Zeitzeuge n wurd e nich t gescheut . Da s weltwei t 
verstreut liegend e Archivgu t i n Jerusalem , London , N e w York , Heidelberg , Hannove r 
und andernort s wurde herangezogen . Da s is t mehr al s man selbs t im Rahme n eine r Dis -
sertation erwarten kann. Aüerdings schein t der Blick in die Feme di e Sicht auf das Nah e 
etwas getrübt zu haben. So ist aus dem Hauptstaatsarchiv in Hannover leider der Bestan d 
der Gemeinschaft de r durch di e Nürnberge r Gesetz e Betroffene n e . V. ( W P 1 2 ) , au f di e 
die Verfasserin durchau s eingeht , nicht berücksichtigt worden. Auch ei n tieferer Blic k i n 
die Akten der Wiedergutmachung (Nds . 11 0 W), die oft über den engeren Aspekt der Ent -
schädigung hinau s Einblick e i n da s Schicksa l einzelne r Betroffene r vo r un d nac h 194 5 
erlauben, hätte manch nahe hegend e Erkenntni s bringen können. Doc h andererseit s be -
eindruckt gerad e di e Quellenfülle , di e di e Verf . aus de n ausländische n Archiven , di e i n 
der hiesige n Forschungslandschaf t (nu r aufgrun d ihre r räumliche n Entfernung? ) ge -
meinhin wenige r präsen t sind , gezoge n hat . Nu r s o wurd e e s möglich , di e Perspektive n 
der britische n Militärverwaltun g un d de r ausländische n Hilfsorganisationen , di e al s 
Erste Kontakt mit den Holocaust-Überlebende n hatten , mit zu berücksichtigen. Manch e 
Quellenlücke z u de n DP-Gemeinde n de r unmittelbare n Nachkriegszei t konnte n durc h 
Zeitzeugenbefragungen un d di e Durchsich t de r i n diese m Zeitrau m entstandene n un d 
zum Tei l jiddisch-sprachigen (! ) Zeitunge n un d Zeitschrifte n geschlosse n werden . 

Frau Quast steck t mit ihre r Untersuchung eine n weite n Zeitrau m vo n 194 5 bi s 198 9 ab . 
Dabei fäll t vor aüem auf , das s sie sich nicht -  wi e bisher in der Forschung üblich -  au f di e 
unmittelbare Nachkriegszei t beschränkt , sonder n de n Blic k bi s nah e a n di e Gegenwar t 
wagt. Si e ha t diese n Zeitrau m i n dre i Phase n unterteilt : di e Aufbauphas e vo m Winte r 
1945 bi s zu m Zusammenschlus s de r deutsch-jüdische n Gemeind e un d de m Jüdische n 
Komitee de r DP s i n Hannove r 1955 , di e Etablierungsphas e vo n 195 5 bi s zu r Fertigstel -
lung de s Gemeüidezentrum s un d de r Synagog e 196 5 sowi e de n Ausbüc k au f ein e Sta -
gnationsphase mi t eme r überalterte n Gemeind e vo n 196 5 bi s zu m Umbruc h 1989 . Di e 
Klammer für die so unterschiedliche n Gruppe n de r jüdischen Bevölkerun g i n Hannove r 
(Frage de r kulturellen, soziale n un d religiöse n Herkunft ) is t di e Gemeinde , au f di e sic h 
viele Juden angesichts de r Gefahr durc h den Nationalsozialismus un d die Not de r Nach -
kriegszeit wieder besannen, auch wenn di e Anknüpfung vorhe r nicht gegeben war. Dies e 
Eingrenzung is t plausibe l un d quellenna h gedacht . Si e bestimm t di e Blickrichtun g be i 
der Auswertung de r Quellen, auc h wenn di e Verf. durchaus di e Akten de r britischen Mi -
litärverwaltung, de r ausländischen Hilfsorganisatione n un d de r deutsche n Zivilverwal -
tung mi t einbezoge n hat . 

Nach eine r Einleitun g un d eine m kurze n Rückbüc k au f di e jüdisch e Gemeinschaf t vo r 
und währen d de r NS-Zei t beginn t di e Untersuchun g mi t eine r Bestandsaufnahm e de r 
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überlebenden jüdische n Bevölkerun g i n de n einzelne n Lager n un d de r erste n Kontakt -
aufnahme mi t der »Außenwelt * in For m des sie befreienden Militärs , ausländischer Hilfs -
organisationen ode r deutsche r Amtsstuben . Mi t de n rudimentäre n Anfänge n de r Jüdi -
schen Gemeind e (vo n Juden deutsche r bzw. auch ausländischer Staatsangehörigkeit , so -
fern si e bereits vor 193 3 i n de r Provin z Hannove r geleb t hatten ) bzw . de s Jüdischen Ko -
mitees (di e DPs ) beschäftig t sic h das erste Hauptkapitel , da s die Verf. in Grundzügen be -
reits i m Rahme n eine s Aufsatze s i n de m vo n Obenau s 199 7 herausgegebene n Sammel -
band „I m Schatte n de s Holocaust " vorgestell t ha t un d da s auc h hie r de n eindeutige n 
Schwerpunkt de s Buche s ausmacht . Si e mach t gerad e i n de r Konfrontatio n mi t de r bri -
tischen Militärverwaltung di e unterschiedlichen Bedingunge n deutlich , unter denen die -
se beiden jüdische n Organisatione n i n de n Anfangsjahren z u agiere n hatten . D e n »deut -
schen* Jude n wurde , sofer n si e nich t KZ-Häftling e gewese n waren , trot z ihre r Leide n 
nicht ein e Sonderzuteilun g i n Bezu g au f Nahrung , Kleidung , Möbe l etc . gestattet , u m 
„den Integrationsproze ß mi t de r deutsche n Gesellschaf t z u beschleunigen" . D e n jüdi -
schen DP s in ihren Zentren in der Ohestraße, in Vinnhorst und in Ahlem dagege n wurd e 
die Auswanderung nac h Palästin a aufgrun d de r umstrittenen Mandatspoüti k de r Brite n 
vor Or t verweigert . Di e große n DP-Camp s galte n weitgehend al s rechtsfreie r Rau m mi t 
all seinen Vor- und Nachteilen . S o regte sich zwar erstaunüch schnel l ein e eigene , klein e 
und lebendige Subkultu r in den Camps , andererseits fühlte sich auch niemand auße r de n 
Hilfsorganisationen s o rech t fü r di e Insasse n verantwortüch . Auc h untereinande r blie b 
die Abgrenzun g zwische n de n Mitglieder n de r Gemeind e un d de s Komitee s erhalten , 
was abgesehe n vo n ihre r Herkunft auc h a n den ganz unterschiedüche n Perspektive n fü r 
die Zukunf t (Frag e eine s Neubeginn s i n Deutschlan d ode r Auswanderung ) ode r de r 
Stellung zur deutschen Bevölkerun g lag . Verbindende Element e waren lediglich der Zio-
nismus bzw . einzeln e Leitfigure n wi e Norber t Prage r oder Roma n Berger . Doc h ein e Ei -
nigung war angesicht s de r rapide schwindende n Mitgliederzah l de r jüdischen DP s nac h 
1951 un d Verfestigun g de r Jüdischen Gemeind e i n Hannove r nöti g un d gescha h z u de n 
(Satzungs-) Bedingunge n de r Gemeinde . I m Anschlus s wirf t di e Verf . noc h eine n Blic k 
auf di e zahlreichen , meis t kurzlebigen , überregionale n Organisationsforme n de r jüdi -
schen Gemeinschaf t i n de r Britische n Zone , ihr e führende n Persönlichkeite n un d ihr e 
dauerhaften Nachfolge r i n de r Bundesrepubü k Deutschland . Schließlic h werde n noc h 
die Arbeit der Hilfsorganisationen, di e Haltung de r britischen Besatzungsmach t un d de r 
deutschen Gesellschaf t un d Verwaltung mi t in die Betrachtung genommen. Insgesam t is t 
dieser Abschnitt gemä ß seine m Inhal t seh r facettenreich behandelt , birg t aber auch auf -
grund seine r feingliedrige n un d au s verschiedenen Perspektive n herangehende n Unter -
teilung manch e Redundan z i m Text . 

Das folgend e Hauptkapite l zu r Wiedergutmachun g roll t di e gesamte , gesetzgeberisch e 
Entwicklung de r Entschädigun g vo n de n erste n Nothilfe n fü r KZ-Opfe r bi s hi n zu m 
Bundes-Rückerstattungsgesetz vo n 195 7 au f un d zeig t di e Reaktio n de r Jüdische n Ge -
meinden un d ihre r Vertreter darauf . Schnel l wurd e di e anfänglic h vorhanden e Hilfsbe -
reitschaft de r Behörden durc h di e Angst vor finanzieller  Überforderun g de s Landesetat s 
bzw. durc h ein e Ar t ,Gegenrechnung * mi t de n Leistunge n a n di e Vertriebene n zu m Er -
liegen gebracht . Lösunge n wurde n s o lang e wi e mögüc h hinausgezögert . Dadurc h ent -
stand ei n für die Opfe r entwürdigender Kamp f um ein e wenigstens materiell e (Teil- ) Ent-
schädigung. 

Nach de m End e de r AuswanderungsweUen un d de m Weggang führender Persönlichkei -
ten sowi e de r Klärung de r wichtigsten Streitfrage n zu r Entschädigung ode r zur Neukon -
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stituierung als Gemeinde folgte der mühsame Versuch, in Hannover wieder jüdisches 
Leben mit schulischen Einrichtungen, Wohlfahrt, Rabbmerbetreuung, Vereinsleben, ei-
nem Gemeindesitz, Friedhof und Synagoge fest zu verankern. Dies gelang in einem be-
scheidenen Umfang. Gleichzeitig wurden die Vertreter der Gemeinde zu festen Bezugs-
punkten der Stadt und des Landes bei Ehrungen und in öffenttichen Gremien, was aber 
nicht mit einer gelungenen Integration der Jüdischen Gemeinde in die christüche Ge-
sellschaft verwechselt werden sollte. Gerade die öffentliche Roüe , die dem Landesver-
band oder der Gemeinde zugedacht wurde, entwickelte sich schneü zu einem ritualisier-
ten Handeln. 
Die FertigsteUung der Synagoge und des Gemeindezentrums im November 1963 und der 
Tod des langjährigen Vorsitzenden de r Gemeinde und des Landesverbands , Norber t 
Prager, im Juni 1965 markieren wiederum Wendepunkte hin zu einer neuen Phase, die 
die Verf. die Phase der Stagnation nennt. Stagnation verstanden ab eine Zeit, in der die 
Gemeinde nicht mehr deutüch wuchs, die wichtigsten Bedürfnisse erfiiUt waren, eine ge-
wisse „Professionalisierung" einsetzte und mit einem Generationswechsel das Interesse 
am Gemeindeleben abnah m und auch Konflikte imme r häufiger zu Tage traten. Dies 
führte dazu, dass es nicht mehr zu emer langlebigen, von wenigen Führungspersönüch-
keiten geprägten Entwicklung der Gemeinde kam. Auch das Büd in der Gesellschaf t 
vom Judentum changierte nun zwischen dem Wiüen zu einer institutionaüsierten Ver-
ständigung mit ihr und dem Widerspruch zur israeüschen Nahostpolitik. 
Das Buch schüeßt ab mit einem Resümee, das auch einen Bück auf die neueste Entwick-
lung nach 1989 wagt, und einem Anhang, in dem u. a. neben einem kleinen Glossar ei-
nige Angaben zur Stärke und zur Altersstruktur der Jüdischen Gemeinde und des Jüdi-
schen Komitees in Hannover, auch im Vergleich zu anderen Gemeinden und zur jüdi-
schen Bevölkerung in ganz Niedersachsen zu finden sind. Leider ist auf ein Register ver-
zichtet worden ! Die Untersuchung biete t trotz einige r Länge n aufgrun d de r breiten 
Queüenbasis eine facettenreiche und sehr dicht am Geschehen vor Ort orientierte Dar-
steUung, die gerade im Hinblick auf die durch den Zuzug aus Russland entstandene der-
zeitige Umbruchsphase wertvoüe Perspektiven für den schwierigen Weg jüdischen Le-
bens in Hannover bietet. 
Hannover Thoma s BARDELLE 

SCHRÖDER, Helge : Zwischen Schulreform und Bildungsexpansion. Niedersächsisch e 
Schulgeschichte von 194 5 bis 199 0 am Beispiel des Philologenverbandes Nieder -
sachsen. Hamburg: Krämer 1999. 519 S. m. Abb. u. Tab. = Beiträge zur deutschen 
und europäischen Geschichte. Bd. 24. Kart. 39,90 €. 

Basierend auf einem geschichtswissenschaftlichen Ansatz analysiert Helge Schröder die 
Entwicklung des Philologenverbandes Niedersachsen (PHVN) in den Jahren von 1947 
bis 1990. Der PHVN gehört nicht zu den poütischen Entscheidungsträgem, setzt sich 
aber als Interessenvertretung der Gymnasiallehrer mit der Büdungs- und Schulpolitik 
der jeweitigen niedersächsischen Landesregierung auseinander. Der Autor geht in semer 
Untersuchung der Frage nach, inwieweit büdungs- und schulpolitische Pläne und Ent-
scheidungen der Landesregierung durch den PHVN beeinflusst wurden und welche po-
litische Position hieraus für den PHVN im Rahmen zentraler Bereiche abzuleiten ist. 
Ziel ist es, die Aktivitäten und Ergebnisse der Verbandsarbeit vor dem Hintergrund der 
büdungspolitischen Gesamtentwicklung darzusteüen, zu analysieren und zu bewerten 
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(S. 1) . I m Mittelpunk t de r Untersuchun g steh t di e Entwicklun g de s höhere n Schulwe -
sens (d . h . der Schulfor m de s Gymnasiums) ; ergänzend werde n Leittheme n wi e „Schul -
reform" un d „Bildungsexpansion " unte r Berücksichtigun g gesellschaftspolitische r Ent -
wicklungsprozesse analysiert . 

Der Autor beginnt sein e Untersuchun g mi t einem Überblic k de r bildungspolitischen Ge -
samtentwicklung i n de r Bundesrepubli k Deutschlan d nac h 194 5 au s gymnasialge -
schichtlicher Perspektive . I m nachfolgenden Kapite l stell t er den organisatorischen Auf -
bau des P H V N i n de n Jahren von 194 7 bi s 199 0 vor. De r Interessenverban d arbeite t sei t 
1951 mi t eine r weni g geänderte n Satzung , eine r kontinuierliche n Verbandsleitun g mi t 
Beirat un d eine r sic h kau m verändernde n Verbandsstruktur . Ergänzen d geh t de r Auto r 
auf di e Entwicklun g de r Mitgliederzahlen , di e Arbeitsforme n de s Verbande s un d di e 
vom P H V N herausgegebene n Publikatione n ein . 

In den anschließende n Kapitel n beschreibt de r Autor die Entwicklung de s P H VN i n ver-
schiedenen Zeitphase n vo r de m Hintergrun d unterschiedliche r politische r Rahmenbe -
dingungen. Di e Jahre 194 7 bi s 195 1 sin d durc h Neugründun g de s P H V N unte r Anknüp -
fung a n di e Vorkriegsorganisation geprägt , di e Verbandsarbeit wir d von de n vielschich -
tigen Reformbestrebunge n de r sozialdemokratisc h geführte n Landesregierun g be -
stimmt. I n dieser Zeit versucht de r P H VN sic h auch al s Interessenvertretung de r Lehre r 
an höhere n Schule n z u etablieren . Unte r de m Einflus s de r britische n Müitärregierun g 
werden ein e Vereinheitlichung de r Verwaltung i m niedersächsischen Kultusministeriu m 
und de r nachgeordnete n DienststeUe n sowi e ei n Neuaufba u de s Schulsystem s i n di e 
Wege geleitet . Vo n erste n Schulreforme n sin d vor alle m di e Volksschulen betroffen . Di e 
Wiedereinführung de s i n nationalsozialistische r Zei t aufgehobene n 13 . Schuljahre s a n 
Gymnasien is t unumstritten. Fü r die Lehrerschaft steh t die Lösun g dringender Aufgabe n 
an; Überalterung , Nachwuchsprobleme , Kriegsheimkehre r un d Flüchtlingslehre r sin d 
hierbei al s Schlagwörte r z u nennen . Hinz u komm t di e Zunahm e de r Schülerzahle n al s 
Folge de s allgemeine n Bevölkerungsanstiegs . 

Der zweit e Untersuchungszeitrau m vo n 195 1 bi s 196 5 is t poütisc h vo n Stabilitä t un d 
Kontinuität verschiedene r Koalitionsregierunge n geprägt . I m Mittelpunk t stehe n di e 
Koordinierung de r Schulsystem e untereinande r un d di e Schaffun g einheitliche r Auf -
stiegsmöglichkeiten fü r Schüle r zwische n einzelne n Schulformen . I n ersten Schulversu -
chen werde n Förderklasse n a n Volksschulen mi t gemeinsamem Unterba u für weiterfüh -
rende Schule n (differenzierte r Mittelbau ) eingerichtet . Da s angestrebt e Zie l is t di e Ein -
heitsschule. Als Flächenstaa t stell t sich Niedersachsen de r Aufgabe, da s ländliche Schul -
wesen z u fördern . Ebens o wird übe r Lern- und Lehrmittelfreihei t diskutiert . De r P H V N 
nimmt i n diese r Zeitphas e ein e ehe r ablehnend e Haltun g gegenübe r de r Büdungs - un d 
Schulpolitik de r Landesregierung -  z . B . gegenüber de m differenzierte n Mittelba u -  ein . 
Zu seine n Forderunge n gehöre n di e Behebun g de s Lehrermangels , di e Beseitigun g de r 
Schulraumnot, di e Vereinfachun g de r Schulverwaltun g entsprechen d de n Bedürfnisse n 
der höhere n Schulen , Fördermaßnahme n fü r di e Schülerschaf t un d ein e einheitlich e 
Rechtsstellung de s Gymnasiallehrer s mi t de m Statu s eine s Landesbeamten . 

Die Büdungs - und Schulreforme n de r Jahre 196 5 bis 1970 , die politisch durc h di e Groß e 
Koalition von SP D un d CD U getrage n werden, beinhalten Plän e einer zweijährigen För -
der- un d Eingangsstuf e (di e später e Orientierungsstufe ) al s gemeinsam e Schuüor m fü r 
die 5 . un d 6 . Klasse , di e Einführun g eine s freiwüügen 10 . Schuljahres a n Hauptschulen , 
die Erweiterun g vorschulische r Institutionen , di e Einrichtun g von Ganztagsschulen , di e 
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Gründung kooperativer und integrierter Gesamtschulen als neue Form der Regelschule 
sowie den Ausbau technischer Gymnasien . Zu den wichtigsten Schuheforme n diese r 
Zeitphase gehört die Schuljahresumstellung, d . h. der Schuljahresbeginn und die Ein-
schulung der Erstklässler erfolgt nicht mehr zu Ostern, sondern nach dem Ende der Som-
merferien. Nach Meinung des PHVN wird die Umsetzung der angestrebten Schulpoütik 
langfristig zu emer schrittweisen Auflösung des gegüederten Schulsystems führen. Des-
halb hat der PHVN viele Pläne der niedersächsischen Landesregierung nicht unterstützt. 
Sem Einfluss auf büdungs- und schulpolitische Entscheidungen ist in dieser Zeit als eher 
gering zu bewerten. Der Interessenverband selbst ist an emer Bewahrung des bestehen-
den Schulsystems - vor aüem der Gymnasien - unter Berücksichtigung eigener Reform-
pläne interessiert. Lehrermangel, Besoldungsfragen und Pflichtstundenzahl sind weitere 
Themenbereiche, die der PHVN immer wieder öffentüch zur Diskussion steüt. 

Die Jahre 1970 bis 197 6 werden durch eine sozialdemokratisch geführt e Landesregie -
rung maßgebend geprägt. Während die Einführung der Orientierungsstufe für die 5. und 
6. Klasse als Förderstufe und eigenständige Schulform weiter zur Diskussion steht, wird 
die Reform der gymnasialen Oberstufe (d. h. Auflösung des Klassenverbandes der 11. -
13. Schulstufe und Einführung des Kurssystems) endgültig umgesetzt. Zum Ausbau wei-
terer Schulversuchsprogramm e de r Landesregierun g gehör t di e Etablierun g de r Ge-
samtschule als neue Regelschule. An den Universitäten Osnabrück und Oldenburg wird 
die einphasige Lehrerausbildung als Alternative zur zweiphasigen eingeführt . Weitere 
Diskussionen um neue Formen der Lehrerausbüdung werden mit der nach 1974 einset-
zenden Sparpolitik zurückgedrängt. Durc h die enge Verbindung der sozialdemokrati-
schen Landesregierung zur Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW ) hat der 
eher konservativ eingestellte PHVN wenig Einfluss auf die niedersächsischen Schuhe-
formen. Zu seinen Themenbereichen gehören weiterhin die Besoldungs- und Arbeits-
zeitregelungen der Lehrerschaft sowie die Forderung nach mehr Mitbestimmung bei der 
Büdungs- und Schulpolitik. 

Die niedersächsische Büdungs- und Schulpoütik der Jahre 1976 bis 1982 wird durch eine 
CDU-geführte Landesregierung bestimmt. Trotz Emführung der Orientierungsstufe al s 
unabhängige Schuüorm strebt die neue Landesregierung eine Stabilisierung und Stär-
kung des bestehenden, gegüederten Schulsystems an. Die unter der Vorgängerregierung 
begonnenen Schulversuche im Bereich der Gesamtschulen werden reduziert. Zentrales 
Ziel de r CDU-Schulpoliti k is t ein e Verbesserun g de r Unterrichtsversorgun g fü r aü e 
Schulformen. Ein neues Problemfeld entsteht bei der Lehrerausbüdung. Die niedersäch-
sischen Studienseminare können die große Zahl an Lehramtsbewerbern nicht mehr auf-
nehmen; viele Hochschulabgänger der Lehramtsstudiengänge müssen Wartezeiten zwi-
schen Studienabschluss und Beginn der Referendarausbüdung einplanen. Als Folge die-
ser Referendarschwemme is t mit einem Überangebot a n fertig ausgebüdeten Lehrern 
und Lehrerinnen zu rechnen; die Lehrerarbeitslosigkeit wüd zum neuen Schlagwort der 
Büdungs- und Schulpoütik. Der PHVN stimmt in dieser Zeitphase mit der büdungspo-
iitischen Linie der CDU-Landesregierung grundsätzlich überein. An seinen langjährigen 
Forderungen wie Lehrereinstellungen, Arbeitszeitverkürzung durch Verminderung der 
Pflichtstundenzahl sowi e Besoldungs - und Beförderungsmaßnahmen häl t de r PHVN 
weiterhin uneingeschränkt fest. 

Die Büdungs- und Schulpolitik i m letzten Untersuchungszeitraum de r Jahre 198 2 bis 
1990, die poütisch von der CDU bzw. einer CDU-FDP-Koalition getrage n wird, lässt 
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sich als „Schulpolitik i m Leerlauf " charakterisieren . I m Mittelpunkt de r schulpolitische n 
Debatten stehe n Grundsatzreforme n fü r Orientierungsstuf e un d gymnasial e Oberstufe , 
während di e Gesamtschul e a n de n Ran d der bildungspolitischen Diskussione n rückt . E s 
werden auc h Schulzeitverkürzun g un d neu e Forme n de s Hochschulzugange s erörtert . 
Trotz einige r Reforme n bleib t die institutionelle Stabilitä t der einzelnen Schulforme n er -
halten. De r P H V N häl t weiterhi n a n seine n altbewährte n Theme n wi e Lehrerarbeitslo -
sigkeit, Auseinandersetzungen u m Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen de r Lehrerschaf t 
fest. Al s neues , bildungspolitisches Diskussionsforu m werde n Initiative n zu r Förderun g 
von Hochbegabte n erörtert . 

Der Autor kommt a m End e seine r Untersuchung z u de m Ergebnis , dass de r P H VN sic h 
als parteienunabhängiges , halbkonstitutionelle s Gremiu m de s niedersächsische n Bü -
dungs- und Schulsystem s versteht , di e Interessen de r Schulform „Gymnasium " auf eme r 
breiten, gesamtgeseüschaftliche n Eben e vertrit t un d al s Mittle r zwische n Schul e un d 
Verwaltung sowi e al s Kontrolleu r un d Partne r de r jeweiüge n Landesregierun g fungier t 
(S. 4 5 3 / 4 5 4 ) . Ebens o wi e be i andere n Bundesländer n is t di e schulgeschichtlich e Ent -
wicklung de s Lande s Niedersachse n al s eigenständige r Tei l de r BUdungsgeschicht e de r 
Bundesrepublik Deutschlan d nac h 194 5 z u sehen . 

Durch de n geschichtswissenschaftliche n Ansat z unte r Berücksichtigun g de r politische n 
Gesamtentwicklung geh t de r Auto r au f Diskussione n u m pädagogisch e Inhalt e weni g 
ein. I m Bückwinke l seine r Untersuchun g steh t di e Entwicklun g de r Schulfor m „Gym -
nasium". Erwachsenenbildung , de r sogenannte zweit e Bildungswe g un d berufsbildend e 
Maßnahmen, di e auc h au f gymnasiale r Eben e z u finden  sind , werde n al s wichtige Ele -
mente de r Büdungs- un d Schulpoliti k vo n ih m nich t angesprochen . Auc h de r P H VN al s 
Interessenvertretung de r Gymnasiallehre r thematisier t dies e Bereich e nicht . Di e um -
fangreiche Publikatio n wir d durc h ei n Quellen - un d Literaturverzeichni s mi t Anhan g 
aus Kurzbiographien , behördengeschichtliche m Überblic k zu r Entstehun g un d Organi -
sation de s niedersächsische n Kultusministerium s sowi e Statistike n z u Wahlergebnisse n 
ergänzt. 

Hannover Petra DIESTELMAN N 
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GLEBA, Gudrun : Reformpraxis  und  materielle  Kultur.  Westfälisch e Frauenklöste r i m 
späten Mittelalter . Husum : Matthiese n 2000 . 27 5 S . =  Historisch e Studien . 
Bd. 462 . Geb . 46 - € . 

Bei de r vorliegenden Untersuchun g handel t e s sich um die überarbeitete Fassun g eine r 
im Somme r 199 7 bei der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenbur g eingereichte n Ha-
büitationsschrift. Untersuch t wir d di e Umsetzung de r küchüchen Reformbestrebunge n 
des 15 . Jahrhunderts i n den westfäüschen Bened^ktinerinnen - un d Zisterzienserinnen-
klöstern der Osnabrücker, Münsterane r und Paderborne r Diözese: Herzebrock, Malgar -
ten, Gertrudenberg , Oesede , Überwasser , St . Ägidien, Vinnenberg , Gehrde n un d Wüle-
badessen. Dabe i nimm t Gieb a nich t etw a di e Protagonistinnen selbst , ihr e Lebensweg e 
und Entscheidungen , ih r Handeln un d ihre Karriere n i n den Blick, sonder n di e Frage, 
wie un d warum geseUschaftüch e Veränderunge n i m Bereich de s Klosterlebens vo r sich 
gingen. 
D ie spätmittelalterlich e Kris e der Küche wa r gleichzeitig ein e Kris e des Ordenswesens. 
Zahlreichen Klöster n mangelt e e s an -  residierende n -  Mitgliedern , Verwaltun g und 
Wirtschaft lage n a m Boden , s o das s teilweis e nich t einma l di e Existenzsicherung de r 
N o n n e n gewährleiste t war . Vit a communis , di e Einhaltung de r Klausur un d die regel-
mäßige Abhaltun g un d Pfleg e de s Gottesdienstes mi t den notwendige n Kenntnisse n der 
Liturgie un d der lateinischen Sprach e ware n längs t nich t meh r selbstverständlich . Als 
Reformzentrum i m Norden de s Reiches fungierte da s 143 6 reformierte Bursfelde , desse n 
Kongregation be i den Bischöfen vo n Münster, Osnabrüc k un d Paderborn wie auch bei 
den weltliche n westfälische n Herre n bald Unterstützung fand . Di e von de n Orde n lang e 
vernachlässigten Frauenklöster , di e mit Ausnahme Uberwasser s während de s bearbeite -
ten Zeitraum s auße r Adelstöchte m zunehmen d auc h di e Töchter reiche r Stadtbürge r 
aufnahmen un d sich s o den gesellschaftlichen Veränderunge n gegenübe r offe n zeigten , 
gehörten zunächs t de n Reformkongregationen ga r nicht an . Nur das 1459 reformierte 
Herzebrock, da s dann di e Erneuerung in Gertrudenberg, Malgarte n und Oesede durch -
setzte, wurd e 146 5 schließlich volle s Mitglie d de r Bursfelder Kongregation . E s ware n 
vielmehr di e westfälischen Bischöfe , geleite t vo m Bestreben, ihr e Herrschaf t au f dies e 
Belange auszudehnen , di e die reformierten Klöste r al s Vörzeigeobjekte fü r ihre herr -
schaftliche Initiativ e un d Durchsetzungskraft instrumentalisierten . 
Zentraler Bestandtei l de r Reform wa r die Auswechselung de r Führungsspitze, d . h. die 
Einsetzung eine r neuen , au f die Reforme n verpflichtete n Äbtissin . Reformunwillige n 
Mitgliedern wurd e es unter Zusicherung eine r Abfindung freigestellt , da s Kloster zu ver-
lassen. Unterstütz t wurd e di e Äbtissin durc h ein e Delegatio n vo n außen kommender , 
häufig mi t ih r verwandter Nonnen , di e weitere Leitungsämte r bekleidete n und ih r so die 
Mehrheit i m Konvent sicherten . De n geistüchen Beistan d durc h Prieste r und Beichtvä -
ter übernahmen benachbarte reformiert e Männerklöster . Das s die Nonnen de m bischöf -
lichen Vorgehen of t nachhaltigen Widerstan d entgegensetzten , zeige n die Beispiele Mal -
garten und da s stadtmünsterische Kloste r Überwasser, wo mehrere Anläufe nöti g waren , 
u m de n äußerst kostenträchtige n Reforme n wi e der Wiederherstellung vo n Klausur , ge-
meinsamem Tisc h un d Schlafsaal Daue r zu verleihen. Dabe i versichert e sic h de r Ordi-
narius be i Uberwasser zunächs t de r Zustimmung vo n Domkapitel, Bürgermeiste r und 
Rat de r Stadt Münster . 1 4 Frauen verüeße n Überwasse r endgültig , musste n finanziell 
aber weiterversorgt werden, so dass man bis 149 0 an die ausgetretenen Fraue n 150 0 Gul -
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den gezahl t hatte . Be i Nichtzahlun g drohte n de m Kloste r Raub und Bran d durc h Freun -
de un d Verwandt e de r ehemalige n Mitschwestem . Überal l erfolgt e di e Anlegun g neue r 
Rechnungsbücher un d Kopiare , den n ein e gewissenhaft e Buch - un d Rechnungsführun g 
war die Grundvoraussetzun g zu r Sanierung und Straffun g de r klösterlichen Wirtschafts -
führung. Zu r kollektiven Selbstversicherun g un d Legitimatio n begann ma n mi t de r Auf-
zeichnung von Klosterchroniken , dere n Zeitrechnun g sic h nach de n Amtsjahren de r er -
sten Reformäbtissi n richtete , wi e z . B . di e Chronike n de r Herzebrocke r Nonn e Ann a 
Roede. Da s geistlich e un d liturgisch e Schriftgu t i n de n Bibliotheke n de r Klöste r wurd e 
ergänzt durc h reformorientiert e Literatur , auc h wen n ma n -  wi e scho n i n de n Jahrhun -
derten zuvo r -  au f di e Theologi e al s Wissenschaft verzichtete . Dagege n wurd e di e Aus -
bildung de r Novizinne n un d Schülerinne n intensivier t un d de r Kirchenmusik , de r 
kunstfertigen Handarbeit , de r Kalligraphi e un d Illuminationskuns t neu e Bedeutun g zu -
gemessen. Z u de n Auswirkunge n de r Reforme n gehörte , das s di e Attraktivitä t de r Re -
formkonvente star k zunahm , s o das s sic h i n einige n Klöster n di e Mitgliederzahle n in -
nerhalb wenige r Jahr e verdoppelten. D a di e Refor m meis t von junge n Nonne n getrage n 
und auch durchgesetz t wurde, verjüngten sic h di e Konvent e schlagartig , so z . B . auf de m 
Gertrudenberg. 

Im Gefolg e de r neuen Haushaltsführun g verändert e sic h auch da s Konsumverhalten de r 
Nonnen. Ma n konnt e e s sic h wieder leisten , sic h au f de n zu m Tei l wei t entfern t gelege -
nen Märkte n vo n Münster , Devente r un d Zutphe n üppi g mi t Fisch , Gewürzen , Perga -
ment, Papier , Büchern , Schreibutensilien , Wein , Wach s un d Hostie n z u versorgen . D a 
die Refor m de n Neuba u von Sprechhäuse m un d di e Umgestaltung de r Schlafsäle z u Zel -
lendormitorien notwendi g machte , tra t da s Kloste r be i Renovierun g un d Neuba u de r 
Klostergebäude zunehmen d al s Arbeitgebe r vo n Handwerker n i n Erscheinung . Große r 
Wert wurde nac h Wiedereinführun g de r Klausu r auc h au f di e Innenausstattun g un d di e 
Kleinodien gelegt , s o das s auc h Künstle r un d Kunsthandwerke r mi t Aufträge n bedach t 
wurden. De r eng e Kontak t mi t Stad t un d Umlan d schu f Vertrauen . I n Zeite n intensive r 
Laienfrömmigkeit ware n Memorienstiftunge n un d Spende n di e Folge , für die wiederu m 
neue Nekrolog e un d Memorienbüche r angeleg t werde n mussten . Wi e i n alte n Zeite n 
dienten di e allmählic h z u Wohlstan d gekommene n Klöste r wieder al s Ansprechpartne r 
bei finanziellen  Transaktionen , Geschäfts - un d Handelsbeziehungen . Eigen e wirtschaft -
liche Unternehmunge n wi e de r Betrie b klostereigene r Mühle n un d Teich e konnte n i n 
Gang gebrach t werden , s o das s auc h hie r wieder Erträg e zu erwarte n waren. Be i de n au f 
diese Weis e u m 152 0 wohlgeordnete n westfälische n Frauenreformkonvente n tra f di e 
Reformation au f geringe Resonanz . Nu r Überwasser nah m Antei l a n de n Wirren der Re-
formationszeit, s o das s sic h etlich e Dame n 153 4 soga r de n Wiedertäufer n anschlössen . 
1536 richtet e ma n hie r zwa r wiede r ei n Benediktinerinnenkloste r ein , ers t i m 17 . Jahr-
hundert kehrt e ma n abe r zu r strenge n Observan z zurück . 

Im Anhan g werde n zunächs t Kurzinformatione n z u de n einzelne n Klöster n vo n de r 
Gründung bis zur Reformation zusammengestellt . Dan n werden Auszüge aus dem Rech -
nungsbuch de r Katharina von Rode n au s dem Kloste r Malgarte n mi t Einträgen zu r Auf -
nahme vo n Nonne n un d Novizinne n abgedruckt , wobei Gieb a allerding s auf einen Her -
kunftsnachweis (S . 211) verzichtet . Ein e Überprüfung de r im Quellen - und Literaturver -
zeichnis fü r Malgarte n (S . 246 ) angegebene n Beleg e ergab , das s Gieb a bei m Quellen -
nachweis offensichtiic h ei n Fehler unterlaufen ist . So findet  sic h das Rechnungsbuch de r 
Priorin Katharin a vo n Rode n (1487-1541) , vo n Gieb a al s Re p 1 9 Msc . 21 9 aufgeführt , 
nicht i m Bestan d Re p 1 9 (Urkunde n Malgarten) , sonder n al s Re p 2  Msc . Nr . 21 9 i n de r 
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Osnabrücker Handschriftensammlung. Da s Gleiche gut für das Manuskript 177 (Kopi-
ar). Auch diese Handschrift hätte richtig als Rep 2 Nr. 177 aufgeführt werden müssen. 
Der Erzbischöflichen Akademischen Bibliothek in Paderborn sind die Aufnahmebedin-
gungen für ein Frauenkloster entnommen (Code x 42 Willebadessen), die Einnahmen 
und Ausgaben des Klosters Vinnenberg für das Jahr 1499 schließlich stammen aus dem 
Staatsarchiv Münster (Akten Vinnenberg Nr. 20). 
Die handwerklich im Großen und Ganzen sauber gearbeitete Studie liefert ihren Rez. 
die Kritik- und Anregungspunkte gleich mit (S. 207): „Wünschenswert wäre es (...), wei-
tere lebensgeschichtüche Daten von spätmittelalterlichen Klosterfrauen oder reformbe-
wegten Nonnen zu sammeln, z. B. in Bezug auf Herkunft, Klosterlaufbahn , altersbe -
dingten Entwicklungen etc., um zu einer koUektiven Biographie zu gelangen." Eine pro-
sopographische FragesteUung, die sicher präzisere Antworten zum äußeren Beziehungs-
geflecht der Konvente geben kann, hätte (wie die Autorin selbst einräumt) die Urkun-
den- und Aktenbestände der westfälischen Adelsarchive wie auch die in den Staatsar-
chiven von Münster und Osnabrück lagernden umfangreichen territorialen Urkunden-
bestände und der benachbarten geistliche n Institutione n einbeziehe n müssen . Ange-
sichts der doch sehr breiten FragesteUung (neun Konvente in drei benachbarten Fürst-
bistümern) hätte dies aber einen fast unüberschaubaren Arbeitsaufwand erfordert . 
Osnabrück Bettin a SCHMIDT-CZAIA 

Die Reunionsgespräche im Niedersachsen des 17. Jahrhunderts. Roja s y  Spinol a -
Molan - Leibniz . Hrsg. von Hans OTTE und Richard SCHENK. Göttingen: Vanden-
hoeck & Ruprecht 1999. 258 S. = Studien zur Küchengeschichte Niedersachsens . 
Bd. 37. 28,90 €. 

Vorüegende Veröffenttichung, da s wissenschaftliche Ergebni s eines Kolloquiums , das 
auf Einladung des Forschungsüistituts für Philosophie Hannover und des Klosters Loc-
cum anläßüch des 300. Todestages von Christöbal de Gentil de Rojas y Spinola OFM 
vom 23. bis 26. September 1995 in Loccum stattfand, ist die erste von drei bemerkens-
werten Publikationen, die jene intensiven Bemühungen zum Thema haben, die im 17. 
und 18. Jahrhundert dem Bestreben einer erneuten kirchtichen Union oder Wederver-
einigung galten und die eng mit den Namen Spinola, Gerad Wolter Molanus, lutheri-
scher Theologe und Abt von Loccum, Gottfried Wilhelm Leibniz und Jacques-Be'nigne 
Bossuet, Bischof von Meaux in Frankreich, verknüpft sind. Es folgten, herausgegeben 
von Heinz Duchhardt und Gerhard May, Union- Konversion - Toleranz. Dimensionen 
der Annäherung zwische n de n christiichen Konfessione n i m 17. und 18. Jahrhundert 
(Veröffentlichungen de s Instituts für Europäische Geschichte, Beiheft 50), Mainz 2000 
und jüngst die Innsbrucker theologische Dissertation von Karin Masser, Christöbal de 
Rojas y Spinola O.F.M. und der lutherische Abt Geradus Wolterius Molanus. Ein Beitrag 
zur Geschichte der Unionsbestrebungen der kathoüschen und evangelischen Küche im 
17. Jahrhundert (RST145), Münster 2002. Wird noch die Arbeit von Sebastian Barteleit, 
Toleranz und Irenik: poütisch-reügiöse Grenzsetzunge n im England der 1650er Jahre, 
einbezogen, die 2000 in Osnabrück als Dissertation vorgelegt wurde, dann zeigt bereits 
diese rasche Folge von Veröffenttichungen un d Forschungsprojekten, welch hohe Ak-
tuaütät gegenwärtig dem weiten Feld der Bemühungen, Programme, Akteure, Probleme 
und Methoden um Reunion, Union, Konversion und Toleranz im 17. und 18. Jahrhun-
dert zubemessen wird. 
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Bedingt durc h ein e Vielzah l vo n Faktore n sin d dies e Bestrebunge n i n de r Unionsfrag e 
alle gescheitert . Si e geriete n i n Vergessenheit , Misskredi t ode r konfessionelle n Hader , 
bis sie im Zuge de r heutigen ökumenische n Bestrebunge n al s bedeutsame un d neue r in -
tensiver Forschun g würdig e Ansätz e wiedererkann t un d sowoh l de r historische n al s 
auch de r theologischen Befragun g ne u zugeführ t wurden . De r weite n Palett e de r politi -
schen, kirchliche n un d geistesgeschichtliche n Dimensione n de r Annäherun g zwische n 
den christlichen Konfessione n i m Alten Reich und in Alteuropa widmet sic h das von de n 
Direktoren Duchhard t un d Ma y de s „Institut s für Europäische Geschichte " i n Gan g ge -
brachte un d vo n de r Volkswagen-Stiftun g gefördert e interdisziplinär e Projekt , a n de m 
Doktoranden un d Postdoktorande n mi t Themen beteilig t sind , di e zwa r all e ineinande r 
greifen un d dennoc h ei n ehe r breite s Fel d abdecken . Di e Dissertatio n vo n K . Masse r 
konzentriert sic h auf zwei Hauptprotagonisten , nämlic h Spinol a und Molan , und unter -
zieht si e eine r seh r gründlichen, a n de n Quelle n orientierte n Neubearbeitun g mi t wich -
tigen weiterführenden Erkenntnissen . Zwische n beide n Wegen is t das Loccume r Kollo -
quium z u verorten , a n de m i n interdisziplinäre m Austausc h namhaft e Spezialiste n teü -
nahmen. Ausgerichte t au f di e Reunionsgespräch e de s 17 . Jahrhunderts i n Niedersach -
sen, bildete n scho n vo n ihre r Bedeutun g he r di e 168 3 zwische n Molei n un d Spinol a i n 
Hannover geführte n Unions - bzw . Reunionsgespräch e eine n zentrale n Punk t diese s in -
terkonfessionell besetzte n Symposiums . Dabe i umris s Remigiu s Bäume r (S . 85-103 ) 
nach eine m kurze n Forschungsüberblic k un d eine r rasche n Zeichnun g de r Perso n di e 
bis in di e Gegenwar t kontrover s beurteilten Aktivitäten Spinolas , de r sich wie kau m ei n 
anderer rastlo s a n zahlreiche n Höfe n un d be i viele n Gelegenheite n fü r ein e kirchlich e 
Wiedervereinigung eingesetz t hatte . De r durchau s kenntnisreiche n un d informative n 
Darstellung hätt e man ein e kritischer e Befragun g vo n Spinola s Möglichkeiten , Motive n 
und Vorgehensweise n gewünscht . Dankba r wir d begrüßt , das s al s weitere s Instrumen t 
dazu vo n Gerd a Utermöhle n (S . 120-132 ) da s handschriftlich e Materia l vo n un d übe r 
Spinola i n de r hannoversche n Landesbibliothe k vorgestell t un d aufgeliste t wird . 

Als wichtiges theologische s un d diplomatische s Verbindungsstüc k zwische n de n Reuni -
onsbemühungen Spinola s am Fürstenho f i n Hannover und dessen im Auftrag von Kaise r 
Leopold I . 169 1 mi t de n ungarische n Protestante n geführte n Religionsverhandlunge n 
gilt die sei t 197 2 Spinola zugeordnet e Schrif t „Confessi o Hungaria" . Si e unterzieht Hen -
ning Ziebritz i (S . 104-119 ) eine r kritische n Analys e un d komm t z u de m Urteil , si e se i 
theologisch defizitä r un d ehe r ein e apologetisch e römisch-katholisch e Minimaldogma -
tik, ein e Einstufung , di e de m Dokumen t vo m ausgehende n 17 . Jahrhundert nich t gan z 
gerecht werde n dürfte . De r Beitra g von Marti n Ohs t (S . 133-155 ) setz t sic h mi t de m i m 
„Methodus" niedergeschriebene n Reunionsprogram m de s Abte s Molanu s auseinander . 
Für ihn is t das Werk ein e Auftragsarbei t de s hannoversche n Landesherren , de m au s po -
litischen Gründe n a n eine m guten Einvernehme n mi t dem katholischen Kaiserhau s un d 
seinen Reunionsinteresse n gelege n ist , und di e i n ih m geäußerte n Gedanke n un d Über -
legungen zu r kirchlichen Wiedervereinigun g al s amtlic h veranlasst e Reaktione n au f di e 
Aktionen Spinolas . Deutlic h werden di e weitgehenden theologische n Unterschied e zwi -
schen Molan s Program m un d de n Reunionsvorschläge n Spinola s herausgearbeitet . 
Gleich de m umtriebige n Franziskane r is t für Ohs t Molanu s nich t Mandata r ein e „Reli -
gionsgemeinschaft", sonder n Beauftragte r seine s frühabsolutistische n Landesherrn . I m 
kirchlichen Amtsverständni s de s Abte s mach t e r episkopalistisch e Tendenze n un d 
staatskirchliche Theorie n aus , di e au f ei n autoritäre s Einheitskirchentu m hinauslaufen . 
Drei ehe r dogmengeschichtlich e Beiträg e werden de m zentrale n Bloc k u m di e Aktivitä -
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ten un d Positione n Spinola s un d Molan s vorangestellt . I n eine m ausgewogene n un d 
profunden Beitra g macht Marti n Hecke l (S . 15-38 ) deutlich , wie seh r in de r Rechtsver -
fassung auc h nac h de m Religionsfriede n vo n 155 5 de r Wiedervereinigungsauftra g ver -
ankert blieb , ei n Auftrag , de r jedoc h durc h di e Konfessionsbildung , di e Konfessionali -
sierung un d di e durc h di e Regelunge n vo n 164 8 ermöglicht e Bildun g vo n Konfessions -
staatsstrukturen erschwer t wurde und mehr und mehr in den Hintergrun d trat. Johannes 
Wallmann (S . 39 -55 ) untersuch t die Rezeption der Einigungsbestrebungen von Calix t in 
der Theologi e de s 17 . Jahrhunderts un d befass t sic h dabe i erneu t mi t desse n Theologi e 
und Unionsbestrebung . Nich t Reunio n mi t de r katholischen Kirch e se i von de r theolo -
gischen Grundhaltun g von Calix t das primäre Zie l gewesen, sonder n Union , verstande n 
als „versöhnt e Verschiedenheit " au f de r Basi s gegenseitige r Toleranz . Dies e Einigungs -
richtung unterscheid e sic h deutüch von de n Vorstellungen und Zielen Spinola s und Mo -
lans. Han s Ott e (S . 56 -84 ) thematisier t mi t besonderem Bezu g au f die Verhältnisse un d 
Vorgänge i m weifischen Hannove r und di e dor t geführten Reunionsgespräch e di e Frag e 
nach de n Hintergründe n un d Motive n de r i m 17 . Jahrhundert auftauen d zahlreiche n 
Übertritte protestantische r Fürste n un d hohe r Adelige r zu r kathoüsche n Kirche . Zen -
trale Motiv e fü r dies e Übertritt e mach t e r i n persönüche n Lebenserfahrunge n un d Be -
gegnungen aus , vor aüe m abe r i n poütische m Kalkü l un d i m Bestreben , übe r de n Kon -
fessionswechsel wirtschaftlich e Vorteil e z u erlangen , ein e Sicht , fü r di e durchau s man -
che Vorgäng e sprechen , di e jedoc h auc h Gefah r läuft , rasche s pauschale s Vorurtei l z u 
werden. 

Büeben di e bisherige n Theme n i m Wesentliche n au f da s 17 . Jahrhundert un d au f Nie -
dersachsen bezogen , s o greüen di e Beiträg e von Hartmu t Rudolph , de r nach den Bemü -
hungen vo n Leibni z u m ein e Unio n de r Küchen frag t (S . 156-172) , von Jean Meyer , de r 
„Bossuet un d di e Reunionsfragen" behandel t (S . 172-187) , sowie vo n Eckhar d Reichert , 
der di e Rezeptio n de s Reunionsplane s i m evangeüsche n Deutschlan d (S . 188-200 ) auf -
arbeitet, übe r de n Rahme n hinau s un d biete n dami t ein e wertvoll e un d weiterführend e 
Ergänzung. Gleiche s gil t für di e beide n abschließende n Beiträg e vo n Dorothe a Wende -
bourg, di e da s Reunionsprogram m Gerar d Molan s i n de n Vergleic h mi t de m gegenwär -
tigen Dialo g zwische n de r evangeüsch-lutherische n un d de r römisch-katholische n Kü -
che stell t (S . 201-224), sowi e vo n Richar d Schenk , de r in de n Reunionsvorschläge n de s 
17 und 18 . Jahrhunderts trotz ihrer zeitepochal, theologisch un d küchlich bedingten Un -
terschiedüchkeit wichtig e Parallele n sieh t z u de n ökumenische n Bestrebunge n de r Ge -
genwart un d de n au f „Ein e Ökumen e de s Einspruchs " zielende n Tendenze n (S . 2 2 5 -
250) . 

Gerade beid e letztere n Beiträg e lasse n di e Problemati k erkennen , Unions - un d Reuni -
onsbestrebungen de s 17/18 . Jahrhundert s systematisc h i n de n Vergleic h mi t ökumeni -
schen Dialoge n un d Ansätze n vo n heut e z u steUen . E s is t di e Frage , o b vo r 30 0 Jahre n 
erörterte Bestrebunge n un d gemacht e Erfahrunge n mi t ihre n gan z eigene n kirchlichen , 
theologischen, politische n un d historische n Voraussetzunge n un d Hintergründe n 
Schlüsse zulasse n übe r di e Möglichkeite n ode r Grenze n heutige r ökumenische r Bemü -
hung, etw a z u de n Wegen , übe r Konvergen z z u eine m theologische n Konsen s un d z u 
kirchlicher Einhei t z u finden.  De n Autore n un d Herausgeber n de s wissenschaftliche n 
Ertrages de r Loccume r Tagun g is t z u danke n fü r wertvolle Informatione n un d bedeut -
same Impuls e un d Anregungen . 

Osnabrück Friedhelm JÜRGENSMEIE R 



Kirchengeschichte 425 

Caritas und  Diakonie  in  der  NS-Zeit.  Beispiel e au s Niedersachsen. Hrsg . vo n Han s 
OTTE und Thomas SCHARF-WREDE . Hildesheim , Zürich , N e w York: Geor g Olm s 
Verlag 2001 . 330 S. Kart . 

Der vo n den Leitern de s landeskirchiichen Archiv s Hannove r sowi e de s Diözesanar -
chivs Hildeshei m herausgegeben e Sammelban d enthäl t di e Vorträge eine s Arbeitsge -
sprächs de r Gesellschaf t fü r niedersächsische Kirchengeschicht e un d des Vereins fü r 
Kunst un d Geschichte i m Bistum Hildeshei m vo m Oktober 199 8 zum Thema „Carita s 
und Diakoni e i n Niedersachse n 193 3 bi s 1945" . De r Tagungsband stöß t dami t au f ein 
bisher noc h unzureichen d beackerte s Forschungsfel d vor . Zwa r liege n bereit s Arbeite n 
zu einzelne n Orte n ode r Aspekten vor , größere Darstellunge n zu r Geschicht e de r freie n 
Wohlfahrtspflege fehle n jedoc h noc h vollkommen . Auc h di e Geschichte de r National -
sozialistischen Volkswohlfahr t i n Nordwestdeutschland is t noch Desiderat . Nu r wenig e 
Institutionen un d Aufgabengebiete habe n bishe r ein e eingehender e Untersuchun g er -
fahren. Mi t Innerer Missio n und Caritas werden zwe i de r damals wie heute bedeutend -
sten Träger und Motore n de r freien Wohlfahrtspfleg e vorgestellt . Auc h de r Vergleich ih-
res Wirken s un d Verhaltens i m Spannungsfel d zwische n Kirch e un d NS-Staat bring t 
Neues. Dabe i widerspreche n di e Tagungsbeiträge deutlic h de r aufgrund de r ausschließ-
lichen Betrachtun g de r Zusammenarbeit vo n N SV und konfessionellen Wohlfahrtsträ -
g e m au f Reichsebene gewonnene n Aussag e Pete r Hammerschmidts , wonac h „di e Thes e 
von de r intendierten jBeseitigung * de r konfessionellen Wohlfahrtspflege , da s Ausma ß 
der unterstellte n ,Zurückdrängung ' de r Einrichtungen vo n Innerer Missio n und Caritas 
[...] al s falsifiziert betrachte t werden " könnte 1 . Da s wahre Ausma ß ihre r Zurückdrän -
gung zeig t tatsächlic h ers t die Untersuchung de r einzelnen Institution . 

Die Aufsätz e de s Tagungsbandes konzentriere n sic h entsprechen d de n veranstaltenden 
Vereinen de s Arbeitsgesprächs au f die Landeskirche Hannove r un d das Bistum Hildes -
heim. Einleiten d un d zum Ausgan g finden  sic h jedoc h auc h resümierend e Beiträg e zur 
allgemeinen Geschicht e vo n Innere r Missio n un d Caritas , Der Band glieder t sich in drei 
Teile. Di e ersten dre i Beiträg e gebe n eine n Überblic k übe r di e Entwicklung de r konfes-
sionellen Wohlfahrtsträge r vo r und währen d de r NS-Zeit. Dabe i konnt e mi t den Aufsät -
zen von Andreas Wollasch und Reinhar d van Spankere n au f die Erfahrungen de s große n 
Projekts de s Westfälischen Institut s fü r Regionalgeschicht e bei m Landschaftsverban d 
zur Geschicht e de r Wohlfahrtsarbeit i n Westfalen-Lippe zurückgegriffe n werden . Beid e 
Untersuchungen gehe n vo n unterschiedlichen Ansätze n aus . Während Wollasc h ehe r 
den institutionsbezogene n Ansat z wählt , dabe i auc h den katholischen Beitra g zum Aus -
bau de r Sozialgesetzgebung würdigt , verfolg t va n Spankeren da s Handeln bestimmte r 
Personen, u m die Leistungen un d Defizite de r evangelischen Sozialarbei t vo r 1933 zu 
beschreiben. 

Allgemein i n das Thema führ t de r pointierte Aufsat z vo n Jochen-Christoph Kaise r ein. 
Die Beiträg e de s zweiten Teil s des Sammelbandes frage n nac h Funktion , Theorie , prak -
tischem Inhal t un d den Möglichkeiten kirchliche r Wohlfahrtspfleg e i m Nationalsozia -
lismus. Volke r Herrman n widme t sic h eingehen d de m Göttinge r Diakoniehistorike r 
Martin Gerhard t (1937-1939) , währen d Gabriel e Vog t da s Verhältnis de s Hildesheime r 
Bischofs Josep h Godehar d Machen s zu r Caritas beschreibt . De r Beitrag von Hans Ott e 

1 Hammerschmidt , Peter : Die Wohlfahrtsverbände i m NS-Staat. Di e NSV und die konfessio -
nellen Verbänd e Caritas und Innere Mission im Gefüge de r Wohlfahrtspflege de s National -
sozialismus, Oplade n 1999 , S. 562. 
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über die Geschichte der Diakonie und den Landesverein für Innere Mission in Hanno-
ver veranschauücht die äußeren wie inneren Spannungen, der die evangeüschen Wohl-
fahrtseüirichtungen während der NS-Zeit ausgesetzt waren. Auch der letzte Beitrag des 
Bandes von Hans-Georg Aschoff ist dem zweiten Teü zuzurechnen. Aschoff beschäftigt 
sich mit den Auswükungen des Krieges auf die konfessionelle Wohlfahrtspflege, unter-
streicht aber auch ihre Bedeutung für den Neuanfang nach 1945. Der dritte Teü schüeß-
üch sucht die gesteüten Fragen konkret an der Geschichte einzelner Einrichtungen und 
der Diskussion weiterer Detailfragen zu beantworten. 
Neue Ergebnisse üefem di e Beiträge von Liselotte Sterner über die Kongregation der 
Barmherzigen Schwester n zum Heüigen Vinzenz von Paul in Hüdesheim 2, von Anja 
Grau übe r di e Kinderlandverschickun g de s Evangeüsche n Stadtwohlfahrtsdienste s 
Hannover, von Michael Häusler über die Diakonenanstalt Stephansstift Hannover, von 
Andreas Sonnenburg über die Henriettenstiftung Hannover , von Hartwig Drude über 
die WanderarmenhUfe, von Thomas Scharf-Wrede über die „Wandemde Küche" sowie 
von Raimond Reiter zur Frage der „Euthanasie"-Verbrechen, wobei er versucht, TVpo-
gramme zu eurer Tätertypologie zu entwerfen, während Joachim Klieme mit der Zusam-
menfassung semer Dissertation über die Neuerkeröder Anstalten 1933-1945 den im We-
sentüchen um Hannover und Hüdesheim kreisenden dritten Teü des Bandes um einen 
braunschweigischen Beitrag bereichert. 
Herausgebern und Autoren ist - wi r haben es oben bereits angedeutet - ei n wertvoller 
wie wichtiger Beitrag für die notwendige weitere Erforschung der für Deutschland so be-
deutenden Geschichte der konfessioneüen Wohlfahrtspflege gelungen. Hoffen wir, dass 
er zu weiteren Forschungen anregt! 
Wolfenbüttel Johan n Peter WURM 

2 Besprechun g ihre s Buches zu diese m Thema in Nds. Jb. 73,2001, S . 499 . 
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Urkundenbuch der  Bischöfe  und  des  Domkapitels  von  Verden  (Verdene r Urkunden -
buch, 1 . Abt.). Bd. 1: Von den Anfängen bi s 1300. Bearb . von Arend MINDERMANN, 
Stade: Verl . de s Landschaftsverbandes de r ehemaligen Herzogtüme r Breme n un d 
Verden 2001 . 92 1 S. m . 26 Siegelabb . =  Schriftenreih e de s Landschaftsverbandes . 
Bd. 1 3 =  Veröff . de r Historische n Kommissio n fü r Niedersachse n un d Bremen . 
Bd. 205. L w . 4 5- € . 

Der Urkundenbestan d de s Domstifts Verde n hat den Zweiten Weltkrie g in Staatsarchi v 
Hannover glücklicherweis e unversehr t überstande n un d befindet sic h jetz t i m Nieder -
sächsischen Staatsarchi v Stade . 21 Königs- und Kaiserurkunde n von Ludwi g de m Deut -
schen bis Friedrich II . sind darin im Original erhalten , darunter die älteste Urkunde Nie -
dersachsens vo n 849. Quantitativ is t der Bestand wenige r beeindruckend : Mi t nur 56 
Originalurkunden bi s 1300 (und ca . 260 bis 1502) wir d er von de m manche r Klöste r be -
deutend übertroffen . Umfangreiche r is t die kopiale Überlieferung , doc h ist man zu ihrer 
Rekonstruktion zumeis t au f Drucke angewiesen , d a die Kopiare 194 3 in Hannover ver -
brannten. D a auch di e älteren Originalurkunde n -  nich t nur die Königs- und Kaiserur-
kunden -  überwiegen d bereit s gedruck t sind , schein t di e Bearbeitung eine s Urkunden -
buchs nach dem Fondsprinzip, wie es in Niedersachsen spätesten s sei t 197 9 mit dem Ur -
kundenbuch de s Kloster s Scharnebec k wiede r üblic h geworde n ist , kern e besonder e 
Herausforderung z u sein. 

Es stellt e sic h jedoc h di e Frage, ob das Fondsprinzip de r Bearbeitung de r Urkunden ei -
nes Bistum s un d Hochstifts angemesse n ist . Die Urkundeneditionen andere r Hochstif -
ter, wie Halberstadt, Hildesheim , Minde n un d Osnabrück, un d auch di e Regesten de r 
Erzbischöfe vo n Bremen beschränken sic h jedenfalls nich t auf den Fond s ode r die Emp -
fängerüberlieferung, sonder n erfasse n meh r ode r wenige r vollständi g auc h di e von den 
Bischöfen un d den Domkapiteln fü r andere Empfänge r ausgesteüte n Urkunden . Nu r so 
erhalten Studie n zu r Kanzlei, zu m Personal, z u Aktivitäten un d Beziehungen de r Bi-
schöfe un d Kapitel un d zur Geschichte de s Hochstiftes ein e ausreichend e Grundlage . 
Für das Bistum Verde n bestand hie r eine empfindlich e Lücke . Es ist daher zu begrüßen, 
wenn de r Bearbeiter nac h Vorarbeite n vo n Heinz-Joachim Schulz e un d im Einverneh -
men mi t den vom Landschaftsverband de r ehemaligen Herzogtüme r Breme n un d Ver-
den berufene n Fachleute n sic h bei der Abgrenzung nich t a n den Fondseditionen orien -
tierte, sondern „all e ausgestellten un d die empfangenen Urkunde n de r Verdener Bischö -
fe, Weihbischöfe un d General-Vikar e sowi e de s Domkapitels" edieren will . Er nennt das 
zwar ei n „erweitertes Provenienzprinzip" , tatsächlic h bilde n abe r unte r de n 772 Num -
mern de s 1. Bandes di e aus Verdener Provenien z stammende n Stück e di e Minderheit . 
Der Bearbeite r ha t Verdener Bischofsurkunde n un d Erwähnungen Verdene r Bischöf e 
auch i n entlegenen Archive n und Drucken aufgespürt . Sei n Verzeichni s de r ungedruck-
ten Quelle n nennt 78 Archive und Bibliotheken un d reicht geographisch von Londo n bis 
Rom. E s dürfte schwe r halten , ein e Verdene r Bischofsurkund e z u finden,  di e von ihm 
übersehen wurde . 

Dennoch is t das Problem de r Mehrfachedition be i den rasch fortschreitende n Fondse -
ditionen i n Niedersachsen nich t z u bagateüisieren. E s betrifft i m Bistum Verde n bishe r 
vor alle m di e Urkunden de r Klöster Ebstor f un d Scharnebeck . Bishe r ungedruckt e Ur-
kunden enthäl t da s Urkundenbuch besonder s au s den Beständen Buxtehude-Altkloster , 
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Verden-Andreasstift, Bardowick , Lün e un d Medingen, fü r die eigene Urkundenbüche r 
vorgesehen sind , sowi e au s dem Stadtarchiv Lüneburg . Besonder s betroffe n is t die vor-
bereitete Editio n de r Urkunden de s Verdener Andreasstiftes: Da s Urkundenbuch enthäl t 
29 de r 50 Originalurkunde n de s Stiftes bi s 1300 , d a sie von Bischöfen ode r de m Dom-
kapitel ausgestell t sind , wa s bei de r engen Verflechtun g de s Andreasstifte s mi t dem 
Domkapitel nich t verwundert . 

Der Bearbeite r ha t neben de n Urkunden de s Fonds und den Bischofs- un d Kapitelsur-
kunden auc h Urkunden , „dere n Inhal t von großer Wichtigkei t für die Bischöfe un d das 
Domkapitel war" , Einträge in die Vatikanischen Register , Synodalakten und Statuten so -
wie Besitzverzeichnisse , Epitaphien , Nekrologeinträg e un d chronikalisch e Nachrichte n 
aufgenommen. Insbesonder e di e Bischofsweihe un d den Tod der Bischöfe ha t er nac h 
Möglichkeit mi t Quellen gena u beleg t un d das Urkundenbuch nac h Regierungszeite n 
der Bischöfe gegüedert . Dami t übernimm t e r teilweise di e Form der Herrscher- bzw. Bi-
schofsregesten, ohn e das s das Urkundenbuch dies e völü g ersetze n wil l und kann. 

Der Textüberiieferun g is t der Bearbeiter außerordentlic h sorgfälti g nachgegangen . E r 
stellt nicht nu r die Drucke un d Abschriften fü r jedes Stüc k in großer Vollständigkeit zu-
sammen, sonder n gib t auc h ih r Abhängigkeitsverhältnis voneinande r an . Dem kommt, 
w o di e Originale fehlen , groß e Bedeutun g für die Wiederherstellung de s Textes zu . An-
gewandt sind die übüchen Editionsgrundsätze . Di e Fehlerhaftigkeit vo n Abschriften un d 
Drucken wir d regelmäßig angegebe n („fehlerhaft" , „nich t ganz fehlerfrei") , aüerding s ist 
auch diese s Urkundenbuc h vo n Druckfehlem un d Irrtümern a n manchen Stelle n nich t 
völlig frei . 

Bemerkt hab e ich ohne systematisch e Suche : „Hatze" (statt Hatzte i m Regest zu Nr. 56), 
„parroechus" (stat t parroechiis, 1 . Zeüe 2 . Absatz von Nr. 63), „au f de n Elbinseln " (stat t 
an der  Elbe  i m Regest zu Nr. 107) , „1296/97 " (stat t 1196/97  i n Anm. 1  zu Nr. 216), „Al-
lod" (stat t Vorwerk  im Regest zu Nr. 380), „capituto" (Nr. 55 1 letzte Zeile), „Severinstag " 
(statt Severitag in  Anm. 2 zu Nr. 552) , mehrere Auslassunge n i n Nr. 557 (et ratihabicio-
ne nac h „e x firmo consensu", contradictionis nac h „sin e omnis" vor „obstaculo", VI.  vor 
„ydus"), „priorissam " (stat t priorissa)  un d „une" i n Nr. 613, „donatioi" (stat t donatio-
nem) i n Nr . 614, a m Schlus s derselbe n Numme r fehlt : in  Buxtehude,  „persitere " und 
„scripturam" (stat t scripturarum) i n Nr. 750, „solvendos " (stat t solvendorum)  un d Aus-
lassung von hinc inde  vo r „conscriptis" in Nr. 754. 

Die Datierunge n sin d vo m Bearbeite r sorgfälti g geprüf t unte r Berücksichtigun g de s 
Weihnachtsstils un d in Zweüelsfällen begründet . Z u korrigieren is t Nr. 681 (Juni 12-17 
statt Jun i 17 ) und Nr. 752 (Januar 1 0 statt 17) . Bei Nr. 2 24 passt di e Datierung Sept . 9 
nicht zu r Datumszeile (V . kal. septembris) . Groß e Sorgfal t is t auch auf die Bestimmun g 
der in den Urkunden genannte n Ort e verwendet . Früher e Fehldeutunge n werde n viel -
fach mi t guten Gründe n berichtigt, wobei de m Bearbeiter seine gründüch e Kenntni s der 
regionalen un d ortsgeschichtlichen Forschunge n zugut e kommt . 

D e m Urkundenbuc h sin d Siegelabbildunge n de r Bischöfe, Pröpste , Dekan e un d sonsti-
gen Domherre n beigegeben . Ei n Index de r Orts- un d Personennamen erschließ t de n 
Band, ei n Inde x ausgewählte r Sache n weis t grundlegend e Rechtsbegriff e un d selten e 
Wörter nach . I m Orts- un d Personenregister wär e e s manchmal hilfreich , wen n Perso -
nen nich t nu r unter ihre m Bername n (wi e z . B. Dompropst Giselber t Rusche ) aufzufin -
den wären . Di e Nachweise fü r die Dompröpste un d Domherren unte r de m Stichwor t 
Verden, Domkapite l sin d unvollständig . 
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Für die Fortsetzung de s Urkundenbuchs, da s bis zum Ende de r Regierung Bartold s von 
Landesbergen 150 2 geplant ist , könnten woh l di e Nachweise vo n bloßen Erwähnunge n 
der Urkunden weggelasse n un d di e sachlichen Erörterunge n in manchen Anmerkunge n 
kürzer gehalten, auf allgemein a n alle Bischöfe gerichtet e Schreibe n fremde r Provenien z 
könnte verzichte t un d stärker vo n Regesten Gebrauc h gemach t werden . Insgesam t is t 
das Urkundenbuc h abe r scho n jetz t al s eine grundlegend e un d fast imme r auc h zuver -
lässige Forschungshilf e z u würdigen. 

Verden Adol f E . HOFMEISTER 

Urkundenbuch des  Stifts  Hilwartshausen  (Göttingen-Grubenhagene r Urkundenbuch , 
4. Abteilung) . Bearb . von Manfred VO N BOETTICHER Hannover : Hah n 2001 . 510 S. 
= Veröff . de r Historischen Kommissio n fü r Niedersachsen un d Bremen. Bd . 208 . 
Lw. 4 5 , - € . 

Im Niedersächsischen Jahrbuc h 1968 1 legt e Manfre d Haman n ein Konzept zu r Verwirk -
lichung eine s Göttingen-Grubenhagene r Urkundenbuch s vor . Ziel wa r es -  besonder s 
angesichts de r erkennbar gewordene n Schäde n -  di e mittelalterliche Überlieferun g z u 
erhalten. E r wies daraufhin , „da ß das mit der notwendigen Gedul d un d Zuverlässigkei t 
zu End e geführt e Wer k sic h als weit nützliche r erweis t als das perfekt geplante , abe r nie 
vollendete" 2 . Diese r Forderun g entsprechen d entwickelt e e r einen seh r überschaubare n 
Kanon a n Forderungen a n ein in diesem Rahme n stehende s Urkundenbuch , da s er ein 
„Kopialbuch" nannte , „da s wir mit Hilfe de s Druckers de r Wissenschaft zugänglic h ma-
chen". 

Der zitiert e Aufsat z wa r visionär i n seiner Forderun g un d wurde zu m Auslöser fü r die 
Erarbeitung vieler Urkundenbücher . Ih m folgte zunächs t Diete r Brosiu s und schuf 1979 
mit dem inzwischen zu m Standardwer k gewordene n Urkundenbuc h de s Klosters Schar -
nebeck (U B Schamebeck) de n ersten praktische n Bele g für die von Hamann gefordert e 
Edition. Un d für das Göttingen-Grubenhagener Urkundenbuc h folgte n vo n Haman n 
das UB Reinhausen (1991 ) und das UB Fredelsloh (1983) , von v. Boetticher UB Marien-
garten (1987 ) un d als jüngste Editio n diese r Reih e da s UB Hilwartshausen . 

Bei der Protektion von Köni g Otto I . für das zunächst reichsunmittelbare Stift , 960 nörd-
lich de s Zusammenflusses vo n Werra und Fulda bei einem bereit s ältere n Handelsplat z 
gegründet, gin g es zunächst woh l u m die Einflussnahme de s Reiches auf altadeligen Be-
sitz i n diesem Rau m (S . 9). Die Stifterin Aeddil a und ihre Töchte r Berthildi s und Helm-
burg, die ersten Äbtissinnen von Hilwartshausen, ha t Hans Goettin g al s Esikonen iden -
tifizieren können . Au f diese Gründun g versuchte n sowoh l u m das Jahr 100 0 Bischo f 
Bemward vo n Hildeshei m al s auch Erzbischof Willigis von Mainz i m Jahre 100 1 Einflus s 
zu nehmen. Ers t nach Beilegun g des Gandersheimer Streit s wurde unter Kaiser Heinric h 
II. di e Reichsunmittelbarkeit Hilwartshausen s wiederhergestellt . 

Die territorialherrschaftliche n Recht e ginge n nac h de m Investiturstreit zunächs t a n den 
Erzbischof vo n Mainz . 114 2 wurd e durc h Köni g Konra d III . die Augustinerregel einge -
führt un d dabe i noc h einma l ausdrücklic h di e Reichsunmittelbarkeit bestätigt . Dennoc h 

1 Manfre d Hamann , Di e Herausgab e eine s Göttingen-Grubenhagene r Urkundenbuches . 
Begründung zu m Vorschlag eine r niedersächsische n Urkundenedition . In : Nds. Jb. 40, 
1968, S . 1-13 . 

2 Ebd . S. 7 . 
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konnte das Stift sich nur bedingt gegen Mainz behaupten. Der Einfluss neuer Territori-
algewalt seitens der Weifen hat erkennbar wohl seit Ende des 13. Jahrhunderts Raum ge-
griffen. 135 8 scheint dieser Prozess, der zur späteren weifischen Landeshohei t führte, 
abgeschlossen zu sein (S. 11). In der Zeit von 1452 bis 1461 wurde gegen teilweise er-
heblichen Widerstan d di e Klosterrefor m i m Sinn e de r Windesheime r Kongregatio n 
durchgeführt. Di e lutherisch e Reformatio n folgt e durc h Herzo g Juliu s vo n Braun -
schweig -Wolfenbüttel 1585. 
Das hier zu besprechende Urkundenbuch umfasst mit 490 Nummern die Zeit von der 
Gründung 960, mit emer Vorurkunde von 944, bis zur Reformation im Fürstentum Ca-
lenberg-Göttingen 1542. Es handelt sich um eine Fondsedition, wenn auch der Bearbei-
ter wegen verschiedener Verluste in emer Erweiterung des reinen Fondsprinzips mög-
lichst alle Stücke zusammengetragen hat, „die heute ihren Platz im Stiftsarchiv haben 
mussten, wenn dieses nicht gestört oder umgestaltet worden wäre" (S. 7). Ca. 435 Ur-
kunden der Edition basieren auf vorhandenen Originalen und sind von Ausfertigungen 
im Bestand Cal. Or. 100 HUwartshausen und in einzelnen versprengten Stücken, u.a. im 
Archivbestand der Klosterkammer, abgeschrieben. Etwa 50 Urkunden bestehen aus Ab-
schriften, die teüs aus zeitgleichen Kopien genommen wurden und andemteils auf Ab-
schriften bis zum 18. Jahrhundert, etwa aus dem Nachlass von Daniel Gruber, fußen. 10 
Urkunden sind auf überlieferte Regesten zurückgeführt. 
Die Edition folgt konsequent dem für die Göttingen-Grubenhagener Urkundenbücher 
bewährten klaren Konzept . Da s empfindet de r Rezensent angesicht s der zunehmend 
wieder üblich werdenden ausufernden Beschreibung in anderen neueren Urkundenver-
öffentlichungen überzeugend und konsequent. Die wesentliche Kernaussage beschränkt 
sich auf den Abdruck einwandfreier Texte und die Erschließung der Personen- und Orts-
namen. Emern knapp gehaltenen Kopfregest folgen die Angaben über die Vorlage, den 
Beschreibstoff und die Zahl der Siegel und die Siegelbefestigung. Es folgt im Urkunden-
apparat die Auffuhrung vorhandener Abschriften, Drucke und Regesten. Bei der Angabe 
der Zahl der ehemals anhängenden und noch vorhandenen Siegel hätte man mit einer 
kleinen Erweiterung auch aus den aufgeführten Namen der Siegelführenden Nutzen zie-
hen können. Allerdings sind die überlieferten Siegel, auch ohne dass sie im Urkunden-
apparat genannt werden, in einem „Nachweis erhaltener Siegel" (S. 507 ff.) aufgelistet 
und namentüch zugewiesen. 
Der Abdruck der Urkunden in der Edition ist buchstabengetreu. Übergeschriebene Vo-
kale und Lautzeichen werden nur übernommen, wenn sie eine Diphthongierung oder ei-
nen Umlaut anzeigen. In lateinischen Texten wüd nur i geschrieben, in deutschen Texten 
erfolgt ein i/j-Ausgleich. Die Abschriften der Urkunden sind erschlossen durch einen zu-
verlässigen Index der Orts- und Personennamen (S. 437-494) und einen erfreuüch aus-
führlichen Index ausgewählter Sachen (S. 495-506). 
Einige kleine Hinweise seien erlaubt: Dass bei den einzelnen Stücken die Größe der Ur-
kunden nich t angegebe n wüd , is t bedauerüch . Gern e hätt e ma n z . B . bei Urkund e 
Nr. 416, die durch Wasserschaden unleserlich wurde, gewusst, ob es sich um ein großes 
prachtvoUes Notariatsinstrument gehandel t ha t oder nur um eine knapper gehaltene 
Mitteüung in einem AppeUationsverfahren. I n den Abschriften werden unlesbare ver-
derbte Steüen durch drei Punkte in eckigen Klammem [... ] ersetzt . Hier scheint mir 
überlegenswert, ob nicht die Zahl der Punkte besser in etwa der Zahl fehlender Buch-
staben entsprechen soUte. Das könnte unter Umständen dem Lesenden noch weitere In-
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terpretationsmöglichkeiten eröffnen . I m Fall e de r Zuhilfenahme vo n Ersatzüberliefe -
rung für den Urkundenabdruck, z . B. Nr. 19, wäre di e Angabe hilfreich , welch e de r an-
gegebenen Abschrifte n al s Vorlage diente . 

Alle Urkunde n sind , sowei t erkennbar , un d das wurde be i den aus Wolfenbütteler Ab-
schriften stammende n Urkunde n soga r pflichtschuldigs t verglichen , vo n vorzügliche r 
Bearbeitung un d Genauigkeit. Di e klare pragmatisch e un d unprätentiöse For m de r Ur-
kundenedition is t anregend un d macht Mu t für weitere Bearbeiter . Dene n möcht e man 
diese For m de r Veröffenttichung an s Herz lege n un d darauf hinweisen , dass , wenn im-
mer ein e Editio n i n der Kommentierung scho n mi t historischer Erschüeßun g beginnt , 
dann auc h ein e solch e Kommentierun g un d damit di e Edition veralte n kann . 

Diese hie r z u besprechende Editio n wir d Bestan d haben , si e hat die Idee M . Hamann s 
von 196 8 vorzüglich umgesetzt . Von de n Urkunden aus den Fonds zu m Göttingen-Gru -
benhagener Urkundenbuc h lieg t dami t durc h den pragmatischen Ansat z de r Bearbeiter 
schon meh r al s die Häute zuverlässi g edier t vor . 

Wolfenbüttel Horst-Rüdige r JARCK 

Burgenforschung in  Südniedersachsen.  Hrsg . vo n Pete r AUFGEBAUE R i m Auftra g de s 
Vereins „Freund e de r Burg Pless e e . V." Göttingen: Göttinge r Tageblat t Buchverla g 
2001. 16 0 S. m. 17 Abb. Kart . 14,5 0 €. 

Am 20. November 199 9 fand in Bovenden, Landkrei s Göttingen, am Fuße de r Burg Ples-
se au f Einladung de r „Freunde de r Burg Pless e e.V. " ein KoUoquium zu r historische n 
Burgenforschung statt . De m Herausgeber, Pete r AUFGEBAUER , is t es zu verdanken, di e 
Vortragenden fü r erweiterte Druckfassunge n ihre r Vorträge zu gewonnen z u haben. S o 
ist mit sechs Aufsätze n eur e Broschür e entstanden , di e vor allem di e Schriftquellen be-
leuchtet, nachdem nu n sei t 199 8 das Urkundenbuch zu r Geschichte de r Herrschaft Ples -
se (bearb . v. J. Dolle) vorlieg t un d di e archäologischen, bauliche n un d dinglichen Über -
reste de r Burg Pless e i n zahlreichen Artikel n de s „Plesse-Archivs" sowi e de m Sammel-
band von „Ein fest e Bur g -  Di e Plesse" (hrsg . v. Th. Moritz, Göttinge n 2000 ) gewürdig t 
worden sind . 

Mehr al s ein Drittel de s Buches nimm t de r Beitrag von Gerhard STREIC H mit dem sehr 
umfangreichen Tite l „Zu r Burgenverfassun g Nordwestdeutschland s i m 12 . und frühe n 
13. Jahrhundert. Problem e eine r frühen Burgenpoliti k zwische n Lehensvergab e un d Ei-
genverwaltung unte r besondere r Berücksichtigun g de r geistlichen Landesherren " ein. 
STREICHS Expertisen sin d s o breit angelegt , das s a n dieser Stell e nu r auf einige Fallbei -
spiele verwiese n werde n kann , di e zum Weiterstudium einladen . Sein e Ausführunge n 
kreisen u m die Fragen: Wie kann ei n geistlicher Her r sein e Burge n i n der Verfügungs-
gewalt behalten, wie kann er sich gegen Lehensträge r durchsetzen , wie kann er den Bau 
von Burge n auf seinem Grun d und Bode n verhindern ode r steuern? Es sind nämlich sei t 
dem 12 . Jahrhundert unzählig e Vorgäng e bekannt , di e zeigen, wie schwierig es für geist-
liche Herrschaften war , Burgen in ihrer Verfügungsgewalt z u behalten und sic h gegen die 
Lehensnehmer durchzusetzen . S o wundert e s nicht, das s 122 0 und 1232 mit der Con-
foederatio un d dem Statutu m seitens Friedrich II . Verbote erlassen wurden, auf Küchen -
boden Burge n zu bauen. Entsprechen d häufi g war die s vergebliches Bemühen . Anderer -
seits is t auf die vielfältigen Verschränkunge n zwische n geistliche n Herre n und Adelsfa-
milien z u verweisen, au s denen Bischöf e un d Äbte ausnahmslo s abstammten . STREIC H 
zeigt uns die ganze Palett e auf , wie geistüche Landesherre n ihr e Verfügungsgewal t übe r 
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Burgen sichern konnten. Dies reicht von der Lehensvergabe über die Teilhabe, einer Of-
fenhauspolitik bis hin zur Ligeitas. Die Ambivalenz zwischen wirklicher Verfügungsge-
walt und dem mächtigen Eigeninteresse der mit Burgen belehnten Grafen und Herren 
wird beispielsweise an der ehemaügen Burg Pyrmont auf dem Schellenberg bei Bad Pyr-
mont deutüch. Der Kölner Erzbischof Phiüpp von Heinsberg hatte 1184 die Burg selber 
bauen lassen. Da sie aber in der Grafschaft des Widukind von tyrmont (Schwalenberg) 
läge, hätte er eine Hälfte der Burg dem Widukind und seinen Erben zu Lehen gegeben. 
Die andere Häute wurde von einem 1200 bezeugten erzbischöflichen Marschau verwal-
tet. Dies Nebeneinander büeb naturgemäß nicht konfliktfrei. 125 5 gelang es Erzbischof 
Konrad von Hochstaden die Kölner Rechte gewaltsam wiederherzusteUen. Die Bezie-
hungen auf der Burg wurden zugunsten der Erzbischöfe, insbesondere ihrer Burgman-
nen, geregelt. Jede Baumaßnahme wurde genehmigungspflichtig, zudem wurden Vermö-
genswerte auf den Erzbischof übertragen und Bürgen gestellt. 
Der Burgenbau Bemwards von Hildesheim im nördlichen Grenzgebiet seiner Diözese 
um 1000 war nicht von nachhaltiger Wükung. Dagegen hatten die Kölner Erzbischöfe 
mit Xanten und Soest ab etwa 1000 und etwas später mit der Tomburg, Siegburg und As-
pel dauerhafte Burgen in der damals modernen Befestigungstechnik errichtet (Wohntür-
me, Höhenburgen) . I n diesem Zusammenhang wäre auch auf die letztlich erfolglos e 
Burgenbaupolitik Erzbischöf e Adalberts von Bremen um 1060 hinzuweisen. Sei t dem 
12. Jahrhunderts lassen sich zahlreiche weitere geistliche Herrschafte n aufzählen , di e 
aktiv Burgenbaupolti k betrieben : Hüdesheim , Trier , Münster , Corvey , Gandershei m 
usw. Burgenba u is t demnac h auc h Kennzeiche n bischöfliche r bzw . geistücher Herr -
schaft. Dagegen steht der meist erfolgreiche Versuch weltücher Herren, Burgen auf geist-
üchem Territorium zu bauen un d übe r Verfügungsgewal t ihr e Herrschaftsansprüch e 
durchzusetzen. Di e eng e Interessenverflechtun g geistüche r un d weltüche r Herre n 
macht STREICH U. a. am Beispiel der Besiedlungsvorgänge in der Stadthagener Ebene 
fest. Um Burg und Ort Stadthagen war eine umfassende Rodungsherrschaft auf Kosten 
Mindener Rechte entstanden. Burg, Ort und Rodungen wurden schließlich 124 4 dem 
Bischof zu Lehen aufgetragen, ein Öffnungsrecht für aüe Burgen und Städte des Grafen 
eingeräumt und die Teilung neuer Rodungen und Hagensiedlungen vereinbart. Eine ver-
tragliche Regelung kam 1247 auch mit den Grafen von Roden-Wunstorf zustande. Bi-
schof und Graf einigten sich nach kriegerischen Auseinandersetzungen auf die Teilung 
aüer Herrschaftsrecht e (Bur g und Or t Wunstorf, Vogte i de s Stifts , Rodunge n usw.) . 
STREICH beleuchtet, wie auch PETKE weiter unten, die Vorgänge um die Winzenburg süd-
lich Alfeld. Die Winzenburg ist Hildesheimer Lehen. Wer sie nun um 1100 erbaut hat, 
ein Winzenburger Graf oder der Bischof selbst, ob sie Eigentum des Bischofs oder sie 
dem Bischof zu Lehen aufgetragen worden war, ist unbekannt (vgl. auch PETKE S. 77). 
Beispiele aus den Hochstiften Trier und den Reichsabteien Corvey und Gandersheim u. 
a. m. ergänzen an passender Stelle die Darstellungen. 

Emen breiten Raum nimmt die Entwicklung vom Dienst- und Lehnrecht zum Burglehn-
recht als Ausgestaltung und Organisation der Burghut" ein. Geregelter Burgdienst lässt 
sich in der späten Ottonenzeit fassen (Ostgrenze des Reiches: Arneburg, Burg Meißen, 
Mundburg an der Auer, Hüdagsburg). Periodischer Wachdienst ist für ca. 1103 bei der 
Burg Logne der lothringischen Reichsabte i Stablo-Malmed y nachzuweisen , de n Kir-
chen, ganze Dörfer, Leute der klösterlichen familia, Ministerial e und Lehnsleute für be-
stimmte Lehen leisten mussten. Letztendlich beinhaltet das Burglehen im Unterschied 
zur lehns- oder dienstrechtüchen Vergabe, „daß die Burg selbst nicht Gegenstand eures 
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Lehens ist , sonder n allei n di e Dienst - bzw . Amtsverpflichtung zu r Bewachun g un d Ver -
teidigung de r Burg , als o di e Burghu t geregel t wird " (S . 32) . Dies e For m de s Burglehen s 
wird i m 12 . Jahrhundert ausgebilde t un d findet  schließlic h i m Sachsenspiege l i m Lehn -
recht Eingan g („Burglehnrecht") . Di e sic h dadurc h ergebend e Residenzpflich t de s Le -
hensnehmers bedeute t gleichzeitig di e Gewährung angemessene r Wohnung, eine s Burg -
sitzes in der Vorburg, bisweilen soga r eines Turmes. STREIC H gibt auch hier erschöpfend e 
Beispiele de r vielfältigen Entwicklung , wi e si e un s i n de r um di e Mitt e de s 13 . Jahrhun-
derts erreichte n For m de r Burghu t mi t Burglehe n un d ritterliche n Burgmanne n entge -
gentritt. Unte r welche n Schwierigkeite n z . B . de r Hildesheime r Bischo f a b Anfan g de s 
13. Jahrhunderts sein e Interesse n gege n Lehnsnehme r au f seine r ih m eigentlic h allei n 
unterstehenden Winzenbur g durchzusetze n hatte , zeigen di e Streitigkeite n u m ein e Rei -
he von Türmen und de m „Beierberg" , dere n Herausgabe e r wohl wiederhol t durchsetze n 
musste, nich t imme r hatt e e r Erfolg . Burglehe n ware n al s Versorgungsposte n fü r de n 
Adel nich t unattraktiv . Di e enorme n Kosten , z . B . fü r di e Ausrüstung , standesgemäß e 
Bauten i n de r Bur g für di e Burgmannen , dürfte n di e Lehnsherre n un d dami t di e bäuer -
liche Bevölkerun g belaste t haben . Di e Aufbringun g de r Mitte l is t nu r eine r Zei t wirt -
schaftlichen Prosperitä t mögüc h gewesen , wi e e s da s 12 . und 13 . Jahrhundert mi t Städ -
tegründungen un d Siedlungserweiterun g gewese n ist . Auf diesen Aspekt konnte STREICH 
nicht mehr eingehen . Auf weiteren zwöl f Seite n werden di e Burggrafen abgehandelt , di e 
seit de m 12.Jahhunder t verstärk t al s die militärische n Befehlshabe r eine r Burg und übe r 
ihre Burgmannen erscheinen , wobei, wie am Beispie l de r Burg Rusteberg gezeigt wird, li -
gische Element e de r „unbedingte n Gefolgschaftsbmdung " in s Spie l komme n ode r da s 
Öfthungsrecht fü r de n Lehnsher r beanspruch t wird . Di e Struktur , edelfrei e Burggrafe n 
einzusetzen, ha t sich nich t überal l durchgesetzt , stattdesse n finden  sic h bewährte Mini -
sterialenfamilien i n diese m Amte . Anlas s z u Konflikte n ga b auc h hie r di e zunehmend e 
Erblichkeit de r Ämter, de r Burghu t ode r Burglehen , di e i n verschiede n Rechtsakte n ih -
ren Ausdruck fanden . Di e Bur g Plesse is t geradezu ei n Beispiel , wie durc h Entfremdun g 
ältere Recht e de s Paderborne r Hochstift s Eigenherrschaf t entsteht . De r Abschlus s vo n 
Bündnis- un d Dienstverträge n sei t Mitt e de s 13 . Jahrhunderts mi t verschiedene n Terri -
torialherren seiten s der Herren von Pless e beweist ehe r ihre Unabhängigkeit. Anfang de s 
12. Jahrhunderts saße n si e selbs t noc h al s Burggrafe n de r Winzenburger au f de r Plesse . 
Seit 120 9 sind Burgmanne n unte r ihrer Obhut au f der Burg nachzuweisen. Wi e di e Herr -
schaft Hombur g s o ha t auc h di e Herrschaf t Pless e ihre n Ursprun g i n eine r Belehnun g 
nach de m Burglehnrech t un d de m Burggrafenam t (S . 63 f) . 

Einem Desidera t historische r Burgenforschun g widme t sic h Wolfgan g PETK E unter de m 
Thema „Stiftun g un d Refor m vo n Reinhause n un d di e Burgenpoliti k de r Grafe n vo n 
Winzenburg i m hochmittelalterliche n Sachsen" . Di e kraftvolle n Vertrete r de r Grafe n 
von Winzenbur g Herman n I . un d Herman n II . habe n mächtig e Burganlage n innege -
habt, von dere n Ursprun g archäologisc h weni g bekann t ist , da si e entwede r späte r star k 
überbaut, zerstör t ode r wissenschaftlic h nich t hinreichen d erforsch t wurden . Die s gil t 
insbesondere fü r de n Rau m Winzenbur g i m Landkrei s Hildeshei m mi t seine n Burgen . 
Mitte de r 60e r Jahr e hatt e e s ei n Laienforsche r vermocht , Gelde r de r Deutsche n For -
schungsgemeinschaft un d Forschungsförderungsmitte l de s Lande s Niedersachse n z u er -
halten, ohn e ein e adäquat e Dokumentatio n abzuliefern . Grabungsplän e ode r ein e aus -
reichende Dokumentatio n sin d nich t bekannt , nich t erhalten , vielleich t auc h ga r nich t 
angefertigt worden . De m Ansehe n de r Mittelalterarchäologi e be i de n Nachbardiszipli -
nen is t dadurc h lang e Zei t nachhaltige r Schade n zugefüg t worden , d a ma n infolg e des -
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sen der archäologischen Arbeitsweise in weiten Kreisen skeptisch gegenüberstand. Aus-
gangspunkt der Studie ist die Auswertung des 1991 von M. Hamann neu edierten Be-
richts des Abtes Reinhard von Reinhausen über die Gründung des Klosters. Aus guten 
Gründen rückt PETKE die Gründung des Kanonikerstifts in die Jahre vor 1086/89, wäh-
rend der alte Terminus ante vo r 1079 zu streichen ist. Für den Bau der nahen Burgen 
Gleichen durch die Grafen von Reinhause n ergebe n sich aber kerne neuen Anhalts-
punkte, da der Abtsbericht die Burgen Gleichen nur ab Wohnsitz bezeugt, aber nichts 
über ihre Gründung sagt. Trotzdem bleibt di e Aufgabe de s älteren befestigten Sitze s 
Reinhausen bei Verlagerung auf die Höhenburg als Zeichen der im 11./12. Jahrhundert 
oft beobachteten „Vertikalverschiebung". In ähnücher Weise lässt W. PETKE auch einige 
üeb gewordene Daten und Vorsteüungen verschwinden, die sich in den Köpfen als ver-
meintüch konkrete Tatsachen festgesetzt hatten. Die Winzenburg war immer hildeshei-
misch: Ob ihr mächtiger Lehensträger Hermann I. (1112 urkundlich, 1109 in den Hil-
desheimer Annalen als Graf von Winzenbur g bezeichnet) ihr Bauherr war, is t nicht zu 
beweisen. Genauso wenig sei auszumachen, ob der Burgplatz Hildesheimer Eigengut 
oder vom Winzenburger der Hüdesheimer Küche als Lehen aufgetragen war. Unent-
schieden bleibt auch bei PETKE die innere Topographie der Winzenburg. Denn wo lag de r 
Turm in der oberen Burg, welcher der Hügel im Burggelände ist der Beierberg? Auch aus 
den aus von Uslar-Gleichens Arbeit von 1895 abgreifbaren Daten zur Baugeschichte ist 
dies schwer zu beschreiben, bleibt aber eine sicherlich noch zu lösende Aufgabe. Unent-
schieden ist bauhistorisch das Alter der Ruine des Fü^eckturms auf den Osthügel der 
Hauptburg. Eher ist an das 13. Jahrhundert zu denken, in dem der Turm seine heutige 
Gestalt bekommen hat, also als Ausbau durch Bischof Konrad II. (1221-1249). In einer 
eindrucksvollen Karte (S. 79) steüt PETKE das Ausgreifen der Winzenburger Grafen dar, 
die schüeßüch Burganlagen wie die Asselburg und Derneburg östlich von Hildesheim, 
die Bur g Schildberg im Harz bei Seese n (al s Gandersheime r Lehen) , die Plesse , die 
Homburg (Ldkr. Holzminden), Schöneberg in Hessen, die genannten Gleichen und viel-
leicht Herzberg am Harz kontrollierten und für ihre Zwecke nutzbar machten. Mit der 
Ermordung Herman n II . 115 2 fiel eine mächtig e Herrschaf t zusammen , dere n Erbe 
schüeßüch Heinrich der Löwe antrat. 

In seinem Artike l „Di e Herren von Pless e un d ihre Burg in der Politik de s 12 . und 
13. Jahrhunderts" geht es P. AUFGEBAUER um die Frage, wie ein in Lehensbindungen ste-
hendes Geschlecht durch geschicktes Paktieren mit benachbarten Herrschaften eine un-
abhängigere Stellung gewinnt, zumal unter der Gunst, dass sich die Lehnsherrschaft, das 
Hochstift Paderborn, in größerer räumlicher Entfernung befand. Die Anlehnung an die 
Weifen war für die Herren von Plesse erfolgreich, denn vor aüem im 14. Jahrhundert 
konnten sie eure Entfremdung ihres Besitzes von Paderborn zielstrebig betreiben und im 
15. Jahrhundert die Reichsunmittelbarkeit erlangen. 

Der letzte Artikel des Buches „Burgen und Burgenpoütik der Grafen von Dassel" ist we-
sentlich einem Kapitel der Dissertation von Nathaüe KRUPPA über die Grafen von Dassel 
entnommen, die inzwischen gedruckt vorliegt. Die Grafen von Dassel gehören wie die 
Schaumburger, Eversteiner, Homburger u.a. im Weserbergland zu den Geschlechtem, 
die sich schon seit Mitte des 12. Jahrhunderts durch Teilnahme an Landesausbau, Herr-
schaftsarrondierung, Burgenpoüti k und damit verbunden auch Städtegründungen aus-
zeichneten. In der Blütezeit des Geschlechts, dessen berühmtestes Mitgüed Rainald von 
Dassel der Kanzler Friedrich I. Barbarossa war, haben sie mindestens 13 Burgen nach-
weislich oder vermutlich innegehabt (sicherlich auch noch einige nicht genannte!). Dazu 
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zählen s o bedeutende Anlage n wi e Salzderhelden, Grubenhagen , Lauenbur g un d Gre-
benstein, wobe i gerad e hie r di e Überlieferung seh r dürfti g ist , wie auc h Hunnesrück , 
Nienover, Hombur g (Teilbesitz ) ode r Gieselwerder , wobe i di e Homburg ihne n wiede r 
entglitt. In Dassel selbs t wird kein e Bur g genannt. Im Hang des nahen Burgber g fand ein 
ehrenamtlicher Mitarbeite r (nich t der Rez.!) di e Reste eine s hochmittelalterlichen Burg -
walls, der mutmaßlich al s „Stammburg" der Grafen von Dasse l bezeichnet werden kann , 
auch wenn e r auf Grund seine r ungünstige n topographische n Situatio n kein e groß e Be-
deutung erlang t habe n dürfte . Au s dem Besitz de r Grafen vo n Northeim ka m die Bur g 
Nienover an die Dasseler , in der Reste romanischer Baute n in Spuren erhalten sind . Nie -
nover ist ein Beispie l dafür , wie durch eine letztlich missglückte Stadtgründun g neben ei-
ner Bur g Herrschaf t gefestig t un d Wirtschaft beförder t werde n sollt e (vgl . hierzu H.-G. 
Stephan, in : Berichte zu r Denkmalpflege i n Niedersachse n 19 , 1999, 126ff.; laufend e 
Grabungsberichte i n der Fundchronik Niedersachse n sei t 199 7 in den „Nachrichten aus 
Niedersachsens Urgeschichte") . Durc h de n Druc k de r benachbarten Weifen , Hesse n 
und Mainze r Erzbischöf e sowi e de r genealogischen Schwäch e (Kinderlosigkeit ) fiel  di e 
Grafschaft Dasse l auseinande r un d wurde aufgeteilt . 

Langenhagen Hans-Wilhel m HEIN E 

ZÜHLKE, Raoul: Stadt-Land-Fluß.  Bremen  und  Riga.  Zwei  mittelalterlich e Metropole n 
im Vergleich . Münster : LI T 2002. 34 4 S . = Arbeite n zu r Geschichte Osteuropas . 
Bd. 12 . Kart. 25,9 0 € . 

Die vor zwei Jahre n an der Universität Münste r zugelassene Dissertatio n versucht eine n 
eigenwilligen methodische n Zugan g zu r vergleichenden Städtegeschichte : Zwe i hansi -
sche Erzbischofsstädte , ein e im Altsiedel-, di e andere im Kolonialland, werde n minutiö s 
gegenübergestellt. I n einem erste n Abschnitt wird die jeweilige chronologisch e Entwick -
lung ers t Bremens , dan n Riga s nachgezeichnet , i n eine m zweiten , systematische n Ab-
schnitt die Situation de r beiden Städt e i n ihrer geographischen Umgebun g un d in ihrem 
verfassungsrechtlichen Umfel d u m das Jahr 130 0 verglichen . 

Ein Ergebni s läss t sic h kau m mi t wenigen Sätze n beschreibe n -  einma l abgesehe n von 
der nich t unerwartete n Erkenntnis , das s fü r beide Städt e wenige r „hansisch e Struktu -
ren" prägend ware n al s vielmehr ander e Faktore n wi e Kirche ode r geographische Lage . 
So verzichte t de r Autor den n auc h auf eine abschließend e Zusammenfassung : Di e Dar-
stellung is t sein Ergebnis . 

Die Leistun g de r Arbeit bestan d zunächs t einma l darin , de n unterschiedliche n For -
schungsstand zu r Geschichte Bremen s un d Riga s aufeinander abzustimme n un d den ei-
genen Fragestellunge n entsprechen d z u gewichten . Kenner n de r jeweilige n Histori e 
wird dabe i kau m etwa s Neue s geboten . Da s Reizvolle de r Arbeit lieg t demnac h i n der 
Kombination de r für sich jeweil s ermüdende n Abhandlungen . 

Damit zeig t sich abe r auch scho n di e Problematik de s Vorgehens, da s auf weitergehend e 
strukturgeschichtliche Analyse n bewuss t verzichte t un d sich allei n von der Willkür des 
vorgegebenen Städtevergleich s bestimme n lässt . Im vorliegenden Fal l ist dies als einma-
liger Versuch siche r hinnehmbar. Nu r mi t Schrecken ma g ma n sic h abe r vorstellen, wel -
che Vielzah l mögliche r Kombinatione n vergleichbare r ode r nich t vergleichbare r Städt e 
künftige Büche r fülle n wird , fall s di e Methode Schul e macht . 

Hannover Manfre d VO N BOETTICHER 
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Goslar und die Stadtgeschichte. Forschunge n und Perspektiven 1399-1999 . Hrsg. von 
Carl-Hans HAUPTMEYER und Jürgen RUND. Bielefeld: Verl. für Regionalgeschichte 
2001. 32 0 S. = Beiträge zur Geschichte der Stadt Goslar. Goslarer Fundus. Bd. 48. 
Geb. 24, - €. 

Im Jahre 1399 ließ der Goslarer Rat ein Register mit allen wichtigen Urkunden anlegen. 
Das bedeutet den Beginn einer städtischen Archiwerwaltung. So konnte man denn 600 
Jahre später ein entsprechendes Jubiläum begehen. 

Nun sind Archive heute nicht nur wichtig für die Bereitstellung von Rechtsbelegen. Sie 
sind darüber hinaus Zentren historischer Forschung. Und das bedeutet für Goslar die 
Frage nach emer Stadtgeschichte. Sogleic h in semer Einleitung zu dem vorüegenden 
Band beklagt Carl-Hans HAUPTMEYER, das s eine „aktueüe Übersichtsmonographie zur 
Stadthistorie" fehlt. Das ist leider nur allzu wahr. Eine „Geschichte der vormals Kaiser-
üchen freien Reichsstadt Goslar am Harze" hat im Jahre 1842 (so!) G. F. E. CRUSIUS vor-
gelegt. Seither ist nichts erschienen, was man diesem Werk an die Seite stellen könnte. 
So war es wohl weniger als eure Notlösung, wenn man 1978 ehren Nachdruck veran-
staltete. 

Goslar braucht dringend zunächst eine kurzgefasste Geschichte der Stadt. Erst einmal 
für die Bürger selbst: Eine gut lesbare, auch mit Abbüdungen dokumentierte Darstel -
lung, welche die modernen Fragesteüungen berücksichtigt, das Gemeinwesen mit ande-
ren vergleicht und in die großen stadtgeschichtlichen Zusammenhäng e einordnet . Da 
muss das „Weltkulturerbe" lebendig werden, wo heute im alten Stadtbüd bedeutende 
Kunstwerke de r „Kaiserring"-Träger ihr e Akzente setzen . Mi t Hilf e de r eigenen Ge -
schichte sollen die Goslarer ihre Identität finden. Die Lehrer erhalten zuverlässig Zu-
gang zu den Grundlagen ihres Unterrichts. Und die Fachhistoriker können sich in Bezug 
auf di e Stad t selbs t un d vergleichen d informieren . E s erscheint wichtig , das s dies e 
„Marktlücke" nicht von wenig sachkundiger Seite geschlossen wird. 

Seit emer Reihe von Jahren unterhält Goslar enge Beziehungen zur Universität Hanno-
ver mit C.-H. HAUPTMEYER, dem Vorsitzenden des Instituts für Historische Regionalfor-
schung e. V. ebendort. Von da hat die örtliche Stadtgeschichte seither vielfältige und tat-
kräftige Förderung erfahren. So beteikgte man sich auch von Hannover aus an dem Ju-
büäum mit einem Symposion, dessen Vorträge in dem hier zu rezensierenden Sammel-
band vorüegen. 

Der Buchtitel lässt es nicht ohne weiteres erwarten. Daher sei an dieser Stelle ganz be-
sonders darauf hingewiesen: Dem Band zugrunde hegen fünf Aufsätze von Wilhelm RIB-
HEGGE, Fran z IRSIGLER, Carl-Hans HAUPTMEYER, Clemens ZIMMERMANN und Detle f 
SCHMIECHEN-ACKERMANN, di e de m Fachhistorike r eine n ausgezeichnete n Überblic k 
über moderne Forschungstendenzen de r aügemeinen Stadtgeschichte vermitteln. Das 
geschieht auf hohem Niveau, nicht immer leicht lesbar, stets aber informativ. Da werden 
dann auch Reflexionen über das „posturbanistische Zeitalter" angesteüt und die moder-
nen Großstädte mit den entsprechenden Problemen eingebunden. Natürüch findet sich 
für die neueste Zeit die von der Soziologie beeinflusste Sprache, bei der von „Marktlo-
kationen" (S. 190), „Konsens- und Dissenspotentialen" (S . 288) u.a . die Rede ist. W. 
Ribhegge erwischt mit den angeblichen Oberbürgermeistern Brauer, Kaisen und Reuter 
(S. 53) just die falschen. AUe drei führten die schlichte Dienstbezeichnung „Bürgermei-
ster" und legten selbst den größten Wert darauf. 
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Für die Geschichte Goslar s ha t Hauptmeyer ach t Beiträge r ausgewählt , meis t au s dem 
Kreise seine r Schüler . Dere n Dissertatione n orientierte n sic h a n Frage n de r aktuelle n 
akademischen Forschung . Zugleic h bereicherten sie aber auch die Lokalhistorie. In dem 
vorliegenden Ban d berichte n di e Verfasser übe r di e entsprechende n Themen : Sabin e 
GRAF, ihre ursprünglich e Untersuchun g verbreiternd , übe r Gosla r i m Mittelalter, Han -
nelore DREWE S über da s Armenwesen u m 1500 . Angelik a KROKE R und Ingeborg Trrz -
MATUSZAK behandeln Verfassungsgeschicht e un d Ehealltag i n der Frühen Neuzeit . Ral f 
TXPPE nimmt nochmal s di e Armenpolitik auf , jetzt für die eigentüche Neuzeit , und Mar-
tin STÖBER stellt die Wütschaft im 19. Jahrhundert dar . Die Zeit des Nationalsoziaüsmus 
findet ihre n Niederschlag i n den Themen von Fran k HEIN E über die Goslarsche Zeitun g 
und vo n Peter SCHYG A über die Reichsbauemstadt . 

Alles da s sind anspruchsvoll e Aufsätze , dabe i eme r ohn e wissenschaftliche n Apparat . 
Am Schlus s werde n di e Autoren vorgestellt . Leide r fehle n hie r Sabin e GRA F und Frank 
HEINE. Für Goslar und seine Geschicht e durft e i n dem Textband ohn e Abbildunge n be-
sonders wichtig das Quellen- un d Literaturverzeichnis sein . Auf mehr al s 50 Seiten bie -
tet es einerseits ein e Auswahl wichtige r modemer stadtgeschichtliche r Werke . Vor aüe m 
aber findet  sic h hie r ein e umfassend e Bibliographi e de r historischen Goslar-Literatur . 
Der Ban d biete t als o de m Berufenen alle s Rüstzeu g fü r eine Geschicht e diese r schöne n 
alten Stadt ! 

Buxtehude Margaret e SCHINDLE R 

Das Fräulein  und  die  Renaissance.  Mari a von Jever 1500-1575 . Herrschaf t un d Kultur 
in eine r friesische n Residen z de s 16 . Jahrhunderts . Hrsg . vo n Antj e SANDER , 
Oldenburg: Isense e 2000 . 3 0 4 S. m. 59 sw u. 1 0 färb. Abb. - Katalog e un d Schrif -
ten de s Schloßmuseums Jever . H. 23. Kart. 17,9 0 €. 

Zum 500 . Geburtstag de r letzten Fürsti n Mari a vo n Jever eröffnet e Antj e Sande r i m 
Schlossmuseum Jeve r im Jahr 2000 ein e Ausstellung au s eigenen Bestände n und mit Ob -
jekten vo n 1 2 Leihgebern. A n dem hierzu publizierte n Begleitban d beteiligte n sic h 1 3 
Autoren; ei n Katalog wurd e nich t angefügt . 

Zur Einführun g leg t Heinric h Schmid t di e landesgeschichtlichen Voraussetzunge n da r 
in seine m Aufsatz „Jeve r zwischen Ostfrieslan d und Oldenburg" . Die Kurzfassung seine r 
weit umfangreichere n Beiträg e zur Landesgeschichte a n anderen Orte n gib t Einblic k in 
die damal s zahlreiche n kleine n autonome n Lände r de r Region zwische n de r untere n 
Ems un d unteren Weser . Als friesische Voraussetzunge n werde n di e Form de r kleinräu -
migen „Länder " entlang de r Nordseeküste erklärt , die sich aufgrund de r friesischen Frei -
heit, fre i vo n Adel un d Kirche mi t eigenen Verfassunge n gebilde t hatte n un d das Her -
auswachsen einzelne r Famüien , aus denen di e Häuptlingsherrschaften hervorgingen . In 
dem Kamp f u m die Vorherrschaft gelan g e s dem Häuptüng Ed o Wiemken di e Selbstän-
digkeit de s Jeverlandes gegen Gra f Edzard „de n Großen" von Ostfrieslan d au s dem Hau s 
Cirksena (reg . 1494-1528 ) z u behaupten. Leide r wurde de m Artikel kein e neu gezeich-
nete Kart e beigefügt. Aus de n zeitgenössischen, ältere n Karten sind die regionalen Nach -
barschaften kau m herauszulese n un d die Proportionen verzerrt . Auc h knapp e Stamm -
tafeln wäre n hilfreic h gewesen . 

Wolfgang Petr i publiziert e 199 4 di e Biographie „Fräulei n Mari a von Jever"; er verfasste 
für di e Ausstellung „ei n Lebensbild" . I n dem Kapitel z u Kindheit un d Jugend Fräulei n 
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Marias, zu der nur wenig überliefert ist, skizziert er die territoriale Eigenständigkeit Je-
vers. Diese wurde nach dem Tod ihres Bruders durch die ostfriesische Besetzun g be-
droht. Enno II. unterlief die von seinem Vater Graf Edzard anfangs auf Heiratspläne ge-
stützte Annexion des Landes, indem er 1530 Gräfin Anna von Oldenburg heiratete. Auf-
grund der veränderten Situation sagte sich der von den Ostfriesen in Jever eingesetzte 
Drost Boing von Oldersum 1531 von Graf Enno los und trat in den Dienst der Erbin Ma-
ria. Im Kampf um die Selbständigkeit des Jeverlandes trug Maria ihr Land Kaiser Karl V. 
als Herzog von Burgund zu Lehen auf. Die Kämpfe endeten 1540, aber im gleichen Jahr 
starben Marias Verlobter Boing und Graf Enno, so dass dessen Witwe Anna die Regent-
schaft für ihren Sohn Johann antrat. Maria widmete sich in den folgenden 35 Jahren der 
Friedenszeit bis zu ihrem Tod 1575 dem Ausbau der Landesherrschaft und der allgemei-
nen Verbesserun g i m Deichwesen , neue n Bauvorhabe n un d ihre r Ausstattun g mi t 
Kunstwerken. Gemäß ihrer immer wieder seitens Ostfrieslands angefochtene n Testa-
mente fiel das Jeverland wie von ihr verfügt nach der Urkunde von 1573 an Graf Johann 
von Oldenburg. 

Anke Hufschmidt vergleicht in ihrem Beitrag „Regentinnen und Hausmütter, Frauen des 
Hochadels in den protestantischen Territorien des Deutschen Reiches im 16. Jahrhun-
dert" Maria von Jever, indem sie deren religiöse und adelsbewusste Erziehung, das Er-
lemen lebender Fremdsprachen und ihre Ausbildung zur Führung eines Haushalts er-
läutert. Aus dem von Conrad Porta 1580 veröffentlichten „Jungfrauenspiegel " werden 
Leitbilder zur Unterweisung herangezogen. Mit den Zitaten aus Briefwechseln werden 
die Lebensbereiche der jung verheirateten Frauen an den Fürstenhöfen, ihre Fürsorge 
für Kinder und Gesinde, ihre Repräsentationsaufgaben und ihre Glaubensstärke gespie-
gelt. Allein Regentinnen, die ihren Ehemann oder als Vormund einen minderjährigen 
Sohn vertraten, konnten zeitweilig politische Verantwortung ausüben; anders war das 
bei Maria, die als Erbin von Jever die Herrschaft komplett übernahm. Bei den reichen 
Quellen- und Literaturangaben ist anscheinend ab etwa Anmerkung 33 eine verloren ge-
gangen und damit stimmen die Nummern dann nicht mehr überein. 

Joachim Tautz betitelte das Nachleben der Maria von Jever seit dem Ende des 18. Jahr-
hunderts „Unser gnädig Fräulein": „Streitbare Jungfrau" und „rechte Landesmutter". Er 
stellt die zu m Teil politisch genutzte Geschichtsschreibung, di e literarische Überliefe -
rung und das 1900 errichtete Mariendenkmal von Harro Magnussen vor. Es folgt die Re-
zeption zwischen 1918 und 1945 und die Darstellung Fräulein Marias nach 1945. Wie in 
den drei vorangehenden Beiträgen liest man hier nun zum viertenmal das Zitat der Ma-
ria vo n Jever von der „Gluckhenne von ihren Küken", wie sie gern als Landesmutter von 
ihren Untertanen gesehen werden wollte - wohl , weil es kaum Originalzitate von ihr 
gibt und es so anschaulich ist. 

Sven Luken untersucht die Darstellungsformen der „Herrschaft und Repräsentation im 
16. Jahrhundert", indem er auf die Auswirkungen von der von Maria erlassenen Kir-
chenordnungen vom Ende der 1540er Jahre und von 1562 eingeht, ihre Münzprägungen 
und den Einfluss des habsburgischen Hofes in Brüssel anhand der von ihr veranlassten 
Bauten, Denkmäler, Porträts und Kulturgüter schildert. Antje Sander beschreibt „Herr-
schaft und höfischer AUtag zur Zeit Fräulein Marias von Jever*' aufgrund archivalischer 
Queüen. Sie stellt „Das Schloß zu Jever im 16. Jahrhundert" vor und wie die „Menschen 
am Hofe" lebten, wie ihre „Herrschaft" mit Rentmeister und Kanzler, dem Drost mit der 
militärischen Aufsicht, dem Hausvogt als Schlossverwalter, dem Landrichter, den Ge-
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lehrten Räte n un d de n Geistliche n organisier t war . Schließlic h schilder t sie , wie „Allta g 
und Festtag " in de r kleine n ostfriesische n Residen z abliefen . 

Peter Schmerenbec k versuch t di e geschnitzt e Renaissance-Deck e i m heutige n „Au -
dienzsaal" i m Schlos s Jever , ein formenreiches , heterogene s Wer k mi t 2 8 quadratische n 
Kassetten au f eine r Fläch e vo n 11, 5 x  6, 8 m  erneu t kunsthistorisc h einzuordnen , inde m 
er die Stichvorlage n un d di e südniederländische n un d flämische n Stileinflüss e benennt . 
Eberhard Puh l kommentiert di e erhaltene n Landhäuse r un d Gärte n Remmer s vo n See -
diek un d Fräulei n Marias : di e Steinhäuse r z u Sander-Seedeic h un d z u Scheperhause n 
und e r gin g Nachweise n zu m herrschaftliche n Garte n i n Jeve r nach . Susann e Woel k 
führt i n ihre n „Betrachtunge n zu r Reformatio n i n Ostfriesland " aus , wie sic h unte r de n 
Häuptlingen aufgrun d de s Fehlens eine r zentralen Autorität mannigfaltige Lehrmeinun -
gen verbreiteten , wi e sic h vom östliche n Nachbar n di e lutherische , Breme r Kirchenord -
nung auswirkt e un d wi e e s sic h mi t de r Täufergemeinde i n Oldersu m verhielt . 

Rolf Schäfe r bietet mit seinen deutsche n Übersetzungen vo n Herrman n „Hammelmann s 
Reformationsgeschichte de s Jeverlandes" einen Zugan g zu de n lateinische n Texten , de m 
Entwurf von 158 0 und de m Druc k von 1586 . Er kommentiert si e ausführlich un d gib t ei -
nen Einblic k i n di e Bibliothe k de s Remme r vo n Seedie k mi t ihre n Reformationstexten ; 
er heb t di e mi t Holzschnitte n illustrierte , lateinisch e Bibel , Antwerpe n 1537/3 8 hervor . 
Enno Schönboh m stell t „Edo Hildericus von Jever , Ein Gelehrtendasein i m 16 . Jahrhun -
dert" vor. Dabe i stütz t e r sich au f ein e reich e Materialsammlun g seine s alte n Lateinleh -
rers Geor g Andre e (1885-1957) , di e i m Schlossarchi v Jeve r verwahrt wird . Schönboh m 
verfasste nu n ein e Biographi e de s au s Ostfrieslan d stammende n Theologen . 3 0 Brief e 
haben sic h von ih m erhalte n un d 1 6 Druckschriften, di e e r von 156 0 bis 159 5 i n Witten -
berg, Jena , Frankfur/O , Base l un d sei t 158 1 i n Altdor f publizierte . Meh r al s sein e Her -
kunft, de r Besuc h eine r Lateinschul e i n Jever und di e Vermutung , das s Hildericu s eine r 
der vier Schüle r war , di e Fräulei n Mari a a n da s Johanneum i n Lünebur g schickte , is t fü r 
Nordwestdeutschland nich t nachgewiesen . E r studierte i n Rostoc k un d a b 155 5 bei Me -
lanchthon i n Wittenberg. Seine n Unterhal t verdiente e r zeitweilig al s Professo r de r Ma -
thematik i n Jen a un d Rekto r de r Lateinschul e i n Magdeburg , bi s e r schließlic h al s Pro -
fessor de r hebräischen Sprach e und de r Geschichte nac h Frankfur/O , 157 8 als Theolog e 
nach Heidelber g un d 158 1 nac h Altdor f berufe n wurde . Di e Bibliothe k Remmer s vo n 
Seediek mi t 18 0 Werken wird von Sibyll e Heine n i n einem präzi s bibliothekarischen Ka -
talog vorgestellt . Ach t Ledereinbänd e sin d abgebilde t un d di e Prägeplatte n un d Rollen , 
manche datiert , werden beschrieben . Di e Büche r sind gegliedert in Bibeln , alte Kirchen -
lehrer, Scholastike r un d Rechtssummen , neu e theologisch e Kommentar e vo n Luther , 
Brenz un d Erasmus , viel e Postille n un d schließlic h Medic a un d Physica , Philologic a 
sowie Philosophica . Egber t Koolman n charakterisier t de n Bücherkatalo g mi t Anmer -
kungen zu m Umfang , zu r Ordnung und zum Erscheinungsbil d de r Sammlung. E r rekon-
struiert de n Büchertausc h vo n 183 8 mi t Oldenbur g un d vermerk t jünger e Verlust e un d 
Neufunde. 

Insgesamt hätt e de m Begleitban d zu r Ausstellun g ein e strenger e redaktionell e Betreu -
u n g gu t getan , u m di e Beiträg e stärke r aufeinande r abzustimme n un d z u straffe n un d 
Wiederholungen z u vermeiden . De m Ban d is t ein e List e mi t „Quelle n un d Literatu r i n 
Auswahl" beigegeben . E s is t deshal b kau m verständlich , das s di e Standardliteratu r i n 
d e n Anmerkunge n de r Beiträg e imme r wiede r ausführlic h verzeichne t wird , au f S . 3 3 
s ind zwe i Buchtitel , K . E. Behre un d W . Petri , ga r doppel t aufgeführt . Vermutlic h ware n 
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es die üblichen Zeitprobleme vor der Drucklegung, die das Durchforsten der Texte und 
Anmerkungen und klärende Rücksprachen mit den Autoren nicht mehr zuließen. 
Hannover Alheidi s VON ROHR 

MAY, Johanna: Vom obrigkeitlichen Stadtregiment zur bürgerlichen Kommunalpolitik. 
Entwicklungslinien der hannoverschen Stadtpolitik von 169 9 bis 1824. Hannover: 
Hahn 2000.541 S. m. 60 Tab. u. 7 Schaub. = Veröff. der Historischen Kommission 
für Niedersachsen und Bremen. Bd 198. Geb. 49,- €. 

Durch ihre breit angelegten Untersuchungen (496 S.) schüeßt Verfasserin mit ihrer re-
spektablen Doktorarbeit (müssen Doktorarbeiten eigentlich so umfangreich sein?) eine 
erhebüche Lücke in der Stadtgeschichtsforschung. Denn die Verfassungsgeschichte der 
Residenzstadt Hannove r wurde, abgesehe n von Elisabeth Siebert s Dissertatio n „Di e 
hannoversche Städteordnung von 1851/58 und die Städte im Königreich Hannover (vgl. 
Nds. Jb. 49,1977, S. 368 ff.), bisher eher stiefmüttertich behandelt. Mit der hier anzuzei-
genden Dissertation erfährt die stadthannoversche Verfassungsgeschichte vor dem Hin-
tergrund neuer, die Betrachtungsweise ausweitender und weiterführender Forschungs-
ansätze des Frankfurter Projektes von Lothar GaU zur Geschichte des Bürgertums, des 
zu den Vertretern der Historischen Sozialwissenschaft zählenden Arbeitskreises für mo-
derne Sozialgeschichte un d des Bielefelder Zentrum s für Interdisziplinäre Forschun g 
die ihr zukommende Aufwertung. 
In fünf großen Kapiteln analysiert Verf. die Geschichte der hannoverschen Stadtpolitik 
zwischen dem absolutistisch-merkantilistischen Stadtreglemen t des Kurfürsten Geor g 
Ludwig von 1699 und den zwar unter Bürgerbeteüigung, aber mit dem vordringlichen 
Ziel der Staatsstabilisierung entstandenen Verfassungen von 1820 und 1824 . Das erste 
Kapitel ist der Residenzstadt Hannover gewidmet und skizziert diese mit dem Schwer-
punkt der in dieser lebenden sozialen Gruppen. Im zweiten folgt, ausgehend vom Stadt-
reglement von 1699 , die Untersuchung de r hannoverschen Stadtpoliti k un d der han-
delnden, biographisch un d in ihrem Büdungsumfel d charakterisierte n Persone n bis 
1810. Magistrat, Ehrüche Gemeinde, Bürgermeister, Syndici und Sekretäre, Senatoren 
und Kämmerer werden unter sozial-, berufs- und büdungsgeschichtüchen Fragesteüun-
gen als Träger der Stadtpotitik erfreulich differenziert vorgesteüt. Das dritte Kapital be-
schäftigt sic h mit Hannovers Stadtpotiti k währen d des Königreichs Westphale n von 
1810 bis 1813. Im Zeichen emer obrigkeitüchen Neuordnung erhielt die Stadt Hannover 
wie die anderen Städte des Königreichs mit der Munizipalverfassung einen neuen Rah-
men für politisches Handeln. In diesem stand dem der Regierung gegenüber weisungs-
gebundenen Make ein Munizipalrat mit im Grunde bescheidenerem Einfluss zu Seite, 
der im Unterschied zur Ehrüchen Gemeinde jedoch nicht mehr korporativ, sondern auf-
grund des individuellen Ansehens der Person aus Wahlüsten nach Vorschlägen der De-
partementskollegien vo m König ernannt wurde. In der Berufsstruktur da s hannover-
schen Munizipalrates und der Einquartierungskommission wurde der innovative Cha-
rakter der neuen Verfassung vor aüem dadurch deutüch, dass es vorwiegend Repräsen-
tanten „de s aufgeklärten , wirtschaftiic h erfolgreiche n Gewerbebüj^ertums " ware n 
(S. 328). Deren Einfluss wurde nach dem Ende der napoleonischen Herrschaft - s o im 
vierten Kapitel -, das der Stadtpoütik im Übergang vom Königreich Westphalen in den 
hannoverschen Staat 1813-1816 gewidmet ist, von Bürgerverein oder Bürgerkorps und 
Schützenkorps angestrebt. Zusammengesetzt aus unterschiedüchen beruflichen Grup-
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pen verdeutlichte n dies e di e fortschreitende Auflösun g de r ständischen Gesellschafts -
ordnung, ohn e das s zugleic h di e 1813 verfugte Restauratio n de s Stadtrezesses von 1699 
hätte verhinder t werde n können . I m fünften un d letzten Kapite l geh t e s um den „Ge-
meindeliberalismus i m Übergang vo m Kurfürstentu m i n das Königreich Hannove r zwi -
schen 181 3 un d 1824" . Hie r wir d au f kommunaler Eben e da s Streben eine s frühe n Li-
beralismus herausgearbeitet , das , angeregt durc h di e 1817 von der alten Bürgervertre -
tung, de r Ehrlichen Gemeinde , erhoben e Forderun g nac h eine r liberale n Grundsätze n 
verpflichteten Stadtverfassung , schließlic h 182 0 zur Veröffenttichung eine r neue n Ver -
fassung fü r die Altstadt führte. Vier Jahre später trat die auf dieser beruhenden neu e Ma -
gistratsverfassung fü r die damit zur Gesamtstadt vereinigt e Alt - un d Neustadt i n Kraft . 

Zwar la g das Hauptgewich t de r neuen Verfassun g bei m Magistra t -  un d blieb e s bis 
1918 doc h da s diesem untergeordnet e Bürgervorsteherkollegiu m wa r durchaus Aus -
druck des seit de m letzte n Dritte l des 18. Jh. abgelaufenen wirtschafüiche n un d soziale n 
Strukturwandels, den n die Bürgervertreter amtierte n nich t mehr al s Repräsentanten be -
stimmter Zünfte , sonder n si e vertraten di e städtische Bürgerschaf t insgesamt , d . h. ein e 
Einwohnerminderheit, di e im Besit z de s Bürgerrechts war . So war die hannoversch e 
Magistratsverfassung ein e Ar t „Symbios e vo n bürgerüche r Gesellschaf t un d mon -
archischem Obrigkeitsstaat" , wei t entfern t vo n rechtüch egalitäre n Zielvorstellungen . 
Denn si e diente wenige r de r Motivierung eine s bürgerüchen Engagement s al s der Festi -
gung de s Staatswesens . 

Der vo n großem Fleiß , eingehende r Auswertun g de r Queüen un d umfangreichen Lite -
ratur gekennzeichnete n Dissertatio n sin d nebe n sech s schlechten , au s anderen Veröf -
fentlichungen abgekupferten , zude m verzichtbare n Abbildunge n vo r allem 6 0 TabeUen 
und 7  Schaubilder beigegeben, di e neben zahlreiche n erhellende n statistische n Angabe n 
die in der Stadtpolitik handelnde n Persone n i n deren Funktione n un d Miteinander in-
nerhalb de r unterschiedlichen Verfassungssystem e aufführen . Dahe r wär e e s sehr wün -
schenswert gewesen , di e Verf. hätt e fü r ihre Arbei t ei n Personenregister erstellt , da s es 
erleichtert hätte , di e politische n Karriere n de r Stadtpolitike r schnelle r z u verfolgen . 
Gleichwohl werde n alle , di e sich mi t Hannovers Stadtgeschicht e de s bislang sträflic h 
vernachlässigten 18 . und frühen 19 . Jahrhunderts beschäftigen , mi t Sicherheit dankba r 
zu Johann a May s Arbei t greifen . 

Hannover Waldema r R . RÖHRBEIN 

RÖSSLER, Horst : Hollandgänger,  Sträflinge  und  Migranten.  Breme n un d Bremerhave n 
als Wanderungsraum . Hrsg . vo m Förderverei n Deutsche s Auswanderermuseu m 
e.V. Bremerhaven . Bremen : Editio n Temme n 2000 . 27 9 S . m . zahlr . Abb . Geb . 
20,90 € . 

Historische Wanderungsbewegunge n werden , zuma l a n den ehemaügen Drehscheibe n 
des Passagierverkehr s wi e etwa i n Bremerhaven, gewöhnüc h mi t der Amerikaauswan-
derung de s 19 . und frühen 20 . Jahrhundert s gleichgesetzt . Dies e war - obwoh l besonder s 
augenfällig -  jedoc h nu r Tei l eine r seh r vie l umfassendere n internationalen , nationale n 
und regionale n Mobitität , di e Menschen unterschiedliche r Herkunf t un d unterschiedli-
chen soziale n Statu s z u temporäre n ode r dauerhafte n Ortsveränderunge n veranlass t 
hat. Dementsprechen d ha t sich di e historische Migrationsforschun g i n den letzten bei -
d e n Jahrzehnte n erheblic h ausdifferenziert . 



442 Besprechungen un d Anzeige n 

Einer solche n differenzierte n Analys e vielfältiger , sic h überlagernde r Wanderungsvor -
gänge entspring t di e vorliegende Veröffentlichung . Nich t di e Art und Weise , wie sich di e 
überregionale Durchwanderun g vo n Auswanderer n voüzog , di e sic h in de n bremische n 
Häfen einschifften , steh t i n ihre m Mittelpunkt . Vielmeh r beinhalte t di e Frag e de s Verf. , 
in welcher Weis e de r Raum Bremen-Bremerhave n durc h Migratio n gepräg t ist , ein e ge -
nuin orts - und regionalgeschichtliche Perspektive . D a e s sich bei dem vorliegenden Ban d 
nicht u m ein e Monographie , sonder n u m eine n Sammelban d handelt , de r vie r mitein -
ander i n Beziehun g stehend e selbständig e wissenschaftiich e Studie n vereinigt , is t e s er -
forderüch, au f di e einzelne n Arbeite n gesonder t einzugehen . 

In se inem erste n Beitrag , der unter der Überschrift „Vo n Kaufleuten un d Handwerkern , 
Dienstmädchen un d Arbeitern " (S . 13-72 ) übergreifen d vo n Breme n un d Bremerhave n 
als Wanderungsraum handelt , analysier t de r Verf. ein e überwiegen d vo n Zuwanderun g 
geprägte Entwicklung , wi e si e im Rahme n von Industrialisierun g un d Urbanisierun g fü r 
das Städtewachstum i m 19 . Jahrhundert typisch war. Fragen des Arbeitsmarktes, de r Ar-
beitsbedingungen un d de r geseUschaftüche n Eingliederun g werde n fü r di e verschiede -
nen Berufsgruppe n detailtier t beschrieben , wobe i auc h au f da s fluktuierend e Potentia l 
der wandernden HandwerksgeseUe n eingegange n wird . Dass der Übergang von Binnen -
wanderungen zu r Überseeauswanderung fließend  war , macht de r Verf. an mehreren Er -
scheinungen deutlich , s o insbesonder e a n der Tatsache, das s Kaufleut e un d Handlungs -
gehilfen vieüac h zwische n de n Kontinente n pendelten , u m beruflich e Erfahrunge n z u 
sammeln un d geschäftlich e Kontakt e z u knüpfen , un d das s zahlreich e Zuwandere r di e 
Hafenstädte al s Sprungbret t fü r ein e später e Auswanderung nac h Amerika nutzten . Di e 
Ausführungen lasse n erkennen , wie en g Bevölkerungsgeschichte, Wirtschaftsgeschichte , 
Stadtgeschichte un d Migrationsgeschicht e miteinande r verzahn t sind . 

Der zweit e Beitra g gil t de r Hollandgängere i un d andere n traditionelle n Arbeitswande -
rungen zwische n 175 0 und 187 0 (S . 73-138). Di e Hollandgängerei , ein e For m saisonale r 
Arbeitsaufnahme, eröffnet e vo r alle m bäuerliche n Unterschichte n au s de n Geest- , 
Moor- un d Heidedistrikte n regelmäßig e Verdienstmöglichkeite n i n de n wirtschaftlic h 
aufstrebenden Niederlanden . Dies e Wanderarbeite r wurde n vo r alle m bei m Torfabba u 
sowie al s Grasmäher für die Milch - und Viehwirtschaft eingesetzt . Bekanntermaße n wa r 
neben de m Weser-Raum auc h da s nördliche Elbe-Weser-Dreiec k i n diese Bewegung ein -
bezogen. Hie r bildeten sich Wanderungstraditionen mi t z.T. fester Organisationsstruktu r 
aus, di e sic h oftmal s übe r Generatione n hinwe g erhielten . I n diese n Zusammenhan g 
kann de r Verf . auc h di e lippische n Wanderziegle r einordnen , die , ausgehen d vo n de n 
Niederlanden, vo m 18 . bis ins 20. Jahrhundert di e Grundlage für das Aufblühen de r Zie -
gelindustrie i n Nordwestdeutschlan d geleg t haben . Zu r Hollandgängere i is t auc h di e 
Anmusterung vo n Seeleute n zu rechnen, die mit niederländischen Schüfe n vo r allem au f 
Walfang un d Robbenschla g gingen . Ein e weiter e Grupp e vo n Migrante n au s de m länd -
lichen Rau m fan d Arbei t i n de n Zuckersiedereie n vo n London , w o si e ein e eigen e deut -
sche Koloni e bildeten . Nac h de r Mitte de s 19 . Jahrhunderts wurde n dies e traditionelle n 
Wanderungsformen durc h de n Zuzu g in di e Städt e und di e Überseeauswanderun g weit -
gehend abgelöst . 

D e m Technologietransfe r is t ein weiteres Kapite l gewidmet (S . 139-192) . Da s i m 18 . un d 
19. Jahrhundert technologisc h überlegen e Englan d zo g Geschäftsleut e un d Ingenieur e 
an, di e sich dor t das für den Aufbau eine r eigenen Industri e erforderüche Know-ho w an -
zueignen suchten . Solch e Qualifikationswanderungen , di e naturgemäß zeitlic h begrenz t 
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waren, bezoge n sic h vor allem au f den Maschinenba u sowi e au f die Werft - un d die Tex-
tilindustrie. Umgekehr t wurde n abe r auc h englisch e Fachkräft e fü r den Betrieb de r ein-
heimischen Fabrike n angeworben , s o für eine Textilfabri k i n Blumenthal, ein e Maschi -
nenfabrik i n Osterholz un d eine Steingutfabri k i n Farge, in deren Näh e soga r ein e eng -
lische Koloni e entstand . Bemerkenswer t a n diese r Entwicklung , insbesonder e ange -
sichts de s frühen Zeitpunkt s (1840-1860) , is t die Parallelitä t vo n Einwanderung un d 
Auswanderung. 

Der letzte Beitrag , der von de r Verschickung von Sträflinge n in die USA handel t (S . 1 9 3-
260), beweg t sic h gan z i n den Spuren de r deutsch-amerikanischen Auswanderung . Di e 
Abschiebung politisc h missliebige r ode r sozia l unerwünschte r Persone n ha t eine lang e 
Tradition. Das s u m die Mitte de s 19 . Jahrhunderts Mittel - un d Arbeitslose au f Staats -
und Gemeindekoste n nac h Überse e beförder t wurden , is t seit lange m fü r Süddeutsch -
land, neuerdings abe r auch für den Har z bekannt , von wo aus Bergleute auf diese Weis e 
nach Australie n reisten . Während e s diesen i n der Regel gelang , sic h dor t ein e frei e Exi -
stenz aufzubauen , konnt e die s be i Kriminellen, Sträflinge n un d Insassen vo n Arbeits -
häusern nich t unbedingt vorausgesetz t werden . So waren Versuche deutsche r Regierun -
gen, sich sozialer Probleme durc h Abschiebung de r Betroffenen z u entledigen, von vorn -
herein mit einem große n Risik o belastet , zuma l di e Gefahr diplomatische r Verwicklun -
gen bestand , d a die Aufnahmeländer a n der Einwanderung solche r Persone n nich t in-
teressiert waren. Deshal b fande n derartig e Transporte auc h unter Tarnung und Geheim -
haltung statt . De r Verf. kan n diese m Phänomen , da s ebenfalls sei t längerem , u.a . für 
Hamburg, erforsch t ist , weitere Beispiel e au s Bremen un d dem Königreich Hannove r 
hinzufügen un d dabei au f die unrühmliche Roll e de s Amtes Leh e hinweisen . 

Insgesamt ha t es der Verf. mi t diesen vie r sic h ergänzende n Studie n verstanden , nich t 
nur di e Vielfalt un d Komplexität de s Wanderungsgeschehens i m Unterweserraum dar -
zustellen, sonder n auc h di e wechselseitigen Bezüg e zwische n unterschiedliche n Wande -
rungsbewegungen un d -formen herauszuarbeiten . Ih m ist zudem -  un d auch die s ver -
bindet, übe r de n sachüchen Zusammenhan g hinaus , di e vier Beiträge n miteinande r -
auf hohe m Nivea u ein e dicht e un d anschauliche Darstellun g un d Präsentation seine s 
Stoffes gelungen . Daz u träg t bei , das s e r historische Entwicklunge n un d Strukturen an-
hand de s persönlichen Schicksal s einzelne r Menschen , un d hierunter vo r allem sozia l 
Benachteiligter, stet s z u konkretisieren weiß , woz u auc h ein e Reih e von Quellentexte n 
beigefügt ist . Es ist zu wünschen, das s dies e wegweisende Veröffentlichun g daz u anregt , 
der zuweilen etwa s im Schatten stehende n wissenschaftlichen Migrationsforschun g ein e 
breite Akzeptanz z u verschaffen un d sie für weitere Aspekt e de r Stadt- und Regionalge-
schichte -  etw a de n Einsatz de r von Baustelle z u Baustelle wandernde n Chaussee- , Ei-
senbahn- und Hafenbauarbeiter ode r die seit Anfang de r 1890e r Jahre einsetzende Aus -
länderbeschäftigung -  fruchtba r z u machen. 

Bremerhaven Hartmu t BICKELMAN N 

SCHÄFER-RICHTER, Uta : Eine  Arbeitervorstadt  entsteht.  Weende s We g in das Industrie-
zeitalter (1830-1918) . Göttingen : Wallstein 1998 . 312 S. m. zahlr. Abb . u . Tab. Geb. 
24 -  € . 

Als 198 6 der Rat des Göttinger Ortsteil s Weend e de n Beschluss fasste , di e Geschicht e 
des bi s 196 4 selbständigen Orte s wissenschaftlic h fundier t aufarbeite n z u lassen , ge -
schah da s mit dem Ziel , die eigene Vergangenheit im Umfeld de r Gesamtgemeinde nich t 
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aus den Augen zu verlieren und bei den Bürgern ein neues ortshistorisches Bewusstsein 
zu wecken. Das vorhegende mit Hilfe einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme entstanden e 
Buch stellt den zweiten Band der Ortsgeschichte dar. Die Historikerin U. Schäfer-Rich-
ter hat mit ihm eine Arbeit vorgelegt, die deutlich über dem Niveau vergleichbarer Orts-
teügeschichten liegt . Ein breiter - insbesonder e gesellschaftsgeschichtlicher -  Ansatz , 
fundierte Recherche und großer Materialreichtum zeichnen den Band aus. Die einzel-
nen Themenbereiche -  Bevölkerungsentwicklung , Agrarreformen , Fabrike n und Ge-
werbe, Wassernutzung, Selbstverwaltung, Krankheiten, Schulwesen, Arbeiterbewegung 
und Vereinsleben, um nur einige zu nennen - werden von der Autorin nahezu durchweg 
in die großen, überörtlichen Zusammenhänge gesteüt und erlauben so dem Leser eine 
Einordnung und Bewertung der örtlichen Gegebenheiten. Umso mehr ist es zu bedau-
ern, dass die einzelnen Abschnitte des Buches oft recht unvermittelt nebeneinander ste-
hen, mi t anderen Worte n eine durchgängig e Gesamtkonzeptio n nich t rech t sichtbar 
werden wül. Hier wurde mögticherweise die Chance zu emer wirktich exemplarischen 
Lokalstudie verspielt. Auch der plakative Titel scheint nicht recht glücküch gewählt, er-
weckt doc h die Kombination der Begriffe Arbeitervorstadt un d Industriezeitalter be i 
denjenigen, die mit den Weender Verhältnissen nicht vertraut sind, allzu leicht die Vor-
steüung enger verschmutzter Gassen und rauchender Schlote. Dies aber hat, wie unter 
anderem aus den vielen im Text eingestreuten BUdern deutüch wird, mit der ländüch ge-
prägten Wüktichkeit des Dorfes Weende wenig zu tun. 

Da der Band mit wissenschaftlichem Anspruc h verfasst und veröffentlicht worden ist, 
müssen aus der Sicht des Wutschaftshistorikers auch zwei weitere kritische Anmerkun-
gen erlaubt sein. Es mangelt insgesamt gesehen an einer sauberen Unterscheidung zwi-
schen Handwerksgeselle n un d Arbeitern. Di e Tischler, Maurer , Schuhmache r und 
Schriftsetzer des neunzehnten Jahrhunderts, die u. a. als Mitgüeder des Clubs Eintracht 
aufgeführt werden, hätten sich in Anbetracht ihrer langjährigen Ausbüdung mit Sicher-
heit dagegen gewehrt, mit un- oder angelernten Arbeitern oder Tagelöhnern in einen 
Topf geworfen zu werden. Darüber hinaus ist auch die Verwendung des Begriffes Fabrik 
kritisch zu hinterfragen. In der althannoverschen Verwendung bezeichnet er die gewerb-
liche Betriebsform der Manufaktur, d. h. einen arbeitsteilig organisierten Großbetrieb, 
der - oft auch unter Verwendung von Wasserkraft - wesentüche Produktionszweige un-
ter einem Dach vereinigte. Manufakturen - und um solche handelt es sich bei den mei-
sten in dem Band aufgeführten „Fabriken" - ware n zur Zeit der Industrialisierung seit 
Jahrhunderten bekannt und können deshalb nicht zu deren Beleg angeführt werden. 
Darüber, ob und wann in Weende die ersten Fabriken modemer Prägung mit durch 
Dampfkraft ode r elektrische Energie betriebenen Maschinen angesiedelt wurden oder 
ob Im Untersuchungszeitraum von den bereits länger ansässigen Betrieben einzelne von 
der Wasserkraft zu modernen Antriebskräften übergegangen sind, fehlen die Aussagen. 

Diese beiden kritischen Anmerkungen bringen zusammen mit dem etwas unglücklichen 
Titel den Band unter wirtschaftehistorischem Blickwinkel in eine gewisse leichte Schief-
lage. Dies darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass er seine Aufgabe als Ortschro-
nik mehr als erfüllt und nicht nur für die Weender, sondern für aüe historisch interes-
sierten Göttinger Bürger eine lohnende un d informative Lektür e darstellt . Das Buch 
steüt nach Inhalt und Aufmachung im Spektrum lokaler Studien eine echte Bereiche-
rung dar. 

Hardegsen Hans-Jürgen GERHARD 
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Lebensläufe zwischen  Elbe  und  Weser.  Ei n biographisches Lexikon . I m Auftra g de s 
Landschaftsverbandes de r ehemaligen Herzogtüme r Breme n un d Verde n hrsg . von 
Brage BE I DER WIEDEN und Ja n LOKERS. Bd. 1. Stade: Verl. des Landschaftsverban-
des 2002 . 36 5 S . m . 8 7 Abb. = Schriftenreih e de s Landschaftsverbandes. Bd . 16 . 
Geb. 25 - € . 

Aus de m „weltweiten Elbe-Weser-Winkel " komm t da s neueste i n der Reihe de r biogra -
phischen Lexik a zwische n Osnabrüc k un d Mecklenburg, di e die norddeutschen Ge -
schichtslandschaften erfüllen . Hannove r droh t da (um seiner Größ e willen?) allmählic h 
das Schicksal eine s schwarzen Loches . Allen diese n Werken ist das Ziel gemeinsam, Per -
sonen ei n Denkmal z u setzen, die in der betreffenden Regio n gebore n wurden ode r dor t 
wichtige Lebensabschnitt e verbrachten . 

Selbstverständlich such t jede r Herausgeber , de r sich au f ein solches Unternehme n ein-
lässt, seiner Arbeit eine besondere Not e zu geben: ein oder mehrere Bände , Abbildunge n 
oder nicht , und andere Nuancen . Hie r is t diese Nuanc e de r Titel, nämtic h Lebensläufe . 
Damit haben sich , wie ic h meine, die Herausgeber ein e heimtückisch e Grub e bereitet , in 
welche gelegentiic h de r Absturz droht . 

Das Wor t bedeute t doch , das s da s Leben de r beschriebenen Mensche n zwische n Elb e 
und Wese r verlaufe n ist . Das wäre ein e gefährüch e Verengun g de r Auswahl. Un d diese 
ist nun im Gegenteil nich t so beschränkt; ja manchmal glaub t man , das s Persone n auf -
genommen sind , di e im weltweiten Elbe-Weser-Winke l nu r ein emer Eck e standen . Ich 
denke an den berühmten Mathematike r Car l Friedrich Gauß. Es genügt doch nicht , das s 
er bei seiner Triangulatio n de s Königreichs Hannove r einma l mühsa m au f den Küch-
turm i n Zeven steige n musste . De r Ruhestand de s Generals von Seydtiitz-Kurzbach is t 
nur das Ende eine s Lebenslaufe s mi t dem Höhepunkt de r Schlacht i n Stalingrad 1942. 
Und wen n da s sozialdemokratisch e Urgestei n Hermein n Molkenbuh r 189 0 für den 
Reichstag sowoh l i n Stade wie i n Schleswig-Holstein kandidierte , hie r gewann un d dort 
verlor, so sucht man ih n nicht in diesem Buch , zumal sei n Lebe n zu r Geschichte de r Re -
gion weni g aussagt . 

Die wahren Entdeckunge n sin d die vergessenen Fraue n und Männer , die aus dem Land e 
stammen, und dere n Biographie dami t von diese m geprägt wurde. Da liest man von Ani -
ta Augspurg , ein e de r frühen Frauenrechtlerinnen , ode r Cat o Bontje s va n Beek, zuge -
hörig zu r „Rote n Kapelle " i m Zweite n Weltkrieg . Das s Adol f Butenand t au s Leh e 
stammt, weiß manc h eine r vieüeicht . Abe r we r kenn t die Missionarin Luis e Coope r aus 
dem Alte n Land ? Ode r we r hat schon etwa s gehör t vo n dem Begründer de r Hetipäd-
agogik Johan n Trüpe r vo n der Niederweser? Da s Ideal eine s jede n solche n Lexikon s 
bleiben natürlic h di e heimatverbundenen Standfesten , di e Hermann Allmers , Ludwi g 
Alpers ode r Heinric h Hellwege . 

Die Artike l sin d vo n ihren Verfassern , di e wie in diesem Genr e üblic h u m Gottes Loh n 
dienen, durchwe g verständlic h fü r das interessierte Publiku m geschriebe n worden . Das 
Buch selbs t is t vorzüglich ausgestatte t un d u m der Abbildungen wüle n au f Kunstdruck-
papier gedruckt . Dami t wir d e s gewichtig, woh l auc h i m Preis, was hoffentlich de n Ab-
satz nich t hemmt . Ei n erste r Ban d is t wie imme r ein e Anzahlun g au f eine n zweite n 
Band, de r nicht z u lange au f sich warte n lasse n darf . 

Aurich Walte r DEETER S 
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Biographisches Lexikon für Ostfriesland. Hrsg . im Auftrag de r Ostfriesischen Land -
schaft von Martin TIELKE. Band 3. Aurich: Ostfriesische Landschaf t 2001 . 470 S. 
Lw. 35,- € . 

Innerhalb von acht Jahren hat der Leiter der Bibliothek der Ostfriesischen Landschaft in 
Aurich, Martin Tielke, drei stattliche Bände des Biographischen Lexikons für Ostfries-
land herausgegeben. Im jüngst erschienenen Band werden, wie bisher, von Autoren aus 
Ostfriesland, aus dem übrigen Deutschland, den nördüchen Niederlanden sowie bis hin 
nach Übersee in 191 Artikeln für Ostfriesland historisch bedeutende Persönlichkeite n 
vorgesteüt und gewürdigt. In Anlage und Ausstattung gleicht der neue Teü der Reihe 
weitgehend seinen beiden Vorgängern. Er widmet sich aus Ostfriesland gebürtigen Frau-
en und Männern ebenso wie von außerhalb nach dort Gerufenen, wo sie dann ihr Le-
benswerk teüweis e ode r ganz vollbrach t haben . D a Ostfrieslan d al s ehe r ländliche r 
Raum für viele begabte Menschen zu wenig Entwicklungsmöglichkeiten bot und bietet, 
ist der Anteil der außerhalb ihrer Heimat zu Ansehen gelangten Landsleute im gesamten 
Werk nicht unerhebüch. 

Doch beginnen wü mit den für die ostfriesische Geschichte1 wichtigen Personen, die im 
dritten Band des Handbuchs ihren Platz gefunden haben: Erwähnung verdient die große 
Schar von Staatsdienern in der ostfriesischen Zeit (vor 1744) sowie in den beiden preu-
ßischen Epochen (1744-1807,1866-1945) ode r unter der hannoverschen Krone (1815-
1866). Wenige Beiträge, wie z. B. der über den Auricher Regierungspräsidenten Axel von 
Colmar-Meyenburg (1840-1911) greifen nicht tief genug in die preußische Verwaltungs-
geschichte nach 1871 . Von besonderer Wichtigkeit sind die wissenschaftüch fundierte n 
Aufsätze über einige der bekanntesten Angehörigen ostfriesischer Häuptlingsfamüie n 
des Mittelalters oder des Hauses der ostfriesischen Grafen bzw. Fürsten . Sie reichen von 
der sagenumwobenen Folke Kampana („Quade Folke") bis hin zu Edzard I., vor 40 Jah-
ren noch „der Große" genannt. Der besondere Wert dieser Artikel beruht auf ihrer sorg-
fältigen Verarbeitung emer z. T. sehr dünnen Überüeferung, ohne die frühere Heroisie-
rung dieser Menschen. 

Femer ist zu begrüßen, dass die Redaktion ein breiteres Konzept für die einflussreichen 
Adels- und BeamtenfamiUen entwickelt hat, wie etwa über die Unternehmer und Beam-
ten Jhering. Wenn mancher Beitrag etwas zu sachlich-nüchtern wükt, von den Lebens-
abrissen der viel zitierten ostfriesischen Lokalhistoriker Tilemann Dothias Wiarda und 
Heinrich Reimers lässt sich dies wahrüch nicht behaupten. Neben den recht abgewoge-
nen Würdigungen dieser Männer sind die beigefügten Schrifttumsverzeichnisse i n die-
sen Fällen besonders nützüch, weü sie damit den Gebrauch ostfriesischer und nieder-
sächsischer Bibüographien überflüssig machen. 

Wie weit ein solches biografisches Werk in das frühe Mittelalter zurückgeht, bestimmt 
wohl fast ausschüeßüch die Qualität der Quellen. Ist diese zeitüche Distanz bei der bio-
grafischen Beschäftigung mit einem am Ende des 20. Jahrhunderts Verstorbenen ohne 
weiteres gegeben? Der Rezensent hat da erhebliche Zweifel. Ihm scheint es, die Redak-
tion hätt e doch üeber mit dem Jahr 1945 oder der tiefgreifenden Verwaltungsreform (um 
1977) das Werk abschüeßen sollen? Diese kritische Bemerkung ist für die Gesamtbeur-
teilung der drei Bande ohne größere Bedeutung. Das Biographische Lexikon ist für die 

1 Vgl . Rezension zu Biographisches Lexikon für Ostfriesland. Bd. 2, Aurich 1997, in: Nds. Jb. 
69, 1997 , S. 549 f. 
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Darstellung de r ostfriesischen Geschicht e i n toto vo n großem Wert . E s bereichert dar -
über hinaus di e gesamte mitteleuropäische Kulturgeschichte . Ohn e solch e biografische n 
Sammelwerke bleib t di e politische, sozial e un d wirtschaftlich e Geschicht e eine s histori -
schen Raume s unvollständig . Die s sollt e hie r einma l gesag t werden , nachde m di e bio-
grafische Forschun g in den 1960er und 1970e r Jahren wenig Ansehen i n der Geschichts -
wissenschaft genoss . 

Zum Schlus s der Hinweis au f einige Versehen: Nicht Herzo g Pete r Friedrich Ludwig vo n 
Oldenburg, sonder n Großherzo g Friedric h Augus t vo n Oldenburg 2 zeichnet e Ludwi g 
Klingenberg (S . 235) aus. In der Amtszeit vo n Oberkreisdirektor Pete r Elste r i n Lee r 
wurde i m Zuge de r ersten niedersächsische n Verwaltungsrefor m di e bisher zu m Land-
kreis Cloppenbur g (nich t Emsland! ) gehörig e Gemeind e Idafeh n de m Landkreis Lee r 
angegliedert. (S . 130). Der Bremerhavene r Museumsdirekto r Ger t Schlechtrie m wa r de r 
Konfession nac h Katholik , nich t Lutherane r (S . 377). 

Oldenburg Friedrich-Wilhel m SCHAE R 

JÜRGENS, Henning R : Johannes a  Lasco in  Ostfriesland.  De r Werdegang eine s europäi -
schen Reformators . Tübingen : Moh r Siebec k 2002 . 42 8 S. = Spätmittelalte r und 
Reformation. N . R. 18. Geb. 6 9 , - €. 

Die Reformationsgeschicht e Ostfriesland s is t untrennbar mi t dem Wirken de s erste n 
Landessuperintendenten de r Grafschaft, Johanne s a  Lasco , verbunden . Sein e Roll e ist 
allerdings in der älteren Forschung rech t kontrovers dargestell t worden, je nach de r kon-
fessionellen Ausrichtun g de r einzelnen Forscher . Au s der Sicht eine s nac h de r lutheri-
schen Konfessio n ausgerichtete n Analytiker s de r ostfriesischen Kirchengeschichte , wie 
z. B . Heinric h Reimers , vertieft e da s Wirken a  Lasco s di e Spannungen zwische n de n 
einzelnen evangelische n Glaubensrichtunge n i n Ostfriesland. Di e andere Seite , vertre -
ten durch Menno Smid , hob da s Bestreben Johannes a  Lascos, die Differenzen zwische n 
den evangelische n Glaubensausrichtunge n auszugleichen , hervor . 

Diese ideologisch e Betrachtungsweis e de s Wirkens Johannes a Lascos von Seite n de r äl -
teren Forschun g wir d de r Persönlichkeit de s Reformators nich t gerecht . Vielmeh r mus s 
sein Wirke n mi t der historischen Entwicklun g Ostfriesland s i n Beziehung gesetz t wer -
den. Di e Ernennung de s aus Polen stammende n Gelehrte n zu m ostfriesischen Landes -
superintendenten wa r Tei l eine r Politi k de s Grafenhauses, de s Grafen Enn o II . und sei-
ner Witw e Gräfi n Anna , welche , i m Trend de r historischen Entwicklun g de s 16 . un d 
17. Jahrhunderts liegend , die Bildung eine s zentralisierten , von de r Landesherrschaft do -
minierten Staate s einleite n sollte . De r ander e Aspek t seine s Wirken s lieg t in seiner Per -
sönlichkeitsstruktur. Johanne s a  Lasco entstammt e de m polnischen Hochadel , un d ein 
Onkel wa r Erzbischo f vo n Gnese n un d Prima s de r polnischen katholische n Kirche . Zu-
gleich wurde er vom Humanismus , insbesonder e durc h Erasmus von Rotterdam , gepräg t 
und geformt . Insgesam t läss t sich , vom Auto r anschaulic h dargestellt , di e Loslösung des 
Johannes a  Lasc o vo m Katholizismus un d seine Hinwendun g zu r Reformation al s ein 
langer, z.T . schmerzhafter Prozes s charakterisieren . Aufgrund seine r fundierten Quellen -
analyse entsteh t ei n komplexes Bil d de r historischen Persönlichkei t Johanne s a  Lasco . 

2 Vgl . Biographisches Handbuc h zu r Geschichte de s Landes Oldenburg . I m Auftrage de r 
Oldenburgischen Landschaf t hrsg . von Hans Fried l u.a. , Oldenbur g 1992 . Diese s Sammel -
werk ende t demnac h 1946 . 
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Die Forschungen des Autors belegen die kosmopolitische Orientierung des Reformators. 
Seine weit gespannte Korrespondenz mi t führenden Vertretern des Humanismus, so-
wohl mit Lutheranern, wie z. B. Philipp Melanchthon, und Reformierten lassen auf eine 
Orientierung schließen, die mit engen Begriffen, die auf Grund von konfessioneller Ge-
bundenheit verwandt werden, nicht ausreichend beschrieben werden kann. Johannes a 
Lasco war Mitglied einer europäischen Gelehrten-„Szene" des 16. Jahrhunderts. Der Ti-
tel der Arbeit des Autors bringt diese Eigenschaft a Lascos auf dem Punkt. Es entsteht 
das Bild des Politikers, Reformators und humanistischen Gelehrten von europäischem 
Format. 
Durch seine Arbeit bringt Jürgens viele neue Aspekte in die Forschung zur ostfriesischen 
Reformationsgeschichte i m Allgemeinen und zur Persönlichkeit Johannes a Lasco im 
Besonderen ein. Der entscheidende Unterschied zur älteren Forschung hegt in der Ein-
bettung der Persönlichkeit und des Wirkens des großen ostfriesischen Reformator s in 
das allgemeine historische Umfeld . Hie r liegt das Hauptverdienst de s Autors, weil er 
neue Forschungsansätze aufzeigt und die Diskussion der Reformationsgeschichte Ost-
frieslands neu belebt. 
Die Arbeit von Jürgens wurde als Dissertation von der Georg-August-Universität Göt-
tingen angenommen. Aus ihrem Entstehungszweck richtet sie sich zunächst an ein Fach-
publikum. Die Rezeption durch einen Leserkreis, der historisch interessiert, aber nicht 
fachwissenschaftlich ausgebilde t ist, wird besonders durch die in ihr geführte theologi-
sche Diskussion, über deren Notwendigkeit sich kein Zweifel erhebt, ein wenig schwie-
rig. Übrigens zeigt diese Diskussion die Orientierung des Autors an der evangelisch-re-
formierten Theologie, was das Verdienst um die Forschung keineswegs schmälert. 
Emden Rol f UPHOFF 

Leibniz, Gottfried  Wilhelm:  Allgemeiner,  politischer  und  historischer  Briefwechsel. 
Hrsg. vo m Leibniz-Archi v de r Niedersächsische n Landesbibliothe k Hannover . 
Bd. 17 : Mai - Dezembe r 1699. Bearb. von Nora GÄDEKE und Gerd VAN DEN HEU-
VEL unte r Mitwirkun g vo n Malte-Ludol f BABIN un d Reinhar d FINSTER. Berlin : 
Akademie-Verlag 2001. LIX, 834 S. = Gottfried Wilhelm Leibniz: Sämtliche Schrif-
ten un d Briefe . Hrsg . von de r Berlin-Brandenburgischen Akademi e de r Wissen-
schaften und der Akademie der Wissenschaften i n Göttingen. Reihe I. Bd. 17. Lw. 
258 - € . 

Nur ein Jahr nach dem 16. Band des Allgemeinen Briefwechsels konnte nun der Folge-
band der umfangreichsten Briefreihe der Leibniz-Akademie-Ausgabe vorgelegt werden. 
Er umfasst mit 430 Stücknummern einen Berichtszeitraum von 8 Monaten und schließt 
das Jahr 1699 ab. 
Zahlreiche Themen des Vorgängerbandes finden hier ihre Fortsetzung: Leibniz' Bemü-
hungen um eine adäquate Gestaltung des Gedenkbandes für den verstorbenen Kurfürs-
ten Emst August, sein Entwurf und die Prägung emer Glückwunschmedaille zur Hoch-
zeit der hannoverschen Prinzessi n Wühelmine Amalie mit dem Römischen König Jo-
seph, die Einflussnahme auf Lehrstuhlbesetzungen an der Universität Helmstedt - um 
nur einige zu nennen. 
Auch der interkonfessionelle Dialog nimmt weiterhin großen Raum im Brief corpus ein. 
AUerdings bleiben greifbare Fortschritte im Hinblick auf eine Vereinigung der christli-
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chen Kirche n sowoh l i m Gespräc h mi t Vertreter n de r römische n Kirch e -  Jacques-Bä -
nigne Bossue t i n Frankreic h un d Anto n vo n Buchhai m al s Beauftragter de s Kaiserhof s -
als auch be i de n innerprotestantische n Einigungsversuche n aus . I n de n Verhandlunge n 
mit Vertreter n de r reformierte n Kirch e droh t Leibni z soga r da s Hef t au s de r Han d z u 
gleiten, weil di e Schweize r Theologen Jeremias Sterky und Benedic t Picte t im Verein mi t 
dem Hamburge r Lutherane r Danie l Severi n Scultetu s de n Berline r Hofpredige r Danie l 
Emst Jablonski zeitweili g für die Ide e eine r allgemeine n Theologenkonferen z gewinne n 
können, di e Leibni z fü r taktisc h unklu g häl t un d letztlic h i m Verei n mi t Molanu s auc h 
verhindern kann . 

Bei seine n historische n Arbeite n is t Leibni z vornehmlic h mi t Detailrecherche n fü r di e 
Weifengeschichte beschäftigt , unterstütz t von Johann Geor g Eckhart , der neu in Leibniz ' 
Dienste getrete n is t und i n Hannove r sei n engste r Mitarbeite r wird , während de r zuvo r 
in Englan d eingesetzt e Friedric h Augus t Hackman n nu n dami t beauftrag t wird , i n Ita -
lien weitere Archiv - un d Bibliotheksrecherche n fü r die Histori a domu s anzustellen . Au f 
dem Feld e de r Reichspolitik wir d Leibni z vor allem durc h die zum 1 . März 170 0 von de n 
evangelischen Reichsstände n projektiert e Kalenderrefor m i n Anspruch genommen , di e 
er beratend -  un d i n de n braunschweig-lüneburgische n Lande n federführen d -  mitzu -
gestalten sucht . 

Während de r drohende , vo n Leibni z sei t lange m gefürchtet e Konflik t u m di e spanisch e 
Erbfolge etwa s i n de n Hintergrun d rückt , spiegel t di e Korresponden z i n verstärkte m 
Maße di e zunehmenden Spannunge n zwische n Holstein-Gottor p un d Dänemar k wider , 
die schließlich mi t de m Ausbruch de s Nordische n Kriege s da s Kurfürstentum Hannove r 
unmittelbar betreffe n werden . 

Auf di e Füll e de r interessante n Einzeltheme n au s de r Gelehrtenrepubli k einzugehen , 
verbietet sic h a n diese r Stelle , doc h se i zumindes t hingewiese n au f di e umfangreiche n 
Briefwechsel zu r Sprachgeschichte , unte r dene n de r Gedankenaustausc h mi t de m Bre -
mer Pasto r Gerhar d Meie r übe r ei n Lexiko n zu r „niedersächsische n Sprache " eine n 
breiten Rau m einnimm t un d ein e umfangreiche , vo n Joha n Gabrie l Sparwenfel d über -
sandte Tabell e de r slawische n Schrift - un d Zahlreiche n (Nr , 111 ) fü r Slawiste n vo n be -
sonderem Interess e sei n dürfte . Das s de r „Allgemein e Briefwechsel " auc h Auskunf t gib t 
über de n Mathematike r Leibniz , zeig t di e Korresponden z mi t Ott o Mencke , de m Leip -
ziger Herausgebe r de r „Act a eruditorum" , i n de r sic h bereit s de r später e Prioritätsstrei t 
mit Isaa c Newto n u m di e Erfindun g de r Infinitesimalrechnun g ankündigt . 

Die bereit s be i de r Besprechun g de s 16 . Bande s kritisierte n Problem e be i de r Präsenta -
tion de r Korresponden z i n zwe i Abteilunge n (vgl . Nds . Jb. 73 , 2001 , S . 583-85 ) werde n 
auch i m vorliegende n Ban d offensichtlich . I n ihre n Lebensdate n nu r schwe r fassbar e 
Beamte wi e di e Wolfenbüttele r Archivar e Augus t Meye r un d Jaco b Mülle r werde n de r 
Abteüung „Braunschweig-Lüneburg " zugeordnet , de r hannoversch e Geheim e Ra t un d 
Gesandte i n Wien, Bodo von Oberg , erschein t dagegen ebens o wie Andreas Gottlie b vo n 
Bernstorffs enge r Mitarbeite r Chilia n Schräde r i m „Allgemeine n un d gelehrte n Brief -
wechsel". De r kurzfristi g al s Schreibe r i n Leibniz ' Dienste n stehend e Matthia s Zabany , 
im 16 . Ban d unte r „Braunschweig-Lüneburg " eingeordnet , wechsel t mi t seine r Abreis e 
aus Hannove r i n de n „Allgemeine n Briefwechsel" . Brief e a n un d vo n Herzogi n Bene -
dicte, Witw e de s Herzog s Johan n Friedrich , sin d weiterhi n Bestandtei l de r Abteilung I , 
während di e Korresponden z zwische n Leibni z un d ihre r Tochte r Wilhelmin e Amali e -
wohl aufgrun d de r Eheschließun g mi t de m Römische n Köni g Josep h -  nunmeh r i n de r 
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Abteilung II zu finden ist, mit Ausnahme eines Briefes, den Leibniz an Mutter und Toch-
ter gemeinsam adressiert (Nr. 79). 
Die Bedenken, ob das gesamte Briefcorpus die aufwändige Editionsarbeit lohnt, müssen 
hier nicht wiederholt werden. Bereits die Einleitung zeigt an einigen Stellen mit ihrer an-
scheinend um Vollständigkeit bemühten reihenweisen Aufzählung von Stücknummern 
zu kleinen Detailfragen, dass ein guter Teü der Briefe nicht gerade als inhaltsschwer be-
zeichnet werden kann und Wiederholungen kerne Ausnahme büden. 
Sachliche Fehler sind bei kursorischer Durchsicht nur wenige zu finden. Die diploma-
tisch exakte Reproduktion schon im 17. Jahrhundert antiquierter Datierungsgewohnhei-
ten (Nrn. 174,225 und 375, jeweüs am Schluss) scheint nicht ganz exakt zu sein. Das To-
desdatum des Herzogs Christian, Sohn von Sophie und Ernst August, muss (wie in Band 
16) 1703 und nicht 1709 lauten (S. 809). Positiv ist hervorzuheben, dass einige in den 
Briefen erwähnte Handschriften, die im Schriftenverzeichnis des Bandes 16 fehlten, nun 
den Gepflogenheiten der Ausgabe gemäß wieder in das Register aufgenommen wurden. 
Erstmals ist bei diesem Band die fertige Druckvorlage in ihrer Gesamtheit vom Leibniz -
Archiv selbst bereitgestellt worden; ein Qualitätsverlust des Druckbildes gegenüber dem 
früher jeweüs von verschiedenen Druckereien erstellten Satz ist nicht zu erkennen. Ver-
wiesen sei an dieser Stelle darauf, dass der Band (zusammen mit Teüergebnissen der in 
Arbeit befindlichen Bände ) auc h im Internet unte r http://www.nlb-hannover.d e zu-
gängüch ist. 
Hannover Manfre d von BOETTICHER 

JUGLER, Johann Friedrich: Wie ich  mich  beym  Brunnentrinken  habe  ärgern  müssen. 
Wer mich nicht lesen will, der kanns ja bleiben lassen. Nach zwei Jahrhunderten 
und 312 Monaten neu ans Licht gestellt vom Ururururenkel des Autors. Hrsg. von 
Curd OCHWADT. Hannover: Charis Verlag 2002.112 S. Kart. 14,80 €. Horus Presse 
2001.112 S. Geb. 24 - €. 

Nur auf den ersten Bück mag überraschen, dass Johann Friedrich Jugler, der Leiter der 
Lüneburger Ritterakademie, seinen Ärger 1776 zum Gegenstand emer Publikation ge-
macht hat. Literarische Bekanntheit und Achtung erwarb sich Jugler insbesondere durch 
seine „Beiträge zur juristischen Biographie", die er in sechs Teilen von 1773 bis 1780 in 
Leipzig herausbrachte und die ihn als einen einsatzfreudigen und aufmerksamen Ver-
treter der „eleganten Jurisprudenz" auswiesen. Aber bereits bei seiner Berufung (1744-
1746) zum „Inspector" der Lüneburger Akademie - di e sich in einer schwierigen Phase 
der Reorganisation befand und die er 41 Jahre lang leiten sollte - wurde unter den qua-
lifizierenden Eigenschafte n sei n „aufgewecktes Wesen" hervorgehoben sowie , dass er 
„nichts weniger als ein Pedant" sei (vgl. Klaus Bleeck, Adelserziehung auf deutschen Rit-
terakademien. Die Lüneburger Adelsschulen 1655-1850, Teü I, Frankfurt/Main, 1977, 
S. 212). „Pedanterey" im Sinn von Weg versteüenden Argumentationsroutinen beobach-
tet Jugler vielfach, und er lässt seine Mitmenschen an seinen Beobachtungen Teil haben: 
wenn er über die Cicero-Hörigkeit im Wissenschaftsbetrieb handelt (1744: „De Cicero-
nomania Eruditorum") oder über Fehlhaltungen der Rechtsausdeutung (1743: „Zufällige 
Gedanken von der Pedanterey einiger Rechtsgelehrten"). 

Die letztgenannte Schrif t publizierte Jugler nicht unter seinem Namen, ebenso wenig 
wie die mehr als 30 Jahre später erscheinenden „Brunnenärgemisse", die jetzt neu her-

http://www.nlb-hannover.de
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ausgegeben vorliegen . Z u de n Entstehungsumstände n un d Hintergründe n diese r Schrif t 
liefert Jugle r reichlic h Informationen , allerding s nu r au s de m fiktiven  Szenario , da s e r 
sich für seine Gedanke n geschaffe n hat ; dabei handel t e s sich um di e Fiktion , die der Sa -
tiriker benutzt , u m di e Realitä t unübersehba r z u machen : De r Soh n eine s Landmann s 
wird vo n seine r Mutte r zu m Amtmann , ode r mindesten s Bürgermeister , bestimmt , kan n 
sich abe r nac h eine m missglückte n Studiu m vo n de m Geld , da s e r al s Husa r i n preußi -
schen Dienste n erplünder t hat , gerad e nu r de n Tite l eine s kleine n Amtsvogt s kaufen . 
Später, i n a n sic h geruhsame m Hausstand , fähr t e r au f Dränge n seine s Arzte s un d u m 
des häuslichen Frieden s willen zu r Kur nach P[yrmont] , wo e r jedoch neben de m Wasse r 
nur Ärgerniss e wohlfei l findet.  I n cholerisch e Wallun g bringe n ihn : Ketzerisch e An -
schauungen vo n Leichenbestattung , di e grassierende n Zahlenlotterien , da s Studenten -
wesen, z u lange s Predige n i n de r Kirche , ungemütlich e Gastgebere i un d verschleppt e 
Prozesse. Das s e s bei diese n sech s Ärgernissen bleibt , heiß t nicht , das s e s nicht mehr An -
lässe gäbe , nu r gerä t de r Kurgas t durc h sein e Emotione n derar t i n gesundheitlich e Ge -
fährdung, das s e r abreisen muss , „den n i n de r Fremd e z u sterbe n un d sic h begrabe n z u 
lassen, da s is t ebe n nich t eine s jede n Sache " (S . 49) . 

Da e s sich bei diese n Ärgernissen vornehmlich u m menschlich e Schwäche n handel t un d 
darum, das s ander e au s diese n Schwäche n Vorteil e ziehen , kan n de r heutige Lese r fest -
stellen, das s sei t de n „erleuchtete n Tagen" , i n dene n de r Kurgas t Ärgerni s nahm , nich t 
nennenswert meh r Lich t i n di e Wel t gekomme n ist . Dies e Brück e übe r „20 0 Jahr e un d 
312 Monate" hin schläg t de r Herausgeber Cur d Ochwadt , de r nicht allei n durc h sorgfäl -
tige Annotierun g sprachlich e Hilfestellunge n gibt , Fakte n erläuter t un d Anspielunge n 
auflöst, sonder n darübe r hinaus i n eine m zusammenhängende n Tex t di e Brunnenärger -
nisse i n Juglers Biographi e un d seine r Zei t verortet . D a de r Herausgebe r mi t Jugler übe r 
viele Generatione n hi n verwandt ist , ist es plausibel , wenn e r Juglers Freude am Fiktive n 
auch i n sic h entdeck t un d sein e Erläuterunge n i n de m „Brie f eine s Ururururenkel s a n 
seinen Vorvater" entwickelt. We r sich ers t einmal der Gedankenführung de s Briefschrei -
bers überlassen hat , erkennt , wi e umsichti g de r Herausgeber Wissenswertes versammel t 
und dabe i zugleic h de m Anliege n Jugler s i m Heutige n ein e Wohnun g bereitet . 

Zu Begin n de r Brunnenärgemiss e melde t sic h de r Verleger z u Wort , der , ein ehemalige r 
Schneider, mi t diesem Buc h seine Laufbah n al s Verleger beginnt und i n haarsträubende r 
Orthographie un d Grammati k di e Rezensenten u m ein e wohlwollende Besprechun g bit -
tet -  offensichtlic h ohn e Erfolg : Übe r di e Aufnahm e seine s Erstling s is t nicht s bekannt . 
Durch Cur d Ochwadt s Vermittlun g ha t di e Schrif t ein e neu e Bedeutun g gewonnen : An -
zuzeigen is t ein e hervorragen d erschlossen e interessant e un d originell e Gesellschaftssa -
tire au s de n pasquill-freudige n Jahre n de s 18 . Jahrhunderts . 

Die Schrift , erstmal s 177 6 mi t de m fingierten  Druckor t Rotterda m erschienen , wir d i n 
zwei verschiedene n Verlage n i n verschiedener Aufmachung angeboten . Beid e Ausgabe n 
sind i m Wesentlichen textidentisch ; Unterschiede gib t es in der Titelei, der Ordnung un d 
Gestaltung de r erklärende n Texte , i m Format , i n de r Bindun g sowi e darin , das s fü r di e 
Ausgabe de s Chari s Verlag s typographische r Buchschmuc k be i Gu y L6vi s Man o entlie -
h e n wurde . 

Hannover Hans-Peter S CHRAMM 
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Stendhal Zeugnisse  aus  und  über  Braunschweig  1806-1808.  Übersetzt , kommentier t 
und hrsg . von Hans MATTAUCH. Bielefeld: Verl . für Regionalgeschichte 1999 .30 2 S . 
m. 1 4 Abb. = Braunschweige r Beiträg e zur deutschen Sprach e un d Literatur . Bd . 3 . 
Geb. 2 9 - € . 

Veröffentlichungen, di e darüber informieren, welche Eindrück e französische Schriftstel -
ler bei längeren Aufenthalte n i n Deutschland vo n Land un d Leuten gewonne n haben , 
stoßen sei t jehe r hierzuland e au f großes Interesse . Beste s Beispie l is t immer noc h „De 
PAUemagne" der Madame d e Stael, di e dieses rech t umfangreich e Wer k im ersten Jahr-
zehnt de s 19. Jahrhunderts z u Papier brachte . 

Im selbe n Jahrzehnt , vo n 1806 bi s 1808 , amtiert e ei n junger französische r Kriegskom -
missar i n Braunschweig, de r später eine r de r bedeutendsten Vertrete r de s reaüstischen 
Romans i n Frankreich werde n sollt e un d dessen Braunschweige r Zei t auc h Spure n i n 
semem Wer k hinterlasse n hat , Henr i Beyl e bzw. Stendhal . Aus jenen beiden Jahren sin d 
Aufzeichnungen vo n ihm erhalten, di e jetzt al s „Stendhal s Schrifte n au s der Braun -
schweiger Zeit " von dem ehemalige n Ordinariu s am - i m vergangenen Jah r aufgelöste n 
- Romanische n Semina r der TU Braunschwei g Han s Mattauc h edier t und zusätzlic h ins 
Deutsche übertrage n worde n sind . 

Am Anfang de s Textteils sind 47 Privatbriefe Stendhal s abgedruckt , von dene n ein Groß -
teü an seine Schweste r Paulin e gerichte t ist 1. Das leider nu r für die Zeit a b Juni 180 7 er-
haltene Tagebuch schüeßt sich an. Es folgt der Essay „Reise nach Braunschweig", de r un-
voüendete Versuc h emer Beschreibung de s Landes und seiner Bevölkerung. Ei n Anhan g 
zum Texttei l enthäl t ergänzend e zeitgenössisch e Informatione n z u Stendhal s Braun -
schweiger Zeit . 

Das ausführlich e Nachwor t de s Bearbeiter s mi t dem Titel „Wi e Henr i Beyl e Braun -
schweig erlebt e und beschrieb" bringt Erläuterunge n zu m Texttei l und ein eingehende s 
Resümee, in dem Mattauc h zeigt , wie die anfänglichen große n Vorbehalt e Stendhal s ge-
gen da s ferne un d fremde Lan d un d dessen Bewohne r mi t ihrer ih m zunächst unver -
ständlichen Sprach e i m Laufe de r Zeit eine r positivere n Einschätzun g Plat z machten . 

Das Verdienst de r vorliegenden Publikatio n besteh t darin , schriftliche Reaktione n eine s 
der bedeutendsten französische n Schriftstelle r de r 1 . Häute des 19. Jahrhunderts au f sei -
ne Begegnun g mi t Braunschweig veröffentlich t un d interpretiert un d damit eine n wert -
voüen Beitra g sowoh l fü r die Landesgeschichte al s auch für die Romanistik geüefer t zu 
haben; die Übertragung de r französischen Text e ins Deutsche macht da s Werk zudem ei-
nem breitere n Leserkrei s zugängüch . 

Hannover Diete r POESTGES 

KLAHR, Detlef : Glaubensheiterkeit.  Car l Johan n Phüip p Spitt a (1801-1859) . Theolog e 
und Dichte r de r Erweckung . Göttingen : Vandenhoeck &  Ruprecht 1999.36 7 S . m. 
Abb. =  Studie n zu r Küchengeschichte Niedersachsens . Bd . 36. Kart. 3 9 ,- €. 

Die vorliegende theologisch e Dissertatio n is t die erste wissenschaftliche Gesamtdarstel -
lung de s vor aüem al s Liederdichter bekannte n Theologe n Car l Johan n Phitip p Spitta , 
der im Bereich de r hannoverschen Landeskirch e al s Pastor und Superintenden t wirkte . 

1 Stendhal s dienstlich e Korresponden z ist  vom selben Auto r i n eine m Beitra g i m Braun -
schweigischen Jahrbuch für Landesgeschichte, Bd . 81,2000, S. 77-99, ausgewertet worden. 
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Die Arbeit legt einen besonderen Schwerpunk t au f die Biographie , wei s der Verfasser mi t 
der Besonderheit de s Lebensweges eine s Erweckungstheologe n begründet . Wahrschein -
lich bezieht sic h dies e Voraussetzung au f den jeweiligen Wendepunk t de r „Erweckung" , 
doch gibt es natürlich in anderen Biographie n auc h Brüche ode r Wandlungen i n Lebens -
läufen, di e de m nich t nachstehen . Immerhi n lieg t jetz t ein e wissenschaftlich e Nach -
zeichnung de s Lebens - un d Berufswege s vo n Philip p Spitt a vor, nachde m bishe r vo r al -
lem nur eine persönlic h und zeitlich sehr nahe Biographi e seine s Freunde s K . K. Münke l 
aus de m Jahr e 186 1 (mit eine r spätere n Ergänzun g durc h de n Soh n Ludwi g Spitta ) z u 
nennen war . Ei n substantielle s Fundamen t konnt e durc h da s Wiederauffinde n de s ur -
sprünglichen Nachlasse s un d di e Erschließun g neuer Quelle n geleg t werden, z . B . durc h 
Tagebuchaufzeichnungen Spitta s u . a . 

Aus eine m fromme n Elternhau s mi t hugenottische m un d jüdische m Erb e stammend , 
wurde Spitt a durc h di e Lektür e vo n W . M . L . de Wertes un d Augus t Tholuck s Schrifte n 
zu eine m innerlic h geprägte n Glaubenslebe n geführt , da s sic h mi t Dichtkuns t un d (po -
litischem) Freiheitsdran g zusammenfügte . I n seiner Göttinger Studienzei t gehört e e r zur 
„Tafelrunde" junger Dichter, woraus sich auch ein e vorübergehend freundschaftliche Be -
ziehung z u Heinric h Hein e ergab , de r abe r i n de n folgende n Jahre n Spitta s „Mystizis -
mus" verspottete . Di e Zulassun g zu m Pfarram t un d pastoral e Wirksamkei t Spitta s wa -
ren imme r begleite t vo n Verdächtigunge n de s Pietismu s un d de s Separatismus , di e sic h 
wesentlich au f di e Teilnahm e a n un d Initiierun g vo n Gemeinschaftskreisen , Missions -
vereinen etc . stützen , welch e gerad e Kennzeiche n de r da s herrschend e rationalistisch e 
Glaubensverständnis überwindende n Glaubenskraf t waren . Durc h eigene s Lutherstudi -
um un d rege n Austausc h z . B . mi t de m „Erweckten " Freiherr n Augus t vo n Arnswald t 
oder dem stadthannoverschen lutherisch-konfessionelle n Theologe n Ludwi g Adolf Petr i 
gewann Spitt a geistliches Format , das ihn in einer auch kirchenpolitisch gewandelten Si -
tuation z u Superintendentenämter n i n Wittingen , Pein e un d Burgdor f führte . 

Auf de n biographischen Tei l folgt die Darstellung de r geistlichen Dichtung , vor allem de r 
im Jahr e 183 3 bzw . 184 3 erschiene n Liedersammlunge n „Psalte r un d Harfe" , di e i n 
volkstümlicher Weis e da s erwachte neu e Glaubenslebe n zu m Ausdruck brachten . Aller -
dings wär e ein e Ausführun g de r ehe r beiläufige n Bemerkung , das s di e Erweckungsbe -
wegung „wesentlic h auc h ein e Singbewegun g war " (S . 235) , wünschenswer t gewesen . 

In de n letzte n beide n Kapitel n beleuchte t de r Verfasser Predig t und Seelsorg e sowi e da s 
Kirchenverständnis Philip p Spittas . I m Revolutionsjah r 184 8 und i n de n folgenden Jah -
ren sprich t sic h de r Theologe au f de m Hintergrun d eine s zunehmen d lutherische n Ob -
rigkeits- un d Gehorsamsverständnisse s fü r ein e vo n Am t un d Bekenntni s geprägt e un d 
konservative Kirchenverfassun g aus . E s wir d deutiich , welche s Veränderungspotentia l 
einerseits und welche Begrenzun g andererseit s ein e persönliche, von de r Erweckung he r 
verstandene Frömmigkei t birgt , di e sic h mi t eine m konservativ-konfessionelle n Kir -
chenverständnis verbindet . Insofer n is t di e ausführlich e un d anschaulich e Darstellun g 
des Lebenswege s Spitta s ei n Muste r fü r de n We g andere r zeitgenössische r Theologe n 
und vo n dahe r vo n besondere m Wert . 

Der Buchtite l is t de m Liedver s „I n de m rasende n Getümme l schen k un s Glaubenshei -
terkeit" entnommen. E s wäre gut gewesen, wenn meh r von dem soziale n und politische n 
Getümmel währen d Spitta s Lebenszeit , da s ja auch in den Lehrer - und Predigervereine n 
der damaüge n Zei t seine n Widerhal l fand , di e Red e gewese n wäre . 



454 Besprechungen un d Anzeigen 

Das Buch schließt mit Bibliographie und Quellenverzeichnis sowie einem Anhang, der 
einen Brief Spittas an A. v. Arnswaldt und eine Antrittspredigt als Superintendent ent-
hält, so dass der Leser einen direkten Einblick in seine Ausdrucksweise gewinnt, die hin-
sichtlich der Dichtung bereits ausführlich zur Geltung gekommen war. 
Hemrningen Marti n CORDES 

KÜCK, Thoma s Jan: Ludwig Adolf Petri (1803-1873). Kirchenpolitike r un d Theologe. 
Göttingen: Vandenhoeck &  Ruprecht 199 7 328 S. m. 2 Abb. = Studien zur Kir-
chengeschichte Niedersachsens. Bd. 35. Kart. 39,- €. 

Obwohl der hannoversche Pastor Ludwig Adolf Petri über den engen Kreis der kirchen-
geschichtüchen Spezialisten hinaus kaum bekannt ist, schildert der Autor der vorliegen-
den Veröffenttichung Petri zu Recht als eine Schlüsselgestalt der niedersächsischen Kir-
chengeschichte im 19. Jahrhundert. Es entspricht im Übrigen Petris äußerem Werdegang 
- e r war zeitlebens Pastor an der Kreuzkirche in Hannover -, dass er zu den kaum be-
kannten Gestalten der Küchengeschichte gehört. Aber von dieser Position aus entfaltete 
er eine breite titerarische Tätigkeit, die vom Vf. sorgfältig analysiert und in den histori-
schen Kontext - den Wandel einer ständisch strukturierten Geseüschaft zu emer allmäh-
üch von der Industriatisierung geprägten Geseüschaft - eingeordnet wird. 
Kück schildert im ersten Teü Petris Büdungsgang bis zum Beginn semer Tätigkeit in 
Hannover. Petri stammte aus einem Pfarrhaus und verbrachte seine Jugend in einem von 
der Küche bestimmten Umfeld: Nach dem frühen Tod des Vaters lebte er zunächst bei 
Verwandten in verschiedenen Pfarrhäusern, erhielt dann ein Klosterstipendium für das 
Holzmindener Gymnasium und wechselte schließlich in das Loccumer Alumnat über. 
Schon diese Aufzählung zeigt , welche Lebensmacht die Kirche für Petri war; ihre Be-
deutung für den Einzelnen wie für den Staat insgesamt zu erhalten war eines semer Le-
bensziele. Petri studierte in Göttingen Theologie; hier beeindruckte ihn der spätaufklä-
rerische Rationalismus, der eine „vernünftige" Lösung der Bestimmung des Verhältnis-
ses von Vernunft und Offenbarung suchte, dabei aber - ohne dass Kück darauf hinweist 
- positiv-juristisc h dachte, also die vorgegebene Rechtsordnung akzeptierte und juristi-
sche Kategorien nutzte, um die Lehre von der Kirche darzustellen. Nach emer kurzen 
Kandidatenzeit wurde Petri dann Hilfsprediger an der hannoverschen Kreuzkirche und 
rückte dann nach und nach in die Stelle des ersten Pfarrers auf. 
Nicht in seiner normalen pfarramtüchen Tätigkeit ist Petris Bedeutung begründet, sie 
verdankt sich vielmehr semer Fähigkeit, als Kristalüsationsfaktor in den ltirchenpotiti-
schen Auseinandersetzungen zu wirken. Seme erste größere Veröffenttichung legte Petri 
1832 in der Diskussion über das künftige Staatsgrundgesetz vor: „Die Bedürfnisse und 
Wünsche der protestantischen Küche im Vaterland". Petri erwies sich hier als klug ar-
gumentierender Küchenpoütiker, der als „Reformkonservativer" für die Küche die nö-
tige Freihei t vom Staat forderte, damit sie ihrer Aufgabe gerecht werde, die Staatsbürger 
für eüi gemeinschaftüches Leben zuzurüsten. Kück interpretiert diese Schrift als ein Do-
kument des Übergangs: Petri nahm hier ein zentrales Anliegen der Aufklärungstheologie 
auf, distanziert e sich aber unter dem Eindruck der Lektüre von Schrifte n »erweckter ' 
Theologen scharf von eurem aufklärerischen Rationaüsmus. Schon in dieser Zeit enga-
gierte sich Petri in theologischen Lesegesellschaften, gründete wenig später auch den er-
sten Jünglingsverein in Hannover und entfaltete eine breite Gemeindearbeit. Jetzt ent-
wickelte sich er zum bewussten Lutheraner, der nur die lutherische Küche als rechtgläu-
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big bezeichnen wollte . Kirchenpolitisc h wirksa m wurd e dies e Positio n i n den Auseinan -
dersetzungen u m de n konfessionellen Statu s de r äußeren Missio n un d de r sie tragende n 
Missionsgesellschaften. Hie r forderte Petr i di e Unterordnun g de r Missio n unte r da s Be -
kenntnis der aussendenden Kirche , im konkreten Fal l seiner lutherischen Landeskirche . 
Im Prozess de r gesellschaftlichen Differenzierung , de r jede gesellschaftliche Uniformitä t 
zu eine r Illusio n machte , wurd e Petr i z u eine m Protagoniste n de r lutherische n Partei -
bildung i n Norddeutschland . 

Seine größt e Wirksamkei t entfaltet e Petr i dan n sei t 184 2 al s Gründe r un d Leite r de r 
hannoverschen Pfingstkonferenz . Hie r kame n Pastore n un d Laie n au s alle n Teile n de s 
Königreichs Hannove r zusamme n un d diskutierte n übe r notwendig e kirchlich e Refor -
men. Dami t ga b e s erstmal s ei n Foru m fü r die lutherisch e Küch e i m Königreic h Hanno -
ver. Bis dahi n hatte n di e einzelne n Kirchenbezirke , di e jeweils von eine m Konsistoriu m 
verwaltet wurden , ei n starke s Eigenlebe n geführt , gemeinsa m wa r ihne n nu r di e Unter -
ordnung unte r de n Köni g un d da s Kultusministeriu m i n Hannover . Jetz t formiert e sic h 
gleichsam vo n unten , getrage n vornehmlic h vo n Pastore n i m Umkrei s Petris , ei n ge -
meinsames landeskirchliche s Bewusstsein . Küc k nenn t di e Pfingstkonferen z deshal b ei -
nen Vorläufer de s Kirchenparlaments , de r Landessynoden, di e erst 1864/6 9 eingerichte t 
wurden. Die s is t woh l etwa s überzogen : Schließlic h verstande n sic h all e Besuche r de r 
Pfingstkonferenz, Pastore n wi e Laien , al s Angehörige eine r Partei : al s bewusste Luthe -
raner mi t kirchenreformerische n Interessen . Theologe n un d Laien , di e stärke r volks -
kirchlich-liberal orientier t waren, blieben ausgeschlossen . Di e Pfingstkonferen z zielt e i n 
keiner Weise au f ein e Repräsentan z de s ,Kirchenvolks' ; ihm gegenübe r ware n Petr i un d 
seine Freunde ehe r misstrauisch, und dieses Misstrauen steigert e sich noch in den Jahren 
nach de r Revolutio n vo n 1848 . -  Begleite t wurd e di e Konferenzarbei t vo n eine r Zeit -
schrift, de m „Zeitblat t für die Angelegenheiten de r lutherischen Kirche" . Sie grif f di e po -
litischen, kirchliche n un d sozialpolitische n Theme n auf , di e Petr i und sein e Freund e in -
teressierten; gleichzeitig wurden hier die Diskussionen weitergeführt , di e auf der Pfingst -
konferenz begonne n worde n waren : Hie r formulierte n di e bewusste n Lutherane r ihr e 
teilweise schar f konservative n Positionen . Di e Zeitschrif t wirkt e durc h da s gemeinsam e 
Insistieren au f eine m eindeuti g konfessionelle n Profi l al s Katalysato r be i de r Entwick -
lung eine s landeskirchliche n Bewusstseins . Da s wa r dringen d nötig , al s sich di e Landes -
kirche i m Zug e de s imme r stärkere n Auseinandertreten s vo n Kirch e un d Staa t nich t 
mehr ohne weitere s und selbstverständlic h au f die staatliche Verwaltung stützen konnte . 
Als i n de n Auseinandersetzunge n übe r de n neue n Landeskatechismu s un d dara n an -
schließend übe r ein e Kirchenverfassung , di e sog . Kirchenvorstands - un d Synodalord -
nung, Formulierunge n fü r di e Lehrgrundlag e un d de n Verfassungsaufba u gesuch t wur -
den, ware n Petri s Freund e un d Schüle r di e Wortführer . Jetz t erhiel t di e hannoversch e 
Landeskirche insgesam t ei n eindeuti g lutherische s Profil . Al l die s wir d vo n Küc k sorg -
fältig nachgezeichnet; deutlic h wird dabei auch , wie nützlic h dies e Impuls e für das kirch-
liche Selbstbewusstsei n un d di e Erweiterun g de r kirchlichen Handlungsfelde r waren , s o 
dass e s fü r Bismarc k un d di e führende n preußische n Politike r nich t i n Frag e kam , de n 
Fortbestand de r hannoversche n Landeskirch e nac h de r Annexio n de s Königreich s 
durch Preuße n i n Frag e z u stellen . Petr i vertra t literarisc h gelegentlic h extre m konser -
vative Positionen , erwie s sic h abe r i n seine r praktische n Arbei t -  etw a i n seine m Enga -
gement i n de n unterschiedlichste n soziale n Vereine n -  gerad e nich t al s einseitige r Par -
teimann, s o das s sein e Stellungnahme n übe r de n engere n Freundes - un d Schülerkrei s 
hinaus gehör t wurden . 
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Anhand der Person Petris, ihrer Theologie und sozialen Position kann Kück den Trans-
formationsprozess de r evangeüschen Küche in der ersten Hälfte de s 19 . Jahrhunderts 
spannend schüdern: Wie es ihr gelingt, im Prozess der gesellschaftüchen Differenzie -
rung, der ihren Einfluss begrenzte, ein bewusst konfessionelles und das heult: parteili-
ches Selbstbewusstsein zu entwickeln und daraus ein kirchliches Reformprogramm ab-
zuleiten. - De m Selbstverständnis der konfessionellen Theologen folgend, hatte die äl-
tere Kirchengeschichtsschreibung diesen Prozess der .Erweckung' stets als Bruch mit der 
vorangegangenen Spätaufklärun g beschrieben. Kück kann zeigen, dass das Büd eines 
Bruchs das Geschehen viel zu stark vereinfacht; ein Theologe wie Petri hatte kerne Er-
weckung (im pietistischen Sinne) erlebt und entwickelte trotzdem - j a vielleicht sogar 
gerade deshalb - eine so explizit konfessioneüe Position. Orts- und Personenregister be-
schließen dieses anregende Buch. 
Hannover Hans OTTE 
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Allgemeines 

Unter de r Überschrift „5 0 Jahre Regional - un d Heimatforschun g i m Emsland " gibt Hei -
ner SCHUP P „Eine knapp e Bilan z übe r Ergebniss e un d Strukturen " (in : JbEmsländHei -
matbund 46 , 2000 , S . 3 4 8 - 3 5 9 ) un d unterrichte t dabe i übe r ein e ausgesproche n aktiv e 
und vielfältige Forschungslandschaft , di e von s o unterschiedliche n Akzente n wie de r Er-
forschung de r Emslandlager , de m rührige n Lingene r Stadtarchi v un d de r Förderun g 
durch de n Emslandpla n bestimm t wird . 

Christian HOFFMAN N stellt „Di e hochmittelalterliche n Kaiser - un d Königsurkunde n de s 
Osnabrücker Lande s i m Wandel de r Zeiten" dar und liefert damit einen höchs t wil lkom -
menen „Beitra g zu r Geschicht e de s Osnabrücke r Archivwesens " (in : OsnabrMit t 105 , 
2000, S . 11-20) . Di e star k fälschungsdurchsetzte Überlieferun g wurd e in vollem Umfan g 
erst 189 8 für die Wissenschaft zugänglic h un d enthäl t imme r noc h einig e ungelöst e Auf -
gaben fü r di e Diplomati k de s h o h e n Mittelalters . Di e Überlieferungsverhältniss e nun -
mehr deutlic h vor Augen geführ t z u bekommen, is t eine wichtige Vorbedingun g fü r wei -
tere Arbeiten . 

„Zu de n Siegel n vo n Gottfrie d vo n Arnsberg , Erzbischo f vo n Breme n (1348-1360) " äu -
ßert sic h Konra d ELMSHÄUSE R (in : Staderj b 87/88 , 1997/98 , ersch . 1999 , S . 2 7 - 3 5 , 4 
Abb.). De m i n Stad e begrabene n Erzbischo f scheint , da s is t da s wichtigste Ergebni s de r 
kleinen Studie , di e Verfügung übe r sein große s Siege l scho n z u Lebzeite n entzoge n wor -
den z u sein . 

1 Vgl . die vorhergehenden Bericht e i n Nds . Jb. 51, 1979 , S. 437-465 fü r den Zeitrau m 1975 -
1977, in Nds . Jb . 54 , 1982 , S . 425-454 fü r de n Zeitrau m 1978-1980 , i n Nds . Jb . 58, 1986 , 
S. 431-481 fü r den Zeitraum 1981-1985 , i n Nds. Jb. 61, 1989, S . 505-56 1 fü r den Zeitrau m 
1986-1988, i n Nds . Jb . 64, 1992 , S . 565-595 fü r de n Zeitrau m 1989-1991 , in Nds . Jb . 68 , 
1996, S . 415-455 fü r den Zeitrau m 1992-199 5 un d in Nds. Jb. 71, 1999 , S . 471-518 fü r de n 
Zeitraum 1996-1998 . 
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U. E . G. SCHRÖCK katalogisiert und beschreibt „Di e Prägestempel de r Einbecker Münze " 
(in: Einbeckjb 46 ,1999 , S. 4 3 - 7 0 , 1 8 Abb.) , darunter eine n seltene n frühen Stempe l au s 
der Kipper- und Wipperzeit (S . 49) , und liefer t damit wichtige Ergänzunge n z u seiner i m 
Jahrbuch nich t angezeigte n Einbecke r Münz - un d Währungsgeschicht e (U.E.G . 
Schröck, Vo n de r Kuns t gute s Gel d z u mache n [Studie n zu r Einbecke r Geschicht e 9 ] , 
Oldenburg 1995). 

Auf „Quelle n zu r Geschicht e Ostfriesland s i n de n Jahre n 1807 bi s 1813 im Algemee n 
Rijksarchief i n De n Haag " macht de r niederländische Archiva r R  J . M. OTTEN aufmerk -
sam (in : Emderjb 79 ,1999 , S . 2 3 3 - 2 4 5 ) un d publizier t ein e einschlägig e Beständeliste . 

„Oldenburgs Münzprägunge n fü r Birkenfeld", de n Landeste ü i m Hunsrück , gehöre n z u 
den numismatische n Kuriosa . Konra d SCHNEIDER hat di e wenigen Prägunge n de r Jahre 
zwischen 1829 un d 1900 zusammengestellt , i n ihre m währungsgeschichtliche n Zusam -
menhang erörter t un d großenteil s abgebilde t (in : Oldenburgj b 99, 1999, S . 99-115, 
4 Abb.) . 

Das Jubiläum „150 Jahre Oldenburger Landesverei n fü r Geschichte , Natu r un d Heimat -
kunde e.V. " nutz t Jürge n LANGE ZU einem „Rück - un d Ausblick " (in : Oldenburgj b 100, 
2000, S . 9 -26 , 16 Abb.), de r seh r star k au f di e Roll e de r jeweilige n Vorsitzende n kon -
zentriert is t und au f eine Einordnun g de r Vereinsgeschichte i n da s politische Umfel d de r 
Zeit weitgehen d verzichtet . 

„Die Einführun g eine s »persönlichen * Wappens fü r Herzo g Ems t Augus t nac h de m Re -
gierungsantritt de s Hause s Hannove r i m Herzogtu m Braunschweig " 1913 behandel t 
Peter VEDDELER (in : BraunschwJbL G 80, 1999, S . 143-177, 12 Abb.) un d liefer t dami t 
einen willkommene n Beitra g zu r weifische n Heraldi k de s beginnende n 20. Jahrhun -
derts. 

Julius SEITERS gibt einen Überblick übe r „75 Jahre Verein für Heimatkund e bzw . für Ge -
schichte un d Kuns t i m Bistu m Hildeshei m (in : Die Diöz . Hildeshei m i n Verg . un d Ge -
genw. 68 ,2000 , S . 1 - 3 5 , 1 2 Abb.) und zeichnet dabe i di e wesentlichen Statione n des Ver-
einslebens sei t 1926 nach, nich t ohn e de r Zeit de s Nationalsozialismu s dabe i di e gebüh -
rende Aufmerksamkei t z u widmen . 

Die im Emslan d geführte Kontrovers e u m di e methodischen Möglichkeite n de r Oral Hi -
story bei de r Erforschun g de s Nationalsozialismu s (vgl . daz u dies e Zs . 71 ,1999, S . 473) 
wird durc h eine n Aufsat z vo n Han s Joachi m ALBERS un d Fran z BÖLSKER-SCHLICHT 
unter de m Tite l „Könne n Nationalsozialiste n Zeitzeuge n sein? " fortgesetzt (in : Emslän -
dische Geschicht e 9, 2001, S. 288 -298) . 

Wiederum habe n Zeitschrifte n au s andere n al s inhaltlichen Gründe n au f sich aufmerk -
sam gemacht : 
1. Ein e erfreulich e Neuerscheinun g is t di e sei t 1998 in Breme n publizierte , halbjährlic h 

erscheinende Zeitschrif t ..Arbeiterbewegun g un d Sozialgeschichte" , di e erstmal s be -
rücksichtigt wurde . 

2. Di e „Osnabrücke r Mitteilungen " erscheinen sei t Bd . 105,2000, i n vergrößertem For -
mat, ohn e das s an der bewährten Gestaltun g de s Inneren Änderungen vorgenomme n 
worden wären . -  N o c h i m alte n Forma t erschie n 1999 ei n Registe r de r Bänd e 80, 
1 9 7 5 - 9 5 , 1 9 9 0 , bearbeite t vo n Renat e JANSSEN. 

3. Zu m „Braunschweigische n Jahrbuc h für Landesgeschichte" ha t Mechthild WISWE ein 
nützliches Inhaltsverzeichni s erarbeite t (ebd . 81 ,2000 , S . 173-240) . 
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4. Di e „Hannoverschen Geschichtsblätter " sin d i m Berichtszeitraum lediglic h i n eine m 
einzigen Ban d (53,1999 , erschiene n 2001 ) publizier t worden . Ein e „Hausmitteilung " 
des Archivar s Karljose f KRETE R legt unte r de m Titel „Kannibalismu s -  Exp o -  Wa s 
bleibt?" (ebd . S. 3 f.) Rechenschaf t übe r di e Gründe ab. 

Landes- und Volkskunde, Umweltgeschichte 

Jürgen UDOLPH macht „Anmerkunge n zu m Ortsnamen Buxtehude " (in : Staderjb 89 /90 , 
1999/2000, ersch . 2001 , S . 35-47) un d sieht de n Namen au s zwei Elemente n zusam -
mengesetzt, di e auf zwei voneinande r getrennt e Siedlunge n verweisen : Buochstadon = 
„Buchenstätte" sowi e ei n davon z u trennendes Buchstadihude,  au s dem sprachlich das 
moderne „Buxtehude " wurde . 

Paul DERK S stell t fest , das s „De r Ortsnam e Hildesheim" , wen n ma n ihn au f „Sein e 
sprachliche un d seine geschichtlich e Aussage " hin untersucht (in : Hildesheimjb 70/71 , 
1998/99, S . 15-57) , älter ist als das Bistum, jedenfalls altsächsische r Herkunf t sei n kan n 
und nich t fränkisc h sei n mus s un d entweder au f einen Personenname n Hild-win  ode r 
auf de n Personennamen Hild-ini  zurückgeht . 

Bodo DRINGENBER G nimm t „Abschie d vo m ,Hohen Ufer' " un d will begründen , das s 
„Der Nam e Hannovers " au f *Haganovere =  Hage n au f erhöhter Lag e zurückgeh t (in : 
HannGBU N. R 53 , 1999 , ersch. 2001 , S. 5-75). Di e ausführliche Diskussio n de r For -
schungsgeschichte un d die Heranziehung eine r Füll e vo n Belegen liefer n hinreichen d 
Ansatzpunkte für eine kritische Würdigung diese s Vorschlages, die sich vor allem mi t de r 
Tatsache auseinande r z u setzen habe n wird , das s die ältesten Beleg e für den Ortsnamen 
zweifelsfrei „Hanovere/Honovere " lauten . 

Ein beispielhafte s Zeugni s für Interdisziplinarität liefer n Helg e JARECK I mit seinem Auf -
satz „,. . .da hausete noc h de r Teufel i m Vehrter Bruche' . Ein Diskussionsbeitrag zu r Fra-
ge de r bearbeiteten un d sagenhaften Findling e anhan d vo n Beispielen au s dem Osna -
brücker Land " (in : OsnabrMitt 104 , 1999, S. 11-55 , 2 0 Abb. ) sowie Jürge n UDOLPH S 
Analyse de r „Flur- , Orts - un d Gewässername n i m Norde n de r Gemeinde Belm " (in : 
ebd., S . 5 7 - 8 9, 1  Abb.). Während Jareck i ein e Aufnahm e un d Interpretation sog . „Kult-
steine" im Umland Osnabrück s biete t und dabe i auc h das Nachleben diese r Monument e 
(etwa i n Gestal t vo n Sagen) un d die ersten Zeugniss e wissenschaftliche n Interesse s a n 
diesen Dinge n dokumentiert , analysier t Udolp h in einem namenkundliche n Beitra g den 
möglichen Refle x solche r „Kultsteine " in den Toponymen un d Hydronymen de r Region 
nordöstlich Osnabrücks . 

In de n Bereich de r Umweltgeschichte führ t der Aufsatz vo n Ulrich HENK E über „Hoch -
wassermarken a n der Oberweser", dene n e r „Eine historisch-umweltgeographisch e In -
terpretation" widme t (in : Göttjb 48 , 2000, S . 141-170 , 1 0 Tab., 3 Abb.). Der ausführlich 
dokumentierten Untersuchun g liege n nahez u 400 Objekt e zu Grunde, unte r ihnen woh l 
a m bekannteste n di e Marken a n der Mündener St.-Blasius-Kirche . Si e beziehen sic h i n 
unterschiedlicher Häufigkei t au f 68 Hochwasserjahr e zwische n 134 2 und 1998. Dabei 
brachte alle m Anschei n nac h da s Hochwasser vo n 1342 den höchsten Weserpege l mi t 
sich. 
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Unversehens erhalten Themen wie „Hochwasser - Hochwasserschäde n und der lange 
Weg zum wirksamen Schutz im Gebiet der Stadt Northeim" auch aktuelle Bedeutung. 
Die Untersuchun g vo n Werne r HESSE (in : Northeimjb 64, 1999, S . 80 -113 , 8 Abb. , 
3 faks . Anhänge) nimmt sich der Überschwemmungen im Northeimer Umland an, die 
zwischen 1881 und der Gegenwart durch das Flüsschen Rhume verursacht wurden, be-
handelt den Versuch vorbeugenden und nachholenden Hochwasserschutzes und weist 
vor allem auf die Tatsache hin, dass die Hochwasserschäden durch die Besiedlung ufer-
naher Niederungen geradezu provoziert worden sind. 
Ulrich KLAGES erfass t un d dokumentier t „Wohngebäud e »unterbäuerlicher * Bevölke -
rungsgruppen des 16. bis 18. Jahrhunderts im Lüneburgisch-Harburgischen Landgebiet" 
(in: Harburgjb 21, 2000, S . 257-318, davon S. 2 8 9 - 3 1 8 Photo s und Zeichnungen). Die 
sehr sorgfältige, primär hauskundliche Arbeit lädt zu sozialgeschichtlicher Ergänzun g 
ein. 
„Die Schnatgangsfeste de r Heger Laischaft in Osnabrück 1864-1997: Festwande l und 
,Sinnproduktion*. Ein Beitrag zum Verhältnis von Tradition und Intention" ist der ein 
wenig pretiös geratene Titel eines Aufsatzes von Wolfgang JUNG (in : OsnabrMitt 105, 
2000, S . 73-154) , in dem er der Frage nachgeht, wie diese traditionsreichen Feste emer 
auf die ursprüngliche Stadtviertelsgüederung Osnabrücks zurückgehenden Vereinigung 
von Bewohnern des Nordens der Altstadt ihr Gesicht verändert haben. Der volkskund-
üche Ansatz der Arbeit weist bei mancherlei Formen des Brauchtums ein eher geringes 
Alter und die schneüe Anpassung an die jeweiügen Zeitumstände nach. Derselbe Ansatz 
ist aüerdings leider offensichtlich auc h für eine sprachüche Gestalt verantwortlich, die 
der Berichterstatter nicht für nachahmenswert hält: Muss man wüklich von der „Inten-
tionalität der öffentlich inszenierten Kommunikationssituation Schnatgangsfest" schrei-
ben (S . 114, 125, 143)? Gewinn t der Leser eine zusätzliche Erkenntnis , wenn er von 
einem „multikompatible[n] Handlungs- und Gestaltungskomplex" üest (S. 146)? 
„Bürgerlicher Naturschutz i n Bremen 1900 bi s 1950" hatte , wie Anna WÖBSE i n der 
Kurzfassung ihrer Magisterarbeit nachweist (in: Arbeiterbewegung und Sozialgeschichte 
3 , 1999, S . 5-18) , i n den Vorläuferorganisationen de s heutigen BUND seine wesentli-
chen Vertreter. In emer engagiert geschriebenen und voUer offener Wertungen stecken-
den DarsteUung behandelt sie die Zusammensetzung der Mitgliederschaft einschlägiger 
Gesellschaften und Vereine, ihre geistigen Zusammenhänge mit der Heimatschutzbewe-
gung und die Nähe zum Nationalsozialismus. 

AUgemeine Geschichte und Landesgeschichte 

Das „Oldenburger Land um 1000" beschreibt Heinrich SCHMIDT und nimmt „Lebens-
verhältnisse, politische Struktur, Religion" unter die Lupe (in: Oldenburgjb 101, 2001, 
S. 17-42) . Al s einer jener zahüosen Vorträge, deren einziger Entstehungsgrund unser 
Eintreten in das dritte Jahrtausend der christlichen Zeitrechnung ist, hinterlässt dieser 
Text beim Lese r doch eure n anderen al s eine n ebe n nur beüäufigen Eindruck : Hier 
spricht jemand über ein Land, der dieses Land nicht nur kennt, sondern - so altmodisch 
darf man es sagen -  de r es liebt, de r mit der Souveränität de s Sachkenners darüber 
spricht und mit dem Recht des Menschenkenners auch Kritik üben darf. Ein wirkliches 
Lesevergnügen. 



Thomas Vogther r 461 

„Lehnrecht un d Stadt " stehe n bekanntlic h durchau s i n eine m Spannungsverhältnis . 
Dieter NEITZER T macht da s in seine m Aufsat z „Übe r di e Belehnun g Göttingen s mi t de m 
Dorf Herberhause n i m spätere n Mittelalte r (1376/1425) " eindringlic h deutlic h (in : 
Göttjb 49 , 2001 , S . 5-15 , 2  Abb.) . I m Ker n de r Studi e steh t dabe i di e Lehnserneuerun g 
im Jahre 1425 , deren Umstände gu t rekonstruierbar sin d und bei de r die Verbindung vo n 
schriftlichen un d gegenständliche n Quelle n i n de r Tat einen tiefe n Einblic k i n di e Rea -
lität de s spätmittelalterliche n Lehnswesen s erlaubt . -  De r Berichterstatte r teil t de n Op -
timismus de s Verfasser s nicht , das s da s a n sic h daz u wirklic h hervorragen d geeignet e 
Thema „eine n Plat z i m Geschichtsunterrich t a n Göttinge r Schule n finden  könnte" . 
Dafür bedürft e e s eine s Lehrplanes , innerhal b desse n da s Mittelalte r wirklic h adäqua t 
bedacht, nich t nu r al s tausendjährig e Dunkelperiod e zwische n de r Antik e un d Marti n 
Luther behandelt un d au f impressionistische Detail s ohn e innere n Zusammenhan g ver -
kürzt wird . 

„Landfrieden un d Landständ e i m Erzstif t Breme n i m Jahr e 1397 " behandel t Heinric h 
SCHMIDT (in: Staderj b 87/88 , 1997/98 , ersch . 1999 , S . 37-51) . De r damalig e Erzbischo f 
Otto bracht e e s fertig , gemeinsam mi t de n Landstände n eine n au f ach t Jahre befristete n 
Landfrieden z u beurkunden , i n desse n Regelunge n da s stark e Gewich t de r Landständ e 
gegenüber eine m i n seine n politische n Möglichkeite n star k eingeengte n Landesherr n 
deutlich wird . 

Zum gleichen Thema äußert e sic h bei anderer Gelegenhei t Hans-Eckhar d DANNENBER G 
unter de m Tite l „Vo m Landta g zu r Landschaft . 60 0 Jahr e Landständ e i m Elbe-Weser -
Raum" (in : JbMännerMorgenster n 79 , 2000 , S . 27 -44 ) un d nutz t di e Gelegenhei t z u 
einem anschließende n Überblic k übe r di e modern e Organisatio n de s Landschaftsver -
bandes un d übe r sein e Aktivitäten . 

„600 Jahr e Niederstif t Münste r 140 0 bi s 2000 " stell t Alwi n HANSCHMID T im Überbüc k 
vor (in : JbOldenbMünsterland 2000 , S . 143-162 , 2 Kt. ; 2001, S. 8 -32) . I m ersten Teil ver-
folgt e r die Geschicht e vo n de r Abtretung der Tecklenburger Recht e a n Münster 140 0 bi s 
zum 166 8 erfolgte n Übergan g de r kirchlichen Hohei t übe r dieses Gebie t von Osnabrüc k 
an Münster und schließt im zweiten Tei l mit einem Überblick über die Geschichte de s 18 . 
- 2 0 . Jahrhundert s dara n an . 

Anderer Art , abe r de m gleiche n Them a gewidme t is t „De r Weg zu m Oldenburge r Mün -
sterland", de n Ems t SCHUBER T in eine m Festvortra g nachgezeichne t hat , au s de m dan k 
opulenter Bebilderun g fas t ei n Buc h geworde n is t (in : Landkrei s Cloppenbur g un d 
Landkreis Vecht a 1400-2000 , hg . vo m Heimatbun d fü r da s Oldenburge r Münsterlan d 
[Beiträge zu r Geschicht e de s Oldenburge r Münsterlandes . Di e „Blau e Reihe " 6] , Clop -
penburg 2001 , S . 4 3 - 9 0 , zahlr . Abb.) . Be i alle r chronologische n Grundanlag e diese s 
weitgespannten Überblick s geht es dem Verfasser doc h eher um di e exemplarischen Ein -
zelnachrichten, au s dene n sic h scheinba r vo n allei n ei n instruktive r un d akzentuierte r 
Überblick übe r eine Landschaf t ergibt , von de r ein Reisende r des Jahres 179 8 mutmaßte : 
„Die Schöpfun g schein t hie r noc h unvollende t z u seyn " (S . 69) . 

Dieter BROSIU S stell t „Ei n Urkundenregiste r de s Herzog s Ott o C o d e s vo n Braun -
schweig-Göttingen" mi t 135 8 Einträge n de r Jahr e bi s 146 3 vo r (in : Göttj b 48 , 2000 , 
S. 27 -35) , charakterisier t de n Inhal t diese s Kopiar s und mach t darauf aufmerksam, das s 
dieses wi e di e beide n andere n herzogliche n Kanzleüegiste r de s 15 . Jahrhunderts, di e 
den Luftangrif f au f da s hannoversche Staatsarchi v 194 3 überstande n haben , nu n durc h 
Regesten un d Indize s erschlosse n sind . 
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„Karl V. , Breme n un d di e Kaiserdiplom e vo n 1541 " sind ei n häufi g behandelte s Kapite l 
der bremische n Stadtgeschichte . Hartmu t MÜLLE R fügt diese n frühere n Arbeite n nu n 
erstmals eine ausführliche Schilderun g des Erwerbs dieser Diplome hinzu (in : Bremjb 79 , 
2000, S . 1 3 - 2 8 , 1 Abb.) , schilder t di e Müh e un d da s Engagemen t de r bremischen Dele -
gation bei de n Verhandlungen, di e zur Aussteüung diese r siebe n Urkunde n führten , un d 
beziffert de n finanzieüen  Aufwan d au f nicht weniger als etwa 700 0 Mark Breme r Silbers . 

Wie seh r „Herzo g Heinric h de r Jünger e un d de r braunschweigisch e Ade l nac h de m 
Schmalkaldischen Krieg " i n eine m prekäre n Verhältni s zueinande r standen , wir d spä -
testens deutüch , al s „Di e gewaltsam e Lösun g vo n Pfandschafte n al s Mitte l de r Politik " 
entdeckt wird , wi e Christia n LIPPEIT un d Manuel a SISSAKIS herausarbeite n (in : 
BraunschwJbLG 82 ,2001 , S . 81-103) . Braunschweigisch e Adlig e führte n i m Vorfeld de s 
Passauer Vertrages von 155 2 darübe r Beschwerd e bei m Kaiser , das s si e v o n ihre m Lan -
desherrn u m ihr e Recht e un d Einkünft e gebrach t worde n seien . Übe r mehrer e Jahr e 
hatte Herzo g Heinric h Pfandverschreibunge n adüge r Güte r einseiti g gelös t un d dami t 
Herrschaftsrechte de s Landadel s geschmälert . Di e interessant e Frage , inwiewei t hie r 
eine beispielhaft e Strukturveränderun g de s frühmoderne n Staate s sichtba r wüd , bedar f 
paraüeler Untersuchunge n z u andere n Territorien . 

Karl-Klaus WEBER stellt heraus , wi e en g „Di e Generalstaate n un d de r Braunschweige r 
Konflikt z u Begin n de s 17 . Jahrhunderts" miteinande r verbunde n ware n (in : 
BraunschwJbLG 80 , 1999 , S . 73-99) . I m Mächtevierec k zwische n de r Stad t Braun -
schweig, de m weifische n Landesherrn , de r Hans e un d de n Generalstaate n spiegel t sic h 
in de n erste n beiden Jahrzehnte n de s 17 . Jahrhunderts di e konfessionel l verfahren e un d 
immer au f gesamteuropäische Rückwirkunge n bedacht e Außenpolit i k de r Akteure. Ins -
besondere di e Stad t Braunschwei g versucht , di e Hans e un d di e Generalstaate n gege n 
den Herzo g au f ihr e Seit e z u bringen , währen d de n Generalstaate n selbe r a n de r Be -
hauptung ihre r Neutralitä t i n diese m Konflik t gelege n sei n musste . 

Ludwig REMLIN G stellt ausführlich zusammen , wi e sic h „De r Dreißigjährig e Krie g in de r 
Niedergrafschaft Linge n und de n benachbarten münsterische n Kirchspiele n Salzbergen , 
Emsbüren un d Schepsdorf " bemerkba r macht e (in : JbEmsländHeimatbun d 46 , 2000 , 
S. 57 -101 , 8 Abb.) . Die mustergültig e Regionalstudi e konzentrier t sic h au f da s Schicksa l 
von Stad t un d Festun g Lingen , fass t darübe r hinau s jedoc h da s gesamt e südlich e Ems -
land in s Auge . Militärisch e Auseinandersetzunge n fande n i n diese r Gegen d nich t statt , 
aber wahrscheinlic h is t e s gerad e jen e Kombinatio n vo n durchziehende n un d einquar -
tierten Truppen und Kontributionsleistungen , di e di e „Normalität " de s Kriege s in viele n 
Gegenden Norddeutschland s ausmachte . 

„,. . . s o da ß der o übe r 100 0 auf m Plat z blieben ...'" , zitier t Heme r SCHUPP einen zeitge -
nössischen Berich t i n eine m Aufsatz übe r „Di e Schlach t v o m l . / l l . Janua r 163 6 bei Ha -
selünne i m Spiege l de r Quellen " (in : JbEmsländHeimatbun d 45 , 1999 , S . 2 9 3 - 3 0 8 , 
2 Abb.) . Be i diese r Schlach t kam , was ih r ein e gewiss e Bedeutun g verlieh , de r schwedi -
sche Generaüeldmarschal l D o d o vo n Inn - un d Knyphause n um s Leben . 

In die Endphas e de s Dreißigjährige n Kriege s führt die Biographie , di e Bettin a SCHMIDT-
CZAIA über „Wtihelm Reinhard von Scheffer t genannt Weisweüer (1586-1648 ) un d de [n] 
Abzug de r Hessen au s Ostfriesland" verfass t ha t (in : Emderjb 79 ,1999 , S . 158-186) . Al s 
landfremder Adlige r woh l 162 9 zu m Dros t de s ostfriesische n Stickhause n ernannt , wa r 
Scheffert zwische n 163 7 un d 164 7 i n geheimen Missione n fü r da s neutrale , vo n Hesse n 
besetzte Ostfrieslan d täti g un d hiel t vo r alle m de n Kontak t mi t Kurköln . Sei t 164 5 am -
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tierte e r als ostfriesischer Gesandte r be i de n Münsteraner Friedensverhandlungen , w o e r 
sich insbesondere um de n unentgeltliche n Rückzu g der hessischen Truppen aus Ostfries -
land bemühte , de r dan n ers t nac h Scheffert s To d (1648 ) i m Jahre 165 0 erfolgte . 

„Der Abzug de r Schwede n au s Vörden i m Jahre 1652 " ist, wie Ger d STEINWASCHE R zeigt, 
ein schöne s Beispie l fü r historisch e Legendenbildun g (in : OsnabrMitt 105 , 2000, S . 3 9 -
50). Al s ein e de r schwedische n Festunge n i m Hochstif t Osnabrüc k wa r Vörde n Gegen -
stand eine s schwedisch-osnabrückische n Vergleichsvertrag s de s Jahre s 1650 , de r vor -
wiegend di e finanziellen  Aspekt e de s Unterhalt s un d de s anstehende n Abzug s de r 
schwedischen Truppe n regelte . Anders al s oftmals z u lesen, wurde diese r Abzug aber ers t 
1652 vollzogen , wa s einma l meh r au f di e Tatsach e hinweist , das s ei n Vertra g da s eine , 
seine Verwirklichun g abe r etwa s andere s ist . 

„Und imme r wiede r Vechta " is t ei n Aufsat z vo n Walte r BARTO N überschrieben, de r i m 
Wesentlichen aneinandergereiht e „Pressebericht e übe r di e ,Vechtisch e Sache * i n de n 
Friedens-Nachverhandlungen 1649-1654' * enthäl t (in : JbOldenbMünsterlan d 1999 , 
S. 6 8 - 8 8 , 4  Abb.) . Dabe i geh t e s u m di e Räumun g Vechta s durc h di e Schweden , di e al -
lerdings noc h 165 2 ihr e au s Vörde n abgezogen e Besatzun g ebe n dorthi n verleg t hatten . 
Der Aufsat z is t wenige r deswege n hervorzuheben , wei l e r Neue s zu r Sach e selbe r bei -
tragen könnte , al s vielmeh r deswegen , wei l e r eine n Baustei n zu r Pressegeschicht e de s 
17. Jahrhunderts bietet . 

Die lokal e Überüeferun g übe r „Di e Pes t in Duderstad t 1682/1683 " sichtete Diete r WAG-
NER (in: Südniedersachsen 2 8 , 2 0 0 0 , S . 2 -9 ) un d komm t au f eine Zahl von meh r al s 50 0 
Opfern, unter dene n auffaüenderweis e di e Katholike n deutlic h überrepräsentiert waren . 

Emst SCHUBER T hielt eine n Festvortrag über „Die Act of Settlement" , in dem er fragte, o b 
„1701 -  ei n Gedenkjah r fü r di e Geschicht e Niedersachsen s ode r fü r di e Geschicht e Eu -
ropas?** gewesen se i (in : 300. Jahresta g „Ac t o f Settlement* ' [Schriftenreih e de s Nieder -
sächsischen Landtage s 44 ] , Hannove r 2001 , S . 14-24) . Di e damalig e Übertragun g de r 
britischen Thronfolg e a n da s Königshau s Hannove r wurd e wede r i n Londo n noc h i n 
Hannover begeister t begrüßt , un d ih r End e 183 7 wurd e ehe r beiläufig zu r Kenntni s ge -
nommen. D e n n o c h wirkt e si e al s Personalunio n au f Europ a und , wa s di e Verfassungs -
entwicklung anging , au f Großbritannie n ebens o wi e au f Hannover . 

In zwe i en g miteinande r verzahnte n Aufsätze n verfolg t Burghar d SCHMID T die Geschi -
cke Emden s i m Siebenjährige n Krieg : „Regionalgeschicht e i m Spannungsfel d vo n euro -
päischer Hegemonialpoliti k un d militärischer Okkupation : Di e Stad t Emden i m Sieben -
jährigen Krie g (1756-1763) " (in : Emderjb 80 ,2000 , S . 78-123 ) un d „Di e Stad t Emden i n 
den Jahre n 1756/57 : Französisch e Konsulats - un d Militärbericht e au s de r Zei t de s Sie -
benjährigen Krieges " (in : ebd. , S . 124-136) . Insbesonder e di e i m zweite n de r Aufsätz e 
(in Übersetzung ) mitgeteilte n französische n Berichte , dere n Auswertun g i n de r erste n 
der beide n Veröffentlichunge n erfolgt , erlaube n es , neu e Einblick e i n di e Geschicht e 
Emdens jene r Jahr e z u gewinnen . Dabe i werde n besonder s di e Festungsbauten , ih r Zu -
stand un d ihr e Finanzierun g i n de n Blic k genommen , abe r auc h di e innerstädtische n 
Aufstände, di e durc h da s Fehle n eme r obrigkeitliche n Autoritä t wenn nich t hervorgeru -
fen, s o doc h mindesten s ermöglich t wurden . 

Nach gleiche m Muste r ha t Burghar d SCHMID T in zwe i Aufsätze n auc h „Di e Kämpf e u m 
die Festun g Harbur g i m Siebenjährige n Krieg " dargestell t un d anschließen d dara n 
„Quellen un d Dokument e zu r Geschicht e Harburg s i m Siebenjährige n Krieg : Ein e Be -
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Standsaufnahme de r historischen Überlieferung " publizier t (in : Harburgjb 21 , 2000 , 
S. 47-77 und 79-105,6 Abb.). Die hannoversche Festung Harburg war vor der Konven-
tion von Zeven 1757 von den Franzosen besetzt worden und konnte erst nach mehrwö-
chiger Belagerung durch hannoversche Truppen wieder zurückgewonnen werden. 

„Vom Ehrenbürgerrecht der Freien Hansestadt Bremen" berichtet Hartmut MÜLLER (in: 
Bremjb 78,1999, S. 189-200,1 Abb.) und veröffentücht eine vollständige Liste der bre-
mischen Ehrenbürge r von der erstmaügen Verleihun g diese r Würde 179 7 bi s heute. 
Wurde das Ehrenbürgerrecht bis 1945 nur Auswärtigen verliehen, so wurden seither nur 
Bremer damit ausgezeichnet. 
„,Es wird neuer materieüer Wohlstand unter uns erblühen! 4" überschreibt Wolfgang JÜR-
RIES seinen Aufsatz über „Das Revolutionsjahr 1848/49 im Hannoverschen Wendland 
(in: Hannoversche s Wendland 15 , 1994-1997, ersch. 2001, S. 261-314). Vor allem ent-
lang der Elbe, in Hitzacker, Dannenberg, Schnackenburg und Gartow, weniger dagegen 
im Süden des Wendlandes machte sich die Stimmung der Revolution bemerkbar. Jedoch 
war auch hier jene „auffällige Ruhe" zu konstatieren, die den gesamten Landdrosteibe-
zirk Lünebur g kennzeichnete . Das s es dennoch zu Petitionen an die Hannoversche 
Ständeversammlung kam (Verzeichni s S. 303-308), dass sich Vereine büdeten und dass 
sich die politische Teilhabe auf der kommunalen Ebene zu verbreitem begann, zählt zu 
den längerfristigen Folgen der Revolution auch im Wendland. 
„,Associiren, Agitiren, Queruüren, Petitioniren, Mitregiren'" sind die Schlagworte, unter 
denen Paul WESSELS „Die Geschichte der Volksversammlungen in Eschen während der 
Jahre 1848/49" subsumiert (in: Emderjb 79,1999, S. 211-232). Dieser zentral bei Aurich 
gelegene Ort wurde seit dem April 1848 Schauplatz von Volksversammlungen, die von 
Vertretern der Landgememden zusammengerufen wurden und einen Anspruch auf Re-
präsentanz für ganz Ostfriesland erhoben. Die Versammlungen hatten für die am 7. Ja-
nuar 184 9 erfolgende Gründun g eines „Allgemeinen Ostfriesische n Volksverems " er -
hebliche Bedeutung und wollten „zur Besprechung ostfrieslandweiter poütischer Anlie-
gen des dritten Standes" ein Forum bieten (S. 230). Insofern sieht der Verfasser in ihnen 
„ein echtes Stück demokratischer Kultur in Ostfriesland" (S. 231). 

„Der ,Texas'-Fall und die oldenburgische Außenpolitik" ist ein Aufsatz von Cor d EBERS-
PÄCHER überschrieben, der „Die diplomatischen Folgen von Schiffbruch und Ausplün-
derung der oldenburgischen Bark /Texas' 1857 im Chinesischen Meer" behandelt (in: Ol-
denburgjb 101,2001, S. 93-108,5 Abb.). Die Grenzen der Einwükungsmöglichkeiten ol-
denburgischer Außenpolitik in der Seestraße zwischen Taiwan und dem chinesischen 
Festland waren offensichtlich bald erreicht, eine wüksame Hitie für die Besatzung konn-
te trotz der Einschaltung befreundeter Diplomaten nicht erfolgen. Die Fallstudie zeigt 
diese Grenzen poütischer Einflussnahme in der zunehmenden Globalisierung schon der 
Mitte des 19. Jahrhunderts nachdrücklich auf. 
Helmut LENSING untersucht die „Wahlmanipulationen im Landtagswahlkreis Lingen-
Bentheim" ausgangs de s 19. Jahrhunderts (in : OsnabrMitt 104 , 1999, S . 253-275, 1 
Abb.) und vertieft damit einen Teüaspekt seiner 1999 im Druck erschienenen Disserta-
tion übe r „Die Wahlen zum Reichstag und zum Preußischen Abgeordnetenhaus im Ems-
land und in der Grafschaft Benthei m 186 7 bis 1918" (vgl. Nds. Jb. 73, 2001, S. 508f.). 
Simone HERZIG hat „Julikrise und Kriegsbeginn 191 4 im Spiegel der Osnabrücker Ta-
gespresse" untersucht (in: OsnabrMitt 106, 2001, S. 201-245) und zeigt in einer gelun-
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genen Analys e de r Berichterstattun g de r vie r Osnabrücke r Tageszeitunge n jene r Jahr e 
Kriegsfurcht, abe r auc h Kriegsbereitschaft , Entsetze n vo r de m drohende n Krieg , abe r 
auch Einverständni s mi t de m Kriegseintrit t und dami t als o di e nahez u völlig e Übernah -
me reichswei t gültige r Argumentationsmuster auc h i n Osnabrück . 

Martin GOHLK E untersuch t vorwiegen d aufgrun d vo n Pressemeldungen , welch e Ent -
wicklung „De r Delmenhorste r Volks - un d Soldatenra t i n de r deutschen Revolutio n vo n 
1918/19" genommen ha t (in : Arbeiterbewegung un d Sozialgeschicht e 8 ,2001 , S . 5 -30) , 
und liefer t dami t eine n wil lkommene n Beitra g zu r Geschicht e diese r Monat e au f örtli -
cher Ebene . 

Uwe RUPRECH T versucht, aufgrun d vo n Gerichtsakte n „Hauptman n Berthold s Tode " z u 
erhellen, un d beschreib t das , wa s späte r „De r ,Harburge r Blutmontag ' a m 15 . Mär z 
1920" genannt wurd e (in : Staderj b 89 /90 , 1999/2000 , ersch . 2001 , S . 199-214) . Rudol f 
Berthold, hochdekorierte r Fliegerhauptman n de s Erste n Weltkrieges , erschie n a m 14 . 
März mi t eine r mehrer e hunder t Köpf e starke n Einhei t de r Kapp-Putschiste n i n Har -
burg. Au s de r Konfrontatio n mi t gegnerische n Arbeiter n wurd e ei n Gemetzel , i m Ver -
laufe desse n Berthol d gelynch t worde n z u sei n scheint . Di e Vorgäng e i m Einzelne n z u 
rekonstruieren, is t wegen de r vielfach widersprüchliche n Zeugenaussage n un d de r spä -
ter einsetzende n nationalsozialistische n Legendenbildun g faktisc h unmöglich . 

„Der Christlich-Sozial e Volksdiens t i n de r Grafschaf t Benthei m un d i m Emsland " is t 
Gegenstand eine s voluminösen Aufsatzes vo n Helmu t LENSING , der darin „Di e regiona -
le Geschicht e eine r streng protestantischen Parte i i n de r Endphase de r Weimarer Repu -
blik" darstell t (in : Emsländische Geschicht e 9 ,2001 , S . 6 3 - 1 3 2 , 12 Abb.) . Der Aufsatz er -
öffnet ein e Reih e vo n Porträt s politische r Parteie n i m Emslan d i n de r Weimare r Repu -
blik, di e L . vorzulegen beabsichtigt . 

„ »Antisemitisch bis in die Knochen!'" sind nach Auffassung eine s Bremer Bürgermeister s 
aus de m Jahr e 193 8 di e Einwohne r seine r Stad t gewesen . Diete r FRICK E untersucht mi t 
diesem Zita t als Titel die „Judenfeindschaf t i n Breme n während de r Weimarer Republik " 
(in: Arbeiterbewegung un d Sozialgeschicht e 5 , 2000 , S . 5-17) . Offe n antisemitisc h auf -
tretende Verbänd e agierte n unbeeinträchtigt . Gewalttätig e Überfäll e un d Boykott e jüdi -
scher Geschäfte sin d in de n zwanziger Jahren durchau s nachweisbar , blieben abe r in de r 
Regel ungeahndet . 

„Mit de r ,Rote n Fahne ' i n de n Untergang " schie n de r Weg z u führen , de n „De r Wider -
stand de r KP D gege n de n Nationalsozialismu s i m Emslan d nac h de r Machtergreifung " 
ging, wi e Ger d STEINWASCHE R zeig t (in : JbEmsländHeimatbund 47 , 2001 , S . 85-113 , 9 
Abb.). I n durchaus programmatische r Absich t eröffne t e r diesen Aufsat z mi t Überlegun -
gen zu r westdeutschen Forschungsgeschicht e au f diese m Feld , di e durc h di e Konfronta -
tion de s Kalte n Kriege s un d di e kritiklos e Darstellun g de s KPD-Widerstande s durc h di e 
DDR-Forschung ein e besonder e Richtun g nahm . Wa s Steinwasche r berichtet , sin d Wi -
derstandsaktionen au f hoffnungslosem Posten , mi t der einzigen Gewissheit , frühe r ode r 
später mindesten s i m Zuchthau s z u landen , wen n de n einzelne n Aktiviste n nich t ei n 
schlimmeres Schicksa l erwartete . Di e Auswertun g insbesonder e de r Gestapo-Überliefe -
rung erlaub t es , bedrückend e Schicksal e de r kommunistische n Widerständle r nachzu -
zeichnen. 

„Das Verhältni s vo n N S D A P un d Breme r Sena t i m Spiege l nationalsozialistische r Stim -
mungsberichte" de r Jahre 1933-3 9 zeichne t Friedhel m GRÜTZNE R nach (in : Bremjb 79 , 
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2000, S . 116-144) . Dabe i begegne t e r Formen eine s -  vo n ih m s o genannte n -  kleinbür -
gerlich-plebejischen Radauantisemitismus , de r sich nicht zuletz t au s de m Gefüh l de r ei -
genen wirtschaftliche n Benachteiligun g speist e un d sic h z u Denunziatione n eigene r 
Konkurrenten auswuchs , wi e Beispiel e au s de m Kohlenhande l besonder s deutlic h wer -
den lassen . O b dies e Schriftstück e nich t allei n fü r sich sprechen , un d als o eine r stellen -
weise moraüsieren d wirkende n Kommentierun g durc h de n Verfasse r ga r nich t bedür -
fen? Zumeis t is t die Sprach e solche n Anschwärzens s o verräterisch , das s sie alleine aus -
reicht, de n Denunziante n z u denunzieren . 

„Der Gauleite r Car l Rove r un d sein e innerparteUich e Personalpoliti k a m Beispie l de r 
emsländischen Kreisleiter " is t da s Them a eine r knappe n Skizz e vo n Michae l RADEMA-
CHER (in: Emsländisch e Geschicht e 9 ,2001 , S . 1 5 2 - 1 6 9 , 4 Abb. , mehrere Tab.) , di e ein -
drucksvoü deutlic h macht, das s dies e Schich t de r NS-Funktionäre durchwe g persönlic h 
hochproblematisch war . So dürfti g di e Nachrichten i m Einzelnen sei n mögen , tiefem  si e 
doch z u eine m jüngs t in de r Erforschung de s Nationalsozialismus stärke r berücksichtig -
ten Forschungsfel d einig e Ergänzungen . 

„Hannover un d da s Groß-Hamburg-Geset z vo n 1937 " hatten , wi e Diete r BROSIUS he -
raussteüt, vorwiegend wegen de s Schicksals der hannoverschen Stad t Harburg und ihre r 
Umgebung etwa s miteinander z u tun (in : ZVHambG 87,2001 , S . 9 3 - 1 1 2 , 2 Abb.) . Plän e 
zur Neugliederun g de r südelbische n Nachbarschaf t Hamburg s gehe n bi s au f da s Jah r 
1914 zurück , wurde n abe r erst sei t den zwanzige r Jahren intensiver diskutiert . 192 7 ent -
stand zunächs t di e Doppelstad t Harburg-Wilhelmsburg , währen d di e entscheidende n 
Weichenstellungen zu r Reichsreform i m Hamburger Umkreis um di e Jahreswende 1936 / 
37 erfolgte n un d schüeßüc h i n de r Angliederung de r Doppelstad t a n Hambur g endeten . 

„Der Kriegsemsat z braunschweigische r Schüle r 194 4 i n de n Niederlanden " sollte , wi e 
Karl TRAUPE als damals Beteiligter , aber auch unter Rückgriff au f Aktenüberlieferung zei -
gen kan n (in : BraunschwJbLG 80 , 1999 , S . 179-193) , de m Ba u eine s „Westwalles " ent -
lang de r Ijsse l dienen . Beteilig t ware n meh r al s 90 0 Schüle r i m Alte r von 14-1 7 Jahren . 
Dass di e Aktio n miütärisc h sinnlo s gewese n ist , lieg t au f de r Hand ; das s jedenfall s vo n 
Seiten manche r Lehre r schriftiich e Kriti k geüb t wurde , sollt e hervorgehobe n werden . 

„Zwangsarbeit i n Hildesheim" , s o Marku s ROLOFF, spielte sic h al s „De r Arbeitsemsat z 
für die Rüstungswütschaf t de s Dritten Reiches" in mehreren Großbetriebe n de r Stadt a b 
(in: Hildesheimjb 70 /71 ,1998 /99 , S . 163 -189 , 9 Abb.) . I n di e Tausende ginge n di e Zah -
len ausländischer Beschäftigter , überwiegen d Zwangsarbeiter , weniger Kriegsgefangene r 
und ers t i m Mär z 194 5 auc h KZ-Häftlinge , di e unte r großenteil s entwürdigende n Um -
ständen i n de r Stadt und ihrem unmittelbaren Umlan d untergebracht wurden und dere n 
Verteüung au f di e einzelne n Betrieb e au s eine r i m Anhan g de s Aufsatze s mitgeteilte n 
Liste ersichtlic h wird . 

Die „Gesichte r de r Zwangsarbei t i n de r Gauhauptstad t Weser-Ems : Oldenburg " unter -
schieden sich , wi e Katharin a HOFFMANN nachweist , vo n de n Hildesheime r Verhältnis -
sen nich t wesentiic h (in : Arbeiterbewegun g un d Sozialgeschicht e 6 , 2000 , S . 5-27 , 
2 Abb.) . Freiüc h wurden di e Zwangsarbeite r i n Oldenbur g meh r al s in HUdeshei m bei m 
Straßenbau un d bei öffentliche n Baumaßnahme n eingesetzt , wenige r in de r Großindus -
trie. 

Stephanie ABKE steü t unte r de m Tite l „Denunziatio n -  ei n typisc h weibüche s Delikt ? 
Frauen un d Denunziatio n i m Krei s Stad e 1933-1949 " erst e Ergebniss e ihre r einschlägi -
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gen Dissertatio n vor , di e i n de n Rahme n eine s umfassendere n Forschungsprojekt s zu r 
Geschichte de r Denunziatio n i n Deutschlan d 1933-195 5 gehör t (in : Staderj b 89 /90 , 
1999/2000, ersch . 2001 , S . 215-228) . Nich t nu r während de s Nationalsozialismus , son -
dern auc h i n de r Umbruchszei t de r Nachkrieg s jähre nutzte n auc h Frauen , wenngleic h 
zahlenmäßig nich t auffallen d viele , „da s Mitte l de r Denunziatio n zu r Durchsetzun g 
ihrer persönliche n Interesse n un d zu r Lösun g private r Konflikte " (S . 227) , wi e A . an -
hand vo n Beispiele n deutlic h macht . 

„Die Beamtenschaf t de r Finanzverwaltung i n Breme n i n de r unmittelbaren Nachkriegs -
zeit" kennzeichnet Bettin a SCHLEIE R in eine r ersten Skizz e (in : Bremjb 80 ,2001 , S. 168 -
180, 3  Tab. , 1  Schaubild) . Dabe i geh t e s i m Wesentliche n u m di e Personalentwicklun g 
und -struktur , u m di e vorhergehend e Mitgliedschaf t de r Beamte n i n de r N S D AP (79%) , 
um di e Beteiligun g a n Verfolgungsmaßnahme n de s NS-Staate s sowi e u m da s Schicksa l 
dieser Beamte n i n de r Entnazifizierung . 

Die „Schulspeisun g i n Niedersachsen nac h 1945 " stellt knapp und vorwiegend aufgrun d 
von Materia l au s Rotenbur g Gerno t BREITSCHU H da r (in : RotenburgSchr r 86 , 1999 , 
S. 36-47) . 

Rolf VOLKMANN gibt unter dem Tite l „Da s Flüchtlings - und Vertriebenenlager Mariental . 
Seine Entwicklun g un d Bedeutun g fü r di e Nachkriegsgeschichte " (in : BraunschwJbL G 
80,1999, S . 195-212 , 7  Abb. ) di e Kurzfassun g eine r von ih m erarbeitete n einschlägige n 
Monographie, di e i m Nds . Jb . nich t angezeig t wurde . Meh r al s 700.00 0 Persone n pas -
sierten diese s Durchgangslage r zwische n Novembe r 194 5 un d de r Schließun g i m Mär z 
1947. Di e offenkundi g gut e Zusammenarbei t zwische n deutsche r Lagerleitun g un d bri -
tischer Militärregierun g macht e Marienta l be i Helmsted t z u eine r Vorbildinstitution . 

„,Die Entlassun g ha t groß e Bestürzun g hervorgerufen'" , zitier t Michae l HIRSCHFEL D 
eine zeitgenössisch e Kreistagsresolution , den n „De r Lingene r Oberkreisdirekto r Dr . 
Walter Kallabi s wurd e 194 7 ei n Opfe r de r Entnazifizierung" , ohn e das s e r sic h erkenn -
bar i m Sinn e de s nationalsozialistische n Staate s betätig t hätt e (in : JbEmsländHeimat -
bund 45 , 1999 , S . 15-48 , 6  Abb.) . Als nationalkonservative r Beamter , de r sic h de m N S -
Staat zur Verfügung gestell t hatte , wurde e r Anfang 194 6 zunächs t Verwaltungsleite r i m 
Landkreis Lingen , sah sich jedoch von Anfang an semer früheren Tätigkeiten wegen Ver -
dächtigungen ausgesetzt , aufgrun d dere r e r i m Jun i 194 7 vo n seine m Poste n entlasse n 
wurde. 

Die Geschicht e eine s Oldenburge r DP-Lager s für Letten verfolgt Ol e SPARENBER G in sei -
nem Aufsat z „Vo m Ausländerwohnlage r Ohmsted e zu r Rennplatzsiedlung " (in : Olden -
burgjb 100 ,2000 , S . 177-199 , 6  Abb.) . E r beschreibt zunächs t di e rechtlic h unklar e un d 
humanitär unsicher e Situatio n diese r DPs , dann vo r allem aber die Versuche, da s Lager -
leben einigermaße n annehmba r z u gestalte n un d fü r Arbei t z u sorgen . I m Schatte n de r 
Wiedereingliederung de r deutsche n Flüchtling e un d Vertriebene n stehend , hatte n di e 
ausländischen DP s i n diese m ers t 196 2 geschlossene n Lage r dabe i keine n leichte n 
Stand. 
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Geschichte des Judentums 

Wilhelm RÜLANDER , Bernhard HERBER S und Hein z STRUCKMAN N haben gemeinsa m zu -
sammengetragen, wa s „Zu r Geschicht e de r Juden i n Haselünne " i n Erfahrun g z u brin -
gen is t (in : Emsländische Geschicht e 9 ,2001 , S . 1 5 - 6 2 , 1 0 Abb.). Di e klein e Grupp e sei t 
1701 i n Haselünn e ansässige r Jude n gehört e zu r Synagogengemeind e Sögel , verfügt e 
aüem Anschei n nac h abe r durchwe g übe r eigen e Hauslehre r fü r die Reügionsunterwei -
sung und sei t dem 19 . Jahrhundert auch über euren Friedhof am Ort . Mehr als die Häute 
des Aufsatzes is t de r Geschicht e de r wenigen Famüie n i n de r Zei t de s Nationalsozialis -
mus gewidme t un d verfolg t ihr e Spure n bi s zu r Ermordun g i n Stuttho f un d Auschwitz . 

Ernst BEPLATE veröffentücht „Au s alten Gerichtsakten " einig e Vorgänge u m „Testamen -
te, Schuldverschreibungen, Hypotheke n un d Anleihen von Juden aus Lehe , Geestendor f 
und Wulsdor f vo n 175 0 bi s 1850 " (in : JbMännerMorgenstern 79 , 2000 , S . 4 5 - 7 0 ) un d 
macht dami t au f seme r Meinun g nac h bishe r unterschätzt e Queüenbeständ e aufmerk -
sam. 

In de n Zusammenhan g de r verstärk t betriebene n Erforschun g de s Landjudentum s ge -
hört der Aufsatz über „Landrabbinat und Landesrabbiner im Herzogtum Braunschweig " 
von Joachim SCHMI D (in: BraunschwJbLG 81,2000 , S . 101-116 , 4 Abb.) . Mit de r Ernen -
nung de s Israe l Jacobso n zu m Landesrabbine r 179 5 un d seine r Leitun g de s jüdische n 
Konsistoriums, da s 180 8 unte r französische r Ägid e geschaffe n wurde , wurd e ein e Ver -
änderung des Verhältnisses de s braunschweigischen Staate s zu den Juden eingeleitet, di e 
seit de n zwanzige r Jahre n z u weitgehen d vo m Staa t initiierte n Reforme n de r überwie -
gend kleine n Synagogengemeinde n i m Land e Braunschwei g führte . 

„Ein Jahrhundert jüdischen Leben s i n Herzlak e / Bakerde " i m Emslan d skizzier t Theo -
dor POLL E (in: Emsländische Geschicht e 8 , 2000 , S . 122-131 , 4  Abb. ) un d liefer t dami t 
einen kleine n Mosaikstei n zu r Existen z i n de r jüdischen Diaspor a zwische n 182 9 un d 
den nationalsozialistische n Verfolgungen . 

Barbara JOH R schildert, wi e „Di e Jüdisch e Gemeind e i n Bremen " unte r beengte n Ver -
hältnissen „Neugründun g und Wiederaufbau 1945-1961 " erlebte (in : Arbeiterbewegun g 
und Sozialgeschicht e 7 , 2001, S . 5 -21 , 4  Abb.) . Unte r de m unmittelbare n Eindruc k de r 
nationalsozialistischen Verfolgungs - un d Ermordungstate n stehend , erhielte n i n Bre -
men verblieben e Jude n noc h 194 5 ei n Gemeindezentru m un d bemühte n sic h u m de n 
Wiederaufbau eme r Gemeinde . Ers t i n de n frühe n fünfzige r Jahre n ware n di e vermö -
gensrechtlichen Verhandlunge n s o weit abgeschlossen , das s de r Neubau eine r Synagog e 
vorbereitet werde n konnte , de r dan n 196 1 abgeschlosse n wurde . 

Rechts-, Verfassungs- und Sozialgeschichte 

Brage BE I DER WIEDEN erläutert a n sech s urkundliche n Beispielen , das s „Da s Rech t de r 
Engem" noc h i m 12 . Jahrhundert ein e erns t z u nehmend e Bezugsgröß e darstellt e (in : 
Staderjb 87/88,1997/98, ersch . 1999 , S. 8 3 - 9 4 ) un d weist damit auf das Fortleben diese s 
Rechts bi s i n di e Jahrzehnte unmittelba r vo r de m Sachsenspiege l hin . 

In eine m wei t ausholende n Überblic k setz t sic h Josef MÖLLE R mit eine m frühere n Auf -
satz vo n Ola f Bordasc h auseinande r (vgl . Nds . Jb . 71,1999, S . 474 ) un d stell t di e Frage , 



Thomas Vogther r 469 

ob e s „I m Saterlan d Sögele r Friesen? " gegebe n hab e (in : JbOldenbMünsterlan d 1999 , 
S. 99-130) . Dabe i beschäftig t e r sic h insbesonder e mi t de r Rechtsgeschicht e de r Graf -
schaft de r Sögele r un d de s Saterlande s mi t de m Gerichtsor t Ramsloh . Instrukti v is t da s 
Protokoll de r Öffnung eine r Truhe 1812 , in de r die Saterlände r Privilegien verwahrt wur -
den (S . 108-110 ) sowi e di e Editio n un d Übersetzun g de s Saterlände r Landrechte s i n 
einer Fassun g vo n 158 7 (S . 111-116) . 

„Verbale Aggressio n i m Spiege l südniedersächsische r städtische r Statute n de s Spätmit -
telalters" untersuchte Raine r DRIEVE R (in: Göttjb 48 ,2000 , S . 37-52) . E r sichtet norma -
tive Quelle n un d komm t z u de m Schluss , das s di e Rät e au f ehrverletzend e Äußerunge n 
im Spätmittelalter i m Allgemeinen zunehmen d verrechtlich t reagierten . Zie l war es, kol -
lektiv wi e individuel l gemeint e Ehrverletzunge n z u beschränken ; da s Mitte l bestan d i n 
einer zunehmende n Strafandrohung . 

„Häuptlingsmacht, Freiheitsideologi e un d bäuerlich e Sozialstruktu r i m spätmittelalter -
lichen Friesland" stellt in souveräner Auswertung de r relativ wenigen erhaltene n Schrift -
quellen Heinric h SCHMID T dar (in : Zwischen Nicht-Ade l un d Adel , hg . von Kur t Ander -
m a n n / Pete r Johanek [Vorträg e und Forschunge n 53] , Stuttgart 2001, S. 285-309) . De n 
gemeindlichen Widerstan d gege n Herrschaftsbildunge n einzelne r Familie n sieh t e r u m 
1350 erschlaffen; seithe r werden „Häuptlinge " in den Quelle n genannt. Aufstände wie i n 
Butjadingen 141 9 zeigen , das s diese r Widerstan d nich t gänzlic h überwunde n worde n 
war und sic h nach wie vo r in de n Kirche n und ihre n Gemeinde n kristallisierte . Ers t aus-
gangs des 15 . Jahrhunderts verfestigte sic h ein greifbarer Unterschied zwische n Adel un d 
Nicht-Adel i n Friesland . 

Erst an diese r Stell e z u nennen , obwoh l zeitlic h früher liegend e Verhältniss e berührend , 
ist ei n Aufsat z vo n Ems t SCHUBERT , de r „Di e friesisch e Freihei t i m europäische n Ver -
gleich" behandel t un d „Island , Schweiz , Siebenbürge n un d Schottland " al s Vergleichs -
stücke heranzieh t (in : Die Friese n -  ei n Vol k fü r sich ? Beiträg e übe r Geschichte , Spra -
che un d Gegenwar t zu m Friesenkongre ß 200 0 i n Jever/Friesland , Auric h 2001 , S . 5 9 -
89). E r wendet sic h vorwiegend de m 13 . Jahrhundert zu und forsch t nac h de m sic h wan -
delnden Inhal t de r friesischen Freihei t (nich t „Freiheiten" , wie manchma l andernort s z u 
lesen), dere n Ker n i m Rech t de s Einzelne n bestand , verfolg t di e Entwicklun g vo m per -
sonal zu m territoria l geltende n Rech t un d schließ t mi t skeptische n Bemerkunge n übe r 
die Definierbarkei t eine s scheinba r s o einfache n Begriffe s wi e de m de r „Freiheit" . 

Gesine SCHWAR Z behandelt unte r dem Tite l „,.. . dami t nicht Zwietracht werde zwische n 
meinen Freunde n u m mei n nachgelassene s Gut... " eine n ungewöhnliche n Gegenstand , 
das „Testamen t un d Nachlaßinventa r de r Irmgar d vo n Salde r ( f 1475) " (in: Salzgitterj b 
2 1 / 2 2 , 1 9 9 9 / 2 0 0 0 , S . 28-77 ,1 2 Abb.) . Scho n Testament e adlige r Fraue n au s de m Mittel -
alter sind selten , zutiefs t ungewöhnlic h abe r ist di e Tatsache, das s zu eine m solchen , oh -
nehin außergewöhnlic h aussagekräftige n Stüc k noc h da s Rechnungsbuc h eine s de r Tes-
tamentsvollstrecker erhalte n ist , i n de m sic h dan n -  zu m dritte n Mal e ungewöhnlic h -
auch noc h da s Nachlassinventa r auffinde n ließ . Was di e Sozialgeschicht e de r spätmit -
telalterlichen adlige n Fra u angeht , wa s de n Lebensallta g diese r Schich t angeht , is t de m 
Berichterstatter sei t einige n Jahre n kein e ähnlic h instruktiv e Quelleninterpretatio n vo r 
Augen gekommen . 

Jürgen HUC K verfolgt „Da s adlig e Gerich t Wülfingen " vo r alle m i m Lauf e de r Frühe n 
Neuzeit bi s zur Aufhebung 182 2 und untersucht dami t „Ei n ehemaliges Niedergericht i m 
calenbergisch-hildesheimischen Grenzgebiet " (in : Di e Diöz . HUdeshei m i n Verg . un d 
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Gegenw. 68 , 2000 , S . 37-117 , 2  Abb.) . Vermutlic h scho n au f ein e hochmittelalterlich e 
Belehnung durc h di e Hildesheime r Bischöf e zurückgehend , bestan d diese s Gerich t de r 
Familie Boc k von Wülfingen übe r reichüch zwei Dutzen d Höfe . Di e QueUenlag e erlaub t 
es ers t fü r di e Zei t sei t de m 1 7 Jahrhundert , genauer e Aussage n übe r da s tatsächlich e 
Funktionieren de s Gericht s z u machen . Juriste n un d Notar e abe r sin d scho n sei t de m 
16. Jahrhundert i n Dienste n de r Familie belegbar , wie überhaup t di e Aussagen übe r da s 
Gerichtspersonal (S . 85-101 ) rechtspraktisc h wi e sozialgeschichtüc h instrukti v sind . 

Auf umfangreich e Forschungslücke n i n de r Osnabrücke r Sozialgeschicht e de r frühe n 
Neuzeit mach t Fran k KONERSMANN in seine m Aufsat z „Di e Famiti e Teng e un d ihr e so -
zialen Verflechtunge n vo m 16 . bi s zu m 19 . Jahrhundert" aufmerksa m (in : OsnabrMit t 
106 ,2001 , S . 145-167) . De r Aufstieg diese r au s Ibbenbüre n stammende n Fantili e i n Os -
nabrück setz t ausgang s de s 16 . Jahrhunderts ein , führ t si e bi s i n di e Kreis e de r wohlha -
benden Großkaufleut e un d läss t sie i m 19 . Jahrhundert z u emer der führenden Famiüe n 
des „überregiona l agierende n Wutschaftsbürgertums " werde n (S . 146) . K . geh t diese m 
Aufstieg mi t de n Mittel n de r Verflechtungsanalyse nac h un d zeigt , welch e Erkenntniss e 
mit Hufe diese s vo n Wölfgan g Reinhar d entwickelte n Konzepte s z u gewinne n sind . 

„Von Bürger n un d Missetaten " berichten „Di e Graffit i i m Gefängni s de s Göttinge r Rat -
hauses", di e Sabin e WEHKING un d Christin e WULF sorgfälti g erfasst , transkribier t un d 
erläutert habe n (in : Göttjb 47 , 1999 , S . 3 9 - 6 1 , 1 0 Abb.) . I n di e Zei t zwische n 158 0 un d 
1620 gehörend , lasse n sic h di e Urhebe r de r Graffit i auc h prosopographisc h fassen . 
Damit entsteh t ei n sozial - wi e rechtshistorisc h farbige s Bil d vo n „Delikt e [n] un d Ge -
richtswesen i n Göttinge n u m 1600" , da s di e Verfasserinne n abschließen d (S . 58-61 ) 
zeichnen. 

Günter SPANNAUS stellt „Die Ratsapothek e un d di e Ratsapotheke r i n Northeim" sei t de r 
ersten Nennung eine s Northeimer Apothekers 156 2 da r (in: Northeünjb 66 ,2001 , S. 4 0 -
6 5 , 6 Abb.) . Die Nachrichten beziehe n sich insbesondere au f das 19 . und 20. Jahrhunder t 
und enthalte n nebe n viele n Biographic a auc h pharmaziegeschichtlic h Interessantes . -
Der bedeutendste Nam e unte r de n Northeimer Ratsapotheker n is t übrigens der des spä -
teren niedersächsischen Ministerpräsidente n Diederich s (1961-1970) , de r die Apothek e 
von 1923-3 0 innehatte . 

Axel WELLNER porträtiert Leben , Laufbah n un d Wirke n de r „Osterode r Stadtärzt e Jo -
hann (1581-1665 ) un d Statiu s Heinric h Craue l (1623-1686) " (in : Heimatbllsüdwestl -
Harzrand 5 6 , 2 0 0 0 , S . 2 - 2 3 , 4  Abb. ) un d gib t dami t eine n lesenswerte n Einblic k i n di e 
sozialhistorischen Aspekt e kleinstädtische r Medizingeschichte . 

In eine r fü r de n Druc k zusammengefasste n Magisterarbei t übe r „Braunschweigische s 
Müitärwesen 1641-1714 " untersucht Raine r JACOBS „Heeresorganisation i m Spannungs -
feld v o n landständische r Verfassun g un d fürstliche m Absolutismus " (in : 
BraunschwJbLG 81 , 2000 , S . 29 -75 , 1  Schaubild) . Militärisc h be i eigene n Unterneh -
mungen nich t sonderlic h erfolgreich , erwarbe n sic h di e Truppe n unte r de n Herzöge n 
Rudolf Augus t un d Anto n Ulric h sei t 166 6 eine n Ru f al s Subsidientruppe n i n Dienste n 
auswärtiger Mächte . Gleichzeiti g wurden di e Herzög e durc h di e Einnahme n darau s un -
abhängiger be i de r Militärfinanzierun g un d brauchte n nich t unbeding t au f ständisch e 
Bewilligungen zurückzugreifen . Da s Verhältnis des Landadel s zu m herzogliche n Militä r 
büeb distanziert . Alter e Forme n de r Landesverteidigun g bliebe n nebe n de m stehende n 
Heer weiter vo n Bedeutung . 
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Gernot BREITSCHU H stell t unte r de m Tite l „Zigeunerverfolgun g i n de n Herzogtümer n 
Bremen un d Verden im 17 . und 18 . Jahrhundert" (in : RotenburgSchrr 88,2001 , S. 37-48 ) 
immerhin 1 2 einschlägig e Landesordnunge n de r Herzogtüme r au s de n Jahre n 1688 -
1719 zusammen , dere n „Härte , j a Brutalitä t un d Kompromisslosigkeit " (S . 46 ) a n ihre r 
offenkundigen Wirkungslosigkei t nicht s änderten . 

Susanne RAPPE-WEBE R beschreib t unte r de m Tite l „.Wan n e r be y seine m Schultze n 
Rechte nicht bleiben könte . . /  Ei n Dorfschulze zwische n Gutsherrschaft , Gemeind e un d 
Selbstbehauptung i m Gerich t Garto w (Elbe ) u m 1700 " (in : Hannoversche s Wendlan d 
15, 1994-1997 , ersch . 2001 , S . 33 -55 ) de n Fal l de r Absetzung eine s Dorfschulze n durc h 
den Gutsinhabe r Andreas Gottlie b von Bernstorf f i m Jahre 169 7 und nutzt diesen gut be-
zeugten Fal l un d sein e jahrzehntelan g anhaltende n Rechtsfolge n dazu , di e Stellun g de s 
Dorfschulzen, sein e Funktio n un d sein e Kompetenze n innerhal b de r damal s geltende n 
Gerichtsverfassung umfassende r z u untersuchen . 

Unter de m Tite l „Ei n erschreckte s Mädchen , ein e widerspenstig e Brau t i n Traue r un d 
eine freiheitsliebend e jung e Frau " erforscht Monik a M . SCHULT E die „Brautwerbun g i n 
Bremen u m 180 0 i m Spiege l de s Nachlasse s vo n Johan n Smidt " (in : Bremj b 78 , 1999 , 
S. 42 -106 , 3  Abb.) . Sie füll t dami t anhan d de s außergewöhnlic h aussagekräftige n Nach -
lasses des 185 7 verstorbenen Breme r Senator s und Bürgermeister s ein e Lücke bisherige r 
Frauengeschichte. Di e Privatbrief e de r umworbenen Bräute , die Brautwerbebriefe selbe r 
und di e Brief e insgehei m eingeweihte r ode r offe n u m Stellungnahm e gebetene r Ver -
wandter sin d ein e wirklich e Fundgrub e fü r di e Emotionen , di e di e Vorgäng e auslöste n 
und begleiteten , fü r den Briefsti l de r Zeit , abe r auch fü r sozialgeschichtlich auswertbar e 
Hintergründe de r Eheschließun g i n de n gesellschaftliche n Führungsschichte n de r Han -
sestadt. Di e Verfasseri n läss t di e Brief e ausführlic h sprechen ; vieles ihre r Erläuterunge n 
findet sic h i n de n ausführliche n Fußnoten . 

Als eine n Prozes s de r „Medikalisierun g un d Professionalisierung " bezeichne t Gerhar d 
SCHNEIDER „Di e Verdrängun g de r ,Quacksalber * au s de m Gesundheitswesen " un d un -
tersucht die s „a m Beispie l de s Kurfürstentum s Hannove r u m 1800 " (in : GWU 52 , 2001 , 
S. 415-432) . Gemein t is t di e Tatsache , das s Gesunderhaltun g nich t meh r nu r private s 
Ziel, sonder n staatlich e Aufgabe wurd e und das s dabei professionell ausgebildet e Staats -
beamte eingesetz t wurden , akademisc h gebildet e Mediziner . Diese r Vorgang wurde vo n 
massiver aufklärerischer Propagand a gege n „Kurpfuscher " und „Quacksalber " begleitet . 
Flächendeckende Umfrage n de r hannoversche n Regierun g 181 3 un d 181 7 ermögliche n 
einen gute n Überblic k übe r de n damal s erreichte n Stan d de s Gesundheitswesen s au f 
dem Lande . Di e Schaffun g eine r ärztliche n Prüfungsbehörd e 181 8 macht e de r Tätigkei t 
nicht akademisc h ausgebildete r Ärzt e schließlic h offiziel l ei n Ende . 

Wie sic h di e regional e Entwicklun g de s Gesundheitswesen s i n de n Jahrzehnten danac h 
vollzog, zeig t a n eine m Beispie l Reinhar d FÖRSTERLING , der „Das Gesundheitswese n i m 
Süden de r Stad t Salzgitte r i m 19 . Jahrhundert" ausführlic h darstell t (in : Salzgitterjb 2 1 / 
2 2 , 1999/2000 , S . 82 -106 , 2  Abb.) . Ärzte, Hebammen , Apotheken , öffentlich e Gesund -
heitspflege un d Hygien e sowi e di e Entwicklun g de s Krankenhause s sin d di e Gegenstän -
de de s Aufsatzes , de r exemplarisch deutlic h macht , wie sic h di e Professionalisierun g de s 
Gesundheitswesens auc h in einer Aufsplitterung vo n Kompetenze n un d Verantwortlich -
keiten bemerkba r macht . 

Ralph BURMESTE R beschreibt „Di e Streitkräft e de s Herzogtum s Braunschweig" , inde m 
er „Aufbau un d Organisatio n i n der Zeit des Deutsche n Bunde s 1815-1866 " darstellt (in : 
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BraunschwJbLG 81, 2000, S. 117-150). 182 2 wurden die Anforderungen de r Bundes-
kriegsverfassung in Braunschweig durch eine Streitkräftereform zunächst erfüllt, jedoch 
zwangen knappe öffentlich e Mitte l und eine rasche Folg e nicht immer zielführende r 
weiterer Reformen der zwanziger Jahre zu weiteren Nachbesserungen nach 1846. Frei-
lich ändert das nichts daran, dass der Zustand des braunschweigischen Militärs besser 
war als sein Ruf (auch in der Forschung!). 
Umfassend stellt Klaus-Peter MÜLLER „Die Zensur in Oldenburg von den Karlsbader Be-
schlüssen 1819 bis zum Reichspressegesetz 1874 " dar (in: Oldenburgjb 99,1999, S. 57-
97, 7 Abb.). Nach der in dänischer Zeit seit 1770/71 gewonnenen Pressefreiheit wurden 
auch in Oldenburg 1819-1848 die Zensurvorschriften des Deutschen Bundes eingeführt. 
Wie sie praktisch wirkten, wer sie durchsetzte, wer ihnen zum Opfer fiel, steht der Ver-
fasser anhand der archivalischen Überüeferung plastisch dar. Zwischen 1848 und 1856 
fand dann wiederum keine Zensur statt, bis das Bundespressegesetz 1856 sie wieder aufs 
Neue einführte. Seither wurde eine „informeüe bzw. struktureUe Zensur" ausgeübt (S. 
91), die in mancher Hinsicht schwerer zu berechnen war. 
Harm PRIOR ordnet die „Bemühungen um Einführung einer verbesserten Armenpflege 
im Gericht Delm 1830-1835 " in die Geschichte des Pauperismus im Vormärz ein (in: 
Staderjb 87/88,1997/98, ersch. 1999, S. 153-175). In diesem Patrünonialgerichtsbezük 
südwestlich vo n Buxtehud e entstan d aufgrun d zunehmende r Verarmun g de r Unter-
schichten eü i Bedar f für öffentliche, nich t mehr allem kirchliche Armenpflege . AUer-
dings waren die zur Leistung verpflichteten Bauern nicht zahlungswillig, so dass sich ein 
langanhaltender, letztlich nicht wirklich gelöster Disput um veränderte Modalitäten der 
Armenpflege, gerechtere Umlage der dafür entstehenden Kosten und besser auf das ei-
gentliche Ziel ausgerichtete Maßnahmen ergab. Die strukturell zugrunde hegenden Pro-
bleme, die aus Veränderungen der sozialen Zusammensetzung der Landbevölkerung er-
wuchsen, blieben völlig ungelöst. 
„Zur Bedeutung von Pfarrarchiven für die Orts- und Regionaüorschung" braucht man 
eigentüch kern aUgemeines Wort zu verlieren, wenn man nicht - wie Axel KREIENBRINK 
es tut - de n Blick auf ein spezielles Archiv und ein spezielles Thema richtet, in diesem 
Fall auf „Das Pfarrarchiv Holte und die überseeische Auswanderung" (in: JbEmsländ-
Heimatbund 46,2000, S. 233-249,2 Abb., 3 Diagramme). Eure mstruktive Darstellung 
der Überüeferung im Allgemeinen, sodann die Auswertung eines Auswandererverzeich-
nisses diese s emsländische n Küchspiele s fü r di e Jahr e 1837-6 7 mi t insgesam t 43 8 
Namen bilden den Kern dieses gelungenen Aufsatzes. 
Manfred ERNS T verfolgt auf dem Weg „Von der Revolution zur Stadtverfassung" „Die 
Verfassungsgeschichte der Stadt Bremerhaven in der Zeit von 1847 bis 1851" (in: JbMän-
nerMorgenstern 77/78,1998/99, S. 245-272,2 Abb.). Die junge Stadt sah sich von An-
fang an in die Rolle eines bremischen Ablegers gedrängt, aber selbst in der politisch auf-
geladenen Atmosphäre der Jahre 1848/49 gelang es nicht, sich von Bremens Einflüssen 
auf die innere Organisation des Verfassungslebens Bremerhaven s zu lösen. Die Stadt-
verfassung des Jahres 1851, gültig bis 1879, wurde ledigüch in engen Grenzen von Bre-
merhaven ntitbeeinflusst. 
„Straßen der Miltionäre" gab es in aUen großen Städten um 1900. „Zur Vermögensver-
teilung in Bremen im Jahre 1918" Aussagen zu machen, die diese Überschrift rechtferti-
gen, vermag Günter ROHDENBURG (in : Bremjb 78,1999, S. 201-214,1 Karte) aufgrund 
einer Zusammenstellung , di e durc h da s Vermögensteuergeset z vo n 191 7 veranlass t 
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wurde. Di e i m Tite l genannte n Straße n de r Millionär e fande n sic h a m Ostertor : i n de r 
Contrescarpe un d de r Kohlhökerstraße . 

Helmut LENSIN G analysier t „Di e Betriebsratswahle n i n de r Nordhome r Textilindustri e 
während de r Weimarer Republik " und liefer t dami t „Ein[en ] Beitra g zur Geschichte de r 
Arbeiterbewegung i n de r Grafschaf t Bentheim " (in : Emsländisch e Geschicht e 8 , 2000 , 
S. 41-104 , 2 6 Abb . un d Tab.) . Di e Konkurren z zwische n de m sozialistisch-protestanti -
schen „Deutsche n Textilarbeiter-Verband " un d de m katholische n „Christliche n Textilar -
beiter-Verband", sei t 193 0 auc h de r „Revolutionäre n Gewerkschafts-Opposition " de r 
KPD sowi e sei t 193 2 der N S BO prägt e auch di e Wahlen i n Nordhorn . Sei t 193 0 wurde n 
die Auswirkungen de r Wirtschaftskrise deutlic h spürbar. Gleichzeitig nahm auc h die po -
litische Radikalisierun g de r Betriebsrät e zu . 

Heinz-Gerd HOFSCHE N beschreibt „Di e Zähigkei t de s Mitieus " und beobachte t „Konti -
nuität un d Wande l i m Breme r Werftarbeitermilieu " (in : Arbeiterbewegung un d Sozial -
geschichte 1 , 1998 , S . 5 -25 , 3  Abb.) . Di e -  sozialgeschichtlic h gesehe n -  „langen " fünf -
ziger Jahr e weise n ein e bemerkenswert e Konstan z de s Arbeitermilieu s auf , desse n we -
sentliche Konstante n alle m Anschein nac h z u End e diese r Period e noch weitgehend un -
gebrochen weiterexistierten . 

Im gleichen Zusammenhan g steh t di e Studi e von Renat e MEYER-BRAU N über „Arbeiter -
kultur nac h 1945 ? Freizeitverhalte n i m Breme r Werftarbeitermüie u de r 1950e r Jahre " 
(in: Arbeiterbewegung un d Sozialgeschicht e 1,1998 , S . 27-40) . Kau m meh r von sozial -
demokratisch bestimmte n Institutione n de r Arbeiterkultu r aufgefangen , trafe n sic h di e 
Werftarbeiter i n Vereinen un d in Kneipen. Deutlich davon abgesetzt , veränderte sic h da s 
Freizeitverhalten de r jugendüchen Werftarbeiter , etw a i n Richtun g au f häufiger e Kino -
besuche. 

Der Behandlun g vo n „NS-Verbreche n vo r de m Landgerich t Göttingen " geh t Raimon d 
REITER nach (in : Göttjb 47 , 1999 , S . 137-149 , 2 Tab. , 2 Abb. ) un d liefer t einma l meh r ei n 
Beispiel fü r di e zwiespälti g z u beurteilenden Forme n de r Ahndung offensichtliche n NS -
Unrechts durch bundesdeutsche Gericht e in den fünfziger un d sechzige r Jahren. Die teil -
weise niederschmettern d wirkend e Lektür e de r Urteilsauszüge zeig t aber auch, das s da s 
Landgericht a n de r prinzipielle n Rechtswidrigkei t de r Tate n i m Allgemeine n keine n 
Zweifel habe n konnte . 

Siedlungs-, Wirtschafts- und Verkehrsgeschichte 

Rolf SIEBER T untersucht „Di e Femstraßen zwische n Oker , Lappwald, Har z und Auer bi s 
zum 9 . Jahrhundert " un d stell t dabe i di e Frag e „Ga b e s ein e frühmittelalterlich e Süd -
Nord-Femstraße östlic h de r Oker? " (in : BraunschwJbLG 82 , 2001 , S . 3 7 - 5 9 , 5  Karten , 
4 Abb.) . Aufgrund nu r weniger schriftliche r Erwähnunge n un d mi t Hilf e interdisziplinä -
ren Arbeiten s (unte r Einbeziehun g de r Siedlungsgeschicht e un d de r Archäologie ) ge -
lingt es , eine Hypothes e übe r den Verlauf und das Alter dieser Straßenverbindung z u for -
mulieren, di e einma l meh r deutlic h macht , wi e gerin g di e Kenntniss e übe r Altstraßen i n 
weiten Bereiche n Niedersachsen s imme r noc h sind . 

Für sein e Bemerkunge n übe r „Di e Erforschun g de r kleinere n Stadt " nutz t Ems t SCHU -
BERT „Das Beispie l Wildeshausen" (in : Oldenburgjb 101,2001 , S. 4 3 - 5 5 , 3 Abb. ) und gib t 
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in diese m Rezensionsaufsat z zu r neue n Stadtgeschicht e Wildeshausens , di e Albrech t 
Eckhardt 199 9 herausgegebe n hat , scheinba r beiläufi g ein e Füll e vo n Anregunge n fü r 
Leser (un d auc h Autoren! ) moderne r Stadtgeschichten . 

Um di e Frühgeschichte Ehlbeck s ist eine Kontroverse aufgebrochen , au f die hier nur hin-
gewiesen werde n soll . E s handel t sic h u m „Kritisch e Bemerkunge n zu r Darstellun g de r 
frühen Geschicht e Ehlbecks " -  gemein t ist : in de r Stadtgeschicht e de s Jahres 199 0 (vgl . 
diese Zs. 63,1991, S. 465 f.) - , mi t denen Wilhelm SCHWARTA U erneut die These von eme r 
Burg al s de m Ausgangspunk t de r Stadtentwicklun g äußert , dabe i abe r i n knappe n Ent -
gegnungen de r Bearbeiter de r einschlägigen Teü e de r Stadtgeschichte , Hans-Geor g STE-
PHAN un d Pete r AUFGEBAUER , au f Ablehnun g stöß t (in : Einbeckj b 47 , 2000 , S . 7-30 , 
1 Abb.) . 

Torsten LÜDECK E gibt i n seine m Aufsat z „Stad e un d Hamburg . Zu r Entwicklun g ihre r 
Hafen- un d Stadttopografi e i m Mittelalter . Ein e vergleichende Skizze " (in : Staderjb 8 9 / 
90 ,1999 /2000 , ersch . 2001 , S . 4 9 - 7 4 , 1 5 Abb. ) eine n Überblic k übe r die topographisch e 
Situation de s 9.-13. Jahrhunderts , aus dem sich zunächst weitgehende Parallelitäte n bei -
der Siedlunge n ergeben , währen d sic h Stad e i m Lauf e de s 12 . Jahrhunderts deutlic h 
schneller entwickelt e al s Hamburg . Stadterweiterunge n de r erste n Hälft e de s 13 . Jahr-
hunderts ga b e s a n beide n Orten , wobe i Hambur g nich t nu r da s Vorbil d fü r Stad e lie -
ferte, sondern di e weitere Entwicklun g von nu n a n weit über Stade hinaus führe n soüte . 

Fortgesetzt wurde n di e Grabunge n i n de r Stadtwüstun g Nienove r i m Solling , übe r di e 
Hans-Georg STEPHA N auc h weiterhi n i n eine r Weis e berichtet , di e auc h fü r Historike r 
von unmittelbare m Nutze n is t (in : Göttjb 47,1999 , S . 177-188 , 4 Abb. ; 4 8 , 2 0 0 0, S . 199 -
206, 4  Abb. ; 49 ,2001, S . 107-122 ,1 9 Abb.) . Hervorzuhebe n is t i m jüngste n Berich t ei n 
Übersichtsplan z u de n bisherige n Ausgrabunge n (S . 117 ) sowi e ein e idealisiert e Rekon -
struktionszeichnung de s Aussehen s diese r ehemalige n Stad t (S . 122) . Nachdrücklic h 
hinzuweisen is t auf die Hinweis e au f weitere einschlägig e Veröffentlichungen i n archäo -
logischen Fachzeitschriften . 

Hinzuweisen is t a n diese r Stell e auc h au f di e aufschlussreiche n Grabungsbericht e au s 
der Mündener Stadtarchäologie : Andrea BULL A hat in ihre n Aufsätzen „Archäologisch e 
Untersuchungen zu r Befestigungsanlage un d z u Besiedlungsspure n au s de r Gründungs -
zeit de r Stad t Hann . Münden " (in : Göttj b 47 , 1999 , S . 17-37 , 2 0 Abb. ) sowi e „Ausgra -
bungen au f de n innerstädtische n Plätze n u m St . Blasiu s un d Rathaus " (in : Göttj b 48 , 
2000, S . 7 - 2 5 , 1 6 Abb. ) unser e Kenntniss e vor allem von de r Geschichte de r Stadt im 12 . 
und 13 . Jahrhundert erheblic h ausbaue n können . 

Einen Beitra g zur Entstehung de r Minderstädte liefer t Armin SCHÖN E in seinem Aufsat z 
über „Die Stürenbur g ode r di e Gründun g von Lemförd e i m Jahre 1248 " (in: OsnabrMit t 
105.2000, S . 2 1 - 3 8 , 2 Abb.) . I n gemeinsamem Besit z de r Bischöfe vo n Minde n un d Os -
nabrück befan d sic h di e Stürenbur g be i Mar l a m Dümme r See . Noc h i m Lauf e de s 
14. Jahrhunderts entwickelt e sic h nebe n ih r di e Minderstad t Lemförd e i m Besit z de r 
Edelherren von Diepholz . De r Aufsatz is t auch deswegen vo n überregionalem Interesse , 
weü e r methodisc h saube r di e Interpretatio n de r lokale n Geographi e mi t de r Analys e 
der Schriftquelle n verbindet . 

Karsten IGEL nimmt die „Zentren der Stadt" in Augenschein un d stell t „Überlegungen z u 
Stadtgestalt und Topographie de s spätmittelalterliche n Osnabrücks " an (in : OsnabrMit t 
106.2001, S . 11-47, 3 Abb. , 2 Karte n al s Beilagen) . Dabe i macht e r die verbreiterte Basi s 
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schriftlicher Quelle n ebens o nutzba r wie di e Ergebniss e de r archäologischen Forschun -
gen de r vergangene n Jahrzehnt e un d komm t z u eine m Gesamtbild , da s vo n de n bishe -
rigen Erkenntnisse n de r Osnabrücke r Stadtgeschichtsforschun g durchau s abweicht . 
Hervorzuheben sin d di e beide n Karten , di e Osnabrück s Topographi e u m 130 0 bzw . u m 
1500 nac h neueste n Forschungsergebnisse n zusammenfassen d darstellen . -  I n de n Zu -
sammenhang diese s Aufsatzes gehör t auch die Miszelle desselben Verfassers über „Quel -
len zu r Einwohnerzah l un d Sozialstruktu r de s spätmittelalterliche n Osnabrücks " (ebd . 
S. 281-287) . 

Uta REINHARD T erinnert a n „70 0 Jahre Stadtrecht Harbur g -  1297 , Lüneburger Rech t fü r 
Harburg" (in : HarburgJb 21 , 2000, S . 37 -46 , 3  Abb.) . Harbur g erhiel t i n eine r heute ver -
lorenen Urkund e da s Lüneburge r Stadtrecht , woh l i n de r For m von 1247 , verliehen un d 
lebte bis zur Erhebung de s Orte s zur weifischen Nebenresiden z i m 16 . Jahrhundert nac h 
Lüneburger Recht . 

Jürgen HUC K nimmt ei n Quellenzita t de s Jahres 129 8 „  ,Empne qu e nun c Gronow e dici -
tur'" al s Überschrif t fü r eine n Aufsat z „Zu r Gründun g de r Stad t Grona u u m da s Jah r 
1298" (in : Hildesheimj b 70/71 , 1998/99 , S . 81-127 , 4  Abb.) , i n de m e r da s Kirchdor f 
Empne, da s bis zu r Zerstörung 127 9 auch ein e stifthildesheimisch e Bur g besass, al s Vor-
gänger de r Stadtgründun g Grona u analysier t un d da s Fortlebe n de r Dorfflu r un d man -
cher Sonderrecht e i n de r Gronaue r Gemarkun g rekonstruiert . 

Ziegeleien gehöre n z u de n übliche n städtische n Eigenbetriebe n sei t de m späte n Mittel -
alter. Insofer n stell t de r Aufsat z vo n Hors t KRUS E über „Di e städtisch e Maschziegele i 
1353-1860" in Hannove r (in : HannGBU N.F . 53 ,1999 [ersch . 2001], S . 245 -297 , 6 Abb. ) 
einen wil lkommene n Beitra g z u eine r umfassendere n Kenntni s diese s Wirtschaftszwei -
ges i n Niedersachse n dar . Quellenna h un d detaillier t werde n di e Lag e de r Ziegelei , di e 
Organisation un d Personalstruktur , di e Rohstoffe , Program m un d Method e de r Produk -
tion, de r Verkau f sowi e di e Rentabilitä t behandelt . 

Siedlungsgeschichtliche Forschunge n habe n i n Niedersachse n sei t lange r Zei t ihr e 
Schwerpunkte i m Hannoversche n Wendlan d sowi e i m Braunschweigischen . Da s is t na -
hezu allei n da s Verdiens t vo n Wolfgan g MEIBEYER , desse n Aufsat z „Dörfe r un d Grund -
herrschaften i m Platenwerder . De r Platenwerde r un d di e Herre n vo n Plato " (in : Han -
noversches Wendlan d 15 , 1994-1997 , ersch . 2001 , S . 2 2 5 - 2 4 2 , 7  Abb. ) einma l meh r 
davon Zeugni s ablegt , wie seh r e s des genaue n Hinsehen s bedarf , um Quelle n wie Dorf -
grundrisse fü r di e Siedlungsgeschicht e un d dami t auc h fü r di e Geschicht e de r Grund -
herrschaft i m Wendlan d zu m Spreche n z u bringen . -  „Wendisch e Rundlingsdörfe r be i 
Braunschweig" untersuch t derselb e Verfasse r un d ermittel t dabe i „Siedlungsgeographi -
sche Befund e vo n überregionale m Gewicht " (in : BraunschwJbL G 82 , 2001 , S . 62 -79 , 
7 Abb.) . De r Strukturvergleic h de r Siedlunge n führ t z u überraschen d hohe n Überein -
stimmungen mi t de m Wendland . Ander s al s dor t befinden sic h di e braunschweigische n 
Rundlinge abe r inmitte n deutsche n Siedlungsgebietes , s o das s di e Hypothes e vo n de r 
Nachsiedlung i m 12 . Jahrhundert mi t Hilf e (dorthi n nac h de m Wendenkreuzzu g 114 7 
deportierter?) slawische r Bewohne r erheblic h a n Wahrscheinlichkei t gewinnt . 

Thomas VOGTHERR , Da s Wustrowe r Hausbuc h vo n 1476 . Bemerkunge n zu r niederadli -
gen Territorienbildun g i m spätmittelalterliche n Wendlan d (in : Hannoversche s Wend -
land 15,1994-1997 , ersch . 2001, S. 2 4 3 - 2 6 0 , 2 Abb.) : Edition un d Erläuterun g eine s Ur -
bars de r Herrschaf t de r Herre n vo n Wustro w i m Gebie t südlic h un d westlic h vo n Lü -
chow. [Selbstanzeige ] 
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„Bremer Bier im Baltikum?" betitelt Lydia NIEHOFF „Eine Suche nach Bremer Braupro-
dukten im Ostseeraum", die sie im Wesentlichen erfolglos beenden muss (in: Bremjb 80, 
2001, S. 51-73, 4 Tabellen), wie serielle Quellen aus dem 16. Jahrhundert belegen. Der 
Grund war schlicht: Die schlechte Qualität des Bremer Bieres machte einen Transport 
über lange Strecken ohne qualitative Einbussen unmöglich und - vo n den potentiellen 
Kunden her gesehen - auc h unnötig, denn es standen im Ostseeraum bessere und billi-
gere Biere zur Verfügung. 
Nicht nur „Aufgeblasen und abgebrannt", sondern in jederlei Zustand begegnen „See-
tonnen un d Bake n in Quelle n de r Bremer Handelskammer", wi e Christin a DEGGIM 
nachweisen kann (in: Bremjb 79,2000, S. 73-115,3 Abb.), die damit den Blick auf bisher 
kaum ausgewertete Quellenbestände zur Schifffahrtsgeschichte sei t der frühen Neuzeit 
lenkt und für weitere Arbeiten auf diesem Gebiet sogleich eine Titelliste einschlägiger 
Archivalien der Handelskammer und des Staatsarchivs Bremen mitliefert (S. 103-115). 
Adolf E. HOFMEISTER ediert und kommentiert „Das Schuldbuch eines Bremer Island-
fahrers aus dem Jahre 1558" (in: Bremjb 80,2001, S. 20-50,1 Abb., 1 Karte). Claus Mon-
nickhusen, so der Name der Händlers, brachte vor allem Fertig- und Halbfertigwaren 
nach Island, für die er dort den Gegenwert in Stockfisch erhielt . Seine Handelspartner 
lebten an der isländischen Westküste nördlich von Reykjavik. 
„Das Skizzenbüchlein von 1586: Ein Beitrag zur Landesprospektion unter Herzog Julius 
von Braunschweig-Wolfenbüttel " is t ei n Aufsat z vo n Christia n LIPPELT betitel t (in : 
BraunschwJbLG 81,2000, S. 151-162,2 Abb.), in dem eine Skizzierung der Salzquellen 
und Salzadern, Steinkohlenflöze und Steinbrüche des Herzogtums in 38 von Fachleuten 
stammenden Zeichnungen vorgestellt wird, mit Hilfe derer sich der Landesherr einen 
Überbück über entsprechende Örtlichkeiten zu verschaffen hoffte . 
„Die wirtschaftfiche Erschüeßun g de s Emslande s vo r dem Emslandplan " setzte , wie 
Gerd STEINWASCHER nachweisen kann , bereits während de r Frühen Neuzei t ei n (in: 
JbEmsländHeimatbund 46,2000, S. 128-149 und 226,18 Abb.). Freilich war die Rand-
lage des Emslandes seit dieser Zeit ein offenkundiges Hemmnis , vor aüem hinsichtüch 
des Verkehrs. In größerem Umfang kam die Erschüeßung in preußischer Zeit in Gang, 
politisch missbraucht wurde sie im Nationalsozialismus. 
Imker sind bisher aüem Anschein nach nur selten Gegenstände historischer Forschung 
gewesen. Dabei ist, was Ralf HERMANN in seinem Artikel über „Die Geschichte der Im-
kerei und der Imkervereine in Salzgitter" mitzuteilen hat (in: Salzgitterjb 21/22,1999/ 
2000, S. 107-153,11 Abb.), durchaus lehrreich. Man lernt die Imkerei als euren Teübe-
reich der Landwütschaft kennen, wird über früh einsetzende Probleme mit dem belehrt, 
was wir heute „Umwelteinflüsse" nennen, erfährt, dass die Imkerei seit dem 19 . Jahr-
hundert immer auch Gegenstand staatlicher Emflussnahme gewesen ist und dass diese 
Einflussnahme während der nationalsoziaüstischen Zeit so weit ging, das Führerprinzip 
einschließlich der Anforderungen an die politische Zuverlässigkeit auch auf die Imker-
vereine zu übertragen, kurz: Die Imkerei hat in nahezu jeder Beziehung an der aüge-
meinen Entwicklung der Landwütschaft teilgenommen. 

„Britische Frühüidustriatisierung und kurhannoversches Reformbewußtsein i m späten 
18. Jahrhundert" untersucht Hans-Jürgen TEUTEBERG (in: VSWG 86,1999, S. 153-180). 
Von der Gründung der Göttinger Universität nach englischem Vorbüd und der Prägung 
ihrer Gelehrten durch das Englandbild Montesquieus über Justus Moser als wichtigen 
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Vermittler eine s deutsche n Englandbildes , de n englandbegeisterte n Geor g Christop h 
Lichtenberg un d seine n ungleic h wenige r bekannte n Zeitgenosse n Johan n Beckmann , 
der sic h star k fü r di e Technologieentwicklung i n Englan d interessierte , verfolg t de r Ver -
fasser di e England-Rezeptio n vo r alle m i n akademische n Kreisen . 

„In Kaffeehau s un d Schenke " vollzog sich , wa s Silk e BUCHHAGE N „Zum Aufstie g eine s 
Genussmittels i n Northeim " ermittel n konnt e (in : Northeimj b 65 , 2000 , S . 9 - 2 4 , 
4 Abb.) . Seit der Gründung de s ersten Kaffeehauses a m Ort , gleichzeitig eines Treffpunk -
tes de r örtliche n Honoratioren , u m 179 0 etabliert e sic h de r Kaffe e al s Genussmitte l 
rasch, vo r alle m i n Verbindun g mi t de m bürgerliche n Ausflugswesen . Freilic h tru g ers t 
die Eröffnung de r Konditorei-Cafes , i n Northei m kur z vor 1900 , zur endgültigen Durch -
setzung de s Kaffee s auc h be i Fraue n bei . Dies e zweistufig e Rezeptio n herausgearbeite t 
zu haben , is t ei n Verdiens t diese s Aufsatzes . 

Hartmut BICKELMAN N stellt „Bremerhave n un d di e Lüne " in ihre m Verhältni s zueinan -
der dar. Der heut e winzi g erscheinend e Flus s war, wie e r herausarbeitet, fü r „Räumlich e 
und wirtschaftlich e Beziehunge n zwische n Stad t un d Umlan d i m 19 . und 20 . Jahrhun -
dert" vo n erhebliche r Bedeutun g (in : JbMännerMorgenster n 77/78 , 1998/99 , S . 1 2 1 -
209, 4 0 Abb.) . Di e Lün e durchfließ t wichtig e Teil e de s Bremerhavene r Einzugsgebiete s 
und dient e al s Verkehrsweg , wa r überdie s fü r Torfgewinnung , Schüffahr t un d Ziegelfa -
brikation i m Umlan d de r Stad t vo n erhebliche r Bedeutung . Einma l meh r mach t de r 
ebenso gehaltvoll e wi e methodisc h vorbildlic h gearbeitet e Aufsat z au f di e Bedeutun g 
selbst kleinste r Flüssche n fü r Wütschaf t un d Verkeh r vergangene r Jahrhundert e auf -
merksam. -  Ergänzen d daz u se i hingewiese n au f Beate BORBOWSKI , „Torf für Bremerha -
ven. Moorkolonisatio n un d Torfabba u u m Unterwesergebiet " (in : ebd. , S . 2 1 1 - 2 4 4 , 
16 Abb.) , di e eine m de r wesentiichen Wirtschaftszweig e auc h fü r da s Lunegebie t nach -
geht un d ih n detaillierte r untersucht . 

Auf „Ewe r von de r Oste" weist Gisel a TIEDEMANN- WINGST hin, publiziert „Au s de n Ge -
schäftsbüchern de r Tiedemannsche n Werf t a m Achthöfene r Deich " bei m Kirchdor f 
Osten, wa s übe r de n dortige n Ewerba u i n de n Jahre n 1812-5 2 auszumache n is t (in : 
JbMännerMorgenstern 79 ,2000 , S . 7 1 - 9 8 , 1 2 Abb. ) un d liefer t dami t eine n instruktive n 
Einblick i n di e Schiffsbaugeschichte . 

Liborius ENGBER S rekonstruiert „Di e Gründun g de r Koloni e Breddenber g un d di e Ent -
wicklung de r Gemeind e bi s ca . 1830 " (in : Emsländische Geschicht e 8 ,2000 , S . 132-167 , 
17 Abb.). 178 8 au f dem emsländische n Hümmlin g gegründet , stie ß di e neue Koloni e au f 
entschiedenen, freilic h erfolglose n Widerstan d de r Altbauern de s benachbarte n Börger . 
Die früh e Geschicht e de r Koloni e bleib t wege n Mangel s a n schriftliche r Überlieferun g 
weitgehend i m Dunkeln , jedoc h sin d di e Nachrichte n übe r de n Vorgan g de r Gründun g 
selber un d übe r di e soziale n Verhältniss e de r Zei t nac h 182 0 fü r di e Emslanderschlie -
ßung vo n Interesse . 

Unter de m etwa s missverständliche n Tite l „Einbec k un d da s Deutsch e Tapetenmuseu m 
in Kassel " verbirg t sic h „Ei n Rückblic k au f di e Vergangenhei t de r Tapetenindustrie " i n 
Einbeck, de n Ger d TÖLK E liefert (in : Einbeckj b 47 , 2000, S . 99-116 , 1 5 Abb.) . Sei t de n 
1830er Jahre n un d bi s 1994/9 5 wa r Einbec k ei n wichtige r Produktionsstandor t fü r Ta -
peten un d ei n Zentrum de r Formstecher , di e di e Tapetenmustervorlagen herstellten . Di e 
1889 gegründet e Tapetenfabri k Rohmeye r &  Pein e bracht e e s au f dem S . 10 8 abgebilde -
ten Briefkop f soga r zu r Angab e de r Produktionsort e „Einbeck , Prov . Hannover/Mai -
land, Italien" . 
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Nur Episod e blie b „Di e Actien-Zuckerfabrik i n Einbec k 185 6 bis 1862" , der Uwe WALL-
BAUM „Eine unternehmensgeschichtliche Studie " widmet (in : Einbeckjb 47,2000 , S . 4 5 -
98, 2  Abb. , 9  Tab.) . Al s erst e Rübenzuckerfabri k de s Königreich s Hannove r nah m si e 
1857 de n Betrie b auf , entwickelt e sic h auc h durchau s vie l versprechend , scheitert e abe r 
an eine m Bünde l vorhe r nicht kalkulierte r Probleme , etw a de r Feme z u günstigen Koh -
levorkommen, mangelnde r Auslastun g der Kapazität, Unregelmäßigkeite n i n de r Buch -
haltung un d enttäuschte r Erwartunge n de r lokale n Aktionäre . S o wa r da s Scheiter n 
emer Untemehmensgründun g vorprogrammiert , de r da s gefehl t z u habe n scheint , wa s 
man heutzutag e al s Standort - un d Marktanalys e bezeichnet . 

Auf eine n Aufsat z vo n Marte n PELZER über „Landwütschaftüch e Verein e i m 19 . Jahr-
hundert. Nordwestdeutsch e Beispiel e z u eine m vernachlässigte n Phänomen " (in : Os -
nabrMitt 106,2001 , S. 169-199 ) is t hier alleine deswege n warnend hinzuweisen , weil de r 
Autor diese n Aufsatz a n andere r Stell e (in : Christian von Hammerstei n un d di e Moder -
nisierung der Landwütschaft i n der Lüneburger Heide im 19 . Jahrhundert, s . Rez. in die -
sem Jb. ) wörtüc h identisc h nochmal s zu m Druc k beförder t hat , ohn e a n eine m de r bei -
den Druckort e au f di e Dublett e hinzuweisen . Diese s Beispie l soUt e nich t Schul e ma -
chen. 

Nur einma l publizier t ha t Marte n PELZER seine Arbei t übe r „Landwirtschaf t un d land -
wütschaftüche Vereine" , i n de r e r sich anhan d de r beiden Lokalverein e i n Ebstor f un d 
Eschede „Zu r Entwicklun g de r Lüneburge r Heid e i m 19 . Jahrhundert" äußer t (in : Zeit -
schrift fü r Agrargeschichte un d Agrarsoziologi e 4 8 , 2 0 0 0 , S . 124-144) . Nebe n de m Lü -
neburger Provinzialverei n (gegr . 1830 ) entstande n Lokalvereine , i n Ebstor f 1855 , i n 
Eschede 1857 . Der Aufsatz befass t sic h mit der Mitgüederentwicklung un d -struktur , mi t 
den Vereinszielen un d der zunehmenden Konkurren z durc h das Genossenschaftswesen . 
Deutlich wird , das s di e unterschiedliche n natürliche n Voraussetzunge n de r Landwirt -
schaft i n Ebstor f un d Esched e seh r verschiedenartig vorgehend e Verein e zu r Folg e hat -
ten. 

Schüeßüch hegt eine weitere Publikatio n zum Vereinswesens de s 19 . Jahrhunderts in de r 
Arbeit vo n Sigri d FÄHRMANN-TUBBE übe r „12 5 Jahr e Göttinge r Verschönerungsverei n 
( G W ) 1876-2001 " vor (in : Göttjb 49 ,2001 , S . 73-82) . Deutlic h wird nich t nur die Her -
kunft diese r Vereine au s de m Umfel d de r Heimatschutzbewegun g hervorgehoben , son -
dern auc h ihr e Bedeutun g fü r ein e bewusst e Gestaltun g de r bürgerlich-städtische n Le -
bensumwelt. 

„Das alt e Breme r Tischleram t un d di e Gründun g de r freie n Tischler-Innun g i m Jah r 
1873" behandelt Pete r BENJE (in : Bremjb 78 ,1999 , S . 129-144) . Mi t Statute n versehe n 
im Jahre 1555 , wurde da s Tischleramt mi t der Einführung de r Gewerbefreiheit 186 1 auf -
gehoben. 187 3 jedoch formierte sich unter dem Druck de r Tischlergeseüen un d eine s vo n 
ihnen initiierte n Streik s ein e neu e Tischler - un d Sttihünacher-Innung , z u dere n Grün -
dung scho n sei t 187 2 aufgerufe n worde n war , di e ihr e ausgesproche n früh e Gründun g 
also krisenhafte r Zuspitzun g i m eigene n Gewerb e z u verdanke n hat . 

In die gleichen Zusammenhänge de r Wirtschaftsgeschichte verweis t di e Studi e „Vo n de r 
Zunftzugehörigkeit bi s zu r Deregulierung : Di e bremische n Hafenarbeite n zwische n 
1860 un d 1939 " von W Rober t LEE (in: Bremjb 78 ,1999 , S . 145-168 , 7  Tabellen). Noc h 
nach 186 1 wurde n vorindustriell e Beschäftigungsstrukture n i n Breme n durchau s be -
wahrt und erst als Folge emer verspäteten Industriatisierun g abgelöst . Ers t in den 1880e r 
Jahren, ausgelös t auc h durc h di e Gründun g de r Breme r Lagerhausgesellschaf t 1877 , än -
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derten sic h dies e Strukture n durchgreifend , ohn e das s jedoch di e gravierende n soziale n 
Unterschiede innerhal b de r Hafenarbeiterschaf t hätte n überwunde n werde n können . 

In di e Wirtschaftsgeschichte wi e i n di e Geschicht e de s private n Konsum s gehör t „Ham -
burger Kaviar" , wi e Gisel a TIEDEMANN-WINGS T ihren Artike l „Vo n de r Störfischere i au f 
Elbe un d Ost e i n vergangenen Tagen " überschrieben ha t (in : JbMännerMorgenstern 79 , 
2000, S . 71 -97 , 4 Abb.) . Fangplätze , Fangtechniken , Zubereitun g de s Störs , Herstellun g 
des Kaviar s un d da s langsam e Abnehme n de r Störbeständ e sei t de m beginnende n 
20. Jahrhunder t sin d di e Theme n eine s überwiegen d kulturgeschichtlic h aussagekräfti -
gen Aufsatzes . 

„Die wirtschaftliche Entwicklun g de r Stadt Northeim i m 20. Jahrhundert" stellt in eine m 
zweiteiligen Aufsat z Werne r HESS E dar (in : Northeimjb 6 5 , 2 0 0 0 , S . 77-95 , 6  Abb. ; 66 , 
2001, S . 85-101 , 5  Abb.) . Dabe i werde n i m erste n Tei l di e einzelne n Wirtschaftszweige , 
von de r Landwirtschaft bi s zum Dienstleistungsbereich , vorgestell t sowie i n ihren Struk -
turen un d dere n Veränderunge n porträtiert . E s entsteh t da s Bil d eine r nich t durchgrei -
fend industrialisierten , sonder n überwiegen d vo n de r Weiterverarbeitun g landwirt -
schaftlicher Produkt e lebende n Wirtschaft , di e zude m deutlic h vo n de r Lag e a n de r 
Bahn gepräg t worde n ist . De r zweit e Tei l behandel t di e Entwicklun g de s Sparkassen -
und Bankenwesens . 

„Vom Spazierstoc k zu m Geschoßkorb " entwickelt e sic h „Di e Warenproduktio n de r 
Harburger Firm a H . C . Meye r jr . während de s Erste n un d de s Zweite n Weltkriegs" . De r 
Aufsatz vo n Diete r REDNA K (in : Harburgj b 21 , 2000, S . 187-204 , 8  Abb. , 2  Tab. ) mach t 
darauf aufmerksam , das s kriegswichtig e Produktio n nich t nu r in großen Fabrike n statt -
fand, sonder n gerad e auch in mittelständischen Unternehmunge n betriebe n wurde, di e -
wie Fa . Meye r -  ursprünglic h Spazierstöck e un d Stuhlrohr e herstellten . 

Geschichte des geistigen und kulturellen Lebens 

- A l l g e m e i n e s 

Dass „Helmsted t al s Werkstat t fü r di e Vervollkommnun g de r vo n Leibni z erfundene n 
und konstruierte n Rechenmaschin e (1700-1711) " ein e Roll e spielte , weis t Günte r 
SCHEEL nach (in : BraunschwJbLG 82 ,2001 , S . 105-118) . Spätesten s sei t 167 2 hatte sic h 
Leibniz mi t diese r Konstruktio n beschäftigt , di e e r mit Hilf e de r Helmstedte r Handwer -
ker Geor g un d Levi n Wameck e durchgreifen d verbesser n lasse n konnte . Schee l be -
schreibt di e Zusammenarbei t de s Gelehrte n mi t de n Handwerker n un d verfolg t da s 
Schicksal de s trunksüchtigen Geor g Wamecke bi s zu seine r Hinrichtun g 171 2 nach töd -
lichen Schüsse n au f Vertreter de r Obrigkei t (vgl . da s Halsgerichtsprotokol l S . 116-118) . 

„Die Akademi e de r Wissenschafte n z u Göttingen " nu r al s „Di e jünger e Schweste r de r 
alten Dam e Universität " z u bezeichnen , is t -  wi e Rudol f VIERHAU S nachdrücklich i n Er -
innerung ruf t -  alle s ander e al s hinreichen d (in : Göttjb 47 , 1999 , S , 103-111) . I n eine m 
z u m Druc k gebrachte n Vortra g zeichnet de r Verfasser i n großen Züge n di e Entwicklun g 
der Akademi e a n de r Seit e de r Universitä t nac h un d mach t au f ein e i m Entstehe n be -
findliche Geschicht e de r Akademie neugierig . 
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In di e Literaturgeschicht e de s ausgehende n 18 . Jahrhunderts gehör t Gerhar d Anto n 
„Grambergs Ballade vom Oldenburger Wunderhorn", von der Walter BARTON „Die wie-
dergefundene Urfor m und Bürgers Umdichtung" nebeneinander stellt , die unter dem 
Titel „Der Graf von Oldenburg" lief (in: Oldenburgj b 101,2001, S. 75-86,4 Abb.). Damit 
liefert er - abgesehen von dem schönen Fund des Urtextes - vor allem einen Beitrag zur 
Arbeitsweise Gottfried August Bürgers. 
„Vom Großherzogliche n Naturhistorische n Museu m zum Landesmuseu m fü r Natu r 
und Mensch" führte in Oldenburg in den Jahren seit 1836 ein langer Weg, de n Etta BER­
GEN nachzeichnet (in : Oldenburgjb 101 , 2001, S. 207-234, 1 8 Abb.). Der Aufsatz is t 
wegen der ungewöhnlich reichen Bebüderung und der queUennahen DarsteUung der 
Museumsentwicklung über den EinzelfaU hinaus von exemplarische r Bedeutun g und 
ruft zur Nachahmung auch für andere Häuser dieses Zuschnitts auf. 
Unter dem Stichwort „Braunschweigischer (Landes)Kulturverban d (1941-50) " behan-
delt Wulf OTTE eine bemerkenswerte Form der Kontinuität der Kulturverwaltung über 
das Ende des Nationalsozialismus hinweg (in: BraunschwJbLG 80, 1999, S. 227-237). 
Gegründet 1941, sollt e dieser Verband „die Kulturarbeit von Staat , Verbänden und Kom -
munen bündeln" (S . 228) , wurd e mit erhebüche n Mitteln ausgestattet und wa r inhalttic h 
dem Heimatschutzgedanken verpflichtet . Das s der Verband auch der Ideologisierung 
der Kulturarbei t zu diene n hatte, versteht sich fast von selbst ; dass er trotzdem über 1945 
formal weiterarbeitete, ist erstaunlich. 

- Universitäte n 

Stefan BRÜDERMANN untersucht in zwei sehr ähnlich aufgebauten Aufsätzen „Studenten 
als Einwohner in der Universitätsstadt Helmstedt" (in: BraunschwJbLG 81,2000, S. 9-
27,2 Abb.) und „Studenten als Einwohner der Stadt Göttingen im 18 . Jahrhundert" (in: 
BlldtLG 135,1999, S. 21-35) und berühr t dabei alle die Problemfelder, die sich zwischen 
Stadt und Universitä t in Mittelalter und Früher Neuzeit zu entwickeln pflegten: die Son-
derrechte der Universitä t in der Stadt, besonders die Sonderstellung ihrer akademischen 
Gerichtsbarkeit, di e Konkurrenz zwischen universitäre m un d städtischem Bier - bzw. 
Weinkeüer, das Kreditiere n der Studenten durch Gastwüte und Händler, die Wohnungs -
situation der Studenten und das Verhältnis zu Frauen. 
„Vom Handwerkerstädtchen zur Universitätsstadt " führte ein weiter Weg, de n Hermann 
WELLENREUTHER nachzeichnet , inde m e r „Die Inaugurationsfeie r de r Georg-August -
Universität von 173 7 und die Vision Göttingen al s ein ,Leine-Athen'" beschreibt (in : 
Göttjb 49, 2001, S. 21-37, 3 Abb.). Er geht dem AHtag in der jungen Universitätsstadt 
nach, die nun unter drei Obrigkeiten zu leben hatte, dem Rat, dem Universitätskanzler 
und dem Kommandeur der Garnison, die mit den Professoren und Studenten eine neue 
soziale Gruppe aufzunehmen hatte und deren AUtag sich dadurch spürbar, glücklicher-
weise allerdings nur langsam änderte. 
Heinrich DE WALL betrachtet vergleichend „Die Reformuniversitäten de r Auf klärungs-
zeit (Haue, Göttingen und Erlangen) und das Küchenrecht " (in: Zeitschrif t der Savigny-
Stiftung fü r Rechtsgeschichte 11 7 = Kanonistisch e Abteüun g 86 , 2000 , S . 433-445). 
Göttingen wird dabei als Zentrum der koUegialistischen Denkweise der Küchenrechts-
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Wissenschaft charakterisiert , fü r die Johan n Loren z vo n Moshei m un d (de r jüngere ) 
Georg Ludwi g Böhme r stehen . 

„Oppositionelle Burschenschafte r au s dem Lande Braunschwei g in der Zeit von 182 0 bis 
1848" und ihr Schicksal verfolg t Kur t SELL E (in: BraunschwJbLG 80 , 1999, S . 101-141 , 
2 Abb.) . Ker n de s Aufsatzes is t die Zusammenstellung einschlägige r Kurzbiographie n 
(S. 119-138) , wobe i de r Kreis de r behandelten Persone n übe r da s „Braunschweigisch e 
Biographische Lexikon" , hg . Jarck/Scheel (1996) , hinausgeht . 

In den langsam stärke r bearbeiteten Grenzbereic h vo n Stadt - und Universitätsgeschich-
te gehör t de r Aufsatz vo n Johannes TÜTKE N über „»Aufregungen * un d »politisches Trei -
ben' in einer Kleinstad t un d ihre r Universität . Ein e Nachles e zu m ,tollen Jahr ' 1848 " in 
Göttingen (in : Göttj b 48 , 2000, S . 97-135). Di e Göttinger Geschicht e i m „Revolutions -
jahr" - ei n Begriff, de n der Verfasser vermeidet -  wurd e in starkem Maß e von Studente n 
bestimmt, o b al s Individue n ode r al s Gemeinschaften . O b Vollversammlunge n ode r 
„Krawalle": Von der Georgia August a un d ihren Angehörige n ginge n Impuls e aus , di e 
erst in zweiter Lini e durc h Bürge r der Stadt aufgenommen un d umgesetz t wurden, dan n 
in den üblichen Forme n de r Versammlungen, Petitione n ode r der Bildung eine r Bürger -
wehr. I m Herbst 184 8 zog sich die Universität wieder in ihren Elfenbeintur m zurüc k (so 
S. 132). 

- Schule n 

In einem weitgespannten Überblic k stell t Julius SEITER S „Die Domschul e z u HUdeshei m 
im Mittelalter " da r (in: Die Diöz. Hildeshei m i n Verg. und Gegenw. 69 , 2001, S . 21 -62 , 
9 Abb.) . Dabe i beginn t e r mit der Admonitio generali s un d der Hildesheimer Bistums -
gründung un d verfolgt di e weitere Geschicht e übe r di e Blütezeit de r Schule i m 10. un d 
11. Jahrhundert, nich t zuletz t unte r Bernward , übe r di e Zeit de r Staufer, i n der Hildes-
heim nac h wie vor ein „wichtiges Bildungszentrum " (S . 44) darstellte, bis zum Spätmit-
telalter, in dem die Domschule „ein e Lateinschul e wie andere" wurde (S . 56), nicht ohn e 
bei diese r Gelegenheit au f den schöne n Brauc h der Wahl eine s Kinderbischof s unte r de n 
Schülern hinzuweise n (S . 61) . 

„,Schulmeisterdienst un d Cüstere y in Papenburg" ist ein Aufsatz übe r „Di e Papenburge r 
Schulen bi s zu m End e de r münstersche n Landesherrschaft " überschrieben , i n de m 
Franz GUH E alle erreichbare n Nachrichte n übe r dies e star k ländlic h geprägte n Schule n 
von 1691-180 3 zusammenträg t (in : JbEmsländHeimatbun d 45 , 1999 , S . 82 -103 , 
1 Abb.). Der Aufsatz enthäl t zudem instruktiv e Nachrichte n übe r eine Papenburge r Leh -
rerfamilie sowi e übe r di e Visitationen de s 18. Jahrhunderts . 

„Der ,Wander-Konferenz-Verei n de r Lehrer des Kirchspiels Sottrum " bestand, wie Ger-
not BREITSCHU H anhand de r überlieferten Protokollbüche r ermittel n konnt e (in : Roten -
burgSchrr 87 , 2000, S . 104-114) , von 1876 bis 1923, widmet e sic h zunächs t de r Lehrer-
fortbildung, äußert e sic h abe r nach 191 8 im Wesentlichen zu r Bildungspolitik. Dennoc h 
bleibt dies e lokal e Initiativ e zu r Fortbildung durchau s vo n Interesse un d lädt daz u ein, 
nach weitere n Vereinigunge n diese r Art zu suchen un d sie zu erforschen . 

Nicht „Fraue n i m Deutschen Verei n für das höhere Mädchenschulwesen " i m Allgemei-
nen, sonder n spezielle r „Ann a Vorwerk -  Mittleri n zwische n pädagogische n Welten " ist 
der Gegenstan d eine r Studi e vo n Karin EHRIC H (in: BraunschwJbLG 82 , 2001, S . 129-
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156). Ann a Vorwer k (1839-1900 ) wa r eine de r bedeutendsten Förderinne n de r Mäd -
chen- un d Frauenbildun g i m Braunschweigische n un d setzt e sic h au f verschiedene n 
Ebenen fü r ein e Verbesserun g de r qualifizierte n Ausbildun g vo n Erzieherinne n un d 
Lehrerinnen ein . Der Aufsatz zeig t beispielhaf t di e Bedeutung einzelne r Persone n be i 
der Institutionalisierun g de r Lehrer(innen)büdung i m Laufe de s 19. Jahrhunderts . 

- Bücher , Buchdruc k un d Bibl iotheke n 

Eher indirekt gehören di e „Wanderungen un d Wandlungen", di e Gerhard KNOLL in sei-
nem Aufsat z „Zu m Echtemache r Evangelista r Kaise r Heinrich s III. " beschreibt, i n den 
engeren Bereich der Landesgeschichte (in : Bremjb 78,1999 , S . 169 -189 , 2 Abb.) . Die be -
rühmte Handschrif t de r Jahre zwischen 103 9 und 1043 wird vorwiegend provenienzge -
schichtüch verfolgt , un d als Teü der in Breme n verwahrte n Bibüothe k de s Melchio r 
Goldast vo n Haiminsfel d is t sie seit dem 17 . Jahrhundert ebe n doc h Te ü der Geschichte 
des Lande s Breme n geworden . -  Buchgeschichtiic h vo n Interesse sin d di e Ausführun -
gen übe r de n Pergamenteinband de r Handschrift au s der Zeit Goldasts . 

Jörg F. GIRMANN stellt „Di e St.-Sixti-Küchenbibliothe k z u Northeim", ihr Schicksal sei t 
1484 und ihre Beständ e vo r (in: Northeimjb 6 5 , 2 0 0 0 , S . 4 1 - 6 0 ,1 Abb.) . Da es am Ort 
neben de r Klosterbibliothek vo n St. Blasien kein e Ratsbibüothe k gegebe n hat , erfüllt e 
die Kirchenbibliothe k vo n St . Sixti deren Funktionen . De r neu bearbeitet e Katalo g zeig t 
im Querschnit t de s Bestandes aü e Anzeichen weite r thematische r Streuung . E r weis t 
etwa zwe i Dutzen d Tite l vo n Drucke n de s 15 . (!) und 16. Jahrhunderts nach , di e ers t 
nach 1625/2 7 de r Bibliothek gestifte t worde n sind , nachdem de r frühere Bibliotheksbe -
stand durc h Feue r vernichte t worde n war . 

Christian HOFFMANN weist nach , das s der „Buchdruck i m konfessionellen Zeitalter " die 
Erforschung durchau s wer t ist . „De r erst e Osnabrücke r Buchdrucke r Marti n Man n 
1617-1635" ist für die regionale wie überregionale Buchdruckgeschicht e zwa r kei n Un-
bekannter, abe r ers t jetzt wird ein e umfassende , quellengestützt e Darstellun g seine r Le-
bensgeschichte sowi e ei n saube r dokumentierte s Druckverzeichni s gebote n (in : Os-
nabrMitt 104,1999 , S . 125-225 , 1 4 Abb.; Nachträge in : OsnabrMitt 105 , 2000 , S . 2 0 1-
207, 2  Abb.) . 

Unter de m Titel „Ein sanfftmüthiges Volck mit einer verfluchten Religion" äußer t sic h 
Niels KRANEMANN „Zu Johann Ulric h Wallichs Religio Turcica (1659) " (in : Staderjb 8 9/ 
90 ,1999 /2000 , ersch . 2001, S. 165 -192 , 2 Abb.) . Der Verfasser, geboren in Weimar 1624 , 
wükte vo n 1651 bis zu seinem Tod e 167 3 als schwedischer Sekretä r in Stade. De r weit-
gereiste Man n reist e 165 7 im Auftrage Karl s X. von Schweden mi t einer Gesandtschaf t 
nach Konstantinope l un d verarbeitete sein e Erlebniss e un d Erfahrungen i n eine r um-
fänglichen DarsteUun g mi t kontroverstheologischer Zielsetzung . Wertvol l is t sein heut e 
so gut wie unbekanntes Buc h vor aüem aber wegen zahlreiche r Beobachtunge n au s dem 
osmanischen Alltagsleben . 

„,.. . von Kindhei t an nicht aUzu großes glück in der Welt .. / " hatte „Der Braunschweige r 
Buchhändler Christop h Friedric h Fickel " ( t 1728 ) und liefert mi t seinem Lebenslau f fü r 
Britta BERG „Ei n Stüc k Sozialgeschicht e de s frühe n 18 . Jahrhunderts " (in : 
BraunschwJbLG 82 ,2001 , S. 119-127, 1 Abb.) . Es geht im Grundsatz u m die wirtschaft-
üchen Schwierigkeite n eine s in Bedrängnis geratene n Buchhändler s i n den Jahren 1716 
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und 1723 , de r bei seine m To d immerhi n 125 0 Tale r an Legate n z u vermache n imstand e 
ist, ohn e das s diese r offensichtlich e Reichtu m erklärba r wäre. -  Di e bescheiden e Frag e 
des Rezensenten ist , ob di e zunehmende Barockisierun g de r Titel modeme r Miszelle n -
im vorliegenden Fal l handelt e s sich um immerhin fünf Druckzeile n Titel bei neun Seite n 
Text -  nich t ei n Irrwe g ist ? 

„Daniel Braubach s ,De r gelehrt e Handwerker' " is t heut e weitgehen d vergessen . „Ei n 
Bremer Bildungsroma n un d sei n Autor " wird nu n vo n Michae l NAGE L wieder entdeck t 
und i n de n Zusammenhan g seine r Entstehungszei t (1797 , 2 1819) literatur - un d stadtge -
schichtlich eingeordne t (in : Bremjb 78 ,1999 , S . 107 -128 , 2 Abb.) . Braubach , erste r Lei -
ter de r Breme r Seefahrtsschule , ga b i n diese m autobiographisc h geprägte n Wer k „ei n 
teils satirisches , teil s realistisches Bil d von Licht - und Schattenseite n de s damalige n Bil -
dungsverständnisses un d dami t eine Zeitkriti k übe r Bremen hinaus " (S . 110) . Kernthes e 
des Buche s ist , das s allei n akademisch e Gelehrsamkei t in s Elen d führe n kann , wei l si e 
von eine r nicht immer de r Bildung gegenüber offene n Gesellschaf t nich t hinreichend ge -
würdigt werde . 

„Zur Geschichte de r Bibliothek von Wilhelm Olbers " hat Günther OESTMAN N Wichtiges 
zusammengetragen (in : Bremj b 80 , 2001 , S . 146-167 , 6  Abb.) . Di e wissenschaftsge -
schichtlich bedeutend e Bibliothe k de s 184 0 gestorbene n Breme r Astronome n wir d 
heute i n Pu lkovo / Russlan d verwahrt , wurd e dor t durc h eine n Brandanschla g 199 7 fas t 
völlig vernichtet, is t aber immer noc h i n de n erhaltene n Fragmente n (daz u S . 158-167 ) 
und angesicht s eine s vorhandene n Kataloge s vo n etw a 184 2 (daz u S . 157 ) fü r di e Ge -
schichte de r Astronomie vo n erhebliche r Wichtigkeit . 

„Goethe un d Herde r al s Nutze r de r Göttinge r Universitätsbibliothe k pe r Fernleihe " 
waren, u m e s vorsichtig auszudrücken , nich t gerade einfach e Benutzer , wie Reime r ECK 
nachweist (in : Göttj b 48 , 2000 , S . 53 -65 ) . Nac h de r gängige n Benutzungsordnun g de r 
Göttinger Bibliothe k vo n 176 1 wa r „Femleihe " verboten , jedoc h ware n Möglichkeite n 
zu Ausnahme n nich t ausgeschlossen . S o zählt e Herde r währen d seine r Bückeburge r 
Zeit 177 2 bis 177 6 und schließlic h noc h au s Weimar z u de n regelmäßigen Benutze m de r 
Bestände de r Bibliothek , ohn e da s Hau s jemal s aufgesuch t z u haben . Goethe s Bezie -
hungen zu r Göttinge r Bibliothe k beganne n 178 3 un d ware n nich t zuletz t durc h Über -
schreitungen de r Leihfriste n (bi s z u zwe i Jahren! ) gekennzeichnet . 

Ob „Di e Dorume r Lesegesellschaft " wirklic h nu r das eine , heute noc h überliefert e Buc h 
aus de m Jahre 177 3 besessen ha t oder doch meh r als das , kann Han s HE Y nicht wirklic h 
erhellen, obwoh l e r „Historische s Umfel d un d Bedeutung " diese r Institutio n knap p 
kennzeichnet (in : JbMännerMorgenstern 79 , 2000 , S . 191 -198 , 2 Abb.) . S o bleib t -  lei -
der! - nu r ein weiterer Nachweis fü r die Verbreitung von Lesegesellschafte n auc h im nie -
dersächsischen Nordwesten . 

„90 Jahr e N N N [ = Northeime r Neuest e Nachrichten ] un d di e Entwicklun g de r Presse -
landschaft i n Northei m vo n 183 1 bi s heute " behandel t i n eine m gelungene n Überblic k 
Ekkehard JUS T (in: Northeimjb 64 ,1999 , S . 114-127, 4 Abb.) . Von de n erste n bescheide -
nen Anfänge n übe r den Aufschwung de s Zeitungswesens 184 8 und di e Ausbildung eine r 
eher konservati v ausgerichtete n Lokalpress e bi s zu r Zei t de s Nationalsozialismus , di e 
der Stad t ei n NS-Kampfblat t unte r de m Tite l „Hört ! Hört! " (später : Northeime r Beob -
achter) einbrachte , werde n di e Statione n de r Pressegeschicht e verfolgt . Ehe r ernüch -
ternd is t da s Bil d zunehmende r Abhängigkei t de r Regionalpress e vo n größere n Zeitun -
gen un d Verlage n sei t de n siebzige r Jahren . 
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- Kuns t u n d Kultu r 

Hermann HAIDUCK bemüht sic h erfolgreic h u m di e „Rekonstruktio n torsohafte r mittel -
alterlicher Kirche n i m ostfriesische n Küstenraum " (in : Emderj b 80 , 2000 , S . 7-41 , 
3 4 Abb.) . Di e sorgfältig e Aufnahm e de r Kirchbaute n einschließlic h de r jüngste n Reno -
vierungs- und Restaurierungsmaßnalime n ha t zu eine r ganzen Reih e von Erkenntnisse n 
über die Baugeschichte diese r Küchen i m 12 . -15. Jahrhundert geführt, dere n Ergebniss e 
hier vorgeleg t werden . 

Hajo VAN LENGEN untersucht „Die spätgotischen Büdnisgrabmäle r de r Heba Attena un d 
des U ko Uken a un d ihre poütische Bedeutung " (in : Emderjb 80 ,2000, S . 59-77 , 7 Abb.) . 
Heba Atten a (gest . 1449 ) un d Uk o Uken a (gest . 1432 ) ware n di e Elter n Thedas , de r 
zweiten Ehefra u de s Grafe n Ulric h I . vo n Cirksena , di e ihne n dies e Grabmäle r setze n 
üeß, un d gehörten folgüc h z u de n führende n Adüge n Ostfriesland s ihre r Zeit. De m ent -
sprechen auc h di e beide n Grabmäler , dere n poütisch e Aussag e nac h de n Ergebnisse n 
der vorliegenden Untersuchun g da s Selbstverständni s de r Grafenfamilie deutlic h wider -
spiegelt. 

Tanja KOHWAGNER-NIKOLAI stell t überzeugend e Erwägunge n „Zu r Funktio n de s Heüs -
spiegelteppichs i n Kloste r Wienhausen " a n (in : Die Diöz . Hildeshei m i n Verg . und Ge -
genw. 69 ,2001 , S. 105-137,1 4 Abb.) . Dieser etwa 4 x6 Mete r große Teppich zeigt die Bil -
der au s de m „Specuiu m humana e salvationis" , daz u durchlaufend e Schriftbände r un d 
eine Kombinatio n vo n Wappen, di e auf die Auftraggeberin, di e Wienhäuser Äbtissin Ka -
tharina von Hoya (1422-3 7 un d 1440-69 ) hinweisen . Die Verfasserin macht wahrschein -
lich, das s de r im Kloste r angefertigt e Teppic h al s Behang während de r Fastenzeit diente , 
und vergleich t ih n mi t de n spätere n un d größere n Fastentücher n i n Zitta u un d Gurk . 

Für „Die Stiftskirch e z u Fischbeck " steüt Renate OLDERMANN in einem dichtgedrängten , 
leider nich t bebilderte n Überblic k „Baugeschicht e un d Ausstattun g nac h de r Reforma -
tion" vo r (in : JbGesNdsächsKiG 99 ,2001 , S . 9 -30 ) un d erweiter t vor allem di e einschlä -
gigen Kenntniss e übe r da s 16 . un d 17 . Jahrhundert sowi e di e Restaurierunge n de r Ge -
genwart. 

Mit de m Aufsat z „Sämtlich e Text e de r Celler Schloßkapelle " (in : JbGesNdsächsKiG 98 , 
2000 , S . 2 0 9 - 2 2 5 ) ergänz t Burghar d BOCK eure frühere Arbei t übe r die Kunstgeschicht e 
dieses wichtige n norddeutsche n Denkmal s lutherisc h bestimmte r Kirchenarchitektu r 
(vgl. Nds . Jb . 71 , 1999 , S . 503) . 

„Beiträge zu r Geschicht e de r Musikpfleg e a m Ho f Fürsterzbischo f Heinrich s III . vo n 
Bremen (1567-1585) " liefer t Christia n KAMMAN (in: Staderj b 8 9 / 9 0 , 1 9 9 9 / 2 0 0 0 , ersch . 
2001, S . 99-131 ) un d stöß t dami t i n ein e völli g unerforscht e Themati k vor . De r Erzbi -
schof, auc h al s Bischo f vo n Osnabrüc k un d Paderbor n tätig , beschäftigte nebe n de n ob -
ligaten Trompeter n un d Miütärmusiker n auc h namhaft e Organiste n un d Musici , dere n 
W ü k e n aüerding s nu r umrisshaf t deutlic h z u mache n ist . Frage n nac h de m Repertoir e 
müssen gänzlic h unbeantworte t bleiben . 

Nur wenige Jahrzehnt e späte r und a n andere n Or t gewinnt di e Hof musik meh r a n Kon -
turen: „Di e Hofmusi k de s Fürste n Ems t i n Bückebur g un d di e Engelfreske n i n seine m 
Mausoleum i n Stadthagen " beschreibt Hildegar d TIGGEMANN (in: SchaumburgLippMit t 
33, 2001 , S . 7 -29 , 7  Abb. ) aufgrun d rech t dichte r Überüeferung . Ems t ( t 1622 ) wa r 
durchaus musikbegeistert , engagiert e renommierte , oftmal s engüsch e Musiker , macht e 
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Vorgaben fü r ihren Einsat z auc h in de r Liturgi e de r Hofkirche un d lie ß sein Mausoleu m 
mit instrumentenspielende n Engelsfigure n verzieren . 

Lutz TRAUTMAN N untersuch t „Ganzfigurenportrait s de r Bürgermeiste r Leonhar d un d 
Heinrich Töbing " al s Zeugniss e fü r „Repräsentatio n un d Selbstverständni s ratsherrli -
cher Familie n i n Lüneburg " (in : HansGBll 118,2000 , S . 77-107,1 3 Abb.) . Leonhard Tö -
bing ( f 1591 ) un d sei n Verwandte r Heinric h Töbin g ( t 1586 ) entstammte n eine r wei t 
verzweigten un d über mehrere Jahrhunderte ausgesproche n einflussreiche n Lüneburge r 
Patrizierfamilie un d ließe n sic h i m Sti l von Staatsporträt s malen . Gemeinsa m mi t ande -
ren künstlerische n Zeugnisse n ihre s Leben s stelle n di e beide n Porträt s aussagekräftig e 
Quellen zu m Selbstverständni s de r Angehörige n diese r großbürgerliche n Schich t dar . 

Jörg DEUTE R untersucht „Di e Illustratione n zu m »Oldenburgisc h Chronicon ' vo n 1599 " 
des Herman n Hamelmann , di e „Johan n Dietric h Schaffe r -  Ja n Dirick s vo n Campe n -
Pieter Bas t -  Han s Maes " zuzuschreibe n sin d (in : Oldenburgj b 99 , 1999 , S . 1-18 , 
9 Abb.) . Wesentliche Quell e de r Arbeit sin d erhalten e Rechnungen , di e di e Künstlerna -
men enthalten . Di e Rekonstruktio n de r Vite n un d Werkzusammenhäng e sin d Inhal t 
dieses Aufsatzes , de r „eine n erste n Einblic k i n di e höfisch e Kunstpfleg e Oldenburg s u m 
1600" geben wil l (S . 15) . 

In zwei Aufsätze n behandel t Mari a KAPP , was ma n übe r die Inventar e von „Kloste r un d 
Kirche Marienrode" sowie von „Kirch e und Kloster St . Ludgeri in Helmstedt" aus kunst -
historischer Sich t sage n kan n (in : Die Diöz . Hildeshei m i n Verg. und Gegenw . 6 8 , 2 0 0 0 , 
S. 183-214 ,1 2 Abb. ; 69 ,2001, S . 165 -194 ,1 0 Abb.) . Di e überkommene n Stück e sin d a n 
beiden Orte n vorwiegen d nachreformatorisch . Hinzuweise n is t auf de n reiche n Gemäl -
debestand i n Marienrode , u . a . mi t (leide r nich t abgebildeten ) Äbteporträt s de s 18 . Jahr-
hunderts. Ei n instruktive s Inventarverzeichni s vo n St . Ludger i au s de m Begin n de s 
19. Jahrhunderts zeigt , welch e materielle n Rest e vo m damal s aufgehobene n Kloste r 
noch verbliebe n waren . -  Ergänzen d is t hinzuweisen au f Ulrich KNAPP , „Die Klosterkir -
che Marienrode . Beobachtunge n zu r Baugeschicht e i m 15 . Jahrhundert" (in : Die Diöz . 
Hildesheim i n Verg . un d Gegenw . 6 8 , 2 0 0 0 , S . 2 1 5 - 2 3 9 , 2 1 Abb.) , mi t instruktive n Dar -
stellungen zu r Planungsabfolg e un d Baudurchführung , di e anhan d vo n Steinmetzzei -
chen nachvollziehba r werden . 

Friedrich-Wilhelm SCHAE R stellt dar , was „Amtman n Gerhar d vo n Hale m un d de r Ver -
fall vo n Klosterkirch e un d Schlo ß i n Rasted e (u m 1700) " miteinander z u tu n habe n (in : 
Oldenburgjb 101 , 2001 , S . 57-74) . Persönlic h machthungri g un d au f seine n Vortei l be -
dacht, hatt e sic h Hale m u m 170 0 Veruntreuunge n anlaste n lasse n müssen . Vo r alle m 
aber hatt e e r de r zunehmende n Devastierun g de r Rastede r Kloster - un d Schlossbaute n 
nicht nu r tatenlo s zugesehen , sonder n si e auc h selbe r durc h aktive n Kunstrau b voran -
getrieben. 

„Göttinger Künstler , Dritter Teil" ist eine Ausarbeitung von Ott o DENEK E überschrieben , 
die vo n Jens-Uw e BRINKMAN N herausgegebe n un d kommentier t wurd e (in : Göttj b 49 , 
2001, S . 39-71). Di e erste n beiden Teile dieses Kataloges erschiene n 1934-36 , diese r drit -
te is t eine Nachlasspublikation , i n de r in Göttinge n tätig e Künstle r de s 18 . und 19 . Jahr-
hunderts behandel t werden . 

Max FREIHER R VO N BOESELAGE R un d Gotthar d FREIHER R VO N MANTEUFFEL-SZOEG E 
sehen „Auc h nac h Restaurierung " noc h „Rätse l u m di e Reliquienbüste n vo n Sottrum " 
(in: Die Diöz . Hildeshei m i n Verg . und Gegenw . 69 ,2001 , S . 195-218,1 0 Abb.) . Di e Ge -
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meindekirche St. Andreas in Sottrum, Landkreis Hildesheim, verwahrt bis heute sechs 
Heiligenporträtbüsten des beginnenden 18. Jahrhunderts, von denen vier mit insgesamt 
23 Reliquien ausgestattet sind. Die Verfasser stellen zusammen, um welche Reliquien es 
sich handelt, und äußern Vermutungen über das Zustandekommen der auffallend spät 
neu angefertigten Behältnisse in Büstengestalt. 

Thomas DANN äußert sich unter dem Titel „ ,Es war, (...), der herrlichste Bankettsaal, der 
irgend einem europäischen Herrscher gehörte.' Zur Bau-, Ausstattungs- und Nutzungs-
geschichte der Rittersaales im ehematigen hannoverschen Leineschloß" (in: HannGBll 
N.F. 53,1999 [ersch. 2001], S. 311-340,16 Abb.) und setzt damit seine Forschungen über 
das Leineschloß fort (vgl. Nds. Jb. 71,1999, S. 489 u. die in diesem Jb. rez. Monographie). 
Weder stehe n Nutzungsfrage n i m Zentrum seiner DarsteUung , abe r besondere Auf-
merksamkeit verdient die sorgsame DarsteUung der beiden wichtigsten Perioden weifi-
scher Hofkunst um 1700 bzw. zwischen 1815 und 1866. 

„Die Gemäldesammlung des Wangelinschen Witwenstifts i n Esens im Lichte alter In-
ventare" beschreibt Annette KANZENBACH (in: Emderjb 79,1999, S. 79-127,6 Abb.). Das 
wechselhafte Schicksal der Sammlung, die der kunstsinnige Beamte Wilhelm von Hee-
spen (1669-1742 ) begründete , is t anhan d mehrerer alter Inventare gu t zu verfolgen . 
Größere Bestände der Sammlung durchweg guter, oft anonym bleibender Gemälde nie-
derländischer Art befinden sich noch heute in Esens. 

Marcus KÖHLER verfolgt auf dem Wege „Von Helmstedt nach Neapel", welche Stationen 
„Der Gärtner Johann Andreas Graefer" in seinem Berufsleben hinter sich brachte (in: 
BraunschwJbLG 81 , 2000, S . 163-172): Von 176 3 an lernte und arbeitete er mehr als 
zwanzig Jahre in England und übernahm seit 1786 Arbeiten am königüch-neapolitani-
schen Garten in Caserta. Das Leben dieses durchweg engtisch publizierenden botanist 
gardener des ausgehenden 18. Jahrhunderts verdient auch unter dem Gesichtspunkt eng-
lischer Vörbüdwirkung für die kontinentale Gartenbaukunst im AUgemeinen Beachtung. 

„Von Marionetten, Akrobaten, Nashörnern und Riesen" berichtet SUke WAGENER-FIM-
PEL und hat dabei „Fahrende Schausteller in Bückeburg im 18. und 19. Jahrhundert" im 
Bück (in : SchaumburgLippMitt 33 , 2001, S. 31-78, 1 2 Abb.). Dabei charakterisiert sie 
zunächst die verschiedenen Arten von SchausteUern und Vorführungen und beschäftigt 
sich dann anhand einer offensichtlich beneidenswer t vollständigen Überlieferung mit 
der obrigkeitüchen Konzessionierung der Auftritte. 

„Die Umgestaltung der Stadtwälle in englische Anlagen" in Bremen nach 1802 verfolgt 
Michael RÜPPEL und nutzt den Gegenstand zu ausführüchen ,,Anmerkungen zur Gar-
tenrevolution in Bremen" (in: Bremjb 80,2001, S. 74-122,7 Abb.). Er ordnet die Bremer 
Entfestigung und die anschließende Anlage der Wälle als englische Landschaftsgärten in 
die Zeitströmungen der Gartenkunst ein, geht dem persönlichen Anteti des vielgereisten 
Simon Heinrich Gondela (1765-1832 ) nac h und zieht Vergleichsbeispiele au s dessen 
Reisetagebüchern heran, vor aüem aus Leipzig. 

„Die Tagebucheintragunge n de s Emde r Stadtbaumeister s Marti n Heinric h Marten s 
beim Abbruch eines Teils der Marienhafer Küche im Jahre 1829 und sein Manuskript 
eines Vortrages vor der Emder Geseüschaft für bildende Kunst und vaterländische Al-
tertümer im Jahre 1835" hat Georg-Friedrich SCHAAF publiziert und ausgewertet (in: 
Emderjb 80,2000, S. 137-159). 
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„Die Derneburge r Grabpyramid e un d ih r Vorbil d i m Baume r Forst " untersuch t Anna -
Franziska VON SCHWEINITZ (in: Hildesheimjb 70 /71 ,1998/99 , S . 219-231 , 5 Abb.) . Nac h 
dem Tod e de s Grafe n Münste r i n Dernebur g 183 9 lie ß sein e Witw e nac h eine m Laves -
Entwurf und woh l angereg t durc h ein gleiches Bauwer k i n de r Nähe vo n Bückeburg , de r 
Heimat ihre r Kinder - un d Jugendtage , di e Pyramid e errichten . 

Unter de m Tite l „,...Al s einzig e noc h übrig e Tochte r de s vormahlige n Konzertmeister s 
B a c h . . / " mach t Silk e WAGENER-FIMPE L „Bemerkunge n z u de n Lebensumstände n de r 
Familie de s ,Bückeburger ' Bach" , de s 179 5 verstorbene n Johan n Christop h Friedric h 
Bach, vo r alle m z u seine r Tochte r Christin e Louis e (in : SchaumburgLippMit t 33 , 2001 , 
S. 79 -98 , 2  Abb.) . 

„Carl Wilhelm Friedric h Oesterley , ei n Göttinge r Kunsthistoriker , Male r un d Zeichner " 
(1805-91) is t Gegenstan d eine r biographische n un d kunsthistorische n Studi e vo n Kar l 
ARNDT (in: Göttj b 48 , 2000 , S . 67 -95 , 1 2 Abb.) . I n seine r Doppelqualifikatio n al s leh -
render Kunsthistorike r a n de r Georgi a August a -  sei t 184 2 al s ordentliche r Professo r -
und al s ausübende r Male r un d Zeichne r kümmert e e r sich auc h u m de n weitere n Aus -
bau de r universitäre n Kunstsammlung . Di e Breit e seine s Werke s -  mi t eine m gewisse n 
Schwerpunkt au f Porträt s un d i n de r Historienmalere i -  schein t noc h weni g erforscht ; 
der Aufsatz gib t daz u erst e Analyse n einzelne r Arbeiten . 

„Das Olbers-Denkmal" in Bremen, seine „Planung, Entstehung, Aufstellung 1844-1850 " 
zeichnet Herber t SCHWARZWÄLDE R nach (in : Bremjb 80 ,2001 , S. 123-145 , 5 Abb.) . De m 
Arzt un d Astronome n Wilhel m Olber s (1758-1840 ) wurd e au f Betreibe n büdungsbür -
gerlicher Schichte n un d eine s eigen s 184 4 gegründete n Olbers-Verein s i n de n Folgejah -
ren ein Denkmal in den Wallanlagen errichtet . Die Diskussionen um die Errichtung eine s 
Denkmals a n sich, um de n Standor t und um da s Aussehen sin d für die Diskussionen sol -
cher landauf , landa b häufi g errichtete r Denkmäle r woh l durchau s exemplarisch . 

Kurt ASCH E untersuch t „Architektur , Schrif t un d Ornamen t au f Briefköpfe n de r Jahr -
hundertwende" (in : Oldenburgjb 100,2000 , S . 8 9 - 1 1 2 , 2 3 Abb. ) un d macht, vorwiegen d 
anhand vo n Beispiele n au s de m Oldenburgischen , au f di e ästhetische n un d kunsthisto -
rischen Qualitäte n vo n Fabrikvedute n au f Briefpapie r aufmerksam , di e -  nich t zuletz t 
zum Leidwese n manche r Archivare -  längs t zu m Sammelgebie t vo n Liebhaber n gewor -
den sind , di e gelegenüic h auc h vo r „offensive n Sammelmethoden " nich t zurückschrek -
ken. 

„Historienfest un d Historienmalere i i m Dienst e vaterländische r Gesinnung " beschreib t 
Bernd Ulric h HUCKE R und nutz t „Herman n Allmer s un d de[n ] ,Grafenho f i n Stotel " 
dazu al s Beispie l (in : JbMännerMorgenstern 77/78 , 1998/99 , S . 273-310 , 1 4 Abb.) . All -
mers hatt e da s Gebäud e i n Stote l mit dre i großformatigen Wandfreske n ausgestattet , di e 
Szenen au s de r Geschicht e de r Grafe n vo n Stote l zeigte n un d dere n Entstehung , Aus -
sehen un d weitere s Schicksa l i n de m Aufsat z ebens o nachgezeichne t werden , wi e auc h 
ein ausführliche r Berich t übe r di e Einweihungsfeie r i m Jahre 189 7 gegebe n wird . -  De r 
Zeitgenosse de s Jahre s 200 2 wir d i n de r reiche n Bebilderun g mi t einige m Vergnüge n 
auch Herman n Allmer s au f eme m Kostümfes t 186 0 i n de r Verkleidun g al s friesischer 
Häuptling entdecke n (S . 290 Abb . 9) . 

„Emst Barlac h un d de r Göttinge r Marktbrunnen " i m Jahr e 1898 : Da s ist , w i e Kar l 
ARNDT nachweist , ei n durchau s zwiespältige s Kapite l (in : Göttj b 49 , 2001 , S . 8 3 - 1 0 4 , 
9 Abb.) , hatt e di e Bewerbun g Barlach s mi t eine m eigene n Entwur f fü r di e Brunnen -
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errichtung doc h nich t de n geringste n Erfolg . Barlac h -  ebe n 2 8 Jahr e al t -  hatt e eine n 
Brunnen mi t eine r Rolandfigu r entworfen , ei n Entwurf , de r vo m Preisgerich t al s nich t 
der Ausschreibung entsprechen d abgelehn t wurde . 

„St. Blasiu s i n Obernfel d un d di e Umbauplän e de s Hildesheime r Regierungsbaurat s 
Richard Herzi g vo n 1905-1913 " verfolg t Ja n SCHIRMER (in : Di e Diöz . Hildeshei m i n 
Verg. und Gegenw . 68 ,2000 , S . 3 2 3 - 3 4 0 , 1 0 Abb. ) un d stell t die Baumaßnahmen a n die -
ser Kirch e de s Untereichsfelde s i n de n Zusammenhan g de s CEuvre s de s vielbeschäftig -
ten, i n seine n Arbeite n bishe r kunsthistorische n abe r kau m gewürdigte n Küchenarchi -
tekten Herzig . 

„Der Hauptbahnho f Oldenburg" , erbau t 1912-15 , lohnt , wi e Annett e ROGGÄTZ zeige n 
kann, seh r woh l ein e kunsthistorisch e un d denkmalpflegerisch e Analys e (in : Olden -
burgjb 99 ,1999 , S . 141-175,2 1 Abb.) . Da s gu t insbesonder e fü r den Wartesaa l un d de n 
Speisesaal, dere n erhalten e wandfeste Ausstattun g durc h die Einrichtun g eine s DB-Rei -
sezentrums beeinträchtig t werde n könnte . Di e umfassend e DarsteUun g de s Entwurf s 
und de r Bauausführun g sowi e di e Emordnun g i n da s Wer k de s Architekte n Friedric h 
Mettegang, auc h i m Vergleich z u andere n Bahnhofsbaute n jene r Jahre, macht di e Qua -
lität diese s Bauwerke s deutlic h un d verdeutüch t gleichzeitig , wi e problematisc h di e Si -
tuation de r staatliche n Denkmalpfleg e gegenübe r de r Deutsche n Bah n A G ist . 

War di e Weimarer Republi k „Unfähi g z u trauern?" Hubert HÖING behandel t unte r die -
sem Obertite l „Kriegerdenkmäle r un d da s geplant e Reichsehrenma l fü r di e GefaUene n 
des Erste n Weltkrieges i n Schaumburg " (in : SchaumburgLippMit t 33 ,2001 , S . 223-277 , 
10 Abb.). Nebe n eure r umfassenden DarsteUun g de r Kriegerdenkmäle r i m Schaumbur -
gischen, be i de r sic h de r kunsthistorisc h Interessiert e aUenfaU s meh r IUustratione n ge -
wünscht hätte , steht di e Bewerbun g de r Region um di e Errichtun g de s Reichsehrenmal s 
zwischen Rintel n un d Bückebur g i m Vordergrund , di e allerding s mi t eine m Beschlus s 
zugunsten de s thüringischen Ba d Berka 192 6 zum Scheiter n gebracht un d trotz massive r 
„Lobbyarbeit" (s o S . 268 ) nich t zu m Erfol g hatt e geführ t werde n können . 

Ein Zeugni s „Gege n ,Rechtlosigkeit , Verlumpun g un d Verweichlichung' " soUt e „Da s 
Schlageter-Denkmal au f de m Kreuzber g be i Vecht a (1924) " sein , wi e Christia n FUHR-
MEISTER feststellt (in : Oldenburgjb 100,2000 , S . 113-135,1 1 Abb.) . Hatte scho n Joachi m 
Kuropka de n historische n Hintergrun d diese s Denkmal s hinreichen d aufgeklär t (vgl . 
Nds. Jb. 54 ,1986, S . 442), so liefer t der Verfasser nun ein e kunsthistorische Analyse , ins -
besondere vo r de m Hintergrun d de s übrige n Werke s de s Architekte n Heinric h Augus t 
Ritter. 

Carsten STEUWERS Aufsatz „Da s Deutsch e Nationaltheate r Osnabrück . Di e Integratio n 
des Osnabrücke r Theaters in di e Nationalsoziaüstische Kultur - und Propagandamaschi -
nerie" (in : OsnabrMit t 106,2001 , S . 261-279 ) verfolg t di e Konsequenze n de s Schriftlei -
tergesetzes 193 3 und des Theatergesetzes 193 4 für die Arbeit an diesem Haus . Analysier t 
werden de r Spielpla n un d di e Einwirkunge n au f ih n sowi e di e Fronteinsätze , Wehr -
machtsaufführungen un d Hollandfahrte n de s Ensembles . -  Stören d is t der laxe Umgan g 
mit Name n immerhi n bekannte r Schriftsteüer : E s begegne n Gerhar d (! ) Hauptman n 
(S. 267) , Bertol d (! ) Brech t un d Stepha n (! ) Zwei g fteide  S . 271) . 

Möglicherweise tu t di e Einordnun g eine s Aufsatze s übe r „Di e Einweihun g de r Nieder -
deutschen Gedenkstätt e ,Stedingsehre' " an diese r SteU e diesem „Beispie l nationalsozia -
listischer Selbstinszenierun g i m Ga u Weser-Ems " umecht , wei l e s sic h ehe r u m ei n po -
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litisches Schaustück handelte , wie Catri n FINSTERHÖLZL herausarbeitet (in : Oldenburgj b 
99, 1999 , S . 177-205 , 8  Abb.) - „Stedingsehre " wurd e zu m 700-jährige n Gedenkta g de r 
Schlacht vo n Altenesc h errichte t un d mi t de r Aufführun g eine s einschlägige n Schau -
spiels von August Hinrich s eröffnet . Stedinge r und N S D A P zueinande r i n eine n Gleich -
klang z u bringe n un d de n ideologisc h schwe r zugängliche n Ga u Weser-Em s mi t seine r 
überwiegend katholische n Bevölkerun g i n Südoldenburg z u gewinnen, war das Ziel die -
ser Veranstaltung , di e auc h i n de n folgende n Jahre n z u eine m de r Zentre n nationalso -
zialistischer, mythische r Totenverehrun g wurde . 

Gerhard KALDEWE I hat einen Aufsat z s o betitelt , das s allei n di e Nennun g de s Titel s ein e 
umfassende Umschreibun g de s Inhalt s geworden ist : „,1m Kamp f fü r Heima t un d Volk' . 
Fritz Höger al s »Professor für Baukunst' an der Nordischen Kunsthochschul e z u Breme n 
1934/35 un d sein e Entwürf e fü r di e »Denkmäle r Deutsche r Hochseefischerei ' vo n 193 7 
in Bremerhaven " (in : JbMännerMorgenstern 79 , 2000 , S . 115-141 , 1 0 Abb.) . Hinzuzu -
setzen is t nur , das s e s sic h u m de n Architekte n auc h de s Hamburge r Chile-Hauses , de s 
Marineehrenmals i n Labo e be i Kie l (1936 ) sowi e eine r Reih e andere r herausragende r 
NS-Bauten handel t (s . auch Nds . Jb . 72 ,2000, S . 473) . 

Jürgen DIEH L stellt unter de m Tite l „Unterhaltun g un d Propaganda . Osnabrücke r Film -
theater i m Zweite n Weltkrieg " (in : OsnabrMit t 105 , 2000 , S . 155-199 ) di e insgesam t 
recht bunten Spielplän e de r Osnabrücke r Kino s i n de n Kriegsjahre n vor , di e ein e syste -
matische Analyse , auc h i m Vergleich z u andere n Städte n diese r Größenordnun g durch -
aus lohne n würden . 

Ines KATENHUSE N beschreibt „Zwische n Opernhau s un d Freizeithei m -  Aspekt e kultu -
rellen Lebens im Hannover der fünfziger Jahre" (in: HannGBU N.F. 53 ,1999, ersch. 2001, 
S. 77-109 , 1 2 Abb.) . Behandel t werde n Ope r un d Musik , Theate r un d Kino , Rundfun k 
und Erwachsenenbildung , Bibliotheke n un d Freizeitheime , kurz , das gesamte Spektru m 
der damal s konventione ü begriffene n Kuns t un d Kultur . Besonder e Bedeutun g komm t 
dabei de n Inszenierunge n Kur t Ehrhardts im Bauhof zu , die in den fünfziger Jahre n ein e 
ganze Reih e späte r bedeutende r Schauspiele r i n eine m Ensembl e zusammenführte , da s 
1948 mi t de m Bonmo t „Berli n al s Vorort Hannovers " (S . 97 ) gekennzeichne t wurde . 

Kirchengeschichte 

Emen Überblic k übe r „Di e Klosterlandschaf t i m Bistu m Verden " geben Aren d MINDER -
MANN und Ida-Christin e RIGGERT-MINDERMAN N (in : Die Diöz . Hildeshei m i n Verg. un d 
Gegenw. 67 , 1999 . S . 1-50 , 1  Karte , 1 0 Abb.) . Geordne t nac h Frauen - un d Männerklö -
stern, werden vo r allem di e Gründungszeite n un d -umständ e de r Klöster gewürdigt. Na -
turgemäß kan n di e weitere Geschicht e de r Gemeinschafte n nich t i n gleicher Art behan-
delt werden , wa s etw a fü r die spätmittelalterliche n Reformen , abe r auch für di e Verhält -
nisse de r Klöste r z u de n Städte n bzw . zu m Ade l durchau s wünschenswer t wäre . Den -
noch is t diese r gu t lesbar e Überblic k z u empfehlen . 

In nunmeh r vie r Teilen lieg t ei n „Repertoriu m abschriftlic h überlieferte r Urkunde n zu r 
Geschichte de s Erzstift s Breme n un d de s Bistum s Verden i m Mittelalter " vor, bearbeite t 
v o n Aren d MINDERMAN N (in : Staderj b 85 , 1995 , S . 17-78 ; 86 , 1996 , S . 11-38 ; 87/88 , 
1997/98, ersch . 1999 , S . 5 3 - 8 2 , 8 9 / 9 0 , 1 9 9 9 / 2 0 0 0 , ersch . 2001, S. 11-34) , i n de m di e ur -
kundlliche Überlieferun g vo n Altkloste r und Neukloste r Buxtehude , de s Kloster s Zeve n 
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sowie de s Wilhadi-Stiftes i n Breme n um penible Nachweis e abschriftlic h erhaltene r 
Stücke ergänzt wird, die in Regestenform publiziert werden. 
Bettina SCHMIDT-CZAIA hat ihren Beitrag zur im Erscheinen befindlichen Kreisbeschrei-
bung des Landkreises Emsland erweitert unter dem Titel „Das emsländische Kirchen-
und Schulwesen zur Zeit des Alten Reiches - ei n Überblick" zum Druck gebracht (in: 
OsnabrMitt 106,2001, S. 71-125) und liefert damit eine sehr willkommene Darstellung 
für die Zeit von der Christianisierung bis zum beginnenden 19. Jahrhundert, die ganz ne-
benbei mi t dem unberechtigten Vorurteü von de r Bildungsfeme de s Emslandes auf-
räumt. Ausdrücklic h hingewiese n se i au f da s seh r nützlich e Literaturverzeichni s 
(S. 118-125!). 
Was man über „Klöster im Emsland vom Mittelalter bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts" 
im Überbück sagen kann, hat Gerd STEINWASCHER in emem Überbück zusammengestellt 
(in: JbEmsländHeimatbund 45,1999, S. 108-143,252 f., 34 Abb.). Dabei ist weniger das 
Mittelalter als vielmehr die Frühe Neuzeit diejenige Periode, in der klösterüche Nieder-
lassungen in dieser Region begründet worden sind, nicht zufällig zunächst durch die Je-
suiten, während nach deren Verbot dann die Franziskaner stark an Bedeutung zunah-
men. Im 20. Jahrhundert wuchs das Ordensleben dann zu emer bis dahin unbekannten 
Vielfalt, insbesondere durch Schul- und Krankenpflegeorden. -  Au s den begleitenden 
Aufsätzen im gleichen Band ist herauszuheben: P. Franz Solan NÜSSLEIN über „Seelsor-
ge der Ordensgemeinschaften i m Emsland" (ebd., S. 224-237, 5 Abb.), der einen wich-
tigen Teübereic h der Ordenstätigkeit näher ausführt. 
Eckhard MICHAEL gibt einen nützlichen , weitgespannten Überblic k „Zu r Küchenge-
schichte des Hannoverschen Wendlandes im Mittelalter" (in": Hannoversches Wendland 
15,1994-1997, ersch. 2001, S. 199-223), in dem er sich zunächst mit dem Entstehen und 
der Güederung der Archidiakonatsbezirke beschäftigt, die im Wendland erst im 13. Jahr-
hundert als „Propsteien" auftauchen, und dann einen Überblick über die Pfarreien und 
Pfarrsprengel de s Gebietes gibt. Eine Liste der Dannenberger und Lüchower Pröpste 
(S. 213 f.) beschließt den Aufsatz. 

Karl Heinz BRANDT veröffentlicht einen weiteren Beitrag mit „Bemerkungen zur Datie-
rung un d Identifizierun g erzbischöfliche r Grablege n i m Breme r St.-Petri-Dom " (in : 
Bremjb 78, 1999, S. 23-41, 5 Abb.), der vor aUem aus methodischen Gründen nachle-
senswert ist, weü er die einwandfreie Datierung von Gräbern nach Einzelstücken unter 
den Beigaben mit Recht in Zweifel zieht (vgl. Nds. Jb. 71,1999, S. 506). 
Das 12 . und 13 . Jahrhundert nimmt Bern d KAPPELHOFF bei seine m Festvortra g über 
„Das Alte Kloster und die Stadt Buxtehude im Spannungsfeld von geistlicher und welt-
licher Herrschaft" in den Bück (in: Staderjb 87/88, 1997/98, ersch. 1999, S. 9-25) und 
steüt die Klotfergründung sowie das erste Jahrhundert der Klostergeschichte in den Zu-
sammenhang der Zeit. 
In emer thematisch außerordentlich dichten Jahrestagung nahm sich die Gesellschaft für 
niedersächsische Küchengeschichte der kirchlichen Vergangenheit Einbecks an. Die fol-
genden, eng miteinander verzahnten Aufsätze sind daraus entstanden: Andreas HEEGE, 
„Ehlbecks Küchengebäude und KapeUen im Mittelalter und der frühen Neuzeit. Histo-
rische Nachrichten - Archäologische Befunde - BUdqueUen" (in: JbGesNdsächsKiG 98, 
2000, S. 7-53, 34 Abb.); Wolfgang PETKE, „Von der Ecclesia Embicensis zum evangeli-
schen Mannsstift : Das Stift St . Alexandri in Ehlbeck" (ebd. S. 55-88, 2  Abb.); Edgar 
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MÜLLER, „Das Marienstif t vo r Einbeck " (ebd . S . 89-106) ; Gab y KUPER, „Die Ausbildun g 
des Einbecke r Pfarreiwesen s i m Mittelalter " (ebd . S . 107-129) ; Pete r AUFGEBAUER, „Di e 
Stadt Einbec k un d de r regionale Ade l i m Mittelalter " (ebd . S . 131-141) ; Gudru n PISCH -
KE, „Das Fürstentum Grubenhagen : Herzöge -  Territoriu m - Kirche " (ebd. S. 143-163 , 2 
Stammtafeln, 2  Karten) . -  Ohn e di e Aufsätz e i m Detai l z u würdigen , se i darau f hinge -
wiesen, das s e s sic h hie r u m ein e durchau s exemplarisch e Gemeinschaftsarbei t be i de r 
Erforschung kleinstädtische r Kirchengeschicht e handelt , dere n Ergebniss e deutlic h ma -
chen, wi e vie l a n Erkenntnisse n be i de r Erforschun g de s Niederkirchenwesen s un d de r 
Stiftsgeschichte noc h z u erlangen sei n wird, wenn ma n sic h dieses Themenbereiches an -
nimmt. 

Seit de m 12 . Jahrhundert is t „Die erst e Kirch e i n Wilstedt" nordöstlich vo n Breme n be -
legt. Hans Werner BEHRENS verfolgt (in : RotenburgSchrr 88 ,2001 , S. 5 - 2 9 , 1 0 Abb. ) ihr e 
Geschichte -  un d möglich e Vorgeschicht e i m Zusammenhan g de r Christianisierun g -
und setz t sic h dabe i vo r alle m di e möglichs t genau e Rekonstruktio n de r 172 1 abgerisse -
nen Kirch e un d di e Ermittlun g de r Patronatsverhältniss e zu m Ziel . 

„Die Altär e de r St.-Mauritius-Kirch e z u Hardegse n i n Mittelalte r un d Neuzeit " un d ih r 
Schicksal stell t Ral f KIRSTA N zusammen (in : Göttjb 47,1999 , S . 7 1 - 8 2 , 1 Abb.) . Metho -
disch interessant fü r den südniedersächsische n Bereic h is t der akribische Vergleich zwi -
schen scheinba r präzise n Angabe n de s Chroniste n Letzne r un d de r urkundlichen Über -
lieferung. Sachlic h vo n gleiche m Interess e is t die Tatsache, das s hie r -  wa s selte n genu g 
geschieht -  da s Schicksa l de r Altäre und ihre r Inhaber über die Reformatio n hinau s ver -
folgt wird . 

Helmut FLACHENECKE R stell t „Mittelalterlich e Bistumschronike n i n de r Mainze r Kir -
chenprovinz" i n eine m größeren , wei t übe r Niedersachse n hinausgreifende n Zusam -
menhang da r (in : Di e Diöz . Hildeshei m i n Verg . un d Gegenw . 69 , 2001 , S . 6 3 - 8 3 , 
3 Abb.) . Di e niedersächsische n Beispiel e stamme n au s HUdeshei m un d Verden . 

Tiefer steig t i n dieselb e Sach e Heinric h SCHMID T ein, de r nac h de m Verhältni s vo n „Bi -
schof un d Kirch e i m Spiege l norddeutsche r Bischofschronike n de s späte n Mittelalters " 
sucht (in : Wissenschaftlich e Theologi e un d Kirchenleitung . Beiträg e zu r Geschicht e 
einer spannungsreiche n Beziehun g fü r Rol f Schäfe r zu m 70 . Geburtstag , hg . von Ulric h 
Köpf, Tübinge n 2001 , S . 2 9 - 5 4 ) un d Beleg e au s Bremen , Verden , Osnabrück , Münste r 
und Minde n heranzieht . 

„Über die Gründun g de r Johanniterkommende i n Bokelesch" im Saterland handel t Jose f 
MÖLLER (in: JbOldenbMünsterland 2000 , S . 182-201 , 6 Abb.) . Abweichend vo n de r bis-
herigen Literatu r setz t e r di e Gründun g au f etw a 127 0 un d verfolgt , übe r di e Tite l de s 
Aufsatzes hinausgehend , di e Geschicht e de r Kommend e bi s zu r Aufhebung 1587 . 

„Goldene Mess e un d Goldene s Huh n -  Zu r Geschicht e eme r mittelalterliche n Stiftun g 
am Hüdesheime r Dom " hat Irmgar d HAA S einen Aufsat z übe r ein e ausgesproche n lang -
lebige Messstiftun g überschrieben , di e der spätere Hildesheime r Bischo f Ott o von Wohl -
denberg 131 5 begründet e un d di e noc h i n de n 1980e r Jahren praktizier t wurd e (in : Di e 
Diöz . Hildeshei m i n Verg . un d Gegenw . 68 , 2000 , S . 119-182 , 7  Abb.) . Di e anfänglic h 
sehr prachtvoll e Messe , a n dere n Teilnehme r u . a. i n Safra n zubereitet e Hühne r („Gol -
dene Hühner" ) al s Präsenze n gereich t wurden , wurd e i n ihre n liturgische n Forme n 
mehrfach verändert , anfang s de s 19 . Jahrhunderts kurzfristig ganz eingestellt , lebte letzt -
lich abe r übe r meh r al s sechseinhal b Jahrhundert e fort . 
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Johannes GÖHLER entreißt „Die Kapelle ,zum Ttost' im Moor" zwischen Stinstedt und 
Odisheim (Ldkr. Cuxhaven) der fast völlig eingetretenen Vergessenheit und beschreibt 
„Die mittelalterliche Wallfahrt der Norddeutschen zu St. Joost", der dort verehrt wurde 
und andernort s al s Jodokus bekann t is t (in : JbMännerMorgenstern 77/78 , 1998/99 , 
S. 91-120, 1 0 Abb.). Im 14 . und 15 . Jahrhundert ei n offenkundig vielbesuchte r Wall-
fahrtsort für Püger aus dem Nord- und Ostseeraum, war die heute verschwundene Ka-
peüe, deren Reste 1924/25 und 1932/33 ausgegraben worden sind, reich ausgestattet. 
Durch Sixtus IV. privüegiert, an emem eigenen Pügerzeichen zu erkennen, wurde die 
Wallfahrt nac h de r Reformation eingesteüt . Di e Kirchenausstattun g ka m 156 8 nach 
Lamstedt. 

Knapp macht Dieter BROSIUS auf „Ein Register des Hildesheimer Domkapitels aus dem 
14. Jahrhundert" aufinerksam (in: HUdesheimJb 70/71,1998/99, S. 213-217), das 1342-
1355 geführt wurde und 356 Urkunden des Domkapitels, der Bischöfe oder einzelner 
Domherren in Abschrift enthält, von denen immerhin 290 Texte bisher ungedruckt ge-
büeben sind. Die Regestenerschüeßung ist erfolgt. 

„Mittelalterüche Heiügenverehrung" am Beispiel der „Bruderschaften und Stiftungen in 
der Küche zu Elze" ist das Thema von Jürgen HUCK (in: Die Diöz. Hildesheim in Verg. 
und Gegenw. 69,2001, S. 85-104). Die Erstbezeugung der Petruskirche fällt zwar erst in 
das Jahr 1068, aber bekanntlich ist die Küche bereits karolingisch. Huck verfolgt die Ge-
schichte des an ihr seit (vor?) 134 4 bestehenden Kalandes, der 1413 begründeten Ka-
tharinenbruderschaft sowi e einzelner Altäre. 

Ganz ähnliche Ziele verfolgt, allerdings auf wesentlich breiterer Basis, Brigitte STREICH, 
wenn sie „Die frommen Bürger von Celle" als Beispiel für „Religiosität in vorreforma-
torischer Zeit" untersucht (in : Die Diöz. Hildesheim i n Verg. und Gegenw. 69, 2001, 
S. 139-164, 1  Abb.). Der Kaland und die Stadtkirchenaltäre , Zusammensetzun g und 
Qualifikation des Klerus, die Geschichte weiterer Kapellen, des Celler Franziskanerklo-
sters sowie der Beginenniederlassung sind die Themen, für deren Bearbeitung das von 
Brosius bearbeitete Celler Urkundenbuch das nötige, hier ausgewertete Material bereit-
stehe. 

Brigide SCHWARZ setzt ihre Untersuchungen zu „Seilschaften" aus Hannover stammen-
der Kleriker des beginnenden 15 . Jahrhunderts fort (für die erste Folge vgl. Nds. Jb. 71 , 
1999, S. 507 f.). Zu verzeichnen sind folgende Aufsätze: Zwei Lüner Pröpste aus Han-
nover im 15 . Jahrhundert: Konrad von Sarsted t und Dietric h Schape r (in : ZGesNd-
sächsKiG 97 , 1999, S. 7-53); Hannoversche Bürgersöhn e im adügen Domkapitel von 
Hüdesheim. Das Beispiel Arnold von Hesede (in: Die Diöz. Hüdesheim in Verg. und Ge-
genw. 67, 1999, S. 77-109); Volkmar von Anderten, Domherr und Offizial z u Lübeck. 
(Mit-)Begründer der Ratsbibüothek Hannover (f 1481 ) (in: Woüenbütteler Notizen zur 
Buchgeschichte 24,2,1999, S. 117-151); Hannoveraner in Braunschweig. Die Karrieren 
von Johann Ember (f 1432 ) und Hermann Pentel (f nach 1463) (in: BraunschwJbLG 80, 
1999, S. 9-54). 

„Wie wird man im Mittelalter Domherr in Osnabrück?", fragt Elke FREIFRAU VON BOE­
SELAGER (in : OsnabrMitt 106 , 2001, S. 49-69) un d umschreibt -  ausgehen d von de n 
Domkapitelsstatuten der Jahre seit 1398 und von den aügemeinen Prinzipien und Rege-
lungen des Benefizialwesens im späten Mittelalter - di e Zusammensetzung des Domka-
pitels in den Jahren um 1438. 
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Ernst BÖHM E stell t unte r de m Tite l „Reformatio n un d Stadt " sein e Erkenntniss e übe r 
„Die Städt e i m Fürstentu m Grubenhage n un d di e Stad t Göttinge n i m Vergleich" vor (in : 
JbGesNdsächsKiG 9 8 , 2 0 0 0 , S . 165-178) . Dabe i arbeite t e r unterschiedliche Konfliktli -
nien i n de n Städte n heraus : i n Göttinge n zwische n alte n Ratsfamilie n un d Handwer -
kern, i n Einbec k zwische n Stad t un d Stiften , währen d Osterod e gewissermaße n i m 
Schlepptau de s Landesherr n desse n konfessionell e Standpunkt e z u übernehme n genö -
tigt wurde . 

„Der Wandel de r kirchlichen und religiöse n Verhältnisse i m münsterschen Am t Meppe n 
unter dem Einflu ß vo n Reformatio n un d katholische r Reform " ist das Thema eine r Dar -
stellung vo n Jose f GERTKE N (in : Emsländisch e Geschicht e 8 , 2000 , S . 11-40 , 4  Abb.) . 
Dabei werde n insbesonder e di e Visitationsbericht e de s 17 . Jahrhunderts daz u herange -
zogen, eine n Eindruc k vo m Erfol g de r katholische n Refor m z u vermitteln . Behandel t 
werden abe r auc h Heiligenverehrung , Prozessionen , Wallfahrten , Bruderschafte n un d 
religiöses Brauchtum . Interessier t lies t der Rezensent di e 182 6 niedergeschrieben e Fest -
stellung, „de r Landmann " laborier e i m Wesentliche n a m Aberglaube n un d a n eine r 
„Neigung zu m Branntwein " (S . 37) . 

„Die Konkordienforme l i n de n Grafschafte n Schaumbur g un d Holstein(-Pinneberg) " 
verfolgt Helg e BE I DER WIEDEN (in: JbGesNdsächsKiG 97,1999 , S . 83-104) . Forma l nie -
mals vo n de n Landesherre n angenommen , wurd e di e Konkordienforme l dennoc h i n 
Schaumburg zu einer faktischen Lehrnorm , au f die zwa r nie Geistlich e verpflichte t wor -
den sind , di e abe r zur Erläuterun g de r Lehrschriften herangezoge n wurde . Be i de r Wie -
den verfolgt di e nur undeutlich auszumachenden Verhandlunge n u m di e Einführung de r 
Formel un d begründe t da s letztlich e Scheitern . 

Henning P . JÜRGEN S untersuch t detaillier t „Di e vormundschaftlich e Regentschaf t de r 
Gräfin Anna und di e Berufung Johannes a  Lascos zum ostfriesische n Superintendenten " 
(in: Emderjb 79,1999 , S . 4 2 - 6 5 ) . Nac h de m Tode ihres Mannes Enn o Cirksen a 154 0 zu r 
Regentin geworden , bemüht e sic h Ann a umgehen d u m di e Berufun g de s neue n Geistli -
chen, de r da s Am t 154 3 antrat , ohn e das s letzt e Sicherhei t z u erziele n wäre , warum di e 
Entscheidung gerad e au f ih n fiel.  Di e politische n Hintergründ e jene r bewegten Jahr e i n 
Ostfriesland werde n allerding s durc h de n Verfasse r deutlic h herausgearbeitet . 

„,. . . et h sy myth gelde edde r s u s . . ob durc h Geld ode r auf andere Weise: So solle „Di e 
Aufnahme de s emsländische n Adlige n Jodocu s vo n Scharfenber g i n da s Osnabrücke r 
Domkapitel i m Jahre 1542 " geschehen, wie Christia n HOFFMANN anhand de r vergleichs -
weise reiche n Aktenüberlieferun g rekonstruier t (in : JbEmsländHeimatbun d 47 , 2001 , 
S. 4 7 - 5 9 , 2 Abb.) . Er kommt dabe i eine m Fa ü auf die Spur , für den di e Bezeichnun g „Si -
monie" mindesten s naheliegend , wen n nich t zwingen d ist , den n di e Famili e musst e 
ihrem Kandidate n de n We g erkaufen . 

Rolf SCHÄFE R betrachtet „Hamelman n un d di e Anfäng e de r oldenburgische n Reforma -
tion" un d liefer t „Einführung , Tex t un d Übersetzung " eine r Vorstuf e vo n desse n 158 6 
erstmals gedruckter „Histori a ecclesiastica " (in : JbGesNdsächsKiG 99 ,2001 , S . 6 9 - 9 9 ) . 
Deutlich w üd a n der vierspaltigen Paralleleditio n eine s Entwurfe s mi t der Druckfassun g 
sowie de n deutschen Übersetzunge n beider Textstufen, das s Hamelmann al s Geschichts -
schreiber durchau s ein e kritisch e Auseinandersetzun g verdient , dafü r abe r auc h genü -
gend Substan z besitzt . E s würde sic h lohnen , sein e Werk e erneu t z u durchmuster n un d 
ihn vo m Verdik t de s „Fälschers " zu befreien . 
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„Reichsfreies Stift und herzogliche Landstadt" hat Michael SCHOLZ einen Beitrag über 
„Gandersheim als weltliche und geistüche Residenz im Mittelalter und in der Frühen 
Neuzeit" überschrieben (in: Harz Z 50/51,1998/99, S. 59-81,2 Abb.), in dem er den Be-
ziehungen zwischen Stift und Stadt seit dem hohen Mittelalter nachgeht. Das Schwer-
gewicht liegt allerdings auf den Verhältnissen des 16.-18. Jahrhunderts. 
Sabine GRAF verfolgt „Di e Einführung der Reformation im Kloster Neuenwalde" (in: 
JbGesNdsächsKiG 99,2001 S. 101-121), emem benedüctinisch geprägten Frauenkloster 
im Erzstift Bremen, im ausgehenden 16. Jahrhundert und beschreib t darüber hinaus den 
Weg zu m evangelische n Damenstift. Wichtigstes neues Ergebnis ist die Feststeüung , dass 
die Reformation durc h den Bremer Erzbischof Heinric h nicht eingeführt worden ist , 
sondern dass er lediglich einen schleichenden Prozess konfessioneüer Umorientierung 
unter den Damen durch die Einsetzung einer evangelischen Domina 1598 bestärkte. 
Stefan BRINGER schließt seine Aufsatzserie z u den Augustiner-Chorherren i n Hildes-
heim im 16.-18 . Jahrhundert (vgl. Nds. Jb . 71,1999, S. 509) mit eme r umfangreichen, mit 
zahlreichen Personaldaten versehenen Arbeit über „Das Augustiner-Chorherrenstift St . 
Maria in Riechenberg. Seme Geschichte zwischen Restitution und Säkularisation und 
die Seelsorgstätigkeit seiner Chorherren" ab (in: Di e Diöz. Hüdesheim in Verg. und Ge-
genw. 67,1999, S. 111-173, 10 Abb.). 
Uwe OHAINSKI ediert und kommentier t „Di e zweite Braunschweig-Wolfenbüttelsch e 
Klosterordnung vom 9. Januar 1573", die Herzog Julius erlassen hat und deren Entste-
hen mit guten Gründen im unmittelbaren Umkreis des Landesherrn vermutet wird (in: 
BraunschwJbLG 80,1999, S. 55-71). 
Karl Heinz THIEL zeichnet am Beispie l von „Des Helmstedter Philosophieprofessors Jo -
hannes Caselius Dokumentation eine r lebenslangen Freundschaf t mi t dem Göttinger 
Pfarrherrn Zacharias Kempe" ein atmosphärisch dichtes Bild von der geistüchen und 
geistigen Situation der ersten und zweiten nachreformatorischen Generatio n evangeli-
scher Pfarrer in und um Göttingen (in : JbGesNdsächsKi G 99,2001, S. 143-188). 
Unter dem Titel „Visitationen und Patrone, Konsistorium und Superintendenten, Pfarr-
volk und Pastoren" veröffentlicht Har m ALPERS „Eine vorbereitende Gedankenskizz e 
Johann Arndts zu Artikeln der Lüneburger Kirchenordnungen von 1619" (in : JbGesNd -
sächsKiG 98, 2000, S. 243-261, 1 Abb.) und macht bei dieser Gelegenheit darauf auf-
merksam, dass Küchenordnungen des 17 . Jahrhunderts - wege n emer fehlenden Fort-
setzung des „Sehling" - wissenschaftlic h wenig bearbeitet worden sind. 
Der Aufsatz von Maria-Elisabeth BRUNERT „.. . ich hatte ja auch luxaugen sowohl als 
andere: De r Augenzeugenberich t eines Teilnehmers am Westfälische n Friedenskongress 
über den Wallfahrtsort Rulle" (in: OsnabrMitt 106,2001, S. 127-143) zeigt, was die Ar-
beit an de n gänzüc h anders ausgerichteten Acta Pacis Westphalicae an Nebenprodukten 
hervorbringt. In diesem Fall handelt es sich um das Tagebuch des sachsen-altenburgi-
schen Kanzüsten Daniel Friese, dessen Auswertung ihn als kritisch eingestellten Protes-
tanten mit erheblicher Beobachtungsgabe erweist. 
Waren „Politische s Kalkül , Domherrenbestechun g ode r ,Gotte s wunderbar e Schik -
kung'?" am Werke, als „Di e Osnabrücke r Fürstbischofswah l vo n 169 8 als Probelauf 
habsburg-lothringischer Reichskkchenpoütik " betrieben wurde? Hubert WOLF nimmt 
sich dieses Geschehens an (in: OsnabrMit t 105,2000, S. 51-72) und stützt seine im Un-
tertitel formulierte Behauptung durch eine minutiöse Rekonstruktion der Interessenla-
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gen de r Beteiligte n sowi e de r Abläufe be i de r Wahl de s Osnabrücke r Fürstbischof s Kar l 
Josef vo n Lothringen . Wa s di e Titelfrag e angeht , s o dominiert e da s politisch e Kalkü l 
ganz deutlich , freilic h wa r e s ohn e de n Einsat z vo n immerhi n 120.00 0 Reichstaler n zu r 
Abfindung vo n Gegenkandidate n un d zu r „Überzeugung " de r eigene n Wähle r nich t 
tragfähig, s o das s ma n da s Ergebni s -  mi t den Worten de s kaiserlichen Wahlkommissar s 
Graf von Ec k -  a m unverfänglichsten al s „Gottes wunderbare Schickung " interpretierte , 

Konrad ELMSHÄUSER beschreibt „Di e Kirch e zu Rablinghausen " al s ein Beispie l für „Ge -
meindegründung un d Kirchenba u i m Breme r Niedervieland " u m 175 0 (in : Bremj b 79 , 
2000, S . 2 9 - 7 2 , 8  Abb.) . Au f de m linke n Weserufe r flussabwärt s vo n Breme n gelegen , 
entstand sei t 174 6 eine reformierte Gemeinde , di e sich der Förderung des Rate s erfreute , 
aber i n gewisse r Gegnerschaf t zu r einheimische n bäuerliche n Einwohnerschaf t stand , 
nicht zuletz t deswegen , wei l dies e überwiegen d de m lutherische n Bekenntni s zuzurech -
nen war . Insowei t wurd e di e 175 0 fertiggestellt e Gemeindekirch e ei n Zeugni s herr -
schaftlicher Architektu r de r Stad t Bremen . 

Konrad HAMMA N stellt „Bekenntni s und Bekenntnisbindun g i n de r Göttinger Theologi e 
des ausgehende n 18 . Jahrhunderts" da r (in : JbGesNdsächsKi G 99 , 2001 , S . 189-206 ) 
und untersucht unte r diese m Tite l die Position de r Theologischen Fakultät , di e zunächs t 
„bekenntniskonforme Rechtgläubigkei t allz u formal reklamier[te] " (S. 192) , sich deswe -
gen mehrfac h vehemen t gege n ein e Berufun g Herder s nac h Göttinge n aussprach , 178 7 
aber durch die unerwartete Ehrenpromotio n eine s reformierten Theologen fü r Aufsehe n 
sorgte un d dadurc h ein e „alle s ander e al s stren g konfessionell e Lini e propagierte " 
(S. 205) . De r Aufsat z sollt e -  übrigen s nich t nu r hinsichtlich de r Göttinge r Theologen -
als warnende s Beispie l vo r vorschnelle n Etikettierunge n universitäre r Lehrrichtunge n 
dienen. 

Konrad HAMMA N untersuch t „Di e Ordinationspraxi s de r Göttinge r Theologische n Fa -
kultät i m 18 . un d frühe n 19 . Jahrhundert" (in : JbGesNdsächsKiG 97 , 1999 , S . 105-115 ) 
und mach t au f da s staatskirchenrechtliche Kuriosu m aufmerksam, das s di e Fakultä t sei t 
1747 da s Ordinationsrech t fü r da s Gebie t de s eichsfeldische n Gerichte s Bodenstei n 
besaß un d bi s 180 1 achtma l ausübte . 

„Die Göttinge r Nachmittags - bzw . 2 . Universitätsprediger " lohnen , wi e Konra d HAM -
MAN zeigen kann , durchau s ein e ausführliche r Darstellun g z u „Am t un d Persone n vo n 
1769 bi s 1805 " (in : JbGesNdsächsKiG 99 , 2000 , S . 263 -284) , zuma l d a sic h dara n wei -
terführende Bemerkunge n zu r Theologiegeschicht e de s ausgehende n 18 . Jahrhundert s 
knüpfen lassen . 

Hans-Georg ASCHOF F verfolgt di e Wege, di e „Da s Bistu m Hildeshei m zwische n Säkula -
risation un d Neuumschreibung" , als o zwische n 180 3 un d 1824 , gegangen is t und liefer t 
damit „Ein[en ] Beitra g zu m 175 . Jubiläum de r Zirkumskriptionsbull e ,Impens a Roma -
norum Pontificum' " (in : Di e Diöz . Hildeshei m i n Verg . un d Gegenw . 67 , 1999 , S . 193 -
246, 1  Karte , 4  Abb.) . Eingeleite t mi t eine m Überblic k übe r di e unmittelbare n Auswir -
kungen de r Säkularisatio n 180 3 au f di e katholisch e Kirch e verfolg t de r Verfasse r zu -
nächst di e politischen Aktivitäten de s letzten Fürstbischof s Fran z Egon von Fürstenberg , 
beschreibt sodan n i m Einzelne n di e Vorgänge be i de r Aufhebung de r Klöste r i n preußi -
scher Zei t sowi e di e tiefen Einschnitte , di e die westphälische Zei t vor alle m für das Pfar -
reiensystem mi t sic h bracht e un d widme t sic h schließlic h de m Entstehe n un d de r Exe -
kution de r Zirkumskriptionsbull e vo n 1824 . 



496 Aus Aufsätzen und Beiträgen 1999-2001 

„Zur Bedeutung von Pfarrarchiven für die Orts - und Regionalforschung'* äußer t sich 
Helmut JÄGER und beschäftigt sich mit „De[m] Klerus der Propsteigemeinde Meppen im 
19. Jahrhundert" (in: JbEmsländHeimatbund 47,2001, S. 9-32, 8 Abb.). Das engagierte 
Verzeichnungsprogramm des Bistumsarchivs Osnabrück für die Pfarrarchive der Diöze-
se trägt vielgestaltige Früchte. Dies ist - in der Verbindung von Theologiegeschichte und 
kirchlicher Sozialgeschichte -  ei n schönes Beispiel für den Erkenntniszugewinn, den 
verzeichnete und zugängüche Archive einzelner Pfarreien eröffnen. 
Ein offenkundig bisher nur wenig erschlossenes Feld historischer und juristischer Un-
tersuchungen ist „Die Küchensteuer in Hannover", deren Weg Hans OTTE „Von der ,Kü-
chenanlage' zur Landeskirchensteuer" durch das 19. und 20. Jahrhundert verfolgt, nicht 
ohne (Me Frühformen von entsprechenden Abgaben seit dem 16 . Jahrhundert kurz zu 
umreißen (in: JbGesNdsächsKiG 99,2001, S. 227-286). Die gründliche, vor aüem auch 
für das Staatskirchenrecht ergiebig e Untersuchung zeichnet den weiten Weg von der 
fallweise erhobenen und mehr oder weniger freiwillig geleisteten Gabe zur staatlich ein-
gezogenen, in der Höhe standardisierten Steuer nach und beschreibt die historischen 
Umstände, unter denen sich diese Veränderungen vollzogen. 
Was „Afrikaner im Hermannsburg des 19. Jahrhunderts" suchten und fanden, steUt Mar-
tin TXMCK E i n einer eindringlichen missionsgeschichtliche n Studi e vor (in : JbGesNd-
sächsKiG 99,2001, S. 207-226,6 Abb.). Da die Hermannsburger Mission von Anfang an 
stark in Afrika wirkte , wurde Hermannsburg zum Anziehungspunkt fü r Afrikaner in 
Deutschland, und zwar ebenso sehr für Gestrandete und Gescheiterte, wie für bewusst 
zur Erziehung geschickte Angehörige der Oberschicht. 
Martin CORDES behandelt „Die Sozialwissenschaftliche Studiengesellschaf t in der ev. -
luth. Landesküche Hannover und ihr[en] Leiter Johann Gottlieb Cordes ,im Schatten* 
der Jahre 1933 bis 1945" (in: JbGesNdsächsKiG 97,1999, S. 133-189) und liefert damit 
euren wichtigen Beitrag zur Geschichte der lutherischen Küche im Nationalsozialismus. 
1927 auf die neugeschaffene Steü e eines hannoverschen Sozialpfarrers berufen, hatte 
J. G. Cordes erstmals 192 9 junge Theologen zu emer Konferenz zusammengeholt , die 
sich auf akademischen Niveau mit Fragen der Wirtschaftsethik beschäftigte. Dabei stell-
ten die Teilnehmer dieser regelmäßig stattfindenden Treffen keineswegs eine kirchlich 
oder politisch homogene Gemeinschaft dar , sondern vertraten ausgesprochen differie -
rende Positionen , auc h und gerade gegenüber dem Nationalsozialismus , wobe i J . G. 
Cordes selber die Ziele des Nationalsozialismus deutlich befürwortete. 
„Die Küchengemeinde Edewecht in der Zeit des Nationalsozialismus" untersucht Chri-
stoph MÜLLER (in : Oldenburgjb 100 , 2000, S. 161-176, 1  Abb.) und liefert damit eine 
willkommene Lokalstudie, die den Rahmen der umfassenderen Arbeiten von Karl-Lud-
wig Sommer über die oldenburgische Küchengeschicht e währen d der Jahre 1933-4 5 
ausfüllen hilft. 
Auf andere Weise leistet dies auch die Untersuchung von Alfred FLESSNER über „Ge-
meindeglieder im evangeüschen Küchenkampf', in der er dem „Fall Wiefels 1934-1940" 
nachgeht (in: Oldenburgjb 101,2001, S. 109-143,7 Abb.). In dieser friesischen Gemein-
de kam es im Kirchenkampf zu schweren Auseinandersetzungen, die sich um die Person 
des Pfarrers Lübben entwickelten. In emem Projekt der Kirchengemeinde in den Jahren 
1991/92 erforscht, wird der Küchenkampf der Jahre nach 1933 auch für die heutige Ge-
meinde zu einem unmittelbar erlebten Bezugspunkt, eine Dimension, die dem Histori-
ker nicht immer gegenwärtig ist, wenn er sich Themen aus dieser Zeit zuwendet. 
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„Kirchenkampf i n Ringstedt " is t das Thema vo n Johanne s GÖHLER , der „Di e Auseinan -
dersetzungen zwische n de n Pastoren Ger d von Busc h und Heinric h Zevenhuizen i n de n 
Jahren 193 3 bi s 1938 " darstellt (in : JbMännerMorgenstern 77/78 ,1998/99 , S . 341-375) . 
Die Besonderhei t de r Gemeind e Ringsted t la g darin , das s hie r jeweil s ei n lutherische r 
und ei n reformierte r Pasto r nebeneinande r amtierten . Di e ohnehi n schwierig e Paralle -
lität wurde noc h durc h die anfänglichen Neigunge n de s reformierten Geistliche n z u de n 
Deutschen Christe n un d durc h di e gleichzeitig e Abneigun g de s lutherische n Pastor s ge -
genüber de n Nationalsozialiste n verschärft . Di e Angelegenheit eskaüert e bi s hin z u Dis -
ziplinarverfahren, di e gegen beide Geisthche n geführ t wurden und dere n Zustandekom -
men ei n besonder s eindrucksvoüe s Beispie l fü r di e ungeheuer e Vielfal t de r lokalen Kir -
chengeschichte auc h i n de r Zei t de s Nationalsoziaüsmu s ist . 

„Intentionen un d Wükunge n de r Öffentüchkeitsarbei t Evangelische r Akademie n i m 
Nachkriegsdeutschland (1945-1962) " untersuch t Rul f Jürge n TREIDE L (in : JbGesNd -
sächsKiG 97,1999 , S . 191-236 ) un d greif t übe r da s Thema i m engere n Sinn e noc h hin -
aus, inde m e r da s „Deutsch e Allgemein e Sonntagsblatt " un d di e „Christlich e Presse -
Akademie" mi t berücksichtigt . I m Ker n abe r geh t e s u m di e Journalistentagunge n un d 
die Pressearbei t de r Loccume r Akademie , di e de n „personalistische n Konservativismu s 
der protestantischen Elite " (S. 235 ) getreulic h widerspiegelten. Das s di e Öffentlichkeits -
arbeit, gemesse n a m „Maßsta b ihre r Werbewüksarnkei t un d ihre s Agenda-Settin g Po -
tentials" (S . 234) , di e Erwartunge n nich t erfüll t habe , lies t de r Rezensen t mi t sprachli -
chem Grausen . 

Martin CORDES macht unter dem zitierenden Titel „,wi e Nichtschwimme r i n den Weüe n 
der Nordsee' " Anmerkunge n „Zu r Anfangsgeschicht e de s hannoversche n Küchliche n 
Dienstes i n de r Arbeitswelt " (in : JbGesNdsächsKi G 99 , 2001 , S . 287-308 ) un d werte t 
dabei vo r aüe m Ergebniss e selbs t geführte r Interview s mi t Beteiligte n de r Gründungs -
phase nac h de m Zweite n Weltkrie g aus , aus dene n da s besondere Spannungsverhältni s 
küchlich-sozialer Tätigkei t einerseit s zu r Industrie - un d Sozialarbei t andererseit s her -
vorgeht. 

Schon „De r erst e Deutsch e Evangelisch e Küchenta g i n Hannove r 1949 " stand , wi e 
Christian SIMO N schreibt (in : HannGBll N. R 53 ,1999 , ersch . 2001, S. 111-124) , i n eine r 
gewissen Distan z zu r evangelische n Amtsküche , ga b de r Erörterun g gesellschaftliche r 
Probleme weite n Raum , vertrat dabe i abe r inhaltlich überwiegen d konservativ e Positio -
nen, Gepräg t wurd e de r Küchenta g vo m Auftrete n Hann s Liljes , „eine s i n de r Zei t 
höchst angesehene n un d i n de r historische n Rückscha u überau s bedeutende n Küchen -
mannes" (S . 121) . 

Ebenfalls Christia n SIMO N beschäftigt sic h mi t de n „Zwöl f These n zu r Schulfrage" , i n 
denen sic h „Di e Schulpoliti k de r Hannoversche n Landeskirch e un d di e HUdesheime r 
Opposit ion z u Begin n de r fünfziger Jahre " widerspiegeln (in : Hiidesheimjb 7 0 / 7 1 , 1 9 9 8 / 
99, S . 189-212) . Nac h de m Amtsantrit t de s Landesbischof s Lüj e 194 7 verfolgt e di e Lan -
desküche i n Schulfrage n ein e ehe r konziliant e Haltun g gegenübe r de m Staat , wi e i n 
einer Denkschrif t de s Jahre s 194 8 zu m Ausdruc k gebrach t wurde , di e faktisc h di e Auf -
gabe de r Bekenntnisschul e hinnahm . Dagege n regt e sic h Widerstan d au s konservativ -
evangelischen Kreise n Hildesheims , de r i n de n „Zwöl f Thesen " 195 2 seine n Ausdruc k 
fand un d i m vorliegende n Aufsat z gewürdig t wird . 
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Personengeschichte 

A n de n Leipzige r Dominikane r „Pate r Aurelius Arkenau" erinnert anlässlic h de r Verlei -
hung der israelischen Ehr e „ »Gerechter unter den Völkern*" sein Verwandter Franz-Jose f 
ARKENAU (in: JbOldenbMünsterland 2000 , S . 164-176 , 6 Abb.) . Aus Esse n i n Oldenbur g 
stammend, hatte sich Pater Aurelius (1900-1991 ) al s Superior de s Dominikanerkonven -
tes St . Albert in Leipzig-Wahre n i n den Jahren 1941-4 5 u m di e Rettun g zahlreicher Ver -
folgter de s NS-Regime s Verdienst e erworben . 

Das Schicksa l de s de r Erweckungsbewegun g zuzurechnende n Geistliche n Christop h 
Heinrich Friedric h „Bialloblotzk y i n London' * ha t Nichola s M . RAILTON erhellt und di e 
„Erlebnisse eine s hannoversche n Pfarrer s 1831-48 " daraus rekonstruier t (in : JbGesNd-
sächsKiG 98 ,2000 , S . 285-311) . Bialloblotzky , Privatdozen t de r Theologischen Fakultä t 
der Universität Göttingen , war im Strei t mit der lutherischen Landeskirch e zunächs t al s 
Missionar nac h Griechenlan d un d Alexandria gegange n un d hatt e sich dann i n Londo n 
aufgehalten. Dor t wurde seine zerrüttet e Eh e geschieden; die einschlägige Überlieferun g 
gewährt eine n tiefe n Einblic k i n Persörülchkeitsstrukture n eine s wahrlic h schwierigen , 
patriarchalisch-strengen Geistlichen . 185 4 kehrt e Biallobltzk y nac h Deutschlan d zu -
rück un d star b 186 9 i n Ahlden . 

„[Zum] Tagebuc h de r Marguerit e Boer , geb . Perrucho n i n Ba d Harzbur g -  193 4 bi s 
1952" äußer t sic h Kur t NEUMANN (in : BraunschwJbLG 82 ,2001 , S . 157-174) , i n desse n 
Besitz sic h diese s 754 7 Seite n (! ) stark e Wer k befindet . Fra u Boer , au s großbürgerliche r 
Familie stammend, hiel t sich während de s Nationalsozialismus i n Bad Harzburg auf un d 
verfasste ei n offenkundi g sorgsa m berichtendes , gleichzeiti g abe r auc h spöttisc h bi s zy -
nisch kommentierende s Tagebuc h übe r ihr e zahlreiche n Unterhaltunge n mi t Einheimi -
schen, auc h übe r Gespräch e politische n Inhalts . Angesicht s de s Umfang s de r Quell e 
können nich t mehr als Lesefrüchte gebote n werden, darunte r aber eben auc h de r (leide r 
nicht mi t eine m Datu m versehene , abe r wohl z u 194 4 gehörende ) Hinwei s au f Gesprä -
che mi t eme m Soldate n übe r Massenerschießunge n a n de r Ostfron t (S . 171) . 

„Der Humanis t Arnol d Burenius " (1485-1566) , de n Johanne s GRAVE skizzenhaft wür -
digt und desse n Würdigung e r den Untertite l „Ei n Emslände r mach t Gelehrtenkarriere " 
hinzusetzt (in : OsnabrMit t 104,1999 , S . 91-106) , dürft e weitgehen d vergesse n sein . E s 
handelt sic h um eine n de r zahlreichen Männe r de r zweiten Reihe , di e sic h um di e prak -
tische Organisatio n de r höheren Büdun g verdient gemacht haben -  i n diesem FaU an de r 
Universität Rostoc k -  un d di e dabe i au f Ra t und Hilf e bekannte r Humaniste n -  i n die -
sem Fal l Melanchthon s -  zurückgreife n konnten . Nebe n eine r rech t knappe n Analys e 
der Gelegenheitswerke de s Bureniu s is t de r Nachweis hervorzuheben , das s e r aus Ems -
büren gebürti g ist . 

„Die Berufun g de s Magister s Friedric h Dedekin d al s Pasto r au f di e 1 . Pfarrstelle de r St . 
Michaetiskirche i n Lüneburg " i m Jahr e 157 6 untersuch t Eberhar d DOLL (in: JbGesNd -
sächsKiG 98 ,2000 , S . 227-237) . De r in Wittenberg ordinierte Geistüch e is t vor allem al s 
Verfasser de s sittenkritische n „Grobianus " (erschiene n 1549 ) auc h ein e bedeutend e 
Figur de r Literaturgeschicht e de s 16 . Jahrhunderts . 

Unter dem Titel „Hachez in Bremen -  Schiff e und Schokolade" behandeln Konrad ELMS-
HÄUSER und Hermann SANDKÜHLER vor allem genealogische Detaü s zur Frühgeschicht e 
der Famili e i n Breme n (in : Bremj b 79 , 2000 , S . 213-232 , 3  Abb. ) un d überprüfe n vo r 
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allem einige ungeprüft übernommen e Legende n zu r Herkunft de r Famüie und des erste n 
Chocolatiers unte r ihnen , de r di e noc h heut e bestehend e Firm a 189 0 gründete . 

Eva SCHÖCK-QUINTERO S erinner t unte r de r Überschrif t „»Ehrfurch t vo r de r Heiligkei t 
des Lebens " a n „Di e Breme r Pazifisti n August e Kirchhoff " (in : Arbeiterbewegung un d 
Sozialgeschichte 3 ,1999 , S . 2 5 - 3 4 ) . 186 7 geboren , engagiert e si e sic h i n de n Jahre n de s 
Ersten Weltkrieges i n de r internationalistischen un d pazifistisc h ausgerichtete n Frauen -
bewegung un d warnt e i n zahlreiche n Aufsätze n un d Beiträge n vo r de n Gefahre n de s 
Nationalsozialismus. 

Arno SPANGENBERG geht den Beziehungen zwischen de m Mathematiker „Felix Klein und 
Göttingen" nach (in : Göttjb 48 ,2000, S . 171-178) . 188 6 an die Georgia Augusta berufen , 
bemühte e r sic h insbesonder e u m de n Ausba u seiner , de r mathematisch-naturwissen -
schaftlichen Fakultät , engagiert e sic h in de r Lehre an der Universität , abe r insbesonder e 
auch bei de r Verbesserung de r schulischen Bildun g und vertrat di e Universitä t zwische n 
1908 und 191 8 im Preußische n Herrenhaus . Durchau s konservati v und „professoral " i m 
Habitus, wirkt e e r auf dies e Weis e deutlic h übe r di e Grenze n seine r Universitä t hinaus . 

Anton Jose f KNOT T skizziert „Justizra t Herman n Adol f Lüntzel " i n seine n Briefe n a n 
Hermann Roeme r un d teil t mit , wa s Lüntze l al s „Hildesheim s Abgeordnete r i m Pauls -
kirchen-Parlament" übe r sein e politische n Einschätzunge n un d Erwartunge n mitzutei -
len hatt e (in : HildesheimJ b 70/71 , 1998/99 , S . 239 -244) . 

„Ein Oldenburge r i n Berlin " betitel t Egber t KOOLMA N seine n Aufsat z übe r „Wilhel m 
Meinardus un d di e preußisch-oldenburgisch e Militärkonventio n vo n 1867 " (in : Olden -
burgjb 100 ,2000 , S . 4 9 - 8 8 , 9 Abb.) , i n de m e r eine ausführlich e tagebuchähnüch e Dar -
stellung de r Verhandlungen Oldenburg s u m di e Müitärkonventio n mi t Preußen au s de r 
Feder diese s oldenburgische n Oberstleutnant s (geb . 1805 , gest. 1906 ) veröffentlich t un d 
kommentiert. Abgesehen von de n sachlichen Mitteilunge n is t der Bericht vor allem auc h 
deswegen lesenswert , wei l e r di e Langeweil e eine s wartende n Gesandte n un d di e Ver -
suche zur eigenen Ablenkung -  etw a durc h Museumsbesuch e un d Stadtbesichtigunge n -
ungeschminkt i n Wort e fasst . 

Ein offensichtliche s Fehlurtei l i n eine m Aufsat z vo n Wolfgan g Jun g (OBE N S . ooo ) ver -
anlasste Ger d STEINWASCHER , einen Beitra g über „Dr. Johannes Peterman n -  Bürgermei -
ster un d Regierungspräsiden t vo n Osnabrück " z u verfasse n (in : OsnabrMit t 106 , 2001 , 
S. 247-259 ) un d da s Jungsche Verdikt „NSDAP-Bürgermeister " dadurc h richti g zu stel -
len. Peterman n (1886-1961) , Katholi k un d Zentrumsmitglied , wa r 1926-3 8 Stadtsyndi -
kus mit dem Tite l eines Bürgermeister s und wurde dan n durch einen Nationalsozialiste n 
ersetzt, z u desse n Begräbni s 197 1 di e Stad t Osnabrüc k immerhi n eine n Kran z sandt e 
(S. 257) . In den Jahren 1945-5 1 amtiert e e r dann al s Regierungspräsident. -  De r Aufsat z 
verdient wege n de r geradez u idealtypische n Personenkonstellatio n währen d de r Zei t 
des Nationalsozialismu s un d i n de r Nachkriegszei t Beachtun g auc h i n exemplarische r 
Hinsicht. 

Joachim RAFFER T verfolgt de n We g „Vo m Setzkaste n a n de n Schreibtisch" , de n „Hein -
rich Richter : Buchdrucker , Redakteur , M.d.R. , KZ-Insasse , Stadtdirektor " gegange n is t 
(in: HildesheimJ b 70/71 , 1998/99 , S . 129-162 , 6  Abb.) . Ei n typischer deutsche r Lebens -
lauf, so könnt e ma n angesicht s de r Lebensstationen diese s 188 7 geborenen un d 196 1 ge -
storbenen Sozialdemokrate n sagen , de r al s Drucke r begann , i n de n zwanzige r Jahre n 
Redakteur, schließlic h Schriftleite r eine r sozialdemokratische n Zeitun g wurd e un d de r 
parallel daz u ein e Parteikarrier e machte , di e ih n 1928-3 0 un d 193 3 i n de n Reichsta g 
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brachte. In den dreißiger Jahren zu unstetem Berufsleben gezwungen, landete er in Folge 
der Aktion „Gewitter" 1944/45 als KZ-Häftling in Neuengamme. Noch 1945 wurde er 
als Bürgermeister und Stadtdirektor in Bockenem tätig und blieb bis zu seinem Tode 
1961 in der Kommunalverwaltung und -politik. 

„Josef Anton Sälen (1809-1873)" war - wi e Gisela VOLLMER berichtet - nich t nur „Ein 
oldenburgischer Amtseinnehmer in Damme und Dinklage", sondern auch der „Dichter 
des Dammer Heimatliedes" (in: JbOldenbMünsterland 2000, S. 212-223,1 Abb.). Inter-
essant ist der Beitrag nicht zuletzt deshalb, weil hier die schriftstellerischen und dichte-
rischen Neigungen eines oldenburgischen Subalternbeamte n nachvollziehba r werden 
und auf diese Weise deutlich wird, dass solche Beschäftigungen ebe n auch auf dieser 
Ebene zur Geschichte des Beamtentums des 19. Jahrhunderts dazugehören. 
„Johannes Diederich Sarnighausen (1818-1901)" brachte einen weiten Weg „Vom Göt-
tinger Hymnologe n zum Staatssenator in Indiana, USA" hinter sich. Hans-Cord SAR-
NIGHAUSEN zeichnet den Weg nach (in: Göttjb 47, 1999, S. 113-123, 4 Abb.). 1855 gab 
Sarnighausen erstmals ein „Allgemeines deutsch-lutherisches Gesangbuch " heraus, in 
dem er Gesangbücher einzelner Landeskirchen zusammenzufassen versucht hatte. Als 
er 1860 in die USA auswanderte, übernahm er dort die Redaktion der deutschsprachigen 
„Indiana Staatszeitung" und betätigte sich auf der Seite der Demokraten im Staatssenat 
von Indiana. 
„Aus dem schwarzen Kontinent in die Finsternis des Tresors" führte „Eine Odyssee drei-
er Briefe Albert Schweitzers". Horst FAHLBUSCH beschreibt (in : Northeimjb 66 , 2001, 
S. 116-129, mehrere Abb.) eher feuilletonistisch den Hintergrund dieser Briefe Schweit-
zers der Jahre 1955-60: die Benennung des Northeimer Krankenhauses nach ihm. Die 
Briefe werden faksimiliert abgebildet. 
„Stendhals dienstüch e Korresponden z (1807-1808) " ist -  wi e ma n dem Aufsatz vo n 
Hans MATTAUCH entnehmen kann - „En i Beitrag zu seiner Biographie und zur Landes-
geschichte" Braunschweigs (in: BraunschwLbLG 81, 2000, S. 77-99). In Ergänzung zu 
seiner Monographi e (1999 , Rez . i n diese m Jb. ) werte t Mattauc h weitere Stück e de r 
Stendhalschen Korrespondenz aus seiner Zeit als Kriegskommissar und Domänenver-
walter in Braunschweig aus und ediert im Anhang S . 97-99 zwe i bisher unbekannte 
Briefe. -  Vgl . zum gleichen Themenkomplex auch Hans MATIAUCH, Braunschwei g als 
französischer Etappenor t 1807 : Einige Neuigkeite n un d Präzisierunge n (in : ebd. 82, 
2001, S. 175-181,1 Abb.) 
Karin EHRICH und Uta ZIEGAN haben „Die Autorin Anna Wendland - ein e unbekannte 
Heimathistorikerin" wieder entdeckt und nutzen dies zu Anmerkungen „Übe r einige 
Probleme bei der Erforschung emer weibtichen Biografie" (in: HannGBU N.R 53,1999, 
ersch. 2001, S. 221-244, 3 Abb.). Anna WendTand (1866-1955), ausgebüdete Lehrerin, 
wandte sich als Autodidaktin der Heimatgeschichte zu und publizierte seit 1895 über-
wiegend heimatkundliche Aufsätze, aber auch Queüeneditionen, für die sie umfangrei-
che Archivstudien betrieb, als letztes die „Prinzenbriefe zum hannoverschen Prünoge-
niturstreit 1685-1701" (1937). Ein Werkverzeichnis findet sich S. 236-244. 



N A C H R I C H T E N 

Historische Kommission für Niedersachsen und Bremen 

Jahrestagung v o m 9 . - 1 1 . Ma i u n d M i t g l i e d e r v e r s a m m l u n g 
a m 10 . M a i 2 0 0 2 i n H i l d e s h e i m 

1. Bericht über  die  Jahrestagung 

Die Historisch e Kommissio n veranstaltet e ihr e Jahrestagun g 200 2 au f Einladun g de r 
Stadt Hildeshei m i m dortige n Roemer-Pelizaeus-Museum . Namen s de r Stad t begrüßt e 
der Oberstadtdüektor , Dr . Konra d Deufel , di e Anwesenden , beschrie b da s historisch e 
Ambiente Hildesheim s un d erklärte : „Höchst e Zeit , das s Si e wiede r i n unser e schön e 
Stadt kommen! " De r Vorsitzend e de r Historische n Kommission , Professo r Dr . Ems t 
Schubert, Göttingen , dankt e de r Stad t un d seine m Vorredne r un d unterstric h di e Auf -
geschlossenheit, mi t de r di e Stad t Hüdeshei m sic h imme r wiede r de r Landesgeschicht e 
zugewendet habe . 

Den erste n Vortrag hiel t Professo r Dr . Wolfgang PETK E (Göttingen) z u de n Ergebnisse n 
einer Faüstudie : „Di e inkorporiert e Pfarre i un d da s küchlich e Benefizialrecht : De r Fal l 
Sieboldshausen 1357-1540" . Di e Pfarre i de s südüch von Göttingen gelegenen Orte s Sie -
boldshausen wurd e 1357 , eine m Zu g de r Zei t folgend , de m Stif t Hilwartshause n inkor -
poriert. Da s Stif t beabsichtigte , fü r di e Seelsorg e eine n Vika r einzusetze n un d i m Übri -
gen da s Nutzungsrech t a n de r Pfründ e z u genießen . E s zeigt e sic h freilich , das s e s sic h 
um eine n prekäre n Besitztite l handelte , den n verschieden e Klerike r verstanden es , sic h 
päpstliche Provisione n z u erwirken , di e diese r Absich t entgegenstanden . Scho n 136 0 
ließ sic h Johan n Wigan d au s Göttinge n wege n z u lange r Vakan z mi t Sieboldshause n 
providieren; auc h späte r risse n di e Versuch e nich t ab , dies e Pfründ e durc h päpstlich e 
Einflussnahme z u erlangen . Petke zeichnete ein e Geschichte nach , in der das Stift als ge-
trieben, di e Gemeind e al s bloßes Objek t erscheint . 

Danach redet e Professo r Dr . Thomas VOGTHER R (Osnabrück). Se m Thema : „Seelenhei l 
und Sündenstrafen . De r Ablas s i m spätmittelalterliche n Niedersachsen" . E r fragte  zu -
nächst, wei s de r Ablass sei , un d erläutert e di e komplexe , sic h ständi g ändernd e Denkfi -
gur, der die Reformatoren nich t angemessen gerech t werden woüten. Die Gläubige n hät -
ten di e Theologi e sowies o nac h eigene n Bedürfnisse n rezipiert . Vogther r schüdert e di e 
Wirkungen de r große n spätmittelalterliche n Ablasskampagnen , di e Nikolau s vo n Kue s 
und Raimun d Peraud i i n Niedersachse n durchführten , un d stellt e Ablassmedie n vor : 
Bildtafeln, Schrifttafel n mi t Ablassverzeichnisse n un d Beichtformulare . Schließlic h 
erörterte e r da s Problem , o b di e Akzeptan z de s Heilsangebotes , da s de r Ablas s präsen -
tierte, sic h z u Begin n de s 16 . Jahrhunderts veränderte . 

Nach diese m Vortra g macht e sic h di e Versammlun g feis t geschlossen Richtun g Rathau s 
auf, w o de r Oberbürgermeister , Kur t Machens , di e Tagungsteilnehme r i m Name n de r 
Stadt empfing . I n seme r Ansprache betont e e r Hildesheims Positio n al s Kulturstadt un d 
gedachte darau f gemeinsa m mi t de n Anwesende n de r Opfer , di e de r Konflik t u m Palä -
stina i n diese n Tage n geforder t hatte . Professo r Schuber t dankt e un d unterstric h di e 
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Großzügigkeit der Stadt, eine Großzügigkeit, die das bereits aufgebaute Büffet in glän-
zender Weise bewies. Gut gestärkt bereitete es keine Schwierigkeiten, den Weg zurück 
ins Museum zu finden, wo Professor Dr. Thomas Kaufmann (Göttingen) den Abendvor-
trag hielt. 
KAUFMANN behandelte „Magdeburg s ,Herrgotts Kanzlei* und die Krise des Interims". 
Die Stad t Magdebur g verweigerte 1548 di e Annahm e de s Augsburger Interim s un d 
wurde, von Kaiser und Reich geächtet, zum Zentrum des Widerstandes. Dieser Wider-
stand in existenzgefährdender Situation, publizistisch von Theologen wie Matthias Fla-
cius, Nikolaus Gallus, Nikolaus von Amsdorf geleistet, veränderte das Luthertum grund-
legend. Er bestimmte nachhaltig, noch bis in das 19. Jahrhundert hinein, das lutherische 
Selbstbewusstsein. Magdebur g stie g au f zu m protestantischen Erinnerungsort . Kauf -
mann analysierte die Druckschriften, di e 1549/50, von Magdeburg ausgehend, das le-
sende Publikum überschwemmten, zeigte auf, wie das Interim zum Antisymbol stilisiert 
wurde und wie sich auch nationale Töne in die Polemik mischten. 
Der nächste Tag, der 10. Mai, führte die wissenschaftliche Tagung (nach der ordentüchen 
Mitgliederversammlung) mi t eme r Sektio n zu m Thema „Forme n institutionalisierte r 
Frömmigkeit" fort. Im ersten der drei abgestimmten Kurzvorträge beschäftigte sich Dr. 
Claudia BECKER (Lippstadt ) mi t Wallfahrten al s Ausdruck de r Volksfrömmigkeit. Si e 
verwies darauf, wie wenig die häufig nur kurz besuchten Wallfahrten auf niedersächsi-
schem Gebiet bekannt seien. Sie konnte 2 0 Wallfahrten nachweisen, die sie klassifizierte 
und in Beispielen vorsteüte. Elf dieser 2 0 Wallfahrte n galten der Gottesmutter Maria; 
meistens ging die Initiative von Laien aus, die Amtskirche förderte oder tolerierte die Be-
wegung, dii i m Spätmittelalter zu emem Massenphänomen der Daseinsbewältigung an-
wuchs. Die Reformation jedoch andere Heilsmittel propagierte; protestantische Obrig-
keiten beendeten in aller Regel die Wallfahrten in ihren Territorien. 
PD Dr. Malte PRIETZEL (Springe ) beleuchtete das Beispiel der Kalande, der norddeut-
schen Klerikerbruderschaften. Dabe i betrachtete er das Verhältnis der Kalande zu den 
Laien einerseits, andererseits zu den Bischöfen. Für die Laien gewannen die Frömmig-
keitsäußerungen de r Kalande in vieler Hinsicht Vorbüdcharakter; die Klerikerbruder-
schaften ermöglichte n de n Laien zudem eine Partizipation durch Stiftungen, di e den 
Stiftern einige Bereiche des Bruderschaftslebens öffneten. Die kirchliche Hierarchie för-
derte die Kalande nicht, ließ sie aber gewähren. Prietzel sah darin kern Versagen der 
Amtskirche, sondern meinte, die Intensivierung der Frömmigkeit, die sich in den Kaian-
den zeigte, habe obrigkeitücher Anregungen nicht bedurft. 
Im dritten Kurzvortrag analysierte Dr. Kerstin RAHN (Hannover) da s rituelle Handeln 
spätmittelalterticher Bruderschaften . Vo n eme r Invektiv e Luther s gegen da s Bruder-
schaftswesen ausgehend , beschrieb sie die gemeüischaftsstiftenden Einrichtunge n der 
religiösen Bruderschaften: die Memoria, die Fußwaschung, das Mahl. Resümierend be-
wertete sie die psychologischen Wirkungen derartiger KoUektiverfahrungen. 
AUe drei Vorträge riefen vielfach Fragen und Meinungsäußerungen hervor. 
Nach der Mittagspause, die genutzt werden konnte, um das Roemer-Pelizaeus-Museum 
zu besichtigen oder - auf Einladung des Weihbischofs Koitz - den Rosenstock im Kreuz-
gang des Domes zu besuchen, beschäftigte sic h Dr . Herbert REYER (Hüdesheim ) mi t 
„Frömmigkeit in den Tagebuchaufzeichnungen Hüdesheime r Ratsherren und Bürger-
meister des 16. Jahrhunderts". Er begann damit, die Queüen - di e Diarien der Familie 
Brandis, das Tagebuch des Bürgermeisters Henni Arneken, Conrad Jordans Acta Bello-
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rum Hildensiu m -  z u charakterisiere n un d au f ihre lebensgeschichtliche n Hmtergründ e 
hin zu befragen. Eingehen d präsentiert e e r die umfangreichen Tagebuchaufzeichnunge n 
des Ratsherrn Joachim Opperman n au s dem End e de s 16 . Jahrhunderts, di e bisher völli g 
unbekannt waren. Di e Frömmigkeitsäußerungen , di e sich aus diesem Corpu s protestan -
tischer Aufzeichnungen gewinne n ließen , ordnete e r anschließend i n allgemeine Zusam -
menhänge ein . 

Professor Dr . Werne r FREITA G (Halle ) beendet e di e Vortragsreih e mi t eine r Untersu -
chung de s Phänomen s „Kirch e i m Dorf" . A m Beispie l de s Dekanat s Vechta , i n de m a b 
1613 die katholische Konfessionalisierun g einsetzte , behandelte e r als typische Bereiche : 
das Kirchengebäude , di e liturgische n Bücher , di e genossenschaftlich e Kirchenverwal -
tung, den Kirchhof . Ein e spezifische Frömmigkei t de s Landes konnte e r nicht feststellen , 
die Einschnitt e aber , di e da s Tridentinu m setzte , ware n spürbar : Da s Profan e musst e 
fortan eindeuti g vo m Heilige n geschiede n werden . Di e tridentinisch e Frömmigkei t 
stärkte s o Erlösungshoffnun g un d Heilserwartung . 

Die Schlussdiskussio n eröffnet e de r Vorsitzende, Professo r Dr . Emst Schubert , mi t eine r 
weitgespannten, da s Tagungsthem a bilanzierende n Zusammenfassung . Zahlreich e Dis -
kutanten truge n weitere Aspekt e zu m Gesamtbil d bei . -  De r Aben d bo t dan n mediale n 
Anschauungsunterricht: Di e Dombibliothe k Hüdesheim , di e ältest e Bibüothe k Nord -
deutschlands, präsentiert e i n ihrem Neuba u Zimeüen , di e der Leiter, Jochen Bepler , un d 
PD Dr . Thoma s Klingebie l sachkundi g erläuterten . 

Die traditionell e Exkursio n a m Sonnabend , vo n Dr . Michae l Schüt z geleitet , führt e 
unter bewölkte m Himme l z u Küche n un d Schlösser n de s Hüdesheime r Landes . Ein e 
eindrucksvolle Reih e von Kulturdenkmäler n -  di e von englische n Benediktiner n errich -
tete Barockküch e i n Lamspringe , da s Renaissanceschlos s Henneckenrode , di e Burgrui -
ne Wohldenberg mit spätbarocker Jagdkapelle und de r Laves-Kulturpfad i n Derneburg -
prägte sic h de n Teilnehmer n ein , di e sodann , vo n Impressione n un d Einsichte n erfüllt , 
die Heimreis e antraten . 

2. Bericht über  die  Mitgliederversammlung;  Jahresbericht 

Die Mitgliederversammun g fan d a m Vormitta g de s 10 . Mai statt . De r Vorsitzende , Prof . 
Dr. Ems t Schubert , eröffnet e si e un d stellt e durc h Augenschei n di e Beschlussfähigkei t 
fest. (Ausweislic h de r Listen waren 7 3 Mitglieder und Vertreter von Patrone n anwesend , 
die 7 7 Stimmen führten. ) Darau f erhobe n sic h die Anwesenden, u m durch ihr Gedenke n 
das langjährige Mitglie d de s Ausschusses Prof . Dr . Hans-Jürge n Nit z ( t 2 2 . 6 . 2 0 0 1 ) un d 
Thomas Nolt e ( t 5 . 7 . 2001), de n Beauftragte n de s Schatzmeisters , z u ehren . 

Nachdem di e Versammelte n wiede r Plat z genomme n hatten , erstattet e de r Geschäfts -
führer, Dr . Brag e Be i de r Wieden , de n Jahres - un d Kassenbericht : 

An wissenschaftliche n Unternehmunge n konnte n vorangetriebe n ode r abgeschlosse n 
werden: 

1. Niedersächsisches Jahrbuch  für  iMndesgeschichte 

Das Niedersächsisch e Jahrbuc h 73/200 1 wurd e gewohn t pünktlic h vo r Weihnachte n 
ausgeliefert. Her r Ohainsk i ha t ei n systematische s Gesamtinhaltsverzeichni s de r Bänd e 
1, 1 9 2 4 - 73, 200 0 erstell t un d u m eine n Nachwei s de r abgedruckte n Quelle n erweitert ; 
dieses Registe r kan n al s Separatdruc k zu m Prei s vo n 2,5 0 €  zzgl . Versandkoste n übe r 
die Geschäftsstell e bezoge n werden . 
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2. Monografien 

Im Berichtszeitraum sind folgende Werke der Gesamtreihe erschienen: 
201: Susanne RAPPE-WEBER: Nac h dem Krieg. Herrschaft un d Ordnung im Dorf: das 
Beispiel Hehlen/Weser 1650-1700 , 
203: Ulrike HINDERSMANN: Der ritterschaftliche Adel im Königreich Hannover, 
208: Urkundenbuch des Stifts Hilwartshausen. Bearb. von Manfred VO N BOETTICHER, 

206: Dirk NEUBER: Energie- und Umweltgeschichte des niedersächsischen Steinkohlen-
bergbaus, 
207: Thomas KLINGEBIEL: Ein Stand für sich? Lokale Amtsträger in der Frühen Neuzeit: 
Untersuchungen zur Staatsbildung und Gesellschaftsentwicklung i m Hochstift Hildes-
heim und im älteren Fürstentum Wolfenbüttel, 
209: „Gestapo Oldenburg meldet..." Berichte der Geheimen Staatspolizei und des In-
nenministers aus dem Freistaat und Land Oldenburg 1933-1936. Bearb. von Albrecht 
ECKHARDT U . Katharina HOFFMANN, 

210: Urkundenbuch des Stifts Walkenried, Bd. 1. Bearb. von Josef DOLLE. 

Diese letzte Veröffenttichung ha t nicht die Kommission, sondern der Braunschweiger 
Geschichtsverein finanziert. 
Um die Sammlung historischer Ortsansichten in eine Datenbank überführen zu können, 
sind die Fotonegative digitalisiert worden, und zwar in zwei verschiedenen Auflösun-
gen, einmal als Jpg-Dateien zur Verwendung in der Datenbank, zum anderen als Tifs, die 
in Printmedien umgesetzt werden können. 
Die Einnahmen und Ausgaben verteilten sich wie folgt: 
Einnahmen: E001 (Vortrag): 18.493,27 DM; E100 (Beiträge der Stifter): 185.390,00 DM; 
E200 (Beiträge der Patrone): 15.325,58 DM; E300 (Spenden): 3.645,33 DM; E610 (Zin-
sen): 150,90 DM; E620 (Verkauf von Veröffenttichungen): 1.603,86 DM; E630 (Kosten-
beteüigung an Veröffentlichungen): 30.702,00 DM. Summe: 255.310,94 DM. 
Ausgaben: AHO (Verwaltung): 11.627,22 DM; A120 (Personal) : 46.992,93 DM ; A210 
(Jahrestagung): 8.062,54 DM; A221 (Arbeitskrei s Wirtschafts- un d Sozialgeschichte) : 
2.008,50 DM; A222 (Arbeitskreis 19. und 20. Jahrhundert): 308,00 DM; A223 (Arbeits-
kreis Geschicht e de r Juden): 921,46 DM ; A300 (Nieders . Jahrbuch): 62.256,87 DM ; 
A400 (Projekte) : 109.400,3 0 DM ; A99 1 (Rückzahlungen) : 4.099,1 7 DM . Summe: 
245.676,99 DM. 
Der Geschäftsführer erläuterte : Der hohe Vortrag erklärt sich daraus, dass Leistungen 
an die Druckerei, da verschiedene Buchungen koordiniert werden mussten, erst im Ja-
nuar erbracht werden konnten, obwohl der Aufwand im alten Jahr entstanden war. Von 
den Personalausgaben gehören 12.436,93 DM dem Aufwand nach ins Jahr 2000 (s. Kas-
senbericht für 2000). Di e erhöhte n Ausgaben für den AK Wirtschafts- un d Sozialge-
schichte korrespondieren mit Einnahmen des Titels E300 (Spenden). Die Mehrkosten 
des Jahrbuchs gehen v. a. auf den Abdruck eines systematischen Gesamtinhaltsverzeich-
nisses zurück. 
Die Kasse hatten Helmut Zimmermann und Heribert Merten am 13.2.2002 geprüft. Da 
sich kerne Beanstandungen ergaben, beantragte Herr Zimmermann die Entlastung des 
Vorstandes und des Schatzmeisters. Sie wurde ohne Gegenstimme gewährt. 
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Anschließend legt e de r Geschäftsführe r de n Haushaltspla n fü r da s Jah r 200 2 vor . Da -
nach wär e mi t folgende n Einnahme n un d Ausgabe n z u rechnen : 

Einnahmen: E100:95.60 0 € ; E200:9 .20 0 € ; E300:1.30 0 € ; E610:10 0 € ; E 6 2 0 : 5 0 0 € ; 
E630: 8 . 6 0 0 € ; Summe : 115.30 0 € . 

Ausgaben: AHO : 6.10 0 € ; A120 : 18 .400€ ; A210 : 5.00 0 € ; A221-223 : 1.80 0 € ; A300 : 
28.000 € ; A400 : 56.00 0 € ; Summe : 115.30 0 € . 

Die Versammlun g erklärt e sic h ohn e Gegenstimm e mi t de m Haushaltspla n einverstan -
den. 

Nach diese m Tagungsordnungspunk t schritte n di e Anwesende n zu r Kooptatio n neue r 
Mitglieder. Zu neuen Mitglieder n wird die Kommission aufgrun d de r Zuwahlen berufen : 
Dr. Wolfgang Brande s (Fallingbostel) , Dr . Erik a Eschebac h (Braunschweig) , Dr . Sabin e 
Graf (Stade) , Dr . Christia n Hoffman n (Stade) , Dr . Werne r Meiner s (Wardenburg) , Dr . 
Jochen Oltme r (Osnabrück) , Dr . Kersti n Rah n (Hannover) , Dr . Ida-Christin e Riggert -
Mindermann (Stade) , Dr . Thoma s Schwar k (Hannover) , Dr . Christian e Segers-Glock e 
(Hannover), Dr . Helg a Stei n (Hildesheim) . 

Aus de n Arbeitskreise n berichtete n sodan n dere n Sprecher/innen . Fü r den Arbeitskrei s 
„Wirtschafts- un d Sozialgeschichte " tru g Prof . Dr . Adelhei d vo n Salde m vor . Al s neu e 
Sprecherin dankt e sie Prof. Dr. Jürgen Schlumbohm un d Dr . Peter Albrecht, die als Spre -
cher bzw . Schriftführer , s o vo n Saldem , „seh r engagier t un d erfolgreic h agier t un d be -
merkenswerte Tagunge n veranstalte t haben" . Da s neu e Tea m besteht au s Fra u v on Sal -
d e m al s Sprecheri n un d Prof . Dr . Heid i Rosenbau m al s ihre r Vertreterin ; Dr . Gudru n 
Fiedler un d Dr . Kathri n Henke l teile n sic h di e Aufgabe n de r Schriftführerin . I m Be -
richtszeitraum tagt e der Arbeitskreis zweimal , a m 10.11.200 1 un d a m 1 6 . 3 . 2 0 0 2 ; er be-
schäftigte sich , inhaltlic h vo n Fra u vo n Salde m vorbereitet , mi t de m Them a „Kindhei t 
und Jugend" . Di e Vorträge, di e im Historische n Museu m i n Hannove r gehalten wurden , 
stießen au f lebhafte s Interess e eine r zahlreiche n Zuhörerschaft . 

Prof. Dr . Kar l Heinric h Kaufhol d fügt e an , das s sic h di e Mitarbeite r de s Harz-Projekte s 
als Projektgrupp e innerhal b de s Arbeitskreise s zusammengefunde n haben . Ma n woll e 
unter Erweiterun g de s Programm s weiterarbeiten , nich t alle m zu m Bergbau , sonder n 
zur Wirtschafts- un d Sozialgeschicht e de s Harzes . Interessente n seie n wil lkommen . 

Aus de m Arbeitskrei s „Geschicht e de s 19 . un d 20 . Jahrhunderts " berichtet e Dr . Diete r 
Brosius. De r Arbeitskrei s veranstaltete , vo n Dr . Hans-Diete r Schmi d initiiert , a m 3 . 1 1 . 
2001 i m Stadtarchi v Hannove r eine n Worksho p „Aspekt e de s Nationalsozialismu s i n 
Niedersachsen". Z u eine r weitere n Sitzun g a m 2 . 3 . 200 2 lu d da s Untemehmensarchi v 
der Volkswagen A G nac h Wolfsbur g ein ; die Referate behandelten di e „Zwangsarbei t i m 
NS-Staat i n Niedersachsen" . 

Der Arbeitskrei s „Geschicht e de r Juden" folgte a m 2 6 . 9 . 2 0 01 eine r Einladung de r Stad t 
Einbeck. Di e zweit e Sitzun g fan d au f Einladun g de r dortige n jüdische n Gemeind e a m 
7 .3 .2002 i n Breme n statt . Damit wurde, so de r Sprecher, Prof . Dr . Herbert Obenaus , de r 
Komplex „Landjudentum" , de r de n Arbeitskrei s sei t seine r Gründun g beschäftig t hatte , 
weitgehend abgeschlossen , Her r Obenau s kündigt e ein e Publikatio n z u diese m Them a 
an. Zukünfti g wir d sic h de r Arbeitskrei s vo r alle m de n Deportatione n i m 2 . Weltkrie g 
und dere n Vorgeschicht e zuwenden . 
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Nach diesen Berichten aus den bestehenden Arbeitskreisen unterbreitete Prof. Dr. Tho-
mas Vogtherr den Vorschlag zur Gründung eines neuen Arbeitskreises. Er beantragte, 
einen Arbeitskreis „Geschichte des niedersächsischen Raumes im Mittelalter*' ins Leben 
zu rufen . Da s Arbeitsgebiet soll e di e Erforschun g un d Publikation vo n Quelle n ein-
schließen, ohne zu sehr auf Epochengrenzen zu sehen, sich aber auch Themen der all-
gemeinen Mediävistik öffnen. Die vorbereitende Organisationsarbeit werde er von Os-
nabrück aus leisten. Der Vorsitzende begrüßte diese Initiative. Der Antrag, einen Ar-
beitskreis „Geschicht e de s niedersächsische n Raume s i m Mittelalter " einzurichten , 
wurde (bei emer Enthaltung) einstimmig angenommen. 
Wie der Geschäftsführer zum nächsten Tagesordnungspunkt vortrug, hat der Ausschuss 
folgende Arbeit zur Veröffenttichung vorgesehen: Frank Zadach-Buchmeier: Integrieren 
und Auschüeßen. Z u Prozessen gesellschaftliche r Disziplinierun g durc h die Arbeits-
und Besserungsanstalt Bevern im Herzogtum Braunschweig (1834-1870) ; das Urkun-
denbuch des Klosters Lüienthal bei Bremen, bearbeitet von Horst-Rüdiger Jarck (zu-
sammen mi t dem Landschaftsverban d Stade) ; Anette Schröder : Vom Nationalismu s 
zum Nationalsozialismus. Studenten an der TH Hannover (1927-1938). 
Zum Stand der laufenden Projekte berichtete der Geschäftsführer: Fü r die Sammlung 
„Historische Ortsansichten" ist eine Datenbank eingerichtet worden, in die die Infor-
mationen der Karteikarten nach und nach eingespeist werden soüen. Um das Projekt 
auch konzeptioneü zu befördern, wüd demnächst - al s Grundlage weiterer Diskussio-
nen - ein e Projektskizze mit Bildauswertungen verschiedener Autoren erscheinen. 
Das Handbuch zur niedersächsischen Landtags- und Ständegeschichte (1500-1806) ist 
in Vorbereitung; ein Großteil der Beiträge tiegt vor. 
Zu Zeit und Ort der nächsten Tagung teüte der Vorsitzende mit: Die Jahrestagung 2003 
wüd um Himmelfahrt in Verden stattfinden. Di e wissenschaftlichen Vorträg e werden 
um das Thema „Mensch und Tier in der niedersächsischen Geschichte " kreisen. Für 
2004 Uegt eine Einladung der Stadt Lingen vor. Anregungen für spätere Tagungsorte sind 
jederzeit willkommen. Mit einem Dank an aüe Anwesenden schloss er die Versamm-
lung. 

Hannover Brage BEI DER WIEDEN 
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